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Borrede, 
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Dekanntlich beruht das in Württemberg geltende Pri- 
vatrecht nur theilweife auf einheimischen Quellen. Die 
vielen Lüden der Lesteren find aus dem fogenannten 
gemeinen Rechte, aus dem Deutfchen, Ganonifchen und 
MRömiſchen Rechte, zu ergänzen. Diefe Ergänzungen haben 

aber mannigfache Schwierigkeiten. Selten treten fie für 
ganze Lehren und in größeren gefchloffenen Maffen ein; 
denn unfre einheimifche Quellen berühren die meiften 
Gegenftände des Privatrechts, aber großentheils höchſt 
lückenhaft, und deßhalb greifen beinahe überall bald im 
Kleineren, bald im Größeren die fubfidiären Rechte ein. 

Es kann hiernach nur eine folche Darftellung unfres 
Privatrechts, welche auch den Inhalt der fubfidiären Nechte, 
foweit er einen Beftandtheil unfres Rechts bildet, aufs 
nimmt, und fich nicht blos auf den Inhalt der einheis 
mifchen Quellen befchränft, den Anforderungen der Wifs 
fenfchaft und den Anfprüchen des praftifchen Beduͤrf— 
nifjes volljtändig genügen. Den Anforderungen der Wiſ— 
jenfchaft — denn was im Leben und in ber An: 
wendung unfres Mechts feir Jahrhunderten als ein 
Ganzes beftand und durch das, Leben und die Anwendung 
immer mehr organischen Zuſammenhang erhielt, muß auch 
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von der Wiſſenſchaft als ein Ganzes aufgefaßt und dar⸗ 
geftellt werden; und wenn da und dort jener Zufammen: 
hang noch nicht ganz bergeftellt ift: fo foll fie den Weg 
zeigen, wie er bewerfflelligt werden mag. Von dem in 
einem Staate geltenden Privatrechte aber ein Element, 
das beinahe in allen Lehren diefes Privatrechts ganz 
wefentlich eingreift und gerade die Grundlage der 
meiften Lehren defjelben bildet, herausnehmen und weg— 
laffen, dieß hieße die Möglichkeit einer wiffenschaftlichen 
Behandlung diefes Rechts und einer confequenten und 
allfeitigen Fortbildung deffelben geradezu aufgeben. Auch 
wird ed fich zeigen laffen, daß durch den Gang, den unfer 
Recht in feiner Ausbildung nahm, und durch die Art 
und Weile, wie ed fich an das Nömifche anfchloß, ein 
vollitändiges, innerlich zufammenhängendes Syſtem des 
gefammten bei uns geltenden Privatrechts fich wohl bilden 
läßt. Zu diefen Zwecke ift e8 aber, wie mir feheint,. uns 
umgänglich nothwendig, in gleicher Urt undin gleichem 
Maaße alle Elemente, aus welchen diefes Necht gebildet 
wird, zu berücklichtigen; es ift der Inhalt der fremden 
Quellen, foweit fie bei ung zur Anwendung zu bringen 
find, alfo namentlich der des Römiſchen Rechts, foweit 
wir aus demfelben unfre einheimifche Quellen zu ergäns 
zen haben, in gleicher Weife in feinem genauen 
Detail darzuftellen, wie der Inhalt der einheimifchen 
Quellen. 

Daß dem praftifchen Bedürfniffe Derjenigen, 
welche als Richter oder Sachwalter unfer Necht zur Anz 
wendung zu bringen haben, nur durch eine folche Dar: 
ftellung gehörig genügt werden kann, bedarf wohl eines 
befonderen Beweifes nicht. Auch für die Geſetzge— 
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bung möchte eine folche Darftellung unfres Rechts eine 
dringende Vorarbeit, und für den Oefeßgeber e8 von großem 
ntereffe fenn, durch fie mit einem Blicke das ganze Ger 
bäude des im Staate geltenden Privatrechts überfchauen 
zu Fünnen, indem fich nur dadurch Mängel, Lücken und 
Disharmonie. in der Gefesgebung gehörig erfennen und 
vermeiden, und nur dadurch die Folgen fich mit Sicherheit 
ermeffen und überfehen laffen, welche eine in dem einen 
Punkte beabfichtigte Uenderung auf verwandte Punfte hat, 
Folgen, welche obwohl oft jeher weitgreifend und wich— 
tig, bei neuen Geſetzen nicht felten unbeachtet gelaffen 
werden. 

Diefe Gründe beflimmten mich, fchon in den Vor: 
fefungen, welche ich in den Jahren 1825 bis 1832 über 
Württ. Privatrecht hielt, und melde bie und da auch 
außer dem Kreife meiner Zuhörer berückfichtigt wurden, 
unfer Necht in genauer Verbindung mit dem jubfidiären 
Mechte vorzutragen, und das Werf, deffen eriten Band 
ich hier dem Publifum vorzulegen die Ehre habe, foll - 
dieſen Plan noch. genauer und vollfländiger ausführen, 
und eine Darftellung des gejammten bei und 
geltenden Privatrechts in feinem vollftändigen 
Detail, aufwelchen Quellen e8 auch beruhen mag, geben. 

Nur zwei Disciplinen find von dieſem Berfuche 
ausgefchloffen, das eigentliche Kirchenrecht und Das 
Nitterlebenrecht. Das Erſtere gehört zwar zum 
Privatrechte, fofern man vom Verhältniſſe der Kirche zum 
Staate abſieht; allein es beruht auf fo eigenthümlichen 
Berhältniffen, bildet jo ſehr ein abgeichloffenes großes 
Ganzes und greift in fo vielen Beziehungen in das Staats: 
rechtliche ein, daß es, wie die in allen Privatrechts: 
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foftemen gefchah, von diefen zu trennen, und befondrer 
Bearbeitung vorzubehalten if. Was dagegen das Nitter- 
Iehenrecht betrifft: fo haben wir in Beziehung auf daffelbe 
beinahe gar Feine particuläre Beflimmungen; es müßte 
hier beinahe lediglich das gemeine Necht wiederhohlt wer: 
den. Dabei bildet Daffelbe nach dem jesigen Stand: 
punfte ein von den übrigen privatrechtlichen Verhältniffen 
fehr ifolirtes Inſtitut, welches der Lefer ohne Schwierig: 
feit aus dem gemeinen Rechte fich ergänzen kann, und 
jo erbeifchen die vben ausgeführten Gründe fein Herein— 
ziehen in diefe Darftellung nicht, und es mird genügen, 
an den betreffenden Orten nur in ſoweit feiner zu erwäh— 
nen, als es die vollfländige Weberficht über das Syſtem 
erfordert. . 

In Beziehung auf Unordnung des Stoffes werde ich 
daffelbe Syitem beibehalten, das ich in meinen Vorles 
fungen ſtets befolgte. Nach diefem find die Grundfäge 
unſres Privatrechts in folgenden fünf Theilen zu entz 
wickeln: I. allgemeine Grundfäge; II. Perfonenrecht, jo: 
wohl das f. g. abfolute, als das f. g. relative oder Fa— 
milienrecht; III. Sachenrecht; IV. Forderungenrecht; zulest 
find V. die Grundſätze, welche bei den genannten drei 
Hauptclaffen der Privarrechte eintreten, wenn ihr Inhaber 
ftirbt,, und die Berhältniffe zu entwiceln, welche fich in 
diefem Yale durch das Kintreten Dritter in die Rechte 
des Derftorbenen ergeben, — dad Erbrecht. So ferne 
dieſes Syftem in einzelnen Beziehungen noch einer Recht: 
fertigung bedarf, wird diefelbe in den folgenden Bänden 
an den betreffenden Orten gegeben werden. | 

Der Entwicklung diefer Grundjfäge aber — welche 
in Drei Bänden wird gegeben werden können — muß 
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eine Einleitung vorangehen, mit deren erfter Abthei— 
fung ich bier das Ganze beginne. In derfelben ift der 
Gegenftand der ganzen Ürbeit genauer zu beftimmen, eine 
ausführliche Gefchichte unfres Privatrechts zu geben, und 
über die Quellen und Literatur defjelben gründlich zu 
orientiren. ine Rechtfertigung der Ausführlichkeit diefes 
eriten Bandes und namentlich der Gefchichte unfres 
Privatrechts wird nicht nöthig feyn. Cie wird ſich durch) 
den Nusen, den fie für die Darftellung des praftifchen 
Nechts hat, von ſelbſt rechtfertigen. uch iſt man 
in unfren Zeiten fo meit gekommen, daß in ihnen, 
wie Falk in feinem frefflichen Handbuche des Holiteins 
fchen Privatrechts richtig bemerft, nicht mehr bewiefen 
zu werden braucht, daß eine Kenntniß des älteren Nechts 
und aller Beränderungen, welche es hat durchgehen müffen, 
bis das jebt geltende Recht fich daraus geftaltet bat, 
nicht blos zur gelehrten oder fugenannten eleganten Juris: 
prudenz gehöre, fondern felbft für Auslegung und Ber: 
ftehen des neueften geltenden Rechts eine große praftifche 
Bedeutung habe. Dieß wird aud in Württemberg in 
unfrer Zeit immer „mehr anerkannt. Man nehme nur 
je B. die neueften Schriften, wie den Commentar von 
v. Bolley über unfer Pfandrecht, die Monographie von 
v. Sarwey über Liquidation der Forderungen der Ger 
meinden 2c. zur Hand, um fich zu überzeugen, wie unfre 
ausgezeichnete Praftifer in ihren miffenfchaftlichen Ars 
beiten ein genaues Cingehen auf das frühere Recht und 
feine Gefchichte zur Gewinnung und gehörigen Begründung 
praftifcher NRefultate und zu deren allfeitiger Erläuterung 
für unamgänglich nothwendig halten. 

Mein Plan bei diefer hiftorifchen Darstellung war: 
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eine möglichft vollftändige Gefchichte unfres Privatrechts 
dem Ganzen voranzufchiden, um in den folgenden 
Bänden das geltende Recht, getrennt vom Hiſto— 
rifhen, vom vein praftifchen Standpunfte 
aus folgen laffen zu fönnen Es iſt daher nicht 
nur eine genaue Öefchichte unfrer Quellen gegeben, ſon— 
dern auch eine Gefchichte der mifjenfchaftlichen Bears 
beitung und der Einwirkung der Gerichte und des Ge— 
wohnheitsrechts auf Weiterbildung des Nechts, und nach— 
zuweifen gefucht, wie die einzelnen Hauptinſtitute unfres 
Rechts äußerlich und innerlich ſich hiſtoriſch entwicelten. 
Dabei ftellte ich namentlich diejenigen Inſtitute, welche 
durch die Gefesgebung der neueren Zeit eine wefentliche 
Umgeftaltung erlitten, wie Netracts:, Pfand-, Prioritäts— 
recht u. |. w. vom Standpunfte des früheren Rechts aus 
ausführlicher dar, damit das Praftifche vom Unpraftifchen 
genauer gefondert werde und die Entwicelung des geltenz 
den Rechts in den praftifchen Theilen reiner und fchärfer 
in feiner ganzen Figenthümlichkeit hervortrete. Wenn ich 
bei diefem gejchichtlichen Theile vielfach auch die ſtaats— 
rechtlichen und Verwaltungs- und die Firchlichen Verhält— 
niffe, die Gerichtöverfaffung und den Prozeß berübrtes jo 
möchte auch Diefes bei einer gefchichtlichen Darftelz 
lung einer befonderen Nechtfertigung kaum bedürfen. Unfer 
Privatrecht bildete fich nicht ifolirt, fondern unter den 
verfchiedenartigften Ginflüffen der eben berührten Elemente, 
dem der Staatsverfaffung, der Verwaltung, der Kirche 
(namentlicy bei Ehe und Berlöbniffen) und dem der Ge: 
richte aus, und in einem Handbuche, welches, wie es bei 
dem vorliegenden beabfichtige ift, durch ſich ſelbſt ohne 
mündliche Erläuterung volljtändig orientiren foll, war es 
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daher unvermeidlich, jene Verhältniffe, ſoweit fie mehr 
oder minder für den Gang des Privatrechts von Wich— 
tigkeit waren, mit zu berühren. Befonders war dabei 
genauer anf die Gefchichte unfrer ©erichte, ihre Zufamz 
menfesung und überhaupt auf die Organe einzugehen, 
welchen die Anwendung des. Nechts in der Form der 
ftreitigen und nichtitreitigen Gerichtsbarfeit oblag. Denn 
eine Gefchichte-unfres Privatrechts müßte durchaus lückens 
haft bleiben und fehr Vieles völlig unerflärt laffen, wenn 
fie fich nicht auch über die Organe, melche die Rechts; 
anwendung im Leben durchzuführen haben, verbreitete, 
und wie Vieles in unfrem Privatrechte fich durch Die 
eigenthümliche Berfaffung der berührten Behörden erklärt, 
dieß dürfte fchon der vorliegende Band zur Genüge be; 
weifen. Auch haben ja jene Behörden bei der weit ger 
triebenen polizeilichen Fürſorge unfrer Gefesgebung in fo 
viele nichtftreitige privattechtliche Verhältniffe fich einzu: 
mifchen, daß fchon aus diefem Grunde die Gefchichte 
jener Behörden einen wefentlichen Beflandtheil der Ges 
fchichte unfres BPrivatrechts bildet. Es ſcheinen dieß 
auch die neueren Bearbeiter unfrer Wiffenjchaft anzuer: 
fennen; nur daß fie blos in dem älteren Perioden diefe 
Dunfte berühren, bei den jpäteren aber den — wie⸗ 
der fallen laſſen. 

Uebrigens glaube ich bei dieſem erſten Bande auf 
die Nachſicht der Leſer Anſpruch machen zu dürfen, da 
er der erſte Verſuch einer ausführlichen Geſchichte unſres 
Privatrechts iſt. In einzelnen Punkten habe ich zwar 
manche tüchtige Vorarbeit benützen können; und wo ich 
dieß that, habe ich ihrer ſtets dankbar erwähnt. Allein 
in den meiſten Punkten fehlte es an ſolchen Vorarbeiten, 
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oder waren fie fo ungenau oder beruhten auf folchen Miß- 
verftändniffen (3. B. bei dem vorlandrecdhtlichen Güter: 
recht der Ehegatten und Erbrecht), daß fie wenig Hülfe 
gewährten. — Befonders danfbar muß ich der Unterftügung, 
welche ich durch die höchſten Behörden in der Deffnung 
der Urchive genoß, und dann des frefflichen Hülfsmittels 
erwähnen, das mir die ausgezeichnete Reyſcherſche Ges 
fesfammlung, befonders die gründliche Arbeit von Niede 
(unten ©. 24) gewährte. Was ich übrigens in Hinftcht 
der Literatur und was ich aus Urfunden und andern Quellen 
anführe, gründet fich durchaus auf Autopfie, und ich 
babe‘, meinem ſtets fefigehaftenen Grundfage gemäß, Fein 
Citat angeführt, das ich nicht in feinem Zufammenhange 
gelefen und geprüft hätte. Wo ich etwa blos Anderen 
folgen mußte, führte ich dieſes ausdrücdlich an. 

Die zweite Abtheilung dieſes Bandes, welche nur 
etwa 10 Bogen ftarf werden. wird, foll im Laufe des 
fünftigen Sommers nach dem Schluffe des Landtages er— 
jcheinen, indem ich noch das Zuftandefommen einiger 
neuer, auch für das Privatrecht wichtiger, Gefege abwarten 
möchte. Die drei folgenden, das geltende Necht entbals 
tenden, Bände werden dann rafcher folgen, da ihre Aus: _ 
arbeitung weit nicht den Aufwand von Mühe und Zeit 
fordert, welchen der vorliegende in Anfpruch nahm. 


Tübingen den 27. December 1838. 
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Geſchichte, Quellen und Literatur des Württ. Privatrechts. 
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J. Begriff und Umfang des Württ. Privaätrechts. 


18 Kap. Begriff und Umfang des Privatrechts überhaupt. 


1. Begriff bes Privatrecht3, Verhältniß zum Öffentl. Nechte 9 
2. Verhältniß zur Juſtiz und f. g. Adminiſtration. . S 2.6 7. 


Ils Kay. Begriff des Württemb, Privatrechts. 


1. Natürliches und poſitives Privatrecht. $ 3. S. 9. 
2. Grundlage und Quellen des poſitiven privatrecht⸗ $ 4.85. 11. 
3. Einheimifches und recipirted Privatrecht . - -» . 9 5.6© 13. 
4. Gemeined Deutfched und particuläred Privatrecht . 6 6. S. 13, 
5. Württembergifched Privatrecht . « +... 7.6515 


1. Geſchichte des Württemb. Privatrecht. 


III Kap. Periodifirung und Literatur der Geſchichte des 
Württ. Privatrechts. 


1. Zeiträume * + . * $ 8, S. 17. 
2. Literatur der Geſchichte des Württ, privatrechts . 9 9. S. 20. 


IVs Kap. Erſte Peride, Die Grafſchaft Württemberg. 


I. Aelteſte Seit . . $ 10... 25. 
I. Einfluß der Grafen auf Rechtöbildung u, Kectsvfiege 
überhaupt . . $ 11. S. 31. 


III. Gerichtöverfaffung v. ber "Mitte des XI. Zahn. "an: 
1. Einfiuß der Gerichte auf die Rechtsbidung . . . 5 12. ©. 34. 
2. Bildung ber einzelnen Gerichte: 


A. Ueberbid . . ⸗ $ 13, ©. 35. 
B. Stadt: und Dorfgerichte, Oberhöfe . $ 14.6. 42 
C. Die höheren gräflichen Gerichte, Erfte HofG. 8. S15.6©. 48 
3, Privilegien gegen Evocationen. urisdictionsverträge 
mit Nacıbarn er er ie Ve cr 10 0 A; 
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Einleitung in das Württ. Privatrecht. 


IV. Privatrechtsverfaffung. 


1. Gemeines Recht einheimifchen Urfprungs? . . » 
2. Aufzeichnung von Ortsrechten,. Insbefondere Stutt: 


garterund Marbacher, Uraher und Tüſbin— 
ger Stadtrecht Be ar Baar a ee ae 


3. Sremde Rebte -. - 2 2 0 2 — a 


V. Staatöverfofung - > > 2 2 2 2 2 2 2 en 


Vs Rap. Zweite Periode, 


4, Gerichtöbarkeit Über geiftlihe Sachen und Perfonen 5 17. S. 


18. S. 


57. 
60. 
67. 


73, 
80, 


Das erfie Sahbrbundert des Her: 


zogthums. Won Herzog Eberharb I. bis Lubwig (einſchl.) 


1495—1593, 


J. Ueberficht . * * * ” . * . ” . * 
11. Herzog Eberhard im Bart, Erſte LandesO. 4 
III. Herzog Ulrich: 


A. üeberblick. Zuſtand ber Privätrechtöverfaffung im 
Allgemeinen . . ‘ 

B. Landesgeſetze aus den Zeiten ulrichs und ber öfter 
reich. Regierung. UI—1Ve LandesO. He HoſG. O. 
1e Ehed. . . 


IV. Herzog Ehriftopbs Gefeßgebung. Darſiellung des 


ganzen Rechtszuſtandes in der zweiten Periode: 

Einleitung. Ueberfiht. - +... 

A. Die Verwaltung und ihr Einfluß anf bie Privat: 
rechtöverhältniffe : 

4. Die verwaltenden Behörden. Allgemeine Ber: 
waltungdgefege. Ve und Vle Landed. . . 

2. Verhältniffe in Beziehung auf Wald, Jagd, 
Fifhwaffer und Waide. Forft:, Fifch-, Waid⸗ 
und Schaaforbnungen . . » 6 

3. Verhältniffe des Bergbaus und der Salinen F 

4. Baupolizei. Erſte Bauordnung . +.» 

B. Die Staatöverfaffung und ihr Einfluß auf die Ge- 
feggebungsgewalt, (Merhältniß bed Adeld und 
der Ausfhüffe.) . . 

C. Stellung und Rechte der verfchiebenen Stände (de: 
fonderd Verhältniß d. Leibeigenen, bed Bürger: 
und Bauernfianded) . .. r 

D. Verhältniß der chriftlichen Religiondgenoffen. Kirch: 
liheDrganifation, Geiftliche Gerichtöbarkeit. Zweite 
EheO. Große Kirhend. - 2» 2 2.0 20% 

E. Verhältniffe ber Suden . . 

F. Reform des Privatrechts m. Prozeſſes durch das 
erſte und zweite Landrecht: 

1. Vorbereitungen. Die alten Statute u. Gewohn⸗ 
heiten (beſ. das alte Erbrecht u, ehel. Güterrecht) 

2. Das erſte Sandrebt . . -» 

3. Daß neue, durch das Sandrecht eingeführte ẽrb⸗ 
recht, Declaration deſſelben von 1558. Wider⸗ 
ſtreben des Hofgerichts gegen die Declaration, 
und der Umiverfität gegen dad ganze Lanbrecht. 
Project einer zweiten Declaration . , » .» 

4. Zweites Landrecht. A —— 

G. Gerichtsverfaſſung. Dritte und vierte HofgerichtsO. 


$ 
$ 23, ©, 


$ 37. S. 
$ 38, ©, 
$ 39. ©. 


81, 
83. 


87. 


92. 


103. 


. 104, 


116. 


. 136, 


138, 


. 139. 


. 150, 


168, 
178. 


189. 


. 227. 


244, 
264. 
279. 


Einleitung in das Württ. Privatrecht. xv 


H. Aufnahme und Wirkungen ber Privatrechts- u. 

Prozefgefengebung dieſer Periode: 
1. Aufnahme berfelben bei der Univerfität ,; Wirkung 

und Aufnahme in dem Übrigen Lande im Allge: 

meinen. . « .. 6540. ©, 288, 
2. Der neue Prozeß, und die Unverfändlichkeit bee 

neuen Rechts, Einfluß aufd, Stellung d. Gerichte. 9 41, S. 292. 
3. Der Stadt: und Amtsfchreiber, und feine Functio: 

nen, und der Württ. Schreiberftand überhaupt. 5 42, ©, 297. 
4. Die Beftimmungen Über Infinuation ber bie Der: 

äußerung liegender Güter betreffenden Verträge. $ 43. ©, 302. 
5. Die Lofungdrehte . 2... eo. . 6544. S. 308, 
6. Vorbereitungen - zu einer neuen Revifion des 

Landrechts. Berückſichtigung der Gefege Herzogs 

Ehrifioph im Auslande . . 2 2 2 22.6545 6, 319, 


VIs Kap. Dritte Periode. Bon Friedrich J. bis Friedri 1. 
(1593—1805,) 


I, Charakter biefer Periode, befonderd in Beziehung auf 
Gefengebung . » -» . . +54. ©, 321. 
II, Staatöverfaffung und, Verwaltung. Berhältniß neuer 
Gebietderwerbungen. Die nicht imcorporirten 
Pandeöthele - . .» $ 47. ©, 323, 
III. Gang der Privatrechts⸗ u Prozeßgefengebg. uͤberhaupt: 
1. Herzog Friedrich I. Bearbeitung des dritten Lands 
reht3 . - .- . $ 48. ©, 331, 
2 Bollendung unb Bekanntmachung des dritten Sand: 
rechts unter Johann Triedbrih. . . . 549. ©, 343, 
3. Daß dritte Landrecht, feine Quellen, und fein 
Verhältniß zur früheren Gefeggebung . . - $ 50, ©, 345, 
4. Die weitere Gefeggebung Johann Friedrichs, 
Siebente LandesO. (Vlte ForſtO. Vlte Fiſcho. IVte 
Kaftend.) . 481. G. 367. 
5. Geſetzgebung Gb erhards ui. Zweite Baud. 
(V. Hof60.).... 0 ee 2, 
6. Wilhelm Ludwig, Gherhard Ludwig unb 
Carl Alerander. (Ille Ehe: und Ehe-GerichtsO. 
le CommundO. Vlle FiſchO.). Worbereitungen zu 
“einem vierten Landreht . . $ 53, ©. 362, 
CarlEugen u. feine Brüber, Friedri I. Wech⸗ 
ſelO.; zweite CEommung,) en eines vierten 


2 
* 


SandredhtE . . 2 00.0. $ 54. 6. 367 
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Erftes Kapitel. 
Begriff und Umfang des Privatrechts überhaupt. 





Begriff des Privatrechts. Verhaltniß zum öffentlichen 
Nechte. 


64. Wie das Wort Recht überhaupt eine doppelte 
. Bedeutung hat, objectiv einen Sinbegriff von Recht sgrund— 
fäßen, fubjectiv eine aus dem Rechtsgefege entipringende 
Befugniß bezeichnet: fo wird auch das Wort Privatrecht 
auf gleiche .Weife in doppeltem Ginne genommen. Nur ift 
man über die nähere Beftimmung des Gegenftandes und 
des Umfanges des Privatrechts (im objectiven Sinne) und der 
Privatrechte (im fubjectiven Sinne) nicht ganz einig. Viele ver: 
ftehen unter Privatrehten im fubjectiven Sinne alle einem 
Privaten oder einem Einzelnen zujtehenden Rechte!. Allein 


1) Wie 3. B. der Berfaffer ver Abhandlung über den Umfang der 
rihterlihen Gewalt; in Hofaders Jahrbüchern der Gefeggebung 
und Rechtspflege im Königreih Württemberg B. 1. ©. 165—208; ferner. 
8. Wächter in der Tübinger eritifchen Zeitichrift für Rechtswiffenfchaft 
Bd. 1. ©. 95 f. und B. W. Pfeiffer praftifhe Ausführungen u. f. w. 
Bd. II. 1831. ©. 197, 1%, 


1 * 
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diefe Bedeutung dem Worte unterzulegen, möchte fich ſchon 
um deswillen nicht empfehlen, weil auch der Staat Nechte ha: 
ben kann, die einen Gegenſatz zu den Öffentlichen Rechten des— 
felben bilden und nur durch Privatrechte gehörig bezeichnet 
werden können; und weil von der anderen Geite aud dem 
Privaten Nechte zuftehen können, welche unmittelbar und le: 
diglich aus einem publiciitiihen Verhältniffe entjpringen, nnd 
infoferne öffentliche Rechte der Privaten find, es aber, von 
Anderem abgejehen, zu Verwirrungen führen müßte, dieſe 
öffentlichen Rechte der PrivatenauhPrivatrechtezunennen, 
Wollte man aber aud) jenen Sinn des Wortes: „Privatrechte“ 
(im fubjectiven Sinne) zugeftehen: jo kann doch nicht dadurch 
ber Umfang und die Grenze des Privatrechts im objectiven 
Sinne, als eines Innbegriffs von gewiffen Rechtsgrundfägen, 
beitimmt werden . Das Wort „Privat“ deutet eine Abfon- 
derung, etwas Bejonderes, ndividualifirtesan. In Verbindung 
mit „Recht“ wird bei ihm die Abfonderung gegenüber von den 
Öffentlichen, den Staatsverhältniffen, und der Staatsgewalt, 
als der anordnnenden und vollziehenden Gefammtgewalt genom- 
men. Manche Rechte der Privaten aber fußen ebenfalls 
auf folhen Öffentlihen Berhältniffen, find ein reiner 
Ausflug und jomit ein reiner Beftandtheil derjelben, wie 
3. B. Theilnahme an ftändifchen Wahlen, das Necht, Mitglied 
einer ftändijchen Kammer zu feyn, Auswanderungsrect, Freis 
heit von der Militärpfliht u. f. w., fünnen fomit nicht einen 
Beftandtheil des Gegenſatzes, des Privatrechts, bilden. Auch 
können nicht blos Privaten, es kann auch der Staat Rechte 
haben und erwerben, welche nicht in den Bereich der Öffentlichen 
Berhältniffe, Tondern in den des Privatrechts im objectiven 
Sinne gehören. 

Schon aus diefem legteren Grunde iſt es von der anderen 
Geite viel zu eng, wenn man das Privatrecht definirt durch) 
den Inbegriff der Nechtsgrundfäge über die Derhältniffe „der 
Privaten“ oder der „Staatsbürger“ zu einander, 


2) Dieß geben auch die,in der Note N Angeführten zu. 
3) So z.B. Thib aut Pandectenrecht Ste Aufl. 1834 $ 2.3. Wening 
Eneyklopädie der Rechtswiſſenſchaft 1321. $ 156. 157. 
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oder der Eiuzelmen (im Gegenjage zum Staate) unter f id) * 
oder der Unterthanen als Privatperfonen®; und es ift wirf: 
lich zu verwundern, daß diefe Definitionen bei uns noc die 
berrjchenden find. Denn Diejenigen, welche die eine oder die 
andere diefer Definitionen aufitellen, können und werden nicht 
in Abrede ziehen, daß 3. B. der Padıt einer Staatsdomäne, 
die Miethe eines Staatsgebäudes, ein mit dem Gtaate abge: 
ſchloſſener Darlchensvertrag lediglich noch in den Kreis des 
Privatrehts gehören, und daß aud die Vermögens- und 
Samilienverhältniffe des Regenten größtentheils: in denfelben 
Kreis fallen, während doc) in den erfteren Fällen Eein Berhälts 
niß der Staatsbürger oder der Einzelnen zu einander und 
in allen genannten Fällen weder ein Berhältni der Unterthanen 
noch ein Verhältniß der Privaten zu einander vorhanden 
ift. Ebenfo fünnen fie nicht in Abrede ftellen, daß es eine Reihe 
von Berhältniffen der Staatsbürger oder der Einzelnen im 
Staate zu einander gibt, welche rein dem öffentlichen Rechte 
angehören. Ueberdieß werden bei den angeführten Definitionen 
auch noch die privatrechtlichen Verhältniffe überfehen, in welchen 
Staat, Regent und Unterthyan zu auswärtigen Staaten: und 
Staatsbürgern ftehen kann. So laffen fich daher jene gemöhn: 
lihen Definitionen des Privatrechts in feiner Weife recht= 
fertigen. Ä 

Das Privatreht (auch bürgerlihes Recht, Civik 
recht genannt) fann man wohl nur negativ definiven. Es 
umfaßt den gefammten NRechtsftoff, fo weit derfelbe nicht zum 
Staatsrechte (im weiteren Sinne) gehört, und ift fomit der 
Inbegriff der Rechtsgrundfäge über diejenigen DBerhältniffe 
der Perfonen — feyen die Perfonen der Staat oder eine audere 
Gemeinheit, oder der Regent, vder ein Staatsbürger oder Aus: 
wärtigerc. — welche nicht Öffentliche oder ftaatsrechtliche find. 


-—u 


4) ©0 3. B.Reyfher Das gefammte württemb. Privatrecht B. J. 1836. 
$ 4. Gegen dieſe befonders häufige Difinition macht ſchon die triftigfien 
Einwendungen C. v. Pfizer über die Grenzen zwifchen Verwaltungs: 
und Civil-Juſtiz. Stuttg. 188. ©. 34, | 

9) So 3.3. Mackeldey Lehrb. d. heutigen röm. Rechts 1Ote Auff. 
1833. $ 8. 
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Befugniffe,, welche aus dieſem SPrivatrechte (im objectiven 
Sinne) entpringen, find Privatrehte im fubjectiven 
Ginne. 

Um den Umfang und Inhalt des Privatrehts näher zu 
beitimmen, müffen wir fomit von dem Begriffe des Öffentlichen 
Rechts und der Öffentlichen Berhältniffe ausgehen. 

Das dffentlihe Recht — Staatsrecht im weiteren Sinne — 
umfaßt die Rechtsgrundfäge über die Eonftituirung des Gtaas 
tes, als einer das Zufammenleben der Bürger ordnenden, für 
daffelbe forgenden und die Erreihung der Menfchheitszwecke 
fördernden, unter einer höchften Gewalt ftehenden, Bereinigung 
und über die Ausübung diefer Höchften Gewalt. Ein Öffentliches 
oder ftaatsrechtliches Verhältniß ift ein Solches, welches feinen 
Grund unmittelbar und lediglich hat in der Stellung, in den 
Befugniffen und Pflichten diefer höchften Gewalt als Solcher, 
als der höchften anordnenden, vollziehenden und fchüßenden 
Sefammtgewalt, oder des Negenten als Oberherrn und Res 
präfentanten des Staats, oder in. der Beziehung des Einzelnen 
zur Staatsgewalt oder zu dem Negenten in der ebenbezeich- 
neten Eigenſchaft. 

Ein Berhältniß wird abe nicht fhon dadurch ein öffent— 
liches oder ftaatsrechtliches, daß die Stellung der Staatsgewalt 
als Solcher oder des Regenten als Golden die Beranlaf: 
fung zumBegründung des Berhältniffes war. Go hat 3. 3. 
die Staatsgewalt ald Solche die Pflicht, für die Verpflegung 
des Heeres zu forgen;z die Lieferungs-Berträge, welche fie aus 
diefem Grunde mit Privaten abfchkießt, werden durch jene in 
‚ das Öffentliche Recht gehörige Obliegenheit des Staates vers 
anlaßt. Allein diefe Verträge felbft bilden, gerade wie auch 
die Darlehens= Verträge, welche der Staat zum Zwece der 
Befriedigung der öffentlichen Bedürfniffe eingeht, ein privat 
rehtliches Berhältniß des Eontrahenten zum Staate, indem 
bier der mit der Privatperfon abgefchloffene Bertrag und 
nicht die ftaatsrechtliche Stellung des Staates, noch weniger 
das Unterthanenverhältniß deffen, mit dem der Staat con: 

trahirte, der eigentliche und nächte Entftehungsgrund des 
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Verhältniffes ifte. Dagegen gehört 5. B. das Verhältniß 
des Steuerpflichtigen, welcher als Staatsbürger zum Zwecke 
der Beitreitung der Öffentlichen Bedürfniffe Abgaben zahlen 
muß, zum Öffentlichen Rechte. Denn diefes ijt lediglich in dem 
Rechte der Staatsgewalt als Solcher und in der Beziehung 
des Einzelnen zu ihr, als Solcher, begründet. 


Berhältnig zur Juſtiz und fogenannten Adminiſtration. 


$2. Die Grenzen, weldhe hiernach dem Privatrechte zus 
Fommen, bilden jedoch an und für fih nicht das Entfcheidungss 
moment der, in der neueren Zeit nicht minder beftrittenen, 
Frage ! über den Umfang und die Eompetenz der richterlichen 
Gewalt, der Gerichts: oder Yuftizbehörden im engeren Sinne, 
gegenüber von der f. 9..Berwaltung und Berwaltungsjuftiz. 
Es fann in einem Staate, je nad feiner Organifation, die 
Enticheidung über ein ftreitiges oder verlegtes Rechtsverhältniß 
den eigentlicyen Juftizbehörden entzogen und andern Behörden, 
den Berwaltungsftellen, zugewiefen feyn, und doch das Ber: 
hältnig dem reinen Privatrechte angehören (wie 3. B. in mans 
hen Staaten Streitigkeiten zwijchen Dienitherrichaften und 
Dienjtboten, über Bertheilung von Gemeindegut ꝛc. theilweife 
den Berwaltungsitellen überwiejen find), und umgekehrt kann 
den Juſtizbehörden die, Entfcheidung über Verhältniffe, welde 
eigentlich in das Öffentliche Recht gehören, zugeteilt jeyn, wie 
3: DB. e8 bei den Griminalfachen der Fall ift . So iſt daher 


6) Ein Bertrag fann freilid auch Entftehungsgrund eines ſtaats— 
rehtlihen Berhältniffes feyn, wenn der Bertrag fih auf die Eon- 
ftituirung des Staates und der Staatsgewalt oder auf die Ausübung der 
böchften Gewalt bezieht (wie 3. B. unfere Berfaffungsverträge) oder bie 
Berhältniffe des Staates als Solchen zu fremden Staaten betrifft. Anders 
ift es aber bei den Verträgen, welche der Staat mit einzelnen Privat- 
perfonen abfchließt. Vrgl. v. Pfizer, über die Grenzen ꝛc. ©. 119. 
137. 151. 163. 

H Die Literatur über diefe Frage f. bei v. Pfizera. DO. ©.63--06 
und in Deffen Prüfung der neueften Einwentungen gegen die Verwaltungs 
Juſtiz. 1833. 8. 

2) Gewiffermaaßen gehört hieher auch der Sal des $ 30 der Wütttemb, 
Verfaſſungsurkunde. 
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die Eompetenz der Gerichtsbehörden für die Frage über den 
Begriff und Umfang des Privatrechts, und umgekehrt der Bes 
griff und Umfang des Privatredyts für die Frage über die Com— 
petenz der Gerichtsbehörden an und für fich ohne Wichtig: 
keit. Gewöhnlich und mit Recht aber wird der Staat davon 
ausgehen, daß die Entjcheidung über bejtrittene oder verleßte 
privatrehtliche Verhältniſſe (nach dem oben entwickelten 
- Begriffe) im Zweifel jedenfalls vor die Gerichtsbehörden ge: 
höre. Namentlich liegt e8 ſehr im. Intereſſe der Staatsbür— 
ger und des, ihnen zu garantirenden, unpartheiifchen Rechts— 
ſchutzes, daß die Entfcheidung über privatrechtliche Berhältniffe, 
welche zwifchen dem Staatsbürger und dem Staate beitehen, 
und über angeblich widerrehhtliche Eingriffe der verwaltenden 
Staatögewalt in eigentliche Privatrechte, d. h. in ſolche Rechte, 
welche aus dem Privatrechte im objectiven Sinne entjpringen, 
jedenfalls zur Competenz der Gerichte gehöre, und daß in fol: 
chen Fällen dem Staatsbürger der Weg zum Nichter nicht ab: 
gefchnitten werden könne. Diefes Letztere fpriht auch die 
Württembergifche Berfaflungsurfunde aus, und fo. ift 
daher nah Württembergifchem Rechte die oben entwickelte, 
Stage über den Begriff und Umfang des — von bes 
— praktiſchen Intereſſe ?. 


3) Sie garantirt im $ 94, 95, dem Bürger den Weg zum Richter 
gegen ben Fiskus in allen „Privatrechtsftreitigfeiten” und gegen die Staats— 
gewalt, fobald er ſich durch einen Act verfelben „in feinem auf einem 
befondern Titel beruhenden Privatrechte” verlegf glaubt. Die im 
Texte gegebene Auslegung diefer Beftimmung ift freilich beftritten, indem 
namentlich. der anonyme Verfaſſer der in der Note 1. angeführten Abhand- 
lung den $ 95. der Verf.Urkunde auf alle und jede (auch öffentliche) 
Rechte der Privaten beziehen will. Allein, wenn auch der Ausdruck „Privat- 
rechte” an fich zweideutig wäre: fo kann doch, wie auch ſchon von Andern 
bemerkt wurde, ein auf einem befondern Titel beruhendes Privat- 
recht nicht jedes Necht eines Privaten bedeuten. Vrgl. v.Hufnagel in 
Schunks Zahrbb. der jurif. Lit. B. I. S. 280. Rob. Mohl das 
Staatsrecht des Königreichs Württemberg Bd. I. 1829. $ 73. v. Pfizer 
in der. Note 5. angeführten erftern Schrift. (Wenn jedoch der Lehtere 
a. a. O. S. 34, glaubt, daß das Privatrecht ſchon deßwegen nicht 
als eine Grenze für die Giviljuftiz betrachtet werben könne, weil bie ge- 
wöhnlihen Begriffe von Staate- und Privatrecht unrichtig feyen: fo folgt 
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Daß es aber bei der willenichaftlichen Darftellung der 
Privatrehtsgrundfäge fi) nicht vermeiden läßt, auch ftaate: 
rechtlihe Berhältniffe zu berühren, dieß bedarf weder eines 
Beweiſes, noch einer Entichuldigung. 


Zweites Kapitel. 
Begriff des Württembergifchen Privatrechts. 


— — 


Natürliches und poſitives Privatrecht. 


$ 3. Das Recht ift eine Norm, welche das freie, friedliche 
und würdige äußere Zufammenleben der Menfchen ordnen und 
regeln fol. Als ſolche muß diefe Norm objektiv und allgemein 
erkennbar ſeyn, allgemeine Anerkennung und Außere Gültigkeit 
in Anſpruch nehmen, und in der Regel gegen den Widerfpens 
ftigen im Nothfalle mit Zwang durchgefeßt und aufrecht erhalten 
werden, ein Zwang übrigens, der nicht gerade immer in einer 
direften phyſiſchen Nöthigung beftehen muß, fondern vielfach 
ein blos indirefter (durch den Eintritt bürgerlicher Machtheile, 
des Derluftes gewiffer Nechte u. dgl.) ſeyn kann. 

Nun gibt uns zwar unfere Bernunft in der Anwendung 
auf die menfchlichen Verhältniffe diejenigen Grundfäge an die 








doch eigentlich aus dem Legteren nicht das Erftere, fondern nur, daß zu— 
nächft diefe Begriffe richtiger zu geben find). Es kann vielmehr der Aus- 
drud nur gewiſſe Rechte der Privaten bezeichnen, und überwiegende 
Gründe fprechen dafür, daß er ſolche gehörig erworbene Privatrechte 
bezeichnen foll, welche in die Sphäre des oben näher beftimmten Privat- 
rechts im objektiven Sinne gehören, welde in diefem ihren Grund und 
Zitel haben. Uebrigens fpricht die Verf.Urkunde blos von dem, was 
zum Wenigften gefhehen muß, und ſchließt daher nicht aus, daß die 
Berfaffung (f. Note 2.) oder die künftige Gefepgebung auch noch andere 
Rechte der Privaten dem civilrichterlihen Forum zumeist; eine Aus— 
dehnung, welche in manchen Hinſichten fehr zu wünſchen feyn dürfte. 
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Hand, welche der dee der Gerechtigkeit entiprehen, und fo 
fönnen wir uns mit Hülfe der praftiichen Bernunft ein Ideal 
von Rechtsverfaffung bilden, welche man, eben weil fie fich 
lediglich auf die vernünftige Natur des Menſchen gründet, 
Naturreht oder Bernunftreht nennt. Allein diefes 
natürliche Recht, betreffe es den Kreis des Privatrechts (natür- 
liches Privatrecht) oder den des Öffentlichen Rechts, fagt uns 
blos, was der Bernunft nach Rechtens feyn follte, gibt 
aber feine unmittelbar gültige und in einem beftimmten Rechtes 
vereine anwendbare Nechtsgrundjäge, d. h. blos deßhalb, 
weil wir einen auf Nechtsverhältniffe bezogenen Grundſatz als 
vernunftgemäß erweifen können oder zu können glauben, 
fönnen wir für ihn noch nicht Außere Gültigkeit im Rechts— 
vereine in Anfpruch nehmen. Denn gejeßt audy — aber nicht 
zugegeben — daß jeder Bereinsgenoffe verbunden fey, dem 
DBernunftgemäßen, jobald es als Golches anerkannt. ift, ohne 
Weiteres fih unbedingt zu unterwerfen: fo fehlt uns ja ein 
untrügliches und allgemein anerfanntes Kriterium dar— 
über, welche Sätze wahrhaft vernunftrechtlich feyen. Die 
Erfenntniß des Vernünftigen bleibt ftets etwas Gubjectiveg, 
und Das, was der Einzelne für Naturrecht ausgibt, ift blos 
feine [ubjective Anficht über das vernunftgemäße Recht. 
Da fi nun die Vernunft nicht in allen Menfchen frei, alfo 
auch nicht gleihmäßig Außert, und fomit leicht der Eine 
Das für vernünftig hält, was dem Andern unvernünftig 
jcheint, und da Fein Menſch Untrüglichkeit in Anſpruch nehmen 
kann: fo kann man unmöglich den philofophifchen Anfichten 
Einzelner über Rechtsverhältniffe — und das ijt immer Das, 
was wir Naturreht nennen — an und für fich Allgemein 
gültigkeit zufchreiben. 

Es fann daher in einem Bereine — und fomit in einem 
Staate — eine Norm nur dadurd äußerlich gültig werden 
und alle Bereinsgenoffen binden, daß fie vonden Vereins— 
mitgliedern als objectiv gültig anerfannt wird, 
fey es unmittelbar — ausdrücklich oder ftillfhweigend durch 
Rechtsgewohnheiten — vder mittelbar, indem fie von dem 
verfaffungsmäßig hierzu befugten und beftimmten Organe, 
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entweder dem Gefeggeber unter den verfaffungsmäßigen For: 
men, oder den Gerichten durch deren legale Gewohnheiten feft: 
gefegt wird. Dadurch entfteht in einem Staate das pofitive, 
d. h. das durch den Staat gefeste und in demſelben wirftich 
geltende Redt. 


Grundlage und Quellen des pofitiven Privatrecht !. 


$ A. Keineswegs aber darf man bei dem pofttiven Rechte 

und insbefondere bei dem pofitiven Privatredhte, von dem 
Gedanken ausgehen, ald ob es losgeriffen von allem natür- 
lihen Rechte und von der unmwandelbaren Grundlage jedes 
Rechts — von der vernünftigen und fittlichen Natur des Mens 
fchen — ein reines Erzeugniß der Willführ ſey. Ein Erzeugniß 
der Willkühr ift es blos feiner letzten Sanction und feiner 
äußeren Erfcheinung nad). 
- Die Quellen, aus denen das pofitive Privatrecht entipringt, 
find theils ausdrückliche Vereinbarungen, theils Gewohnheiten 
des Volks oder der Gerichte, theils Verfügungen der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt, jogenannte eigentliche Gefeße?. Bei allen 
diefen Quellen“ aber ift das, hauptfächlic wirkende Element 
das im Volke herrſchende fittlihe und rechtliche Gefühl. 

Der Gejetgeber und Diejenigen, welche ihm rathen, jtehen 
in der Regel unter dem Einfluße ihrer Zeit und der herrfchen- 
den rechtlichen, fittlihen und religiöfen Anfichten. Befonders 
im Kreije des Privatrechts wird es meift ihr Beftreben feyn, - 


1) Bergl. NR. Fald jurift. Encyklopädie 3te Aufl. Kiel 1830. $ 7. 8. 
C. Theod. Welder die Univerſal- und die juriftifch-politifche Encyklo— 
pädie und Methodologie ꝛc. Stuttg. 1829. S. 122 f. 142 f. 565 f. 

2) Im weiteften Sinne verfteht man unter juridiſchem Geſſetze jebe 
gültige Quelle des pofitiven Rechts,"alfo auch Rechtsgewohnpeiten des Volks 
und Gerichtsgebrauh, im engeren Sinne aber blog die Verfügungen der 
gefeßgebenden Gewalt. Den Inhalt der Letzteren nennt man auch jus 
scriptum, geſchriebenes Recht im juriftifhen Sinne, und dagegen 
den Inhalt der übrigen Rechtsquelien ungefhriebenes Recht, jus non . 
scriptum, was aber eine mwunderliche Bezeichnung ift, da möglicher 
Weife das Erftere auch durch mündliche Publikation eingeführt, und das 
Letztere theilweife ein gefchriebenes Recht feyn kann. Dan beruft ſich 
dabei auf den Sprachgebrauch der Römer. Allein mit Unredt. Denn 
diefer nahm dag jus scriptum und non scriptum in einem andern Sinn, 
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unter Berückſichtigung der individuellen Berhältniffe des Volks 
das der Idee der Gerechtigkeit, wie fie fih ihnen manifeftirte, 
Angemeffene zu geben; das Volk aber wird bei feinem Ein: 
Hufe auf die Rechtsbildung jelten aus einer andern Quelle, 
als aus feinem fittlichen und natürlichen Nechtsgefühle jchöpfen. 
Diefer Ichtere Einfluß ift aber gerade bei der erften Bildung 
eines Privatrechts (und befonders unſeres Deutfchen) meift der 
überwiegende. Selten bildet fich ein pofttives Privatrecht in jeinen 
eriten Keimen durch Acte der Staatsgewalt. Die erften Grund: 
lagen deffelben entitehen meift durch freie Einigungen im Volke 
feldft, in einzelnen Ständen, Orten, Gemeinheiten (oral. unten 
$ 11.), durch Gewohnheiten, die fi im Wolfe über Rechts— 
verhältniffe bilden und in denen ſich das Volksleben gleichſam 
mit unbewußter Freiheit entwickelt und durch Ausſprüche der 
aus dem Volke genommenen Richter, welche fih an die durch 
Einigungen, Gewohnheit und Volksanſichten objectiv gewordenen. 
Principien anjchließen und auf diefe weiter bauen, oft aud 
(wie namentlih in Rom, und früher, nur in anderer Form, 
auch in Deutjchland; F 12.) unter der Controle des Volkes 
ftehen. Erſt jpäter fängt auch der Gejebgeber an, unmittelbar 
auf die Privatrechtsbildung einzuwirken. Allein auch bei diefer 
unmittelbaren Einwirfung wird er hauptjächlid durch Der: 
hältniffe, Sitten, Lage und Charakter des Bolfs, durch die 
beftehende hiftorifche Grundlage und durch die herrjchenden 
rechtlihen und fittlichen Anfichten geleitet werden, und von 
diefen Momenten felten, und dann immer weniger fich los: 
reißen fünnen, wenn dem Bolfe (wie in unfern conftitutionellen 
Staaten) auch bei der eigentlichen Thätigkeit des Geſetzgebers 
eine Stimme mit eingeräumt wird. 

Sp wird daher das pofitive Privatrecht eines Staates 
feinem größeren Inhalte nad uns in der Negel die Idee der 
Gerechtigkeit darftellen, wie fie bei einem bejtimmten Volke, 
in der Anwendung auf jeine befouderen Berhältniffe, fi mani- 
feitirte, Allein feine äußere Gültigkeit erhält dieſes 
pofitive Privatrecht nicht durch feine Uehereinftiimmung mit 
der dee der Gerechtigkeit und mit dem wirklich vernunft: 
gemäßen Rechte, jondern dadurch, daß es als Recht vom Volke 


Einheimifches ır. recipirtes, gemeines D, u. partie. Privatr. 65.6. 15 


oder feinem Gefeßgeber anerfannt vder eingeführt it, fomit 
wenigftens der äußern Erfheinung nad dur einen 
Act der Willkühr. 


Einheimifches und recipirtes Privatrecht. 


$5. Daß ein Staat fein pofitives Recht durchaus durch 
eigenthümlidhe Satzungen fi) beftimme, iſt natürlich nicht 
nöthig, noch ift es gewöhnlich. Er kann auch die Erfahrungen 
und Einfihten Anderer benügen, und Rechtsgrundfägen, welche 
in einem andern Staate fich gebildet haben, bei ſich Gültigkeit 
ertHeilen und fie fo zu einem Theile feines pofitiven Rechtes 
machen. Diejer Umftand aber, daß der Staat einen Rechte: 
fa aus einer fremden Gefehgebung gefchöpft hat, beftimmt 
noch nicht den Begriff des fremden recipirten Rechtes 
im Gegenfage zum einheimifhen. Dadurd vielmehr, daß 
der Staat Rechtsſätze aus fremden Legislationen in feine Be— 
jege oder Gewohnheiten völlig aufnimmt und fie von der Form, 
in, der fie im fremden Lande gelten, entkleidet, werden fie ein 
Beftandtpeil feines einheimiſchen Rechtes !. Legt er aber fremz 
den Gefegen geradezu und in der Form, im welcher (fie im 
fremden Lande gelten, Gleichgültigfeit bei — wie dieß in 
Deutichland mit den Römifchen und Canoniſchen Rechtsſamm— 
lungen geihah, — fd bleiben fie zwar an fih ein fremdes, 
allein durch Reception im Staate geltendes Recht. 


Gemeines Deutfches und particnläres Privatrecht, 


$ 6. In jedem einzelnen Deutihen Staate bildeten fich 
durch jeine eigenthümlichen Quellen, theils durch feine Geſetz⸗ 
gebung, theils durch Gewohnheitsrecht und Gerichtsgebrauch, 


1) Auf dieſe Weiſe nahmen die einheimiſchen Württembergiſchen Geſetze 
ſehr Vieles aus fremden Legislationen auf, und ſelbſt der größere Theil 
der drei privatrechtlichen Theile des Landrechts beſteht aus Rechtsgrund⸗ 
ſätzen, welche aus fremden Quellen geſchöpft wurden. Allein dadurch, daß 
fie in die Württembergiſchen Geſetze ihrem Inhalt nach aufgenommen und 
in befonderer Form publiziert wurden, find fie einheimifch geworden, Vrgl. 
auch v. Weishaar Handbuch des Württ. Privatrechts Ite Aufl, $ 2, 
Falck Encyklopädie $ 17. 
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Privatrehts: Normen, welche zunächft für den einzelnen Staat 
gelten, — das particuläre, bejondere Hecht des Staates. 
Dabei beftand aber in ganz Deutfchland ein juriftifh gemei- 
nes Privatrecht d.h. ein in allen Deutichen Staaten gültiges 
Privatrecht, welches feine allgemeine Gültigkeit durch einen 
allen Deutfchen Staaten gemeinfamen juriftifchen Grund ! 
erhielt und zur Ergänzung des particulären Rechts diente, 
alfo in den Punkten zur Anwendung fam, in welden das 
particuläre Recht Lücken hatte?. Diefes gemeine Recht ift 
feinem Urfprunge nach doppelter Art; theils einheimifches Deut: 
fches Recht, theils recipirtes Römisches und Canoniſches Rechts. 

Zwar ift jegt diefes „gemeine Deutfhe Recht“ nicht 
mehr allen Deutſchen Staaten in feiner früheren Form gemein, 
da es in mehreren Ötaaten Deutjchlands durch umfaffende 
Particulargefeggebungen formell? ganz außer Gültigkeit gefegt 
ift. Allein für viele Deutfche Staaten ift es immer noch in 
der alten Form unmittelbar gültig geblieben, indem fie — 


1) Theils weil es für fie von einer in berfelben höhern Gewalt, der 
fie unterworfen waren, ausgieng (3. B. ber Inhalt der Reichsgefege), 
theils weil es fih unter den Augen einer gemeinfchaftlihen Staatsgewalt 
in ihnen gemeinfam bildete. — Unter dieſe Gefichtspuntte fällt auch das 
recipirte Römifche Recht. Denn feine Gültigkeit in Deutfchland fügt ſich 
zunächft auf ein Gewohnheits-Recht, welches davon ausging, daß das 
Römiſche Recht in Deutfchland gelten müffe, weil es von einer gefeß- 
gebenden Gewalt ausgegangen fey, die auch von ganz Deutfchland aner- 
kannt werben müfle, ver Römifch-kaiferlihen. Brgl. unten $ 20. 

2) D.b. es galt in den einzelnen Deutfchen Staaten blog in subsidium. 
Doch hatte zur Zeit des Deutfchen Reiche nicht der ganze Umfang bes 
gemeinen Rechtes diefe blos fubfiviäre Natur. Es ift nämlich mit dem 
Begriffe eines gemeinen Rechts nicht nothwendig die Subfidiarität 
deffelben verbunden, fondern es kann auch gemeines Recht geben, welches 
unbedingte Gültigkeit in den einzelnen Diftriften fo in Anfpruch nimmt, 
daß ein partifuläres Recht fih gegen daffelbe nicht bilden darf, Theil- 
weife war dieß 3.8. der Zweck der peinlichen Gerichtsorbnung Karls V.und 
ebenfo hatten auch manche Neichsgefege über Privatrecht ven gleichen 
Zweck. Vrgl. z. B. Reichsabſchied v. 1498, $ 37. 

3) Davon unten bei den Quellen. 

4) Materiell gilt es größtentheils auch noch in ihnen, da der Inhalt 
des gemeinen Rechts größtentheils in die Partikulargefeßgebungen dieſer 
Staaten aufgenommen wurbe. 
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ſelbſt auch bei der Auflöfung des Deutfchen Reichs — das alte 
gemeine Recht als fubfidiäres Recht beibehielten. Namentlich 
it dieß bei Württemberg der Fall. 


WBürttembergifches Privatrecht. 


$ 7. Spricht man von dem „Privatrechte“ eines 
beftimmten Staates überhaupt: fo verfteht man im Zweifel 
darunter das gefammte in diefem Gtaate geltende Privat: 
recht. In einem engern und uneigentlichen Sinne aber kann 
man dadurch auch blos den Theil feines Privatrechtes bezeich- 
nen, der auf den einheimifchen particulären Rechtsquellen 
des Staates beruht. So kann man auch den Ausdrud 
„WBürttembergifhes Privatrecht“ in diefem doppelten 
Sinn nehmen. Im engern Ginne, in welhem er bis jeßt 
gewöhnlich gebraucht wurde, und den man auch durd „Würt: 
tembergifhes Kandrecht“ zu bezeichnen pflegt !, nimmt man 
den Ausdruck im Gegenfage zu den recipirten Rechten und 
zum gemeinen Rechte, und bezeichnet durch denfelben das in 
Württemberg geltende Privatrecht, fo weit dDaffelbe auf 
einheimifhen Württembergifhen Rechtsquellen 
beruht; im weiteren Ginne dagegen bedeutet Württem: 
bergifhes Privatrecht das gefammte in Württem: 
berg geltende Privatrecht, beruhe es nun auf einheimifchen 
particulären oder gemeinen Deutfchen, oder auf recipirten 
fremden Quellen. 

Die einheimifchen Württembergifchen Rechtsquellen nämlich 
berühren bei weitem nicht den gefammten Stoff des Privatrechts, 








1) Aber natürlich nicht in dem Sinne, daß es blog das umfaffen foll, 
Wovon die Hauptquelle des Württembergifchen particulären Privat« 
rechts, der unter dem Namen Landrecht publicirte Eoder, handelt, fondern 
im Sinne des gefammten einheimifchen particulären Privatrechts, ein 
Sinn, in welchem das Wort fhon im Mittelalter gebraucht wurde, 
nur nicht in der Beichräntung auf Privatreht; ſ. auh 4. 8, Rey- 
[her Württemb. Privatreht Bd. I. ©. 6. Note 1. Ueber den Ausprud 
„Landrecht“ vergl. auh Eichhorn Deutfche Staats- und Rechtsgefchichte. 
4te Ausg. $ 277. 279. 427. 440. Urfprünglich bezeichnet er wohl ben 
Gegenfag zu dem Lehenrecht, Hofrecht und Weichbild- (Stadt-) Recht. 


16 Kap. 2. Begriff des Württemb. Privatrechts ıc. 


ja fie berühren ihn nicht zur Hälfte. Zu ihrer Ergäns 
zung behielt man daher neben ihnen "das gemeine Deutfche 
Recht, ſowohl Da 8 Deutichen Urjprungs, ald das recipirte 
Römifche und Canoniſche Recht bei, und recipirte felbft zur 
weiteren Ergänzung noch ein anderes fremdes Recht ?. 
Das in Württemberg geltende Privatrecht beruht daher fogar 
feinem größern Theile nad nicht auf einheimifchen parti— 
eulären Rechtsquellen. Hieraus ergibt fi, daß, wenn man 
bei einer wiffenfchaftlihen Darftellung des Württembergifchen 
Privatrechts fich blos auf das Württembergifche Privatrecht 
im engern Sinne beichränft, dadurch nur Bruchftücte des 
bei ung geltenden Privatrechts gegeben würden, welche weder 
den Theoretifer noch den Praktiker durchaus befriedigen, noch 
zu einer confequenten wiffentlichen Ausbildung unfres Nechtes 
führen könnten. 

Deßhalb joll Hier eine Darftellung des gejammten im 
Württemberg geltenden Privatrechts, des Württem: 
bergifchen Privatrehts im weitern Sinne verjucht werden. 
Die nähere Entwicklung des Planes, und die Gründe für 
das bei demfelben gewählte Syſtem gibt die Vorrede. 





2) Die Leipziger Wechſelordnung zur Ergänzung des Württem— 
bergiihen Wechſelrechts. 








n. 
Geſchichte 
des 


Württembergifchen Privatrechts, 





Drittes Kapitel. 


Periodifirung und Literatur der Gefchichte des 
Württembergifchen Privatrechts. 





Zeiträume, | 
6 8. Betrachtet man mit Aufmerkfamfeit den Entwick: 
lungsgang, welchen das Württembergifche Recht vom dreizehnten 
Sahrhundert an in mehr als ſechs Jahrhunderten nahm : fo 
dringen fich dem Blicke fünf Epochen auf, welche in Hinficht 
auf die MRechtsbildung auf eine auffallende Weife durch einen 
ganz eigenthümlichen Charakter ſich von einander unterfcheiden. 
Drei Jahrhunderte hindurch herrichte das fogenannte unge: 
fhriebene Recht; das vierte Jahrhundert gibt die Grundlage 
der politifchen und Eirchlichen Verfaſſung des Staats und der 
ganzen Fünftigen Privatrechts-Verfaſſung; die folgenden 
zwei Jahrhunderte begnügen fi beinahe blos mit einzelnen 
Ueberbefferungen des Ererbten; fie find die Periode der Revi— 
fionen und theilmweife der Stagnation; dann kommt ein Jahrzehnt 
Wächter, Württemb. Brivatr. 1. 2 
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der abfoluten Monarchie, wichtig auch durch feine eigenthüms 
liche Einwirkungen auf die Privatrechtsverfaffung, und endlich 
die Zeit der neuen conftitutionellen Monarchie und der neuen 
umfaffenden Gefeggebung. So muß man daher die Gefdjichte 
des Württembergifhen Privatrehts in folgende fünf Zeits 
räume abtheilen !: 

Erfter Zeitraum: Bis zur Erhebung Württembergs 
zum Herzogtum 149. Es ijt dieß die Periode der beinahe 
ungeminderten Volksautonomie, der Nechtsbildung durch Eini- 
gungen, NRichterfprüche und Gewohnheiten, und — am Ende 
der Periode — des Kampfes des Germanijchen Rechtes mit 
dem Römijchen. 

Zweiter Zeitraum: Das erfte Jahrhundert des 
Herzogthums von 1495 bis 4593. Es. ift dieß die Periode der, 
befonders von Herzog Ehriftoph ausgegangenen, feiten Be 
gründung der politiihen und kirchlichen Verfaſſung und der 
umfaflenden Adminiftrativ: und Privatrechts-Geſetz— 
gebung der älteren Zeit, in welcher die ganze Grundlage 
zum jest beitehenden Privatrechte gelegt wurde. Die folgende 
Periode hob zwar die in diefer Periode gegebenen umfaſſen— 
deren privatrechtlichen und prozefjualifhen Gefebe und Ord- 
nungen durch neue Revifionen auf, ließ es aber materiell 
im Wefentlihen bei dem in diefer Periode geleg: 
ten Grunde durhaus beſtehen. 

Dritter Zeitraum. Diefer umfaßt die übrige Zeit 
des Herzogthums und die kurze Zeit des Churfürftenthbumsg, 


1) Die im $ 9 angeführten Schriftfteller unterfcheiden in der Regel 
nicht genauer befondere Perioden der Gefchichte des Wiürttembergifchen 
Rechts, da fie eine umfaffendere und vollftändige Darftellung diefer Ge— 
fhichte nicht geben. Dieß gilt auch von Weishaars Handbuch, welches 
aus der Zeit bis 1806 nur einzelne Momente aus der Gefchichte des 
Württembergifhen Rechts herauspebt, mit Recht aber, was unfer Jahr» 
hundert betrifft, die Zeit von 1806—1816 trennt von den legten Jahr- 
zehnten, Nur Reyfcher Das gefammte württemb. Privatreht Bd. 1. 
S. 11 f. unterfoheidet genau einzelne Perioden. Er macht jedoch blog 
brei; bie erfte übereinftimmend mit ver oben angeführten erften Periove, 
die zweite von 1495 bis 1806, und die dritte von 1806 bis auf unfre Zeit. 


‘ 
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von 4593 bis 1805. Es ift dieß die Periode der bloßen Bers 
arbeitung und Revifion des in der zweiten Periode 
gegebenen Stoffes. Sie gibt wenig feiner ganzen Anlage 
nad Neues in der Gefeggebung, fondern hebt nur das in der 
zweiten Periode Gegebene formell durch Revifionen auf, 
und läßt es materiell in der Hauptjache beftehen. Am Ende 
ber Periode beginnt eine beffere wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
des Privatrechts. 

Dierter Zeitraum. Königreich Württemberg unter 
Sriedrich bis 4816. — Diefe Periode ift bauptfächlic für 
das Öffentliche Recht und die Drganifation der auf das Privat: 
recht einflußreichen Behörden von Bedeutung, aber nothwendig 
als befondere Periode auszuzeichnen, fchon wegen ihres, von dem 
der, übrigen Perioden völlig verfchiedenen, politifchen Charak— 
ters — dem der abjoluten Monarhie — und der Weife, 
in welcher diefe Abjolutheit ausgeübt wurde. Auch ift fie für das 
Privatreht in einzelnen Beziehungen unmittelbar wichtig, 
namentlich wegen tüchtiger Bearbeitungen des Privatrechts, 
wegen der völligen Aenderung der Privatrechtsverfaffung 
der großen neuerworbenen Gebietstheile, endlich wegen man: 
nigfacher Ausgleichung der Rechte der verfchiedenen Stände 
und Religionen und der Aufhebung mander den Verkehr 
hemmenden Beſchränkungen: Aenderungen, welche, wenn 
auch an ſich der Rechtsidee vielfach angemeſſen, doch auf eine 
mit dem allgemeinen Charakter dieſer Periode übereinſtim— 
mende Weiſe und häufig ohne Schonung wohlerworbener 
Rechte durchgeführt wurden. 

Sünfter Zeitraum. Württemberg unter König 
Wilhelm. Periode der Begründung der neuen conftitu- 
tionellen Verfaſſung und einer, die gerechten Anforderungen 
der Civilifation und der Volksrechte und des Volkswohles 
beachtenden, Reform der Geſetzgebung; ſowohl in Beziehung 
auf öffentliches als Privatrecht eine auffallende Parallele zu 
den Zeiten Herzogs Chriſtoph. 


2* 
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Literatur der Gefhichte des Württembergifchen 
Privatrechts. 

6 9. In Beziehung auf Gefhichte des Württembergifchen 
Privatrehts gewährt ung die vorhandene Literatur blos ein- 
zeine fragmentarifche Beiträge. 

41. Die Bearbeiter der Württembergifhen Gefchichte 
überhaupt ſchenkten bis jetzt der für Gejchichte des Staates 
und Bolfes fo wichtigen Gefchichte des Rechts nicht durchaus 
die verdiente Nückfiht. Don dem, was über Gefchichte und über 
Statiftit Württembergs bis jest im Drucke erfchien, ift in 
einzelnen Hinfichten für die Rechtsgefchichte zu beachten : 

Joh. Ulr. Steinhofer (aord. Prof. d. Philof. in Für 
bingen ; fpäter Prof. an einer Klofterfchule), Neue Wirt.’ 
Chronik ıc. IV Thle. Stuttg. 1744 — 55. 8. (Geht blos bis’ 
zum Jahr 1528) 1. 

Chr. Frid. Sattler (Geh. Arhivar), Geſchichte des 
Herzogtbums Würtenberg ıc. bis auf das Jahr 1260. Tür 
bingen 1757. 4. 

Deffelben Gefchichte des Herzogthums Würtenberg 
unter der Regierung der Grafen. 1.— IV. Fortfegung. 
(1. bis V. Bd.) Tüb. 1767. 1768. 4. — Zweite unverän- 
derte Aufl. I-IV. Thl. 1773—77?. | 

Deffelben Gefhichte des Herzogthums Würtenberg 
unter der Regierung der Derzoge. XII. Theile. Tübin- 
gen 1769—83. 4. (Geht bis auf 1934). 





— 


1) Brgl. auch über diefes Buch Jo. Zac. Mofer Wirtemb. Bibliotbekre. 
mit Zufägen von Spittler. Stuttgart 1796. ©. 37 f. 

2) Was in diefer 2ten Ausgabe erfter, zweiter, dritter und vierter 
Theil Heißt, ift in der erften Ausgabe die 1. bis IV. Fortfegung. Ich 
werde nah Theilen eitiren, und damit zugleich die entfprechende Fortſetzung 
(4. B. durch Th. U. die 2te Fortfekung der erften Ausgabe und ven 2ten Tpeil 
der 2ten Ausgabe) bezeichnen, bei Angabe der Seite aber nad der iften 
Aufl. eitiren. Der Drud der 2ten Auflage ift enger und weicht alſo im 
der Seitenzahl von der erften ab. 

Die Gefhichte bis zum Jahr 1260, welche eigentlich ven erften Band 
des ganzen Werkes bildet, werbe ich unter ihrem befonderen Titel anfüh— 
ren. Brol. auh Riede in der Sammlung der Württemb. Gerichtsgefeße 
Th. I, Borrevde ©. X, ı 


Literatur der Gefchichte des Wilrttemb. Privatr. € 9. 21 


Sattler gibt in diefen Werken, fowohl im Zerte, als 
in den angehängten Urkunden, manche ſchätzenswerthe Beiträge 
zur Geſchichte des Württembergifchen Rechts. Allein im Ver: 
hältniffe zu dem, was er hätte geben Fünnen und follen, ift 
doch auch in feinem Werke diefe wichtige Seite der Gefchichte 
zu dürftig behandelt 3, 

Ludw. Thim. (v.) Spittler (Prof. zu Gött.; fpäter 
MWürtt. Geh. Rath und Minifter) Gefchichte Wirtembergs,. 
Gött. 1785. 8. — Nun aud abgedruckt im V. Bande der von 
K. v. Wächter beforgten Ausgabe der fämmtlichen Werke 
Spittlers. 

K. Pfaff (yceumsconrektor) Geſchichte Wirtenbergs. 
II. Bde. Reutl. 1849. 1820. gr. 8. 

Derſelbe Geſchichte Wirtembergs für das Volk. Bis 
jet zwei Theile (bis zum Tode Herzog Eberhards L) 
Stuttg. 1855 —1837. 8.%, 

EHr. Frid. Sattlers Hiftorifhe Beſchreibung des 
Herzogthums Würtembergs und aller deffelden Städte , Kö: 
fter ꝛc. Stuttg. und Eßl. 4752, 4. — Zweite Ausg. unt. d. 
Titel: Zopographiiche Geichichte des Herzogthums Würtems 
berg und aller demjelben einverleibten Herrſchaften 2c. 1784. 4. 

J. D. ©. (v.) Memminger (jest Dber-Finanzrath) 





3) Vrgl. auh Moſer und Spittler in ver angeführten Württemb, 
Bibliothek ꝛc. S. 39—48. 

4) Der.Beifag auf dem Titel: „für das Volk“ if irreführend. Er 
würde eher für bie angeführte erftc Arbeit Pfaffs über die Wirtemb. 
Geſchichte paſſen. Denn die zweite Arbeit (welche ich bei Eitaten durch 
„Pfaffs zweite Geſchichte Württembergs“ bezeichnen werde) iſt weit 
mehr vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte aus bearbeitet und auch für den 
Juriſten und Staatsmann mehr von Intereſſe, als die erſte. Nur iſt bei ipr . 
ſehr zu bedauern, daß für ihren vielfach reichen Inhalt eine Hinweifung 
auf die Duellen und bie näheren Belege ganz fehlt. Weber die in der 
erſten Pfaff'ſchen Gefchichte und in den fpäter anzuführenden Pfifter- 
ſchen Schriften enthaltenen Beiträge zu der Gefchichte des Württemb. 
Rechts f. meine Ausführung in: Die Literatur des gefammten 
WVürttemb. Rechts aus dem lebten Jahrzehent, hiftorifch-critifch dar- 
geftellt von R. Mohl, €. Scheuerlen uns E. ©. Wächter. Stuttg. 
1830. 8. ©. 175-178. (auch in der Tübinger critifchen Zeitichrift für 
Rechtswiſſenſchaft. B. VI. ©. 315 f.). 
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Beſchreibung von Würtemberg, nebſt einer Ueberſ. feiner Ges 
ſchichte. Stuttg. u. Tüb. Zweite Aufl. 1823. 8. 

Deffelben Beichreibung des Königreichs Württernberg. 
Herausgegeben aus Auftrag der Regierung. Gtuttg. u. Tüb. 
482%4—1837. 8. (nad einzelnen Oberämtern, bis jest bes. 
Oberamts Reutlingen, Münfingen, Ehingen, Riedlingen, Rots 
tenburg, Saulgau, Blaubeuren, Urady, Cannſtadt, Waldfee, 
Ulm, Ravensburg, Biberach; je ein Oberamt in einem Bdchn.). 

Deffelben Württemb. Jahrbücher für vaterländifche 
Gefchichte, Geographie, Statiftif und Topographie. Bis jest 
XVII. Bände (vom vierten Bande an jeder in zwei Heften). 
Stuttg. u. Tüb. 1818—36. 

2. Außer diefen Werfen über Gefchichte und Gtatiftif 
MWürttembergs geben noch befondere Beiträge zur Gefchichte 
bes Württembergifchen Privatrechts : 

Chph. Frid. Harpprecht? Commentat. de fontibus 
juris eivilis moderni Würt., quod in codice legum Johann- 
Fridericiano® continetur. Praeloquium, instituti ra- 
tionem et generalia selectiora, quae ad jur. W. prudentiam 
spectant, explanans. und Cap. I. Aequitatem et divinas leges 
tanquam fontem Würtembergiearum legum producens. 
Tub. 1724 (119 pp.) A. (wurde nicht fortgefegt). | 

Chph.Frid.Harpprecht Oratio, praecipua quaedam 
historiae legum W. puncta in compendio, et methodum in- 
simul, utilitatem,, ac necessitatem studii juris patrii expo- 
nens. Acced. conjecturae ad problema: au Adolphus 
imp. comitibus Würt. privilegium de jure communi Rom. 
in futurum usurpando concesserit. Tüb. 1727. (36 Seiten). A. 
Die Oratio ift unbedeutend. 

Jo. Glieb. Breyer (W. Reg.R.; ſpäter Geh. Legat. R.) 


— — — — — — — 


5) Ueber Harpprecht ſ. unten die dritte Periode. 

6) Das Landrecht v. 1610. 

7) Die Schrift iſt auch ins Deutſche überſetzt worden unter dem Tit.: 
Abhandlung von den Quellen des heutzutage geltenden Württ. bürgerl. 
Rechts, welches in dem Geſezbuch Herzog Johann Friederichs ent— 
halten iſt. Tübing. 1780. 8. 
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Elementa juris publici Wirt. ac ducum privati. Ed. 2. Tub. 
1787. 8. 

Ea. Frid. Gerſtlacher (W. Advokat; fpäter in Badifchen 
Dienften) Einleitung in die alte und neue gefegl. Verfaſſung des 
Herzogtums Wirtemberg (132 SG. 8. dem erften Bande feiner 
Sammlung der Wirtemb. Geſetze vorgedruckt; eine verdienftliche 
Abhandlung über die Gefchichte des Württemb. Privatrechts). 

Jo. Srid. Chph. Weißer (DOberamteisScribent ; ftarb als 
W. Staatsrath), Nachrichten von den Gefeten des Herzog: 
thums Wirtemberg. Stuttg. 1781. (234 SS.) 8. (gibt ſchatzens⸗ 
werthe Beiträge zur Gefchichte der umfaffenderen Gefege und 
Drdnungen). 

v. Weishaar! Handbuch des Würtemb. Privatredhts. 
3te Ausg. Th. I. 1854. ©. 13—69. 

A. L. Reyſcher (Prof. in Züb.) Das gefammte würt— 
temb. Privatrecht. Bd. I. Tüb. 1856. ©. 11—86. 

Ferner die unter Nr. 3 angeführten Einleitungen. 


(v. Cloſſius; früher Prof. in Tüb.; jest K. Ruſſ. 
Staatsr. u. Prof. in Gießen) Gang der Wiffenfchaften auf 
der Hochſchule Tübingen. Dritte Abthl. Jurisprudenz; 
in Eifenbahs Befchreibung und Gefchichte der Stadt und 
Univerfirät Tübingen. Tüb.1822. ©. 224—288. 

3. Eine trefflihe Materialienfammlung für die Gefchichte 
des W. Rechts bis in das fiebzehnte Jahrhundert hat begonnen : 

A. 2. Reyſcher Sammlung altwürtt. Statutarrechte ; 
mit Hiftorifchzcritifhen Anmerkungen. Tüb. 1834. (643 SS.) 8. 

Ebenso enthalten auch die unten bei der dritten, vierten 
und fünften Periode anzuführenden Sammlungen Württem: 
bergifcher Geſetze und anderer Urkunden wichtige Quellen und 
Hülfsmittel für die Nechtsgefchichte. Die ausgezeichnetfte 
und vollftändigfte diefer Sammlungen, welche, weil fie die 
meiften anderen erfegt und weil bei der Anführung der 
einzelnen Urkunden im Folgenden hauptjächlich auf fie verwiefen 
ift, fhon bier näher berührt werden muß, ift die von A. 8. 





8) Vrgl. unten die vierte und fünfte Periode. 


® 
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Reyfch er veranftaltete „Bollftändige, hiſtoriſch und critiſch 
bearbeitete Sammlung der Württembergifchen Geſetze “. 

Es find von diefer Sammlung bis jet zehen Bände 
erfchienen, nämlich): 

Sammlung der Württembergiihen Staats-Grund— 
Gefege, von U. 2. Reyſcher. II Thle. 8. Gtutig. u. Tüb. 
18281830 (vollft.). Diefe drei Theile bilden B. I. II. u. II. 
der ganzen Gefeßfammlung. Der erfte und der dritte Theil 
enthalten (im Ganzen auf 700 Geiten) eine „hiftor. Einlei⸗ 
tung in die Gtaate- Grundgeſetze“. 

Sammlung der Württembergifchen Gericht s— Geſetze. 
Bon Chr. H. Riecke (Rechtsconſulent, jetzt Univerfitätd- 
Amtmann in Tüb.). Bis jetzt III Theile (Bd. IV— VI. der 
ganzen Gefegfammlung). 4851—1855. — Sie gehen bis zum 
Sahr 4806 und enthalten die vollitändigfte Sammlung der 
Gefege über Privat: und Strafreht und Prozeß mit Ein- 
Schluß der größeren Ordnungen, 3. B. Landrecht, Ehegerichtss 
Drdnung, Hofgerihts:Drdnung, Wechfelordnung sc. Der vierte 
Theil wird die Gerichtögefege von 4806 bis auf die neucite 
Zeit enthalten. 

Sammlung der Württembergiihen Kirchen: Geſehe. 
11 Theile (welche Bd. VII. IX. der ganzen Geſetzſammlung 
bilden). Bon Th. Eifenlohr (Diakonus), 1834. A835. — 
Der erfte Theil enthält die Kirchengejege von 44148—1802; 
der zweite die evangeliſchen Kirchengejege von 1805— 
41854, und (auf 220 Geiten) eine hiftorifche „Einleitung 
in die proteftantifchen Kirchengeſetze“. 

Sammlung der Württembergifhen Kirchen: Gejege. 
Dritter Theil (Bd. X. der Gefegiammlung), auch unter dem 
Titel: Sammlung der katholiſchen Kirchengelege; von 
2% Lang (Prof. in Tüb.) 4836. Enthält auch (auf 82 
Seiten) eine hiftorifche „Einleitung in die katholiſchen Kir- 
chengeſetze feit 1803“. 

Sammlung der Württembergifchen Finanz-Geſetze. 
Dritter Theil. (Bildet B. XVIII. der ganzen Gefegfammlung). 
Bon Rud. Mofer (Finanzminifterial:Regiftrator). — Auch 
unter dem Titel: Das Staats-Rechnungsweſen des Königr. 
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Württemberg. Bon dem K. Finanzminifterium durchgefehene 
Ausgabe. Vorangeſchickt it eine „Einleitung in das 
Staatsrehnungsweien“ (LII Seiten). 





— 


Diertes Kapitel. 
Erfte Periode. Die Graffchaft Württemberg. 


I. Aelteſte Zeit, 


$ 10. Bom eilften Jahrhundert an findet man in Urkunden 
die Namen von Grafen von Württemberg. Allein die Ges 
fhichte der Grafen ift dunkel und lückenhaft bis in die Mitte 
des dreizehnten Jahrhunderts. Erft von einem Grafen Ulrich l. 
oder mit dem Daumen, der im Jahr 4265 ftarb, haben 
wir zufammenhängende zuverläßigere Nachrichten. Indeſſen läßt 
fih doh aus manchen Momenten auf das urjprüngliche Ver— 
bältnig der Grafen jchließen, und die Art und Weile, wie fich 
ihre Herrſchaft bildete, ermeffen. 

Die Deutſche Grafichaft war urfprünglich ein Bezirk des 
Deutihen Reiches, dem ein Graf als Faiferliher Beamter 
und Richter des Bezirks vorftand. Ihre Gerichtsbarkeit übten 
die Grafen mit den, aus den Freien des Gaues gewählten, - 
Schöffen an beftimmten Maphlftätten der Grafichaft öffentlich 
unter freiem Himmel aus. An beftimmten Gerichtstagen hats 
ten die Einfaffen des Gaus zu erfcheinen und Recht zu nehmen 
oder zu geben; auch wurden auf diejen Berfammlungen andre, 
für den Gau und die in ihm Eingefellenen wichtige Ange: 
legenheiten verhandelt. DBollberechtigtes Mitglied der Volksge— 
meinde aber war nur der mit freiem, im eigenen Namen und 
nicht unter fremdem Schuße befeilenen, Grundeigentyum (echtem 
Eigenthum) angejeflene Freie. Der Hörige und Schuspflichtige 
wurde von feinem Herrn und Vogte vertreten. — Bom eilften 
Sahrhundert an ging das Amt der Grafen allmählig in ein 
feites Recht über, und wenn auch fpäter noch die Grafen ihr 
Reht und ihre Grafichaft vom Kaifer und Reich ableiteten, 
und die Grafihaft unmittelbar oder mittelbar vom Reiche ale 
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Lehen erhielten: fo verlor fi) doc) dabei der Charakter des Am= 
tes, und die Grafichaft wurde als erbliches, eigenes Recht behan⸗ 
beit. Die freien Inſaſſen verloren nach und nach großentheils 
ihre Unmittelbarkeit unter Kaifer und Reid. Die ‚Grafen 
dehnten ihre landesherrliche Vogtei allmählig über die 
meiften Landfaflen aus, und vertraten fie im Reichsdienfte. 
Die Gerichte hörten auf, Faiferliche zu fepyn und wurden 
landesherrlihe. Das Recht der Grafen über ihr, aus 
dem urfprünglichen Grafichaftsdiftrifte und andern allmäplig 
dazu erworbenen Gebietstheilen beftehendes, Zerritorinm ging 
in eine Herrſchaft und in Landeshoheit über. 

Dieſen Gang finden wir auch bei der Grafihaft Würts 
temberg. 

Mit Wahrfcheinlichkeit läßt fich behaupten, daß urjprüng- 
lich auch die Grafen von Württemberg im alten Sinne Eaifer: 
lihe Grafen eines Neichsgaues waren, dem fie als Richter 
und Schirmherrn vorftanden, daß fie bald die Grafichaft als 
erbliches Recht vom Reiche zu Lehen trugen, und daß der 
Gau, dem fie vorftanden, der alte Remsgau (Names 
dbalgau), ein Örenzgau des Herzogthums Allemannien gegen 
Franken, war !, und die Hauptmahlftätte des Gaues bei 
Canftadt fih befand? Mit den Grenzen dieſes Rems— 


1) Die gewöhnliche Meinung bei den Württemb. Schriftftellern war 
zwar gegen diefen Urfprung der Grafihaft. Allein man vergleiche die 
gründliche Ausführung von C. F. Haug (Prof. d. Gefchichte in Tübing.): 
Die ältefte Grafihaft Württemberg als Gaugraffchaft; Programm. Tübin- 
gen 1831. 4., welcher in ihren meiften Refultaten beizufimmen feyn 
wird. Auch Pfaff in feiner zweiten Gefhichte Württembergs Thl. I. 
©. 166. Thl. I. ©.7 f. geht jebt von dieſer Anficht aus, und nunmehr 
näbert fi ihr aub v. Memminger in feiner Befchreibung des Ober- 
Amtes Canſtadt. Stuttg. und Tüb. 1832. ©. 7f., und die Anftäude, 
welche fie ihm in Einigem noch zu haben fcheint, dürften fich leicht befeiti» 
gen laffen. 

2) Daran ift nicht zu zweifeln, daß bei Canſtadt eine alte Earolin- 
gifhe gaugräfliche Maplfätte war (Vrgl. Haug a.a. D. ©. 14. Eich, 
horn. Deutfhe Staats - und Rectsgefchichte. Ate Ausg. Bd. II. $ 302. 
Note f.), und an demfelben Drte bielten auch die Grafen von Württem- 
berg bis in das viersehnte Jahrhundert ihr Gericht. So heißt ed in einer 
Urkunde vom. Jahr 1300 (abgeviudt bei Sattler Gefh. Würtenbergs 
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ganes 3 fommt noch größtentheils die Grenze der Grafichaft 
überein, mie wir fie unter Ulrih mit dem Daumen 
finden. Die Hauptorte des KXerritoriums Ulrich8 I. waren, ehe 
er die Srafichaft Ur ach erwarb, außer dem Stammfchloffe 
Württemberg, Canftadt (damals wohl noch nicht Stadt ®), 


unter den Grafen Thl. I. Beil. 29. und bei Reyfher Altwürttemb. 
Statutarrehte ©. 4): „Ich Cunrat v. Gundelfingen der landrichter 
„mins Herrin gravin ebirhardis von wirtinbere faz zi girithi an dem 
„lantdagi zi Kanniftat zi flaini” ꝛc. Die Stätte zi ftaini bedeutet 
ein Feld auf der Höhe hinter Canſtadt an der alten Heerftraße nad 
Kornweftheim. Sattler Hift. Beſchreibung ꝛc. ©. 71. Deffelben 
Geh. Wirt. ze. bis 3. 3. 1260. ©. 437. Ueber die in und bei Canſtadt 
angefeffen gewefenen Herrn v. Stein ſ. Memminger a.a.D. ©. 136. 
3) Ueber diefe Grenzen und die damit großentheils übereinfommenden 
des alten Yandpcapitels Eanftadt, das in die Diöcefe Eonftanz 
gehörte, vrgl. Haug a. a. O. und v. Memminger a. a. O. S. 5 f. 
4) Zu weit geht von der einen Seite Memminger Canſtadt und 
feine Umgebung ꝛc. Stuttg. 1812. ©. 63. 114. (dieſe Schrift ift nicht zu 
verwechfeln mit der in Note 1 angeführten Befchreibung des Oberamtes 
Ganftadt von demielben Berfaffer), wenn Derfelbe es für wahrfcheinlich 
hält, das Canftadt die Reſidenz Allemannifcher Herzoge war, und 
glaubt‘, Canftadt habe fchon fehr frühe Stadtrecht erhalten, von ber 
andern Seite Haug (a. a. D.), wenn er glaubt, daß Canſtadt erft im 
Sahr 1330 Stadtreht befommen habe. Weder die früheren Römifchen 
Niederlaſſungen bei Canſtadt, noch die alte Mahlſtätte, noch die Kirchen 
und Burgen, die am Orte zerfireut waren, beweifen, daß es Stadt war. 
Ebenfowenig wird durch die von Memminger a. a.D. ©. 63. berührte 
Erzählung von Far. Frifhlin in feiner am Ende des fechszehnten Jahr: 
hunderts gefchriebenen Chronif, von welher Memminger felbft zugibt, 
daß fie ohne Eritif gefchrieben fey, bewieſen, daß Canſtadt fihon im 
eilften Jahrhundert ummauert und mit Stadtrecht begabt worden fey, in» 
den hierbei Friſchlin fich felbft und andern Hiftorifchen Daten widerfpricht 
Daß aber Canftadt im Jahr 1330 von Kaifer Ludwig die Rechte der 
Stadt Eflingen erhielt (unten $ 13. Note 4), beweist auch nicht, daß 
fie erft um diefe Zeit Stadt wurde; denn bie Berleihungsurfunde fett 
den Drt ſchon als Stadt voraus, und es war nicht felten, daß Städte 
zu verfchiedenen Zeiten verfchiedene Stadtrechte erhielten; fo 3. B. befam 
Saulgau im Jahr 1233 die Stadtgererhtigkeit von Lindau, und im 
Sahr 1301 die von Um; ferner erhielt Göppingen von den Hohen 
ftaufen im Sahr 1129 Stadtgerechtigfeit, und im Jahr 1284 Freiburger 
Stadtrecht. Eanftadt fcheint urfprünglich ein fefter, aus einzelnen Höfen, 
Kirchen und Burgen (es war von mehreren Rittergefchlechtern bewohnt) 
beftandener Platz geweſen, und deßhalb bald castrum bald villa genannt, 
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Waiblingend, Beutelsbach, Schorndorf, Leon 
berg 6 Anderthalb Jahrhunderte fpäter beftand zwar das 
Territorium des Grafen aus eilf Grafichaften, mehren 
Bleinern fogenannten Derrfchaften und noch außerdem aus 
einer Reihe von Burgen, Städten und Dörfern’. Allein auch 


und das Ganze erft gegen Ende des dreizehnten Jahrhunderts zu einer 
Stadt verbunden worden zu feyn. 

5) Nah Erufius die ältefle Stadt der Graffhaft Württemberg, und 
im dreizehnten Jahrhundert und der erften Hälfte bes vierzehnten oft 
Aufenthaltsort des gräflihen Hofes, ehe nah Stuttgart die Nefivenz 
verlegt wurde. — Der Pag, wo Stuttgart gegründet wurde, gehörte 
zur alten Graffchaft. Allein noch im Jahr 1282 heißt es, wie Wangen, 
Gaisburg villa, und erft im Jahr 1286 fommt es in Urkunden als civitas 
vor. Haug a. a. O. ©. 18. Im Jahre 1310 wird die Reſidenz vom 
Stammfchloffe nah Stuttgart verlegt. 

6) Schorndorf erhielt im Jahr 12330 vom Kaiſer Friedrich II, 
Stadtreht, Leonberg wohl auch erft in der Mitte des dreizehnten 
Jahrhunderts Vrgl. Chron. Sindelfingensis quae supersunt &tc. nunc 
prim. ed. Ca. Frid. Haug. Tub. 1836. 4. p. 12. 

7) Daß bei ver Darftellung des Rechtes eines Landes und der Geſchichte 
dieſes Rechtes es wichtig und vor Allem nöthig ift, zu wiſſen, was denn 
in jeder Periode zum Lande gehörte, dieß bedarf wohl feines Beweiſes, 
obwohl bisher die Württemb. juriftifhen Schriftfteller diefen Punkt, mit 
Ausnahme der neueften in unfer Jahrhundert fallenden Erwerbungen, 
nicht berühren. Deßhalb dürfte fih um fo mehr folgende Heberficht über 
die Beftandtheile des Gebiets in den Zeiten der Grafen rechtfertigen: 
I. Sraffhaft unter Graf Ulrich L Hauptorte: Schloß Würt- 
temberg, Sanftadt (wohl nod nicht Stadt), Stuttgart (noch nit 
Stadt), Waiblingen mit einzelnen dazu gehörigen Dörfern, Herrſchaft 
Beutelsbach mit Schorndorf und Leonberg. Ulrich erwarb dann 
nch hinzu die Stadt und Grafichaft Urach, zu welcher u. A. Dettingen, 
Ehningen, Gächingen, Lonſingen, Hpfingen, Glems, Obnaftetten und Wür- 
tingen gehörten (1254. 1265). IH. Unter Ulrich IL. C bis 1279) und 
Eberhard dem Grlaucten (1265—1325) kamen hauptſächlich hinzu: 
die Herrfhaft Hohenftaufen, Burg und Stadt Neuffen, bie 
Städte Backnang, Beilftein, Neuenbürg, Dornftetten, Mar- 
bach, und theilweife die Städte Nürtingen mit einigen Dörfern, und 
Brackenheim; ferner die Grafihaft Asberg, die halbe Graf- 
fhaft Calw, der Neumweiler Staab, die Dörfer Heiningen, Bol, Wolfe 
felden , Kornweftheim und die Schirmvogtei über die Köfter ford, 
Adelberg und Hirſau. I. Ulrich II. (1325—1344) erwarb Stadt 
und Amt Winnenden, die Hälfte von Stadt Kirchheim, Burg 
Ebersberg, die Grafihaft Aichelberg, Burg und Stadt Grönin— 
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hier wurde, wenn man genau ſprechen wollte, wie 3. B. bei 
Erneuerung von Belehnungen, die urfprüngliche, eigentliche 


gen, Baihingen, Beilftein und Tübigen; die Städte Grözin. 
gen und Güglingen, die Dörfer Upingen, Kleingartah, Gönningen 
und die Schugvogtei über-die Klöfter Bebenhaufen, Dentenvorf 
und Herrenalb. IV. Unter Eberhard I. dem Gräner (bis 1392; 
mit ipm Ulrich IV. bis 1362) wurde u, U. erworben Burg und Stadt 
Böblingen mit Dagersheim und Darmsheim, die andere Hälfte der 
Graffhaft Calw mit Wildbad und Zavelftein, der Schönbuchmwald 
(über diefen und die Berhältniffe der fogenannten Schönbuchsgenoffen f. 
auch unten 6 238. Note 5. 27.) mit Steinenbronn und Neuhaufen , die 
Stadt Bottwar mit Burg Lichtenberg und Kleinasbach, die Stadt 
Lauffen, Stadt und Amt Nagold, Stadt Waldenbuch mit Det- 
tenhaufen, Plattenhardt, Sielmingen, Leinfelden, Stadt Sindelfingen, 
und Stadt und Amt Herrenberg und damit die übrigen Theile ver 
Pfalzgrafſchaft Tübingen; das Mebrige von Kirchheim; bie 
Stadt Owen mit dem OÖberlenninger und Guttenberger Staab (fomit 
vollends bie ganze Beſitzung der Herzoge von Ted), Stadt Ebingen, 
die andere Hälfte von Bradenheim, die Dörfer: Benningen, Thamm, 
Hohened, Holzgerlingen, Rohrader und Sillenbuch, Aichſchieß, Grofgartach, 
Aurih und die Schußvogtei über das Klofter Murrhardt. V. Eber; 
bard II, (bis 1417) erwarb u. A. die Stadt Murrhardt, Stadt und 
Amt Balingen, Stadt Bietigheim und die Dörfer Bonlanden, Auen» 
fein, Möffingen, Oeſchingen, Belien, BWeileim Die Erwerbumgen 
unter Eberhard IV. waren unbeveutend. VI. Unter Ludwig I, und 
Ulrich V. (dem Bielgeliebten) wurden bis zum 3. 1441, bis zu wel- 
chem fie das Land gemeinfchaftlich regierten, u. U. erworben Stadt und 
Amt Wildberg und Bulach; dann nah der Theilung des Landes 
bis 1482 unter Ludwig I. (bis 1450) und feinen Söhnen Ludwig II. 
(145057) und Eberhard V. (im Bart; dem. erften Herzog; 1457 
folg.), der Uracher Linie — und Ulrich V. (bis 1480) und feinem 
Sopne Eberhard VI. (dem zweiten Herzog; 1480-1482), der 
Stuttgarter Linie — Stadt und Amt Blaubeuren, Stadt Hei- 
denheim (diefe aber nur auf kurze Zeit), Stadt und Herrfhaft Sulz, 
und die Dörfer Erdmannshauſen, Oberenfingen, Bodelshaufen, Häfner- 
haslach, Sickenhauſen, Rommelsbach, Degerihlacht, Dußlingen, Nehren, 
Thalheim, Schwenningen, Pleidelsheim, Thailfingen, Gr. u. Kl. Sach⸗ 
ſenheim, Biſſingen, Entringen, Breitenholz, Feuerbach; die Herrſchaften 
Lupfen und Karpfen (die Grafſchaft Mömpelgart 1444) und die Schutz⸗ 
vogtei der Klöſter St. Georgen, Alpirsbach, Blaubeuren. Die 
Erwerbungen, welche Eberhard im Bart von ſeiner Alleinregierung 
über das ganze Land (14. Deebr. 1482— 1496) an machte, find unbe⸗ 
deutend. Bei der Erhebung des Landes zum Herzogthum ee beftand 
es aus 38 Bogteien (Oberämtirn) mit 50 Stäbten. 


50 Rap. 4. Geſchichte. Erſte Periode. Bis zum 3. 1495, 


Sraffhaft Württemberg von den andern Grafſchaften, 
Herrichaften, Städten zc. genau unterfchieden, das Ganze unter 
dem Namen der Herrſchaft Württemberg zufammengefaßt, 
die Grafſchaft Württemberg aber ale Th ei l der Herrfchaft 
aufgeführt, und hierbei trifft gerade wieder dag, was man 
zur eigentlichen Grafſchaft Württemberg zählte, im Wejentlichen 
mit dem überein, was wir unter Ulrich I., ehe er Urach 
erwarb, als zu deſſen Grafichaft gehörig finden 8, 


Die angeführten Ermwerbungen wurden größtentheils durh Kauf 
gemacht. Vrgl. Pfaff Gefchichte Wirtenberge Bd. J. ©. 232 ff. und beſon⸗ 
ders deffen Zweite Gefchichte Württemberge. Thl. 11, ©.7 f. 18.20.347—364., 
in welcher er au an den leßteren Orten die Aemtereintheilung, wie fie 
am Schluffe- des fünfzehnten Jahrhunderts beftand , näher angibt ; ferner 
Memminger Beihr, v. Württemb. 2te Ausg. S. 17 ff. Scheffer 
Chronol. Darft. alles Merkw. a, d. Gefh. Württ. Stuttg. 1818. Weber 
die Zeiten der- Gründung der einzelnen Orte und ihre Schidfale und frü— 
beren Befiger, ehe fie an Württemberg kamen, ift nun befonders zu ver» 
gleihen Pfaffs Zweite Gefchichte Württembergs Thl. 1, S. 131—321. 

8) Als im Jahr 1419 den -Grafen von Württemberg die kaiſerliche 
Belehnung mit den vom Reiche berrührenden Lehen erneuert wurde, ge— 
ſchah die Belehnung mit der „Grafſchaft Württemberg und allen 
andern Grafſchaften, Herrfhaften und Lehen.” Steinhofer Württ. 
Ehron. Bo. H, S. 697. Beſonders intereffant ift in dieſer Beziehung 
das Berzeichniß ver Lehen und. Allopien der Grafen, welches im Namen 
der beiden minderjährigen Grafen von Württemberg ihr Lehenträger, der 
Graf Rudolf von Sulz, im Jahr 1420, nachdem er deßhalb, wie er in 
feinem Schreiben ſagt, möglichft genaue Erfundigung eingezogen, an 
den ; Kaifer überfendete. Hier wird unter den Reichslehen der 
„Herrſchaft Württenberg” aufgeführt: „vie Grafſchaft 
„zu Württenberg mit den Stätten Stuttgarbten, Cantſtadt, Lienberg, 
„Waiblingen und Schorndorf, Dörfern, Weylern, Giüthern und anderer 
„derfelben Grafichaft Zugehörung,“ dann die Grafſchaften zu Aidhel- 
berg, Neuffen, Urach, Calw, Baihingen, Afperg u. ſ. w, das Herzog. 
tbum Ted, die Pfalzgraffhaft Tübingen, die Herrfhaft Na- 
gold, die Grafſchaft (Fahnenlehen) Gröningen u. f. f. Hierauf unter: 
„der Herrfhaft Wirtenderg Aigen“ unter Anderen die Städte Tutt- 
lingen, Nürtingen, Waldenbuch, Laufen, Badnang, Winnenden, Marbach, 
Göppingen, Balingen, Oberndorf u. f. w. ©. Steinhofer W. Ehro- 
nit Bd, I © 704 ff. Haug a. a. O. ©. 43 ff. Au in fpäteren 
Urkunden big zur Erhebung Württembergs zum Herzogthum wird ſtets die 
„Brafihaft Württemberg“ unterfchieden von den andern Graffchaften und 
Herrfcaften der Grafen; f. 3. B. Urt. v. 3. 1489 bei Sattler Geſch. 


Einfluß der Grafen auf Rechtsbildung u. Rechtspflege überh. $ 11. 31 


Die Herricherrechte der Grafen von Württemberg ents 
wickelten ſich nur allmählig aus einzelnen,  verfchiedenartigen 
Berhältniffen und Befugniffen. Urfprünglich hatten fie über 
ihre Dafallen die Rechte des Lehensherrn, über die Minijtes 
rialen die Nechte des Dienftherrn, über die Hörigen und die 
Hinterfaffen nach ihren verfchiedenen Berhältniffen und Abs 
ftufungen die Rechte des Leibherrn, Bogtherrn (im alten Sinne 
des Wortes)? und Grundherrn, über die freien Landfaffen, 
fo wie über alle Snfaffen überhaupt die vom Kaifer und Reich 
abgeleiteten Rechte des Grafen, namentlih Gerichtsbarkeit 
und Heerbann lo. Ihre wenigen Beamten waren Hausdiener, 
ihre Räthe beftanden aus DBafallen oder andern NRittern 
und Edlen und aus Geiftlihen, die fie in ihren perſön— 
lihen Dienft nahmen, ‚oder die fich eben an ihrem Hofe auf: 
hielten. Die Abgaben ,. die fie zogen, waren, außer den auf 
den Heerbann , die Gerichtsbarkeit und Schu und Schirm 
fi) beziehenden und einigen vom Kaijer eingeräumten nugbaren 
Regalien, privatrechtliche Leiftungen oder freiwillige Gaben. 


I. Einfluß der Grafen auf Nechtsbildung und Rechtspflege 
überhaupt. 

$ 11. Bei diejem Berhältniffe, welches nicht ohne Wichtig: 
keit für die ganze Bildung des Privatrehts war, herrfchte 
damals überall in Deutjchland der Grundfag, daß die Freien 
nur dem Rechte fi zu unterwerfen haben, welches ihnen 
durch Kaifer und Weich geſetzt worden, oder das durch freie 
Einigung und Gewohnheiten, oder durch die Ausfprüche der, 
aus ihrer Mitte genommenen, Richter fich gebildet habe. 
Hieraus und aus dem urfprünglichen Berhältniffe der Grafen 
überhaupt erklärt es fih, daß die Grafen im Privatrechte 
Feine eigentliche Geſetzgebungs-Gewalt ausübten, jondern die 


Wiürt. unt. d. Grafen. Th. IV, Beil. 54. Der Ausdruf territorium 
für dag Gebiet des Grafen fommt, fo viel man big jeßt finden konnte, 
zuerft in einer Urkunde vom Jahr 1262 vor. 

9) Vrgl. Eihhorg Einleitung in das Deutfhe Privatrecht. Ate Ausg. 
Bött. 1836. $ 50. 

10) Vrgl. Eich horn a. a, D. $ ATf. Deffen Deutfche Staats- und 
Reqctsgeſchichte. Ate Ausg. Bo. II. ©. 346. Note d. 


32 Kap. A. Gefchichte. Erfte Periode. Bis zum J. 1495. 


Rechtsbildung freier Einigung der Bürger, dem Gewohnheits- 
recht und den Richtern überließen und überlaffen mußten. 
Nur in Beziehung auf Anordnungen über Gerichtsbarkeit hatten 
fie etwas freiere Hände, da urfprünglih mit der Graffhaft 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit im Namen des Kaifers ver: 
bunden war, und der Graf, wenn er fie gleich zunädft burch 
freie Schöffen unter feinem oder feines Beamten Vorſitze aus- 
üben mußte, doch das Ganze zu orönen und zu leiten, alfo 
aud, Anordnungen zum Behufe der Ausübung der Gerichts 
barkeit zu geben hatte. Uebrigens traf er auch hier nicht leicht 
ohne Zuftimmung des Kaifers wichtige. Aenderungen !. 
Indeſſen hatte der Graf doc Gelegenheit, mittelbar in 
manchen Beziehungen auch auf die privatrechtlichen Verhält- 
niffe einzuwirfen. Dieß ſchon durch den eben angeführten Um— 
ftand, daß er zunädit die Gerichtsbarfeit auszuüben und die 
Rechtspflege zu überwachen hatte, auch auf die Verleihung der 
Gerichtsbarkeit Einfluß übte ?, und daß er fpäter wenigftens 
einer Gemeinde die Privilegien und Rechte einer Stadt ertheilen 
Eonnte 3. Diefes Letztere geſchah dann gewöhnlich fo, daß der 
neuen Stadt die Rechte und Privilegien einer andern beftimm- 
ten Stadt ertheilt, und dann häufig aud die, in diefer gelten= 
den, Privatrechte, fo weit fie fich beſtimmt ausgebildet hatten, 
von jener angenommen wurden ($ 18). Endlich mußte natür— 
lich jede Einigung der Bürger über ihre Privatrehts:Verhält: 
niffe, die fie vermöge ihrer Autonomie damals treffen Eonnten, 
durch eine fpecielle Beftätigung und den Schuß des Grafen 


1) 3.8. Sattler Gefhichte Würtenbergs unter ven Grafen Bd. IV. 
Beil. Nr. 54. (Urkunde vom 3. 1489), nun auch in Riedes Sammlung 
der Württemb. Gerichtögefeße. Tpl. I. ©. 29. 

2) 3. B. Sattlera a. O. 8 29 f. ©. 101 f. und Beil. Nr.43, 44. 
(Ark. v. 3. 1474. 1479); ferner denfelben Th. I. Beil. Nr. 60. (Urk. v. 
9. 1321.) Th. U. Beil. Nr. 73. (Urk. v. 3. 1446). Wichtig find auch 
die vielen, in diefer Periode gefchloffenen Jurisdietions-Verträge mit 
Auswärtigen. ©. unten’ $ 16. 

3) Doch fuchte er auch hiezu noch häufig für den einzelnen Fall Zuftim- 
mung des SKaifers nad. ©. 3. B. Sattler a. a. O. Th IL Beilage 
Nr. 74. (Urk. v. 3. 1330). 3. 3. Mofer Samml. Württ. Urkunden ꝛc. 
ZH. 1. S. 13. (Url. v. 3. 1364). 


Einfluß der Grafen auf Rechtsbildung und Rechtspflege überh. $ 11. 33 


an Beftand und Anjehen gewinnen. Auch fing allmählig der 
Graf vermöge feines Aufſichts- und Schugrechtes an, zu fo r⸗ 
dern, daß ſolche Einigungen,, wenn fie von durchgreifender 
‚ Wichtigkeit waren, ihm zur Beftätigung vorgelegt werden. 
Hiedurch bildete fi ein Keim zur gejeggebenden Gewalt, von 
deren Ausübung jedoch aus dieſer Periode nur fehr wenige 
Beifpiele zeugen ($ 18. 19.). 

Aus dem Princip jener Einigungen ergab fih, als die 
Zandftände fich nach und nad ausbildeten, von felbft der 
Grundſatz, daß der Herr mit Zuftimmung der Stände Gefeße 
geben könne, fo weit fie nicht gegen Kaiſer und Reich und 
deren gebietende Anordnungen gingen. Allein für das Privat: 
recht wurde in dieſer Periode von dieſem Grundfage kein 
Gebrauch gemacht, weil man überhaupt noch nicht daran dachte, 
auf dem Wege der Geſetzgebung das Privatrecht umfaſſend 
zu bilden. Auch hielt ſich der Regent, ſelbſt in der folgenden 
Periode, von der einen Seite nicht durchaus an jene Zuſtim— 
mung für gebunden, beſonders in dem, was die Gerichts— 
verhältniſſe und die Polizei berührte, und hierin wurde er 
fpäter ſehr unterſtützt, theils durch Anſichten der Publiciſten, 
welche die Geſetzgebung für ein Vorrecht des Landesherrn 
erflärten, theils durch die Stände ſelbſt, welche öfters der 
Mitwirkung bei Gefegen fich zu entziehen ſuchten. Bon der 
andern Seite wurde noch lange Zeit bei wichtigern Gefegen, 
felbft bei folchen, die mit Beirath der Stände erlaffen waren, 
zu ihrer größeren Befräftigung Eaijerliche Beftätigung nach— 
geſucht, in der folgenden Periode jedoch fo, daß man feinen 
Anjitand nahm, das Gefeg noch vor der Faiferlichen Beftäti- 
gung zu publiciren‘ Bei Eonfliften aber zwifchen dem Fürs 
ften und den Ständen über ein Zu gebendes Geſetz wurde 


4) Dieß geſchah namentlich beim eriten Landrecht. Ebenfo ließ Herzog 
Epriftopp feine im Jahr 1552 publicirte Landesordnung durch den Kaifer 
beftätigen, „damit fie defto kräftiger fey, auch ohne Eintrag, Irrung oder 
Berhinderung männiglich bleiben möge.“ Die Beftätigung erfolgte aber 
erft im Jahr 1555. Die Urkunde f. bei Schoepff processus appella- 
tionis etc. 2a ed. p. 33 f. — Ueber bie Gründe der Nachſuchung folder 
kaiſ. Beftätigungen f. auch Eichhorn Deutſche Staate- und RI 
geihichte. Ate Ausg. B. IV. $ 534. 


Wichter, Württemb. Privatr. I. 3 





34 Kap. A. Geſchichte. Erfte Periode. Bis zum J. 1495. 


noch am Gchluffe der dritten Periode ausdrücklich auf die 
Entfcherdung des Kaifers provocirt ($ 31. Not. 14.). 


II. Gerichtsverfaffung von der Mitte des dreizehnten Jahr⸗ 
hunderts an, 1. Einfluß der Gerichte auf die Mechtöbildung. 


$ 12. Die Verfaffung der bürgerlichen Gerichte ift für 
die Gefchichte eines Privatrehts jchon um deswillen von Wich— 
tigkeit, weil die Gerichtspraris immer einen bedeutenden Eins 
fluß auf die Nechtsbildung felbit hat. Für unjere Germanifche 
Nechte wird fie auch befonders wichtig durch den, in diefen 
Rechten vorherrfchenden, polizeilichen Charakter, welcher bei fo 
vielen nicht jtreitigen Privatrechts-Acten Zuziehung der 
Gerichte vorfchreibt. Bei dem ganz ausgedehnten Einfluffe 
endlich, welchen in den früheren Perioden unferer Deutihen 
Privatrechte die Gerichte auf die Nechtsbildung hatten, ift eine 
Darftellung der Gerichtsbarfeitsverhältniffe für die Geſchichte 
des Rechts um fo unerläßliher. 

Das Recht ging in den früheren Zeiten hauptfählih von 
den Gerichten, und durch die befondere DVerfaffung derjelben, 
großentheils vom Volke aus, Unter dem Einfluffe der Richter 
bildeten fich befonders die Nechtseinigungen, und von den Rich 
tern mußte das in unbeftimmten Gewohnheiten herrſchende 
und das zu ergänzende Recht gefunden, feftgehalten und gewie— 
fen werden. Die Beifizer des Gerichts aber bildeten Feinen 
befondern Stand. Gie wurden, und zwar lange Zeit wechjelnd, 
aus der Mitte der Genoffen genommen, und richteten nicht 
ohne unmittelbare Theilnahme des Volks. Der Vorſitzer des 
Gerichts forderte einzelne Schöffen auf, das Urtheil zu finden. 
In zweifelhaften Fällen beriethen fidy diefe nicht felten mit 
den aus dem Bezirke, der Gemeinde ꝛc. Gegenwärtigen, welche 
den Gerichtsort umftanden (dem Umftande), oder zog man 
auch über das beftehende Recht durch Zeugen Kundichaft ein ?. 


1) Brgl. Eihhorn D. Staats: und Rechtsgefchichte. Bd. IL $ 258. 
Ehr. Ernft Weiffe Einleit. in das deutſche Privatrecht. 2te Ausg. 
Leipzig 1832. ©. 26 fe A. 8% Reyfher Das gefammte württemb. 
Privatrecht. Bd. J. $ 11. und die dort eitirten Urkunden. Auch unten ©. 47. 


Einfluß der Gerichte auf die Rechtsbildung. $ 12. 55 


Wurde die gefundene Enticheidung von der Mehrzahl der 
Schöffen, welche die Beiftimmung des Umftandes nicht leicht 
unberückfichtigt ließen, gebilligt: fo ſprach fie der Vorſitzende 
als Urtheil aus. Schien ihm die Sache ſehr zweifelhaft, und 
das angetragene Urtheil bedenflih: fo Fonnte er die ganze 
Sache gleich vor den höheren Richter bringen .— Da aber die 
Rechtseinigungen meift fragmentariih, die Gewohnheiten oft 
ſchwankend und nicht minder lückenhaft waren und mehr nur 
rohe Umriffe an die Hand gaben: fo war es natürlich, daß in 
den meijten Punkten die Gerichte das Necht nach dem Geiſte 
des Beftehenden ergänzen mußten. Allein durch die angege- 
bene Weife mar wenigftens dafür geforgt, daß durch die Ge: 
richte felten ein Recht fich bilden fonnte, das nicht den Beifall 
und die Zuftimmung des Volkes hatte. Dabei befchränften 
fich die Gerichte nicht auf die Entfcheidung einzelner Nechtsf älle 
und auf die Thätigkeit bei einzelnen Rechtsacten. Häufig 
äußerten fie auch ihre Thätigkeit geradezu in der Feftftellung 
eines Rechtsfages und allgemeiner Rechtsverhältniffe, indem 
fte über Rechtsfragen, die an fie gebracht wurden, oder deren 
fefte Enticheidung fie für wichtig erachteten, nach ihrem beften 
Wiffen und auf ihrem Eid, häufig in Gemeinfchaft mit den 
betreffenden Genoffen, Gemeinden und andern Eorporationen, 
das Recht wiefen, damit diefes Recht, auf diefe Weife fet- 
gejtellt, bei Fünftigen Streitigkeiten zur Norm diene (Weis: 
thümer)3. 


2. Bildung der einzelnen Gerichte. A. Ueberblick. 


S 13. Was die einzelnen Gerichte in diefer Periode 
betrifft: fo mußten, als die Spuren der alten Gaugerichts: 
Verfaſſung fi) allmählig verloren, das alte Gaugericht des 
Grafen ($ 10.) als Solches verſchwinden und in ein landes- 
herrliches Gericht übergehen. Diefes wurde zwar noch fort an den 
alten Maplftätten der früheren Gaugerichte gehalten (Gräfliches 
2) Schwabenfpiegel. Eap. 84. $7—9. Eap. 75. $ 24. Cap. 92. 
$.4. f. (nah der Lapr’fhen Ausgabe in Senckenbergs corp. juris 
german.). 
3) Eichhorn Einleitung in das Deutihe Privatrecht. $ 5. 
5 2* 


56 Kap. 4. Gefchichte. Erfte Periode. Bis zum 9. 1495. 


„Landgericht,“ auch „Landtag“), nur daß jeltener der Graf jelbft, 
fondern gewöhnlich ein gräfliher Landrichter ihm, vorjaß. 
Auch waren es noch die mit echtem Eigenthum oder mit redy= 
ten (Ritter) Lehen angefeifenen, der eigentlichen Vogtei des 
Grafen nicht unterworfenen, Freien, welche hier Recht zu fuchen 
und zu geben hatten. Allein je mehr fich die Vogtei des Grafen 
ausdehnte, um fo mehr mußte fid) die Zahl der dem Land— 
gerichte Unterworfenen mindern, und am Ende ging auf eine 
ſehr erklärliche Weile das Landgericht in ein Hofgericht über. 
Die Städte Altwürttembergs nämlid, wenn auch zum 
Theile fehr alte Orte, bildeten fid) doch ald Städte großen= 
theils erft im dreizehnten und manche erft im vierzehnten 
Sahrhundert !., Bei diefer fpäten Bildung und bei ihrer Uns 
bedeutendHeit konnten fie fi von der landesherrlichen Vogtei 
des Grafen nicht frei erhalten, wurden dagegen bei ihrer gro= 
Ben Anzahl, ihrer freien innern Berfaffung und ihrer größern 
Zuverläßigfeit und Anhänglichkeit an das gräflihe Haus der 
Stützpunkt der ſich entwickelnden. freien Landesverfaffung. Mit 
dem Stadtrechte erhielten fie aud Ausübung der Gerichts— 
barkeit, ſowohl der peinlichen als der.bürgerlichen. Allein es 
war dieß Feine Patrimonialgerichtsbarfeit, fondern eine, unter 
einem gräfliden Vogte oder Scultheißen auszuübende, 
landesherrlihe Gerihtsbarfeit, von welcher jedoch 
die gräflichen Diener, die etwa in der Stadt wohnten, und die 
rittermäßigen Einwohner, die fi) in manchen Städten fanden ?, 
erimirt blieben, weil diefe nach altem Grundfage nur von 
ihres Gleichen gerichtet werden konnten. Die Städte, welche 
die Grafen bei der Erweiterung ihres Territoriums allmählig 
erwarben, waren großentheils urfprünglich der Mittelpunkt 
einzelner Graf» und Derrjchaften, bei denen fidy das Grafen= 
1) Vrgl. oben $ 10. Note A. 5. 6. So auch bei den fpäter erworbenen 
Städten; 3. B. Kirchheim erhielt Stadtreht im Jahr 1270 (Freibur= 
ger Stadtreht) ; Sindelfingen im 3. 1263; Bietigheim im Jahr 
13745 Sulz wurde im Jahr 1274 ummanert, und erhielt im Jahr 1284 
Freiburger Stadtrebt; Neuenbürg wurde im Sahr 1274 ummanert. 
2) Sp namentlih in Waiblingen, Canftadt und Schorndorf, 


nicht aber in Stuttgart, das Anfangs, wie viele andere Württ. Stäbte, 
meift von Hörigen bewohnt wurde. | 


Bildung der einzelnen Gerichte. $ 13. 37 


gericht 3 meift in die Stadt gezogen und in eine Vogtei ver: 
wandelt hatte. Die Bauern („Geburen“ im Gegenfage zu 
den Bürgern, den Gtädtebewohnern), welche, auf dem Yande 
in Dörfern, Weilern und Höfen gefeffen, eigenen oder frem: 
den Boden mit eigener Hand bauten, fielen häufig unter eine 
doppelte Gerichtsbarkeit. Waren fie Hörige und Hinterfaffen 
eines Grundherrn: fo ftanden fie, fo ferne die Frage ihr Ver: 
hältniß zum Grundherrn oder zu ihren Genoffen betraf, unter 
dem durch Vertrag oder Gewohnheit beftimmten Hofrechte 
und dem Eigen= oder Bogtgerichte des Gutsheren. Mit der 
Grund: oder Gutsherrfhaft?, dem Eigenthum an 
Grund und Boden, auf welhem Hörige und Hinterfaßen mit 
mehr oder minder ausgedehnten Nutzungsrechten ‚lebten, ver: 
band fih auf eine durch die Verhältniffe jener Zeit fehr erflär: 
lihe Weife allmähplig eine Bogtei und Schußherrfhaft 


3) In den Urkunden des zwölften, dreijehnten und vierzehnten Jahr: 
hunderts finden fich noch manche Beifpiele von placitis, welche 3. B. die 
Prfalzgrafen von Tübingen bei Tübingen , Herrenberg und Böblingen, 
die Grafen von Sulz bei Sulz, die von Ealmw bei Calw und Ingers— 
heim an den alten Maphlftätten an den SKönigsftraßen hielten, Vrgl. 
Gerfllaher in der ©. 23. angef. Einleitung. ©. 6. Sattler Ge- 
fchichte Würtenbergs bis zum %. 1260. ©. 655, 656. Uebrigens wurden 
auch die Stadtgerichte noch lange Zeit (jedoch, wie es frheint, nur in 
Griminalfachen) unter freiem Himmel, 3.3. auf offenem Marfte gehalten, 
und erft im fünfzehnten und fechszehnten Yahrhundert gingen fie durchaus 
in die Rathhäufer über. So um nur einige Beifpiele anzuführen, erhielt 
im Jahr 1504 die Stadt Herrenberg vom Kaifer die Erlaubniß, in 
peinlihen Händeln zur richten auf dem Rathhaus, und nicht,. wie bishero, 
„unter freiem Himmel” (v. Memminger Befhreibung des Oberamts 
Ganftadt. ©. 142); ferner die Stadt Calw im 3. 1522 von der her- 
zoglichen Regierung die Erlaubniß, die peinlihen Gerichte auf dem Rath» 
baufe zu Halten (Sattler Hiſt. Beihr.L. ©. 166) ; in Balingen wurde 
noch im Jahr 1507 über yeinliche Sachen, wie es in der Balinger Ges 
rihtsordnung von 1507 heißt, „unterm Himmel“ gerichtet, in Stutt- 
gart desgleichen noch. im Jahr. 1514. Im Eivilfachen dagegen zog fich 
das Gericht früher auf das Rathhaus. 

4) Vrgl. Eichhorn Einleitung in das Deutfche Privatrecht. $ 245. 
Denfelben D. Staate- und R. ©, Th. U. $ 343. 38, Neyfder 
Die grundherrlihen Rechte des Württembergifhen Adels, Tübingen 1836- 
52. Mittermaier Gryoſſ.d. D. Privatr, Se Aufl, 1837. $ 81.84.58. 
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auch über Perfonen, die nicht auf dem Grund und Boden der 
Grundherrfchaft, aber doch auf dem an den Gib des Guts— 
herrn ſich anreihenden Diftrikt mit freiem Eigenthum eingefef- 
fen waren, und bejonders mit der Auflöfung der alten Gaus 
verfaffung fih an die mächtigeren Gutsherrn bald freiwillig, 
bald gezwungen mehr anfchloffen. Dieje Bogtei und Patrimonials- 
berrichaft Hatte manche Abgaben und audy manche Beichrän- 
fungen des Eigenthums in ihrem Gefolge; auch ging fie nicht 
felten zugleich in eine vollftändige Civilgerichtsbarkeit (biswei— 
len auch in eine Criminalgerichtsbarkeit) über das Dorf und 
feine Inſaſſen über, theils durch Verleihung der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit von Seiten des Grafen, theild wohl auch durch 
eine factifche, lange Zeit hindurch geübte, Ausdehnung. So— 
fern dies nicht der Fall war, mußten im Uebrigen die auf 
dem Lande Gefeflenen vor den Gerichten des Grafen, in Der 
Regel in einer benachbarten Stadt, der fie zugewiefen waren, 
Recht nehmen. Allmählig aber wurden auch in den meiften 
Dörfern befondere Eivilgerichte, Dorfgerichte, aus dem Ge— 
meinderathe unter dem Borfige des Schultheißen oder eines 
gräflihen Amtmanns (im dreizehnten und vierzehnten Jahr— 
hundert) gebildet, mitunter auch mehrere Dörfer zu Einem 
gemeinfchaftlichen Gerichte vereinigt 3. 

Auf diefe Weife Fam e8, daß die Eompetenz des gräf—⸗ 
lihen Landgerichts fih auf höhere gräflihe Diener, Adel, 
Korporationen, und auf folhe Sachen, die in höherer Inftanz 
„an den Grafen“ gebracht wurden, beichränfen mußte. Dieß 
führte aber von felbit dahin, das Landgericht nicht mehr an 
der alten Mahlſtätte zu halten ®, fondern es ganz an den Hof 


5) Vrgl. z.B. Ele$ Landes- und Eulturgefihichte von Württemberg. 
Th. U. Abth. 1, ©. 652 f. Ca. Chriſt. Gratianug Gefhichte der 
Achalmꝛe. B. I. Tüb. 1831. S. bo f. u, die Urf, bei Reyfcher Statutarr. S, 565. 

6) Zuerft jcheint das alte gräfliche Landgericht, das bei Canſtadt ge= 
halten wurde, in die Stadt Canftabt verlegt worden zu feypn. Denn 
nach einer Urkunde vom 9. 1330 Cabgedrudt bei Sattler Geſchichte 
Würtenbergs unt. d. Grafen Th. I. Beil. Nr. 74. uud Reyſcher alt- 
mwürttemb. Statutarr, ©. 633.) erhielt Graf Ulrich IL, vom Kaiſer einen 
Freiheitsbrief, in welchem die Stadt Eanftabt die „recht, ern vnd gut 
gewohnheit“ der Reichsſtadt Eßlingen (natürlih unbeſchadet ihres 
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oder an die gräfliche Kanzlei zu ziehen, und es lediglich durch 
gräfliche Räthe zu bejegen. Go findet man daher auch von 
der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts an feine Yandrichter 
mehr, fondern an deren und des Landgerichts Stelle den 
„Landhofmeifter und die gräflihen Räthe,“ die 
man das alte Kanzlei: oder Hofgericht nennen kann!', 


—— 


Subjectionsverhältnifſes zum Grafen) erhielt, und dann noch beigefügt 
it: „Wir wellen auch durch befundern Vride und nuß der felben Stat, 
daz fie (?) den Landtag, ven fie habend vor der Stat, in der Stat 
haben fullen und mugen, .. uf den Tag, als er ber von alter vor ber 
Stat gewefen.” 9. Memminger (an dem in der Note 3 a. D.) 
meint, dieß beziehe fih nicht auf das Landgericht bei Canſtadt, das 
auch ſpäter noch gehalten worden fey; fondern die Stabi 
habe dadurch Befreiung von dem adelichen Landgerichte und für fih und 
ihre Angehörigen ohne Zweifel daffelbe Recht erhalten, das, nad dem in 
der Note 3 Angeführten, Herrenberg im 3.1504 befommen habe. — 
Allein wenn wir auch die Stelle blos auf die Stadt Canſtadt beziehen 
wollten: fo ift Doch jedenfalls das Recht, das ihr hier eingeräumt wurde, 
etwas ganz Anderes, als das der Stadt Herrenberg 200 Jahre ipäter 
eingeräumte, Nach der Urkunde von 1330 wird Canſtadt nicht legiti— 
mirt, feine Blutgerichte auf dem Rathhauſe zu halten, und es 
hat fie gewiß Das ganze vierzehnte Jahrhundert hindurch und noch länger 
auf dem Markte gehalten. Eine Befreiung vom Landgerichte liegt 
auch nicht in der Urkunde, noch kann fie darin liegen. Als Korpora= 
tion blieb die Stadt dem Landgerichte unterworfen, und ihre Einwohner, 
fofern fie nicht gräfliche Diener oder Rittermäßige waren, gehörten in 
jener Zeit ohnehin nicht mehr in erfter Inftanz vor das Landgericht. Daß 
aber noh nach dem %. 1330 ein Landgeriht be i Ganftabt gebalten 
wurde, fagt meines Wiffens keine Urkunde, fondern nur, daß e8 z u 
Canftadt (nicht aber zu Stein $ 10. Note 2.) gehalten wurde. So 
beißt es 3.3. in einer Urkunde vom Jahr 1331 über eine Streitigkeit 
zwifchen Dfterbronn von Ror und dem Abt und Eonvent zu Bebenhaufen: 

„3b Albrecht von Gryffenftein, der Landrichter mins Gra— 

„ven Ulrichs zu Wirtenberg, faß zu Gericht uff dem Landgericht zu 

„Canſtadt an dem Dornftag nach uffgen der Pfingſtwoche.“ 

Es ift daher wohl, wie es von Andern gefchieht, anzunehmen, daß 
der Graf fich legitimiren ließ, die alte Iandgerichtlihe Maplftätte in die 
Ringmauern von Canſtadt zu verlegen, aus denen er dann fpäter jein 
Gericht an feinen Hof 309. 

7) Mit Recht bemerft nun auh Reyſcher Württ. Privatr. Th. 1. 
©. 38, 29, daß Landhofmeifter und Räthe nichts anderes waren, als ein 
Hofgericht. Allein unrichtig ift es, wenn er den Uebergang der Land— 
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und aus denen im folgenden Jahrhundert ein Doppeltes Gericht, 
das neue Hofgericht und das davon gejonderte Kanzleis 
gericht 3 hervorging. Doc erhielt fi) noch bis in das ſech— 
zehnte Jahrhundert ein Analogon der alten Zandgericdhte, 
und zwar unter diefem Namen, jedoch, wie es jcheint, haupt 
fachlich in Eriminalfahen. Sn den alten gräflichen Berhält- 
niffen nämlich lag ſchon der Keim der Bildung einer land= 
ftändifchen Verfaffung. Wie auf den alten Gaugerichten, fo 
wurden fpäter auch auf den Landgerichten vom Grafen allge= 
meine Angelegenheiten mit feinen -Dienern,, Bafallen und 
Schugverwandten berathen, und bei wichtigen Unternehmungen 
mußte er fid) der Zuftimmung derfelben und der Städte ver= 
fihern, wenn er mit Erfolg fie ausführen und auf ihre kräf— 
tige Hülfe follte rechnen können. Auf diefe Weife legten alte 
Sitten, Bedürfniß und der fchlichte Sinn jener Zeit den Grund 
zu einer, die Rechte des Volkes ebenfo, wie die Würde und 
Rechte des Negenten achtenden und fihernden Berfaffung 
des ſich confjolidirenden Staates?. Wie man aber in jener 
Zeit Verwalten, Rechtſprechen und WRechtbilden noch nicht 
fharf trennte, und alles Diejes bis auf einen gewiflen Grad 


gerichte in biefes Hofgericht erft auf das „Ende des XIV. oder ven Anfang 
des XV. Yahrhunderts” fegt. 

8) So viel ich finde, wird von unfren Schriftftellern diefe Trennung in 
ein boppeltes Gericht ganz übergangen und blos vom Hofgericht als Ap⸗ 
pellationsinftanz, aber nicht von Kanzleigericht, welches neben dem Hof 
gericht beftehen blieb, gefprocen. 

9) Schon in einer Urkunde vom Jahr 1273 über die Beräußerung eines 
Lehens fagen die Grafen Ulrich und Eberhard: es fey der Act ge— 
fhehen „praehabito consilio ministerialium nostrorum et consensu* und 
„praesentibus et rogatis Comite de“ (es werden hier Einzelne angeführt) 
„aliisque quam pluribus probis viris* (bei Sattler Geſchichte Würt- 
tenbergs unt. d. Grafen Tp.F. Beil, Nr.4.), und als fpäter die Land- 
fhaft als Solche beftimmt auftrat gegenüber vom Grafen (zum erften- 
male finden wir dieß im Jahr 1457 bei der Beftellung der Vormundſchaft 
über den minderjährigen Grafen von Württemberg-Urach) : fo gefchah dieß 
nicht, ale ob etwas Neues eingeführt würde, fondern als ob es fih von 
ſelbſt verftände. Vrgl. G. ©, Uebelen (Prof., jept Rector am Stutt- 
garter Gymnaſium) Entftehung der Landftände des ehemaligen Herzogth. 
Württemberg. Leipzig 1818. ©. 4 f. ©. 25 f., auh Reyſcher in feiner 
Einleitung in den erften Band feiner Geſetzſammlung ©. 90 f. 
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in den alten Grafengerichten combinirt war, weil auf ihnen die 
ganze freie Genoſſenſchaft ſich verſammelte: jo fand man es 
fehr natürlich, daß in wichtigen, bejonders das ganze Land 
betreffenden, Sadhen die Landſchaft auch der natürlichfte 
höchſte Richter fey. Go richteten. daher die Randitände 
im Jahr 1498 über die Günftlinge des Herzog Eberhard. 
und ebenjo jegte Derzog Ulrich mehrmals, z. B. in den Zah: 
ren 1514, 4536, 1545, ſolche „Landgerichte“ aus der 
Landſchaft d.h. den Vögten des Landes und den Deputirs 
ten der Stadtmagiſtrate Y nieder. Selbſt noch fpäter und 
auch in Hinficht auf Civilſachen finden fich ſolche Landgerichte. 
So beitimmt Herzog Ludwig in feinem Codizille v. 3. 1592: 
wenn jeine Erben wider einen feiner höheren Diener in Bes 
ziehung auf Deren amtlihe Handlungen Klage erheben wollen: 
fo ſolle der Prozeß fchriftlich geführt werden vor einem „Lands 
gericht zu Gtuttgart bei Vnſrer Cangley ;* dieſes Gericht 
folle beftehen aus vier Prälaten, vier im Yande geborenen und 
erzogenen Doctoren und vier Burgermeiftern (ans den „vier 
Haupt: Stätten“ Stuttgart, Tübingen, Urad und 
Schorndorf) unter dem Vorſitze des Hofrichtere. Die 
Acten aber follen an die Suriftenfacultät nah Tübingen zum . 


10) Die Deputirten, welche die Landichaft bilden follten, waren bis 
zum Jahr 1515 nicht genau beftimmt. Der Fürſt berief wohl nach fei- 
nem Gutdünken einzelne Vögte und Deputirte von Stabtmagiftraten. 
Im Jahr 1515 wurde aber durch eine Berabfchiedung feitgefegt, daß von 
jeder Stadt der Bogt, wenn er von der Landſchaft iſt d.h. 
nicht zur NRitterfchaft gehört und dem Herzog „mit der Erbhuldigung 
verwandt” ift, und Einer vom Gericht und Einer vom Rathe als Depu— 
tirter erfcheinen fol. Im Jahr 1520 unter der Defterreichifchen Regie— 
rung wurden Die Bögte ausgefchlofien. Auf Berlangen Herzog Chris 
ſtophs wurden fie nach langen Debatten mit der Landichafı im Jahr 
1551 wieder zugelaffen. Pfifter Herzog Chriſtoph ꝛc. S. 228 f. Nom 
Anfange des fiebzehnten Jahrhunderts an (1629) aber ließ man fie wieder 
weg. Abgeoronete aus der Gemeinde unmittelbar (nicht aus dem 
Gemeindem a giftrat) murden im Jahre 1462 und 1514 einberufen. 
Sonft aber wohl nie, fondern immer nur Bögte und Magiftratsmitglieder. 
Bon den Magiftratsmitglicevern kamen fpiter in der Regel nicht je zwei, 
fondern wohl hauptfächlich aus vecuniären Gründen nur je Eines, außer 
von den drei Hauptflädten Stuttgart, Tübingen und Ludwigsburg. 
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Erfenntniß gefendet werden. Ja noch im achizehnten Jahr— 
hundert wird von Eberhard Ludwig in feinem Teftamente 
(1732) für ähnliche Fälle diefe Einrichtung bejtätigt N. 


B. Stadt: und Dorfgerichte. Oberhöfe. 


F 14. Diernah waren die landesherrlichen gemeinen 
Givilgerichte in unferer Periode von der Mitte des vierzehnten 
Sahrhunderts an folgende : 

Il. Die Stadt: und Dorfgeridhte. Es übten näme 
lih, wie im $ 13. ausgeführt wurde, die Landftädte, 
welche, im Beſitze einer unter der Aufficht des Grafen ftehen- 
den Oelbitverwaltung ihrer Angelegenheiten, theils aus Höri— 
gen !, theild aus perfünlich freien, im Uebrigen aber vogtei— 
pflichtigen Bürgern beftanden, und von dem Ende des drei— 
zehnten Jahrhunderts an nach und nah auh Dörfer, die 
Civilgerichtsbarfeit gegen die in den Stadt: und Dorfverband 
Gehörigen aus? Das Gericht bildeten Bürger der Gtadt 
oder des Dorfes (fieben bis zwölf, in den Städten beinahe 
durchaus zwölf). Wie aber überhaupt Adminijtriren und 
Rechtiprehen nicht getrennt war, fo bildere das Gericht auch 


11) Gerichte diefer Art waren auch bie Gerihte, welche Herzog 
Johann Friedrich in den Jahren 1608 und 1613 in den Prozeffen 
gegen dem Geheimenrath Enzlin nieverfegte. Brol. Memminger 
Jahrbb. Jahrg. 1827. ©. 273, 294, 304. Jahrg. 1828. ©. 193—197. 
Ein ähnliches Gericht war auch das, welches über Wilhelmine v. Würben 
(Grävenig) und über ihren Bruder, den Minifter v. Grävenitz richten 
follte, und das Gericht, welches den Juden Süf zum Strange verurtheilte. 

1) Das Stadtrecht jchikte feine Bürger nicht vor den Hörigfeitslaften. 
Nur einzelnen Städten gelang es, die Laften in etwas zu mildern und 
die Bürger ergriffen freilich gerne jede Gelegenheit, fih folcher Laften zu 
entlediren. Brgl. 3.8. die Urkunde vom Jahr 1312 bei Sattler Ge— 
fhihte Würt. unter d. Grafen Th. I. Beil. Nr. 43c. Ferner Reyſcher 
Altwürtt. Statutarr. ©. 202 unt. ©. 267. 268. 

2) Brgl. $ 13. und Sattlera. a. O. Th. IV. $29. 38., auch TH. J. 
Beil. 171. Auf Stand und Berhältniß des Klägers kam es nicht an; 
er hatte dem Beklagten an deſſen Forum zu folgen, auch wenn der Graf 
Hagte; ſ. 3. B. die Urkunden bei Sattlera.a. DO. Th. 11. Beil. 91. 
92. (Gerichtöprot. v. J. 1456); Th. III. Beil. 73. (vw. 3. 1477); auch 
unten $ 16 Not. 3. 
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die Berwaltungsbehörde der Stadt, nur daß es ſich allmählig 
noch dur den Rath verftärfte, fo jedoch, daß die „Rathe: 
verwandten“, aus welchen meift das Gericht erſetzt wurde, ftets 
eine untergeordnete Stellung gegen das Gericht und die Gerichte: 
verwandten behielten?. Borftände des Gerichts waren in den 
Dörfern der Amtmann oder Schultheiß, in den Staͤd—⸗ 
ten ein: vom Grafen geſetzte Schultheiß, Amtmann 
oder Bogt, fpäter ftets ein Bogt?, neben welchem dann ein 
ftädtiicher Schultheiß, der aber allmählig fpäter abfam und 
an deſſen Stelle ver Burgermeifterd trat, das erfte Mitglied 





3) Das ganze Hieß fpäter der Magiftrat. Die Gerichtsver— 
wandten hatten allein die ftreitige und freiwillige Gerichtsbarkeit auszu— 
üben, erfetten die Gemeindedieufte, nahmen Bürger auf, bezogen die 
Gerichtsiporteln und außerdem auch ſchon in dieſer Periode bisweilen einen 
feften Gehalt, z. B. nach dem Stuttgarter Stadtrecht von 1492. Bei ans 
dern Gefhäften — oft nur bei wichtigeren Apminiftratiogefchäften, 3.8. 
nach dem Uracher Stabtreht von 1468 — follte in der Regel der Rath 
conceurriren,. Die Rathsverwandten aber waren nie befolvet. Man 
fab es noch lange als eine Laft an, in das Gericht oder den Rath 
gezogen oder vom Grafen zum Schultheiß oder Vogt (was aud lange 
Zeit meift aus der Mitte der Bürger geſchah) ernannt zu werden, und 
ließ fih häufig dagegen vom Grafen Befreiungsprivilegien geben. ©. 
Sattler aa D. Th. IV, $ 32. S 106 f. Manche genoßen ſchon 
vermöge ihres Standes folche Befreiungen. Sp waren 3. B. bie 
Doctoren des Rechts zu Aemtern bei Geriht und Rath nicht ver- 
pflihtet. Sattlera. a. D. Th. II. Beil. 91. (Urkunde vom 3. 1431). 

4) Oder auch ein Keller d. h. der gräflihe Kameralbeamte, dem 
dann zugleich die Bogtei übertragen war; f. 3. B. unten $ 25. Note 2. 
Gewöhnlich aber war die Kellerei von der Vogtei getrennt, bisweilen 
aud dem Bogt als Nebenamt übertragen, fo daß er nicht den Titel Keller, 
fondern Bogt führte. In der fpäteren Zeit, fehon im Anfange des 
fehzehnten Jahrhunderts, nannte man die Bögte mitunter ODberamt- 
mann. So z. B. Ulrich in der vierten Landesordnung. Ihre allge- 
meine Bezeichnung war aber noch bis ins achtzehnte Jahrhundert 
„Bögte und Amtleute.” Vrgl. 3.8. das erfte, zweite und britte Land» 
recht und die Geſetze aus dem Anfang des achtzehnten Jahrhunderts. 

5) Die fpecielle Bermögensverwaltung der Gemeinde wurde einem 
oder zwei Magiftratsmitglievdern übertragen, welde Stadtrechner 
(3. B. im Tübinger Stadtreht von 1493) oder Burgermeifter (jo 
fhon im Uracher Stadtrecht) au Heimbürgen hießen. Die grö- 
Seren Städte hatten gewöhnlich zwei folcher Burgermeifter, die Dörfer wohl 
ftets nur Einen. 
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des Magiftrats bildete. Deßhalb wird der Magiftrat in den Ur— 
kunden vom fünfzehnten Jahrhundert gewöhnlich durch „Burger= 
meifter, Gericht und Math“ bezeichnet, und das Gtadtgericht 
in den Urfunden des vierzehnten Jahrhunderts meijt durch 
„‚Schultheiß“ oder „Amtmann und Gericht,“ oder: 
„Schultheiß und die Richter,“ in den Urkunden des 
fünfzehnten Sahrhunderts aber meift durdy „Bogt und Ge— 
richt“ oder „Bogt und Richter“s. Die Gerichtsmitglie= 
der wurden urfprünglich von der Bürgerjchaft gewählt ; allmäplig 
aber ergänzte meijt das Gericht fich jelbft und den Rath 7. 


6) Sp 3. B. in einem Urtheilsbrief des Gerihts zu Böblingen 
vom Jahr 1464 bei Repſcher Statutarr, S.379., ferner in den Stadt— 
rechten von Stuttgart (1492) und Tübingen (1493); ferner in einem 
Protokoll des Gerichte zu Schorndorf v. 3. 1456 bei Sattler a. 
a. D. Th. II. Beil. 92. Schon im vierzehnten Jahrhundert kommt auch 
der Rath vor; z.B ,Schultheiß, die Richter und der Rat,“ 
oder „Gericht und Rat.“ 

T) Mit der Art der Wahl wurde es in dieſer Periode und im Anfange 
der folgenden an den verfchiedenen Orten noch verichteden gehalten. Lebens⸗ 
länglih waren die Stellen nicht; fie wurden es vrft allmählig in ver 
folgenden Periode. Für die Nichtlebenslänglichkeit und die Art der pe= 
riodifhen Wahlen find ung manche Notizen noch aufbehalten. 3.3. nach 
einer Verordn. v. J. 1530 follten in Urach zu der Zeit, „wie es von 
Alters her gebrauhlid worden,“ auf einen beftimmten Tag alle 
Gerichts- und NRathsperfonen vor den Amtleuten erfcheinen und ein Jeder, 
‚mach feinem Anliegen und Gefchieffichleit um Erlaffung bitten, und begeh— 
ren, einen tauglichern und gefchictern an feine Stelle zu fegen; hierauf 
follen die Amtleute Einen oder Zwei der Gefrhiefteften oder Xelteften des 
Gerichts beftimmen, damit diefe „zwei andere tauglihe Richter erwählen 
und fo für und für bis ein ganz Gericht befegt fei,“ worauf diefe Zwei 
nebft dem Gericht die Hebrigen vom Rath erwählen follen. Sattler 
Hiftor. Befchreib. Th. I. Cap. IX. 6 6. Geht aber in ver Zwiſchen— 
zeit ein Gerichte- oder NRathemitglied ab: fo wählt ſchon nach dem 
Stadtreht von 1468 das Gericht das neue Mitglied (Handſchrift). 
Ebenfo fol nah einem Auszug aus einem Documentenbuh von Ba b= 
lingen ». 3. 1507 (bei Reyſcher Altw. Statutarr. ©. 159) das 
Stadtgeriht jährlich erneuert werben, und zwar fo, daß der Amt- 
mann die 12 Richter ihres Eides erläßt, darnach „foll der Amtmann irre 
einen der Ye zu einem Richter füro togenlich bedunft, zu Im befenden, 
und mit deinfelben den andern Richter erwellen und mit ven Zmeyen den 
dritten, und alfo für und für, bis daß wieder 12 Richter ermwelt ſendt.“ — 
sernernach den Böblinger Statuten (bei Repſcher a. a. O. ©. 400) 
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Der gräflihe Bo g t war zugleich der Ad miniftrativbeamte 
des Grafen in Stadt und Amt, und feine Functionen indiefer Hinz 
ficht erweiterten fich, nidht eben zum Frommen der Rechtspflege, 
immer mehr, je mehr die Adminiftration fi ausbildete, und mit 
der Polizeiüberall eingriff. Actuar des Stadtgerichts war ein vom 
Gerichte gewählter Schreiber (Stadt-oder&tadt: und Amt: 
fhreiber). Mebrigens wurden nicht alle Sachen vom gan 
zen Gerichte entſchieden. Geringere Sachen erledigte der Vogt 
allein, oder mit Zuziehung von einigen Nichtern, ja manche 
Rechtsſachen wurden fogar zur Entjcheidung an den Gerichts: 
diener („Büttel“) gewieſen. So follen nady den Stadtrecdhten 
von Stuttgart (1492) und Tübingen (1495) Saden von 10 
Schilling Heller und darunter, fo wie „alle Händel, die fid) 
begeben zwifchen leichtfertigen Perfonen, als Huren und Bus 
ben,“ der Büttel allein oder nach dem Rath des Vogts und 
eines Richters, Sachen über 10 Schilling bis 10 Pfund Heller 
der Vogt mit 4 Richtern — das ſ. g. „Kleingeriht« — 
und Sachen über 10 Pfund der Vogt mit dem ganzen Gericht 
entfcheiden. Mach dem Ur ach er Stadtrecht (1468) follen alle 
Sachen über 10 Schilling vom ganzen Gericht (geringere Sa— 
chen vom Büttel) entjchieden werden, und erjt fpüter wurde 





„segt man Bürgermeifter, einen vom Gericht und einen vom Rath unge- 
fäprlih umb aller Heyligen Tag und erwölt das Gericht einen ußer dem 
Rath, und der Rath einen ußer dem Gericht ꝛc.“ Auch die Freipeitsbriefe, 
in welchen Herzog Chriſtoph mährend feiner Regierung den einzelnen 
Städten ihre Rechte beftätigte, beweifen, daß noch in der zweiten Hälfte 
des fehszehnten Jahrhunderts Geriht und Rath jährlich ihre Stellen 
niederlegen, und fich neu wählen laffen mußten. Aber die Abgetretenen 
mögen wohl gewöhnlich wieder gewählt worden, dadurch allmählig die 
jährlichen Wahlen mehr nur eine Form gewefen, deßhalb am Ende ganz 
aufgegeben worden und fo nah und nad die Lebenslänglichkeit entſtanden 
ſeyn. Den Borfigenden des Gerichts in der Stadt (Note 6) beftimmte 
der Graf. Auf den Dörfern blieb die Wahl des Schultheißen meift den 
Bürgern überlaffen. Im 3. 1312, als Graf Eberhard I. auf kurze 
Zeit aus feinem Lande vertrieben war, und viele Städte fih an das Reich 
und namentlich an die Reihsftadt Eßlingen ergaben, bedungen fich diefe 
Städte namentlich freie Wahl des Schultheißen, zum Theile auch eines 
Bogtes aus. S. die Urkunden bei Sattler Geſch. Würtenbergs unter 
den Grafen. Teh. I. Beil. 43—48, 
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in Urach nach dem Borgange von Stuttgart das „Kleingericht“ 
für Sachen bis zu 10 Pfund Heller eingeführt. Außerdem 
bildeten fich auch in diefer Periode befondere Gerichte für die 
fogenannten Untergangsjadhen d.h. für Streitigkeiten 
über Nechte, die fih auf Nachbarfchaftsverhältniffe zwifchen 
unbeweglichen Gütern beziehen, und zu deren Erledigung rich 
terlicher Augenfchein erforderlich if. Die älteſte beftimmte 
Nachricht von ſolchen Untergangsgerichten, jedoch nur für folche 
Fälle, bei denen es fich nicht von Enticheidung verwickelter 
und fchwieriger Verhältniffe und Rechtsfragen handelte, ent: 
halten die Stadtrechte von Urach (1468—1503) und von Tü— 
bingen (1493), indem fie für Gftreitigfeiten bei ftädtifhen 
Grundftücen ein bejonderes Untergangsgericht niederfegen 8. 
Daß aber das ganze Inſtitut in Württemberg älter war, 
und nicht erft durch diefe Stadtrechte angeregt wurde, beweist 
ſchon der Umftand, daß jene Stadtrehte den Felduntergang 
(bei Streitigkeiten über Nachbarverhältniffe bei Feldgütern) 
als etwas bereits Beſtehendes vorausjegen. VBerfchieden 
von dem Felduntergange ift das Snftitut der Feldfteufler, 
welche Lestere aber auch eine Jurisdiction hatten, und beftimmt 
fchon in diefer Periode beitanden (j. unt. $ 27.). 


8) Früher entfchled in Urach und Tübingen folde Sachen, wenn 
fie Hädtifche Grundftüde betrafen, das ganze Gericht. Durch die ge— 
nannten Stadtrechte aber wurde das Untergangsgericht aus Einem vom 
Gericht, einem Zimmermann, einem Maurer und zwei ehrbaren Männern 
gebildet. Die Untergangsfachen befchreiben fie durch: eine jede Sache, 
fd der Span die Nahbarn gegen einander berührt, e8 fey von Heberbauen 
wegen, von Winkelreht, Zraufrecht oder bergl. Sachen. Wenn aber, 
fegen fie bei, die Sache auch antreffe die gemeine Stadt gegen bie 
Straße, dann follen die Untergänger noch berufen die 2 Stadtredner, 
und ob die Sache darnach geftalt wäre, die übrigen Richter gar. 
Diefe Beftimmungen betreffen übrigens blos den Stadtuntergang. ©. auch 
Jo. Dan. Hoffmann D. de judicio aedilitio württ. Tüb. 1740. 4. 
p. 17 f. u. Hufnagelin Hofaders Japrbüchern ver Gefeßgebung und 
Rechtspflege im Königr. Württ. B. IL ©. 222 f. — Auch andere alte 
Württ. Localrechte erwähnen des Untergangsgerichts 4. B. das Stadtrecht 
von Schorndorf, die Dorfredhte von Weiler (Schorndorfer OAmts) 
Winterbah, Beutelsbah, Plüderspaufen, Urbad u. 9. 
Vrgl. die Abdrüde bei Fiſcher Verfuh üb. d. Gefch. d. teutſch. Erbf. 
3. 1. S. 254. 257. 261. 269. 274, 277. 
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Außerdem, daß die Stadtgerichte in erfter Inſtanz in ihrem 
Sprengel zu richten hatten, bildeten auch mandye derfelben in 
Folge alter Rechtsgewohnheiten ? noch die Obergerichte 
oder Oberhöfe für andere Stadt- und für Dorfgerichte. 

Hatte nämlich ein Stadt: oder Dorfgericht befonders ver« 
wickelte Rechtsſachen oder joldhe, in denen der anzuwendende 
Rechtsſatz zweifelhaft war, zu entjcheiden, und getraute es fi) 
nicht felbft das rechte Urtheil zu finden: fo brachte e8 die Sache 
nad) gejchloffener Verhandlung an ein anderes, durch Tüchtig— 
feit und Rechtskenntniffe angefehenes, Stadtgericht zum Zwecke 
der Urtheilsweifung und „holte“ fo von demjelben Urtheil 
und Recht. Diefes legtere Gericht bildete dann den Ober: 
hof vder das Obergericht für das Urtheil holende Ges 
riht. Aus diefem Gebraude entwickelte fi) dann auch der 
Gebrauch, dag von Urtheilen des Stadt: oder Dorfgerichts 
an deffen Oberhof appellirt werden Eonnte. Jedes Gericht 
hatte auf diefe Weife feinen Oberhof. Theile wählte ihn die 
Stadt oder Das Dorf mit Bewilligung des Grafen, theils 
wies der Graf geradezu einem Gerichte feinen Oberhof an, 
Dörfer fuhten wohl am häufigiten, jedoch keineswegs immer, 
in der Amtsftadt ihr Recht. Denn großentheils galten in 
den Amtsorten diefelben Rechte, nad welchen man in der 
Amtsftadt lebte, und die Verbindung von „Stadt und. 
Amt“ — einer Zahl von Dorfgemeinden, die einer Stadt zu— 
getheilt waren — zu einer von den Vorſtehern der Gemeinden 
und der Stadt vertretenen Corporation zum Zwecke der Bera— 
thung und Ausführung gemeinfchaftlicher,, befonders ökonomi— 
cher, Angelegenheiten — findet ſich ſchon bejtimmt in unferer 
Periode 1, Sehr natürlich war es, daß die Stadtgerichte der 





beiden angefehenften Städte des Landes, die von Stuttgart 


9 v. Weishaar W. Privatr. 3te Ausg. B. J. $ 10. u. Pfaff Ge 
fhichte Wirt. B. J. ©. 192 fegen erft in die Mitte des fünfzehnten Jahr— 
hunderts „nie erfieBeranlaffung zur Einführumg ver Obergerichte”. 
Allein die Oberhöfe waren ein weit älteres Inſtitut. 

10) ©. 53.3. die Urkunden v. %. 1456 u. 1463 bei Sattler Ge- 
fhihte Württ. unt. d. Grafen Th. IV, Beil. 49. 50, u. ımt. $18, N. 8 

11) Brgl. befonders über den Ucſprung der Amtscorporationen Web e- 
len in ver 813. Not. 9. angef. Schrift S.10f., auch v. Weishaar 
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und Tübingen, auch die angefehenften und gefuchteften 
Dberhöfe wurden. Uebrigens war diefes Inſtitut niht an 
die Landesgrenze gebunden. Go zählt das Tübinger Stadt- 
recht von 1493 fiebzehn Württembergifche und eilf ausläne 
‚difche Städte auf, welche Urtheil und Recht zu Tübingen zu 
holen pflegen, wogegen auch mande Württembergifche Gerichte 
ausländifche Stadtgerichte zu Oberhöfen hatten %. 


C. Die höheren gräflihden Gerichte. 

6415. IL Das gräflide Kanzleigeriht und 
III. das gräflihe Hofgericht. Es wurde fchon oben ($ 13.) 
gezeigt, wie das alte Gaugericht in das gräfliche Landgericht, 
und diefes in der Mitte des vierzehnten Kahrhunderts in Das 
(alte) Kanzlei: oder Hofgericht überging. Diefes Gericht be— 
ftand aus dem Landhofmeiſter und den gräfliden 
Räthen d. h. eben Adelichen, Geiftlihen und andern Die- 
nern, die der Graf theils für einzelne Fälle, theils für längere 
Zeit zum Rechtſprechen und zur Beforgung anderer Angele- 
genheiten wählte, und die fich zu diefen Zwecken am Gite Der 
Hofhaltung des Grafen verfammelten. Es war diejes Gericht 
das ordentliche Gericht für Adel, höhere Diener und Körper: 
fchaften und für den Grafen jelbft, wenn er in Civilfachen 


Württ. Privatr. B. L $ 284, Intereſſant in der Hinficht ift pas, jeben- 
falls fihon in den Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts fallende, Neu: 
nergericht in Böblingen, das fih bis in das achtzehnte Jahrhundert 
erhielt. E8 waren dieß 7 Deputirte aus den Gemeinden ber Amtsorte 
(meift Gerichtsverwandte), welche je in 3 Jahren fo werhfelten, daß 3 
austraten, und je ein ftändiger Deputirter von Böblingen und Sinvel- 
fingen. Diefe Neun hatten unter dem Borfipe des Vogts zu Böblingen 
und der Affiftenz des Amtsfchreibers die Angelegenheiten des Amts, Um— 
lage des f. g. Amtsſchadens 2c. zu berathen, und zu enticheiden. ©. vie 
Urkunden in Reyſchers Altwürtt. Statutarr. ©. 390 f. 

12) ©. 3.8. die Urfunde von 1474 bei Chph. Frd. Harpprecht 
D. de curis superiorib. in Germ. Tübing. 1732. 4. p. 9. Widtig zur 
Erläuterung des Inſtituts der Oberhöfe find auch die weiteren urkund— 
lihen Nachrichten, welhe Harpprecht a. a. O. ©. 9—17 anführt ; 
ferner die Urkunde in Reyſchers Altwürtt. Statutarrecdhten, ©. 403 und 
die Stellen des 1. und 2. Lanvredts ın Riede’s Sammlung der Ge- 
richts⸗Geſſ. Th. 1. (Reyſchers Gefegfamml. B. IV.) S, 260. 268. 
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belangt wurde. In wie weit es auch Appellationsinftanz bildete, 
darüber fehlen urkundliche Nachrichten. Doch möchte Faum zu 
bezweifeln jeyn, daß die Urtheile der Stadtgerichte, ftatt an 
den Oberhof, auch an diejes Gericht in der Appellationsinitanz 
gebracht werden Eonnten!. In den Urkunden des vierzehnten 
und fünfzehnten Jahrhunderts wird es gewöhnlich bezeichnet 
durch „ner Graf und feine Räthe,“ aud durh „Kand: 
hofmeifter“ oder „Hofmeifter und Räthe,“ auch blos 
durh „die Kanzlei.“ Es war diefe Kanzlei die höchite 
gerihtlihe und die Gentraladminiftrativftelle.e Nur 
darf man fich dabei nicht ein feites, Ttändiges und in ftrenger 
Form verbundenes Collegium vorftellen. Die einzelnen Räthe 
wechjelten vielfach, verfahen auch noch andre Aemter und 
Beihäftigungen, bei denen fie vom Giße der Kanzlei entfernt 
ihren Wohnfig hatten, wurden oft nur zu einzelnen Bera- 
thungen und wichtigeren Sachen zufammenberufen, und fehr 
Vieles wurde blos durch einzelne Männer, den Landhofmeifter 
und den Kanzler, oder einen einzelnen Rath mit den Schreibern 
der Kanzlei beforgt ?. 

Neben diejer Kanzlei bildete fich in der zweiten Hälfte des 
fünfzehpnten Jahrhunderts das neuere Hofgericht; allein 
Feineswegs jo, als ob (wie gewöhnlich angenommen wird vgl. 
$ 13. Note 6.) durch dieſes neue Hofgericht das alte Hof: 


1) Sattler (Gefh. Würtenbergs unter den Grafen. Th. IV. $ 39. 
S. 121) verneint es, und glaubt, daß erft von derMitte des fünfzehnten 
Sahrhunderts an Apellationen an das höhere Grafengericht (bei der Er— 
richtung des neuen Hofgerichts) geftattet worden feyen. Allein es mögen 
zwar früher folche Appellationen nicht fehr begünſtigt, in manchen Fällen 
auch erſchwert und nicht immer fehleunig erledigt und noch in Feine fefte 
Form gebracht worden ſeyn (orgl. auch die unten $ 20. Note 10. ange« 
führte Stelle aus Nauclerus Chronogr.); fhwerlich aber wird man gegen 
den Grundfag, der in jenen Zeiten allgemein in Deutfchland galt — das 
Urtheil an den höheren Richter, von dem der Entfcheidende das Gericht 
bat, ziehen zu Dürfen, (f. auch Schmwabenfpiegel Cap. 81. $ 3., Cap. 83.) 
die Berufungen an Landhofmeifter und Räthe ganz verhindert haben. 
©. auh Note 3. 

2) So gehörten die Prälaten mancher Klöfter, Ritter, welche gewöhn⸗ 
Ih auf ihren Gütern Iebten, und ſpäter Tübinger Den zu den 
Mitglievern der Kanzlei, 

Wächter, Württemb. Brivatr. I. A 
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oder Kanzleigeriht als Gericht aufgehoben und verbrängt 
worden wäre — denn dieſes beftand neben dem neuen Hof: 
gericht ftets und auch in den folgenden Perioden durchaus 
fort — noch fo, wie gewöhnlich erzählt wird 3, als ob der Graf 
Ulrich V. in feinem Landestheile im Jahre 1460 fürmlich ein 
ganz neues Gericht errichtet hätte, fondern wohl nur nad) und 
nad und auf eine für jene Zeit fehr natürliche Weile. Es 
bäuften fich immer mehr die Gerichtsgefchäfte bei der Kanzlei, 
bei Landhofmeiftern und NRäthen, und dabei wurde, wie es 
bis auf unfre Tage ging, die Adminiftration immer ausge 
dehnter, indem fie überall mehr forgte. Deßhalb mußte man 
an eine Sonderung der Gefchäfte unter den Näthen denen, 
Zwar wurden den adlichen und geiftlihen Räthen auch eigents 
lihe Gelehrte bürgerlihen Standes, namentlich Doctoren 


3) 3. 8. von Sattlera. aD. Th. 11V. $ 39. Gerſtlacher in 
der oben ©.23. angef. Einleitung $5. v.Weishaar W. Privatr. $10. 
Sattler u. Andre nah ihm leiten die Einfeßung des neuen Hofgericts 
als Appellationsinftanz von einem Jurisdictionsvertrage mit Baden 
v. 27. Nov. 1460 her. Auch war diefer Bertrag wohl mit Veram 
Iaffung der Sonderung des Hofgerichts von der Kanzlei. Allein das 
gräfliche Geriht, von welchem diefe Urkunde (Cabgedrudt bei Sattler 
a. a. D. Beil. 55b) ſpricht, ift nichts andres, als das alte Kanzlei 
gericht, Lanphofmeifter und Räthe, und ed wird auch im Ber 
trage ausprüdlich durh „Hofmeifter und Räthe” oder durch „Herr 
und Räthe” bezeichnet, eine Bezeichnung, welche dem neuen Hofgerichte 
niemals gegeben wurde. Nur darüber enthält die Urkunde, wie es fcheint, 
das erſte Zeugniß, daß den bei den niederen Gerichten ſachfällig Gewor—⸗ 
denen das Recht, an Landphofmeifter und Räthe zu appelliren, 
zugeftanden, und eine feite Zeit befimmt wird, in welcher das Gericht 
durh „HSofmeifter und Räthe“ gehalten werden fol. Allein man 
fiept eben daraus, daß die Trennung bes Hofgerichts von der Kanzlei, 
welche gerade dem Hofgericht feine neue Form gab, noch nicht einge 
treten war. Zwar führt Sattler (Hiftor. Befchreibung ꝛc. Tp. IL 
Gap. 25. $27.) und nah ibm Scheffer chronolog. Darft. alles Merkw. 
a. d. Gefhichte Württembergs. ©. 60. außerdem noch eine Hofgerichts— 
fißung vom %. 1461 an, und Gutſcher Eberhard der Erfte ac. ©. 89. 
behauptet geradezu, auf Sattlers Anführung geftüßt, die erfte Hofgerichte« 
fitung fey am 3. Novbr. 1461 gehalten worden! Allein wag Sattler 
anführt (eine Klage des Grafen gegen widerfpenftige Ritter), ift ganz 
offenbar eine Sade, die vor Lanphofmeifter und Räthen, dem 
alten Kanzleigericht, verhandelt wurde. 
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des Nömifchen und Ganonifchen Rechtes , beigegeben. Allein 
dieß genügte nicht. Die Grafen übertrugen daher einzelnen 
Räthen einen befonderen beftimmten Zweig der Rechtspflege, 
die Enticheidung über Appellationen in Givilfachen, und biefe 
bildeten nunmehr unter dem Vorſitze eines gräflichen Rathes 
(idon am Ende des fünfzehnten Jahrhunderts in der Regel 
Hofrichter genannt) das von der Kanzlei und dem Kanzlei: 
gerichte gefonderte neue Hofgericht. Die Beifiter deffelben 
fonnte zwar der Fürft immer noch nach Belieben für die ein- 
zelnen Siyungen ändern, und er that dieß zur wiederholten 
lauten Klage des Landes felbft noch in der folgenden Periode‘ 
fehr häufig. Allein das Gericht kam doch nach und na regel: 
mäßig zu gewiffen Zeiten, von der Mitte des fünfzehnten 
Sahrhunderts an jährlich zweis bis viermal, am Orte der 
Hofhpaltung des Grafen, gewöhnlich zu Stuttgart, zur Zeit 
der Theilung des Landes (bis 4482) auch zu Urach, und 
Öfters zuZTübingen zufammen, um jedesmal die vorliegenden 
Gefchäfte collegialifch zu erledigen. Im Uebrigen aber blieb 
neben diefem Hofgerichte („Dofrihtern und Räthen“) 
die alte Kanzlei bei ihrem früheren Gefchäftsfreife. Sie war 
und blieb die Behörde, Durch welche der Graf alle Negierungs: 
angelegenheiten erledigte (unter ihr ftanden die Obervögte 
größeren Bezirken vor), und wurde, im Gegenfage zum Hofs 
gerichte, durch „Randhofmeijter und Räthe“ oder „Land: 
bofmeifter, Kanzler und Räthe“ oder aud durd 


4) So waren 3.8. im 3.1497 beim Hofgerichte durchaus andere Beis 
figer als im Jahre 1493, obwohl in beiden Jahren unter Anderem eine 
und dieſelbe Sache zum Spruche fam. f! das Berzeichniß bei Harp- 
precht Staatsarchiv des Reihstammergerihts B. UI. ©. 61. — Hof 
gerichtsurtheile aus den Jahren 1477, 1479, 1481, 1482 führt Schoepff 
process. appellat. etc. Ed. 2. Praef. an. 

5) Auch Hoflanzler genannt, im Gegenfage zum Kanzler der Univers 
fität. Der Lanphofmeifter und Kanzler flanden an der Spiße ber Ber: 
waltung , der Erftere war ber erſte adliche Rath, der Legtere der erfte 
geleprte Nath, welcher (fo viel ich finde, mit nur einer Aushahme) 
ſtets aus dem bürgerlihen Stande genommen wurde, Dem Finanzwefen 
fand zunächft der Kammermeifter oder Landfihreiber vor, unter dem die 
Rentkammer fand. 

4 * 
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„Sraf und Räthe,“ Herr und Räthe“ oder durd 
„Ranzlei,“ fpäter durh „oberer Rath,“ „Oberrath“ 
bezeichnet. „Nur fehlte ihr auch jest noch die feſte Collegial- 
einrichtung, und "fie bildete niht — und felbjt noch nicht in 
den erften fünfzig Jahren der folgenden Periode — ein „ftets 
zufammenbleibendes und in Collegialform vollftändig 
verbundenes Perfonal“ ®, Nur Landhofmeiſter, Kanzler, einige 
Räthe und die Schreiber waren ftändig anweſend. Andre 
Räthe wurden bald mehr bald minder zugezogen (Mote 2.). 
Manches erledigte der Graf, fpäter der Herzog, mit dem Land» 
hofmeifter oder Kanzler und einem einzelnen Rathe allein. 
Auch in Beziehung auf die Nehtspflege behielt Diele 
Kanzlei ihre früheren Sunftionen, nur daß die Appellationen 
von den Untergerichten in Eivilfachen an das Hofgericht gewiefen 
waren. Die Kanzlei — nicht das Hofgeriht — hatte 
die Dberaufficht über die Rechtspflege im ganzen Lande, an 
fie gingen die Anfragen der. Gerichte und die Bejchwerden 
über die Gerichte. Auch bildete fie noch immer fort nicht nur 
in diefer, fondern auch in den folgenden Perioden das Gericht 
für alle Sacdyen, die abgefehen von den Appellationen, 
auf Die fich das neue HDofgericht befchränfen mußte, vor das 
alte Hof: oder Kanzleigericht gehört hatten. So blieben Land: 
hofmeifter und Räthe, oder das alte aus den Landgerichten 
bervorgegangene Hof: und Kanzleigericht immer noch competent 
für Adelihe — fofern dieje niht mit Bewilligung des 
Grafen fih an das Hofgericht wendeten, — höhere Diener ®, 
Körperihaftgn?, und für Civilflagen gegen den Grafen, 


5a) Vrgl. befonders v. Spittler in feiner intereffanten Geſchichte des 
Wirt. Geheimenrathscollegiums (jetzt erft befannt gemadt dur Ka. v. 
Wächter in Spittlers ſämmtl. Werken B. XIII. 1837) ©. 280 f. 

6) Dieß deutet auch das Fragment der. erften Hofgerichtsorbnung an, 
welches Schöpff (unten Note 9.) mittheilt. In den fpäteren Hofgerichte- 
orbnungen. find dieſelben Grundfäge beibehalten. 

D So .entfihieven nah dem Lagerbuche der Stadt Ebingen (Miet) 
im 3.1541 zu Stuttgart eine Zehentftreitigkeit zwifchen der Stadt Ebingen 
und einem Hans von Thierberg in erfter Inſtanz „Hofmeifter und 
Räthe,” während in demſelben Jahre das Hofgericht in Tübingen gehalten 
wurde. Vrgl. auch Note 8. und unten $ 25. 
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wie für Criminalfachen, fo weit diefelben nicht von den Stadt, 
gerichten erledigt wurden. Bon diefer Trennung des Hof- und 
Kanzleigerihts geht aud) das privilegium de non evocando 
vom Jahr 4495 aus. Es unterfcheidet zwei Gerichte des 
Landesherrn bei Givilftreitigkeiten, Dofrihter und Räthe 
und Hofmeifter und Räthe. Bor die Lebteren weist es 
namentlich Klagen gegen den Randesfürften 8. Jedes von-diefen 
Gerichten fol zum Mindeften, außer dem Borfigenden, aus acht 
Näthen zur Hälfte aus der Ritterſchaft, zur Hälfte 
aus dem gelehrten Stande („der Recht gelert und gewir: 
digt“) beitehen. Natürlich wurde dadurch nicht ausgefchloffen, 
daß derjelbe Rath zu beiden Gerichten gebraucht werden Eonnte. 

Als Appellationsinftanz hatte das Hofgericht coneurrirende 
Gerichtsbarkeit mit den Oberhöfen. Die appellirende Parthie 
konnte wählen, ob fie an das Hofgericht oder an den Oberhof 
des erfennenden Gerichts ſich wenden wollte. 

Die ältefte Hofgerichtsordnung fcheint verloren gegangen 
zu feyn. Daß fie vor das Jahr 1480 fällt, iſt unzweifelhaft 
(ſ. Note 10.). Zufolge einer Behauptung von Schöpff? 

8) Srüber war der Graf vor dem Kaiſer zu — $ 16. Note 2. — 
Die berüprten Privilegien Corgl. $ 16.) beftätigen überhaupt Manches von 
dem oben über vie Gerichtsbarkeit Ausgeführten. In dem Privilegium 
von 1361 verweist ber Kaifer Klagen gegen ‚den Grafen „vor ung, als 
einen Römifchen Kaifer.. oder wem wir daz in vnſrem Hofe funderlich 
empfehlen.” Ebenfo in den Privilegien von 1415 und dem nädftfolgenden. 
Im Privilegium von 1463 aber werden Klagen gegen den Grafen vor 
die „Räthe” des Grafen gewiefen und im Privil. v. 1495 Klagen gegen 
den Herzog vor „Hofmeifter und Räthe.” Klagen gegen die Diener 
und Mannen des Grafen weist das Priv. v. 1415 vor den Grafen 
(d. h. Landhofmeiſter und Räthe), und das Privil. v. 1495 weist Klagen 
gegen des Herzogs „diener oder manen, Stätten, Marften, Dörfern oder 
Kommunen“ vor den Herzog und feine Räthe C(Hofmeifter nnd Räthe) 
oder vor Hofrichter und Räthe (der Herzog entfchied flr das Erftere 
als Regel). Klagen endlich gegen „anderer jre Iewte, vnderſeſſen ꝛc.“ 
folfen nah den Privilegien (4.8. v. 1415, 1495) angebracht werden „ar 
den enden vnd gerichten, dahin vnd in die fie gehören‘, vnd barinn fie 
gefeffen find (Stadt- und Dorfgerichte). | 

9) Process. appellat. etc. Ed. 2. Praef. Näheres führt er nicht an, 
mit Ausnahme einiger Zeilen, welche in en Hofgerichtsordnung geftanden 
baben jollen. 
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follen nad) zuverläßigen, im Staatsarchive enthaltenen Beweis: 
gründen die Grafen Ulrich und Eberhard im Yahreisrs 
diefe Hofgerichtsordnung gegeben haben, und jo fcheint jene 
Trennung der Gerichte erjt in dem genannten Jahre beftimmt 
durchgeführt worden zu feyn. Außerdem macht Schöpff 
ein Refeript (ohne Datum) über Appellationen von Eberhard 
im Bart bekannt, welches er auf der Tübinger Gtadtregis 
ftratur gefunden hatte. Ohne Zweifel ift daffelbe v. J. 41486 ", 


3. Privilegien gegen Evocationen. Jurisdictionsverträge 
mit Nachbaru. 


$ 16. An manchen Drten Deutfchlands hatte fich die alte 
Gaugrafihaft nicht in ein erbliches Necht eines Territorial: 
herren verwandelt, fondern als reiner Eaiferlicher Gerichts 
fprengel unter der Form einer Reichsvogtei erhalten. Im dem 
Bezirke einer ſolchen Neichsvogtei richteten in des Kaifers 
Namen „Eaiferlihe Landgerichte“, und zunädit als 
Dbergerichte der Lesteren, faiferlihe Pfalz: oder Hofge 
richte, Zugleich übten aber diefe Faiferlichen Land» und Hof 
gerichte mit den Territvrialgerichten lange Zeit concurrirende 
Gerichtsbarkeit aus, und nicht felten war es, daß eine, unter 
einem XTerritorialgerichte gefeffene Parthie von ihrem Gegner 
vor ein ſolches Faiferliches Gericht gezogen — evocirt — wurde. 


— — — — — — — — — — — 


10) Es beruft ſich daſſelbe auf eine frühere durch Eberhard und Ulrih 
(+ 1480) errichtete Hofgerichtsorpnung, beftimmt den Appellationgeid, und 
feßt fett, daß man nur bei Sachen von 20 Pf. Heller und darüber an 
das Hofgericht, bei geringern Sachen dagegen blos an den Oberhof folk 
appelliren dürfen, und daß das Hofgericht jährlich fih zweimal zu ver- 
fammeln habe. Im Uebrigen foll es bei der früheren Hofgerichtsord 
nung verbleiben, Das Reser. ift nun auch abgedrudt in Riecke's Samm⸗ 
lung der W. Gerichtsgefege. Th. 1. ©. 8. 

11) Gewöhnlich wird angenommen, das Jahr deffelben laſſe fich nicht 
ermitteln; nur müffe e8 jedenfalls zwiichen 1480 und 1496 fallen. Gert 
lacher Einleitung $ 5. Allein im Stadtrecht von Sulz (abgedruckt bei 
Fiſcher Berfuh einer Gefch. der teutich. Erbfolge, Th. U. S. 282.) find im 
Wefentlihen die in der Note 9, angeführten Beſtimmungen über Appel- 
lationen enthalten unter Berufung auf einen „Befehl von Eberharb Gra- 
ven zu Würt. datum Stuttgart ven Montag nach Michaelis a. d. 1486.“ 
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Befonders häufig war dieß der Fall, wenn man vor dem 
Zerritorialgerihte Fein Recht erhielt oder daffelbe nicht ficher 
erhalten zu fünnen glaubte, Uber auch an fremde Territo- 
rialgerichte, nicht blos an Faijerliche Gerichte, wurden öfters 
foihe Evocationen verfucht, indem man in den verwirrten 
Zeiten des Mittelalters, in. welchen nur zu häufig die Macht 
der Gerichte befonders bei angefehenen Gegnern gelähmt war, 
von dem Grundfage ausging, daß, wenn das ordentliche Ges 
richt nicht Recht geben wolle oder des Gegners nicht mächtig 
werden fünne, man ihn vor jedes andere Gericht ziehen dürfe. 
Die Territorialherrn felbft flräubten fich jedoch immer mehr 
gegen ſolche Evocationen, wenn fie gegen ihre Bogteipflichtigen 
oder gar gegen fie ſelbſt verjucht wurden, und hiezu hatten fie 
allerdings fehr triftige Beweggründe. Altein mit Erfolg fonnten 
fie e8 nur thun, theils wenn der Kaifer fie darin durch ein 
Privilegium unterftüßte — privilegia de non evocando 
— theild wenn fie mit benachbarten Territorialherrn durch 
Surisdictionsverträge fich ficherten. 

Zu beiden Mitteln griffen auch bald die Grafen von 
Württemberg. Bejonders waren in ihrer Nähe einige Faifer: 
lihe Landgerichte (3. B. zu Wangen in Oberfchwaben) und 
das faiferl. Hofgericht zu Notweil, mit denen fie in ftetem 
Evocationsfampfe lagen, ııd fpäter kamen hauptfächlic noch 
die Weftphälifhen VBehmgerihte, welche über ganz 
Deutfchland auf die frechfte Weife Evvcationen — auch in 
Civilfahen — verfuchten, hinzu. "Die Kaifer hatten die 
Hülfe der Grafen oft nöthig, und fo war es den Lesteren 
leicht, ſich privilegia de non evocando zu erwirken. Nach 
der gewöhnlichen Angabe follen das erjte Privilegium dieſer 
Art erft die Grafen Eberhard HM. und Ulrid) IV. im J. 
41361 erhalten haben. Allein fhon Eberhard der Erlauchte 
erhielt — wie wenigftens Scheffer berihtet ! — am A6ten 
December 41316 ein folches Privilegium. | 


1) Chronol. Darf. alleg Merkwürdigen aus der Gefhichte Württem⸗ 
bergs. Stuttg. 1818. S. 16. Er bemerkt, ohne Näheres darüber anzu= 
führen, die Nachricht aug archivaliſchen Duelfen zu haben. In demfilben 
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Uebrigens ſchützten Diefe Privilegien dann nicht gegen 
Evocationen, wenn die Gerichte des Grafen in einer beftimmten 
Zeit Recht zu geben verweigerten. Auch mußte der Graf 
nach den älteren Privilegien als Beklagter vor dem Kaifer 
oder dem Richter, den dieſer für diefen Fall feste, Recht 
geben ?, und erft in der Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts 
wurde das Lebtere, durch das Privilegium von 1463, auf: 
gehoben ?. 

Außer diefen Privilegien fuchten die Grafen auch nod 
durh Verträge die Jurisdictionsverhältniffe mit den benach— 
barten Xerritorien zu regeln. Bon ſolchen $urisdictionsver: 
trägen find uns aus diefer Periode viele intereflante Beifpiele 
aufbehalten ?. 


Sahre erhielt auch die Stadt Gröningen ein folches Privilegium. - ©. 
Sattlers Hiftor. Beichreibung. Th. I. Cap. 23. $ 3. 

2) ©. 3. B. dag Privilegium de non evocando vom J. 1361, abge: 
drudt bei Sattler Grafen ıc. B. J. Beil. 122. 133. 3. 3. Mofer 
Samml. das Herzogth. Württ. betreffender Urkk. Tüb. 1752. Th. J. ©. 87. 
Burkhard (Reg.R. und HofG.Aſſ.) Württ. Kleeblatt Dreyer Privilegg. 
1730. 4. ©. 134. f. und nun auch in Riecke's Samml. der W. Gerichts: 
geſetze. Th. J. S. 5 ff. Es wurden den Grafen im genannten Jahre 
zwei folher Privilegien ertheilt; das Eine für den Grafen und feine 
Erben, daß er ꝛc. vor keinerlei Gericht und vor Niemanden Recht zu 
ftehen habe, als vor dem Römiſchen Katfer oder wen verfelbe von feinem 
Hofe dazu beſtimme. Das Andre ift für der Grafen „Diener, Mann 
und Leute und auch der. Diener und Manne arm Leut.” Auch dieſe 
follen vor fein auswärtiges Gericht gezogen werben. Nur ſoll der Graf 
Recht Sprechen laſſen innerhalb vier Wochen von dem Tag an, an welchem 
der Kläger an fein Gericht gewiefen worden ; fonft folle „bes Reichs 
Richter oder Landrihter vem Kläger Rechtens geftatten 
oder helfen.” Diefe Privilegien wurden vielfach, auch in den folgenden 
Perioden, erneuert, dabei aber zum Theile der Termin, der Rechtspülfe 
geändert. Vrgl. Shöpffa. a. O. Eap. I. Breyer Elem. jur. publ. 
Wirt. Ed. 2. $ 75. 125. Riede Samml. ver Gerihtsgefl. Th. 1. 
S. 11 ff. 20. 21 190. 17. 787 

3) $ 15. Note 8 

4) ©. d. Urkunden in Riedes Samml. ver W. Gerichtsgeff. Th. 1. 
©. 5. (v. 3. 1331.), ferner bei Sattler Grafen Th. 1. Beil. 154. (vom 
3.1374) Beil. 158. (3. 1375) Beil. 171. und 186. (3. 1382. 1391.) 
Th. II. Beil, 21. 27. 36. 62. (3. 1402. 1405. 1411. 1437.) Th. UI, 
Beil. 121. (3. 1488) Tb. IV. Beil. 55b (3. 1460). 
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4, Gerichtsbarkeit über geiftlihe Perfonen und Sachen. 


$ 17, Geijtlihe Perjonen und „geiſtliche Sachen“ 
waren nach dem Rechte jener Zeit und den Befreiungen, welche 
die Politif der Kirchengewaltigen fich zu erwerben oder viel: 
mehr zu erjchleichen ! wußte, der weltlichen Gerichtsbarkeit, 
und jo auch in Württemberg der Gerichtsbarkeit der Gtädte, 
Dörfer und der höheren Grafengerichte entzogen. Weber fie 
fprachen die Bifchöfe * und die DBorfteher und Eonvente der 
Klöfter und Stifter Recht. Dabei fuchte die Geiftlichkeit den 
Begriff der geiftlihen Sachen möglichft auszudehnen. Es 
gehörten hierher zunächſt Firchliche Gejellfchaftsverhältniffe 3.3. 
der Klöjter und anderer Firchlicher Snititute, und Streitigkeiten 
über die ſ. g. Spiritualien d. h. die der Kirche anvertrauten 
geiftigen Güter, und da zu dieſen die Sacramente, fomit auch 
die Ehe gehörte, alle Streitigkeiten über Eingehung und 
Aufhebung Der Ehe. Außerdem z0g die Geijtlichfeit unter 
jene Kategorie auch Streitigkeiten über Gegenftände, die mit 
den Spiritualien in blos äußerlicher Verbindung jtehen, wie 
zehnten, Patronatrecht, Berfügungen zu Gunjten milder Gtif: 
tungen, und über religidje auf Nechtsverhältniffe einwirkfende 
Handlungen, wie Berbindlichkeiten aus Gelübden und Eiden. 
Auch fuchte die Kirche die Klagen über Eigenthum und andere 
Rechte und Berbindlichfeiten der Kirche und religiöfer Inſtitute, 
fofern fie gegen die Kirche oder die Inſtitute, theilweife fogar 
auch wenn fie von denfelben angeftellt wurden, vor ihr Forum 
zu bringen, und fogar manche Gtreitigkeiten unter Laien aus 


1) Vrgl. hierüber C. F. Eichhorn Grundfäge des Kirchenrechts 28. 
Bött. 1831— 1833. Br. 1. S. 166. B. U. ©. 136 f. 

2) Die Gebietserwerbungen, welche die Württ. Grafen zu verfchiedenen 
Zeiten machten, blieben ven bifhöflihen Sprengeln zugewiefen, denen 
fie e8 urfprünglich waren, und jo gehörte am Ende diejer Periode das 
Sand in fünf verfchiedene Bifchofsiprengel, in die Bistümer Conftanz 
(der größte Theil und namentlich die urfprüngliche Grafihaft), Speier, 
Worms, Würzburg und Augsburg Bral. auh Eiſenlohr in 
der Einleitung in die proteftant. Kirchengefege Württ. $ 2. (vor dem von 
ihm herausgeg. IX. Bande der Reyſcher'ſchen Geſetzſammlung oder 11. Th. 
der Samml. der W. Kirchengefl.). _ 


58 Kap. 4. Geſchichte. Erfte Periode. Bis zum 3. 1495: 


dem Gefichtspunfte einer dabei vorgefallenen oder zu vermeis 
denden oder zu wieder gut zu machenden Günde (wie bei dem 
Spolium, der Satisfaction einer Gejchwächten, einer gefchehenen 
Nechtsverweigerung u. dgl.) zur causa ecclesiastica zu jtem- 
peln, ja den Grundfag geltend zu machen, daß der Bifchof 
überhaupt unter Laien competent fey, wenn nur die eine 
Parthie ihn anrufe 3. 

Wie fehr auch in Württemberg die Geiftlichfeit auf diefe 
unerträgliche Weife um fich zu greifen fuchte, davon finden ſich 
viele Beifpiele ?, und es festen defhalb Häufig Laien unter 
fi vertragsmäßig feit, einander nicht vor ein geiftliches Gericht 
(aden zu wollen’, Indeſſen waren die Württembergifchen 
Grafen diefer Ausdehnung der Macht der Geiftlichfeit nicht 
eben fehr günftig, wie fie überhaupt bei aller Achtung gegen die 
Neligion und bei allem Ernjte, mit dem fie die Kirche Ihüßten, 
gegen die Geiftlichfeit nie zu freigebig waren und ſtets mit 
der gehörigen Kraft auf die ihnen als Landesherrn zufom: 
menden Rechte über die Kirche hielten 6. Zwar erfannten fie 
die Eompetenz der Kirche bei Streitigkeiten über Spiritualien, 
namentlich auch über Eingehung und Aufhebung der Ehen an. 
Ebenſo geitanden fie auch den Geiftlichen ihren privilegirten 
geiftlichen Gerichtsftand zu. So weist z.B. ein Freiheitsbrief, 
den Eberhard der Erlaudhte dem Gtift zu Stuttgart im 
Jahr 4521 gab’, fowohl Perſonal- als Realklagen gegen 
Probit, Stift, Chorherrn und deren Gefinde vor den Probft. 





3) Eichhorn a. a. O. ©. 136 f. 141. 

4) Vrgl. Ele$ Verſuch einer kirchlich polit. Landes» und Cultur⸗Geſch. 
v. Württ. Th. II. Abth. 1. ©. 311. Abth. 2. ©. 347. 501 f. 

5) ©. z. B. Sattler Geſch. Würt. unter d. Grafen. Th. J. Beil. 46. 
Urf. v, 1312. „Es ift auch gebinget, daz fein Ezzelinger feinem Waibe- 
linger laden foll vor kein geiftlich Gerichte, noch Fein Waibelinger au 
nimmer geladen fol keinen Ezzelinger vor fein geiftlich Gerichte.“ 

6) ©. bei. Sattlera. a. D. Th. W. Beil. 22, verglichen mit Eifen- 
lohr a. a. O. 59f. 

T) Sattler Geſch. Würt. unter d. Grafen. Th. I. Beil. 60. Das 
Gleiche ift auch der Fall bei den von Eberhard im Bart im 3. 1487 dem 
Stifte zu Göppingen ertheilten Freiheiten. Sattler Grafen Tp. IV. 
Beil, 22, Vrgl. auch Eiſenlohr a. a, DO. $ 59. 
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Eben fo wurdeim %. 1448 in Hinficht der Yurisdiction über 
Sachen der Weltgeiftlichen beftimmt 8, daß wenn ein Priefter 
über feine fahrende Habe lestwillig verfügt habe, und feine 
Inteſtaterben dieß angreifen zu fünnen vermeinen, fie vor dem 
geiftlihen Gerichte zu Elagen haben. Als Kläger jedoch 
mußten die Geiftlichen in privatrechtlichen Anfprüchen an die 
zur Grafihaft Gehörigen bei den ordentlichen Gerichten des 
Beklagten Recht juchen, wenn das Verhältniß nicht mit Spirie 
tualien in Beziehung oder Berbindung ftand?. Allein im 
legteren Falle kam die Sache doc nicht vor die eigentlichen 
geiftlihen Gerichte. Die Grafen fuchten früher hierin und in 
anderen Beziehungen einer zu großen Ausdehnung der geifte 
lihen Gewalt entgegenzutreten. Ihr Schußrecht, das fie gegen 
die Kirche ausübten, ihr Patronatrecht über viele Kirchen, und 
die ſchirmvogteilichen Rechte, die fie über die vielen reichefreien 
Stifter und Klöfter im Lande Anfangs wechjelnd, allmählig 
aber immer mehr bleibend erwarben !, bahnten ihnen dazu 
den Weg. Klüfter und Stifter hielten fich immer fefter zum 
Lande, fingen fogar an, zu den Landeslaſten, wenn auch Anfangs 
nur in geringem Maaße und freiwillig, mitzujteuern, und ihre 
Borfteher ließen fih in die Zahl der gräflichen Räthe auf: 
nehmen. So fonnten um jo mehr die Grafen auc, geiftliche 
Sachen, wenigftens jofern fie in Forderungen rückfichtlich des 
Kirhenvermögens und der mit den Spiritualien in äußerer 
Berbindung ztehenden Rechte beftanden, vor fich und ihre 
Räthe, namentlih ihre geiftlihen gelehrten Räthe 


8) Bei Sattler Grafen Th. IV. Beil. 22, und in Repſchers Gefeg- 
Sammlung B. VII. ©. 3. 

9) Brgl. General-Refeript v. 13. Dee. 1477 bei Sattlera. a. O. 
Th. UI. Beil. 73. und bei Riede Sammlung ver Gerichtsgefeff. Th. I. 
©. 26. Die bei Note 8. angeführte Nefolution von 1418 fagt von dem 
Nachlaſſe der Prieſter: „Waz aber ligeng gut er Läffet oder verfchafft bett, 
das nit von finer Kirhe oder Pfründt Nutzen gefaufft 
oder herbracht wer, das foll den rechten Erben werben; dächte 
aber Jemand Recht darzu zu han, der mörhte den Erben darumb zufpre- 
den vor den Gerichten, darin diefelben Gut gelegen find, 

10) Bıgl. Sattler a.a. D. Th. IV. Abſchn. 8. $ 4. S. 54 f. und 
Eiſenlohr a. a. O. S.13—4. _ 
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ziehen !!, und auch Streitigkeiten über kirchliche Geſellſchafts— 
verhältniffe und Irrungen zwifchen Firchlichen Perſonen ent: 
fhieden fie nicht felten als Nichter mit ihren Räthen ?, 

Nicht zu verwechjeln mit der Gerichtsbarkeit über geiftliche 
Sachen ift die bürgerliche Gerichtsbarfeit, welche die bedeu- 
tenderen Stifter und Klöjter vermüge ihrer Neichsunmittel: 
barkeit über ihre Dinterfaffen hatten, und die fie zunächft durd 
befondere Klojtergerichte ausübten. Diefe Kloftergerichte waren 
— analog den Stadt: und Dorfgerichten — durch Schöffen 
aus den Kloiterhinterfaffen unter einem vom Klofter ernannten 
Bogte oder Amtmann bejegt ,- und fie beftanden auch fpäter 
fort, nachdem die Klöfter durchaus unter die Landeshoheit der 
Grafen gebracht waren. 


IV. Privatrechtöverfaffung. — 1. Gemeinfames Mecht 
einheimifchen Urfprungs ? 

$ 18. Aus dem bisher Ausgeführten ergibt fich zum großen 
Theile jchon fo ziemlich das Bild der Rechtsverfaſſung diefer 
Merivde, | 

Es eriftirte zwar ein gemeines d.h. allen Theilen des 
Landes gemeinfchaftliches Recht. Dieß war zunächt der Inhalt 
der Deutfchen Neichsgefege. Allein die vom Kaifer mit den 
Deutfchen Reihsftänden auf den Reichstagen in diefer Periode 





11) Vrgl. die Urkunden v. 1429 u. 1446 bei Sattler Gef. Rir- 
tenbergs unter den Grafen Th. UI. Beil. 73. Th. IV. Beil. 22. $ 29, und 
befonvders das General-Refeript v. 13. Decbr. 1477. (Sattler. ad. 
Th. III. Beil. 73, und inRiede’s Samml. der Gerichtsgeſſ. Th. J. S. 26.), 
welches die Stifter, Klöfter und alle Geiftlichen im Lande wegen Forde- 
rungen „umb Suchen die geiftlich wären,“ vor die gräffichen geiftlichen 
gelehrten Räthe weist. 

12) Sattlera. aD. Th. IV. Peil. 22. $ 36. 

13) ©. 3. B. Jo. Chſtph. Schmidlin Geſchichte des Kiofters Den: 
fendorf; in f. Beiträgen zur Geſch. des Herzogth. Wirt. II. Th. Stuttg. 
1781. ©. 73. f. und die intereffanten Weisthümer von den Jahren 
1422, 1425 u. 1427, welde Schmidlin m a. D. Beil, 14. 15.-16. 
mittheilt. — Ueber das judieium parium bei Nitterlehensftreitigfeiten 
Corgl. $20, Note5. und Sattler a. a. O. Th. IV. Abſchn. 8. $ 34-36.) 
übergebe ich bier das Nähere, da überhaupt die Entwidelung des Lehen- 
rechts vom Plane dieſes Wertes ausgefchloffen ift. 
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erlaffenen Gefege berührten gerade das Privatrecht beinahe gar 
nicht. Dann gab e8 allgemeine Nechtsgewohnheiten,, welche, 
wie über Dentfchland überhaupt, fo auch über Württemberg 
fich erftreckten und ihre Wurzel großentheils noch in den alten 
Volksrechten und in den fränfifchen Gapitularien hatten. Allein 
bei diejen war mehr nur der Örundgedanfe,ein gemeinfamer ; 
im Einzelnen erlitten fie an den verfchiedenen Orten nach 
befondern Berhältniffen uud Bedürfniffen die verfchiedenften 
Mopdificationen. Zwar wurde im Dreizehnten Jahrhundert 
mehrfach der Verſuch gemacht, die gemein anwendbaren Rechte: 
fäge, fo weit fie dem DBerfaffer aus eigener Erfahrung oder 
mündlicher oder fhriftlicher Mittheilung befannt waren, zur 
Belehrung der Schöffen, damit dieſe das für ihr Gericht Taugliche 
daraus nehmen möchten, zufammenzuftellen ', Zufammenftel- 
lungen, welche an vielen Orten und Gerichten allmählig in 
feftes Gewohnpeitsrecht übergingen. Dahin gehört namentlich 
das von Eife von Repgow, einem Thüringifchen Edelmanne 
wahrjcheinlich zwifchen den Fahren 4215 und 1235 verfafte 
„Landrecht,«“ oder Land und Lehenrecht, der auf den Grund 
einer fpäter binzugefügten Vorrede fogenannte Sachſen— 
fpiegel, in welchem der Verfaſſer aus feinen Erfahrungen 
das gemeinfame auf Reichsgeſetzen und gemeinem Gebrauche 
beruhende Recht (Kaiferrecht, d.h. eben gemein anwendbares 
Recht im Deutſchen Reiche), freilich zunähft für Sachſen, 
darzuftellen fuchte. Sodann gehört weiter vornehmlich hierher 
das vorzugsweife fogenannte Kaiſerrecht, der feit Goldaft 
fo betitelte Schwabenjpiegel?. Es ift diefes Kaiferrecht 
nicht ein ſchon vor dem Sachſenſpiegel oder wenigftens unab— 
bängig von demfelben angelegtes Schwähifches Rechtsbuch, 
noch eine befonders für Güddeutfchland eingerichtete Umarbei— 
tung des Sachſenſpiegels, fondern eine wohl aus der Mitte 


1) BrgL hierüber befonders Eich horn Deutfche Staats- u. Rechts— 
gefch. Ate Ausg. B. II. $ 277. 279. folg. 

2) Diefer Name für diefes Kaiferrecht oder Land- und Lehen— 
recht ift nun einmal recipirt, wenn er gleich etwas Unrichtiges andeutet. 
In der wohl älteften gebrudten Ausgabe sin. loc. et ann, heißt das Rechts- 
buh: Spiegel vestaiferliden und gemeinenLandrechts. 
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des dreizehnten Jahrhunderts herrührende Bearbeitung des 
Sachſenſpiegels, welche den Zweck hatte, „den Inhalt des 
Lesteren wörtlich oder doc dem inne. nad) wiederzugeben 
und durch Zufäge, Erflärungen und Abänderungen für Die 
allgemeine Anwendung brauchbarer zu machen“ 3, und welche 
im nördlichen Deutfchland fo gut zu gebrauchen war, wie 
im füdlichen. Doc, wurde fie wohl im füdlichen Deutfchland 
mehr gebraucht, als der Sachfenfpiegel, befonders auch aus 
dem Grunde, weil fie die Stellen des Sachſenſpiegels, welche 
blos für Sachſen anwendbar fchienen, Anderte, und auf das 
für Deutfche Lande überhaupt Anwendbare umzubilden fuchte, 
und fomit für die Theile Deutfchlands , in welchen das Säch— 
fifhe Recht nicht galt, mehr paßte, und weil bei ihr fpätere 
Bearbeiter wohl auch auf bejondere Gebräuche ihrer Gegend 
Nückficht nahmen. Endlich gehört noch befonders hierher dag 
f. 9. Eleine Kaiferredht?, eine freie, zum großen Theile 
ins Kürzere gezogene, Bearbeitung des Schwabenfpiegels, wohl 
aus dem vierzehnten Jahrhundert. 

Wie weit nun namentlich diefe beiden letzteren Rechts— 
bücher auch in Württemberg gebraucht wurden, läßt ſich nicht 
bejtimmt nachweifen. Daß fie aber da und dort gebrandt 
wurden, ift beitimmt anzunehmen d. — Nur mochten es mehr 


3) So Eichhorn a.a.D.$ 382. und in feiner Einleitung in das 
Deutfche Privatr. 4te Ausg. 1836. S. 29. Es haben freilich Manche andere 
Anfichten Über das Berhältniß des Schwabenfpiegels zum Sachfenfpiegel 
und zum Rechte jener Zeit überhaupt. So glaubt 3.B.Reyfcher, der Schwa- 
benfpiegel fey eine vom Sachfenfpiegel unabhängige Rechtsfammlung , in 
welcher vorzüglid das Recht gegeben fey, welches in Schwaben zur 
Anwendung kam. Allein mich iwenigftens hat big jeßt eine wiederholte 
Prüfung des für jede Anficht Borgebrachten nur in der Ueberzeugung von 
der Richtigfeit der Eihhornfhen Anficht beftärkt. — Der Schwabenfpiegel 
fihöpfte auch ſchon ziemlih aus dem Römiſchen Rechte; z. B. Cap. 269. 
(die Erfitungszeit der Mobilien und Immobilien), Cap. 257. (die Ent- 
erbungsurfachen),, Cap. 324. (bei der Tute) u. 4. 

4) So heißt e8 auch in Handfhriften, wohl um ed von dem ausführ- 
licheren Kaiferrecht zu unterfceiden. Eich horn D. Staatd- und Rechts- 
gefch. Ate Ausg. B. II, $ 283. 

5) Nur wird es micht gerade durch Das bewiefen, was Sattler 
Geſch. Würt. unt. d. Grafen Tp. IV. Abſchn. 8. $ 33. und Gerſtlacher 


Gemeinfames Recht einheimifhen Urſprungs. $ 18. 653 


die Grafen und ihre Räthe geweſen ſeyn, welche von denjelben 
Gebrauch machten, als die Stadtgerihte ®, und ihr Gebrauch 
wurde nicht fo feit und ausgebreitet, daß fie ein anerkanntes 
feftes gemeinfames Recht für alle Theile des Landes gebildet 
und der localen Verſchiedenheit der Rechte an den einzelnen 
Drten gehörig entgegengewirkt hätten, oder für die localen 
Rechte eine gemeinfchaftlihe Grundlage und eine fubfidiäre 
Entiheidungsnorm geworden wären. Mielmehr herrfchte in 
ben einzelnen Theilen des aus fo verjchiedenen Grafſchaften, 
Herrfchaften und andern Beftandtheilen allmählig zufammen: 
gefegten ($ 40. Note 7. 8.) Landes beinahe durchaus nur 
Localrecht, gebildet durch freie Einigungen der Gemeinden 
und Standesgenoffen, durch Gewohnheiten, Urtheile und Weis: 
thümer der Gerichte. Die Gerichte, lange Zeit durdaus, und 
auh noh am Ende unferer Periode meift ‚mit Lngelehrten 
befest, entjchieden nad diefen Einigungen und Gewohnheiten, 
und in Punkten, worüber dieſe fchwiegen, was gar häufig der 
Fall war, nach dem, was ihnen den beftehenden Verhält— 
niffen und Rechten am Angemeſſenſten fchien und den unter 
ihren Standesgenoflen berrfchenden Meinungen entfprechend 
war ?. Unmittelvare Acte einer gejeggebenden Gewalt, durch 





Einleitung zum I. Bande f. Gef. Samml. ©. 31 f., auf welche fih Weis. 
haar Württ. Privatr. $ 9. beruft, dafür anführen. Vrgl. auch Reyf her 
Württ. Privatr. I. ©. 12. 

6) Nach der auf Autopfie gegründeten Berfiherung von Fiſcher (Ber- 
fuh über die Gefchichte der deutfchen Erbfolge B. II. S. 23. u. B. J. 
hinter ver Vorrede) ſoll fih auf der öffentlichen Bibliothef in Stuttgart 
eine fehr alte Handfchrift des Schwabenfpiegels befunden haben, mit ver 
Aufſchrift: Würtembergifhes Landrecht. Diefe fol, fügt 
Fiſcher bei, den alten Fürften von Württ. zum Handbuche gedient haben, 
Woraus er aber Letzteres fihließt, fagt er nit. Die Handſchrift ift auf 
der Bibliothek nicht mehr zu finden. 

7) Joann Nauclerus Memorabilium omnis aetatis... chronici 
commentarii (Chronographia) Tubing. 1516. Vol. Il. Generatio XLIM. 
fol. 231b fagt vom Ende des fünfzehnten Jahrhunderts: In communi 
justitia per totam Sueviam administratur ab illiteratis. Laici enim 
imperatorum legibus non utuntur, sed in singulis urbibus, oppidis et 
villis duodecim viri, vitae integritate ac honestate praecipui, eliguntur 
in judices, nullo habito respectu, an sciant literas nec non, qui munus 
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welche ein allen Iheilen des Landes gemeines Privatrecht 
begründet werden jollte, finden wir, mit Ausnahme eines ein: 
zigen fehr fpeziellen Gejeges, aus unfrer Periode nicht. Zwar 
wird häufig das Gegentpeil behauptet. Allein die dafür ange: 
führten Beweisgründe werden überihäßt. Der Umijtand, daß 
Dörfer nnd Städte bei gewiflen Städten als ihren Oberhöfen 
ihr Recht juchten, Eonnte freilich für einige Gleichförmigkeit 
des Rechts Etwas wirken. Auch wieſen die Grafen bejonders 
Stuttgart und Tübingen den Gemeinden als Oberhöfe 
an. Dieß that namentlich Ulrich bei mehreren Gemeinden in 
der Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts 8. Es wird jedoch 
von den meiften Schriftitellern Diefer Verordnung Ulrichs 
eine viel zu große Bedeutung gegeben. So glaubt Sattler, 
daß Ulrich V. für die meiften feiner Städte diefe Anordnung 
getroffen, und Dadurch beinahe fein ganzer Landestheil (das 


judicandi necessario subeunt ,„ Jicet remunerationem seu mercedem inde 
nullam habeant, praeter honorem. Sed pro bono communi, suis post- 
habitis negotiis, statutis diebus judiciis intendunt jurantque sim 
guli, se facturos secundum quod eis visum fuerit 
Justius atque melius, et praesente magistratuloci 
causas audiunt, partibusque ad satietatem auditis 
sententiam dicunt non ut leges censent, quarum 
nullam notitiam habent, sed prout ratio et consue 
tudo judiciorum dictat. 

8) ©. Urk. von 1456. bei Sattler Geſch. Württ. unter den Grafen 
Th. IV. Beil. 49. Es wird hier feftgefeht, daß das Dorf Murr fein 
Recht in Stuttgart holen foll, da „wir zu Marpach in der Vogtei, darin 
Murr gehöret, und inandern unfern Stetten fürgenommen und 
empfohlen haben, ire Recht füro zu Stuttgart zu fuchen.” Das Gleiche 
beftimmte Ulrich im’ J. 1468. für das Dorf Fridenhaufen. Sattler 
a. a. D. Beil. 50. Schon hundert Fahre vorher (28. Aug. 1364) erhielt 
Bietigheim mit Bewilligung Kaifer Carl IV. Stadtrecht mit der 
Beftimmung, daß die Bürger haben follen alle Freiheiten, Rechte und 
Gnade und „oub gebrühunge aller guter gewonheit,“ 
welde die Stadt Stuttgart habe. Die Urkunde f. bei Reyſcher 
Altwürttemb. Staiutarr. ©. 260. 

9) Sattler a.a.D.Th.1V. Abſchn. 8. $ 33, Noch weiter geht Rein- 
hardt Commentar über das Landr. B. IV. S. VII. Aehnlich aud v. Me m- 
minger Befhreibung von Württ. 2te Aufl. Stuttg. u. Tüb. 1823. 
©. 46. 47. Pfaff Geſchichte Wirt. B. 1..©. 191. 192. und v. Weis 
haar Württ. Privatr. 3te Ausg. $ 10. u. 13. 
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Fand war damals in zwei Theile getheilt 19) „einerlei Recht“ 
befommen habe. Allein daß er dieß in den „meift en“ feiner 
Städte that, fagt die Urkunde nicht (f. Note 8.), und follte 
er ed auch gethan haben: fo bewirkte es keineswegs einerlei 
Recht für Ulrichs Landestheil. Dieß erweist ſich aufs Beftimm: 
tefte durch Das, was von den Localrechten diefer Zeit auf ung 
kam, bejonders Durch die im fechszehnten Jahrhundert veran- 
ftaltete Sammlung der Württ. Localrehte ($ 35.). Nach 
diefer herrſchte, befonders im Erbredhte, höchſt verfchiedenes 
Recht im Lande, und diefe Berfchiedenheit hatte fich nicht erft 
im fechszehnten Jahrhundert gebildet, fondern war ein Erb: 
ftück der früheren Zeit, indem jene Sammlung meift das an 
den. einzelnen Orten längft beftandene Recht gibt. Namentlidy 
ergibt fi), was das Stuttgarter Necht betrifft, aus derfelben, 
daß gerade bei den eingreifendften Privatrechtsverhältniffen, 
bei dem ehelichen Güterrechte und dem Erbrechte, das Recht der 
Stadt Stuttgart in fehr vielen zum Ulrichichen Landesantheile 
gehörigen Orten nicht galt. Zwar ftimmen, was die zu Ulriche 
Antheil gehörigen Orte betrifft, das Stuttgarter Necht (nicht 
das f. g. Stadtrecht von 1492, fondern das alte Stuttgarter 
Recht von Erbfällen) und die Stadtrechte von Marbach und 
Bottwar beinahe wörtlich mit einander überein (vrgl. $ 19.), 
auch galt in Canftadt im Wefentlichen daffelbe Erbrecht. 
Allein ein völlig andres Erbredht galt in Neuffen, 
Nürtingen, Göppingen und Waldenbuc, wieder ein 
anderes in Schorndorf, wieder ein anderes in Balingen, 
wieder ein ganz anderes in Kirchheim und Ebingen, 
wieder ein verfchiedenes in Steinenbronn u. f. f. (1. $35.), 
— wie fann man hier fagen, daß beinahe der ganze Landestheil 


— 





10) Das Land wurde im %. 1441, und dann wieder auf andre Weife 
im 3. 1442 von den Brüdern Ludwig I. und Ulrich V. getheilt, Erfterer 
befam den f. g. Uracher Theil (feine Nachfolger waren Ludwig II., von 
1457 an Eberhard im Bart), Ulrich V. den Neuffener oder Stutt- 
garter Theil Cfein Nachfolger war 1480 Eberhard VI.). Im Dez. 1482 
vereinigte Eberhard im Bart wieder beide Tpeile in feiner Hand, 
und von da an wurde nie mehr getheilt. 


Wächter, Württemb. Privatr. I. 5 
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Ulrichs einerlei Recht befommen habe U! Weberhaupt 
hatten ja die Oberhöfe bei ihren Entjcheidungen zunächft nicht 
das bei ihnen geltende bejondre Recht, fondern das Localrecht 
der Drte, die bei ihnen Urtheile holten, jo weit ein folches 
nachweisbar war, zu beachten, und ſolche, von dem Rechte des 
Oberhofes abweichende, Localrechte Eonnten ſich um fo leichter 
bilden, als in jener Zeit die Befugniß der Gemeinde, dag ihr 
ertheilte Recht des Oberhofes umzubilden, unbeftritten feft: 
ftand, eine Befugniß, von welcher nicht jelten Gebrauch gemacht 
wurde, Go wies, um ein Beijpiel der Art anzuführen, Graf 
Ulrich im Sahr 1468 dem Dorfe Fridenhbaufen das 
Stuttgarter Stadtgeriht als Obergericht mit dem Beifügen 
an, daß es im Dorfe mit Erbfällen „und fonft mit allen 
andern deffelben Dorfs Rechten und Gewohnheiten allerdinge 
gehandelt und gehalten werden folle nad) Gewohnheit und 
Recht der Stadt Stuttgart“ (vrgl. Note 8). Dennoch 
vereinigten fi 25 Jahre jpäter „Schultheiß, Richter und 
ganze Gemeinde“ des Dorfes zur Umbildung: ihres Rechte, 
weil bisher viel Entzweiung, Srrung und Mängel des Dorf: 
. rechts wegen gewefen, und „ordneten, festen und machten 
fih,“ wie e8 in dem darüber aufgenommenen Notariatsinftru: 
ment heißt, mit Gunft, Willen und Willen des Grafen ein 
Dorfreht in Erbichaftsjahen, das zu ewigen Zeiten gehalten 
werden folle; und diefes weicht von dem Stuttgarter Erb: 
rechte völlig ab. Dabei behält fih die Gemeinde noch vor, 
diefes Dorfrecht „mit Bergunden der Obrigkeit“ zu beffern, 
zu mehren und zu mindern. 

Nur eine allgemeine gefeglihe Anordnung über eine 
Frage des reinen Privatrechts ift mir aus dieſer ganzen erſten 


11) Mit Recht nennt Reyſcher W. Privatr. $ 13, Note 5. die Bes 
hauptung v. Reinhardts (Comm. z. W. Landr. 3. IV. S. VU), daß 
Graf Ulrich das Stuttgarter Stadtrecht als allgemeines Landrecht 
in feinen Befißungen habe anerfannt wiffen wollen, eine auffallende. 
Uebrigens diirfte es fih auch nicht vertheidigen laffen, wenn Reyſcher 
a. a. O. $13. behauptet: „Man finde in den Saßungen und Orpnungen 
der Städte Stuttgart und Tübingen vom %. 1492 und 1493 
einen faft allenthalben zutreffenden (?) Maafftab für bie 
Beurtheilung der ihnen zulaufenden Gemeinden.” Vrgl. $ 19. u. 35. 


Aufzeichnung von Orisrechten. $ 19. 67 


Periode befannt, und fie zeugt jchon von dem Einfluffe der 
Doctoren des Römifhen Rechts. Es führte nämlih Graf 
Ulrid) V. im J. 4477 für jeinen Landesantheil das fogenannte 
Repräjentationsrecht der Enkel ein, indem er nad) eingeholtem 
Rathe „ Dochgelehrter“ die alten Gewohnheiten, nad) welchen 
die Enkel aus verftorbenen Kiudern durch ihre Dheime und 
Zanten von der Erbichaft der Großeltern ausgefchloffen wurden, 
aufhob, und feftjegte, daß die Enkel mit Dheimen und Tanten 
nach Stämmen erben follten. Er fucht dieß-aber ausdrücklich 
dadurch zu rechtfertigen, daß es nicht blos den „natürlichen ‚“ 
fondern auch den „gefesten“ Rechten gemaͤß ſey ”. 
= 


2. Aufzeihnung von Ortsrechten. Insbeſondre Stutts 
garter und Marbacher, Uracher und 
Zübinger Stadtrecht. 


$ 19. Der Bermwirrung und Unficherheit, welche der 
beſchriebene Rechtszuftand erzeugen mußte, Eonnte der Umjtand 
nur wenig abhelfen, daß in diefer Periode manche Stadt: und 
Dorfrechte fchriftlic aufgezeichnet wurden. Diefe Aufzeich- 
nungen waren meift höchft dürftig, nicht einmal dem niederen 
Eulturftande Derer, für welche fie galten, und der Einfachheit 
der Verhältniffe jener Zeit ganz genügend. Gewöhnlich gaben 
fie blos höchſt Tückenhafte Umriffe vom einem Theile des Erb: 
rechts, befonders des der Ehegatten und Kinder, und Einiges 
über Bürgerverhältniffe, Ortspokizei und Prozeß !. Nur Wenige 





12) Die B.D. ift abgenrudt bei Sattler Geſch. Würt. unt. d. Grafen 
Th. IH. Beil. 71., und nun auch in Riefes Samml. der Gerichtägeff. 
Th. J. S. 25. — Erſt fpäter wurde für das ganze Deutfche Reich durch 
ein Reich ögefeh auf den Antrag des Reichstammergerichts (welches hier 
ebenfalls das „gefchriebene“ d. h. Römiſche Necht gegen die ent- 
gegengefeßte herrſchende Gewohnheit in Schus nahm) das Gleiche feft- 
geſetzt. Reichsabſchied vom 3. 1498, $ 37. 

1) Noch dürftiger ift, was hin und wieder in früherer Zeit bei den 
Württ. Städten über ihr Stadtrecht aufgezeichnet wurde, Es begreift 
meift blos Polizeiliches, da und dort auch Eriminalrechtliches (3. B. das 
Stadtrecht von Tübingen vom J. 1388), ſtädtiſche Privilegien und Be- 
fimmungen über Bürgerannahme. 

6* 
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gehen auch auf noch Anderes, namentlich auf Lofungen, Nachbar: 
recht, Pfand: und Erecutionsredht ein. 

Das über die Dürftigfeit der gefchriebenen Rechte jener 
Zeit in privatrechtliher Hinficht Gejagte gilt aud durchaus 
von dem f. g. Stadtrechte, welhe Eberhard im Bart im 
Sahre 1492 der Stadt Stuttgart gab. Diejes ſ. g. Stutt— 
garter Stadtrecht? handelt, was Prozeß und Privatrecht betrifft, 
blos von Competenz des Gerichts, ungehorfam Ausbleibenden, 
Fürfprehern (Beftimmungen, welche auch in das nachher anzu 
führende Tübinger Stadtrecht beinahe durchaus übergingen) 
und Sporteln (auf RBeiten), enthält zwei Abfchnitte über den 
Gebrauch des Stadtftegels bei Verträgen über liegende Güter, 
und über Gültkauf ‚ ferner zwei Abſchnitte über Executions— 
recht mit den erften Spuren eines Concursrechts (gegen frühere 
Gewohnheiten ſ. unt. $ 23. a. E.), drei Titel über Kauf 
auf Borg und über Hausmiethe, einen Titel über Abtheilungs— 
verträge der Eltern, die zur zweiten Ehe fchreiten, mit ihren 
Kindern (Erfenntniß des Gerichts) und einen Titel über un: 
gleiche Bergabung der Kinder. Alles Uebrige betrifft blos Bürger: 
annahme und polizeiliche und ftrafrechtliche Beftimmungen. 

Uebrigens fann man Eberhard wegen der Dürftigfeit 
diefes Gefeges nicht tadeln, wenn man nur den eigentlichen 
Zweck und die Beziehung deffelben beachtet, ein Punkt, durch 
deffen Nichtbeachten dem berührten Gefege bisher wohl durch— 
aus eine falfche Bedeutung gegeben auurde. Eberhard wollte 
nicht ein eigentlihes umfaffendes Stadtrecht für Stuttgart 
geben, wie er dieß bei Tübingen beabfichtigte und that. Er 
wollte nur Einiges am beitehenden Ötuttgarter Stadt: 
rechte ändern, näher beftimmen und zufegen. Deßhalb nennt 
er fein Gefet blos „ettlih Artikel,“ dieer habe begreifen 
laffen, und beruft ſich in diefen Artikeln auf das bereits neben 
ihnen beftehende (anderweite) Stadtrecht Stuttgart. Go ver: 
breitet er ſich 3. B. in dieſen Artikeln nicht über Inteſtaterb— 
recht und Güterrecht der Ehegatten, weil er hier am beftehenden 
Stuttgarter Nechte (dem Theilrechte) nichts zu ändern fand. 


2) Es ift abgedrudt bei Sattler Gefch. Würt. ımt. d. Grafen Th. IV. 
Beil. 15. (10 Blätter in Elein 4.) Vrgl. auch die folgende Note. 





Stuttgarter und Marbacher Stabtredt. $ 19. 69 


Er erwähnt es nur als das beftehende Necht der Stadt, und 
beftimmt einiges Neue über Erbverträge, durch welche Daffelbe 
zwifchen Eltern und Kindern abgeändert werden Eönne. 

Diefes letztere Recht der Stadt Stuttgart, welches 
über den mehr polizeilichen Artikeln Eberhards vom J. 1492 
bisher durchaus überfehen worden zu ſeyn fcheint 3, war ohne 
Zweifel fchon zu derjelben Zeit, in welcher Eberhard jene Artikel 
gab, auch theilweife aufgezeichnet. Der unten ($ 35.) näher 
zu erwähnende Codex consuetudinum enthält ein Stuttgarter 
altes Erbrecht, und daß daſſelbe nicht blos ein Bericht des 
jehszehnten Jahrhunderts über nicht aufaejchriebenes, gewohn— 
beitsrechtlich beitehendes, Recht, fondern die Abichrift einer 
älteren Aufzeichnung ift, wird fchon durch den Umftand unter: 
ftüßt, daß das alte Erbrecht der Städte Marbach und 
Bottwar beinahe wörtlich mit jenem Ötuttgarter Erb— 
recht übereinftimmt. Ob aber das Marbacher Stadtreht — 
das Recht der Älteren Stadt— Quelle des Stuttgarter Rechts 
ift, oder ob Marbach und Bottwar ihr Recht von Stuttgart 
erhielten, dieß läßt fich nicht entjcheiden %. 


3) Bral. 3. B. $ 18. Note 11. $ 35. Note 7. gegen d. E. — lieber» 
haupt herrſchen zum Theile ganz unrichtige Anfichten über die Stuttgarter 
Artikel von 1492 und das nachher anzuführende Tübinger Stadtrecht von 
1493. So, um nur einige Beifpiele anzuführen, follen nah Memmin- 
ge r (Befchreibung von Würt. 2te Aufl. ©. 47) die Stadtrechte von 
Stuttgart und Tübingen von 1492 und 1493 mit der von Eberhard im 
3. 1495 ertheilten Landesordnung nachher das Hauptgefegbud 
für Württemberg gebilvet haben. Nah Pfiſter (Eberhard im Bart 
S. 305, 311) fol das Tübinger Stadtrecht „das ganze damalige Pri- 
vatreht, fo weit es in Schriften verfaßt war (? ?).. und viele Titel 
des gemeinen Landrechts (2) welches 50 Jahre fpäter verbejfert. 
worden, enthalten.” Wie hier die Bedeutung diefer Stadtrechte überichäßt 
und irrig aufgefaßt wird, fegen Andere das Tübinger Stadtrecht eben fo 
mit Unrecht in gleiche Kategorie mit den Stuttgarter Artikeln. So fagten 
3. B. Gerſthacher und 0. Weishaar (Handb. I. $ 11.) polizeiliche 
Berordnungen machen den größeren Theil beider Stadtrechte aus. 
Man vergleiche damit unten Note 8. 

4) Das Marbacher Stadtrecht fenne ich blos aus dem Codex Con- 
suetudinum ($ 35. Rote 7.). Die in vemfelben befindliche Abfchrift des 
Berichts der Stadt handelt von Erbrecht, Loſungen, Unterpfand, Micthe, 
und Pacht, Executionsrecht, und ſtimmt hierin mit Ausnahme einiger 
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Ganz anders, als für Stuttgart, forgte Eberhard im 
Bart in Hinfiht auf Prozeß und Privatreht für die zwei 
Hauptftädte feines urjprünglichen Landesantheils ($ 18. 
Note 10.), für Urah und Tübingen. Was für Stuttgart 
geſchah, ift gar nicht zu vergleichen mit Dem, was er für die 
beiden genannten Städte that, und man follte in der That nie 
(wie es aber gewöhnlich gefchieht) die Stuttgarter Artikel von 
4492 mit dem Stadtrehte von Tübingen von 4493 (das von 
Urach entging bis jet, jo viel ich weiß, unſren Schriftitellern) 
in eine Linie jtellen und zufammen nennen. 

Eberhard, der ohnehin stets eine beiondere Vorſorge 
und Borliebe für Tübingen zeigte und dem auch die Uni: 
verfität ihre Entitehung (1477) verdantte, gabam 22. April 1493 
der Stadt Tübingen ein neues Stadtrecht, oder wie er es nennt 
„Drdnung, Statuten und Sakungen“ mit dem Befehle 
an die Richter der Stadt, diefe „ordnung Statuten und ſatzungen 
für ain Staireht und Enhafften zu halten vnd zu handhaben“ 
und mit dem DBorbehalte, „jollid Statuten und Satzungen zu 
mindern, und zu meren oder ganz abzuthun.“ Diefes Stadt: 
recht handelt beinahe ausschließlich von Eivilprozeß 
und Privatreht, und bildet in diefer Dinficht neben dem 
Uracher das ausführlichite der altwürttembergifhen Sta— 
tutarrechte, und eines der intereffanteften Monumente für das 
Recht des fünfzehnten Jahrhunderts. In dem pergamentnen 
Eoder, in welhem es in Abfchrift® noch bei dem Gtadrathe 


minder bedeutender $$ und ver Abweichung in einigen Terminen mit dem 
in Reyſchers altwürtt. Statutarrechten. I. ©. 485 f. abgebrudten 
Rechte der Stadt Bottwar, und in den erbrecdtlichen 88 größtentheild 
nit dem im Cod. Consuett. enthaltenen Stuttgarter Erbrecht überein. 
Jener Bericht gibt aber nur einen Theil des im Marbader „Stadt: 
buche“ verzeichnet gewefenen Rechts. Gin näherer Aufichluß über das 
Berhältniß diefer Rechte läßt fih aber nicht erlangen, da das Marbacher 
Stadtbuch nicht mehr eriftirt (es verbrannte wohl bei der Einäfcherung 
Marbachs am 18. Juni 1693, bei welcher die ganze Regiftratur zu Grunde 
ging) und in Stuttgart fih auch über das alte Privatrecht der Stadt, 
wiederholten Nachfuchens ungeachtet, durchaus Feine Urkunde mehr finden ließ. 

5) Die Abfchrift beginnt mit vem Schreiben Eberhards aus Tübingen, 
mit welchem berfelbe das Stadtrecht an den Bogt zu Tübingen, Conrad 
Präuning, übermacht, und biefes iſt vom 22. April 1493 datirt. Dann 


- 


Uracher und Tübinger Stadtrecht. $ 19. 71 


in Tübingen aufbewahrt ift, umfaßt es 27 Blätter in Folio, 
denen dann noch von andrer Hand zwei Blätter Nachträge — 
der legte eine Verordnung vom J. 1506 — beigefügt find. 

Einige von den Stuttgarter Artikeln yom %. 4492 
wurden in diefes Tübinger Stadtrecht aufgenommen (ſ. N. 8.). 
Allein fie bilden kaum den achtzehnten Theil des Tübinger 
Stadtrehts. Dabei war, was den privatrechtlichen Theil des 
Letzteren betrifft, Feineswegs das in Stuttgart anderweit 
geltende Recht Quelle des Tübinger Stadtrehts. Namentlich 
ift das Tübinger Erbrecht wefentlih und völlig verfchieden 
vom Ötuttgarter. Stuttgart hatte reines Theilreht, ein 
Recht, das überhaupt an den meiften Orten der urfprünglichen 
Srafihaft Württemberg ($ 10.) galt; das Tübinger Stadt: 
recht dagegen hat reines Berfangenfchaftsrecht ($ 35.), welches 
in jener Zeit auch in Freiburg im Breisgau galt, eine 
Stadt, mit welcher niemals Stuttgart, wohl aber Tübingen 
und Urach, befonders Lebteres, indem im dreizehnten Jahr— 
hundert längere Zeit den alten Grafen von Urad) die Stadt 
Freiburg gehörte®, in Verbindung ftanden. 


fommt das Stadtredht, an deſſen Scluffe es in der Abfchrift heißt: 
„Datum“ aber tas Weitere mweggelaffen if. Ebenfo fehlt Siegel und 
Unterfchrift. Der Decopift mußte Manches vom Original nicht haben 
lefen können. Er läßt oft fir ganze Sätze Plab, und dieſer ift dann von 
einer ‚fpäteren Hand ausgefüllt, — Ein vollftändiger Abdruck des Tüb. 
Stadtrechts eriftirt bis jeßt noch nicht. Doch tft der größte und gerade 
für das Privatrecht intereffantere Theil deſſelben gedruckt. S. unten 
$ 24. Auch fol ein Theil in einer Zeitfchrift, welche ih aber nicht 
zur Einficht bekommen konnte (Kaußler, Allerley. Stuttg. 1797), abge- 
druckt feyn. Von den Stellen, die nicht in das $ 24. angeführte Afperger 
Stadtrecht übergingen, bat noch eine Reihe abdrucken laſſen Joh. Heinr. 
Hochstetter (Prof. an der ehem. Carlsacad.) Specimina juris Germ. 
ex jure Wirtembergico antiquiori. Stuttg. 179%. 4., der auch a. a. O. 
S. 39—59 zuerft genauere Notizen über diefes Stadtrecht mit der Erlän- 
terung einzelner Stellen gibt. Minder genau find die Notizen, melde 
fpäter Pfifter Eberhard im Bart ©. 306 f. gab. Ramentlich if fein 
Inhaltsverzeichniß umvollftändig. 

6) Egon mit dem Bart, Graf bon Irak, emard im 3. 1219 
die Stadt Freiburg im Breisgau, und fein Sohn, Egon VI. fehrieb fi 
daher „Graf von Urach und Herr zuFreibarg.“ Nah Egons VI. 
Tode theilten feine Söhne feine Befikungen ; der Eine bekam die Graf- 
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Dafür aber, daß die Stuttgarter Artikel und das Tübinger 
Stadtreht theilweife aus dem Stadtrechte von Urach gefchöpft 
find, dürften mandhe Momente fprechen; doc läßt ih — 
wenigftens aus den mir bis jetzt zu Gebot ftehenden Urkunden 
— diefe Frage nicht mit voller Sicherheit entfcheiden. 

Das Uracher gejchriebene Stadtrecht wurde im J. 1468 
angelegt, und in der Folge von Zeit zu Zeit vermehrt, namentlich 
durch Ordnungen Eberhards im Bart aus der Zeit, ehe er 
noch den Stuttgarter Yandesantheil erwarb. Im %. 1503 — 
alfo erft in der folgenden Periode unter Herzog Ulrih — 
wurde daffelbe von einigen zur Ortsvifitation gekommenen 
Räthen „erneuert“ und revidirt, und in diefer Revifton Fam 
es noch in einem, in Urach befindlichen, Eoder auf ung”. Syn 
diefer Form enthält es unter Anderem beinahe durchaus wörtlich 
Alles, was fih im Tübinger Stadtrecht findet, mit nur jehr 
wenigen Ausnahmen und Abweichungen im Einzelnen, erwähnt 
aber nirgends Tübingens, bezieht fich vielmehr an mehren 
Stellen ausdrücklich auf das alte frühere Stadtbuch, aus dem 
es entnommen fey. Zugleich murde aud im %, 1503 den 
Urachern geftattet, die Stuttgarter prozeffualifchen Artikel von 
4492 bei fich einzuführen, und diefe find dann in einem Anhange 
dem Stadtrechte beigefügt ®. 


fchaft Urach, der Andere Freiburg.- Brol. v. Memminger Befdrei- 
bung bes Oberamts Urach. Stuttg. und Tüb. 1831. ©. 132 f. 

7) Der Eoder trägt die unrichtige Ueberſchrift: „Statuten v. 3. 1663,“ 
veranlaßt durh Nachträge aus biefer Zeit, und dieß mag mitunter 
Urfache gemwefen feyn, daß er big jetzt überfehen wurde, 

8) Die Reichhaltigkeit beider Stadtrechte und ihr Äußeres Verhältniß 
zu einander ergibt fih aus folgender Ueberfiht. Der Ur ach er Codex 
beginnt mit einigen unter fich nicht zufaminenhängenden Miecellancen, 
befonders über Erfekung des, Gerichts und Raths und Eidesformu- 
larien der Richter, Stabtfchreiber ıe., dann beginnt unter der Rubrik: 
„Gerichtsordnungen“ ver Theil veffelben, ber beinahe durchaus 
wörtlich mit dem Tübinger Stadtrecht übereinftimmt. (Er umfaßt 70 
Blätter; die Abweichungen des Afperger Stabtrechts ($ 24. Note 3.) 
vom Tübinger hat das Uracher nicht) Das Tübinger Stadtrecht 
handelt nämlich 

1. von Eivilprozeß in 22 Titeln auf 18 Seiten. Einige $$en 
find aus den Stuttg. Artiteln von 1492 genommen, Diefen Abfchnitt 
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Fremde Rechte. 


$ 20. Auch das allmählige Eindringen des Canonifhen 
und Römiſchen Rechts in Württemberg war für die Bildung 





bat wörtlich auch das Uracher 5. 20 f., nur mit folg. Abweichungen: 
a) das Uradrer hat das im Stuttgarter und Tübinger eingeführte 
Inftitut des Kleingerihts noh nicht; wergl. oben S. 45 und unten 
das Ende der Note; gin Umftand, der mit auf das höhere Alter des 
Uracher Stadtrechts fihließen laffen dürfte; b) das Uracher ift etwas voll- 
ftändiger. c) Es war eine alte Sitte, daß die Parthieen fih Fürfprecer 
aus der Mitte der Richter felbft („aus dem Ring”) wählen und biefe 
dann wieder einen Richter oder mehrere zu feinem Rath („an feinem 
Rath”) nehmen konnten. Dieß geftattet auch das Tüb. Stadtr., nur foll 
der Fürfprecher blos in wichtigen Saden einen weiteren Richter zu 
feinem Rath nehmen. Das Uracher Stadtrecht unterfagt aber dem Fürs 
fprecher unbedingt, einen Richter noch an feinen Rath zu nehmen, und 
bemerkt: es feyen aus diefer Sitte, nach welcher der Fürfprecher oft den 
halben Theil des Gerichts an feinen Rath genommen babe (!), Irrungen 
entftanden, und deßhalb „haben im 1468: Zar uff ven 12ten Tag des 
Augftinonats die Erfamen und Weifen jener Zeit, nähmlih Vogt .... 
(werden mit Namen angeführt) die zwölf Richter zu Urach fellich ob» 
gemelt Gewonheit erkannt abzuthun und der Ordnung hievor begriffen 
zu leben und nachzukommen.“ 

2. Bon Berjährung in 10 Titeln, ganz aus dem Röm. Rechte 
gefchöpft (wörtlich auch das Uracher) ; 

3. vom Erbrecht in 23 Titeln (auch ein Titel von Schulden ver 
Haustinder und Heirathen der Kinder hinter ihren Eltern, 5. 12—19)» 
Wörtlih auch das Urakher, nur mit folg. Abweichungen: a) das Uracher 
enthält genauere Beftimmungen über Zeit der Errichtung des Inventars, 
welche im Tüb, fehlen, und ift auch in einigen-andern Punkten im Tert 
und in den NRubrifen etwas vollftändiger ; b) läßt es eine Linie im Titel 
vom Erbrecht der Geichwifter und Geſchwiſterkinder weg. 

4. Bon Bormundfhaften;z 1. Titel. Ebenfo das Uracher; nur 
fügt e8 in einem Titel die Eivesformeln für Bormünder bei. Dann fommt 

5. eine Reihe von $$ ohne Rubrifen, a) Ueber Erkenntniß des Ge- 
richts bei Verträgen über Immobilien ; b) Gebrauch des Stadtfiegels bei 
denfelben und Tare des Stadtichreibers (aus den Stuttgarter Artifein) ; 
c) lieber Gültkauf (Stuttg. Artt.) vrgl. unt. $ 23. a. E; d) Mark 
lofung; e) Bürgerannahme ; PT) Behaufung Fremder (a, d. Stuttg. 
Artt.); g) Executions- und Concursrecht (a. d. Stuttg. Artt.), und bie 
Bekimmung, daß Schulden-aus Spielen und Darlepen zum Spielen 
unverbindlich feyn follen; h) Wegzug ohne Erlaubniß der Obrigkeit (aus 
den Stuttg. Artt.) ; i) betrügerifche Verſchreibung bereits belafteter Güter ; 
k) Beftimmungen über Berfauf auf Borg und Hanfermtethe (theilweiſe 
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eines fichern und befriedigenden Rechtszuftandes wenigftens 
anfänglich gar nicht günftig. 


ans den Stuttg. Artt.); ID Berbot für unvermöglide Schuldner, oder 
folche, welche Weib und Kind betteln laffen, zu Wein zu gehen (aus den 
Stuttg. Artt.) — Alles Diefes auch im Ur ach er Stadtr.; ; nur ift daſſelbe 
noch etwas vollftändiger, weicht in ven Taren ab, nennt die „Stabtrechner“ 
ſtets „Burgermeifter,“ und hat für die einzelnen $$ meift befondre Rubrifen. 

6. Bom Apelliren; 1.Tit. (auch Einfeßung des Stadtuntergangss» 
gerichts). Diefen Titel hat das Uracher Stadtr. an einer andern Stelle, 
oben zwifchen Nr. 2 u. 3. Auch hat es noch dabei 4 $$ über fchriftliches 
Verfahren, welche einen Hebergang vom Münpdliden zum 
Schriftlichen bilden. 

7. Bon Berträgen der Eltern mit ihren Kindern (die Beftimmung ver 
Stuttg. Artt. über folche Verträge bei Eingebung einer zweiten Ehe 
wird bier auf alle Berträge zwiſchen Eltern und Kindern ausgedehnt.). 
Ebenfo Uracher Stadtr. Diefes fchiebt hier noch einen Titel von den 
Eltern, die ein Kind reichlicher als das andere vergaben wollen, ein. Es 
flimmt wörtlich mit dem gleichen Titel in den Stuttg. Artt. überein. 

8. Von Teftamenten und Uebergaben (ebenfo Uracher Stabtr.). 

9. Bon Schenfungen („donatio mortis causa,“ „donatio inter vivos“ 
und „donatio ad pias causas ;*) und wer nicht ſchenken oder teftiren könne ; 
Cebenfv Uracher Staptr.). 

10. Bon Verckung (Gemwährleiftung; ebenfo Uracher Stabtr.). 
Hierauf kommt noch ein Abfchnitt ohne Rubrik über Veräußerung fteuer- 
barer Güter an Steuerfreie (ebenfo Uracher Stadtr.), und dann ver 
Schluß. Nach vemfelben ftehen im Tüb. Stadtrecht Nachträge über 
Bauen, Kaufen und Bertaufen, von entlehnter Haab, 
und eine Verord. Ulrichs über Erbrecht der Spitäler an den von ihnen 
aufgenommenen Perſonen (Beftätigung des Erbrechts nach einer Tübinger 
Gewohnheit), welche im Uracher Stadtrechte im Terte fortlaufen; nur 
fehltin Letzterem die BD. Ulrichs. — Im Uracher Stadtrecht 
folgt hierauf von BL. 91—137 eine Reihe meift polizeiliher Beftimmungen, 
von denen Manches in die fpäteren Landesordnungen übergegangen zu 
feyn fcheint ; auch wird hier wieder des alten Stabtbuchs und einer BD. 
Eberharvs V. und deren Ausführung im Jahr 1479 erwähnt. BI. 137b 
beißt es fodann: „Nachfolgende Stuttgarter Gerichtsorbnung ift von 
Unfers gn. Fürften verorbneten Bifitatores diefer Stadt Urach zu halten 
vergönnt und zugelaflen worden”, und nun folgt eine Abfchrift der Etutt- 
garter Artt. von 1492, fo weit fie das Prozeffualifche beruhren. Vieles 
davon fteht übrigens fhon im voranftehenden Stadtrechte (oben Nr. 1.); 
doch nicht Alles, namentlich nicht der Art. über das Kleingerict, 
welches dadurch erft in Urach eingeführt wurde, + i 

Ein Stüd des Uracher Erbrects , fo weit es im Codex Consuetu- 
dinum enthalten ift, ift gedruckt ſ. $ 35. Note 7. und bei Note 10. 
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Die Gültigkeit des Römifchen Rechts in Württemberg 
wollte Beſold zum Theile ſchon aus einer Urkunde herleiten, 
in weldher am Ende des dreizehnten Jahrhunderts Kaifer 
Adolf dem Grafen Eberhard dem Erlauchten das Privilegium 
gegeben Haben foll, „fich der gemeinen Faiferlihen Rechte zu 
gebrauchen.“ Jedenfalls ift dieß eine Verwechslung mit einer 
Urkunde vom J. 1298, in welder Kaifer Albrecht dem 
Grafen zufagt, ihm bei Streitigkeiten mit fremden Städten 
gemeines Recht zu gönnen“! Keinen Zweifel dürfte es aber 
leiden, daß das Nömifche Recht nicht damit gemeint war ?, 
Diefelben Umftände vielmehr, welche die Aufnahme des Römi— 
fchen Rechts in Deutichland überhaupt bewirkten, brachten ee 
auh allmählig nah Württemberg, und zwar in die 
MWürttemb. Gerichte erft gegen das Ende des fünfzehnten 
Sahrbunderts. Unficherheit, Uncultur und große locale Der: 
fchiedenheit des vaterländifchen Rechts, Unzugänglichkeit deffelben 
für Diejenigen, welche nicht in und mit ihm aufgewachfen 
waren, Derehrung der Ftalienifchen, durch die Behandlung 
eines ausgebildeten Rechts berühmten, Zuriften, der Gig der 
fi) entwicelnden Eultur und des juriftifchen Studiums in 
Sstalien, das Beftreben derer, welche dort das fremde Necht 
erlernt hatten, diefes auch in ihrem Kreife geltend zu machen, 
die Errichtung Deutfcher Univerfitäten, auf welchen blos die 
fremden Rechte gelehrt wurden, und die Aufnahıne der Doctores 
Juris in den Rath der Fürften — Alles diefes mußte nad) 
und nach dei fremden Rechten Eingang in Deutfchland bahnen. 
Hiezu fam noch für das Canonifche Recht das Anfehen und 
der Einfluß des Pabſtes und der Geijtlichfeit und daß feine 
Sammlungen viele fhon an fich allgemein gültige Kirchen: 
gefeße enthielten, und für die Aufnahme des Nömifchen Rechte 
die von der Kirche anerkannte Gültigkeit des Nömifchen Rechts 
und die große Geneigtheit der Fürften es zu begünftigen. 


1) ©. Sattler Grafen Th. I. Beil. Nr. 24. Nun auch in Rieckes 
Sammlung der Gerichtsgefl. Th. 1. ©. 3. 

2) Näheres hierüber f. im Anhange zu ver oben S. 22 angeführten 
Oratio von Harpprecht und bei Gerftlahber Einleitung ıc.  $ 15. 


76 Kay. 4. Geſchichte. Erfte Periode. Bis zum 3. 1495. 


Befonders vermittelt wurde aber die Aufnahme des Römi- 
Then Rechts durch die in jener Zeit herrfchende Anftcht, daß 
die Nömifch: Deutjchen Kaifer, als das Haupt der ganzen 
Ehriftenheit, eine Fortjebung des Römiſch-Juſtianiſchen 
Kaifertbums bilden, und daß Daher das Juſtinianiſche Recht 
ein gemeines Faijerliches für die ganze Chriftenheit geltendes 
Recht fey. Alle diefe Umjtände wirkten nach und nad dahin, 
daß man fchon im vierzehnten Jahrhundert an der Gültigkeit 
des Römiſchen Rechts als eines „gemeinen “ oder „gemeinen 
beichriebenen“ Rechts für Deutfchland, als eines „LKaifer: 
rechtes « in vielen Gegenden Deutjchlands nicht mehr zweifelte, 
wiewohl feine Kenntniß erft im fünfzehnten Jahrhundert recht 
allgemein fich verbreitete und es erft um dieſe Zeit die Gerichte 
und Localrechte dDurchdrang 3. 

In Württemberg wurde das Römiſche Recht ſchon 
im dreizehnten Jahrhundert gebraucht. Namentlich enthalten 
Dertragsurfunden aus diefer Zeit bejtimmte Beziehungen auf 
das Römiſche Necht?, Auch finden fich ſchon Doctoren des 
fremden Rechts um diefe Zeit, Allein in die Gerichte fcheint 
ed doc, lange Feinen rechten Eingang gefunden zu haben, was 
fi) befonders aus ihrer Verfaſſung und daraus erflärt, daß 
bis zum XV, Jahrhundert felten Doctoren zu den gräflichen 
Gerichten zugezogen wurden. Erft im XV, Jahrhundert wurde 
auch in Württemberg die Kenntniß des Römischen Rechts — 
das Canoniſche Recht wurde in geiftlihen Sachen längft 
befolgt, in den weltlichen Gerichten aber nicht beachtet — 
allgemeiner verbreitet und fein Anfehen vollfommen begründet 
und befeitigt. Hiezu trugen noch fpeciell zwei Umftände bei. 

Die Grafen zogen zu ihren Hofgerichten immer mehr 
Doctores Juris zu 5. Diefe wendeten überall die fremden 

3) Dal. au Eichhorn Deutfhe Staats» und Rechtsgeſchichte B. IT. 
$ 269 f. B. I. $ 440. f. 

4) ©. 3. B. die Urkunden bei Sattler öde Th. J. Beil. 18. (vom 
3.1265), bei 30. Chph. Schmidlin Beiträge zur Geſch. des Herzogth. 
Wirt. Stuttg. 1781. Th. 1. Beil. Nr. 8. (v. 3. 1283), bei Sencken- 
berg selecta jur. et histor. T. 1I. p. 225. (v. 3. 1324). 

,5)© 3.2. Sattler Hiftorifche Befchreibung Würt. Th. II. Cap. 25. 
$ 27.f. Bol. auch Spittler Gefchichte Württ. ©. 75f. Die nahm 


’ 
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Rechte an, die fie allein genau fannten und hoch verehrten; 
auch trugen fie durch den Einfluß, welchen fie auf die Abfaf- 
fung mander Localrechte hatten, in dieſe Vieles aus den 
fremden Rechten über. 

Der zweite Umftand, welcher die völlige Aufnahme des 
Römifhen und Canoniſchen Rechts beſonders begünſtigte, war 
die Stiftung der Univerſität Tübingens. 

Durch die Stiftung der Liniverfität im J. 1477 7 wurde 
die Kenntniß des Nömifchen Rechts überall im Lande ver: 
breitet und feine Herrfchaft völlig befeftigt. Wiflenfchaftliche 
Bildung und Rechtsſtudium ward nun Dielen fehr leicht möglich 
gemacht, die außerdem blos mit einer dürftigen Kenntniß der vater: 
ländifchen Localrechte fich hätten begnügen müffen. Gerade aber 
durch das Studium auf der Univerfität mußte eine immer größere 


fpäter immer mehr zu. Im J. 1506 waren z. B. unter den Beifigern 
des Hofgerihts 5 Doctoren und 2 Picentiaten, im %. 1509 7 Doetoren. 
Sattleta.a.D. Gelbft bei den Nitterlehensgerichten war dieß ber 
dal. Eberpard im Bart ließ fih im 3. 1489 vom Kaifer das Recht 
geben, zu diefen Lehengerichten nicht blos „Mannen“ (Pares),, indem es 
an Zauglichen oft fehle oder die Tauglichen nicht erfcheinen wollen, fondern 
auch „andre verftändige Perſonen, fo nicht Mann ſeynd“, zuzuziehen, und 
dieß wurde wohl hauptiächlich zur Beiziehung von gelchrten Räthen 
(Doetoren) benügt. Die Urkunde f. bei Sattler Geh. Wirtge. unt. 
d. Grafen. Th. IV. Beil. 54. und in Rieckes Samml. der Gerichtegefl. 
Th. J.S. 29. Sehr mißverftanden wird diefe Urkunde von Pfaff Geichichte 
Birt. B. J. ©. 192, 493, wenn Derfelbe glaubt, fie habe den Grafen 
das Recht gegeben, überhaupt beim Hofgerichte Nichtadeliche 
zuzuziehen. Dazu brauchten fie keine kaiſerliche Ermächtigung. 

6) Diefe war überhaupt für die ganze Bildung des Württemb, Privat- 
rechts bis in das XIX. Zahrhundert von der. größten Wichtigkeit. Rechts- 
lehrer diefer Univerfität waren es hauptfächlih, welche für Darftellung 
und Ausbildung unſres Privatrehts im XV. und XVIII. Jahrhundert 
thätig waren ; dabei hatten fie bedeutenden Einfluß auf die Geſetzgebung 
und namentlich auf die Berfaflung der Landrechte. Noch wichtiger war 
ihr unmittelbarer Einfluß auf die Praxis. Von der Mitte des XVI. 
Sahrhunderts an beftimmten fie hHauptfächlich die Pivatrechtspraris mehrere 
Sahrhunderte lang theils durch Facultäts- und Privatgutacten, theils als 
Mitglieder des Hofgerichts, bei welchem feit der genannten Zeit beinahe 
unausgefest ein Tübinger Rechrsichrer das erſte Botum hatte. 

7) Meber die Gefchichte verfelben f. Pfifter Eberharb I. ©. 78 f. 
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Bernahläßigung der Localrechte erzeugt werden. Denn in 
Tübingen wurde blos Römiſches und Canoniſches Recht 
gelehrt 8, blos mit diefem wurden die Schüler näher befannt; 
diefes Necht wurde ihnen als das allein gültige oder der allei= 
nigen Gültigkeit würdige dargejtellt, das Germanifche und 
das Lolalrecht dagegen völlig vernachläßigt und ignorirt. Auch 
erhielten die Lehrer der fremden Rechte, welche bei der Uni— 
verfität angeftellt waren, noch unmittelbaren Einfluß auf die 
Nechtspflege durch ihre Beiziehung zum Hofgerichte, die ſchon 
mit der Stiftung der Univerfität begann, 

So war ed daher natürlich, daß am Ende unfrer Periode 
die fubfidiäre Gültigkeit der fremden Rechte, wenn gleich aus 
begreiflichen Gründen die Stadtgerichte gegen feine unmittelbare 
Anwendung ſich fträubten, doch im Nathe des Fürften und in 
feinen höheren Gerichten durchaus anerkannt war, und immer 
mehr Inſtitute aus demfelben in die Localrechte eindrangen. 

Einen Hauptbeleg für das Lestere bilden u. A. die oben 
©. 70 angeführten Stadtredhte von Urach und Tübingen. 
- Diefe enthalten jchon eine Menge von Kunftausdrücken aus 
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8) Nach der Stiftungsurfunde vom 3. Juli 1477 ſollten 5 Lehrer Rechts⸗ 
wifienfchaft vortragen, tres, qui sacrata pontilicum jura, quae canonica 
vocant, resolverent; duo, qui legum ampla volumina eorumgue difficul- 
tates enodarent. Im J. 1481 wurde die Zahl der ordentlichen Rechts» 
lehrer auf 4 geſetzt, im J. 1491 aber auf 6 erhöht, und bei diefer letztern 
blieb es. Nach der Ordination von 1491 follten von diefen 6 Profefforen 
3 Canonifches Recht, 3 Römifches Recht vortragen ; nach den Ordinationen 
von 1557 und 1601 follen fie fih in folgende, in 5 wöchentlichen Stunden 
in einem fünf jährigen Curſe zu haltende Borlefungen theilen: ver 
Erfte foll „Jura Canonica und fonderlic den processum juris darin”, ber 
Zweite Codicem Justin., der Dritte Institutiones (diefe allein in einem 
zweijährigen Eurfe), die Vierte „feuda et criminalia® (nämlih drei 
Stunden feuda, zwei Stunden Criminalia), der Fünfte und Sechste 
Digeften leſen. Die langen Eurje erklären fih aus dem, was in Andr. 
Wilh. Eramers, Heinen Schriften ꝛc., herausg. v. Ratjen. Leipz. 1837 
©. 148 f. angeführt if. 

9) So war im 3. 1482 bei einem Hofgericht in Stuttgart Dr. Matth. 
Ochſenbach, weldher Decretorum Doctor und im J. 1478 Rector der 
Univerfität war. Im J. 1493 waren bei dem in Tübingen gehaltenen 
Hofgerichte drei Tübinger Profefforen, und von da an wurden fort- 
während die ausgezeichnetftien Profefioren zum Hofgericht gezogen. 


Fremde Rechte. $ 20. 79 


dem Römifchen Rechte und häufige Berufungen auf die gemeis 
nen gefchriebenen Rechte; der größere Theil ihres privatrecht: 
lichen Inhalts ift geradezu aus dem Römiſchen und ano: 
nischen Rechte genommen, mance Stellen des Corpus Yuris 
find wörtlich in dieſelben übergetragen (3. B. Nov. 115. Cap. 3.4.), 
und einmal führen fie als Grund der Abjchaffung einer alten 
Rechtsgewohnheit das entgegenjtehende gemeine Hecht an (Vrgl. 
auch $ 48. Note 42. $ 25. Note 4.). Ausdrüclich und allge 
mein gefeglich ausgefproden wurde die fubfidiäre Gültigkeit 
des Römifchen Rechts bei einem der erften umfafjenderen 
Gefeße, das in der folgenden Periode gegeben wurde (unt. $ 25). 

Fir die Rechtsverfaffung war diefe Aufnahme der fremden 
Rechte in der erften Zeit nicht durchaus erfprießlih. Sie trug 
zwar mehr das wiflenfchaftliche Element in das Recht über, 
bemmte aber auch in den Punkten, in welchen die einheimi- 
fchen Rechte zu billigen waren, eine dem Geifte derjelben gemäße 
Ausbildung des Rechts ; der Eonflict der Germanifchen Inſtitute 
und Rechtsanfichten mit dem fremden Rechte mußte die Rechts: 
unficherheit und Berwirrung um jo mehr erhöhen, als das meift 
mit Doctoren bejegte Hofgericht mehr nach den fremden Rechten, 
alfo vielfady nach andern Grundfägen, als die Localgerichte fpras 
chen. Alles diefes erzeugte großes Mißtrauen des Bolfs gegen 
den NRechtszuftand, den man ihm aufdringen wollte !, 





10) Auch der, nachher im Terte angeführte, Nauclerus, obwohl gelehrter 
Juriſt, Elagt über diefen Eonfliet fehr, und fagt an der oben ©. 63 ange» 
führten Stelle dom Ende des XV. Jahrhunderts unter Anderem Folgendes : 
A sententiis eorum (der Stadtgerichte) majores nostri non appellabant, 
indignum fore putantes, tantorum virorum gratis judicantium decretis 
contradicere (?). Hodie vero passim ab eis appellari coepit, quod feren- 
dum esset, si judices appellationis in judicando consuetudinem priorum 
judicum servarent! Sed hoc a paucis ponderatur, imo plerumque sen- 
tentiae priorum judicum, alioquin nullam iniquitatem continentes, ob 
id solum, quod contra leges scriptas prolataeinve 
niuntur, retractantur, in quo sine eorum demeritis et judices 
primae instantiae imperitiae suggillantur et victrix pars gravatur. Hoc 
quam justum sit, viderint judicantes.. Quis enim, nisi insipiens, ab im- 
peritis legum leges unquam exigeret? Unde multo sanctius esset, nullos 
tales judices praeficere, vel si praefeceris, aequum esset, eorum consue- 
tudinem, quae saltem contra jus gentium [Naturrecht] non esset, in 
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Bon einer wiffenfchaftlihen Bearbeitung oder auch nur 
von einer Zufammenijtellung der verfchiedenen Rocalrechte war 
in unferer Periode nicht die Rede. Auch hatten die Tübingenfchen 
Rechtslehrer aus dieſer Zeit — unter denen die ausgezeichnetfte 
Stelle durdy Kenntniffe und treffliche Gefinnung der Freund 
Eberhard® I., der erfte Rector und zweite Kanzler der Uni: 
verfität, Dr. Decretal. Johann Bergenhans (Nauclerus) 
einnahm — nur Ginn für Nömifches und Canonifches Recht, 


ohne aber auch in diefen Rechten als Schriftiteller etwas 
Bemerfenswerthes zu leiften !, 


Staatöverfaffung. 


$ 21. Der Staat hatte fih allmählig mehr confolidirt. 
Aus den, den Grafen vom Kaifer verliehenen, Rechten und 
ihrem jchußherrlihen und patrimonialen Berhältniffe entwi- 
ckelten fich immer mehr Derrfcherrehhte, und die Befigungen 
und Erwerbungen des Grafen bildeten num einen Staat, den 
er mit den Rechten eines Monarchen regierte. Nur war er 
in feiner Herrſchaft beſchraͤnkt auf der einen Geite durch Kaifer 
und Reid), auf der andern Seite durch die auf den alten Ber: 
hältniffen wurzelnden Rechte der verfchiedenen Stände feines 
Staates, die er bei einigen — Ritter und Prälaten — um fo 
mehr zu achten hatte, als dieſe fich nicht eigentlich für Unter: 
thanen, jondern mehr nur für „Zugewandte der Herrjchaft 
Württemberg“, für „Angehörige und Berpflichtete« gelten 
laffen wollten. Gein ganzes Land vertraten gegenüber vom 
Grafen die Prälaten d. h. die Dorfteher der bedeutenderen 
(vierzehn) Klöfter und Stifter, welche immer mehr zum Lande 
als ein Beſtandtheil defielben herangezogen wurden !, die 





judicando servare. Nescio quoque, tolerabiliorne aut rei publicae utilior 
fuerit antiquus mos in judicando ; hoc plane scio, quod multo minoribus 
expensis et laboribus majores nostri litigabant, nec minus, quam hodie, 
de administratione justitiae contenti fuerant. 

11) ©. über fie Cloſſius in Eiſenbachs Befchreibung und Geſch. 
der Univ. Tüb. ©, 233 f. 

1) Vrgl. auch Uebelen Entftehung ver Landſtände ꝛc. ©, 73 f. 
Eifenlopr in feiner Einleitung zum II. Ip. feiner Sammlung ver 


' 
Zweite Periode. Meberfiht. 6 22, 81 


Ritterfhaft, und die Landſchaft d. h. Abgeordnete 
der Städte und Aemter ($ 13. Note 410.) — eine Berfaffung, 
welche, an alte Berhältniffe ſich anfchließend, durch Gewohnheit 
in der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts fich beftimmter 
entwicelte ($ 43.), und in der folgenden Periode durch den 
Zübinger Vertrag (1514) und durd Herzog Chriftophs 
Einrihtungen feft begründet wurde, 


— 


Fünftes Kapitel. 
| Zweite Periode, 
Das erfte Jahrhundert des Herzogthums. 
Don Herzog Eberhard I. bis Herzog Ludwig (einschließlich). 
(1495-1593). 


— — 


J. Ueberſicht. 


$ 22. Das erſte Jahrhundert des Herzogthums war 
auch fein wichtigftes für die Begründung feiner Öffentlichen 
und Privatrechtsverhältniffe. Keine fpätere Zeit gleicht Diefen 
hundert Jahren an Wichtigkeit, wenn wir die jüngft verflof- 
jenen zwanzig Jahre ausnehmen. 

Für die Öffentlihen DBerhältniffe war ſchon an fich die 
Erhebung des Landes — „der ganzen wirtembergifch Lan d- 
Ihaft zu Swaben gelegen! mit allen Herrfchaften, Städten, 
Schloſſen, Leuten und Gütern, fo von dem Neiche zu Lehen 
herrühren — zum Herzogthum (25. Juli 4495) unter den 





Kirchengefege (B. IX. der Reyfcherfchen Gefetfammlung) S. 36—42, 
und Reyſcher in feiner Einleitung zum I. Bande feiner Gefeßfamm- 
lung., ©. 105 f. 

1) Warum die Graffhaft Mömpelgard und die Burgundifchen 
Herrſchaften Elerval, Granges und Paffavant nicht mit begriffen 
wurden, hierüber f.v. Spittler fämmtl. Werke, hernusg. v. 8.0. Wächter 
3. XU. ©. 148 f. ©. 205. N 


Wächter, Württemb. Brivarr. I. 6 
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näheren von Kaifer Marimilian gegebenen Beftimmungen von 
mannigfacher Bedeutung. Außerdem wurden in dem erjten 
Sahrhundert des Herzogthums die ftaatsbürgerlichen Verhält— 
niffe der Württemberger feſt geordnet und die Nepräfentativ: 
verfaffung des Staats ſo ausgebildet, wie fie bis zum Anfange 
des XIX. Jahrhunderts fich erhielt, und die Eirchlicheproteftans 
tiſche Verfaſſung des Yandes im Wejentlihen jo gegründet, 
wie wir fie noch jetzt finden. 

‚  Ebenfo wichtig war diefe Periode für die Privatrechtg- 
verfaffung des Landes. In ihr wurde die Grundlage zu dem 
Privatrecht gelegt, welches während der ganzen Dauer des 
Herzogthums beitand und noch befteht. Dieſe Grundlage war 
aber nicht auf das Germanifche, fondern wie ſich ſchon aus 
der oben befchriebenen Nichtung der legtvorangegangenen Zeit 
erwarten ließ, auf dag Römische Recht gebaut. Dabei wurde 
jedoch noch ein nicht zu billigender, dem Römiſchen Rechte 
durchaus fremder, Character eingefügt, der einer polizei: 
lihen Bevormundung nicht nur der Gorporationen, ſon— 
dern auch der einzelnen Privaten, und zwar einer fo weit 
getriebenen, daß der felbitftändige Private in einer Reihe wich- 
tiger Privatrechtsverhältniffe unfelbititändiger und von einer 
Beamtenaufficht abhängiger werden follte, als bei den Römern 
e8 ein Minderjähriger war. 

Eberhard im Bart, der erite Herzog, ftarb leider 
zu frühe (24. Febr. 4496), ald daß er noch viel für das Land 
hätte thun können, und jo wird nur duch ein wichtiges Geſetz 
feine Regierungszeit als Herzog bezeichnet. Sein Nachfolger 
Eberhard II. dachte weder an wohlthätige Einrichtungen für 
das Land, noch Fonnte er während feiner Eurzen und mannich- 
fach angefochtenen Regierung (bis 10. Juni 1498) fehr daran 
denken; der rafche und Eräftige Herzog Ulrich hatte während 
feiner langen Regierung (bis zum 6. Nov. 4550) Stürme aller 
Art zu erjtehen, und die größten Schickſalswechſel zu erfahren, 
und fo Wichtiges er auch im Einzelnen für das Land verfuchte 
und unter feiner Regierung gejchah: fo war es doch feinem 
Sohne Chriſtoph vorbehalten, der Ordner der politifchen, 
kirchlichen und Privatrechtsverhältniffe des Landes zu werden, 


Herzog Eberhard im Bart. Erfte Landesordnung. $ 3. 85 


und den Grund zu legen, auf welchem die fpätere Zeit des 
Herzogthums durchaus ruhte und fußte. Die Regierung Herzogs 
Ludwig, des Sohnes Ehriftophs (v. 28. Dechr. 1568 bis 
8. Aug. 1595), war ganz dazu geeignet, Chriftophs Einrich: 
tungen feft werden zu laffen. Ludwigs Zeit war in Beten und 
Vergnügungen getheilt und die Pietät gegen nn Bater ließ 
ihn deſſen Schöpfungen nicht antaften. 


I. Serzog Eberhard im Bart. 
1, Erfte Landesordnung. 

$ 25. Eberhard I. war noch nicht vier Monate Herzog 
von Württemberg, als.er die erite umfaffendere Gejeggebung 
für das ganze Land erließ, die Landesordnung vom 
14. Novbr. 14952. Es war dieß der erfte Act einer durch 
greifenderen Ausübung der Gefeßgebungsgewalt, mochten nun 
die Doctoren mit ihren Anfichten über die angebliche Regalität 
der Gejeggebungsgewalt, die dem Herzoge mit den andern 
Regalien verliehen worden fey 3, oder mit ihren Römischen 
Prineipien von der unbefchränkten Gefeßgebungsgewalt des 
Herrihers ® Eingang erhalten, oder Eberhard gedacht haben, 
daß ihm diefe Gewalt bei allem mit dem Polizeilichen in 
Verbindung Stehenden unbedenklich gebühre. Denn das Geſetz 
ift allerdings mehr Polizei: als Privatrechtsgefeß d. “Doch 
berührt es auch den Prozeß und das Privatrecht. In diefer 
Be a AN TE Nenn ee ae an nn 


1) Gutſcher Eberhard 1. Herzog v. Württ. in feinen wichtigften 
Lebensverhältniſſen 2c. dargeftellt. Stuttg. 1822. 8. 3. €. Pfitter Eber- 
hard im Barte, erfter Herzog v. Württ. aus ächten, größtentheils hand- 
ſchriftlichen Geſchichtsquellen. Tüb. 1822. 8. 

2) Sie ift abgedrudt bei Sattler Grafen Th. IV. Beil. Nr. 16. und 
dort 8'e Quartfeiten ſtark. Unrichtig ift die Behauptung von Schöpff 
proc. appellat. praef., Gerſtlacher Einleitung ©. 35—36 und Anderen, 
dab erft von Herzog Ulrich im 3.1499 die erfte L.O. gegeben worden fey. 

3) Aus dem Herzogsbrief leiten auch fpätere Württ. Vubliciften ein 
beinahe ganz unbefchränttes Gefeßgebungsrecht des Herzogs ab; z. B. 
Breyer Elem. jur. publ. Wirt. ed. 2. $ 212. Vrgl. auch unten $ 31. 

4) „Quod principi placuit, legis habet vigorem.“ Inst. I. 2. de jure 
nat. $ 6. 

3) Näheres über den Inhalt diefer Pandesorbnung geben auh Gut: 
fher Eberhard I. ꝛc. ©. 127—142. Pfifter Eberhard im Bart ꝛc. 
©. 315—322. Br 
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Hinſicht enthält diefe erfte Landesordnung genauere Beſtim— 
mungen über die Sachen, welche vor das Büttelgericht, welche 
vor das Kleingericht und welche vor das volle Gericht gehören 
follen (unt. $ 39.), fest Einiges über den Verkehr mit den 
Juden feft, und verbietet „geuarliche“ Spiele. Gie zählt 
zu denſelben das „valjch fpilen“, ferner dem Andern „unrecht 
uff dem jpil thun“, und das Spielen „an haimlichen orten ;“ unter- 
fagt aber auch überhaupt große undverderblide Spiele, 
und beitimmt, daß dem Stande und Vermögen des Spielers unan— 
gemeffene Spiele unterbleiben follen, (Früher im J. 1492 hatte 
Eberhard alle Schach, Brett und Kartenjpiele, weldye höher als 
um 4 Pfenning gefpielt wurden, unbedingt verboten). — Was 
fonft beim Spiele verloren wird, Fann nicht zurückgefordert, 
dagegen das „auf Borg“ Verſpielte und ‚ein zum Zwecke des 
Spielens gegebenes Darlehen nicht eingeflagt werden (eine 
Beftimmung, die auch ſchon das Tübinger Stadtrecht enthält). 

In Beziehung auf Gemeindeverhältniffe ſpricht 
fie zuerft das Derbot aus, Gemeindeverfammlungen anders, 
als durch den Amtmann und in dejlen Beiſeyn zu halten, 
Außerdem gibt fie genauere Beftimmungen über das verbotene 
Wegziehen der Leibeigenen und fest auf daffelbe Einziehung 
des Vermögens, ferner über Erbverzichte deren, die in ein 
Klofter gehen. Endlich enthält fie den erften Keim einer Forft: 
ordnung und einer Bauordnung (unt. $ 28. 30.) und die erite 
Spur einer Art von Unterpfandsbüchern. 

Was die Lesteren betrifft: fo war in diefer Zeit und in der 
vorangegangenen Periode die gewöhnliche Weife der Aufnahme 
von verzinslichen Darlehen die des Gült- Nenten= oder 
Zinsfaufes‘e Es wurde um eine Summe Geldes (das 
Capital, „Hauptgut“) eine auf ein Grundftück radizirte Geld: 
Srucht: oder Weinrente gekauft, jo daß der Gläubiger im 
Falle der Nichtbezahlung der Nente fih an das Gut halten, 
das Capital aber nicht auffündigen, der Schuldner jedoch durch 


6) Ueber dieſen Gültfauf überhaupt ift zu vergleihen Eihhorn D. 
Staate- und NRechtsgeih. Ate Ausg. Th. 11. $ 361a, $ 377. Th. III. 
$ 450. Th. IV. $ 573. 
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Zurüczahlung des Kaufichillings das Gut wieder von der 
Rente befreien konnte. Diejer Gültfauf mußte um fo mehr 
die Stelle des verzinslihen Darlehens vertreten, als eigents 
liche Hypotheken dem Deutichen Rechte lange Zeit fremd waren, 
und das Canonifhe Recht, dem Moſaiſchen Rechte folgend, 
alles Zinfennehmen für eine Sünde erklärte und bei Excom— 
munication verbot, ein Verbot aber, das auf den Gültkauf fich 
nicht erſtreckte. Als äußere Form wurde nad) den Statuten und 
Gewohnheiten der einzelnen Württ. Orte in diefen Zeiten dabei 
beobachtet, daß, wie überhaupt über Auflegung von Grunds 
laften, fo auch über diefes Geſchäft das Gericht erfannte, und 
eine fchriftliche, vom Gericht gefiegelte, Urkunde ‚über den Kauf 
errichtet wurde’. Das Gut, auf welches die Rente gelegt 
wurde, haftete wie eine Art von Unterpfand für Capital 
und Zins, und wurde auch gewöhnlich durch „Unterpfand“ 
bezeichnet8, wenn gleich das Verhältniß vom eigentlichen Pfand» 
verhältniß in Manchem fehr verfchieden blieb. 

In Hinficet auf diefen Gültkauf nun beftätigt Eberhard 
in feiner Landesordnung eine Vorfchrift, welche kurz vorher von 
feinen Räthen bei einer Landesvifitation verfündigt worden fey. 
Mach diefer Borfchrift Hinz die en der Erlaubnißzum 
Gültverfauf durhaus vom erfennenden Gerichte ab. Diefes 
foll jedoch die Erlaubniß nicht leicht geben: wenn e8 aber diefelbe 
ertheile, im Sjntereffe der Schuldner dafür forgen, daß bie 
Schuldner die Gülten bald wieder ablöjen (alſo das Capital 


D So die Stuttgarter Artikel von 1492, das Uracher und Tübinger 
Stadtrecht und andere Statute aus diefer Zeit. 

8) Sp 3. B. in der Landesordnung Eberhards, ferner in einer 
Urkunde vom 3. 1405 bei Rud. Mofer Die bäuerl. Laften der Würt- 
temberger. Stuttg. 1332. ©. 231; auch vielfach in den in $ 35 erwähnten 
Localftatuten, namentlich in den Stadtrechten von Marbach und Bottwar. 
Vrgl. auch Eihhorn a. a.D.$ 450., und W. E. Albredt Die 
Gewere ıc. Königsb. 18238. ©. 177 f. Wird die Rente nicht bezaplt: 
fo kann der Gläubiger das Grundſtück zum gerichtlichen Verkauf bringen. 
©. 3. B. die in den folgenden Noten angeführten Statute, von denen 
über diefes Berhältniß befonders das Stadtreht von Marbach und das 
mit demfelben,, abgefehen von den Terminen, wörtlich übereinftimmende 
Recht von Botwar (bei Reyſcher Altw. Statutarrechte ©. 489) interef« 
fant ift. Ferner die Urkunden v. 3. 1405 und 1426 bei Mofer a. a. O. 
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zurückzahlen) und ihr Gut wieder frei und ledig machen. Um 
diefe polizeiliche Fürforge gehörig üben zu können, folle in jedem 
Drte ein Buch angelegt werden, in welchem alle Gültaufnehmer 
und die Zeit der Aufnahme und die verhafteten Güter einzu 
fchreiben feyen. So bildete dieſes Buch gewilfermaßen ein Unter= 
pfandsbuch. Allein aus dem Angeführten ergibt fich, daß diefes 
Unterpfandsbud, weder größere Sicherung der Gläubiger zum 
Zwecke hatte, noch vom Eintrage in das Buch die Gültigkeit des 
Pfandes abhing. Nur fcheint es, daß nad) den Statuten und 
Gewohnheiten diefer Zeit ein vertragsmäßıges Pfandredt an 
bewegtichen Sachen nicht ohne Uebertragung des Beſitzes oder ein 
den Befiß vertretendes Syınbol?, und an unbeweglichen Sachen 
nicht ohne gerichtliches Erfenntniß entitehen Fonnte. Dagegen 
kannten manche diefer Statute ſchon eine Art geieglicher Pfand: 
rechte d und gefeglicher Vorzugsrechte, wenn es zum „Sannt“ oder - 
zur „Berganntung“ d. h. zur gerichtlichen Einjchreitung zum 
Zwecke der Befriedigung der Gläubiger, Fam !!, während fie im 
Urbrigen die Gläubiger eines zahlungsunfähigen Schuldners 
meiſt nach der Zeit der Anbringung der Klage befriedigten 2, 


9 ©. 3. B. die Urkunden in Fiſchers Berf. üb. die Gefch. der teut- 
fhen Erbfolge. Mannh. 1778. B. I. ©. 212. 

10) 3. B. Nah den Stuttgarter Artikeln von 1492 und den Stadt— 
rechten von Urah, Tübingen, Marbach und Bottwar ift vem Vermiether 
das vom Miethsmanne Eingebrachte verhaftet; nach dem Stadtrecht von 
Herrenberg (bei Fiſcher a. a. O. ©. 112) fol, wenn Jemand ein 
liegendes Gut auf Zieler verkauft, dem Verkäufer das Gut „umb ſein 
ſchuld ein Underpfand ſeyn“; ähnlich auch die Stuttgarter Artt. und die 
Stadtrechte von Urach und Tübingen. 

11) Die Stuttgarter Artikel und das Stadtrecht von Tübingen räumen 
dem Liedlohn ein Vorzugsrecht ein; das Stadtrecht von Sulz Cbei 
Fiſcher a. a. D. ©. 286) hat folgende Ordnung: 1. unfere Gn. Herrn, 
2. der Armen Kaft oder Heplinen, 3. die älteſt Verfchreibung (Unter— 
pfänder nach dem Alter), 4. Liedlopn u. f. f. Achnlih das Stadtrecht von 
Nagold, bei Fiſcher a. a. O. ©. 246. — Die Unterpfänder aber 
ordnen fih durchaus nach ihrem Alter, und ich finde in den Statuten Fein 
Beifpiel eines privilegirten Pfandes. Vrgl. auch das Stadtrecht von 
Marbad und das damit übereinfiimmende Stadtrecht von Bottwar, Feb» 
teres bei Reyſcher a. a. D. ©. 489. 

12) Vrgl. z.B. die in der Note 11 angeführten Stellen bei Fiſcher und 
Denfelben S. 210 f. Nur hat er hier öfters den Drudfehler: Schuldner 
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II. Serzog Ulrich. 
A. Ueberblick. Zuftand der Privatrehrsverfaffung im 
Allgemeinen, 

$ 24. Gewiß wäre Eberhard I. in feinem rajtlofen 
Streben für das Wohl des Landes bei diefem Geſetze nicht 
ftehen geblieben. Allein er war faum fieben Monate Herzog, 
als das Land feinen frühen Tod zu beklagen hatte, und nun 
folgen vierundfünfzig Jahre voll Unruhen und Zerrüttungen, 
in denen für Bildung des Privatrehts nur Weniges 
geihehen konnte. 

Eberhard II, dem unwürdigen Nachfolger Eberhards J., 
wird nach zwei jahren von dem aus Prälaten, Nittern und 
Deputirten der Landichaft gebildeten Negimentarathe, dem ſich 
noch viele andere Ritter, Vögte und Schultheißen von der 
Landihaft und die Kanzlei und das Hofgefinde anfchloßen, 
der Gehorfam aufgefündigt. Das Herzogthum erhält mit 
Bewilligung des Kaifers der unmündige Ulrich, ein Sohn 
des Grafen Heinrich von Württemberg, und der flüchtige 
Eberhard entiagt felbft (10. Jan. 1498) feinen Rechten. Hier 
auf regieren fünf Fahre lang DBormundfchaftsräthe. Herzog 
Ulrich, von dieſen Räthen nicht eben auf die erfprießlichite 
Weife erzogen, wird fchon im fechszehnten Jahre für volljährig 
erklärt, und beginnt feine Regierung mit Kriegen, — durch) 
welche freilich das Land bedeutend vergrößert wurde! — mit 


ftatt Schulpherr d. h. Gläubiger; ferner Reyfher Samml. der alt- 
wirtemb, Statutarrechte. I. ©. 487 f. ‚(Stadtrecht von Botwar und | 
Marbach). Auch nach dem alten Stuttgarter und Tübinger Rechte galt 
daſſelbe. Allein Eberhard änderte es in den Stuttgarter Artikeln und 
im Tübinger Stadtrechte, weil es „ganz vnglych vnd der vernunft und 
billichatt nit gemäß“ fey, dahin: der Amtmann folle die Gläubiger öffent- 
lih aufrufen, alle auffcshreiben und nach zwei Monaten unter fie das nach 
Befriedigung der Prandgläubiger und der Liedlohnsforderung librige Ver— 
mögen je nach der Größe einer jeden Forderung vertheilen. — Außerdem 
enthalten die genannten Statuten meift genaue Beftimmungen über die 
Art der Erecution und des Auspfändeng („verpfanden”). 

1) Ulrich erwarb durch Eroberungen in der Pfälzifchen Fehde, melde 
fpäter vom Kaifer beftätigt wurden, die Städte Knittlingen, Befig- 
heim (viefes war aber blos an die Pfalz von Baden verpfändet, und 
wurde im 3. 1529 wieder von Baden eingelöst und erft im J. 1595 
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großer Verſchwendung und mit Willlühr gegen die Nechte 
feiner Unterthanen. Unruhen brechen aus, noch größere drohen; 
der Tübinger Vertrag und Abſchied (8. Zuli 4514) fucht 
die Befchwerden zu heben und gibt eine feftere Begründung der 
ftändifchen Verfaſſung und wichtiger Bolfsredyte. Allein der 
Aufruhr erneuert fih. Er wird zwar am Ende geftillt, Die 
durch das ganze Yand verbreitete Gährung aber nicht ganz 
gedämpft. Durd die Tödtung des Ritters von Hutten 
fommt Ulrich in neue Ötreitigfeiten; er wird vom Kaifer 
geächtet, und nur unter ſehr drückenden Bedingungen wieder 
von der Acht losgefprochen. Bald darauf ift ein Gewaltftreich 
gegen die Neichsftadt Reutlingen die nächte Beranlaffung 
feiner DBertreibung aus dem Lande durch den Schwäbijchen 
Adels: und Städtebund. Er erobert zwar in demjelben Jahre 
den größten Theil feines Landes wieder; aber neue Willführ 
gegen die Rechte feiner Unterthanen und der Schwäbifche 
Bund treiben ihn von Neuem aus dem Herzogthum. Würt: 
temberg wird nun dem Hauſe Dejterreich vom Schwäbiichen 
Bunde überlaflen (6. Febr. 1520), und huldigt am 25. Mai 
4522 dem Erzherzog Ferdinand. Diefer iſt aber im 
fteten Kampfe mit Ulrich, und ein neuer Bauernaufruhr 
zerrüttet das Land. Erft fünfzehn Fahre nach feiner Ber: 
treibung gelingt es Ulrich, fein Land wieder zu erobern 
(Mai 1534), und Defterreich zur Entfagung auf feine ver: 
meintlichen Rechte an das Land zu bewegen (Cadauer Vertrag; 
San. 1554), fo aber, daß Ulrich fein Yand als Afterleben 
von Defterreich annehmen mußte! Nun führt Ulrich mit fräf: 
tiger Hand die Reformation ein; allein zum drittenmale wird 
er — als Mitglied des Schmalfaldijchen Bundes — aus dem 
Lande vertrieben (1546). Bald darauf unter harten Bedin- 
gungen wieder eingefegt, regiert er noch drei Jahre, wie er 
begonnen hatte, nicht ohne Willführ und unter fteten Unruhen. 


bleibend für Württemberg erworben) mit Groß- und Klein-Ingers— 
heim, Löwenftein, Gochsheim; ferner: die Städte Neuenflein, 
Weinsberg, Möckmühl. Außerdem erwarb er noch die Stadt 9 ct- 
benheim, bie Schußvogtei über das Klofter Maulbronn, und im 
3. 1538 Hohentwiel. 
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Daß unter folhen Umftänden für die Bildung des 
Privatrechts nur wenig geichah, int jehr begreiflih. Die Ver: 
hältniſſe blieben in Hinficht auf Privatreht im Wefentlichen 
diejelben, wie fie am Ende der erften Periode fich gebildet 
hatten, während für die Begründung der Gtaatsverfaffung 
und der firchlichen Berhältniffe Ulrich 8 Regierung von großer 
Wichtigkeit war. Die Städte und Dörfer übten ihre Auto- 
nomie, wie am Ende der erften Perivde. Go gibt fih, um 
nur einige Beifpiele anzuführen, Linfenhofen ein Erbrecht 
im Jahr 1506; nämlich „Amtmann und Richter mit Etlichen 
der Gemeinde auf Zulaffen der Fürftin, Herzogin Elifabeth 
von Württemberg, ihres Hofmeifters und ihrer Näthe und 
auf Erlernung der Welteren zu LTinjenhofen und auf Rath und 
Erfahrung verftändiger Leute“, und auf gleiche Weife verführt 
Nürtingen im J. 1509. Ebenfo entjcheidet noch im XVI. 
Jahrhundert das Dorf Dffterdingen eine beftrittene Erb: 
rechtsfrage, indem „Vogt Gericht und ganze Gemaindt des 
Dorfs mit fonderm günftigen Vorwiſſen, VBergunden und Der: 
bengen des ... Prälaten zu Bebenhaufen, als Sr der von 
Dfiterdingen Obarkait fih ... eintrechtig und einhellig ent— 
Ichloffen und verglichen, nachfolgend Ordnung zu halten“ ꝛc. ?. 
Manche Drte führen auch neue wichtige Snftitute ein, ohne 
vorher irgend eine höhere Geftattung nachgejucht zu haben. 
So führten die Einwohner des Dorfes Beutelsbach bei fich 
geradezu die Markflofung ein, indem fte fich in ihrem Dorf: 
rechte darauf. berufen, daß, „nachdem die umliegenden Flecken 
den Gebrauh fürgenommen, wann ein Gut, in ihren 
Zehnten, Zwingen und Bännen gelegen, ein Büwendiger, jo 
nit ein Einwohner ift, Fauft, alsdann ein jeglicher Einwohner 
die Lofung haben mag, falls fein Freund oder Zinfherr vor: 
handen, der löſen wollte“, fie folhen Brauc) auch fürgenommen 


2) ©. Fiſcher Verf. üb. d. Geichichte der teutfch. Erbfolge. B. U. 
©. 240, 227, 179. Die Stadt: und Dorfrechte diefer Zeit bedienen fich 
bei den einzelnen Artifeln häufig der Ausdrüde: „es ift gemacht” oder 
„es ift geſetzt“ (d. h. nicht durch die Herrfchaft, fondern durcd die Gemeinde 
oder Bogt und Richter); ferner: es ift der Stadt Gebrauch, Recht und 
Herkommen. 


» 
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hätten. Dabei wenden fich aber auch öfters die Orte an den 
Herzog und bitten ihn, er möchte doch der Nechtsverwirrung 
und Unficherheit bei ihnen abhelfen und ihnen Ordnungen und 
Statuten geben. So madte e8 z. DB. die Stadt Afperg 
(auf Hohenafperg), welcher Ulrich im Jahre 1510 ein aus— 
führliches Stadtreht auf ein folhes Anfuchen gab? Mit 


3) Diefes Afperger Stadtrecht ift Cabgefehen von der etwas geän— 
derten Schreibart) mit Ausnahme des Eingangs, ferner dreier Stellen 
im Terte, die geändert find, und ungefähr zufammen einer Seite, die im 
prozeffualifchen Theile weggelaffen ift, nichts anders, als eine völlig 
wörtliche Abjchrift der erften 37 Seiten dee oben ©. 70 angeführten 
Tübinger Stabtrehts von 1493 (bis zu dem von der VBormundfchaft 
handelnden Abfchnitte) und es ift daher zu wenig gefagt, wenn Reyicher 
Sammlung altwiürtt. Statutarr. ©. 103 bemerkt, es fey daſſelbe „großen— 
theils dem Zübinger Stadtreht nachgebildet.“ Einige Abweichungen 
in einzelnen Worten (zum Theile kopflofe), die fih in dem Fiſcherſchen 
Abdrude finden, beruhen entweder auf Drudfehlern oder auf einer falfchen 
Abfchrift des Tübinger Stadtrechte. Das Aſperger Stadtrecht ift abge: 
drucdt in Fiſcher Berfuch üb. die Gefchichte der teutich. Erbfolge. Mann= 
heim 1778. 8. U. S. 137-176, und wir haben auf diefe Weile dadurch 
auch einen Abdruck des größeren Theiles des Tübinger und eines großen 
Stüdes des Uracher Stadtrechts. Die Abweichungen in den Beftimmungen 
des Alperger Stadtrechts von denen des Tuibinger erklären fih, außer dem 
geänderten Gingange, ſämmtlich aus neueren Landesgeſetzen, welche erft 
nah der Zeit des Tübinger Stabtrechts gegeben wurden. Sie find blos 
folgende: a) die Competenz des Gerichts ift etwas anders beftimmt, 
nach der Landesordnung Eberhards I. ($ 23. 38.); b) das Afperger 
Stabtreht enthält einen Titel vom Appelliren, der fih auf dieſe 
Weiſe im Tübinger nicht findet. Das Tübinger verweist blog auf vie 
neuefte Hofgerichtsordnung, das Afperger gibt dagegen Einiges aus Dem 
unten ©.93 angeführten Befehle Ulrichs vom 3. 1510 (der bisher, wie 
es fiheint, überfehen wurde). c) Das durch eine Verordnung Urihs im 
%. 1501 eingeführte (unt. S. 92) NRepräfentationsrecht der Nichten und 
Neffen ift im Afperger Stadtrecht aufgenommen, und dem gemäß der aus 
dem Tübinger Stadtrecht genommene Titel über Erbrecht der Gefchwifter 
und ihrer Kinder etwas geändert, jedoch fo, daß ein Motiv, welches fich 
theilweife blos auf das alte Necht bezog, ftehen blieb! 

Repſcher wollte in feiner Sammlung der Württ. Statutarrechte 
nur ‚die Stellen des Afperger Stadtrechts geben, welche mit dem Tübinger 
dem Wefen nach nicht übereinftimmen, Das Meifte von dem bei ihm 
Abgedrudten aber fteht fehon in dem Tübinger Stadtredt. Es ftimmt 
nämlich das, was ©. 109 Rubr. Was cehehafftig Not. ıc. bis ©. 113 
(bis zum Titel vom Appelliven) vom Afperger Stadtrecht abgebrudt ift, 
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jenen Einigungen aber und mit den Localgewohnheitsrechten 
ftritten immer mehr die fremden Rechte, weldhe durch die 
Hofgerichtsordnung vom J. 4544 — für unferen Gegenftand 
das wichtigfte Landesgefeß, weldhes Ulrich während feiner 
Regierung gab — ausdrücklich fanckionirt wurden. Eine 
Hauptklage bei den Bauernaufruhren, und nicht eine der 
unwichtigften Beranlaflungen derjelben, war gerade die Anwens 
dung dieſer fremden. Rechte und ihrer Doctoren. Es Flagten 
die Abgeordneten bei den Berhandlungen über den Tübinger 
Vertrag: „daß in Verträgen und ſonſt in alten Bräuchen und 
Gewohnheiten durch die Doctores viele Zerrüttungen gefchehen, 
daß durch die Gelehrten, welche bei allen Gerichten mit ihren 
Handlungen einbrehen, viele Neuerungen aufgebradyt und dag 
Hecht fehr vertheuert werde.“ Gie baten daher: „daß das 
Hofgericht mit verftändigen Perfonen von Adel und von den 
Städten, die nicht Doctores ſeyen, wenn die Sache Perfonen 
von der Pandfchaft anbetreffe, befebt und eine gemeine Ordnung 
und Sandrecht gemacht werde, damit die Städte und Dörfer bei 
ihren Gerichten, Gefchäften und alten Gewohnheiten, unver: 
hindert der Doctoren halb, bfeiben, wie es vor Alters gewefen 
ſey“. Diefe Klagen und Wünſche hatten zwar zur Folge, 
dag Ulrich im Tübinger Abfchied (8. Zuli 1514), im Allgemeinen 
tüchtige Beſetzung der Gerichte, namentlih aus Mitgliedern 
der Landichaft, und ein gemeines Landrecht mit NRathichlag 
feiner Räthe und der Landichaft verfaffen zu laflen ver 
ſprach. NWllein es blieb beim bloßen Verſprechen und die 
alten Befchwerden erneuerten fich bald wieder, Wach wie 





mit Ausnahme von dreizehn Zeilen (S. 110 $. Item was fünf ıc. 
$. Sp aber.e. die Ate und äte Linie und ©, 112 in $. Item Gezeu— 
gen, die 3te und Ate Linie) mit dem Tübinger Stadtrecht überein, nur 
daß im legterwähnten $. das Afperger Stadtrecht die Hälfte des Tübinger 
Sen wegläßt, und im $. tem wenn man ꝛc. die Zeitbeftimmung und 
im $. tem Abzuftriden ac. die Sportel des Tübinger Stadtrechte 
etwas geändert ifl. Auch der ©, 114 abgebrudte $. Item na fteht 
fhon im Tübinger Stabtredt. 
4) Sattler Herzoge Th. I. ©. 192. Auch Reyſcher Geſetzſammlung 
B. J. Einleit. S. 268. 
5) ©. z. B. die Erläuterung des Tübinger Vertrags unter der Defter- 
\ 
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‚vor wurden Doctoren zu den Gerichten gezogen und mußten 
fchon nach der ganzen Nichtung, welche in jener Zeit die Rechts: 
willenfchaft genommen hatte, und überdieß nad) einer aus— 
drücklihen, für das Hofgericht in dem Priwilegium de non 
evocando von 1495 enthaltenen, Borjchrift zugezogen werden; 
zur Derfaffung eines gemeinen Landrechts aber Fonnte es in 
den folgenden ftürmifchen und unglücksvollen zwanzig Jahren 
nicht Fommen, Und als fpäter etwas Ruhe und Friede für 
Ulrich eintrat, war die reiigidfe Neformation des Yandes eine 
wichtigere und dringendere Aufgabe, als die Gichtung und 
Feftitellung des Privatrechts. 


B. Landesgefete aus den Zeiten Ulrich und der Defterreich. 
Negierung. 


§ 25. Nach dem Ausgeführten geſchah durch den Geſetz— 
geber für die Bildung des Nechts in den erften fünfzig Jahren 
des XVI. Jahrhunderts nur fehr Weniges. Es fallen in diefe 
Zeit blos einige Forftordnungen, von denen unten $ 28. näher 
die Nede feyn wird, einige prozeffualiiche, aber audy für das 
Privatrecht nicht unwichtige, Gefkhe, einige für das Privatrecht 
ebenfalls wichtige Reviſionen der Landesordnung, an welche 
ſich noch einige nachher näher zu erwähnende, ſpeciellere 
Geſetze anſchloßen, dann einige durch die Reformation der 
Kirche hervorgerufene Ordnungen, und endlich ein Privatrechtss 
geieß, das aber nur einen einzelnen Punkt des Privatrechts 
berührt. 

Das letztere Gefeg erfchien fchon im J. 1501, und beur- 
Fundete wieder den großen Einfluß des Röm. Rechts. Es 
wurde zur Zeit der Vormundjchaft über Ulrich nach Rath der 
„Regimentsräth und ettliher von Vnſer Landſchaft in 
merflicher Anzahl“ erlaffen, und führt bei der Snteftaterbfolge 
der Werfen und Wichten das ſ. g. Nepräfentationsreht d. 5. 
das Recht ein, an ihres Vaters vder ihrer Mutter Statt mit 
ihren Oheimen und Tanten den verftorbenen Oheim oder Die 


reichifchen Regierung vom 11. März 152%0. 8. Zum Achten; in Reyſchers 
Samml. vd. Staategrundgefefl, B. II. S. 261 unten. 
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Tante zu beerben, gegen, wie e8 jagt, „die ungleichen und 
irrigen Gebräuche im. Fürſtenthum“, weil e8 „nach dem 
gefchriebenen (Röm.) Recht alfo ſeyn fol und gejegt iſt“!. 
Umfaffender war, was Ulrih in Hinſicht des Prozeſſes 
und bei diefer Gelegenheit auch über manche ‚privatrechtliche 
Berhältniffe beftimmte. Ulrich fcheint fchon im J. 1510 eine 
allgemeine Verordnung über Appellationen erlaffen zu haben ?, 
die zum Theile in einer Wiederholung des von Eberhard im 
Bart Angeordneten (oben ©. 54) beftand. Allein. er fand dieß 
nicht genügend, und erließ am 28. Jan. 4544 eine umfaffende 
Hofgerihtsordnung (die zweite; vrgl. ob. ©. 55). 
Diefes für den Entwichlungsgang des Württemb. Rechts 
intereflante und für feine Zeit wichtige (noch vor Abſchluß des 
Tübinger Vertrages erlaffene) Gefeg war bisher wenig gekannt 





1) Das Geſetz wurde fchriftlich an die einzelnen Vögte geſchickt. Boll: 
fländig ift e8 meines Wiffens zuerft abgevrudt bei Hoc ftetter in ver 
oben ©. 71 angeführten Schrift (ein Aborud des Ausfchreibens an den 
Bogt zu Tübingen) und dann wieder bei Öutfcher Eberhard I. S. 265 
und in Riedes Samml. der W. Gerichtegefl. Th. J. ©. 43 (ein Abdruck 
des Ausfchreibens an den Bogt ze Göppingen). Auch bier, wie in 
dem oben ©. 67 angeführten Falle ging der Württemb. Gefeßgeber ver 
Reichsgefeßgebung voran. Schon im J. 1498 hatte das Reichsfammer- 
gericht darauf angetragen, in dem Falle, wenn der Erblaffer Geſchwiſter 
und aus verftorbenen Gefhwiltern-Neffen oder Nichten hinterlaffe, dieſe 
mit Jenen gegen die beftehenden Gewohnheiten. gemäß des gefchriebenen 
Rechts (des Römifchen) erben zu laffen. Allein mande Stände waren 
dagegen, und beriefen fih darauf, daß es gegen den Sachfenfpiegel ſey, 
deſſen fih faft ein Drittel ver Nation bediene (vw. Harpprecht Staats— 
Arhiv des Neichsfammergerihts B. 1. ©. 342), fo daß erft 23 Jahre 
fpäter durch ein Reichsgeſetz (Neichsabishied von 1521 $ 19) auch in 
diefem Falle das NRepräfentationsrecht eingeführt wurde. — Das Tübin- 
ger Stadtrecht von 1493 folgte hier noch der alten Gewohnheit. Vrgl. 
auch $ 24. Note 3. 

2) Ich fchließe dieß aus den Stadtrechten von Sulz und Afperg. 
Das Erftere fagt, daß über Appellationen im alten Stadtbuche ein Befepl 
von Herzog Ulrich „Datum Stuttgart den Donnerftag nach Michaelis 
Anno Domini 1510 fich finde, und das wenige Wochen nach dem Datum 
diefes Befehls (26. Nov. 1510) gegebene Afperger Stadtrecht beruft fich 
beim Zitel vom Appelliren auf eine Ordnung von Herzog Ulrich. 
Was e8 von ihrem Inhalte anführt, ftimmt im Wefentlichen mit dem 
Befehle Eberhardg von 1486 überein, 
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und ift erft von Riecke vor wenigen Jahren im Drude 
befannt gemacht worden’. Die Richter („Hofrichter um 
Räthe* ?) werden angewiefen, nad den Gabungen des 
Herzogs und feiner Vorfahren und denen, die er noch geben 
werde, ſo dann nad den „Statuten, redlichen Gewohnheiten 
und alt Herfommen des Landes und jeden Orts, jo glaublic 
und bewiefen feven“, endlich aber, ſo weit Feine Quellen 
diefer Art vorhanden, nad des heiligen Reihe Rechten 
zu fprechen ®. Das Gericht follte fi) viermal des Jahrs, 
und zwar nad einer fpäteren Anordnung Ulrich immer zu 
Tübingen ®, verfammeln, die Sitzungszeit vier Wochen 
dauern. Das Verfahren vor demfelben, über welches die 
Drönung genaue, meift aus dem gemeinen Nechte gejchöpfte, 
Beſtimmungen enthält, ift in der Negel Öffentlich und mündlid 
— die Advocaten werden daher auch in der Hofgerichtsordnung 
Nedner genannt — nur ausnahmsweife zum Theile jchriftlic. 


3) In Riedes Samml. der Württ. Gerichtsgefege Th. I. ©. 46. u. 
©. 98 ff. Der Titel diefer II. Hofgerichtsorpnung ift „Hovegeridt# 
Drdnung des Fürſtenthumbs Wirtemberg 1514.“ 

4) Das Gericht foll aus dem Hofrichter oder, wenn er verhindert. if, 
feinem Stabbalter und wenigftens ſechs Räthen beftehen. Es it 
dieß auffallend, da dadurch von der Beftimmung des privileg. de non 
evocand. v. 1495 abgewichen wurde f. $ 15. nach Note 8. „Bleiben 
einzelne Räthe aus: fo fann der Hofrichter aus dem Amtmann des Ort 
oder aus „andern Dapffern redlichen Leuten” ergänzen. Die Abtheilung 
in adelihe und bürgerliche Beifiger, weldhe das genannte Privilegium 
bat, wird nicht berührt." 

5) H0f-6.:D. bei Riede Samml. d. Gerichtsgefi. Th. I. ©. 108, 150, 151. 

6) Diefes Recht Hatte Ulrich der Stadt Tübingen noch im Jaht 
1514 eingeräumt, als Belohnung für die befondere Treue, die fie im 
Bauernaufruhre dem Herzog bewiefen hatte. ©. Zeller Merkwürdig 
feiten der Univerfität und Stadt Tübingen. 1743 ©. 122f. Unrichtig it 
es, wenn Pfifter Eberhard im Bart ıc. ©. 71 den beftändigen Sih 
des Hofgerichts in Tübingen von der Errichtung der Univerfität Herleitet, 
Sn demfelben Irrthum waren aber auch ſchon, was wirklich auffallend if, 
die Berfaffer ver IV. und V. Hofgerichtsorpnung. Denn in diefen beiden 
Drdnungen heißt e8 (Th. I. Tit. 7. $ 1.): „Diemweil Unfer Hofgericht 
fürnämlih darımb in Tübingen gehalten wird, daß die jungen ange 
benden Yuriften bei Unfer Hohenſchul daſelbſt fih daran mit advociren 
oder auch procuriren erereiren und üben mögen :” fo ꝛc. 
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Seiner Hauptbeftimmung nah ift das Gericht blos Appel: 
lationsgericht und zwar im Wefentlichen in der Weife, wie es 
fchon von Graf Eberhard im Bart beftimmt war, In erfter 
Inſtanz foll es Feinen Dandel annehmen, außer der Herzog 
würde ihn ihm befonders befehlen. Dieß deutet darauf hin, 
daß Diejenigen, welche einen privilegirten Gerichtsftand in 
Anfpruch nehmen konnten, nur mit Bewilligung des Herzogs 
vor dem Hofgericht, fonft aber vor dem Kanzleigericht, vor 
Landhofmeifter und Räthen, Recht zu nehmen hatten, und 
hieraus erklärt fih auch das, was oben.$ 15. Note 6. 7. 
angeführt wurde. Ebenſo ift das Hofgeriht in Gacen ‚*die 
des Herzogs „Oberfeit und Herrlichkeit betreffen“, nicht com= 
petent. Diefe werden, wie nad) früherem Recht ($ 15. N. 6.) 
vor den Herzog oder feine Hofräthe, aljo vor das Kanzlei: 
gericht, gewiefen. | 

Die Ordnung beichränft fich aber nicht blos auf das pro= 
zeffualifche Verfahren. Gie enthält aud) eine Reihe wichtiger 
Beftimmungen über das materielle Privatrecht und it für 
diefes mit der Landesordnung von 1552 das wichtigfte Lane 
dDesgefet, das überhaupt bis zur Erlaffung des Landrechts 
gegeben wurde. Namentlich enthält fie Beftimmungen über 
Snjurien, enorme Verlegung bei Verträgen, Gültigkeit der 
Verträge überhaupt, über Eheverträge, über legtwillige Ber: 
fügungen und nteftaterbfolge. Bei den Teftamenten beftätigt 
fie ausdrücklich das gemeine Recht als fubfidiäre Entfcheis 
dDungsquelle, und die Inteſtaterbfolge, von der fie bejonders aus: 
führlich handelt, nimmt fie, freilich mit einigen Mißverftänd- 
niffen, ganz aus der Novelle 148 u. 4127, „alles“ (wie fie jagt) 
„wie Kaiferliche und des heiligen Neichs Recht wellen.“ Nur 
bei dem Erbrecdte der Ehegatten und Kinder, welches mit den 
während der Ehe beftehenden Güterverhältniffen fo genau 
zufammenhängt, beftätigt fie die Zocaljtatuten und Gewohn— 


— — 





7) ©. oben ©. 54. Die Parthie hat bei Sachen von 20 Pfd. Heller 
und darüber die Wahl, ob fie an den Oberhof oder an das Hofgericht 
appelliren will. Thut fie das Erftere: fo kann die vor dem Oberhof 
unterliegende Parthie noch an das Hofgericht appelliren. Nur in Unter 
gangsſachen foll nicht an das Hofgeriht appellirt werden können. 
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heiten, in Ermanglung ‚derfelben aber wieder das gemeine 
Reichsrecht, und entjcheidet eine das Verfangenſchaftsrecht 
betreffende zweifelhafte Frage. Freilich war die Ordnung 
für das Hofgeriht ein ſehr ungeeigneter Ort zu folchen 
Beftimmungen über das ‚materielle Net. Denn die Folge 
war und mußte jeyn, daß dieje Beftimmungen von den Gtadt: 
und Dorfgerichten nicht befolgt wurden ($ 35. Note u. 
und 28.). 

Im Eingange des Gefeges fpricht Ulrich wie ein unbe 
fchränfter Gefeßgeber. Er erwähnt blos des Raths feiner 
Räthe, und behält ſich „als dem Landesfüriten, regierenden 
Herrn, Macher und Geber diefer Ordnung vor, fie zu min 
dern, mehren, erklären, ganz oder zum Theile abzuthun, alles 
feines Willens und Gefallens, nad Gelegenheit der Zeit, 
Sachen und Perfonen“$, 

Ein dringendes Bedürfniß für den Prozeß blieb aber nod 
zu befriedigen übrig, die Erlaffung einer Prozeßordnung für 
die unteren Inſtanzen. Ulrich) jah diefes felbft fpäter ein, und 
verfprad auch im J. 1549 in feiner Polizeivrdnung (Not. 22.), 
eine ſolche Prozefordnung zu erlaffen. Allein er Fam nid 
mehr zur Erfüllung des Verſprechens. 

Se unruhiger unter Ulrich die Zeiten wurden, um Io 
wichtiger mußte ihm eine Vervollftändigung des von Eber: 
hard I. gegebenen Polizeigefeßes, der 1. Landesordnung, dünken. 
Er veranjtaltete daher eine Nevifion der Landesordnung, um 
verfündigte unter dem 10. April 1545 die zweite Landes 
ordnung durch den Drucd 9. 





8) Diefen Vorbehalt finden wir auch beinahe durchaus in den fpätern 
prozeſſualiſchen und polizeilichen Gefegen, die aber auch vielfach in das 
. Privatrecht einfchlagen, 3. B. in den Landesordnungen, Forftorbnungen!e. 
Ebenfo fteht er in der erften und zweiten Eheordnung. 

9) Bon diefer Zeit an wurden die wichtigeren Gefege gewöhnlich 
gedrudt (und nur die minder umfaffenden fihriftlich) an Die Beamten 
mit dem Auftrage, fie weiter befannt zu machen, gefendet. Indeſſen war 
auch bei den geprudten Eremplarien eine Beranftaltung zu ihrem öffent 
lichen Berfaufe nicht getroffen und fo erfuhr auch ihren Inhalt der Unters 
tban blos durch die mündliche Publikation des Beamten, und vergaß ihn 
meift schnell wieder. Erſt ſpäter auf einen Antrag des ſtändiſchen 
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Bei diefem nach Abſchluß des Tübinger Vertrages erlaf: 
fenen Geſetze hatte Ulrich, anders als bei der Hofgerichtsorbd: 
nung, die Landftände zugezogen. Er fagt, es jey mit „tapferer 
DVorbetrahtung und durch Gutanfehen und Rat gemeiner Land: 
haft“ erlafien worden. Diefe Landesordnung ift zwar weit 
ausführliher als die erfte; allein eigentlich blos für Polizei 
und Strafreht von Wichtigkeit. Denn außer einem kurzen 
Paragraphen über das Spielen und den Verkehr mit den 
Juden ift in ihre Alles weggelallen, was die frühere Landes: 
ordnung vom Privatrechte und Civilprozeſſe berührt, und nur 
noch die Beftimmung beigefügt‘, daß die Ortsbürgerannahme 
zum Willen der Amtleute und Gerichte des Ortes ftehen foll. 
Manches war ſchon in der Hofgeridhtsordnung berührt, eine 
befondere Forftordnung und ein neues Landrecht waren ver: 
ſprochen, und fo erflärt fih die Weglaflung. 

Unter der Dejterreihifchen Regierung wurde eine 
neue, die Dritte Landesordnung befannt gemacht. Sie wurde 
am 20. Auguft 15241 erlaffen von „Ötatthalter und Regenten 


Ausſchuſſes bei Gelegenheit des zweiten Landrechts wurde eine Beranftaltung 
zum Berfaufe der gebrudten Geſetze getroffen. ©. unt. $ 38, Note 24 a. €, 

Die zweite Landesorbnung erſchien ohne Titel und umfaßt 25 
nicht mumerirte Seiten in kl. 4. Sie ift nun auch abgedrudt in Gut— 
fher Ueber d. Bollziehung des Tüb. Vertrags. Stutig. 1820. S.80—111. 
Bis dahin ſcheint fie den meiften Württ. Schriftftellern ziemlich unbefannt 
geweſen zu feyn, obwohl fie auf der Kön. öffentl. Bibliothef in Stuttgart 
ein Driginaleremplar hätten finden können. So kannte fie Weißer (vgl. 
Rachrichten v. d. Gefegen bes Herz. Wirt. ©.86) nicht, Andre geben ihr 
Datum falfch an (f. die bei Weißer a.a. DO. angeführten Wirt. Ephemeriven), 
v. Weishaar Württ. Privatr. 3e Ausg. $ 12. meint, man wiffe von 
ir nur fo viel, daß fie auf den Todſchlag zuerft (7) eine Strafe 
geſetzt habe, und auch das, was andere, ältere Schriftfteller z8. Harpprecht 
und Sattler über fie anführten, ift fehr ungenau, Sie befteht aus 28 
nicht numerirten Titeln, von denen jeder eine befondere Rubrik hat. — 
Reyſcher (Württ, Privatr. Th. I. ©. 41) macht zuerft darauf auf 
merffam, daß ein großer Theil diefer Landesordnung aus der Gerichtd- 
ordnung des Kloflers Adelberg v. J. 1502 gefchöpft if. Uebrigens 
weicht doch auch bei den aus diefer Gerichtsordnung geſchöpften Stellen 
die Landesordnung in der Durchführung im Einzelnen vielfach von jener 
Duelle ab. Die genannte Gerichtsordnumg ift nun abgedruckt in Repſchers 
Atwürtt, Statutarr. ©. 5f. 


Wädter, Württemb. Brivatr. 1. 7 
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des Fürſtenthumbs Würtemberg“, und zwar „auf gut anfehen, 
rat vnd bit der gefandten gemeiner Landfchaft“ o. In fehr 
vielen Punkten weicht fie wejentlih von der zweiten ab, wenn 
fie gleich einen großen Theil derfelben wörtlich aufnahm. Denn 
Manches läßt fie weg, 3.3. die angeführte Beftimmung über 
die Bürgeraufnahmez viel Neues fest fie hinzu, jedoch nichts 
Privatrechtliches, wenn man eine Stelle über die Juden aus: 
nimmt. Auch enthält fie die erften Normen einer Allmojen= 
verwaltung. Webrigens ift diefe III. Landesordnung Feines: 
wegs fo ganz unwichtig, wie nah Weiffers Borgange ! 
gewöhnlid behauptet wird, Zwar erließ Ulrich, nachdem er 
wieder im Befize feines Landes war, am 4. Junius A536 eine 
vierte Landesordnung, durch welche er die Defterreichifche 
außer Wirkſamkeit feste, und in’ der Vorrede zu diefer Landes: 
ordnung wird allerdings der Dejterreichifchen gar nicht, fondern 
blos der zweiten vom 5%. 1515 erwähnt, Allein unrichtig ift 
es, wenn behauptet wird, daß diefe vierte Landesordnung blos 


10) Au fie wurde, wie die zweite Lanbesorbnung, gedruckt an bie 
Beamten verfendet. Seitdem ift fie aber nicht wieder gebrudt worden, 
und es fiheinen, wie aub Weißer a. a.O. ©.87 bemerkt, wenige von 
den gebrudten Eremplarien noch zu eriftiren (eines 3. B. auf der Königl. 
Öffentl. Bibl. in Stuttgart). Mande, 3. B’ Sattler nd Gerf- 
lacher, überfahen diefe Landesordnung ganz. Zuerft machte wieder näher 
auf fie aufmerkſam Weißera. a. O. Sie befteht aus 24 nicht nume- 
rirten Titeln (die Rubriken derfelben gibt Weißer an) auf 46 nidt 
nımerirten Quartfeiten, und hat, wie die zweite L.O., feinen Titel 
Bon dem DBlatte, auf welchem der Titel fiehen follte, ift die erfte Seite 
meiß, und auf der zweiten Seite fleht die Vorrede. — Aus der Defter- 
reihifhen Zeit ift hier noch anzuführen eine Verordnung vom 
14. Detober 1524, welde ein Reluitiongrecht gegen Kirchen, Klöfter und 
Geiftlihe in Betreff des an fie geftifteten oder fonft veräußerten Grund: 
eigenthbums den Stiftern oder Beräußerern und den Agnaten berfelben, 
ferner denen, an welche die Genannten ihr Recht abtreten, wenn aber bie 
(agnatifhe) Familie der Veräußerer ausftirbt, dem Herzog und denen, 
welchen Diefer es überlaffen würbe,, einräumt. Diefe V.O., welche die 
Grundlage der fpäteren Amortifationggefege bildet (orgl. unten 
$ 33. Note 21 a. €.) ift abgedrudt in Riede’s Samml. der Gerichtsgefl. 
Th. 1. ©. 55. Vrgl. auch Sattler Gef. Würtgs unter den Grafen. 
Th. IV. Beil. 22. $ 10. 

11) Weißer a. a. O. ©. 94. 
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in einer Revifion der zweiten v. %. 1515 beſtehe, und daß 
bei ihr die Defterreihifche vom J. 4524 gar nicht beachtet 
worden fey. Vielmehr ift die vierte Landesordnung zuſammen⸗ 
gefegt, theils aus der Defterreihifchen 2, theils aus Der: 
ordnungen, welche Ulrich in der Zwiſchenzeit erlaffen hatte, 
und aus vielen Zufäßen und Modifikationen, die er dem auf: 
genommenen Inhalt der früheren Landesordnungen beifügte ®. 
Für das Privatrecht war fie in mannigfacher Hinficht wichtig, 
und Bieles, was in ihr im Keime angedeutet ift, wurde der 
Grundgedanfe und die Grundlage fpäterer ausführlicherer 
Gefeße. Ueberhaupt hat fie auch dadurch Bedeutung, daß fie 
großentHeils die wörtliche Grundlage der fpäteren Landesords 
nungen bildet; auch Fritt in ihr die ganz ungeeignete polizei= 
liche Bevormundung der Prövaten in vielen privatrechtlichen 
BVerhältniffen und die übergroße polizeiliche Beſchränkung des 
Verkehrs befonders hervor, welche ſpaͤter durch Herzog Chris 
ftoph8 Gefeggebung noch weiter ausgebildet und ausgedehnt 
wurde. Bon früheren Gefegen Ulrich wurden in dieſe 
Landes:D. unter Anderem aufgenommen feine Kaftenorb: 
nung, die er kurz vorher in demfelben Jahre erlaffen hatte, 
und welche die näheren Beftimmungen über die Bildung eines 
Fonds zur Unterftügung der Armen und über die Verwaltung 
deflelben enthielt (auf 20 ©eiten) %, und privatrechtlich dadurch 
auch wichtig it, daß bier zuerft den Allmofenfaften wegen 
Forderungen ihrer Verwalter ein Vorzugsrecht im Concurfe, 
das fogar den fiscalifhen Forderungen vorgehen follte, einge— 
räumt wurde; ferner feine Fifhordnung für den Neckar 
vom 26. Juni 4535 (f. unten $ 28.), fein Mandat über den 








12) Aus dieſer ift namentlih genommen das Berbot, Gemeinbever- 
fammlungen ohne Geftatten der Amtleute zu halten (in der Form, in 
welcher. es in ver IV. 8,0. ſteht; denn das Verbot felbft ift fchon in 
Eberhards 2.0. enthalten $ 23.) und ber Zitel über das Evociren an 
fremde Gerichte. | 

13) Neu find namentlih die im Zerte nach Note 15. angeführten 
Punkte, ferner was die Landesordnung über Zutrinfen, Fleiſchesverbrechen 
und Felddiebſtahl enthält. 

14) Die Oefterreichifche Landes-⸗O. ging hier voran. ©. das oben über 
fie Angeführte. 

7 * 
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Wolltauf vom 22. Oktober 1535, in welchem er zuerft mit 
der Einräumung der für den Verkehr fo Höchft nachtheiligen 
Sofungsrechte in Hinfiht auf Handelsartifel begann, und den 
Snländern ein Lofungsrecht gegen die ausländifchen Woll— 
fäufer einräumte und fein Mandat wegen der Juden vom 
4. Juni 1536 5. Außerdem gibt diefe Landesordnung Be— 
flimmungen über wucherlihe und betrügliche Verträge — 
welche jedoch ganz vag find — und enthält das Verbot des 
Auffaufs von Lebensmitteln, um fie in höheren Preifen 
wieder zu verkaufen; dKerner ein ausdrückliches Verbot des 
Concubinats, ein unbedingtes jedoch in Beziehung auf feine 
Ausdehnung undeutlich ausgedrücktes Vepbot gewifler Spiele", 
das erfte Verbot des Berfaufens oder DBertaufchens von 
Grundeigentbum an Ausländer ohne Erlaubniß des Der: 
3098 oder der „Dberamtleute* mit der Einräumung eines 
Reluitiongrechts für die Inländer in Hinficht der Güter, welde 
Ausländern durch den Erbgang zufallen 175 ferner das Verbot, 
Lehen: und Theilgüter ohne Erlaubniß des Eigenthbumsherrn 
zu zerfrennen, zu veräußern oder zu verpfänden (u. $28.). Dabei 
beftimmt noch Ulrich in der Landes-O., daß zur Gültauf: 
nahme ($ 23. a. E.), wenn das Capital 20 Gulden überiteige, 
Erkenntniß und Genehmigung des Gerichts nicht hinreiche, 
fondern die Erlaubniß von der Kanzlei einzuholen ey, 


15) Vrgl. unten $ 34. Note 20. | 

16) Die L.O. fagt: „Ordnen wir, daß hinfüro feiner onfrer vnder⸗ 
thanen fein Bock, Kauff oder Momfpil noch funft einige andre breinfchla- 
gende und wachſende oder ſchädliche fpil, wie die namen je haben mögen, 
mit Würffel, Karten, noch andere, weder umb wenig noch vil, thun follen.“ 

17) ©. unt. $ 42. Wenn v. Weishaar Handb. d. Württ. Privat- 
recht $ 84. fagt, dieſes Berbot rühre von den früheften Zeiten her: 
fo ift dieß hiernach fehr zu mobifieiren. Ebenfo ift es unrichtig, wenn 
Reyfher W. Privatr. B. I. ©. 258 behauptet, ſchon die erfte 2.D. 
von 1495 enthalte das Verbot der Beräußerung von Grundeigenthum an 
Ausländer. Denn dieſe behandelt geradezu diefe Veräußerungen als ganz 
erlaubt ; nur fol dadurch feine Aenderung in den auf die Güter gefegten 
Laften eintreten. Bei dem Berbote Ulrichs feheint das Stadtrecht ber 
Stadt Freiburg im Breisgau vom 3.1520 01.46. zur Quelle gedient 
zu haben, ein Statut, das, wie unten gezeigt werben wird, fpäter auch 
bei der Berfaffung des Landrechts hauptſächlich als Duelle benützt wurde. 


# 
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und daß jede Gült in A Fahren wieder abgelöst werden mülfe 
(was freilih wenig gehalten wurde, und Feineswegs dem 
Gläubiger das Neht gab, nach A Jahren Zurückahlung 
des Capitals zu verlangen) 8, und daß die Gült nie mehr in 
Frucht oder Wein, fondern nur in Geld beftehen dürfe. Ja 
fpäter ging Ulrich noch weiter, indem er durch ein Geſetz vom 
45. April 1544 17 beftimmte, daß zu jeder Gültaufnahme 
Erlaubniß der fürjtlichen Kanzlei einzuholen fey. Ferner ent- 
hält die IV. Landesordnung den erften Keim einer Pupillens 
ordnung, indem fie den Amtlenten und Gerichten einfchärft, 
dafür zu forgen, daß Alle, welche Pfleger bedürfen, Solche 
befommen, daß die Pfleger jährlich dem Gericht Red: 
nung ablegen und wegen getreuer Verwaltung gehörig über: 
wacht werden 2, Endlich ftellte fie das Necht von Amtmann 
und Gericht, über die Bürgeraufnahme frei zu enticheiden, 
wieder ber. 

Ulrich fcheint bei diefer Landesordnung die Landichaft 
nicht zugezogen zu haben. Wenigftens erwähnt er ihrer nicht, 
und beruft fich darauf, daß er fi) bei der zweiten Landesord: 
nung vorbehalten habe, fie zu ändern und zu beflern 2, 


18) Diefe Frage Fam namentlich bei ber Berathung des dritten L.R. 
zur Sprache, und hier bezeugte einer der Referenten (Haug), daß dieſe 
Beftimmungen der L.O., welche auch in den fpätern Landesordnungen auf 
ähnliche Weife beibehalten wurden, von der Praris niemals in dem Sinne 
genommen worben feyen, ald ob dadurch dem Gläubiger ein Recht der 
Aufltündigung eingeräumt werben folle, fondern blog in dem einer polizei- 
lichen Borfchrift, über welche lediglich die Behörde zu wachen habe, und von 
der fie daher aud bis auf einen gemwiffen Grab dispenfiren fönne, Des: 
halb habe namentlich die Kammer den Zingreichern auf ihre Bitte häufig 
die Ablöfungsfrift verlängert, ungeachtet der Gültnehmer nach Berfluß der 
erſten Zeit auf die Ablöfung gebrungen und fein Hauptgut zurüdverlangt 
babe. 

19) Abgeprudt in Riecke's Samml. der Gerichtsgefege Th. I. ©. 71. 
Vrgl. auch unten ©. 108. 

20) Später fand Ulrich für nöthig, dieß von Neuem einzufchärfen in 
einer Verordnung v. 19. Nov. 1544; abgedr. bei Riecke a. a. O. S. 79. 

21) Brgl. Note 8. Die Landes⸗O. von 1536 hat den Titel: „Des 
Fürſtenthumbs Würtemberg newe Landsordnung. Anno 
1536.” Sie.befteht aus 40 nicht numerirten Titeln, auf 48 nicht nume= 
rirten Seiten. — Im J. 1549 erließ Ulrich auch eine f. g. Polizei« 


102% Kap. 5. Zweite Periode. Das erfte Jahrh. d. Herzogth. 1495-1593. 


Endlich führte noch die kirchliche Reformation mehrere 
neue Ordnungen herbei. Zunächſt waren nähere Beſtim— 
mungen in Betreff der Eingehung und Aufhebung der Ehe 
nöthig. Ulrich entzog mit Recht die Entjcheidung über Ein: 
gehung nnd Aufhebung der Ehe und der DBerlöbniffe der aus: 
ſchließlichen Competenz der Geiftlichfeit, Er ordnete ein befon- 
deres Ehegeriht in Stuttgart für das ganze Land („Ehe 
rihter und Räthe“) an, und ließ durch Erhard 
Schnepf (Generalfuperintendent in Stuttgart, ſpäter Pro— 
feffor in Tübingen und nad dem Interim in Jena) ? eine 
„Drdnung in Ehefahen“ verfaffen, und diefelbe im Jahr 
1554 durch den Druck befannt machen ?. Gie befteht jedod 
blos aus fieben dürftigen und nicht gerade durchaus zu rüh— 
menden Artifeln über Berlöbniffe, Ehehinderniffe, Ehefcheidung 
und Beifchlaf zwifchen Verlobten. Auch in ihr ift, wie im der 
Hofgerichtsordnung,, das Römiſche Necht als Quelle des gel 
tenden Rechts mehrmals anerkannt, und namentlich die Zuläf: 
figkeit der Eheſcheidung auf die h. Schrift und auf das Rö— 
mifhe Recht („gemeine gefchribne Recht“) gegründet. 

Eine Folge der Reformation war auch die f. g. Eleine 
Kirhenordnung, welde im J. 41536 durch den Drud 
befannt gemadht wurde ®, Für das Privatrecht ift fie blos 


ordnung, als Erklärung einiger Artikel der Reichs-PoLl.-D. v. 1548, 
Sie betrifft befonders Lurusgefebe, und wiederholt in Manchem den In— 
. halt der L.O., und if für das Privatrecht nicht wichtig. Weiffer a 
a. D. ©. 158 f. Sie wurde zwar fpäter öfters wieder erneuert, jedoch 
niemals recht befolgt. 

22) Shnepf war 1495 in Heilbronn geboren und flubirte in 
Heidelberg zuerft Theologie, dann die Rechte, und ging erft fpäter wieder 
zur Theologie über, Er wurde von Marburg, wo er eine Profeffur 
ber Theologie bekleidete, nach Stuttgart berufen. 

23) Abgedrudt bei Sattler Gefhichte Württs unter den Herzogen. 
Th. IN. Beil. 27, ımd in Riecke's Samml. der Gerichtsgefeff. Th. L 
©. 66—69. 

24) Abgedrudt bei Sattler a. a. D. Beil. 5b und in Eifen- 
lohrs Samml. d. Württ. Kirchengefege TH. I. (Reyfhers Gefep- 
ſamml. Bd. VIU.) ©. 42—59. Für die erfte firchliche Verfaffung iſt von 
Wichtigkeit die Synodalordnung vom 1. Aug. 1547 (bei Sattler 
"@.0a0D. Beil. 80 und bei Eiſenhohr a. a. O. Th. J. ©. 80—92), 
durch welche Ulrich das Land in 23 Decanate eintheilte, und den 
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binfichtlih ihrer Beitimmungen über (zweimalige) Procla= 
mation und über die Trauung zu bemerken. Die priefter- 
fiche Trauung jet fie in Verbindung mit der angeführten 
Eheordnung als Erforderniß der Gültigkeit der Ehe voraus. 


VI. Serzog Ehriftopbs Gefeßgebung 1; Darftel: 
lung des ganzen MHechtszuftandes der II. Periode. 


Einleitung. 


$ 26. Herzog Chriſtoph fam (am 6. Nov. 1550, 36 
Jahre alt) unter den ungünftigften Umftänden zur Regierung. 
Sein Fürftentyum wurde ihm von Ferdinand von Defter- 
reich ftreitig gemacht, das Land war zerrüttet, von Fremden 
zum Theile befett, der Wohlftand allgemein gefunfen, Kämpfe 
wegen der religidfen Neuerungen drohten, überall waren Wun— 
den zu heilen, welche die ftürmijchen Zeiten in einer Reihe 
von Jahren während der Herrfchaft feines Vaters Ulrich dem 
Lande gefchlagen hatten. Alles, meinten die Landftände auf 
dem Sandtage vom Jahr 1552, „Alles fey übler, als man je 
gehört oder gedenft.“ Chriſtoph war aber der Mann, viele 
Wunden zu heilen, und beffere Zeiten für das Vaterland her: 
beizuführen. Durch harte Schieffale in feiner Jugend früh 
gereift, vielfeitig unterrichtet, und entjchloffen, feinem Volke 
alle feine Kräfte zu weihen, führte Chriftoph das für recht 
und gut Erfannte mit Kraft, Umficht und unermüdlicher Thä— 
tigkeit durch. Don der einen Geite übertriebenen Forderungen 


(von den Pfarrern jährlich zu wählenden) Decanen vorfehrieb,, jährlich 
zwei Didcefanfpnoden zu halten. Kurz vorher hatte Ulrich durch eine 
Bifitationsorpnung vom 4 Mai 1547 (zuerft gebrudt bei Eifenlopr 
a. a. O. ©. 69-80) eine „Inquiſition“ befonders in Beziehung auf 
firhlihes Berhalten eingerichtet. Die „Inquifitores”, welche das Land 
zu bereifen hatten, foltten feyn ein Gelehrter der h. Schrift, Einer vom 
Adel und Einer von der ehrbaren Burgerfihaft. Diefe follten dann in 
Stuttgart mit einem Bifitationscollegium zufammentreten und 
über den Erfund der Bifttation berathfchlagen, entfchließen und nach Um⸗ 
flünden an den Herzog berichten, 

1) 3.2. Pfifter Herzog Chriſtoph zu Württ., aus größtentheils unge- 
drudten Quellen. Tüb. 1819, 18%. I. Bde. 8: Vrgl. auch oben $ 9. 
Note A, 
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der Landftände mit Feftigkeit und Einficht entgegen tretend, 
achtete er freies Wort, fuchte die Nechte des Volks durch Die 
repräfentative Verfaſſung zu fihern, und bildete. die 
politifche Verfaſſung des Landes auf ihrer freifinnigen Grund— 
lage in der Weife aus, wie fie im Weſentlichen bis in den 
Anfang unfres Jahrhunderts beftand. Micht minder beforgt 
war. er um eine füchtige Berwaltung des Landes, die er 
durch umfaffende Gefege ordnete. Eine eben fo wichtige Angeles _ 
genheit war ihm die kirchliche Berfaffung des Landes, und in 
Hinfiht auf Privatrecht und Prozeß fuchte er durch die 
erfte umfaffendere Gefeßgebung die fchon längit gehegten 
Wünſche des Landes zu erfüllen. Freilich blieb in der Ausfüh- 
rung Manches unvollfommen und veranlaßte neue Befchwerden. 
Auch führte ihn feine Sorge für das Ganze zu weit in polizei- 
liche Ueberwachungen des Volkes; er gab der Adminiſtration 
und Polizei eine übergroße, auf viele Privatrehtsverhält: 
niffe einflußreiche, Ausdehnung, führte aud) Einzelnes, was er 
einmal für erfprießlich erfannt hatte, nicht ganz ohne Krän— 
fung von Nechten durch, und von der andern Seite war er 
doch nicht bedacht, die vielen Feſſeln, in weldye frühere Zeiten 
und das in diefer Hinſicht allzugefügige Deutihe Recht das 
Beſitzthum des Bürgers und Bauern gejchlagen hatten, zu 
mildern; vielmehr wurden fie in Manchem unter ihn befeftigt. 

Chriſtophs Gefeßgebung umfaßt, wie aus dem Ange: 
deuteten erhellt, die wichtigften Zweige des üffentlihen und 
Privatrehts, und es fchließt fih daher an ihre Erörterung 
am Natürlichiten die Darftellung des ganzen Rechtszuftandes 
an, wie er ſich in diefer ganzen Periode theils auf den alten 
Grundlagen, auf welche vielfach zurückzugeben feyn wird, theils 
auf neuen bildete, 


A. Die Verwaltung und ihr Einfluß auf die Privatrechts- 
verbältnifje. 1. Die verwaltenden Behörden. Allgemeine 
Verwaltungsgefege. V. und VI Landesordnuung. 


$ 27. Die wictigften Sandesangelegenbeiten brachte Herzog 
Chriitopb blos an die Däupter feiner Kanzlei, an Landhof— 
meifter, Kanzler und Vicekanzler, denen in der Regel noch ein 
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vierter Rath beigegeben wurde. Diefe, welche gewiffermaaßen 
ein Geheimerathscollegium bildeten, jtatteten ihre Berichte an 
den Herzog meift Durch den Geheimenfecretär ab. Oft aber con 
ferirte der Herzog mit ihnen perfünlich, bisweilen unter Zuzies 
bung noch einiger weiteren Räthe aus dem Oberrathe, Geſe tz— 
gebungsgegenftände wurden meift von jenen vier Räthen, 
bäufiz unter Beiziehung von noch einigen adelichen Räthen 
und Doctoren, berathen. Die gewöhnlichen laufenden Admini: 
ftrativgeihäfte bejorgte der Oberrath, der immer mehr eine 
fefte collegialifche Berfaffung erhielt !. Bei feinen adminiftrativen 
Anordnungen aber ging Chriſtoph von einer nicht zu billigenden 
ängftlichen Ueberwachung der Unterthanen aus, bei der er die 
polizeilichen Controlen und Beichränfungen in demfelben Sinne 
feitgielt und noch vermehrte, in welchem fte fchon fein Vater 
begonnen hatte. Befonders gehört hierher, außer vielen Beſtim— 
mungen in feinen Landesordnungen und der in $ 33. zu 
berührenden „kirchlichen Inquiſition und Viſitation“, Die 
von ihm eingerichtete „politifhe Bifitation“ des Landes? 
und die über derjelben ftehende, von „Landhofmeiſter, Kanzler, 
Räthen und Kirchenräthen“ zu beforgende „Randesinfpec- 
tion“, welche alle Firchliche, moralifche und politifche Defecte 
bei Beamten und Unterthanen ftreng unterfuchen follten 3, 
aber bei dem geheimen Ausforfchungs: und Denunciationgs 
ſyſtem, auf das fie gebaut waren, leicht ausarten und die 
Rechte und Freiheiten der Bürger gefährden Eonnten. Biel: 
Leicht fühlte man dieß fpäter, oder wurde man läffiger in der 
Beachtung aller einzelnen Gebrechen des Landes, als e8 Chris 
ftoph bei jeiner unermüdlichen Gorgfalt war. Genug; 
Schon unter feinem Nachfolger wurde in der Revifion der 
großen Kirchenordnung (5, 1582) das Inſtitut der politifchen 
Bifitation ganz weggelaflen, und die Landesinfpection, von 
1) Bgl. befonders v. Spittler in ver oben ©. 52 angef. Gefchichte des 
Geheimenraths ıc. ©. 284 f,, und die von Spittler angeführten, bis 
jet noch nicht gedrudten, Kanzleioronungen Chriſtophs vom 7. Nov. 1550 
und dv. 26. Mai 1553. Ä 
2) Große Kirchenordnung vom 3. 1559 ©. 241 f. (in Eiſenlohrs 
Samml. d. Kirchengefefl. Th. I. S. 256 f.) 
3) Große Kirchen⸗O. ©. 245 f. 


% 
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welcher fpäter hin und wieder bis in das XVIIL. Zahrhundert 
einiger Gebrauch gemacht wurde, nur kurz berührt. 

Bei dem Intereſſe, welches Chriſtoph für Polizei "und 
geordnete Adminiftrafion hatte, mußte er vor Allem auf den 
Gedanken kommen, die Landesordnung feines Vaters revi- 
diren und durch ein umfaffenderes Geſetz erfeßen zu laffen. 
Auch war wirklich das erfte größere Gefeß, das er erließ, 
eine revidirte Zandesordnung (2. Januar 1552, mit- zwei 
großen Anhängen, einer neuen Kaften: und einer neuen Forft: 
ordnung)* Die Grundlage diefer fünften Landesordnung 
war zwar die Landes-O. Ulrichs von 1536, und der größere 
Theil der LKebteren ging in die neue über, . Allein die neue 
erhielt dabei fo viele für Öffentliches und Privatrecht wid: 
tige Zufäße, daß fie doppelt jo ftarf wurde, als die IV. Landes: 
ordnung 9. Das Geſetz mochte aber doch etwas zu raid 
gemacht worden feyn, und fo fand man bald Manches an 
demfelben auszufegen. Auch die Stände hielten eine Revifion 
defielben für nöthig, befonders in den Punkten, welche die 
Ausübung der Gewerbe und die ftrafrecdhtliche Seite der Orb: 
nung betrafen, und auf ihren Antrag wurde in dem Landtags: 
abjchiede von 4565 6 eine Reviſion des Gefehes zugefagt. 
Ehriftoph, der bei der Landesordnung von 1552 die Stände 
nicht zugezogen hatte, wollte nun die von den Räthen mit 
Beiziehung der Tübinger Juriſtenfacultät entworfene Reviſion 
dem landichaftlihen großen Ausfchuffe ($ 34.) zur weiteren 


4) Sie hat den Titel! Des Fürſtenthumbs Würtemberg 
newe Landesordnung, gebeffert ond gemehret fammt 
darzu gedrudten der armen Caften, aub Holtz vnd 
Borftorbnungen M.D. LIE. Et. Fol. Der erfie Anhang — die 
zweite Kaften-D. mit dem Titel: Folgt die newe Caftenorbnung 
des Fürſtenthumbs Wirtemberg, Anno ıc. (sic) M. D. LIL 
(16 Blätter) — ift größtentheils aus der Kafl.-D. von Ulrich ($ 25.) 
genommen. Sie wurde, wie ber zweite Anhang der IV. Forft-D., von 
welcher $ 28. näher die Rebe feyn wird, auch noch abgefondert von ber 
Landes-D. in demfelben Jahre gebrudt. 

5) Sie befteht aus 50 nicht numerirten Titeln auf 85 Blättern, 
mit Ausnahme des Repifters und der VBorrede und der beiden andern auf 
den Ziteln erwähnten Ordnungen. 

6) Reyſchers Samml. der Staatsgrundgefefl. Th. II. S. 130. 
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Berathung vorlegen. Dieſer aber, der fchon bei den Verhand⸗ 
lungen über das Landrecht fchwer zufammen zu halten war, 
fuchte bei der doch politifch fo wichtigen Landesordnung fich 
der Mitarbeit ganz zu entziehen. Er meinte (13. Dez. 1566): 
„e8 ſey wohl unndöthig, daß er bei der Berathung der Yandes- 
ordnung fey, und der Herzog werde foldhes in anderweg ver: 
richten fünnen“”?. Allein Ehriftoph, dem der Ausfchuß mehr, 
als zu rechtfertigen war, einräumte, dachte anders als der 
Ausschuß, und derfelbe mußte an.der Berathung Theil nehmen. 
Indeſſen ging er auf die Sache wenig ein, und das Haupt: 
fächlicäfte, was er dabei zu bewirken fuchte, war, daß das 
Syſtem des Aufpaflens und der übergroßen polizeilihen Auf: 
fiht, von dem die frühere Landesordnung ausging, in etwas 
gemildert wurde 8, 5 

Die neue ſech ste Landesordnung ift vom 47. Aug. 41567, , 
und wurde unter dem Titel: Des Fürſtenthumbs Wür— 
temberg gemeine Landsordnungen. 4567. publicirt. 
Beinahe die ganze fünfte Randesordnung it in fie wörtlich 
aufgenommen. Mur ift die Anordnung der einzelnen Titel 
vdllig geändert; mande ihrer Beftimmungen find näher erläutert 
und genauer ausgeführt, und dabei enthält noch die neue 
Landesordnung eine Reihe bedeutender Zufäße?. 

Für das Privatrechtmwaren diefe beiden Landesordnungen 
in vielen Beziehungen von Wichtigkeit. Hierher gehören befon- 
ders ihre ausführlichen Beitimmungen über das Vormund— 
fchaftswefen (von dem das Landrecht beinahe ganz ſchweigt) 
in einer aus 46 Titeln beftehenden Pupillenordnung . 
Diefe Pupillenordnung enthält unter Anderem die erften 
Beftimmungen über die „Waifengerihte“, ein Ausfhuß 

aAus dem Ortögerichte, welcher die nächfte Auffiht über die 
= Bormünder führen fol, und dem in diefer Hinficht ein Theil der 


7) Er bittet, weil er ſchon lange nicht mehr zu Haufe gewefen, ihn: zu 
beurlauben. (Ardivurkunden.) 

8) Vrgl. Pfifter Herzog Chriſtoph. ©. 564 ff. 

9) Sie beträgt 258 Seiten Fol.; die einzelnen Titel, aus denen fie 
befteht, find, wie in ben ältern Landesorbnungen, nicht numerirt. 

10) V. Landes⸗O. Fol. 35—47b, VI. Landes⸗O. ©, 79 bis 96. 
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obervormundfchaftlihen Functionen übertragen wurde "', Ferner 
geben beide Landesprdnungen in Betreff der CEommunalver: 
hältniſſe nähere Beitimmungen über Bürgeraufnahme. Wäh: 
rend in diefer Hinficht die V.L.D. das Recht der Bürgeraufnahme 
lediglih in das Ermeſſen vom Amtmann und Gericht (wie 
die-II. und IV.2.D.) ftellte, wird in der fehsten ©. 4 dem 
Herzog die Befugniß eingeräumt, wenn Ötreit oder Klage 
dabei vorfalle, „als Landesfürft“ zu entſcheiden, fomit eine 
Gemeinde zur Annahme eines. Bürgers zu zwingen. Dabei 
‚wurde aud das Auswandern durd die Beftimmung (VI. L. O. 
©. 5) erjchwert, daß, wer zu diefem Zwecke fein Bürgerrecht 
aufgebe, es mit der gleihen Summe, mit welder es 
gekauft worden, auffagen müfle. Auch befchränfte Chrijtoph 
die Gemeinden und. ihre Bürger jehr durch mannigfache Be: 
ſtimmungen über die Gemeindewaiden in der, in der V. und 
VI. L.O. enthaltenen „Waid- und Schaafordnung“ (unten 
6 28.), und feste die Verwaltung des Gemeindevermögens 
unter eine genaue Aufficht der Kanzlei. Bejonders ausführlich 
find aber beide Ordnungen über folde Privatrechtsgeichäfte, 
bei welchen leicht der ökfonomifche Wohlſtand der Unterthanen 
gefährdet werden könnte. In diefer Hinficht nahm in Betreff 
dee Gültfaufes die V. Landes:DOrdnung durdhaus die 
neueften Beftimmungen Ulrihs (oben ©. 101) auf. Allein 
Herzog Ehriftoph ſah bald ein, daß diefe Vorfchriften doch gar 
zu weit führten; auch hatte er eine Menge Klagen darüber 
zu hören, daß man felbft ganz geringe Gülten nicht ohne Eoft- 
fpieliges „Ouppliciren “ bei der Kanzlei aufnehmen könne. 
Deßhalb erließ er im Jahre 1564 (51. Aug.), befonders da in 
diefer Zeit wegen Mißwachſes gar viele Geſuche um Erlaubniß 
zur Gültaufnahme einfamen, ein ausführliches Geſetz, ig 
welchem er im Wefentlihen zu der Beftimmung der 1V. L.O.“ 
zurückfehrte. Einem guten Haushälter kann hiernach das 
Gericht bei einem Hauptgute von höchitens 25 fl. (jey es in 


11) Vielfach übereinftimmend mit dem Freiburger Stadtrecht. Deines 
Wiffens wird des Waifengerichtes zuerft in der Pupillenordnung 
der V. Landes-O. erwähnt. Das zweite Lanbrecht berührt es bei ven 
Berrichtungen des Stadtſchreibers. IL. Landr. ©. 23 f. ‘ 


F 
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einem oder mehreren Poften) die Erlaubniß der Gültaufnahme 
auf 3—4 Jahre geben; in allen andern Fällen dagegen, fo wie 
bei allen Gültaufnahmen der Communen, ſoll die Sache 
mit einem umftändlihen Berichte über alle Berhältniffe des 
Supplicanten der Kanzlei vorgelegt werden, und auch diefe 
werde die Aufnahme nur auf eine Anzahl Jahre geftatten. 
Dabei enthielt das Gefeg noch genaue Vorfchriften über das, 
was das Geriht bei dem Erfenntniffe über die Gültaufnahme 
zu beobachten habe ?. Diefes Gefeb nun nahm Chriftoph 
auch in feine VI. L.O. wörtlid auf 3. Dabei wiederholten 
beide Landesordnungen das frühere Verbot des Verkaufs von 
Wein: und Fruchtgülten, und beftimmen, wie die Reichsgeſetze, 
daß für 100 fl. Kapital höchſtens 5 fl, Gült folle verfprochen 
werden dürfen, während die älteren Landesordnungen hierüber 
keinen feften Maaßftab hatten. Ueberdieß verbieten fie bei 
Nichtigkeit des Bertrags die Beräußerung eines Gutes 
gegen eine auf das Gut gejegte Abgabe eines ewigen 
Bodenzinjes oder einer Landgarbe (unt. $ 32. Note 34). 
Zugleich find fie für den gehörigen Bau der Güter fehr 
beforgt. Sie geben nähere polizeiliche Vorfchriften über den— 
felben * und über die den Feldfteufßlern dabei zufom: 
menden DObliegenheiten. Die Lebteren — auch Steutzer 


12) Die Nothwendigkeit des gerichtlichen Erfenntniffes begründet das 
Geſetz dadurch, daß der Gültkauf ein wahrer, unbewegliche Güter betref- 
fender, Kauf fey. 

Den Gültverkauf befchreiben die beiden erften Landrechte (1555, 1567) 
durh „Zinß ond Gülten mit dem Widerkauff (d.h. mit dem Rechte 
der Kündigung für den Schuldner) auff fein Bnderpfand auf 
nehmen.” 

13) L.O. ©. 233. Es ift auch abgedrudt in Rieckes Samml. ver 

Gerichtsgefl. Th. I. ©. 160-165. 
- 14) So führt zuerft die V. Landes-O. Fol. 43 den Herbſtſatz ein, 
indem fie fagt: „daß fürohin weder zu Erndt- oder Herbftzeit nit 
geihnitten noch gelefen werbt, es feien denn die Felde zuvor durch bie 
Berorbneten befichtigt und zeitig erfannt, und darauff aller erft Jedem zu 
fgneiden oder zu leſen zugelaffen werbe.” Die Beftimmung wurde nicht 
blos im SIntereffe der Gefällberechtigten, fondern befonders auch aus 
polizeilicher, freilich fehr weit getriebener, Fürforge für die Güter— 
befiger felbft gegeben. 
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Baubefeher, Shauer des Un baues, Feldftüsler genannt — 
find eine jehr alte Einrichtung in Württemberg. Es waren 
Perfonen, die aus der Mitte des Magiftrats, zum Theile 
auch der Gemeinde, gewählt, die Aufficht über den gehörigen 
Bau der Feldgüter führten, ſowohl im Intereſſe der Güter: 
befiger felbit, als aller deren, welche Leiftungen aus den Gütern 
zu ziehen hatten, und bei Bernachläßigung des Baues („Um 
bau“) auf Strafe und Erfaß erfennen Eonnten®, 

Das Verſprechen von Zinfen aus einem reinen Darlehen 
blieb auch in dieſer Periode verboten (ob. ©. 85). Allein 
man half fih, abgejehen vom Gültkaufe, durch andere Der: 
träge, in welchen zum großen Theile ein bedeutender Wucher 
verftectt war. So kam es nicht felten vor, daß der Gläubiger 





15) Sie fommen namentlich in den fpäter zu erwähnenden, bei Gele 
genheit der Berfaffung des Landrechts eingefendeten, alten Ortsgebräuchen 
und Statuten vielfach vor. Leber ihre im Zerte angeführten Obliegen- 
heiten f. die Landesordnung v. 3. 1552. ©. 48 und von 1567 ©. 96, 
ferner die bei Fiſcher Borf. über die Gefch. der teutfch. Erbf. Bd. II. 
©. 255, 258, 262, 267, 270, 318 abgedrudten Rechte von Schorndorf 
und den Dörfern Weiler, Winterbah, Gronbach, Beutelsbach und bie 
bei Mofer Die bäuerlihen Laften der Württ. ıc. ©. 232, 236 angeff. 
Urkunden v. J. 1526 und 1513. In der Url. v. 1526 heißen fi „So 
werdes Vnpuwes“, in der Hrf. von 1513 „Bawbeſehere.“ 
Gewöhnlich aber werden fie Felvftüßler oder Steußer, fpäter Feldſteußler 
genannt. Weber ven Urfprung des leßteren Namens gibt das Stadtrecht 
von Schorndorf Auskunft. Es fagt: „die Stenkler über den vnbav 
verorbnet, haben Fein ander Ordnung, dann das fie vff ven Augenschein 
der Gütter gefürth werden, die fie allßdann den gewohnlich ApdtsPflichten, 
. getrewlich vnnd wie fih gebührt eigen vnnd fhegen follen.” — 
Man fieht fchon hieraus, daß die Ableitung und Erklärung bee 
Wortes, welche der Berfaffer des Handbuchs für Untergangsrichter. Tüb. 
1830. ©. 100 gibt („eine Perfon, die zur Stüße des Feldes dient“) 
eine unridhtige if. So fagt auch das Dorfrept von Krumhardt 
(Handfihrift), indem es ganz der Ableitung des Schorndorfer Stadtrechte 
folgt, von den Felpftüglern, „wenn einer ein Gut wüft legt und fommt 
der, fo Gerechtigkeit uf dem Gut hat, zum Amtmann, und klagt ihm das, 
fo nimmt der Schultheiß den Scheer und läßt ihn fhegen nach aller 
Billigkeit.” Zu Feldſteutzlern wurden gewöhnlich die Untergänger genom- 
men; von ihrem Erfenntniffe konnte aber blos an dag Ortsgericht und 
von biefem dann nicht weiter appellirt werben. Vrgl. auch den Bericht 
des Dr. Heiden v. 3. 1593 abgebrudt bei Fiſcher a. a. ©. ©. 318. 
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fid, eine höhere Summe verjchreiben ließ, als er geliehen hatte, 
oder ftatt des Geldes Waaren in hohem Anja gab, oder fich 
MWaaren in niederem Werthe um das dargeliehene Geld vom 
Schuldner ausbedang u. dgl., oder daß ein Wucherer dem 
Bedürftigen feine Kuh um geringen Preis abkaufte, und fie 
ihm dann um einem hohen Kuhzins wieder vermiethete '6, oder 
eine Kuh vermiethete gegen jährliche Abgabe eines Kalbes mit 
der Verbindlichkeit, das Kalb einige Zeit zu ernähren und die 
Gefapr defielben zu tragen. Das allgemeine und ungenaue 
Derbot, das Ulrich in Hinficht folcher Verträge ausgefprochen 
hatte (ob. ©. 100) fonnte nichts helfen, und deßhalb bezeichnet 
nun Chrijtoph in der V. und VI. L.O. die mwucherlichen 
verbotenen Berträge näher, und erklärt fie für nichtig und 
ftrafbar. Zugleich wiederholte die VI L.O. die fchon im 
I. Landrecht (1555) enthaltene und von diefem aus dem Stadt: 
rechte von Freiburg (v. 1520 Fol. 46h) wörtlich genommene, 
höchſt beichränfende und unzwechmäßige Beftimmung, daß Eef: 
fionen von Forderungen ohne Erlaubniß des Gerichts nicht 
gefchehen dürfen. Uebrigens enthält ſchon die VI. L.O. eine indi: 
recte Erlaubniß von Zinfen, auch außer der Form des Gültkaufes, 
bei der Pfandgegennugung (Antichrefe). Noch das erite Landredht 
(1555), welches das reine Zinfenverfprechen beim Darlehen immer 
noch als ungültig behandelte, beitimmte, daß wenn dem Gläu- 
biger ein verpfändetes Gut zur Benusung eingeräumt werde, 
der Ertrag am Capital abgezogen werden folle. Allein die 
VI. L.O. (©. 118) geftattet die Antichrefe, ohne ihren Ertrag 
am Hauptgute abzurehnen, wenn nur das Darlehen dem 
MWerthe des Gutes gleich ift, und über den Dertrag gerichtlich 
erfannt wurde. — Auch geben noch beide Yandesordnungen 
genaue Beftimmungen über Darlehen auf Frucht und Wein !7, 


16) Ein merkwürdiges Beifpiel, wie die Wucherer („Geiswürme” nennt 
fie bie V. L.O.) die Gefeße zu umgehen fuchten, führt u. A. die VI. 2.D. ©. 119 
an. Um aus dem geliehenen Gelde vom Schuldner Zinfen zu befom- 
men, Hleideten fie pas Gefchäft in ein Kuhvermiethen in der Art ein, daß 
fie ihm Geld liehen, und dann eine Kuh in feinen Stall mahlten ober 
„einen Stoteninfeinen Stallanftatt einer Kup’ ſchlu— 
gen, und dann aus dieſer Kuh fich einen Kuhzins verfprechen ließen. 

17) V. L.O. Fol. 16b und folg. VI. L.O. ©. 129 f. 


112 Kap. 5. Zweite Periode. Das erſte Jahrh. d. Herzogth. 1495-1593. 


und über Spiele und Wetten unter Berückfihtigung deſſen, 
was fchon die Eberhard’fche Landes-O. und was Ulrich in der 
v1. 2.9. über Spiele feitgefegt hatten "8, 

Endli waren die V. nnd VL L.O. für das Privatrecht 
noch von befonderer Wichtigkeit durch die Einführung der 
Marklofung (V. 8.9.) und der Zinslofung (VL 2.9.) 
für das ganze Land (ſ. unt.$42.), und durch nähere Bejtim: ' 
mungen über Beräußerung von Grundeigenthbum an Aus: 
länder ($ 42.). Auch enthalten fie nähere, das Privatrecht 
berührende, Beltimmungen über Auswanderung (VI L.O. 
©. 5), genaue DBerfügungen über den Erbabzug und über 
die Berhältniffe der Juden (unten $ 34. a. €), die Grund: 
lage einer allgemeinen Gefindeordnung und mehrere Bor: 
fchriften in Hinficht der Gewerbe ®. 

Was die Lebteren betrifft: fo finden ſich Vereinigungen 
der Gewerbtreibenden in einzelne Brüderfchaften mit Corpora: 
tionsrechten (Innungen, Zünfte), welche ihre auf das Gewerbe 
fi) beziehenden Angelegenheiten unter gewählten Vorftänden 
felbft verwalteten, ſchon frühe auch in den Württ. Städten. 
Nur erlangten die Zünfte in Hinficht der Verwaltung der ftädti- 
fhen Angelegenheiten in den Württ. Landftädten nicht einen 
befondern Einfluß und jomit eine befondere politifche Bedeu: 
tung. Ihre innere Derfaffung wurde urfprünglich, wie die 


18) Die V. und die wörtlich hierin mit ihr übereinftimmenvde Vi. 2.0, 
©. 210 f. geben jedoch hier manden Zweifeln Raum. Sie wiederholten 
zuerft wörtlich die oben $ 25. Note 16 abgedruckte Beftimmung Ulrichs, 
fegten dann für die Hebertreter Strafen feft, beftimmen hierauf (ähnlich 
wie Eberhard 1.), daß auf Zahlung des auf Borg Berfpielten umd ver 
Darlehen zum Spiele fein Gericht erfennen , auch die Amtleute die Zah— 
lung nicht geftatten ſollen, verbieten „Eoftfpielige” Wetten, und fagen 
endlich, daß alles Diefes auf die Unterthanen „innerhalb und aufferhalb 
Landts“ verftanden werben folle. 

19) Die fehste und großentheils auch ſchon die V. Landes⸗O. gibt 
namentlich genauere Beſtimmungen über Vor- und Aufkauf (dabei 
räumen beide Landesordnungen wieder ein neues ſchädliches Loſungsrecht 
ein, den Gerbern auf Felle), über Wollenkauf (Cauch hier wird das 
oben ©. 100 angeführte Loſungsrecht von der VI. Landes-D. erweitert. 
f. unten $42.), über Hol zkauf und polizeiliche Borfchriften für Gold— 
ſchmiede und Kantengießer. 
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Bildung der Privatrechtsverhältniffe überhaupt, der Autonomie 
der Corporation überlaffen, und diefe ftrebte dabei meift dahin, 
der Innung eine möglichſt feite Stellung gegen Außen. zu 
verjchaffen, und durch firenge innere Einrichtungen das In— 
terejie der beftehenden Mitglieder, befonders gegen Eon» 
eurrenzen, nicht eben zum Frommen des allgemeinen Intereſſes 
zu fihern. Gerade aber wie die Gemeinden, fo fuchten auch 
fie häufig für ihre Statuten, befonders wegen der Berührung 
mit Dritten und der in diefer Hinficht gewünfchten Borrechte, 
die Betätigung der Grafen nach, und bald feste fich der Grunds 
fa& feit, daß nur durch eine ſolche Beftätigung ihre Statuten 
volle Gültigkeit erlangten. Die meiften Handiverksordnungen, 
welche aus den früheren Zeiten angeführt werden, waren wohl 
auf diefe Weife entftanden d. h. von den Zunftgenoflen aus: 
gegangen und vom Landesherrn beftätigt 2°, und auch in unfrer 
und der folgenden Periode entftanden noch manche Ordnungen 
auf die gleiche Weife 2%; manche neue wurden aber aud 
geradezu vom Landesheren einzelnen Innungen gegeben 21, und 
20) So beftätigte fhon Graf Eberhard. im XIV. Jahrhundert 
den Kaltſchmieden ihre Ordnung und ertheilte ihnen einen Schuß- und 
Sreiheitsbrief; im Jahre 14583 beftätigte Graf Ulrich VI. die Brüder» 
fhaft der Trompeter, Pfeifer und anderer Spielleute, Eberhard im 
Bart im %. 1478 die Brüderfhaft und Ordnung der Sailer, ımd im J. 
1484 die der Schneider und Tuchfcheerer. Pfaff Zweite Geſch. Wgs. 
Th. II. ©. 428 ff. Sattler Grafen. Th. IV. Abfıhn. 8. $ 42. 

20a) So fagt 3. B. Herzog Chriſtoph in der Hafner-DO. vom 9. 
- 1555 „daß die Hafner mit Unfrem guten Gunft, Wiſſen und Willen, bie 
auf Unfer oder Unſer Erben widerrufen, ungefahrlich dieſe freundliche 
Brüderfohaft unter ihnen zu halten, fürgenommen haben ꝛc.“ und im dazu 
gehörigen Ausſchreiben: daß er „ihnen, felbft eine Brüderfchaft und 
Ordnung zu machen, gegönnt” habe, 

21) Ramentlih erließ Chriſtoph eine Metzger-O. (6. April 1554 
und verbefiert 1567), eine Kupferfihmidts » Ordnung (23. Mai 1554. 
Sattler Herzoge Th. IV. ©. 68), eine Schneider: und Tuchfcheererord- 
nung (10. Aug. 1556), und noch eine Reihe anderer Handwerfs-Orbnungen 
in der Bauordnung. In der Leäteren wird auch den Handwerkern aus— 
drüflih das Recht abgefprochen, ohne Zuftimmung des Herzogs ſich Ord⸗ 
nungen zu geben ſ. $ 83. a. E. — Unter Herzog Ludwig follen, wie 
man gewöhnlich anführt, im 3.1579 wei Sammlungen von Handwerks⸗O. 
im Drud herausgegeben worden feyn. Allein ſchon Weiffer (Nachrichten v. 

Wächter, Württemb. Brivatr. I. 8 
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dabei fetten die V. und VI, Landes-Ordnung ? einige allge: 
meine, jedoch dürftige, Normen für die Gewerbe überhaupt 
feſt. Sie beftätigen den Gebraud des ftrengen Einhaltens 
der Lehrjahre und den Grundfaß, daß das Meifterrecht 
erft erworben werden folle, wenn der Gefelle durch Die 
Meifter an feinem Meifterftück u. f. w. für tüchtig erfunden 
worden ſey; außerdem eifern fie noch gegen einige Miß- 
bräuche, welche bei den Gewerben fidy eingefchlichen hatten, 
namentlich gegen die Verabredung, daß Fein Meifter billiger 
verkaufen dürfe als die andern Meifter, und gegen Vereini— 
gungen der Gefellen wider die Meifter, um dieſe zu Zugeftänds 
niffen zu zwingen. Weit wichtiger. für die Gewerbsverhältniffe 
ft die unten zu erwähnende Bauordnung. 

Die Handwerksordnungen aus diefer Zeit, wie auch die 
in der folgenden Periode gegebenen, haben beinahe durchaus 
die oben angedentete Richtung der Erhaltung des Zunft: 
zmwanges d. h. des Rechtes, jeden in die Innung nicht 
Aufgenommenen vom Gewerbe auszufchließen, an gewiſſen 





d. W. eff. S. 204) vermuthet, da fie zufammen blos Ta Bogen ftarf 
feyn, und von zweiundzwanzig verfchiedenen Gewerben handeln 
folfen, daß fie blos einige polizeiliche Borfchriften, Zaren u. dal. enthalten. 
Dieß tft auch richtig (ein Eremplar derfelben ift auf ver K. öfftl. Bibl. zu 
Stuttgart in der $ 58, Note 17 angef. Hartmann’fhen Sammig.), und 
man follte fie gar nicht unter den Sammlungen der Handw.Drbnungen 
anführen. Die eine Ordnung hat den Titel: „Ordnung nachbemelter. 
Handwerker, Namblih . . (hier werden fie einzelm angeführt) . . tie 
ſolche ... mit den Tag vnd Jahrlöhnen, auch andern Arbeiten gehalten 
werben follen. M.DLXXIX.” (23 SS. H. 4), die Andre: „Ordnung, 
Wie fih die hierinnen vermelten Hantwerker und Handthierer in dem 
Fürſtth. Würt., namblih ... verhalten follen. MDLXXIX.” (30 ©. #1. 4). 
Es find bloße Tarordnungen ; für die Taren felbft ift meift Raum im 
Drude gelaffen, indem fie mit ver Feder beigefegt werden follten. Der 
Zwed war, den „gemeinen Mann bei Handwerkern, deren er zu feinem 
Hausbrauc nicht entrathen kann“, vor zu hohen Preifen zu fichern, Jeder 
Stiefel, jeder Manns: Frau Kinder-Schuh und Pantoffel, Rod, Bein» 
Heider ꝛc. haben hier ihre feften Zaren ! 

22) VI. Landes-O. ©. 114. Diefelbe fagt auch ©. 117, bei den Ge- 
werben feyen die Gebrechen fo groß, daß beinahe feine Waare ohne 
fondern Betrug gemacht und verkauft werde. Sie führt deshalb Schau- 
meifter ein, die aber blog eine polizeiliche Function hatten. 
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Orten den "Betrieb des Gewerbes zu unterſagen, und der 
übergroßen Privilegirung der beſtehenden Innungen. Zuͤgleich 
ſuchten die Städte, in welchen die meiſten Gewerbtreibenden 
ſaßen, das Recht des Gewerbebetriebes auf ihre. Mauern 
zu beichränfen. Indeſſen gelang dieß ihnen keineswegs. Die 
alten Geſetze erwähnen vielfach der, Brüderſchaften nud ‚Hand; 
werke in den Dörfern 3; viele Dörfer hatten, Markigerech— 
tigfeit, und mit diefer betrachtete man die Borrechte der Städte, 
alſo namentlich das Recht verbunden, Handwerke und, andere 
Gewerbe im Dorfe treiben zu laffen u, und nur einzelnen 
Innungen gelang es in Beziehung auf ihr Gewerbe ein Augr 
fchließungsrecht gegen Dörfer, welche nicht Marktgerechtigkeit 
hatten, geltend zu machen, jedoch fo, daß ſich bald die, Regie; 
rung vorbehielt, auch hier Ausnahmen zu geftatten B. 





23) Sp die, Landes⸗O. v. 3. 1515 Zit: v. Fänlin der Braderfhaften. 

24) Vrgl. die in der folg. Note angef. Stelle der VI. Landes-D. und 
‚Consilia Tubingens. Vol. Il. Cons. 27 Nr. 14 p.. 669. 

25) Es ift daher zu ’viel gefagt, wenn v. Weishaar Handbuch 36 
Ausg. $ 384. ſagt: „daß. die Gewerbe, nachdem fle angefangen hatten, 
auch im Dörfern ihre Rechnung zw finden, vermöge der Landecordnung 
aus. diefen, weg und in, die Städte zurückgeſchafft wurden.” Die VL 2.0. 
©.131 und ebenfo,auch die v n.v. Weishaar angeführte fiebente, nimmt 
den Dörfern keineswegs das Recht, Gewerbe in ihrer Mitte zu haben, 
fondern ſetzt blos feit, daß inden Dörfern, welche nit eigene 
Wochenmärkte von Alters her gehabt oder fonft befonbere 
Breiheiten hätten, per Kramhandel mit gewiſſen Gegenftänben (Woll- 
tuch, Sammt, Seidenwerf, Gewürz 20.) unterfagt feyn folle bei Berluft 
ver Waare. Ebenſo geht die Bauordnung von 1568 ©. 75 durchaus 
davon aus, daß ein Handwerker wohl im einem Dorfe fich niederlaſſen 
könne. Dagegen beftimmt allerdings die Mebgerorbnung vom J. 1567, 
daß die, Dorfmeßger zum Theile, fo viel möglich, befonders in 
den #Fleden, die nahe bei den Städten und nicht Markt- oder große 
Dörfer feyen, umd durch welche Feine. Landſtraße führe, oder welche mit 
Mepgern überfebt feyen, ab und imdie Städte gefchafft, in den Dörfern 
aber, in welchen vor 5 Jahren kein Mebger gewefen, ferner feine ange- 
nommen und geduldet werden follen, Man ſieht aber auch hieraus, daß 
das Verbot fein unbedingtes war, und nach ver Meßgerorbnung vom I. 
1651 Art. 52 fol auch in Dörfern, in welchen früher feine Mepger gewe⸗ 
fen, mit herzoglicher Erlaubniß das genannte Gewerbe ——— werden 
können. 


8”. 
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2, Verhältuiffe in Beziehung auf Wald, Jagd, Fiſchwaſſer und 
Waide. Forft:, Fiſch⸗, Waids-und Schaafordnungen, 


$ 28. Den Landesordnungen Chriftophs reihte fi eine, 
zunächft durch landespotizeiliche Zwecke beftimmte, aber aud) 
für die Privatrechtsverhältniffe fehr wichtige, Reviſion der 
vorhandenen Forftordnungenan. | 

In Deutfchland finden ſich Waldungen fchon in frühen 
Zeiten im Privateigenthum fowohl einzelner Perfonen, als 
größerer oder Hleinerer Gemeinheiten !. Der größere Theil der 
Waldungen aber ftand gemeiner Benüsung offen, und auch 
bei den von einer Gemeinde oder von den Genoffen eines 
größeren Diftriktes zur gemeinen Mark gezogenen Waldungen 
war es jedem einzelnen Gemeinde: und Marfgenoffen unbe: 
nommen, feine perjönlichen Bedürfniffe unmittelbar aus dem 
Walde zu befriedigen. Auch fpäter, als das Privateigenthum 
am Walde weiter griff, blieb doch immer noch die Idee einer 
Gemeinfchaft der Wälder und der Beftimmung derfelben, die 
Bedürfniffe eines Jeden zu befriedigen, fo wirkffam, daß fie 
Beranlaffung zurErhaltung oder auch Einführung der verſchie— 
deniten Berechtigungen Einzelner und ganzer Gemeinden und 
Diftrikte an Wäldern, die fih fpäter im Eigenthume Dritter 
finden, gab. Auf das Eigenthum der "Waldungen felbft 
hatte zum Theil auch Einfluß die mit den Jagd verhältniffen 
und der Sagdluft in Verbindung ftehende Einforftung größerer 
Waldungen durch die Deutfchen Könige. Das Jagdrecht war 





1) Bgl. Eich horn Deutfhe Staats- und Rechtsgeſch. $ 58. In Be- 
ziehung auf die Deutfchen Zagd- und Walvverbältniffe ift befonders bie 
Schrift von Chr. Ludw. Stieglig Gefhichtl. Darftellung der Eigen» 
thumsverhältniffe an Wald und Jagd in Dentichland. Leipz. 1832. 8. 
zu vergleichen, und außerdem noch Eichhorn Einl. in das Deutfche 
Privatr. 5280, Deffen Rechtsgefchichte Th. I. $ 58. 199. Th. IV. $ 548. 
Mittermaier Deutfches Private. 5te Ausg. $ 204 f. v. Widen- 
mann (Kreisforftrath) Gefchichtl. Einl. in die Forſtwiſſenſch. Tüb. 1837, 
und in befonderer Beziehung auf Württemberg das reichhaltige Handbuch 
der W. et ıc. von oh. Glied. Schmidlin. Stuttg. 
1822. 23. 2 Thle. 8 

2) Bal. Stieglig a. a. O. S. 20. Eichhorn Rechtsgeſch. Th. J. 
$ 58. Note 6. $ 199. 
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(wie auch die Fiſcherei in Privatgewäſſern) zunaͤchſt eine mit 
dem echten Eigenthume an Grund und Boden verbundene 
Befugniß, und wurde daher in den Waldungen, welche 
einer freien Gemeinde oder mehreren: Gemeinden eines Gaues 
gemeinfchaftlich -zuftanden, von den freien Markgenoſſen geübt, 
und in den Waldungen, welche Beinen beftimmten Eigenthümer 
batten, mochte wohl’ jeder Freie üngeftört Haben jagen können ?=| 
Die Deutihen Könige: fingen aber bald'an, für fi größere 
Waldungen einzuforften, indem fie diefelben unter Königs: 
bann fchügten, ihre Benügung vegelten ' (jedoch meift fo, daß 
den Markgenoſſen die Befriedigung ihrer Holz und anderer 
Bedürfniffe aus- dem Walde nicht abgefchnitten wurde) und 
das Jagd» und. Fifchereirecht "in denſelben ausſchließlich in 
Anſpruch nahmen —Forſt, Bannforft3, Wildbann, 
welcher letztere Ausdruck auch für das Jagdrecht ſelbſt genommen 
wurde ⸗. — Dabei dehnten fie die Grenze des Bannforſtes 
und ihres Jagdrechts auch auf das: von folchen Forften um: 
fchloffene fremde Eigenthum aus, wenn gleich häufig mit voran- 


— — 


24) Stiegli a. a O. © 24 f. Eihhorn Rechtsgeſch. $ 58; 
Mitiermaier D. Privatr. $ 213, ‚I | 

3). Vgl. Schwabenfpiegel Cap. 356. Eihhorn Rechtsgeſch. $ 199. 
Die Anfihten über die älteren Zagbverhältuiffe und über die Bedeutung 
des Einforſtens, inforestare,: find, verſchieden. Nach der Anficht von 
Eihhorn, mit welder im Wefentlichen auch die von Stiegliß und 
Mittermaier und Andern übereinfommt, war bie. Jagb eigentlich ein 
Ausfluß des echten. Eigenthums an. Grund-und Boden und ‚dag Einforſten 
hatte zunächſt die Bedeutung, die Jagd und andere Gerechtſame im Forfte 
unter Königsbann zu fhügen und, die Benügung des Forſts nad den 
Beftimmungen. des Forſtherrn zu regeln: Nach Andern dagegen z. D. 
M.v. Hüllmann D. Finanzgefch. 1805, und Geſch. d. Regalien 1806 
und v. Widenmann a. a. O. ©, 14 f. und. defien literar. Berichte 
für Forfimänner Hft. J. ©. 397 f. war «urfprüngli die Jagd. in allen 
Waldungen allen Freien frei gegeben und die ſes durch bie. Errichtung 
ver Bannforfie aufgehoben und dem — — im Bannforſte die 
Alleinjagd vinbicirt. 

3a) Ueber. die verſchiedenen — — — man im Mittelalter 
und ſpäter dem Worte Wild bann beilegte ſ.Stieglitz a. a. O. 
S. 48 f. 80, 158, 237, 260. Im Schwabenſpiegel Cap. 356 8 13. iſt 
„Wiltban“ für Jagdbezirk genommen. 
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gegangener: Bewilligung: der. ‚angefeflenen - echter Gigenthümer®., 
Vaſallen wurden; oft: mit; ſolchen Bannforſten belehut®, und 
manche Reichsftände erhielten haͤufig die kaiſerliche Verwil—⸗ 
ligung, Diſtrikte auf dieſe Weiſe einzuforſten, und thaten 
dieß ‚mitunter auch ohne: beſondere Befugniß. Auch wußten 
die. mit echtem Eigenthum angeſeſſenen einzelnen. Grundherrn 
ihre Roechte Ip, quszudehnen, daß, ſte üher Grundſtücke, die 
nicht in ihrem Eigenthum, „aber innerhalb ihrer Vogtei 
lagen; ihr Jasdrecht erſtreckten. » Wenn. Daher auf dieſe 
Weiſe auch die, Württembergiichen: Grafen in ihren Bann: 
forſten und auf. anderen Gutern Das Jagdrecht und den Bild: 
hann in dem alten Ginne ausübte, und die ‚bedentenditen 
Waldungen des Landes, jedoch vohne die hergebrachten Wald⸗ 
benutzungsrechte Einzelner, „ſeyen es phyſiſche Perſonen oder 
Corporationen, auszuſchließen 6, eingeforitet- waren, auch der 
A Erchh'orn Rechtsgeſch. F 199. Stieglitz a. a O. S. 833 f. 56, 
73:1G Philipps. Grundſſe des Di Privat. BIS 2358. - 
5) So wurden: 3. B. die Grafen Eherhard und Mlrich von Würt- 
temberg mit vem Schönbuch, einem der fihönften Forfte Württembergs, 
zwiſchen Böblingen, Tübingen und Reutlingen, den ſie von den Grafen 
von Tübingen gekauft Hatten, int J. 1348 belehnt, mit, wie Sattler 
Grafen Th. I. Abſchn. 3. $ 7. anführt (denn die Urkunde ſelbſt theilt ser 
nicht mit) dem „Borft und Wald mit allen darein gebörigen Dörfern, 
Weylern, Gütern und Rechten” ꝛc. Im J. 1392 erhielt Konrad v. Weins- 
berg vom Kaiſer „custodiam ferarum et venacionum, quod vulgariter 
dieitur Wiltp and, de oppido Nec ke rge monde usque Laufen 
et ex alĩa parte de ripa, quas ficitur Elsenfze usque ad aliam partem, 
qquuae dieitur Zabern“ mitidem Beiſatze „ne' quis, memorato Conrado 
et suis heredihus duntaxat excepfis in dietis districtihus venaciones exer- 
ceat, wel alias aliquid juris seu jürisdietioris ineisdem vindicet. Guden 
Codex'diplomat: Tom. ww pP. 9 * auch ade das int f Torte. Berührte 
BE 103. 35 

6) Bei der —* des Shönkuße x Note iS, ) Nonrden den 
Shönbuhsgenvffer'd.Y. den Städten und vielen Dörfern, melde 
in und um dern Schönbuch Tagen, ihre fehr bedeutenden Holz⸗ und andre 
Waldnutzungsgerechtigkeiten / ausdrücklich im 3.1348 beftätigt: Sattler 
0.0.D.$8 Schmidlin a. a. O. Th. J. ©. 33. Oefters wurben 
die Benützungsrechte in /der Art geregelt, Daß ein Theil des Waldes der 
unmittelbaren Benützung der) bisher ‚Berechtigten offen gelaſſen, dagegen 
der übrige Wald ihnen verſchloſſen wurde. Der Letztere hieß dann ins— 
befondere Bannwald, d. i. ein beſonders gefchlißter und verbotener 
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befondere Schuß, den die Bannforite hatten, auf die den 
Grafen gehörigen übrigen Wälder und Zagdbezirke ausgedehnt 
wurde: jo war Doch Feineswegs vor dem: XVI. Jahrhundert 
der Grundſatz aufgeftellt oder anerkannt, dab das Jagdrecht 
in den zum Lande gehörigen Diftrikten überhaupt dem. Grafen 
als Landesherrmn- eigentlich gebühre. Allein im XVI. 
Jahrhundert bildete ſich, wie in manchen andern Deutfchen 
Staaten, auch in; Württemberg die Itegalität der Jagd 
aus, und dieß hier um, fo leichter und ungehinderter, als dfe 
Ritterſchaft mit ihren Gütern fich dem Bandesverbande ganz 
entzog ($ 31.) ,, und die Prälaten nach der Reformation die 
Verwaltung Des: Klofterguts im Wefentlichen verloren ($33:). 
Wirklich wurde auch im Berlaufe unfrer Periode nicht mehr 
bezweifelt, daß dem Herzoge das Jagdrecht auf dem zum 
Lande gehörigen. Grund und Boden, ohne Unterfchied 
zwiſchen hoher und uiederer Jagd, als Regal 
gebühre, und wenn gleich die Gründe, auf welche dDiefe Annahme 
ſich jtüßte, nicht eben ſehr jchlagend waren, wie überhaupt die 
Gründe, die man damals in Deutihland für die Regalität 
der Jagd anführteee; ſo wurde jener Grundſatz doch durch 





Bald, Bol. z. B. Note 27. auch Chron, Sindelfingens. ed. Haug. p. 32 
vom 3.1263: „Silvas, quas cives et procuratores, Praepositus ef Capit. 
banno supposuerunt, quicunque illas postmodum secuerit, poenam 
statutam solvat etc. | 

6a) ©. hierüber die fehr gute Ausführung bei Stieglitz S. 249 f. — 
Die meiften fpätern Württembergiſchen Juriften gründen die Regalität 
der Jagd in Württ. hauptſächlich auf den Herzogsbrief von 1495. Bral. 
z. 38. Breyer Elem. jur. publ. Württ. $ 312. Allein wenn der Her- 
zögsbrief auch fagt, daß der Herzog das Herzogthum „mit allen Eren, 
Titel, Oberfeiten... Zöllen, Salzfläffen, Bergwerken, Manrechten, Wilo- 
pyannen, Gold- und Silbermünzen, Gebotten vnd Berbotten vnd allen 
andern Gerechtigfeiten unter und ob’ der Erden “su. ſ. w. befigen ſoll: 
fo ift es eines Theils die. Frage, vb hier, Wildbann das Jagdrecht 
bedeuten ſollte, und andern Theils, wenn es auch dieſe Beveuting’ihat, 
wohl noch nicht darin gelegen, daß ver Herzog andre und ausgedehntere 
Jagdrechte haben ſoll, ala er fierbisher. hatte, um fo weniger, als am 
Ende des XV. Jahrhunderts die Regalität bei her Jagd noch keineswegs 
fo allgemein angenommen war, wie: 38, bei ven Bergiverken. Bon 
der andern Seite kann man, wie auch ſchon Stieglitz S.298 bemerti, 
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unvordenkliche Uebung und durch die jpäteren Geſetze, welche 
von dieſer Vorausſetzung ausgehen, befräftigt. Es galt daher 
nicht mehr das Grundeigenthbum als Quelle des Jagdrechts, 
und wenn ein Private oder eine Corporation nun ein Jagd— 
recht in Anfpruch nebmen wollte: fo mußte er einen bejondern 
Rechtstitel für daffelbe, Berjährung oder bejondere Verleihung 
von Geiten des Negenten, nachweifen. Dadurch erflärt es ſich 
aber, daß neben der Regalität der Jagd immer noch einzelne 
Privaten Jagdrechte ausübten, und aud einigen Gemeinden 
und Marken es gelang, ihre mit dem Eigenthum an Grund 
und Boden zufammenhängenden Jagdrechte fi zu erhalten, 
die fie in der Form der freien Pürfch d.h. fo, daß jeder 
Markgenofie auf den nicht eingezäunten Grundſtücken der 
Mark jagen konnte, ausübten ?, 

Das Jagdrecht hatte aud) eine Reihe von Beläftigungen 
für Bürger und Bauern zur Folge. Die Guts- und die 
Landesherrn mußten theils an die Vogtei, theils an die guts— 
herrlichen Berhältniffe mandhe Frohnen in Beziehung auf 
Jagd zu Enüpfen, und ebenfo Einzelnen oder ganzen Com: 
munen die Pflioyt aufzulegen, die Sagdhunde für die Jagd: 
herrn bei fich zu halten und zu ernähren (Dundeaufftockung) 8. 
Biele Klagen über Mißbräuce in diefer Hinficht veranlaßten 
von Zeit zu Zeit in unfrer Periode das Berfprechen der Ne 
gierung, daß ſolche Laften nur in fo weit gefordert werden 
follen, als fie herkömmlich oder in den Lagerbüchern aus— 
drüchlich anerkannt feyen?. Dabei wurde die Nückficht auf das 
jagdbare Wild micht felten höher gehalten, als die auf das 


fih niht mit Shmidlin’a.a.D. ©. 11 gegen das Regal darauf 
berufen, daß in Württ. außer dem Regenten auch andern Perſonen Jagd⸗ 
rechte zuftehen. Denn bie Regel wird durch Ausnahmen nicht aufgehoben. 

T) Biel. Shmidlin .a. O. BL S. 264 f. Breyer Elem. 
$ 313 und die Urkunden in: Reyſchers Altw. Statutarr. ©. 162, 253 
(vom J. 1559, und Lagerbuch v. Heffigheim v. 3. 1588), ferner die Urk. 
in Fiſchers Berf. e. Geſch. d. t. Erbf. Th, II, ©. 287 (von Sulj;). 
Auh Pfaff Zweite Gefh. Württgs. Th. U. ©. All f. 

8) Shmidlina. aD. Th. I. ©. 300 f. 313. 

9) Namentlich geſchah dieß in mehreren Landtagsabfihieven unter Her» 
zog Chriftopp, 





Forſt- und Jagdverhältniſſe. $ 28. 121 


Eigentyum der Unterthanen; das Recht der Nothwehr wurde 
jo fehr befchränft, daß man den Unterthanen nicht — wie es 
die allgemeinen Grundfäge und das gemeine Recht mit ſich 
gebracht hätten — geftattete, das auf ihren Gütern zu Schaden 
gehende Wild zu tödten, jondern blos erlaubte, es zu verfchen- 
chen, und mit Fleinen unfchädlichen Hunden abzutreiben 0; ja 
ſelbſt durd Zäune ihr Gut zu fchügen, wurde ihnen nicht felten 
erichmwert !!, Auch wurde die Megalität der Jagd anf alle 
Vögel erjtreckt, und ſogar gegen diefe das Recht der Roth: 
wehr befchränft '2, 

Die Regalität ber Jagd hatteübrigens an und für fich feinen 
Einfluß auf dag Eigenthum der Waldungen, wenn fie gleich, abge⸗ 
ſehen vom Jagdrechte, den Eigenthümer noch in andern Bezie- 





10) ©. 3. 8. den Landtagsabfihied vom 3. 1551 in Repſchers 
Samml. der Stts.Grundgefl. Th. 1. S. 98, In einer Urkunde vom 9. 
" 1514 (bei Reyfcher Statutarredhte ©. 384) wird den Eingefeffenen in 
Stadt und Amt Böblingen geftattet, das rothe Wildpret aus ihren 
Gütern zu heben und wegzujagen, aber nicht zu ſchießen; bie wilden 
Schweine dagegen möge Jeder auf feinen Gütern fchießen, es aber fogleich 
dem Amtmann oder Forftmeifter anzeigen, damit dieſer das Stüd frifch 
in die herzogliche Küche liefere. Vrgl. auch noch die bi Shmidlin 
Th. I. $ 242. angeführten Landtagsabſchiede, und die V. Forſt-O. v. 
4567. ©. 79. 

11) S. 3. B. die Urkunde von 1559 in Repſchers Statutarrechten 
©. 156 und Schmidlin Th. I. ©. 225, 226. — Erft im J. 1565 gab 
Herzog Chriſtoph auf die bringendften Beſchwerden der Yandftände zu, 
daß die Unterthanen ihre angebauten Güter mit Zäunen von 6—7 Schuhen 
Höhe vermachen (mur follen fie nicht fpigig feyn, damit fih das Wild 
nicht befchädige, auch Feine Lüden haben) und mit Gräben und Haagen 
fhügen durften: V. Forſt-O. v. 1567. ©. 86. 

12) Ulrich erlaubt im Tübinger Nebenabfdh. v. 1514 „aus Gnaden“ 
daß Jeder die Vögel, melde in feinem Weinberge Schaden tun, zur 
Herbfizeit fangen dürfe. Daffelbe wiederholt Chriſtoph in der 
Forſt-O. v. 1567 ©. 86, als etwas „der getreuen gehorfamen Landfchaft 
aus Gnaden Zugelaffenes.” Dabei gab Chriftoph a. a. DO. noch den 
erchenfang mit Garnen 14 Tage vor und nah Michaelis frei. Ver» 
pachtet wurde blos die Vogeljagd, auch theilweife die Haafen- und 
Fuchsjagd („Elein Weidwerf mit Hafen und Füchſen vnd mit dem 
gederwildtprett”) an vertraute Burger und Unterthanen. V. Forft-Orbnung 
v. 1567. ©. 80. 
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hungen beſchraͤnkte *2. Wir finden daher im unſrer Periode viele 
Waldungen im Eigenthum einzelner phyſiſcher Perfonen, ein- 
zelner Stiftungen, der Kirche und einzelner Gemeinden, auch 
im gemeinjchaftlichen Eigentum mehrerer Gemeinden. Nur 
hatte die Bildung der Bannforfte manden Wald, ‚der bis 
dahin als Gefammteigenthum von Marken und Genoffenichaften 
galt, diefem entzogen, und den bisherigen Eigenthümern blos 
Nusungsrehte am Walde (als an einer ihnen nicht gehörigen, 
fremden Sache) übrig gelaſſen. Auch. ftand dem Landesherrn 
die Forſt- und Jagdhoheit (von Mauchen auh Forfk 
und Wildbann genannt) zu, d. h. das Recht, gefeuliche 
Beſtimmungen über Bewirthſchaftung der Wälder, über Schuß 
und Beauffichtigung. derſelben, über, die Ausübung der ver- 
fchiedenen Berechtigungen, welche Einzelnen an Wäldern zu? 
famen, und über die Art der Ausübung des Jagdrechts und 
der demſelben aus höhern Nückfihten zu gebenden Befchrän: 
kungen, zu erlaffen 3. Solche Ausübungen des Gefebgebungs: 


— — 





— — — — — — — — 








12a) Sp wurde z. B. auf das Jagd- und Forſtrecht auch das Recht an 
die Eicheln und Bücheln in den Wäldern gegründet; Breyer Elem. 
©. 3711. Schmidlin Th. II. ©, 266. 

13) Diefes Recht mit der polizeilichen Oberauffiht über die gehörige 
Einhaltung folder Borfchriften bildet die Forfipoheit (Stiegliß 
S. 208 f.) oder, wie man es auch nennt, das For ftregal im weitern Sinne. 
Diefer Ausdruck und die Auffaffung jenes Rechts als ein befonderes Regal 
paßt aber freilich nur auf die Zeiten, in welchen man die meiften Rechte 
der ſich allmäplig entwidelnden Landeshoheit auf Regalien zurüszuführen 
gewohnt war. Jenes ſ. g. Negal ift, was die Feftfeßung der Normen 
betrifft, ein Recht der Gefeggebung überhaupt, was die Auf— 
fiht über ihre Einhaltung betrifft, ein der Staatsverwaltung 
überhaupt zukommendes Recht. Unter Forftregal im engern Sinne, 
niederem Korftregal Chier if der Ausdruck Regal noch unpaffender), oder 
auch Forſtrecht, Forſtgerechtigkeit verfteht man gewöhnlich das 
Recht der eigenen Berwaltung des Forftes nach den Vorſchriften ver Ge- 
feße mit einer polizeilichen “orftgerichtsbarfeit über nicht eriminelle 
Uebertretungen der, rüdfichtlih der Benugung der Forfte und der Beein- 
trächtigung des Eigentbums und der Nußungsrechte an denfelben gege- 
benen, Gefege. Stieglig a. a. O. Uebrigens können die beiden in 
diefer Bedeutung von Forftregal oder Forftrecht begriffenen Rechte, die 
eigene Leitung der Forſtökonomie (Forfireht im engften Sinne) 
und die Forftgerichtsbarkeit (Forſtliche Obrigkeit, ein Ausdrud, der aber 
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rechtes des Landesherrn finden wir aber erſt in unfrer Periode, 
indem ſie mit der Entwicklung der Landeshoheit überhaupt 
zujammenhängen. Früher überließ man es’ den Eigenthümern, 
nach Belieben ihre Waldungen zu benüben, und den Gemeinden 
und MiteigentyHümern und andern Berechtigten , über die Ber 
nügung, etwa unter Rückſprache mit dem gräflichen Beamten, 
fih zu vereinbaren, "Schon etwas weiter geht hierin’ die 
J. Landesordnung von: 1495. Sie klagt bereits über Mangel 
an Brenn⸗ und Bauholz, gibt den Amtleuten auf, über beffere 
Bewirtbichaftung: der Wälder zu wachen, ‚und fügt bei, die 
Amtleute: und Gerichte ſollen Gin-unfern und ihren Hölzern“) 
mit der Forſtmeiſter Rath: und Zuftimmung Ordnungen machen, 
„damit die Wälder: nicht verwüſtet, fordern jedes Holz abge 
hauen und: gebraucht werde, nachdem das am gefchickteften ift 
zu gebrauchen, auch Schläge fürgenommen werden, damit das 
Holz gleich möge wachen.“ Dieß genügte aber nicht. Die 
Klagen über Thenrung des Holzes und fchlechte Bewirthſchaf— 
tung der Waldungen und auch die Befchwerden über die Forſt— 
meiiter, ſowohl in Beziehung auf Anforderungen bei Frohnen 
als auf Erfchwerung hergebrachter Waldgerechtfame, wurden 
unter Herzog Ulrich jo dringend, daß derjelbe in dem Neben- 
abſchied von 1514 eine Drönung. in dieſer Hinftcht zu. erlaffen 
verfpradh. Es erſchien auch noch vor feiner Vertreibung aus 
dem Lande, aljo zwilchen den Jahren 1514 und 4519, die 
erite Forftordnung . —ı Allein fie mochte nicht eben 


auch für das Forfiregal im mw. ©. gebraucht wurde) wohl getrennt feyn. 
Eine zu große Ausdehnung ber. Rechte. des Staates ift es, wenn Mauche 
dem Landesherrn in dem Sinne cin Forftregal zujchreiben wollten, daß 
die Privaten durchaus ihr Eigenthum an ihren Waldungen nur durch 
Iandesperrlihe Verwalter follen ausüben können. Dagegen find von der 
andern Seite gerade bei den Waldungen polizeiliche Beſchränkungen der 
Eigenthümer aus Rüdfiht auf das allgemeine Intereſſe unerläßlich (Ci. 
bef. v. Widenmann Forfil. Blätter für Württemberg. Heft IV. Züb. 
1830. 9. Mohl W. Staatsr. Th. U. ©. 597, 600 f.), welche aber nur 
im Wege der Geſetzgebung eingeführt werben können. 

14) Bol. auch v. Widenmann Geſchichtl. Einl. $ 6 f. 

15) Zwar glaubt Breyer Elem. jur. publ. Wirt. p. 191, die ältefte 
Forftordnung fey von 1540, und der gleichen Anſicht it Faber D. 
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fireng gehandhabt worden ſeyn, und bald erneuerten ſich die 
alten Befchwerden. Namentlich Flagten die Landftände bei 
ber Dejterreichifchen Regierung kurz nad deren Einfegung, 
daß das Land von den Forftmeiftern und Forftfnechten „bisher 
nit Hain, fonder merflihen und hohen Vberlaſt vnd beſchwerdt 
gedult habe“, und die neue Regierung verſprach, Vorkehrungen 
zu treffen. Wirklid wurde auch eine zweite Forſtordnung 
noch vor dem Jahre 1526, jedoch. wie die erfte nur fchriftlich, 
erlaffen, und im Jahre 1526. noch ein Nachtrag zu derjelben, 
eine Holzordnung, entworfen. Als Herzog Ulrich fein Land 
wieder erobert hatte, fand auch er bald für nöthig, die Wald: 
Ökonomie genauer zu regeln.. Er Elagt in feiner Landesord- 
nung von 1536 über die willführlichen Waldausrodungen, über 
die Derwüftung der Wälder durch Biehtrieb, darüber, daß 
während feiner Abwefenheit die Forftordnung wenig gehalten 
worden fey, und erklärt, nächitens wieder eine neue Forftord- 
nung erlaffen zu wollen. Es wurde auch fogleich zur Arbeit 
gefchritten, und noch im Jahr 45536 der Entwurf einer Forft- 
und Holzordnung verfaßt. Diefer Entwurf enthält eine Ab: - 
fchrift der früheren (erften oder zweiten) Forftordnung, ſodann 
eine wörtliche Abfchrift der im J. 1526 vom Defterreichifchen 
Regimente entworfenen Dolzordnung 1°, und dieſe Abſchriften 
wurden dann durchcorrigirt und mit einigen neuen Paragraphen 
verfehen. Die auf diefe Weife ausgearbeitete. neue, fomit die 
dritte Forftordnung, wurde fodann unter dem 22. April 
1540 publicirt 17, Gie hat den Titel: Newe Borft Ordnung. 


(Praes. Kapff) de eo, quod circa glandes justum est. Tüb. 1775 $ 25. 
Allein dieſe Anficht hat fchon Weiffer Nachrichten von ven W. Geſſ. 
©. 55 f. widerlegt. Es ift aber bis jeßt nicht gelungen, dieſe erfte 
Forfl-D. wieder aufzufinden. Sie wurde ohne Zweifel blos fehriftlich 
publicirt. Denn Ulrich fagt fpäter von ihr, fie fey an bie Beamten a ud 
gefhrieben worden. 

16) Ein neuer Beweis, daß Ulrich das, was unter der Defterreichifchen 
Regierung gefchah, zu benupen nicht verfehmähte, wenn er gleich in feinen 
Gefegen alle Erwähnung deſſelben unterließ. Vgl. Note 17. auch $ 25. 
nah Note 11. 

17) Sie weicht nur im fehr wenigen Punkten von dem Enttourfe von 
1536 ab. — Seit Weiffer (Note 15) nimmt man durchaus an, die 
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Anno MDXL., und gibt in ihrem erften Theile 3 allgemeine 
Normen über Bewirthichaftung der Wälder, im zweiten 
Theile befondere Borjchriften über Dekonomie der Waldungen 
in Beziehung auf einzelne Holzgattungen (freilih mit Beis 
mifchung mancher allgemeinen Normen) und über Behandlung 
fremder Holz= und Waldnugungsgerechtigkeiten. Ihre Bor: 
fehriften betreffen aber nicht blos die herzoglichen, fondern auch 
die Privatwaldungen ‚ fowohl der Gemeinden als einzelner 
Unterthanen und Schirmsverwandten. Die Bewirthfchaftung 
der Lebteren wird manchen polizeilihen Borfchriften unter: 
worfen und unter die Dberaufficht der — Forſt⸗ 
bedienten geftellt . 


erſte Forſtordnung ſey zwiſchen 1514 und 1519, die zweite im J. 1540 
erſchienen. Allein die von 1540 iſt jedenfalls wenigſtens die dritte 
Forſtordnung. Dieſes und überhaupt das im Texte Geſagte erweist ſich 
durch Folgendes: auf dem K. Staatsarchive befindet ſich der Entwurf der 
Holzordnung vom 16. Mai 1526, in deſſen Eingang geſagt iſt: „nachdem 
hievor zu der Zeit, als diſſ Land zu kſ. Miftt. Vnſeres gnebigften Herrn 
Handen fommen, ain orbnung der Vörſt halb fürgenommen, auch allen 
Borftmeiftern ain abſchrift dverfelben zugeftellt iſt, Toll diefelb ortnung 
durh das ganz land miederumb ernewert werben” etc. Hieraus gebt 
alfo Hervor, daß die Defterreihifhe Regierung eine Forftord» 
nung erlaffen habe. Diefes, und daß noch früher Ulrich eine Forftord- 
nung erlaffen hatte, wird beftätigt durch den unter Ulrich verfaßten eben» 
falls auf dem K. Staatsarchive. befindlichen, Entwurf von 1536. Im 
Eingange beffelben heißt es: „wiewohl wir vor etlich verſchinen faren ain 
gemeine vorft vnd holzorbnung . . . . fürnemen vnd ausfchreiben haben 
laffen, dergleichen in Bnfrem abwefen durch die gewefene 
Regierung auch befhehen“ etc. ferner: „So haben wir angeregt 
onnfer und gedaſchter geweſener Regierung vorausgangen ord⸗ 
nungen widerumb für hand genommen, dieſelben etwas ernewert vnd 
in etlichen ſtucken geleitert, gemert vnd gebeſſert“ ete. Die durchſchoſſenen 
Worte wurden dann bei der Redaction der Forſtordnung von 1540 geſtrichen. 

18) Sie beſteht aus 18 nicht numerirten Blättern MH. A. und zerfällt im 
zwei Haupttheile.. Den zweiten Theil bildet die im J. 1526 entworfene 
Holzordnung, welche mit wenigen Zufäßen und Weglaffungen beibehalten 
wurde, und der erfte Theil Hat die Rubrik: „Ordnung, wie fich jeder 
Borftmeifter in verwaltung feines vorfts halten foll.“ | 

19) ©. 3. 3. die genannte Forft-D. Fol. 7b, 9b, 10, 166. Namentlich 
verbietet fie alle Walpreutungen auch in der Untertanen Wäldern ohne 
Erlaubnig der Rentlammer (Fol. 10, 16b.). Was v. Widenmann 


126 Kap.5. Zweite Periode, Dasıerfte Jahrh. d. Herzogth. 1495-1593. 


Ulrichs Ordnungen fcheinen aber den Beſchwerden über 
die Forſtbeamten und dem Bedürfniffe einer beffern Bewirth: 
fchaftung der Waldungen nicht abgeholfen, vielmehr die.erjteren 
vermehrt zu haben, indem ſich nun: die Forftbeamten die will 
Führlichften Befchränfungen der Eigenthümer in der Benügung 
iprer Privatwaldungen erlaubten. Auf verfchiedene Klagen 
der Landſchaft über die dritte Forit:D. und deren Handhabung 
entihloß fi) daher Herzog Ehriftoph, dieſelbe revidiren zu 
laffen, und machte bald nad) feinem Regierungsantritte nad 
vorgängiger Berathung mit dem landfchaftlihen Ausfchuffe 
die vierte Forftordnung als Anhang der fünften Landes: 
ordnung unter dem 2. Yan. 4552 befannt, Im Wefent: 
lichen ift dieje vierte ForſtO. blos Revifion der dritten. Doch 
enthält fie manche bedeutende Zuſätze und zeichnet ſich durch 
genauere Vorſchriften über Bewirthſchaftung der Waldungen 
aus; auch enthält fie (wovon die frühere Forſt-O. ganz ſchwieg) 
einiges die Jagd DBetreffende?!, Allein der Bejchwerde des 


Gefchichtl. Einktg. in die Forſtw. ©. 30 f. von den Forftordnungen aus 
der zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts rühmt, findet fich fehon 
theilweife in diefer Forftorpnung von 1540 und in dem Entwürfen son 
1536 und 1526. Vrgl. 3. B. die 5.0. von 1540 Fol, 3, 4, 5, 6, 9, 12, 
14, 13 

20) Brol. Weiffera.a. D. ©, 57, der fie aber‘, wie Diejenigen, 
welche nach ihm biefe ragen berühren, bie britte nennt. Weiffer 
gibt den Titel derfelben dahin an: „Herzog Ulrich zu Wirtemberg Borft- 
vnd Holzorbnung, vermehrt von Herzog Ehriftoffen.“ Allein ich habe zwei 
verfchiedene Ausgaben vom 93. 1552. vor mir, welde diefen Titel nicht 
führen, die cine in Folio von Format und Lettern, tie die fünfte L.O, 
die andere mit größeren Leitern in Duart. Beide aber haben ben 
Titel: „Folgt die neumwe Vorſtordnung des Fürftentpumbs 
Würtemberg, Anno MDLIL Die erftere Ausgabe enthält 38, die 
leßtere 40 numerirte Blätter. 

21) Die IV. Forſt-O. unterfcheivet fih befonders in Folgendem von ber 
dritten: bie Stellung ber Materien ift etwas geändert und bie Rubrifen 
der nicht numerirten Titel find häufiger; die Inftruftionen der Beamten 
find genauer, ebenfo die Borfchriften über Rechnungen, Controle ber 
Beamten (die Ordnung enthält auch zuerft das Verbot für die Forft- 
beamten, Holzhandel zu treiben. Fol. 26b, 35b), über Auffiht der Wal- 
dungen und die Einrichtung des Holzſchlages; bie Unterthanen und Schirme» 
verwandten werden in ihren Holgfchlägen an eine einzuholende Erlaubniß 
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Landes, den Klagen über die. eigenmächtigen Eingriffe der 
Foritbeamten in das Privateigentbum. und über ihre Ueber: 
Ichreitungen der Forftordnung, half: diefe Ordnung ebenfowenig 
ab 21%; auch jchien fie in Anderem. fo wenig zu genügen, wie 
die fünfte Sandesordnung, und fo fchritt man bei der Bear- 
beitung der ſechſsten Landesordnung auch zu einer neuen Res 
vifion der Forftordnung. Die Arbeit wurde dem.Dr. Georg 
Gadner, einem im Forſtweſen erfahrenen Manne, überges 
ben, und nach einigen. Berhandlungen mit dem ftändifchen 
Ausjhufe die fünfte Forftordnung unter dem Titel: 
Newe VBorftordnung des Fürftentyumbs Wür— 
temberg 41567 (24. Nov.) publicirt?, Gadner Scheint 
fi) aber nicht gar viele Mühe mit der Arbeit gegeben zu 
haben; denn mit Ausnahme weniger ‚Stellen und einiger 
wenigen Aenderungen in der Anordnung und der Eintheilung 
derfelben in drei Theile, welche in nicht numerirte Titel zer⸗ 
fallen, iſt dieſe fünfte Forſtordnung ein wörtlicher Abdruck der 
vierten 3, | 





gebunden (orgl, auch Eichhorn Rechtsgeſch. Th. III. S. 399; die gleiche 
Beſchränkung hatte ſchon im J. 1502 der Abt zu Adelberg in feinem 
Gebiete auch bei den Gemeindewaldungen eingeführt: f. die Urkunde 
bei Reyſcher Altw. Statutarr. ©.17) u. f. f. Ferner ift ipr eine Tannen- 
bolzorbnung, welche früher Ulrich für ven Schwarzwald befonders erlaffen 
hatte, mit Abänderungen und mit Ausdehnung auf alle Waldungen im 
ganzen Lande, fodann ein Theil der in der Landesordnung von 1552 
fhon enthaltenen Fiſchordnung (wörtlich aus der L.O., nur daß in der 
Forſt⸗O. auch den Forftbeamten aufgegeben ift, auf das gehörige Meß 
der Fische zu achten) und das Wilderermandat und das Mandat über Tra- 
gung von Feuer- und andern Büchſen vom 9. 1551 einverleibt, Auch 
enthält fie einige Beftimmungen über Vogeljagd. | 

21a) Man vergleiche nur die Beſchwerden, auf welche ver Landtags⸗ 
abſchied von 1565 (bei Reyſcher Samml. ver Staatsgrundgeſſ. TH. II. 
©. 131, 132) ſich bezieht. 

22) Sie enthält außer Vorrede und Regifter 115 Seiten Fol. — Dar- 
über, daß nicht ſchon im 3.1556 eine neue Forft-O. erfihien, ſ. Weiffer 
Nachrichten von den Geſſ. Wirtbgs. ©. 59 f. 

23) Der erſte Theil handelt „non der Waldvögt, Vorſtmeiſter und 
knecht Verrichtung, Staat und Aid“ der zweite Theil „von der Holzord⸗ 
nung“, der dritte Theil „von der Wildfuhr, Wildbännen vnd Wildtprett.“ 
Dieſer enthält die meiſten Zuſätze, nämlich einen Titel von der Haſen⸗ 
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Durch diefe Forftordnungen wurde zwar den Communen 
und SPrivatperfonen die Gelbftverwaltung ihrer Waldungen 
nicht entzogen *, Allein fie wurden ftreng an die VBorjchriften 
der Forftordnung gebunden, in ihrer Verwaltung vielfach poli= 
zeilich bejchränft * und unter eine fo genaue Aufficht der Amt: 
leute und Forjtbehörden, in deren Reviere auch ihre Waldungen 
eingetheilt wurden, gejtellt %, daß fie bei allen wichtigen Admi— 
niftrationsacten von den Legteren abhängig wurden. — Endlich 
wurden in diejer Periode noch bejondere Drdnungen über die 
Berwaltung des Schönbuches und namentlich über Die 
Behandlung der ausgedehnten Holz: und Waldnutzungsgerech— 
tigfeiten der Schönbuchsgenoffen (Note 6) gegeben ?7. 


und Fuchsjagd (S. 79), einen Zufat bei der Bogeljagd, die auf die Be- 
fihwerben der Landſchaft im Jahre 1565 geftattete Errichtung von Wild- 
zäunen und Wildgraben zum Schuß der Güter der Unterthanen (S. 86), 
einen Titel in Betreff der Auffiht über die Felvfchügen und die Hunde 
(wegen des Wilderns), einen Titel über Eichelnlefen auf eigenen Feldern, 
und über wilde Obfibäume und „Imen“. Auch ift neben ver alten 
Wildererordnung von 1551 die neue von 1554 und die von 1565 einge- 
rückt, und in dem Schlußtitel eine früher erlaffene Schönbuchsordnung 
im Wefentlichen beftätigt. Im erften und zweiten Tpeile find außer einigen 
nähern Beftimmungen über die Zeit des Holzhiebes (S.30 und 36) einer 
Floßholzordnung (S. 44 f.) und einigen $$ über Berurfundung des Holz- 
verfaufs (S. 65) nur noch ©. 11 u. 38 einige Stellen aus der Landes 
ordnung eingerüct, auf welche die IV. Forſtordnung blos verwieſen hatte. 
Auch wird ©. 75 das Verbot, Sägmühlen ohne Erlaubniß der Kammer 
zu bauen, welches die IV. Forftorbnung auf den Schwarzwald befchräuft 
hatte, auf das ganze Land ausgedehnt. — Selbfi die Borrede tft ganz 
wörtlih aus der IV. Forſt-O. abgefhrieben. Herzog Ulrich klagt in 
der ZU. Forſt-O., daß die früheren Ordnungen gar nicht befolgt worden 
feyen ; in der IV. Forſt-O. fagt Chriſtoph, daß die legte (III.) 5.0. 
„biß anhero wenig vollzogen vnd ganz varleffig gehalten, auch vil zu milt 
verftanden, dadurch die Hölzer ond Wald in beſchwärlichen vnd fchädlichen 
abgang gerathen” u, f. w. Diefes wird nun in der V. Forſt-O. rüd- 
fihtlih der IV. mit der ganzen weiteren Vorrede der IV. 5.0. wörtlich 
wiederholt. Vrgl. auch,$ 69. Note 4, 

24) V. Forſt-O. ©. 76, 63, 72, 

25) V. Forſt-O. ©. 75, 37, 42—44, 54, 58, 69, 73. 

26) V. Forſt-⸗O. ©. 63, 69, 76. 

27) Die Württembergiihen Schriftfteller 3. B. Schmidlin u. 
fegen die erfte Schönbuchsordnung in das Jahr 1581. Allein daß fchon 
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Auch in Hinficht der Ausübung des Fifhfanges, den 
man, wie die Jagd, zum „Waidwerke«“ zählte 8, und die 
fonftige Benügung der Gewäfler wurde allmählig eine Reihe 
von Beihränfungen eingeführt. 

In Strömen (Öffentlichen Flüffen) zu fifchen, und über: 
haupt den Strom, foweit dadurch der Öffentlichen Benützung 
fein Eintrag geſchah, zu feinen Bedürfniffen benüßen, war in 
Deutihland wie nah dem Römiſchen Rechte Jedem erlaubt. 
Allmählig wurde aber im Mittelalter die Fifcherei in den 
Strömen befchränft, von den Landesherrn als Regal behandelt, 


Herzog Chriſtoph folche Ordnungen erfaflen hatte, beweist die V. Forft- 
Ordnung ©. 112, in welder Chriſtoph die beftehende Schönbuchs— 
ordnung beftätigt, und das, was Herzog Ludmig felbft in der Ordnung 
von 1581 anführt. Diefer erließ am 18, Febr. 1581 eine neue Schön- 
buchsordnung, und fügte ihr unter dem 25. Yan. 1583 in einer zweiten 
Dronung Nachträge bei. In der Erfteren beruft er fih ausdrücklich auf 
die von feinem Bater gegebenen Schönbuchsorpnungen, die er nun zufam« 
menfaffen, und ergänzen wolle. — Der größere Theil der Ludwigſchen 
Schönbuhsordnungen ift abgedrudt in d. Realinder der Forftorbnun- 
gen ıc. Stuttg. 1758. ©. 351-387. — Die Beftimmungen dieſer Schön: 
buchsordnungen beziehen fih hauptfächlich auf die fehr ausgedehnten Be— 
nutzungsrechte der Schönbuchsgenoffen. Bei diefen und befonders der Art, 
wie ihre Ausübung herkömmlich war, mußte der Forft vielfachen Ein- 
griffen ausgefeßt feyn. An einen Theil des Waldes, den offenen Schön- 
buch, waren die Berechtigten zunächft angewieſen, und in diefem konnten 
fie meift mit großer Freiheit ihre Rechte unmittelbar felbft ausüben („der 
rechte Hau” hieß das Holz, an welches zunächſt ihre Rechte gingen, im 
Gegenfage zu den verbotenen Hölzern und der verbotenen Benüßungsart). 
Dagegen mußten zum Theile höhere Strafen, als bei andern Forften, 
gezahlt werden, wenn ein Genoffe „verbannte oder verbotene” Bäume 
fällte oder pie Theile des Schönbuchs, welde Bannwald (Not. 6) 
waren (etwa %5) verlegte, indem hier bei der größern Leichtigkeit der 
Vebertretung der Forft zum Theile durh Höhere Beftrafung der Forft- 
frevel gefhüßt werben follte. — Jetzzt find, mit Ausnahme von vier 
Gemeinden, die Schönbuchsgenoffen durch gänzliche Zufcheidung von 
Wäldern und auf andere Weife für ihre früheren Gerechtigkeiten ganz 
abgefunden, und fo fallen nun auch alle Beflimmungen ver Schönbuch 
ordnungen, welche mit der ehemaligen Schönbuchsgenoffenfchaft zufammen- 
hängen, namentlich auch die höheren Rıg ngen ihrer Waldfrevel, in Hin- 
fiht der Abgef ndenen ganz weg. 

3) 3.3. VI. Landesd. S. 147. Shmidlin Handb. der W. Forft- 
gefeßgbg. $ 1. Note 1. 

MWächrer, Württemb. Brivatr. 1. 9 
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und einzelnen Perfonen oder Eorporationen als Privilegium 
ober pachtweife verliehen, und auf die gleiche Weile audy mit 
dem Rechte, Mühlen an Strömen anzulegen, verfahren 9, 
Bei Bächen galten diefe Rechte für ein Zubehör des echten 
Eigentbums am angränzenden Grund und Boden; allein vom 
XII. Sahrhundert an wurde das Megal auch auf mande 
Waſſer, welche nicht eigentliche Ströme waren, ausgedehnt W, 
Diejenigen Wafler, welche durch die Bannforfte liefen, nahmen 
die Forſtherrn ausschließlich in Anfprud (oben Not. 3), und 
wie fie ihren Forſtbann mitunter auch über fremdes Eigen: 
thum ausdehnten, fo dehnten fie auch ihre Rechte auf Fifchs 
waffer, welche bis dahın Angränzern gehörten oder von Coms 
munen als gemeine Wafler behandelt wurden, aus. Go war 
es auh in Württemberg. In unfrer Periode fhon war 
anerkannt, daß die Fifcherei in dem Neckar und der Enz (und 
aud das Floßreht) Regal ſey, und fo fern nicht Einzelne 
befondere wohl erworbene Gerechtigkeiten nachweifen Eönnten, 
von der landesherrlichen Berleihung abhänge. Die Waſſer in 
den herzoglichen Forften wurden zu dieſen gezählt und meift 
verpachtet 3. Neben dem wurde aber auch anerkannt, daß 
Gemeinden und einzelne Perfonen Fifchwafler im Eigenthume 
baben fünnen. Nur wurden auch diefe Waffer unter befondere 
polizeiliche Aufficht geftellt und die Eigenthümer in ihrer Bes 
nügung mehrfach befhränkt. Die erfte Beftimmung in der leb: 
teren Hinficht erließ Herzog Ulrich, wie er fagt, durch den 
entftehenden großen Mangel an Fifchen dazu veranlaßt. Das 
Sifhen im Nedar nämlid wurde fchon in der Grafenzeit, 
namentlich durch Berträge mit Defterreich und mit Eßlingen, 


29) Eichhorn Rechtsgeſch. Th. II. $ 562. Vrgl. auch Shwaben 
fpiegel Eap. 207. $ 3. 

30) Eichhorn Rechtsgeſch. Th. J. 558. Not.d Th. II. $ 362. Not. o 
und 307. Th. IV. $ 548. ©. 403. 

31) Forſtordnung von 1540 Fol.5b. Im J. 1514 beflagten fih nament⸗ 
th, wie Sattler Herzoge Th. J. ©. 164 anführt, die Landſtände über 
den Eigennuß und die Härtigfeit der Forftmeifter, womit fie gemeine 
Bäche den Berechtigten entziehen. Vrgl. auch Schmidlin Handbuch 
der Forſtgſabg. Th. I. ©. 22. 
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geregelt *; auch hatte Eberhard im Bart ſchon im 3.4495 
eine befondre Fifchordnung für den Neckar, erlaffen (die 
erite FiſchO.) *, welche fih hauptſächlich an das durch jene 
Verträge Beitimmte hielt, und nad demielben das Fifchen, 
wenn ber Neckar feine Ufer übertrat, freigab, aber die Berech— 
tigten in Hinficht der Größe der zu fangenden Fifche befchräntte. 
Diefe Fifhordnung erneuerte und revidirte Herzog Ulrich und 
erließ fo die zweite Fifhordnung unter dem 25. Jun. 15535, 
jedvoh aud wieder blos für den Neckar. Allein in feiner 
LandesdD.. von 4536, in welche er diefe Fifchordnung aufnahm, 
dehnte er fie auf alle Fifhmwafler im Lande aus. Nach 
diefer FiſchOo. und den in der LandesD. gemachten Zufägen 
wurde, wie es früher fchon hinfichtlich des Neckars galt, das 
Fiſchen in den Öffentlichen und Gemeindemwaffern unter gewiffen 
Beichränfungen für den Fall allgemein frei gegeben, wenn 
das Wafler fteigt und gewiſſe auszuſteckende Zeichen erreicht, 
Dagegen ber Fifchfang überhaupt in allen (auch Privat:) 
Fiihwaflern rückſichtlich der Größe der Fifche befchräntt, indem 
bei gewiffen Fifcharten nur Fiſche von einer gewiffen im 
Sefege genau beftimmten: Größe gefangen werden follen 9, 
Diefe Fifhordnung Ulrih8 wurde von Herzog Chriſtoph 
mit einigen weiteren das Fiſchrecht beichränfenden Zufäßen in 
die Landesordnung von 4552 aufnommen (dritte FiſchO.) $, 
ihr no eine Floßordnung angehängt ®, und fpäter die ver: 

32) Pfaff Zweite Gefchichte Wrtgs. Th. II. ©. 413. Die Berträge 
find auch zum Theile angeführt bei Schmidlin a. a. O. Th. M. 
©. 162 f. 

33) Pfaffa. a. O. S. 4A. 

34) Anh das Baden in den Flüffen wurde in Beziehung auf gewiſſe 

Stellen der Fifche wegen in diefer FiſchO. beſchränkt. 
35) Die Kleineren follten wieder in das Waſſer geworfen werben. 
Fünfte Landes-Ordnung Fol. 6A—66b. Ein Theil diefer dritten, von 
Schmidlin a. a. D. Th. I. ©. 22 überfehenen, Fiſchordnung ift in der 
Sorftordnung von 1552 wörtlich wiederholt ſ. oben Note 21. 

36) V. 2D. Fol. 66b—68. Eine Veberfiht über die vielen in Floß⸗ 
fahen ergangenen Orbnungen gibt Shmidlin a. a. O. Th. U. 
©. 163 f. Ganz vollftändig ift fie aber nicht. So ift namentlich die 
erfte allgemeine Floßordnung von 1552 übergangen. Ueber das Floßregal 
f. bef. aub Mohl Württ. Staatsr. B. I. ©. 875 f. 

g* 
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mehrte Fifchordnung von 1552 in der IV. 2.9. wörtlich mit 
einem Eleinen Zufage wiederholt (vierte Fiſch-Ordnung) 3, 

Eine der läjtigften Beichränkungen des Eigenthums bil: 
deten noch die Waiderechte, befonders die Schaafmwaite 
rechte #, Auch hier wirkte theils Ausdehnung gutsherrlicer 
Nechte, theils große Ausdehnung landesherrlicher und Com: 
munalrechte ein. 

Die Gutsheren, welchen allerdings das Waiderecht auf 
ihrem Eigenthume , wie an fich jedem Eigenthümer, und auf 
den von ihnen verliehenen Gütern, - fo fern fie es .fich vorbe 
hielten, zuftand, wußten häufig ihr Waiderecht auf alle Güter 
einer Markung zu erftredden. Befonders gefchah dieß bei uns 
von den Klöjtern und von der fürftlihen Kammer für einzeln 
Kammergüter, namentlid für einzelne f. g. Schaafhöfe. Dft 
wußte man damit noch zu verbinden ein f. g. Recht dei 
Mebertriebs d. h. das Recht, die Schaafe täglich oder an 
gewiffen Tagen der Woche auf fremde benachbarte Markungen 
neben den anderen Waideberehhtigten für die Tagszeit zur 
Waide zu treiben, fo alfo, daß den fo bewaideten Gütern dr 
Hordenfhlag (Pförch, Schaafdünger) nicht zu Gtatten 
kam, fondern die Schaafe Nachts auf die Markung des Waide 


37) VI. LandesO. ©. 142—148. Sie fügt nur am Schluffe die %- 
Rimmung bei, daß die Amtleute und Stabtgerichte jährlich eine Fiſchtate 
machen follen. Auch in der ForſtO. von 1567 ſteht wieder derfelbe Tdeil 
der- Fifhorbnung von 1552, welcher der ForſtO. von 1552 einverleibt 
wurde, mit dem Beilage, daß die Forfibeamten auf die Fifchwafler det 
„Städte, Dörfer, Weiler, Gemeinden, fondern Perfonen auch Prälaten 
und Schirmsverwandten“ ein gleiches Aufiehen haben follen, wie auf die 
der Kammer. Vrgl. $ 69. Not. 27. Die Floßordnung ließ die VI. W. 
weg, und verweist wegen derfelben ©. 179 lediglih auf die Forftd. von 
1567. Zugleich wurde diefe Floßorbnung in die erfte Bauordnung, um 
fpäter in die VI. ForftO. und in die UI. BauO. wörtlich aufgenommen. 

38) Ueber diefe Berhältniffe f. v. Weishaar Handb. Ite Ausg. Th.ll. 
©. 60-64 und befonders das bei Gelegenheit eines neuen Schäfereigeiehe 
in unfrer Zeit bei den Landftänden Berhandelte, namentlich Bholgn der 
Abgeordneten v. J. 1824. HeftlV. ©. 343 f. 359 f.— Da die folgent | 
Periode an diefen Berhältniffen wenig änderte: fo gebe ich ſchon hier in | 
den Noten auch die in derjelben hierüber erlaffenen Beitimmungen. 
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berechtigten zurückkehrten ®. Hierzu geſellte ſich noch bei vielen 
Gemeinden die Einrihtung der Communfhäfereien. 
Nach dieſer befuhr die Gemeinde mit einer Schaafheerde nicht 
blos die der Gemeinde felbft gehörigen Güter, fondern auch 
noch die ſämmtlichen in der Marfung gelegenen Privatgüter. 
Sie übte diefes Recht nad der Entſcheidung der Gemeinde: 
behörde 3% theils durch Verpachtung des Waiderehts an 
Andere theils dadurdy aus, daß fie den Bürgern ihre zu einer 
gemeinen Heerde vereinigten Schaafe % auf die errichtete Com: 
munwaide zu treiben geftattete. In diefer Einrichtung lag 
auf der einen Geite eine große Beeinträchtigung der Rechte 
der in der Gemeindemarfung Begüterten, indem die Gemeinde: 
vorfteher fi herausnahmen, ohne befondere Zuftimmung jener 
Begüterten auf die angegebene Weile eine über die ganze 
Markung ſich erftrecdende Communfchäferei zu errichten ®. 
Bon der andern Seite wurden auch die Gemeinden von der 
Regierung zu fehr befchränft; denn nah den Berfügungen 
Herzogs Ehriftoph *? hatte eine Gemeinde zur Errichtung 
einer Communfchäferei, wenn aud alle Betheiligten einſtimm— 
ten, doch noch eine befondere Eonceffion der Regierung nöthig. 
Endlid wußte fi die Kammer noch in den Befit eines Rechtes 





39) ©. die angef. Vhollgn ©. 347 und 363 f. Vrgl. auch Bholgn der 
Abg. von 1838. Heft V. ©. 1144 f. 1152 f. 1155 f. 

39a) Nah der LandesO. ©. 168 (VI. 8,0. T. 82 $ 2 f.) hatten 
hierüber die Orts gerichte, in der folgenden Periode aber (nad ber 
Communordnung v. 1758 S. 81 $1.) Geriht und Rath zu entfcheiden. 

40) Die Zahl, welche hier jeber treiben darf, follen nach der LandesO. 
Amtmann, Bürgermeifter und Gericht beftimmen. Nach der Commun- 
Dronung dv. 1755 ©. 83 $ 7. foll fie fih nah dem Steiterfuß (dem 
fteuerbaren Grundeigenthum und den Gewerben) oder nach unftreitigem, 
altem Hertommen richten. Ueber die Benügung des Pförchs f. L.O. 
©. 176 (Vil. L.O. Tit. 82 $ 29 f.) und davon zum Theile abweichend 
pie Commund. ©. 83 $ 9. 

41) Darüber, daß dieß wirklich eine Leberfchreitung ber den Gemeinde- 
bebörven an fich zukommenden Befugniffe war, f. bef. auch die Neußerungen 
des Minifters v. Schmidlin in den Vhdolgn d. Abg. von 1828, Heft V. 
&. 1103. Auch ift zu vrgl. Mittermaier Grundff. des gem, D, Privatr. 
Fünfte Aufl. 1837. $ 170. 

42) V]. Yandesd. ©. 174 (VU. %,D. Tit. 82 $ 20.) 
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zu fegen, welches, durch Herfommen und lagerbüchlihe Zuges 
jtändniffe begonnen, bald beinahe über alle Markungen Alt 
württembergs fich erftreckte, und das man, wenn man bei der 
Yagd, dem Bergbau und dergleichen die Bezeihnung „Regal“ 
anwendet, gerade ebenfo ein wahres Schaafwaideregal 
nennen könnte, Es war das Recht, die fremden Schaafwaide: 
diftrifte während der f. g. offenen Zeit (der Winterwaidezeit, 
von Martini bis Georgi, fpäter bis Anfangs März?) mit 
Schanfheerden befahren zu. laffen, das f; g. Landgefährt®, 
Diefes Recht wurde theils von den Kammerfchäfereien ausgeübt, 
theils an einzelne Perfonen auf kürzere oder längere Zeit ver- 
lieben, auch an einzelne Höfe der Kammer, welche als Bauern: 
‚leben oder in Folge einer. gänzlichen Beräußerung in die Hände 
einzelner Privaten kamen, bleibend geknüpft, fo daß eine 
beträchtliche Zahl von „Landfahrern«“ non diefem Rechte Ge 
brauch machte, durch ihr Zufammentreffen manche Colifionen 
berbeiführte, die Waiderechte der Gemeinden und anderer 
Schäfereibefiger empfindlich befchränfte und. den: Grundeigen- 
thümer vielfach beinträchtigte %, während mit dieſen lady 
theilen die Vortheile, welche das Landgefährt der Kammer 
abwarf, in gar feinem Verhältniffe ftanden %, | 





43) Ueber diefe offene Zeit vgl. die Vholgn d. Abg. von 1824. 
Heft IV. ©, 348 f. Heft XI. ©. 1306 f. und die Vhoͤlgn von 1828. 
UL. außerord. Beil.Heft S. 86 f. — Ein G.R. v. 20. Apr. 1700 ſetzte 
das Ende der Winterſchaafwaide auf ven. 3. März; ebenfo die. Eommun- 
Ordnung ©: 80: $ 9. Allein die Landfahrer fiheinen das Landgefährt 
bis zum. 23. April benüßt zu: haben , bis ein G.R. v. 2. März 1747 den 
Termin mit einigen Ausnahmen auf den 14. März fegte, und auch biefe 
Ausnahmen burh ein G.R. v. 13. Mai 1782 f. (in Kapffe Samml. d. 
Beroron. S. 279) aufgehoben wurben. . 

44) Weber vaffelbe f. die Bhdlgn der Abg. am zuletzt a. O. ©. % 
und die Vholgn 9. 1824, Heft IV. ©. 348 f. 

45) Oft auch noch durch MWeberfchreitungen der dem Rechte gefegten 
Grenzen, fo daß die Stände auch in der folg. Periode mehrfach Befchwer- 
den führten; 3 B. Landtags-Abfch. v. 1739 Art. 33 (in Reyfcher Staats- 
Grundgefi. Th. II. ©. 531); man vgl. auch die CommunDd. ©. 85 $ 21. 

46) Ueber dieſe Bortheile vrgl. die zulett angeführten Vholgn S. 349. 
Statt es aber ganz aufzuheben, fuchte man auch in den folgenden Perio- 
den ed nur mebr zu regeln durch eine Menge einzelner Berorbnungen. 
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Sp war durch die verfchiedenften Waiderechte der Ertrag 
des Grundeigenthums gefährdet, dem Eigenthümer in der Bes 
nüsung deffelben, im Anbau der Brache u. f. f. vielfach die 
Hand gebunden 47, wenn man auch von den Rachtheiten, welche 
die fo nahe liegende UWebertretung der Grenzen des Waides 
rechts herbeiführen mußte, ganz abſieht. Bon ber andern 
Seite kamen noch große Beichränfungen ber Bürger in Pins 
fiht des Rechts, eine Schäferei zu errichten, Waiden zu pach— 
ten, in Dinficht der Zahl der zu haltenden Schaafe und einer 
von der Regierung "unmittelbar und zwar auf Koften ber 
Schaafhalter ausgeübten Eontrole und mande Begünitigungen 
der Schäferzunft theils in diefer theils in der folgenden Pes 
riode hinzu 28, 

Die Waide- und Schaafordnung Herzogs Chriſtoph, 
weiche feine V. und VI L.O. enthielt, fuchte feinem der 
eben berührten WUebelftände entgegenzumirken. Sie gibt haupt- 
fächli nähere Beftimmungen über Gemeindefchäfereien, über 
Berpachtung der Schaafwaiden, Strafen für Ueberfchreitung 
von Waiderehten und Vorkehrungen gegen Franke Schaafe. 
Diefe Schaafordnung ging dann in der folgenden Periode 
mwörtlih auch in die VII. 2.0. (Tit. 82) über, und wurde 
noh in Manchem modificirt und näher beftimmt theils 
durch die ausführlichen Verfügungen, welche über die Gemeindes 
fhäfereien in der Communordnung von 4758 enthalten find, 


Bol. Lor. Erd. Hetzel Repertor. der W. Pol.Sch. B. V. ©. 43 f. 
Eommund. a. a. DO. Bholgn der Abg. v. 1824. 9. 1V. ©, 348, 359. 
47T) Ueber die großen Nachtheile diefer Waiderechte, namentlich des Ueber⸗ 
triebsrechts, welches der ſtänd. Comm.»Bericht eine Geiffel der Landwirthſchaft 
und Schaafzucht nennt, vgl. bef. die Vholgn d. Abg. von 1824. Heft IV. 
©. 341 f. 363 f. und die amtlichen Berichte bei Rud. Mofer Die 
bäuerlichen Zaften der Württemberger ıc. Stuttg. 1832. ©. 30—45. 

43) Bol. die Commund. ©. 82 $ 3 f. und über die Aufficht durch die 
f. 9. Landzaplmeifter CommunO. ©. 85 $ 17 f. nd ER. v. 25. 
Apr. 1763 (in Kapffs Sammlg. ©. 66), ferner v Weishaar a. a. O. 
Th. II. $ 534. 

49) VI. 2.D. ©. 163—179. Sie flimmt hierin mit Ausnahme eines 
Zuſatzes über das Berhältnig von Ausländern bei Schaaftvaiden ganz mit - 
der V. L.O. überein. 
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theils durdy einzelne Generalreferipte, welche fich bejonders auf 
das Landgefährt und die Schaafwaideverleihungen bezogen ®, 


3. Berhältniffe über Bergban und Salinen. 


$ 29. Zu den Rechten, welche, wie die Jagd und das 
Flußfiſchrecht, allmäplig Regal wurden, wenn gleich für ihre 
Regalität weder Gründe des Stats wohles, noch die Natur 
der Sache ſprachen, gehörte auch das Recht auf bergmänniide 
Gewinnung von Metallen. Bis in das XII. Jahrhundert war 
daflelbe ein Ausfluß des Eigenthums an Grund und Boden’! 
Allein auch dieſes Recht wußten die Kaifer im Laufe des 
Mittelalters, anfangs nur bei edlen, fpäter auch bei andern 
Metallen, zum Regal zu ftempeln, verliehen es häufig, wie 
andere. Megalien, und dehnten die Regalität nody auf die Ge 
winnung von Gteinfalz und die Benügung von Galzquellen 
aus? Wurde auch. gleich diefes Regal von feinen Inhabern 
großentheils nicht in der Weife ausgeübt, daß fie den Bergbau 
durch ihre Beamten und auf ihre Rechnung betreiben ließen, 
fondern ihn in der Regel „freigaben“: fo geſchah die 
doh nur in der Art, daß beim Landesherrn Die Beleh— 
nung mit. dem Bergbau nachgefucht, für die Conceſſion und 
von dem Ertrage des Bergbaues eine Abgabe bezahlt, und 
der Bau nach befondern Vorfchriften und unter Aufficht lan: 
desherrlicher Behörden betrieben werden mußte. Auch hatte 
der Eigenthümer von Grund und Boden es fich gefallen zu 
laffen, daß, wenn er nicht felbft den Bergbau betreiben wollt, 
Dritte gegen eine ihm zu zahlende Entfhädigung mit einem 
auf feinem Boden zu eröffnenden Bau fidy belehnen ließen. 
Im Beſitze des Bergregals fcheinen fchon im XV. Jahr 
hundert die Württ. Negenten gewefen zu feyn (f. Not. 5), und 

50) 3. B. ©.R. v. 2. Mai 1782, und GR. v. 7. Sept. 1791 (i 
Kapffs Samml. 277, 376); ferner Note 43, 46, 

1) Eichhorn Rechtsgeſch. Th. J. $ 58. Note c. Th. II. $ 297. und 
die dort angeführte Schrift von Hüllmann Gefch. des Urſprungs dr 
Regalien in Deutfchl. 1806. 

2) Eichhorn a. a. O. Th. I. $ 297, 362. Tp. IV. $548. Ppiliprt 
Grundſſ. d. D, Privatr. Bd. J. S. 254 ff. Auch Gold. Bulle Cap. IX. $i. 
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der Herzogsbrief ſprach die ſes Regal ihnen unzweideutig zu 3. 
Nur übten fie es felten felbft aus?, fondern verliehen das 
Recht an Andre theils an Einzelne, meift aber an Gefellfchaften 
(„Sewerkffchaften‘) auf die oben angegebene Weife, fo 5. B. 
in den jahren 1456 (bei Nagold), 4477 (bei Dünwans 
gen), 1478 (bei Degerlodh), 4483 (bei Wildberg und 
Bulach), 15141 (zu Effingen) und fonftd. Herzog Ulrich 
fol im %. 1536 den Gemwerkichaften im Lande verfchiedene 
Freiheiten ertheilt haben®, wie auch dieß fpäter Chriitoph 
bei einzelnen Gewerfichaften that”. Auch wurde noch unter 
Ehriftoph eine allgemeine Bergwerfsordnung verfaßt, aber 
erft nad feinem Tode von den Bormündern Herzogs Ludwig 
im Jahre 1569 ihre DBerfündigung befchloffen. In dieſer ſoll 
der Bergbau unter Borbehalt des Zehentens von. jeder Grube 
und des DVorfaufsrechts der gewonnenen Metalle ausdrücklich 
freigegeben worden jeyn ®. 

Zur Ausübung des Salzregals gab es feine Gelegen— 
heit. Das einzige Salzwerk im Lande war in Sulz. Das: 
jelbe befand fich aber, als Sulz zum Lande erworben wurde, 
theils in den Händen der Herren von Sulz (v, Geroldseck), 
theils im Eigenthume verfchiedener in Sulz und an anderen 
Drten angefeffener Perfonen (einen Autheil hatte auch das 


3) Bergl. die oben ©, 119 Note 6a angef. Stelle, welde beftimmter, 
als für ein Jagdregal, für das Berg- und Salzregal fprict. 

4) Ein Beifpiel einer folhen Ausübung v. 3. 1460, welche aber keinen 
glücklichen Erfolg Hatte, führt Pfaff Zweite Geſch. Wribgs Th. I. 
©. 416 an. Im Jahre 1569 wurde befchloffen, daß die Rentkammer fich 
nicht „in folchen ungemwiffen Bau einlaffe, weil ohnehin ohne ihre Koften 
der Zehnte und der Borkauf ihr gebühre.” Sattler Herzoge Th.V. ©.7. 

3) Pfaff Zweite Gefh, Wetbgs. Tp. II. ©. 416 ff. Auch (in Bezie- 
dung auf Wart bei Nagold) Sattler Grafen Tp. IV. Abſchn. V. $ 110. 
Ueber die Bergwerke bei Bulach vrgl. Reyſcher Altwürtt. Statutarrechte 
©. 554, 555, 5711-58. 

6) Weiffer Nachrichten v. d. Würt. Geff. ©. 31. Die Beflimmungen 
Ulrichs follen abgedrudt feyn in der phyſikal. ökonomiſchen Wochenſchrift 
Stuttg. 1758. ©. 678 ff. Ich konnte aber das Buch nicht befommen. 

D 3.82. im J. 1558 f. die Urkunde bei Reyſcher a. a. DO. ©. 577. 

8) Dieß erzählt wenigftens Sattler Herzoge Th. V. ©. 7. Ein Ab— 
drud diefer erften Bergordnung ift mir aber nicht befannt. 
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Klofter Alpirsbach). An die Stelle der Herrn von Sulz traten 
nun die Grafen von Württemberg, ließen aber den übrigen 
Berechtigten ihre Antheile. Die beim Salzwerke Betheiligten 
ftanden unter einem bejondern „Geſödgericht“, von welchem 
die Berufung zunähft an das Sulzer Stadtgeriht ging ?. 
Erit ſpaͤter brachten die Derzoge das ganze, übrigens unbes 
deuteude, Saljwerf nad und nad in ihre Hände. 


4. Baupolijei. Erfte Bauordnung. 

$ 30. Einen Gegenitand der polizeilichen Fürforge, beflen 
id Derjog Edriſtoph aus beionderer Reigung jehr annahm, 
bildeten noch Anordnungen über das Baumefen, über Die bei 
Bauten zur Eprade feınmenden Nıhbarverbälmiite und über 
Nie Rechte und Prlidten der bei Bauten bauptſächlich bethei⸗ 
ſigten Durtwerker. Einzelne Beſtimmungen in diefer Dinfiht 
were zwar abo die Landeserdauug ven 1521 Allen 
HOerzog Edriſterd Fand He mir Rede ungenügend and lief 
eire zoltisdige Serordrung vor Dr. Gaduer mit Zujie 
Purg erriger Burmerter ausarbeiten. Der ron dieſen gefer: 
ng Errourf, it mein Me errzeime afte Banordmungen 
werrchiedener Eritee und Doörfer des Landes welche zu dieſem 
Imerte zu die Kegiermmg eirgeierder merder mußten, berüd: 
Hroyen, u? Minded auch zus dem Römiſfchen Rechte 
Kiuortun,, wur im J. 2305 5 Lich dem großen ſtändiſchen 
Aumwure zur Teyuupamg misgerpeie Terre aber hatte 
alleraaud Sedenten dagegen, und weilte sburhange Die Roth 
vendigfeit einer joichen Ordnung muhe recht einſeyen. Judeſſen 
um mar dech am Erde Febr. 1307° vwenigſtens darin mil 
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ipm überein?, daß der Entwurf vorläufig blos den Gerichten 
mitgetheilt, und dann die Ordnung fpäter, „wenn fid) künftig 
befinden würde, wie und weldhermaßen fie an jedem Orte mit 
tugen möge angerichtet werden, in Druck gegeben, und Jeder⸗ 
mann ihr nachzufommen aufgegeben werden folle.“ Mit dies 
ſem Berfuhe wurde jedoch nicht eben lange die Probe gemacht. 
Denn nod in demjelben Jahre ließ Ehriftoph den Entwurf 
unter die Prefie geben, und fchon am 4. März 4568 die neue, 
auch privatrehtlich fehr wichtige, Bauordnung als Landess 
gejeg unter dem Titel: „Newe Bawordnung des Fürs 
ſtenthumbs Wirtemberg“ im Drucde befannt machen, 
Gie ift in zwei Theile getheilt, von welchen der erjte unter 
Anderem die privatrechtlid; wichtigen Nachbarſchaftsver— 
hältniſſe beftimmt, der zweite Ordnungen für Handwerker 
gibt, welche namentlih mandes für das Forderungenrechs 
Wichtige enthalten ©. 


B. Die Staatöverfaffung und ihr Einfluß auf die Ausübung 
ber. Gefeßgebungsgewalt. 


$ 31. Herzog Ehriſtoph betätigte nicht nur bei feinem 
Regierungsantritte den Tübinger Vertrag, fondern gab auch 


3) Ausfhußabfchien v. 5; Febr: 1567 (ungedruckt). Auch das übrige 
im Zerte Gefagte ift aus Archivurkunden genommen. 

4) 150 Seiten Fol, Auf ihrem Titelblatt fteht die Jahreszahl 1567, 
an ihrem Schluffe aber: Stuttgart den erftien März 1568. Mande 
geben an, fie fey 1567 erſchienen; allein dieß ift ein durch das Titelblatt 
erzeugter Irrthum. Später wurden noch zwei (mit der erfien Ausgabe 
feitengleiche) Abdrücke 1587 und 1593 gemacht. 

5) In der Borrede zum zweiten Theile wird beſonders gerügt, daß 
manche Handwerke ohne Bewilligung des Herzogs ſich Ordnungen gege— 
ben, und eigenmächtig aus ihrer Mitte Gerichte niedergeſetzt und gehalten 
haben. Jene Ordnungen werden nun durchaus aufgehoben und dafür 
hier theils allgemeine Beſtimmungen, theils beſondere Ordnungen für die 
Steinmetzen- Zimmer- Schreiner- Schloſſer- Glaſer— 
Kupferſchmidt- und Hafner-Handwerke gegeben, ‚von welchem für 
das Privatrecht befonders die Steinmegenorbnung wichtig ifl. — Ueber 
die Zaren bei den Maurern und Steinmegen ift auch noch zu vergleichen. 
Landtagbabichied v. 1583. $ Demnach auch viel befagte ic. in Repſchers 
Samml. ver Staatsgrundgefl, B. H. ©. 188. 


140 Kap. 5. Zweite Periode. Das erfte Jahrh. d. Herzogth. 1495-1593. 


eine den Rechten des Volkes günftige Declaration deffelben, 
bei der er namentlid jedem feiner Eingefeffenen, auch den 
Leibeigenen, die ſchon im Tübinger Vertrag zugefagte Aus: 
wanderungsfreiheit ficherte. Zugleich fuchte er über die Reprä- 
feniation des Landes feftere Beſtimmungen zu veranlaffen, 
deren Mangel bereits unter Ulrich die ganze Berfaffung zu 
gefährden gedroht hatte. In Beziehung auf die Repräfentation 
felbit aber trat eine, auch für die privatrechtlidhen Verhält— 
niffe nicht unwichtige, große Aenderung ein. Ein ganzer poli- 
tifcher Stand, die Ritterſchaft, hörte auf, zu Württem:- 
berg zu gehören; zugleich bildeten fi dielanditändifchen 
Ausfchüffe fett aus, welche für die Ausübung der Gefeb- 
gebungsgemwalt des Negenten fehr von Bedeutung wurden. 
Eine eigentliche organifirte Eorporation hatte die Ritter: 
fhaft in Württemberg nie gebildet. Allein die große Zapl 
der unter Württembergifcher Landeshoheit ftehenden Ritter 
und der Bafallen der Grafen (bei der Theilung des Landes 
wurden im %. 1442 dritthalbhundert Bafallen aufgezählt), ihr 
enges Verhältnig zum Fürften, ihre aus den alten Zeiten 
begründete Theilnahme an der Nechtspflege und an der Ber: 
waltung des Landes, ihre grundherrlichen Rechte und noch 
manche andere Umftände gaben den Rittern die einflußreichite 
Stellung, und erhoben fie zu dem erften Stande. Es war’ 
daher natürlich, daß, als die Landesrepräfentation fürmlicher 
fih auszubilden anfing, der Adel eines der Dauptelemente 
derjelben wurde. Allein bald fing er an, fich zurückzuziehen, 
und an den wichtigen Berathungen, deren Refultat der Tübinger 
Bertrag und Abjchied war, nahm er fhon nicht mehr Theil. 
Die Meiften glauben, der Grund fey gewefen, weil e8 bei jenen 
Berathungen hauptſächlich vom Zahlenfollen und von Gelb: 
unterjtügungen fich gehandelt habe, und allerdings mag dieß 
mit ein Grund des Michterfcheinens gewefen feyn. Der Einzige 
aber war e8 gewiß nicht. Andre ! glauben, weil in jenen 
ichwierigen Zeiten der Adel ſtets fid) habe bereit halten müſſen, 
auf die Aufforderung des Herzogs gegen die Aufrührer zu 


— 


1) Uebelhen Entſtehung der Landſtände ıc. ©. 142. 
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Felde zu ziehen. Allein abgefehen davon, daß ihn dieß nicht 
hätte abhalten fünnen, am Hoflager des Herzogs zu ericheinen, 
wie auch wirklich Biele von der Ritterfchaft im Gefolge des 
Herzogs erfchienen, ohne aber an den Verhandlungen directen 
Antheil zu nehmen: fo fchien der Adel gerade in jener Zeit 
nicht eben fehr geneigt, für den Herzog viel zu wagen, wie 
bald darauf die Erfahrung bewies. Als kurz nachher der Auf: 
ruhr wirklih zum Ausbruche fam, war es nicht der Adel, der 
zu Felde zog, fondern die treuen Städte und Bürger bämpften 
mit dem Herzog den Aufruhr, und als fpäter Ulrich aus dem 
Lande getrieben. wurde, waren e8 Adel und Reichsftädte, die 
ihn austrieben ?. 

Der Adel ſah durch die immer fchärfer hervortretende 
Ausbildung der Landeshoheit feine alte Freiheit gefährdet. 
Diefe. wollte er ſich erhalten. Er wollte feinen Herrn über 
fi) haben, als den entfernten und viel befchäftigten, der ihn 
gewähren ließ, den Kaifer; er wollte feine Laften tragen, als 
höchſtens die Lehen- und Reichslaſten; er hatte wenig Intereſſe 
an den Schickfalen des Landes, weil er fand, daß bei einer 
Trennung feiner Intereſſen von denen des Landes jene mehr 
gefördert, bei einer größeren Verbindung mit dem Lande aber 
feine eigenen Freiheitsrechte gefährdet würden. Go zog er 
fih zurüc, und die alte Freiheit, welche früher jedem freien, 
mit echtem Eigenthum angefeflenen, Mitgliede der Volks— 
gemeinde zufam, erhielt fih bei ihm fort, während fie bei 
den andern Freien, welche nicht mit gleiher Macht ihre alten 
Nechte erhalten Eonnten, untergegangen war‘. Man fuchte 


2) Bol. Pfifter Herz. Chriſtoph B. J. S. 60 ff., 64 ff., 70 ff. Auch als nach 
der Austreibung Ulrihs die Prälaten und gemeine Landſchaft 
meinten und wollten, daß das Land „Herzog Epriftofen zu feinen Handen 
geftellt und überantwortet werde”, war es der Adel, der nicht darauf 
eingeben wollte. v. Spittler Sämmtlihe Werke B. XU. ©. 249 ff. 

3) Brgl. auh, was Nauclerus in feiner Chronographia Vol. Il. 
Generat. 113 fol. 23la am Ende des XV. Jahrhunderts von der Ritter- 
ſchaft Schwabens fagt; auch Eichhorn Rechtsgeſchichte Th. IL. $ 433. 
Note a, 

4) Noch in diefer Periode verloren einzelne Dörfer, weldhe bis dahin 
reichsfrei waren, 3.8. Steinheim a. d.Murr, Kirhhbeim am Nedar, 
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zwar wiederholt, ihn wieder herbeizuziehen. In der Declara: 
tion, welche Kaifer Carl V. im 5. 1520 vom Tübinger Ber: 
trage gab, wird zugefagt, der Adel folle dem Land „anheimig 
gemacht und fo viel möglich herzugebracht“ werden; auf den 
folgenden Landtag wurde er wirklich einberufen, und ebenfo 
auch fpäter einmal von Ulrich; Herzog Ehriftoph wieder: 
holte in feiner Declaration von 41551 und im Landtagsabichied 
vom J. 1565 die Zufage, welche früher Carl V. gegeben 
hatte, und noch fpäter fprach der Landtag öfters den Wunfch nad 
diefer „Herzubringung “ des Adels und die Regierung ihre 
Bereitwilligkeit dazu aus. Allein was mit den reichen Prä- 
laten, deren Gebiet beinahe den dritten Theil des ganzen 
Landes umfaßte, zum Glück gelungen war ($ 33), gelang nidt 
mit dem Adel. Im Jahre 1559 erflärte Kaifer Ferdinandl. 
den Shwäbifchen Adel für reihsunmittelbar, und im 
J. 4560 gab der Legtere fich eine, vom Kaiſer im J. 15614 beftätigte 
Nitterordnung, durch welche er fich zu einer feften Corporation 
bildete, in gegenfeitigen Derhältniffen unter ein befonderes 
Gericht ftellte®, und fo aus allen Verhältniffen zu Württem: 
berg, feine Lehensverhältniffe ausgenommen, ſchied. Ueber die 





ihre alte Freiheit, und mußten fih in den Schuß und fo umter die Landes— 
boheit des Württ. Landesherrn begeben. Aehnlich hatte fich in manchen 
Gegenden Norddeutſchlands noch lange die alte Freiheit nicht adelicher 
Grundbefiger erhalten; vgl. 3. B. die intereffante Darftellung bei P. Wis 
gand das Femgericht Weftphalend ꝛc. Hamm. 1825. ©. 115—153. 

5) Pfitera.a. D. ©. 586 f. — Ueber die Verhältniffe der von 
Herzog Ulrich im 3. 1504 erworbenen Grafihaft Töwenftein, melde 
Urih im 3. 1510 dem Grafen von Löwenftein zu Lehen gab, f. Satt- 
Geſch. Ws unt. d. Herzog. Th. I. ©. 110 f. Breyer Elem. jur. publ. 
Wirt. 8255 sq. Magazin für Wirt. Schreiber. 11.9. Stuttg. 1798. ©. 54. 
Sie blieb dem Herzogthum einverleibt, die Württ. Gefeße (namentlich 
auch das Landrecht, die Landesordnungen 20.) galten in ihr, fie ftand unter 
dem Württ. Ehegericht, die Appellation ging von ihren Untergerichten an 
das Württ. Hofgericht u. ſ. w. 

6) Bel. Jo. Steph. Burgemeister Codex diplomat. equestris. 
Ulm. 1721.:T. IL p. 161 sq. 177, 182. Ebendaſelbſt auch die Prozeß— 
ordnung der Schw. Nitterfhaft S. 203 f. Herzog Chriſtoph proteftirte 
zwar gegen dieſe Ritterordnung (Det. 1565), aber vergeblid. Die 
Fränkiſche Ritterfhaft gab ſich eine ähnliche Ritterorbnung im J. 15%. 
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auf feinen adelihen Gütern Eingefeffenen übte er nunmehr 
durchaus die Eipilgerichtsbarfeit aus, und zwar fo, daß ein 
ritterfchaftliher Beamter mit Schöffen aus den Ortsmagir 
ftraten die erfte Inſtanz bildete, der Ritter aber auch für eine 
zweite Inftanz zu forgen hatte, im Nothfalle durch Berfendung 
der Arten an ein Spruchceollegium oder an einige Rechtsgelehrte, 
und in dritter Inſtanz, freilich nur bei einer ziemlich hoben 
appellablen Summe, die Reichsgerichte follten angegangen 
werden können 7, 

Zwar wurde auch nad) diefer Trennung der Adel immer 
noch von den Württ. Gefegen berückfichtigt und in manchen 
Dinfihten begünftigt. Das Bafallenband Enüpfte noch Viele 
bis auf einen gewiflen Grad an das Land; die Herzoge hatten 
ftets viele adeliche Näthe und Diener; dabei machte man fid) 
immer lange noch Hoffnung, den Adel zum Lande herbeizus 
zieben, und allmählig entitand auch wieder ein landfäffiger 
Adel, theild durch Einwanderung, theils durch Erhebung Bürs 
gerlier in den erblichen Adelftand, deffen Güter durch Privi- 
legien mitunter auf ähnliche Weife bevorrechtet wurden, wie es 
die der alten Nitterjchaft waren. Go erklärt es fich, wie die 
fpäteren Hofgerichtsordnungen eine befondere Adelsbank beim 
Hofgerichte anordneten und ein Gleiches auch bei andern Col: 
legien, dem Oberrathe (unter Herzog Chriftoph waren im 
Dberrathe ſechs adelihe und neun  gelehrte Räthe in Beilol: 
dung) und fpäter dem Geheimenrathe, beftimmt wurde. Allein 
als politifcher Stand verfchwand der Adel bis in das XIX. 
Jahrhundert, und das ganze Land wurde nunmehr blos von 
den Prälaten und Depntirten der Landfchaft vertreten. 
Die legteren Deputirten wurden zwar nur aus den Mitgliedern 
der Stadtmasgiftrate genommen ”*. Allein fie wurden nicht 
blos als Abgeordnete der Städte, fondern als Abgeordnete der 
Städte und des zu denfelben gehörigen Amtes, als Vertreter 





7) ©. auh Eichhorn D. Staats und Nechtsgeſch. B. IV. $ 539. 
8. II. $ 439. 
7a) Brgl. oben ©. 41 Note 10, namentlih auch über die Vögte. 
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des Bürger: und Bauernftandes betrachtet, und hatten 
daher auch von der Amtsverfammlung bindende Znftruf: 
tionen anzunehmen. 

Für die Freiheit und die Nechte des Bürgerftandes war 
jene Trennung des Adels vom Lande wohl ein günftiger Um: 
ftand. Der Adel Hatte früher überwiegenden, aber audy jet 
noch ftets einen bedeutenden Einfluß, befonders durch den Vor: 
zug, den er bei Bejegung höherer Aemter erhielt. Diefem Ein: 
fluife konnten nun Bürgerftand und Kirche Eräftiger entgegen: 
treten; denn fie waren es allein, die das Land gegenüber 
von der Regierung verfaffungsmäßig repräfentirten. Doc 
hätte fih diefe Stellung durh alle Berhältniffe hindurch 
erfprießlicher entwickeln können, wenn nicht durch eine politische 
Inſtitution Chrijtophs eine Oligarchie begründet worden 
wäre, welche der gedeihlihen Wirkſamkeit der Berfaffung in 
manchen Zeiten nachtheilig war, und bei der es ſich theilweiſe 
erklärt, wie fpäter bei einer in ihren Grundzügen fehr freifin- 
nigen WRepräfentativverfaffung doch häufig eine Meihe von 
Sahren hindurch das Volk fehr gedrückt, in feinen wichtigften 
Rechten gekränkt, und großen Mißbräuchen (Cabinetsjufti;, 
Aemterhandel, Militärdruck, Willführ gegen Gemeinden u. N.) 
Eingang gewährt werden konnte. Es war dieß die Ariftofratie 
einiger Prälaten und Städtedeputirten, die des engern Aus 
fhuffes, ein Inſtitut, welches, weil es auch für die Pri— 
vatrechtsgefeugebung durch die Theilnahme des Ausfchuffes 
an derfelben ſehr machtig ift, hier näher erwähnt werden muß. 
Schon in der Zufammenfegung der Landitände felbft lag ein 
oligarchifches Prineip. Denn fie gingen nicht aus der Wahl 
des Volkes hervor, da die Abgeordneten der Landfchaft aus 
den Stadtmagiftraten (meift waren es die Bürgermeifter) 
genommen, diefe Magiftrate aber, wenn auch damals dem 
Princip nach noch wechlelnd, doch nicht von der Gemeinde 
gewählt wurden (ob. ©. 44), und fpäter mit der Lebensläng- 
lichkeit durchaus das Recht der Gelbftergänzung erhielten. 
Eine ähnliche Stellung, wie die Magiftrate zum Volke, erhielten 
die Ausſchüſſe zu den Landftänden. 
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Das Inſtitut der dauernden landftändifchen Ausfchüffe 
wurde von Herzog Chriftoph® im Jahr 1554 gegründet. 
Der Grundgedanfe, der ihn dabei leitete, war ein durchaus 
richtiger, nur die nähere Durchführung deffelben nicht zu bil: 
ligen. Es jollte ein aus zwei Prälaten und fechs Städte: 
deputirten beftehender Ausihuß („Elain Ausfhug“) zu: 
nächſt für die richtige Bezahlung der vom Lande übernom: 
menen berrihaftlihen Schulden und durch das ihm einge— 
räumte Petitions- und Vortragsreht an den Herzog für die 
Sicherung des allgemeinen Wohle und der Bolksrechte auch in 
den Zeiten forgen, in welchen ein Landtag nicht verfammelt 
war. Don Zeit zu Zeit nad) feinem Einmeffen fich verfam- 
melnd war er in feiner Zufammenfegung permanent, und 
ergänzte fi) beim Abgange eines Mitgliedes felbft?. Sn 
wicptigeren Fällen Eonnte er auf Einberufung des gefammten 
Landtags oder eines größeren Ausfchuffes antragen. Diefen 
Letztere beftand aus den Mitgliedern des engeren Ausſchuſſes 


8) Temporäre Ausſchüſſe kamen ſchon früher vor. Unter der Defter: 
reihifchen Regierung wurde ein Grund zu einem dauernden Ausfchuffe 
gelegt, und in einem Staat vom %. 1529 beftimmt, daß der „elain 
vßſchutz“ aus einem Prälaten und 6 von der Landfchaft beſtehen, und 
Macht haben foll, in „ven ‚geringen vnd clainen fahen“ zu handeln und 
zu befchließen, neben demfelben aber für Sachen, „fo etwas treffenlihs 
und dapfers berueren wölten“ ein Zufa& verordnet und erwählt werben 
folle von ferbs andern Perfonen von der Landſchaft und einem Prälaten, 
welche mit dem Fleinen Ausfchuffe den „groß vßſchutz“ bilden. In ver 
Zufammenfegung follen beide Ausfchüffe permanent feyn; nur fann der 
verfammelte Landtag eine Aenderung oder Aufhebung der Ausſchüſſe 
beſchließen, wie er auch die abgehenden Mitglieder durch neue Wahl zu 
ergänzen hat. ©. Reyſcher in f. Einleitg in den 1. Bd. fr Gefesfammt. 
©. 304 f., wo Derfelbe auch zuerft diefen Staat mittheilt. Indeffen hörte 
das Inſtitut nach Ulrichs Zurüdkunft -wieder auf. Auch in den erften 
Jahren der Regierung Chriſtophs wählte der Landtag Ausſchüſſe aus . 
feiner Mitte zur Borberathung und Förderung feiner Gefchäfte, In eine 
fefte Form und in Permanenz gebradt wurde aber das Inſtitut der 
Ausfhüffe erft durch die Verhandlungen Chriſtophs mit den Ständen 
im 3. 1554. Zur Grundlage diente hier unverkennbar der Defterr. Aus— 
ſchußſtaat vom J. 1529. Vrgl. auch Reyſcher a. a. O. ©. 327 f. 

Dieſer Cardinalpunkt kam eigentlich nicht mit Willen des Herzogs 
in den Ausſchußſtaat vom J. 1554. Pfifter Herz. Epriftoph ic. ©. 4 f. 


Wächter, Württemb. Brivatr. 1. 10 
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und aus zwei weiteren Prälaten und ſechs weiteren Städte: 
deputirten, konnte aber auch nöthigenfalls noch durch mehr 
Mitglieder verftärft werden. 

In der ganzen Art der Einrichtung des engeren Aus: 
fchuffes lag für ihn die Sicherung des größten Einfluffes auf 
die Randtagsverhandlungen und der Keim einer felbftftändigen 
Macht, die fich befonders nad) Ehriftophs Zeit, durch bejondere 
Berhältniffe begünftigt, rafch entwickelte. Er befam immer mehr 
felbftftändigen Einfluß auf die pecuniären Berhältniffe des 
Staats, er wurde vielfach legitimirt oder nahm es fich heraus, 
der Regierung Zugeftändniffe zu machen, die eigentlich nur 
der Landtag machen Eonnte, er erhielt fogar im Anfange der 
folgenden Periode das Recht, aud den großen Ausſchuß zu 
wählen und zu ergänzen lo, und da für die Verfammlungen 
des Landtags fefte Zeiten nicht beftimmt waren, und man es 
weit bequemer fand, blos mit dem Ausjchuffe zu verhandeln: 
fo trat allmählig diefer permanente und ſich jelbft ergänzende 
Ausfhuß großentheils an die Stelle des Landtags. Schon 
unter Chriſt oph gleich nad) der Eonftituirung der Ausſchüſſe 
fam in den folgenden eilf Jahren der Landtag gar nicht zu: 
fammen, und auch fpäter tete er oft und lange aus, und in 
den lebten fechszig Jahren des XVII. Jahrhunderts wurde 
ein Landtag eine jehr feltene Erfcheinung. Auch das Sonder 
intereffe des oligarchifchen Ausfchuffes felbit verhinderte um 
fo mehr allgemeine Landtagsverfammlungen, als den Land: 
tagsverfammlungen allein das Recht vorbehalten blieb, beide 
Ausfhüffe „zu ändern, zu mehren, gar abzuthun und von 
neuem zu befegen, nach ihrem guten Willen und Wohlgefallen“"", 


BISSSNGE FERN 

10) Nah dem Ausſchußſtaat vom J. 1608 (bei Repfher Geſ.Samml. 
8.1. ©. 312) hatte er noch nicht dieſes Recht, wohl.aber nady dem 
Ausfhußftaat vom 3. 1638 (bei Reyfcher ©. 356). 

11) ©. die in Note 10 angeführten Ausfchußftaate. — Zu feiner Unter: 
ſtützung konnte er auch mit Borwiffen bes Herzogs einen gelehrten Zuriften 
als Rathgeber ıc. annehmen, die fpäteren Landfchaftseonfulenten. Zu folden 
Eonfulenten wählten die Ausſchüſſe auch Staatsdiener, die neben ihrem 
Staatsamte die Confulentenftelle verwalteten. So war z. B. unter 
Eberhard Ill. ein Dr. Nie. Müller Oberrath und Landichaftsconfulent 


— 
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Sogar eines der wichtigiten Mechte der Landftände, das 
der Mitwirkung bei der Gefeggebung, wurde in die Hände 
des engern Ausichufles gelegt. Schon oben wurde berührt, 
daß fih über die Theilnahme der Landftände an der Gefeß: 
gebung ein feftes Princip nicht gebildet hatte. Go viel jtand 
freilich feft, daß der Herzog mit Zuftimmung der Stände 
Gefege jeder Art geben könne. Allein wie weit er diefe Zu— 
ftimmung nöthig habe, wie weit er wenigftens ihren Rath 
hören müſſe, was überhaupt an fie zu bringen fey, und 
mit weldher Wirkung, darüber war ein ftetes Schwanfen, und 
es fam hierüber bis ins XVII. Jahrhundert zu feinem feften 
Grundiage. Bald verfuhr der Herzog, von dem Princip der 
Pandeshoheit und der Regalität des Gefeßgebungsrechtes (©. 83) 
ausgehend, als freier Gefeggeber, und auf diefe Weife wurden, 
ohne die Stände zu hören, 3. B. die i., A. und 5. Landes: 
ordnung, die 2., 3. und 4. Hofgerichtsordnung und die erfte 
Eheordnung gegeben; bald hörte man, je nachdem Zeiten und 
Gegenftand waren, den Rath ettlicher von der Landichaft 
(3.8. 0b. ©. 92), bald endlich holte man die Zuftimmung 
der Stände ein, wie bei der 2. und 6. Landesordnung, der 
4. und 5. Forftordnung, der A. Bauordnung und dem Land: 


und behielt die letztere Stelle andy bei, als er Kirchenrathedirector und 
Geheimerath wurde. Ein anderes Beifpiel f. unten $ 35. Note 5. 

Die großen Mängel der Ausihußverfafung find fehr gut in einer 
geiftreihen, zu einer Zeit, in welcher diefe Ausſchüſſe noch beftanden, 
gefchriebenen Erörterung von Spittler herausgehoben. ©. deſſen 
Entwurf e. Gefchichte des engern landfchaftl. Ausſchuſſes; in f. Zweiten 
Sammlung einiger Urkund. ... . zur neueften W. Geſch. Gött. 1796 
6, 353—510, und nun au in f. Sämmtl, Werken, berausgeg. von 
K. v. Wächter B. XIII. ©. 15—156. Vrgl. auch die gerechten Klagen, 
melde Uebelen Entſtehung der Landftände ꝛc. ©. 157, 158 ausfpricht. 
— Wenn zwar fo durch diefe Cinrichtung des Ausfchufles eine Ari- 
ftofratie hervorgerufen wurde, die häufig mehr ihre, als des Landes 
Intereffen zu verfolgen und zu wahren furhte: fo zählte doch nicht ſelten 
der Ausfhuß ausgezeichnete Mitglieder, welche die ihnen eingeräumte, 
große Gewalt von ihrem Standpunfte aus zum Beften des Landes nach 
Kräften anzuwenden fuchten, wie auch von der andern Geite in den 
Sonderintereffen des Ausfchuffes felbft zum kräftigen Wirken für das 
Wohl des Bolfes in einzelnen Fritifhen Momenten ein Sporn lag. 

— 10 * 
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rechte. Wenn aber auch das Vegtere geſchah: fo fcheint Doc 
der Herzog bei Berjchiedenheit der Anfichten über Einzelnes 
ſich das Entfcheidungsrecht zugefchrieben zu haben. (Bgl. $ 56. 
Note 15. $ 38.) 

Die Stände fprachen freilich, jo oft die Sache näher be: 
rührt wurde, ftets dahin fich aus, daß eine Mitwirkung bei der 
Gefebgebung in ihren Rechten begründet ſey. Nur fcheinen 
fie auf diefes Mitwirkungsrecht nicht immer den Werth gelegt 
zu haben, den fie auf dafjelbe jtets hätten legen jollen, und 
brachten es dadurd um fo weniger zu einem feften Grundſatze. 
Zwar wurde im Tübinger Abfchied zugeftanden, daß dag zu 
verfaffende Landrecht mit Rathſchlag der Yandftände gefer— 
tigt werden folle (ob. ©. 91). Allein abgefehen davon, daß 
biedurch ein allgemeiner Grundfag nicht feitgejegt wurde: 
ſo zeigten die Stände fpäter felbft bei der Mitwirkung zu 
diefem Landrechte fich ziemlich läffig, und waren gerne bereit, 
beinahe Alles dem Herzog und feinen Räthen zu überlaffen 
($ 36.). Noch Mehr trat diefe Lauheit hervor nach der Eir- 
führung des Injtituts der permanenten Ausjchüffe. Die Stände 
überließen dem Ausjchuffe Alles, was die Theilnahme bei 
der Gefeggebung anbelangte, anfangs factiſch, fpäter durd 
ausdrückliche Berabfchiedung. Ehriftoph und feine Nach— 
folger hörten eben über neue Gefege in der Regel blos den 
Ausfhuß und der Landtag wendete nichts dagegen ein. 
Bismweilen verfuhr auch der Herzog hier gegen die Anfichten 
des Ausfchuffes. So lehnte 3. B. der größere Ausfchuß im 
J. 4588 einen an ihn gebrachten Entwurf einer gefchärften 
Wildererordnung ab, weil er meinte, daß diefe wichtige Sache 
auf einem allgemeinen Landtage berathen werden follte. Der 
Herzog aber hielt dieß für unndthig, ftüßte fih auf das ihm 
als Landesfürften zufommende Gefeggebungsrecht und verfün: 
digte den Entwurf geradezu als Gefet. Solche Vorgänge 
- überzeugten immer mehr von der Nothwendigkeit, beftinmtere 
Grundjäge über dieſe Frage durch eine ausdrückliche Verab— 
Ichiedung feitzuftellen. Es wurde daher im Landtagsabfchied 
von 1629. feitgefegt: daß „in allgemeinen durchgehenden 
Lands-Ordnungen“ ohne des, kraft diefes Abfchiedes dazu 
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bevollmächtigten, Eleineren Ausſchuſſes VBormiffen.. feine 
bauptfählihe DBeränderung vorgenommen werden folle. 
Die war aber eine üble Beftimmung. Denn was find haupt: 
fachliche Beränderungen ? und was bedeutet das Vorwiſſen 
des Ausihuffes? Eine bloße Anzeige war natürlich nicht 
gemeint; auch wohl nicht ein bloßes, vom Ausfchuffe einzu: 
holendes, Gutachten, deilen Beachtung dann dem Herzog 
lediglich freiftege ?. Denn fchon im Ausfchußftaate v. J. 1638 3 
wird jenes Recht des engern Ausfchuffes dahin erklärt, daß, 
da allgemeine Gefege „ohne Borwiffen und Willen gemeiner 
Sandfhaft nicht zu ändern feyen“, der Eleine Ausſchuß darauf 
fleißige Auffiht haben und fofern Aenderungen nöthig feyen, 
derfelbe im Namen der Landichaft hierüber „entlich 
ichließen“ möge. Hieraus geht hervor, daß man von der 
Anfiht ausging, der Ausihuß habe dem Herzog nicht blos zu 
rathen, fondern feine Einwilligung fey erforderlich. 
Allein die Regierung hielt ſich nicht immer an diefe Anficht. 
So wird in einem Landtagsabfchiede vom J. 1759 $ 50 unter 
ausdrücklicher Berufung auf den Abfchied v. 1629 den Ständen 
auf ihre Befchwerde, daß ohne Vorwiſſen des Ausfchuffes 
manche Aenderungen an den allgemeinen Gefegen vorgenommen 
worden feyen, blos die Derficherung gegeben, daß man, wenn 
allgemeine Geſetze in Hauptſachen geändert werden follen, 
jtets dag „räthliche Bedenken“ des Ausfchuffes erfordern 
werde. Hiernach jchien die Regierung dem Ausfchuffe blos 
eine berathende Stimme einräumen zu wollen, und fie handelte 
auch fpäter dem gemäß. Theilte fie dem Ausjchuffe Gefegesent: 
würfe mit: jo geſchah es gewöhnlich blos zum Zwecke der 
Bernehmung feines „Gutachtens“; auch bei fehr umfajlen- 
den Privatrechtsgejegen, 3. B. der Wechjelordnung von 1759, 
gefchah Diefes. Ein Gutachten aber zu berüdfichtigen, 


— Ü — —— — — — — — — —— 





12) So nimmt es z. B. Chrn. Thomasius D. de statuum Imper. 
potestate legislatoria. $ 63., und ſelbſt nob Breyer Elem. jur. publ. 
Wirt. ed. 2. $ 212. Der Letztere will dieß, wie es fcheint, auch für feine 
Zeit noch behaupten, obwohl er faum vorher die unten zu berührende 
Stelle des Erbvergleihs anführte, 

13) Abgeprudt in Reyſchers Geſetzſamml. B. 1. ©. 353. 
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ift man nicht gendthigt, und fo wurde häufig das ſtändiſche 
- Gutachten nicht weiter beachtet. Dft aber und felbft bei wich— 
tigen Geſetzen wurde nicht einmal das Gutachten des Aus: 
fchuffes eingeholt. Denn es fchien jchon läjtig, deu Ständen 
Gelegenheit zu geben, im Voraus fi) gegen legislative Pro: 
jecte zu erklären. Dieß mußte freilich wieder zu Bejchwerden 
führen, und die Regierung ſah ſich endlih, als auch Diele 
Sache mit vielen andern an den Kaifer gebracht wurde (j. unt. 
$ 55.) im Jahr 1770 gendthigt, eine ‚andre Auslegung der 
oben angeführten Abfchiede zuzugeben. Es wurde vom Herzog 
den Ständen unter Berufung auf den Ausichußftaat und auf 
die Abfchiede von 1629 und A739 beitimmet zugeftchert, 
daß hauptſächliche Abänderungen an allgemeinen Yandes: 
gefegen nicht einfeitig und nicht ohne vorherige Communication 
mit dem engern Ausſchuſſe und deſſen darauf erfolgte 
freie Miteinwilligung getroffen werden jollen “4, 

Sp war alſo von der Mitte des XVI. Jahrhunderts bis 
zum Ende des Herzogthums anfangs factifch, jpäter durch aus: 
drücklihe Beitimmung die Ausübung eines der wichtigiten 
landftändifchen Nechte dem kleinen Ausſchuſſe anvertraut, 


C. Stellung und Rechte der verfchiedenen Stände. 

$ 32. In Beziehung auf die Staatsverfaffung, auf die 
Vertretung des Landes gegenüber der Negierung, waren nad 
dem Ausgeführten blos zwei Stände zu unterfcheiden. Begreift 
man aber unter Stand überhaupt jede Klaffe der Staats: 
bürger, welche entweder vermdge ihrer Abjtammung, oder ihrer 
Beitimmung, oder einer bürgerlichen Auszeichnung, oder ihrer 
Hauptbefchäftigung eine befondere Stellung in der bürgerlichen 
Gejelihaft einnimmt und unter befonderen Rechtsgrundfägen 
ftebt: fo find es namentlich der Adelsitand, der Stand der 
berzoglihen Diener, die Geijtlichfeit und der Bürger- und 


14) Erbvergleih von 1770 Cl. I. ad Grav VI. $ 2. (in Reyſchers Gef. 
Samml. B. 11. ©. 362). Wenn beide Theile fich nicht vereinigen kön— 
nen: fo folle, wird a. a. D. weiter beftiimmt, der Kaiſer entfceiden. 
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Bauernitand, welche hier in Betraht Fommen !, Indeſſen 
fand unter diefen Ständen, wenn man vom Adel abfieht, von 
deifen Verhältniffen ſchon oben die Rede war, an fich in ihrer 
privatrechtlihen Stellung nur wenig Verſchiedenheit ftatt, 
Die Verhältniffe der Geiftlichkeit werden paffender in einer 
andern Berbindung dargeftellt werden ($ 33.). Die befondern 
Derhältniffe der hHerzoglihen Diener wurden durch Beital- 
lungsbriefe, Staate und Kanzleiordnungen näher beftimmt. 
Bevorzugt waren fie theils durch einen privilegirten Gerichte- 
ftand ($ 39.), theils Durch Befreiung von einigen Öffentlichen 
Laſten und Dienften 3. B. von Perfonalfrohnen. | 
Der Städtebürger: und der Bauernftand ftanden in ihren 
Rechten im Ganzen auf gleicher Stufe. Die Stadt war nur 
durch das Uebergewicht, das fie in der Amtsverfammlung 
hatte, und dadurch, daß aus ihrem Magiftrate die Landes: 
repräfentanten genommen wurden, durch die Criminalgerichte- 
barfeit, welche das Stadtgeriht über Stadt und Amt übte 
und allmählig auch durch eine Civilgerichtsbarfeit über das 
Amt und durch einige Borrechte in Beziehung auf Gewerbe 
(©. 115) vor dem Lande bevorzugt. Im Uebrigen aber war 
der Bauernftand in den politiihen und MPrivatredten dem 
Grundſatze nach dem Städtebürgeritande gleichgeftellt und beide 
theilten beinahe durchaus gleichmäßig Gutes und Nach— 
theiliges. Zwar wurden früher und aud) noch in diefer Periode 
die Bauern häufig den Bürgern entgegengefeßt, und oft durd) 
„arme Leute“ bezeichnet; allein nicht felten wurde auch diefe 
Bezeihnung auf die Bürger, überhaupt auf die gefammten 
Unterthanen mit Ausnahme der fürftlihen und kirchlichen 


1) Die jest f. 9. Honoratioren werden au ſchon in diefer Periode 
in Gefegen unterfchieden unter vem Namen Erbarleit, fo jedoch, daß 
fie feinen befondern durch befondere Rechte ausgezeichneten Stand juriftiich 
bildeten. So feßt z. B. die LandesO. v. 1515 die „Erbarkeit” dem 
„Böffel“ entgegen, und fprieht yon Aufruhr „wider die fürftlichen Räthe, 
Amtleute, Diener, Prälaten, Geiftlichkeit, Bürgermeifter, Gericht, Rath 
oder jonft wider die Erbarfeit.” Vrgl. auch die V. L.O. Fol. 8 f., 
den Tübinger Vertrag von 1514 und die RegimtsO. v. 1498 bei Rey- 
her Staatsgrundgefl. Ih. MH. ©. 33, 37. 
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Diener und des Adels, und von der andern Geite wieder im 
engiten Sinne blos auf einen Theil des Bürger und 
Bauernftandes, die Leibeigenen, bezogen? Dieſe Letzteren 
waren allerdings in Wahrheit großentheils arme Leute, und 
ebenfo war diefe Bezeichnung auch für mande Bürger und 
Bauern, wenn fie auch nicht leibeigen waren, bejonders wegen 
der auf ihren Gütern ruhenden Laſten nur gar zu angemeffen. 

Die Verhältniffe der Reibeigenen und die Grundfäge über 
bäuerliche Laften wurden durch eigentliche Gejege nicht näher 
beftimmt. Herkommen, Bertrag und vielfah auch Willkühr 
der Leib: und Grundherrn festen die Leiftungen und Obliegen: 
heiten feit. Gegen die Willkühr der Herren wurde zwar mehr 
geihüst, je mehr man vom XV. Jahrhundert an die Ber: 
pflichtungen in den Ortslagerbüdhern urfundli zu machen 
fuchte, wiewohl freilich gerade in diefen Zeiten die Einfalt und 
Unmiffenheit vieler Betheiligten manche Rechte in das Lager: 
buch fommen ließ, um deren Begründbarkeit es übel ausge: 
fehen haben möchte ?*, 

Die Leibeigenfhaft?d. h. ein auf einer Perfon haf— 
tendes und unter gewiffen Befchränfungen auf ihre NachEommen 
fi) vererbendes Derhältniß, durch welches diejelbe in eine 
Abhängigkeit gegen eine. andere Perfon verfegt und ihr zu 
mancherlei Leiftungen verpflichtet wird, entftand zwar in diefer 
Periode nicht mehr fo häufig aus den Gründen, welche ihr 
früher ihre Entitehung gaben. Es waren früher hauptfächlic 
die fürmifchen und anardhifchen Zeiten, welche, da fie dem 
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2) Sattler Geſch. Würt. unt. d. Grafen Th. IV. Abſchn. 8. $ 43, 46. 

2a) Beifpiele f. bei Reyſcher die grundherrlihen Rechte des Württ. 
Adels ıc. S. 116 Not. Ferner in Deſſen Samml. altwürtt. Statutarr. 
©. 377, 548. Die letztere Sammlung enthält viele intereffante Auszüge 
aus folchen Lagerbüchern, welche namentlich für die Gefchichte der Leib: 
eigenfchaft und mancher anderer Laften in Württemberg fehr wichtig find. 

3) Vrgl. Eihhorn Einleitung in das Deutfche Privatrecht. 4e Ausg. 
$ 69—72. Mittermaier Grundſſ. d. deutfchen Privatrechts Ste Ausg. 
1837 $ 90—97. Zn befonderer Beziehung auf Württemberg Sattler 
a. a. O. $ 4-53. Rud. Mofer (ob. ©. 24) Die bäuerlichen Lafſten 
der Württemberger ıc. Stuttg. 1832 ©. 165 — 186 und Reyfber Württ. 
Privatr. B. 1. $ 218— 224. 
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Mißbrauche einer rohen Gewalt felten Schranken festen, den 
MWehrlofen und Schugbedürftigen zwangen, fih in fremden 
Schuß mit Aufopferung feines freien Standes zu begeben oder 
den aufgedrungenen Schuß anzunehmen, und es würde fich 
wohl nachweiſen laffen, daß abgefehen von einem übertriebenen 
religiöſen Drange, der den Klöftern und Kirchen Diele zuführte, 
die fi ihnen zu Leibeigenſchaft ergaben, die übrigen Fälle der 
Leibeigenfchaft meift theils einem Zwange des Grundherrn, fich zu 
ihm in ein unfreies Verhältniß zu begeben *, theils einer fo: 
genannten freiwilligen, aber eigentlich durch die ungün— 
ftigen Umftände jener Zeit zur Nothwendigkeit gewordenen 
Ergebung eines Schuß: Oder Unterhaltsbedürftigen 5 ihre ur: 
ſprüngliche Entitehung verdanften. 

Die rechtlichen Entitehungsgründe der Leibeigenjchaft in 
diefer, wie in der folgenden Periode, waren in Württem— 
berg: 4. Geburt von einer leibeigenen Mutter; 2. frei- 
willige ausdrüdlidhe Ergebung in die Leibeigenfchaft; 
3. an gewiffen Orten die Ergreifung des Wohnſitzes an den: 
jelben, weil an ihnen „die Luft leibeigen machte“ 6; an andern 
Drten wenigitens die Geburt von einer angefeffenen, wenn 
auch freien, Mutter ?. Diefe unter Nr. 3 angeführten Fälle 
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4) Moſer a. a. O. ©. 136—164. S. 168 Note 165. S. 209 N. 228. 
Mittermaier a. a. O. 8S 90. 

5) Hierher gehört auch, wenn Jemanden ein Bauerngut oder das Recht 
einer Anſiedlung nur unter der Bedingung der Uebernahme der perſön— 
lichen Leibeigenſchaft eingeräumt wurde, wie dieß häufig in Oberſchwaben 
der Fall war; Wieft (D.3.Proe.) Ueber Aufhebung der Zehnten, Leib— 
eigenfchaftsgefälle 2c. Ulm 1833. 8. ©. 124. 

6) Die war in fehr vielen Dörfern Altwürttembergs und auch in man- 
hen Städtchen der Fall. Biele Beifpiele führen an Sattler Geſchichte 
Ws unter d. Grafen Th. IV. $ 46. Pfaff Zweite Geld. Wirtbgs. 
Th. IL S. 377 f. und befonders ausführlich Mofer Die bäuerlichen 
Paten ꝛc. ©. 169 f. ©. auch Reyſcher Statutarrehte ©. 547. In 
manden Städten machte die Luft nur diejenigen Einwohner leibeigen, 
welhe nicht das Bürgerrecht erwerben, 3. B. in Neuffen nach vem 
Lagerbuche von 1398. Mofera.a. O. ©. 179. 

7) Sp waren 3.®. in Murrbart alle von der Tochter einer dahin gezo— 
genen freien Bürgerin geborenen Kinder dem Klofter leibeigen. Sattler 
a. a. O. | 
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kann man Eocalleibeigenfchaft nennen und nannte fie auch 
Ai im XV. Jahrhunderte fo 8, und — dann die 
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8) An fich kann man drei Bedeutungen von Eocalleibeigenfihaft d. h. 
der durch den Wohnort entſtehenden unterſcheiden: a. eine ſolche, die 
durch den Ort lediglich ſo bedingt iſt, daß ſie mit dem (freien) Wegziehen 
vom Orte wieder aufhört. Es war dieß wohl eine Wirkung vogteilicher 
Verhältniſſe und der ſ. g. Leibeigenſchaftsverband äußerte ſich hier meiſt 
blos darin, daß beim Tode der Perſon, wenn ſie ſich noch am Orte 
befand, das Hauptrecht (unt. Not. 16) gegeben werden mußte. Es heißen 
auch folhe Perſonen in vielen Lagerbücern nicht leibeigen, fondern werden 
den Leibeigenen entgegengefegt; in andern aber, wie 3. B. in dem von 
Harpprecht am nachher zu berührenden Orte angeführten Lagerbude 
von Beinftein werden fie leibeigen genannt; b. Diejenige, welche durch An- 
fäßigfeit an einem Orte fo entftebt, daß die leibeigene Perfon beim Ber: 
laffen des Ortes nur durch eine befondere, gegen ein Manumiffionsgelv 
zu erwirfende, Freilaffung fih von dem Leibeigenſchaftsverbande 
befreien kann; c. Diejenige, welche durch Geburt an einem gewiſſen 
Orte entſteht. Das unter a) angeführte Verhältniß nennt Ferd. Chph. 
Harpprecht (Diss. de jure mortuario etc. Tüb, 1685 4. Cap. ulı. 
nr. 47 sq,: auch in feinen Dissertatt. acad. Vol. II. p. 659) allein 2ocal: 
leibeigenichaft, und behauptet dabei, Daflelbe habe in Württemberg bei 
der Tocalleibeigenfhaft purhaus flattgefunden. Sein Beweis dafür 
befteht jedoch blogs in einer Stelle aus dem Lagerbuche von Beinftein, die 
allerdings von die ſem Orte bezeugt, daß in ihm von felbft durch den 
Wegzug die durch den Hinzug entitandene und in der Erhebung eines 
Hauptrechts ſich außernde Leibeigenfchaft wieder aufhöre, und dann no 
in einem „quod a fide dignis percepimus.” Das Gleiche, wie Harpp— 
recht, behaupten Weishaar Handb. zweite Ausg. $ 76. unter 
Berufung auf Harpprecht, und Repſcher Württ. Privatr. $ 219. 
Not. 16 unter Berufung auf Weispaar und Harpprecht (nur 
führen Beide die Stelle bei Harpprecht unrichtig an). Allein die Behaup- 
tung Harpprechts it keineswegs fo allgemein richtig. Denn an 
vielen Orten bewirkte ver Wohnfiß eine jolche Leibeigenfchaft, welche beim 
Wegzuge nur dur eine befondere Manumiffion von Seiten des Leibheren 
gehoben werden konnte, und es ſcheint dieß fogar in Altwürttemberg (wie 
auch in den in der neueren Zeit erworbenen Gebieten) die Regel geweſen 
zu jeyn. Vrgl. auh Motive zum Gefehesentw. über Entſchäd. für die 
aufgehobenen leibeigenfchaftl. Laften vom 3. 1833 in den Verhdl. ver 
Abgeordneten auf vem 1, Landtag von 1833. Bd. IV. Sikung39 ©. 122; 
ferner die Berhandl. der Abg. von 1836. Bd. II. Sitzung 3 ©. 54-60. 

309 eine Perfon, welche bereits in Leibeigenfchaft eines Andern ftand, 
an einen Ort, der leibeigen machte, fo fielen bei ihr die Localleibeigenfchafts: 
abgaben häufig weg; 3. B. nach den Urkunden bei Mofer Die bäuerl. 
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übrigen auf andere Weile entitehenden Fälle der Yeibeigen: 
ſchaft durch „SPerjonalleibeigenjchaft “9, Endlih nahm Die 
Praris gewöhnlich auch noch A. an, daß, wenn ein Freier 30 
Jahre lang factifch fi habe als Leibeigener behandeln laffen, 
er durch Berjährung rechtlich Leibeigener geworden jey. 

Das Verhältniß der Leibeigenen war nad) der Verſchie— 
denheit der eingegangenen Verträge und der beſtehenden Ob— 
jervanzen ein verjchiedenes. Natürlich wirfte auch die Per: 
hönlichkeit ihrer Herrn fehr ein. Ziemlich milde gehalten von 
den Klöftern, micht immer fo von der fürftlichen Kammer — 
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Laſten ꝛc. ©. 172, 177, 178, 180 und in Repſchers Statutarrechten 
©. 547, 548, 551; an andern Orten dagegen mußte fie neben den Per- 
fonalleibeigenfchaftslaften an ihren bisherigen (den „nachgehenden“) Leib» 
herrn auch noch die Localleibeigenichaftslaften tragen; 3. B. nah den 
Urkunden bei Mofer ©. 172, 177, 179. Bgl. au das Refeript v. 1760 
in Kappfs Reſc. Samml. ©. 25. 

9) Ein fpäteres Württ, Gefeg II. Edict vom 18. Nov. 1815 unter: 
fheidet auch noch eine Realleibeigenfhaft. Benennt man die Leibeigen- 
shaft nach ihren möglichen Entftehungsgründen : fo fönnte man an 
fih wohl von einer Realleibeigenichaft fprechen. Denn wenn blos von 
Möglihem die Rede ift: fo kann Feibeigenfchaft entftehen nicht blos durch 
Wohnfig an einem Diftrikte, an welchem überhaupt die Luft eigen macht, 
fondern auch durch Annahme eines Gutes, welches nah dem Herkommen 
den Befiger in LZeibeigenichaft gegen den Grundherrn bringt, wenn aud) 
fonft der Diftrift nicht ein folcher ift, an welchem die Luft allgemein eigen 
macht (vrgl. Das Baierifche Edict vom 31. Aug. 1508. $ 6.). Allein ver 
legtere Fall d. H. daß dann vop ſelbſt eine auf der Perfon haftende Leib- 
eigenfhaft mit perfönlichen Leibeigenfhaftsabgaben (neben den Gutsab- 
gaben) entfteht, kam wenigftens in Württemberg nie vor. Will man aber 
durch Realleibeigenfchaft die auf einem Gutsbefiger als Solchem haftenden, 
mit der Gutshörigfeit verbundenen und den leibeigenichaftlichen 
ähnlichen, Laften und Abgaben verftehen, wie es das Edict von 1817 zu 
thun ſcheint: fo trägt man bier den Begriff von Leibeigenfchaft auf ein 
Verhältniß über, auf welches er nicht paßt. Wird dagegen mit dem Ber: 
leiden eines Gutes die Ergebung in Leibeigenfchaft zur Bedingung gemacht 
(Note 5), oder wird Jemand leibeigen, weil er ein Gut an einem Orte 
übernimmt, an welchem die Luft leibeigen macht: fo ift keine Real-, 
jondern im erfteren Falle Perfonal-, im letztern Falle Local: Leib- 
eigenichaft vorhanden. Vrgl. auch die in Note 8 angef. Motive und 
Wieft Ueber Aufhebung d. Zehnten ꝛc. ©. 121 und Repſcher Württ. 
Privatr. $ 219, 226. 
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häufig je nach dem Geijte der Finanzadminijtration * — noch 
weniger in der Negel von dem minder begüterten Adel, der 
mit feinen Einfünften großentheils an die leibeigenfchaftlicyen 
und bäuerlichen Abgaben gewiefen war, wechfelten fie nicht 
felten in ihren Derhältniffen. Sie waren vom Leibherrn (auch 
Hals: oder Blutherr genannt) in der Regel perſönlich abhängig, 
indem fie ohne die Erlaubniß des Herren ihren Wohnfis nicht 
ändern 19, noch einen Stand, welcher ihrem leibeigenjchaft: 
lien Berhältniffe hätte Eintrag thun fünnen, ergreifen durf: 
ten u. Auch hatten fie zu ihrer Ehe Einwilligung des Leib: 
herein nöthig, und mußten häufig für diefe Einwilligung eine 
Abgabe zahlen, |. 9. Brautlauf, Gürtelgewand oder 
Bedemund! Ueberdieß war der Leibeigene dem Leibherrn, 


9a) Belege finden ſich im Landtagsabſch. v. 1629. Art. 18. und im im 
Landtagsabſch. v. 1739. Art. 37, 38, abgedr. bei Reyſcher Staatsgrundgeſſ. 
Th. 11. ©. 337, 532. 

10) Ausnahmen hievon mag es wohl gegeben haben; fo haben nad 
dem Vogtbuch des Klofters Alpirsbach von 1417 (bei Reyſcher Statutar- 
rechte ©. 38) „alle die des Gotteshaufes eigen find, einen freien Zug.“ 
Allein das Lagerbuch des Klofters von 1560 feheint dieß blos auf bie 
Pelagier (diejenigen eigenen Perfonen des Klofterg, die fih an Pelagii 
Altar ergeben haben) zu befchrünfen, indem es fagt, daß die Pelagier 
„mit gehalten werden wie ander recht leibeigen Leut, fondern 
haben ihren freien Zug.“ Sie wurden durch das Wegziehen von ber 
Mannsfteuer und dem Leibhuhn frei, nicht aber vom Hauptredte, 
und mußten jährlih zum Gedächtniſſe ihrer Leibeigenichaft am Pelagius- 
tage dem Klofter drei Helfer perfönlich überbringen, wofür fie zwei Laibe 
Brod befamen. Blieben fie länger, als drei Jahre aus: fo wurden fie 
„des Klofters recht leibeigen“. Urk. bei Reyſcher a. a. O. ©. 57, 
vrgl. auh Mſ. ©. 60, 61. 

11) 3. B. Urk. bei Repſcher a. a. O. ©. 10. 

12) Die Abgabe war verfihievden, bald Geld, an manchen Orten eine 
beftimmte Summe, an andern im Berbältniß zum Bermögen des Leib: 
eigenen, bald eine Salzfheibe, bald eine Pfanne von Meffing, deren 
Größe verfchieden beftimmt war 3. B. beim Klofter Adelberg fo, daß bie 
Braut hineinfitzen, bei Lorch fo, daß fie mit beiden Füßen darin ftehen 
fonnte.e. Sattler Grafen Th. IV. Abfchn. 8 8 48. Heirathete ein 
Leibeigener eine Perſon, die einen andern Herrn haste, oder eine freie 
Perſon, alfo nicht eine Genoffin: fo mußte er auch oft eine befondere 
Abgabe (Ungenoffami oder „Ongnofame”) zahlen. Sattler 
a. a. O. $ 47, 48. Vrgl. auch die Urkunden in Neyfchers:, Statutarr. 
S. 61, 200, Urkunvenausfüge bei Mofer a. a. O. ©. 170, 173, 175, 177. 
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der den Leibeigenen auch verkaufen Eonnte, und bis in das 
XVI. Sahrhundert nicht felten verfaufte ?*, meift zu Frohn— 
dienften verpflichtet, welche bald durch Verträge oder Obfer- 
vanz nad Drt, Zeit, Zahl und Art beftimmt (gemeffene), oder 
in diefer Hinficht nicht näher beftimmt und nach dem Bedürf: 
niffe des Heren oder des Guts, zu dem fie gehörten, zu leiten 
waren (ungemeflene). Auch Eonnte der Feibherr nicht felten 
vom Leibeigenen verlangen, daß er gegen einen beftimmten 
Lohn eine Zeit lang auf dem herrfchaftlihen Gute Gefinde- 
dienft verrichte (Dienftzwang). 

Die regelmäßigen Leiftungen '® des Feibeigenen an den 
Leibherrn aber waren in Württemberg der Leibzins und 
das Hauptrecht. Eriterer war eine Abgabe, welche der 
Leibeigene mit feiner Verheirathung, häufig auch der Unver: 
heirathete, fobald er einen eigenen Haushalt gründete 3, jähr: 
lih an den Leibherrn entrichten mußte, und welche in den 
Lagerbüchern unter verfchiedenen Namen theils nach der Perfon 
z. B. Mannsſteuer, theild nach dem Gegenftande 5. B. 
Leibfhilling, Leibhunn Cbefonders bei Weibern) vorfommt. 
Ihre Größe war verfchieden, und bei den Württembergifchen 
Leibeigenen felten bedeutend '*. Beim Tode des Leibeigenen, 
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12a) Fälle aus den Jahren 1346 (20 eigene Leute um 11 Pfd. Heller) 
und 1405 (eine Leibeigene um 4 Gulden rheinifh) bei Mofera. a. O. 
©. 168; ferner’ aus d. 3. 1440 (ein Kühhirte um 7 Gulden rh.) Urk. bei 
Reyfher Statutarr. ©. 192. 

12b) Ausnahmen gab es jedoch auch hier. Vrgl. Note 14, 15, auch 
die Urkunden bei Mofer a. a. O. ©. 177, 179, 183. 

13) Sattlera.0.9D.$9 38. 

14) Näheres über diefe Abgaben und über die unter dem Namen Weis» 
fung vorkommende f. bei Sattlera. a. DO. $ 49. und in ben unten 
anzuführenden Urkunden bei Mofer und Reyfcher. Manche Leibeigene 
waren auch vom Leibzinfe befreit 3. B. fehr häufig Frauen, welche zur 
Berfallzeit in ven Wochen lagen oder wenigftens „nahend vff dem Zil“ 
waren, wobei aber doch öfters dem ſchuldigen Huhn „der Hals umbge- 
dreht” und es fo der Frau wieder geſchenkt wurbe ; die Einwohner einiger 
Dörfer wegen tüchtiger Hilfe, die fie in Kriegen geleiftet hatten ; Andere 
hatten fie nur dann zu zahlen, wenn fie an einen andern Ort zogen, zum 
Beweiſe der fortvauernden Reibeigenfchaft (vrgl. außer den Citaten am 
Schluffe ver Note, in Beziehung auf Murrhard die Signatur v. 10. Dez. 1794 
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und zwar in der Regel gleichviel, welches Alters oder Gefchlechts 
und ob er verheirathet ift oder nicht ®, mußte von feinem 
reinen Nachlaffe ein Theil an den Herrn abgegeben werden, 
das Hauptredht(mortuarium; auh Fall, Hauptfall, 
Leibfall, Sterbfall). Es beftand 16 bald in einem Theil des 
in Reyfhers Samml. d. St.Grundgefl. Th. II. ©. 626; ferner die Urk. 
bei Moſſer a. a. O. S. 173). Gewöhnlid waren auch die Bürger ver 
Städte, öfters auch die von folchen Dörfern, welche Marktrecht erhielten, 
davon befreit, und an andern Orten gab das Ehepaar nur zufammen 
Einen Leibzind. Dagegen gab es wieder Orte, an welchen der Leibeigene 
doppelten Leibzins geben mußte, weil er localleibeigen und zugleich einem 
Dritten perfonalleibeigen war. ©. bierüber Sattler a.a. O. $4M, 
und die reiche Urfundenfammlung in Repſchers Statutarrechten 5. 8. 
S. 202, 267, 1%8, 61 und die vielen Auszüge aus Urff. bei Mofer 
a. a. O. ©. 169 ff. 

15) Brol. auch die Refer. in Hohftetterg Ertrac Bd. 1. ©. 108f. 
und die Urkunde bei Reyſcher Statutarrehte ©. 63. An manden 
Orten waren die Weiber vom Hauptrechte frei, 3. B. die Urkundenauszüge 
bei Mofer a.a.D. ©. 177, 178. 179, 183, an andern au die Männer. 
Moſer ©. 180, 194. 

16) Ueber die verfchievdenen Arten und die Größe dee Hauptrechts fiehe 
Näheres bi Sattlera. .D.$51.H co hftetter a. a. O. ©. 107— 109, 
ferner die Urkunden in Reyſchers Statutarrechten 3. B. ©. 60, 127, 
171, 199, 351, 272, 302, 337 und bei Mofer Die bäuerlihen Laften 
©. 169 ff. Ein „Eleiner Fall” kam häufig bei Solchen vor, die durch 
ihre Anfäßigkeit am Orte den eigentlichen Leibeigenen gleichgeitellt wurden; 
beim Manne befand er oft in feinem Harnifch oder in feinen Waffen 
over in Beidem; auch mwurbe öfters dem „Hünervogt“ d. h. dem 
mit der Einziehung der Leibeigenfchaftsgefälle Beauftragten der Fleine 
Fall gegeben ; f. 3. B. die Urkunden bei Mofer a. a. O. ©. 170, 171, 
173, 174, 177, 180, 183. Bisweilen fiel auch ein Theil des Hauptrechts 
dem Schultheißen oder Amtmann als Amtseinnahme zu; 3. B. die Urkk. 
bei Mofera. a. D. ©. 171. Note 169 S. 176, 179; an andern Orten 
wie in Tuttlingen, dem Büttel, Url. bei Mofer ©. 181. Bei 
Bermögensübergaben zu Lebzeiten des Eigenthümers wurbe ebenfalls das 
Hauptrecht vorher abgezogen. 

An einigen Orten ging das Recht des Leibherrn noch weiter. So 
galt im Klofter Alpirſpach das Hageſtolzenrecht, nah weldem 
eine unverheirathete Perfon, die nach dem fünfzigften Jahre oder mach mehr 
als dreifigiährigem Wittwerftande ohne Binterlaffimg von Descendenz 
ftarb,, von dem Klofter in ihrem ganzen Vermögen, mit Ausnahme ver 
Lehen, beerbt wurde. Sattler a.a.D.$50. Chn. Ferd.Harpprecht 
Flores sparsi ad jura priv. singularia Alpirspacensia. Tab. 1755. 4. p. 43 sq. 
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Werthes des ganzen Nachlaffes (3.3. fehr häufig int Gulden 
von A100 Pfd. Heller bei Männern, bei Weibern in Y, Gulden), 
bald in einer einzelnen Sache 3. B. häufig beim Manne im 
beiten Stück Vieh Geſthaupt), beim’ Weibe in ihrem 
Mantel oder im beften Stücke Kleid (Keibgewandfall ıc.). 
Auh wurde ſtatt diejer Stüce häufig eine Vergleihsjumme 
(Beftpauptthbeidigung) gegeben. 

Im Uebrigen ftand der Leibeigene in denfelben Verhält— 
niffen, welche ein freier Mann genof. Er war nicht Gclave 
und nicht im eigentlichen Eigenthume feines fogenannten Herrn. 
Bielmehr genoß er jurijtiiche Perfönlichkeit und überhaupt die 
Ötatusrechte, fo meit fie nicht durch die eben angegebenen 
Verhältniffe zum Herrn befchränft wurden; er konnte alfo in 
Berkehr treten, Verträge fchließen, vollgültige Ehen eingehen, 
hausväterlihe Gewalt üben, er war zu Staats- und Gemeinde: 
ämtern an ſich nicht unfähig 7, als Zeuge nicht zu verwerfen 
und Eonnte Handwerke treiben und Zünftemitglied werden. 
Nur follte nach jpäteren Beitimmungen ein Leibeigener nicht 
zum Bürger in Städten und Dörfern aufgenommen werden, 
jo daß er alfo Zu diefem Zwecke vorher Freilaffung von feinem 
Herrn fi erwirfen mußte a, wobei er aber dann allerdings, 





und die Urkunden bei Demf. im Anhange und bei Repſcher Statutarr. 
©. 61, 62. Ueber das noch weiter gehende Erbrecht der Probftei Nel- 
lingen vgl. Cleß Landes- u. Eulturgefch. von Württ. Th. II. Abtp. 1. 
©.433 und Mofer a.a.D. S. 184 Note, und über das von St. Geor— 
gen Cleß und Sattlera. a, DO. — Uebrigens wollten Manche doch 
den Hageſtolzen das Recht zu letztwilligen Verfügungen einräumen. 
Harpprechtl. c. p. 57 sq. 

17) So war 3.3. der Kanzler des Grafen Eberhard im Bart, Johann 
Waibel, ein Leibeigener. Sattler Grafen Th. IV. Beil. 62, Ein 
Synodalrefeript v. 1600 fagt von den Kirchen» und Schuldienern: „wenn 
fie oder ihre Weiber fterben,, fo von Geburt leibeigen gewefen, fo find 
fie das Hauptrecht wie andere ſchuldig, es werde dann denfelben aus 
fonderbaren Gnaden erlaffen.” 

178) Die V. LandesD. Fol. 78 beftimmte zuerft bios in Beziehung auf 
Städte, daß in diefen Niemand zum Bürger aufgenommen werben 
folle, der einen „nachgehenden Leibherrn“ habe; und die VI. LandesO. 
©. 4 dehnte dieß anf „Fleden” aus. Daß dich urfprünglich blos von 
Leibeigenen auswärtiger Herrihaften zu verfichen gemwefen fey, wie im 
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wenn am neuen Orte die Luft leibeigen machte, doc wieder 
in Leibeigenfchaft fiel. Auch über fein Vermögen Eonnte der 
Leibeigene unter Lebenden vder lebtwillig verfügen. Nur 
fcheint er früher an manchen Orten bei legtwilligen Verfügungen 
an die Zuftimmung des Herrn gebunden gewefen zu feyn !8, 
was aber jedenfalls bei den Leibeigenen der Württembergifchen 
Kammer im XVI. Jahrhundert wegfiel, und nur bei einigen 
Klöstern erhielt fich in diefer Hinficht eine Befchränfung (M. 16). 
Ganz aufgehoben werden Fonnte. der Leibeigenfchaftsverband 
des Einzelnen durch Freilaffung, für welche ein Laß- oder 
Manumiffionsgeld bezahlt werden mußte, das fich Häufig 
nach dem Nuten, den der Leibeigene abwarf, beftimmte, und 
deßhalb bei Frauen wegen der Fortpflanzung der Veibeigen: 
fchaft nicht felten höher war, als bei Männern. Außerdem 
nahm man auch allmäplig einen dreißigjährigen - factifchen 
Zuftand der Freiheit (Berjährung) als Aufhebungsgrund der 
Leibeigenfchaft an. Endlich hatte jeder Württembergifche Leib: 
eigene vermöge der jpätern Declarationen des Tübinger Ber: 
trages, welche ein in demjelben gegebenes Verſprechen zur 
Ausführung brachten, das wichtige Recht, ohne eine Erlaubnif 
des Herren nöthig zu haben, aus dem Lande auszumandern 
und dadurch das Leibeigenjchaftsverhältniß ohne alles Laßgeld 
bleibend aufzuheben 9, Ueberhaupt wurde im XVI Jahrhundert 


Magazin für Wiürtt. Schreiber. Heft III. 1798 ©. 81 behauptet wird, 
ift wohl nicht richtig. 

18) Vrgl. auch Eihhorn Einl. in d. D. Privatrecht $ 74. Note cc. 

19) ©. die Derclaratt. von 1520 und 1551 in Reyſchers Samml. 
der Staatsgrundgefl. S. 65 f. 5) f. und wiederholte Beftätigungen diejes 
Rechts in den Landtagsabichieden von 1559, 1608, 1739 und den Erb: 
vergleich von 1770; f. die angef. Sammlung ©. 533, 564. Der Kirchen: 
rath wollte diefes Recht bei einzelnen Klofterleibeigenen fpäter in Abrede 
ziehen, indem er von den Leibeigenen von Murrhart, auf das Lagerbud 
und lange Uebung ſich ſtützend, bei ihrem Wegziehen ein Manumijfions- 
geld in Anſpruch nahm. Allein au diefes wurde im 5. 1694 abgeftellt, 
„da die bloße Nichtbeobachtung der Landesgeiege, wenn fie auch gleich eine 
noch fo lange Reihe von Jahren fortgejegt wäre, noch nicht hinreichend 
it, gegen ein auf feierlihe Verträge ſich gründendes Necht der Unter: 
tbanen eine Verjährung zu bewirken.” S. die Urk. bei Repſcher im der 
angf. Samml. S. 626. 
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und in der folgenden Periode das Verhältniß der von ber 
Württembergiihen Kammer und dem Kirchengute abhängigen 
Leibeigenen (und außerdem fanden fih in Württemberg wenig 
Leibeigene) mehrfach gemildert. Die nachgeſuchte Manumiffion 
wurde felten erjchwert, und das Löfegeld meijt fehr billig 
angefest 2. Die Frohnen wurden meift in eine Geld» oder 
Fruchtabgabe verwandelt; wo das Hauptrecht in einer Quote 
des Nachlaſſes beitand, wurden die Procente auf eine billige 
Weiſe firirt, der Dienftzwang verlor fi, und das perſönliche 
Abhängigkeitsverhältniß vom Leibherrn war felten fühlbar 21, 
Uebrigens war die Zahl der Reibeigenen der fürftlihen Kam: 
mern und Klöfter in Württemberg im XVI. Sahrhundert noch 
äußerft bedeutend 2. 

Aehnliche und zum Theile nody weit bedeutendere Laften 
fanden fih auch in andern Verhältniffen, befonders durch die 
Ausdehnung der Rechte der Gutsherrichaft. Die Gutsheren 
und fo auch die Grafen und Klöfter als Gutsheren, mußten 
an den Schug, den fie zu gewähren verſprachen und an ihre 
Gerichtsbarkeit und Patrimonialherrfchaft oder an ihre „Ober: 
feit“, wie es in den alten Urkunden heißt, Abgaben mancherlei 
Art zu Enäpfen, die fie bald auf einzelne Perfonen, bald auf 
ganze Gemeinden und Bezirke, oder auf einzelne Güter, oder 
auf die Güter einer ganzen Marfung legten, und die theils 
von ihrer Beranlaffung, theils von ihrem Gegenftande, theils 
von der Sache, auf welche fie gelegt waren ꝛc., ihren Namen 
erhielten (wie Vogtrecht, Vogthaber, Vogthuhn, Rauchhaber, 
Schirmgeld, Schirmhaber, Beed, Steuer, Zollhaber, Markt: 
zoll 2.) 3, und in den privatrechtlichen Verkehr, wie die Rechte, 


20) Magazin für Württ. Schreiber II. Heft, Stuttg. 1798 ©. 80 f. 
auch Landtagsabfchied von 1739 $ 33, und Weiffer Das — der 
Handwerker ꝛc. S. 103. 

21) Vrgl. vie Geſetze bei Hochſtetter Bo. J. ©. 107 ſ. 

22) Eine Ueberſicht gibt Mofer Die bäuerl. Laſten ꝛc. ©. 169--187. 

23) Diefe Abgaben waren großentheils weit bedeutender, als bie leib- 
eigenfchaftlichen. Vrgl. auch die Urkunden bei Mofera. aD. ©.213, 
215, 216, 221. Mebrigens ift bei ihnen zu beachten, daß ihre Benen- 
nungen, wenn fie auch regelmäßig für Leiftungen, die in einem öffentlichen 
Berhältniffe ihren Grund haben, vorkommen, doch auch mitunter auf 
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deren Ausflüffe fie waren, übergingen. Zum Theile hatten fie 
auch mit den leibeigenfchaftlichen Leiftungen große Aehnlichkeit, 
und fo kam es auch, daß nicht felten ſelbſt ſohche Schuß: 
pflichtige „eigene Leute“ genannt wurden, ein Ausdruck, den 
man bisweilen auch auf alle, felbit adelige, Dienftleute an: 
wendete *, und der wohl auch zur Ausdehnung mander Laften 
mißbraucht worden feyn mag. Mit der völligen Ausbildung 
der ftaatlihen Berhältniffe und der vom XVI. Jahrhundert 
an immer mehr geübten Umlage einer Staatsſteuer hätten 
eigentlich jene LZaften, die blos der Obrigkeit und für das 
von ihre als Solcher zu Gemwährende abgetragen wurden, 
wegfallen follen. Allein der Staat zog fie aud) fpäter ftets 
fort, und jo Fam es, daß manche Unterthanen eigentlich mit 
doppelter Steuer angelegt waren. Doch wurde bei der Umlage 
der Steuern diejes Verhältniß meift mit berückfichtigt und bei 
einigen jolcher Leiftungen konnte man für ihre Fortdauer we 
nigftens Das anführen, daß ihre publiciftifche Natur ſich nicht 
immer beftimmt nachweifen laffe, und daß manche auch durch 
ihre Behandlung im Verkehre als privatrechtliche Leiftungen 
da, wo fie auf Güter gelegt waren, für fpätere 
(Singulars)Erwerber folder Güter die Natur privatrechtlicher 
Leiftungen annahmen, 

Ueberdieß beichränften noch die Gutsheren das fremde, 
innerhalb der Markung befindliche, Eigenthum großentheils 
durch Rechte, welche, wie 3.3. Jagd: Fifchereis und Waiderechte, 
von früher Zeit her als Ausflüffe des echten Eigenthums 
behandelt, dem Gutsheren allerdings an dem ihm gehörigen, 





privatrechtliche, namentlich auf Güterbefig gegründete , Leiftungen ange: 
wendet oder übergetragen wurben, befonders die Namen Beede, 
Steuer, Rauch haber u. dgl., wie umgekehrt das Wort Gült auch 
für ſolche öffentliche Leiftungen vorfommt. Man fehe 3. B. die von 
v. Rauter in den Verhdl. d. Abgeordneten vom Sabre 1835. II, Beil, 
Hefi ©. 156-228 zufammengeftellten Urkunden, jedoch verglichen mit 
bem voranftehenden Commiffionsberichte ©, 104 f. 

24) So 3. B. aus dem XIII. Jahrhundert „servi nobiles“ im Chron. 
Sindelfingens. ed. Haug. p. 37. Vrgl. auch Eichhorn Rechtsgeſch. 


Er I. $ 448. Reyſcher Die grundherrlichen Rechte des W. Apels 
‚45. 
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Anderen als Bauernlehen oder auf andere Weife zum Genuffe 
verliehenen Gütern, nicht aber am Eigenthum der übrigen 
freien Grundeigenthümer rechtlich zuftanden *. Nicht felten 
gelang es ihnen auch, durch die fogenannten Bannredhte 
die perfönlihe Freiheit der Eingefeffenen in gewerblichen Bes 
ziehungen zu bejchränfen. 

Ehen jo wenig, wie die DBerhältniffe der Leibeigenen durch 
eigentliche allgemeine Gejege feitgeftellt waren und in diefer 
und den folgenden Perioden wurden, geſchah dieß beinahe durch: 
aus auch rückfichtlich der Rechte in Beziehung auf Grund und 
Boden, ſowohl was die mit echtem und dem vollften Eigen- 
thum befeffenen und von gemeinen Laften befreiten, auch fonft 
noch mit andern Vorrechten begabten, Güter des Adels und 
die Ritterlehen, als was die von den Bürgern und Bauern 
beſeſſenen betraf. 

Bauerngüter im Gegenfate zu den innerhalb einer 
ftädtifhen Feldmarf liegenden Gütern der Bürger wurden, wie 
es ſcheint, in Württemberg nicht befonders rechtlich unter: 
ſchieden. Diefelben Berhältniffe, die bei den Gütern der Bauern 
ftattfanden, finden fi) in diefer Zeit großentheils auch bei 
den Gütern der Städtebürger, nur daß die Städter ihre Güter 
häufiger von den ſ. g. bäuerlichen Laften (Frohnen und Privat: 
abgaben) frei zu erhalten oder von denjelben loszufaufen 
mußten, und daß bei den Gütern der Bauern durch die große 
Ausdehnung der gutsherrlichen Vogtei die Laften häufig weit 
ausgedehnter waren, wenn gleich die Gutshörigfeit in der mit 
dem Gutsbefige verbundenen perfönlihen Abhängigkeit 
vom Gutsheren fich immer mehr minderte und am Ende bei- 
nahe ganz verlor. In Hinſicht auf die Güterverhältniffe 3 
finden wir namentlich in diefer Zeit außer den, von andern 
als den gemeinen landesherrlihen und Gemeindelaften, freien 
Gütern die DBerhältniffe der Mayer, weldhe mit bloßem 


23) Eichhorn Einl. in das D. Privatreht $ 284. 157 f. 245. und 
Rechtsgefhichte Bo. UI. $ 368. Repſcher a. a. D. ©. 56. Mitter- 
maier Deutſch. Privatr. Ste Ausg. $ 83 f. 201 f. 

258) Bol. auch Breyer Elem. jur. publ. Wirt. Ed. 2. p. 597—600. 
Repſcher a. a. O. ©. 66 f. 

11* 
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Pachtrechte ein Gut inne hatten, das Verhältniß des mit 
den verfchiedenften an den Lehensherrn abzutragenden Leiftun: 
gen 256 verbundenen Lehens (in dieſer Zeit häufig auch Zins— 
gut genannt ?”), fowohl des durchaus vererblihen (Erblehen, 
Erbzinsgut), als des blos auf das Leben des Inhabers 
oder auch noch feiner Fran verliehenen (Falllehen, Shupf: 
leben, oft auch mit dem Rechte der Nachkommen, fich wieder 
einzukaufen) 23; ferner das Verhältniß der nah Römiſchem 
Rechte verliehenen Emphyteufe, und endlih das Ber: 
hältniß des im Eigenthume des Bauern oder Bürgers befind- 
lihen reinen Zinsgutes oder Theilguteg, aus weldhem 


26) Die gewöhnlichen Leiftungen bei viefen Lehen beftanden theils in 
Frohnen, theils in jährlichen Abgaben (G ülten), bald in Geld (Zinfe), 
bald in Naturerzeugniffen (Gült im engern Sinne). Die legtern Gülten 
waren bald in ihrem Betrage feft beftimmt (ftändige), bald richteten fie 
fich nach dem jebesmaligen Ertrage des Gutes, indem fie in einer Quote 
deffelben beftanden (Theilgebühren, Landgarbe, Theilmwein 
u. dgl.). Dazu fam dann noch bei Veräußerung oder beim Tode des 
Lepensmanns eine Abgabe für den Neueintretenden (Handlohn) und 
eine Abgabe aus dem Vermögen des bisherigen Lehensmanns, Weglöfin, 
Abfaprtsgeld, auch Fall, nach Umfänden Beſthaupt und oft, 
zum Unterſchiede vom leibeigenfchaftlichen Fall, Güterfallgenannt. Heber- 
haupt kommt nicht felten eine Art von Hauptrecht oder ein Güterfall in 
Beziehung auf einen eingeräumten Grundbefig vor. Vgl. Harpprecht 
l. not. 16 cit. p. 65 sq. und die Urkunden bei Reyſcher Statutarrechte 
©. 483, 251, 253, 271 und Deffen grundherrl. Recht. d. Adels ©. 102 
und bei Mofera.a. O. ©. 334. War der Grundbefiger leibeigen: fo 
famen auch noch die Leibeigenfchaftslaften dazu. Sattler Grafen Th. IV. 
Abſchn. 8. $ 44. 

27) Sattlera.a. O. Die größeren Bauernlehen heißen oft Hof 
oder Huebgüter; bie geringeren (der Heinen Bauern, Taglöhner) 
Söldenlehen Der Ausdruck Sölden kommt aber au. für reine 
Zinsgüter vor. Vrgl. Wedperlin im Maga. für W. Schreiber. 
9. I. 1797 ©. 19 f. 

28) Die Theorie fehreibt dem Inhaber diefer Lehen ein Eigentum an 
denfelben, Nugungseigenthum, dominium utile, und dem Lehens- 
berrn das Obereigenthum, dominium directum, zu. Diefen Sprad: 
gebrauch finde ich in den Württ. Gefeßen aus der Zeit, in der wir flehen, 
nicht. Der Lehensperr wird in denfelben „Eigenthumsherr” genannt, und 
dem Lehensmann blos eine „nießliche Gerechtigkeit“ zugeſchrieben. Vrgl. 
V. LandesO. Fol. 27. VI. LandesO. ©. 34 und die entſprechende Stelle 
in ber LandesO. v. 1536. und unt. Not. 35 a. E. 
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der Eigenthümer nur einen Theil des Ertrages oder eine 
ftändige Frucht: vder Geldabgabe einem Dritten zu bezahlen 
hatte. Diefe Berhältniffe entiprangen 7 theils durch Verlei— 
hung der Güter von Geiten des Eigenthümers, indem derfelbe 
einem Andern ein Gut bald als Lehen %, bald als Emphy: 
teufe (befonders die Klöfter), bald in bloßen Pacht, bald aber 
auch in das Eigenthum unter Vorbehalt verfchiedener an ihn da= 
für zu leiftender Abgaben 3 übertrug, theils dadurch, daß der 
Eigenthümer eines Gutes eine aus dem Gute zu reichende 
Gült an einen Andern verkaufte, theils aber auch dadurch, daß 
er fih, ohne dafür einen Preis zu erhalten, zu einer Frucht: 
abgabe. der zu einem Geldzinfe oder zu Frohnen aus dem Gute 
verpflichtete, oder gar fein Gut hingab unter der Bedingung, 
es als Lehen oder Emphyteuſe und dgl. wieder zu erhalten — 
um fih dadurh den Schu oder die Gunft eines mächtigen 
Herrn oder Klofters zu erwerben, oder im Verhältniß zu 
Kirchen und Klöftern den Forderungen der Pietät zu genügen, 
und auch mitunter, was die Lajten der reinen Zins: und 
Theilgüter betrifft, in Folge von Anmaaßungen der Berechtigten 
und einer Ausdehnung ihrer vogteilichen und fehugherrlichen 
Anſprüche. Die Gefeggebung gab in diefen Hinfichten blos drei 
allgemeine Beftimmungen, die eine zum Schutze Deffen, dem 
das (fpäter f. g.) Obereigenthum am Gute zufteht?!*; die andere 


29) Vrgl. auch Mofer Die bäuerlichen Laften sc. ©. 194—211. 

30) So verlieh 3. B. Graf Eberhard IN. im Jahr 1409 als Erb- 
lehen nicht unbedeutende Güter zu Untertürfpeim gegen bie jährliche Ab» 
gabe von einem Drittheil des Ertrags; im J. 1419 erwirbt ein Bürger 
zu Canſtadt mehr als 100 Morgen Feldes nebft einem Haufe und einer 
Scheuer als Erblehen vom Eigenthümer gegen ein Drittheil aller jähr- 
lichen Früchte. Dieſe und noch andere Beifpiele f. bei v. Memminger 
Befchreibung des O.A. Canſt. ©. 77. 

31) Diefe Abgaben waren freilich oft fehr bedeutend, und umfaßten 
häufig den 5n, An, In, fogar bisweilen ven halben Theil des gefammten 
Ertrags. Brgl. auch Inftruftion und Ordnung, welcher maſſen ſich alle 
verrechnete Ampleut (sic) .. mit verleyhung vnd einfamlung der Zehent 
vnd aller anderer theilbaren Früchten halten . . follen. 1565. ©. 17, 18. 
Es ift dieß Die erfte fg. Zehend Ordnung. 

.31a) Oben ©. 100 nah Not. 17, und die Stellen ver Not. 283. Auch 
unt. $ 68, Not. 1. 
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im Intereſſe der Belafteten und, wie die Gejeße fich ausdrücken, 
„des gemeinen Nugens“, die oben ©. 108 angef. Beftimmungen 
über den Gültfauf; und eine dritte Beſchränkung in Hinfiht 
der Auflegung unablöslicher, f. 9. ewiger, Zinfe und 
Gülten auf ein Gut. Es Fam nämlich, wie eben berührt wurde, 
nicht felten vor, daß ein Eigenthümer an einen Andern fein 
Gut veräußerte, und fi) dafür einen ewigen Zins oder eine 
Gült, die er auf dem Gute zu fuchen habe, vorbehielt (census 
reservatus), Oder, wie es in den Urkunden gewöhnlich heißt, 
das Gut um einen Zins hbingab und verfaufte 
Dieß geſchah bald entweder fo, daß vom Käufer des Gutes 
fogleih eine Summe als Kaufpreis bezahlt und dabei nod 
eine Eleine Gült auf das Gut gelegt wurde #, bald aber aud 
fo, daß der ganze Kaufpreis in einen auf das Gut zu legenden 
Zins verwandelt wurde, in welchem letzteren Falle natürlich 
in der Negel der Zins fehr bedeutend und die Laft für das 
Grundftück fehr drückend wurde 8. Das Lebtere nun, aber 
blos diefes und nicht, wie viele unfrer Schriftiteller an- 
nehmen #®, das Auflegen eines ewigen unablöslichen Zinfes 


32) So verkaufte 3. B. Graf Ulrich im 3. 1442 ein Haus mit 
Scheuer und Hofreithe in Waldenbuh um 200 fl. und um einen ewigen 
jährlichen Zins von 1 fl., der auf dem Gute haften ſoll; ebenfo Kauft im 
Jahre 1596 ein Einwohner von Plieningen von der Gtiftsverwaltung 
Stuttgart einen Acker um 105 fl, und „varneben follen er, feine Erben 
und. künftige Inhaber des Aders verbunden ſeyn, jährlich zu zahlen ewi- 
gen, unablöslihen urbar Leyhens- und Lofenszins 6 Heller. ©. 
die Urkunden bei Mofer Die bäuerlichen Laften ©. 225, 230. Ebenfe 
fauft im Jahre 1556 der Pfarrer in Beuren ein Haus um 200 Pfund 
Heller und mit Uebernahme eines Urbar-Leyh- und Löfenszinfes von 14 
Schilling und eines Faßnachtshuhns. Mag. f. W. Schreiber H. 1. 1797. ©. 39. 

33) ©. 3. B. die Urk. bei Mofer ©, 223. 

34) Sp behaupten 3. B. Reinhardt Commentar des Landrechts 
3.1. ©. 187. Bolley Das Wichtigfte von den Rechtsverh. W. Unter: 
thanen. 3te Ausg. ©. 262 ımd Reyſcher Württ. Privater. B. J. S. 454 
bei Note 5, nach der (VI.) L.O. fey es verboten, Güter mit ewigen 
Gülten oder Zinfen zu befchweren, und jeder Vertrag dieſer Art fey nichtig. 
Allein die LandesO. (vie Stelle ift in der VII, LandesO. Tit. XV. 
$ 9.) fagt dieß keineswegs. Sie fpricht blos vom Hingeben und 
Berfaufen eigener Güter um einen ewigen Bodenzing oder eine 
Landgarbe. Vrgl. auch Weckherlin im Magay. für W. Schreiber 
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überhaupt, verbietet die V. L.O. Fol. 27 und nad) ihr die VI. 
L.O. ©. 35, und damit ſtimmen aud die beiden im XVI. 
Sahrhundert gegebenen Landrechte überein. Gehr häufig wurde 
noch mit der Auflegung folcher Grund: (Urbars)Zinfe ein ver: 
tragsmäßiges Kojungsrecht verbunden, indem der VBeräußernde 
für den Fall, daß der Erwerber das Gut wieder veräußern 
würde, fih Das Recht vorbehielt, das Gut für fich oder für 
Andere zu löfen (Leihens- und Löſenszinſe) #, 


H. II. 1798 ©. 105. Mit mehr Schein könnte man ſich auf das I. und 
U. Landrecht berufen; denn dieſe fagen (I. ER. ©. 210, U. Landrecht 
©. 253, bei Riede Gerichtsgefeße. Th. I. ©. 329), daß Niemand 
liegende Güter mit ewigen Zinfen befchweren folle, Ceine Stelle, welche 
Weckherlin a. a. O. ©. 108 ganz überfah,) und wiederholen in dem 
Vebertretungsfall diefelbe Strafe, welche die angeführte Stelle der L.O. 
feftießt. Allein man wird diefe Stelle ver Landrechte um fo mehr blog 
im Sinne der Yandesordnung nehmen, und fie auf den bei Note 33 ans 
geführten Fall befchränfen müſſen, als die Landrechte dabei nicht blos 
der LandesO. erwähnen (auch Haug in feiner unt. $ 48. Note 20 an- 
geführten Relation bezieht diefe Stelle lediglich auf die L.O.), fondern 
auch nor ausdrücklich an einer andern Stelle (I. EUR. ©. 151. U. ER. 
©. 01, bei Riede a a. D. S. 300) die Auflegung ewiger Zinfen 
und Gülten mit Erlaubniß und Erfenntnig des Gerichts dann geftatten, 
wenn entweder a) der Eigenthümer fie auf feine Güter legt (census con- 
stitutivus , vergl. Stadtrecht von Freiburg Fol. 36b), oder wenn 
b) Jemand ein Gut verfauft und neben dem Kaufpreife fih noch 
einen jährlihen auf das Gut zu legenden Zins vorbehält (der Fall der 
Rote 32). Brol. auch Eberh. Chph. Canz D. de emt. vend. annuor. 
redituum etc. Tub. 1764. 4. p. 21. — Reyſcher fagt auch am oben 
a. D., daß fhon das Stuttgarter Stabtr. v. 1492 die Beſchwerung 
der Güter mit ewigen Zinfen und Gülten verbiete. Allein Dem fcheint 
doch nicht fo zu feyn. Das Stadtrecht erlaubt im Allgemeinen das Be: 
fhweren der Güter mit Zinfen und Gülten nach gerichtl. Erfenntniffe, 
und fügt in einem fpäteren (in dem von Reyſcher angef.) Art. unter ber 
Rubrit: „daß füro kein Gilt vg Gütern Für fry foll verfoufft werben.” 
blos Sei: „daß fürohin Zinß vnd Gülten in vnſer Statt Stuttgart für 
Stüren, Schatungen vnd ander Befhmwerden nit follen 
verfoufft werden.” Auch finden wir in den Urkunden aus Stuttgart Auf- 
legung ewiger Zinfen, fowohl nach Erlaffung der Artt. v. 1492, als, was 
das oben Berührte betrifft, in Stuttgart und fonft im Lande nah Erlaf- 
fung des 1. Landrechts und der V. und VI. L.O. 

35) ©. die Urkundenausz. im Magaz. für W. Schreiber H. J. ©. 36 f. 
und bei Mofera. a. O. © 228 f, Defters bedang fih auch noch der 
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Zu allen diefen Orundlaften kamen dann noch die durch 
die vereinte Hand der Geiftlichfeit und der weltlichen Deren 
eingeführten Zehenten, die beinahe über das gefammte 
Grundeigentbum neben den genannten Laften fich erftreckten. 
Dabei wurde, damit auch neu angebautes Eigenthbum nicht 
frei von dieſer Laft jeyn möge, das Zehentreht an Neubrä- 
chen (Novalzehnte) von Herzog Ehriftoph zum Vortheile 
feiner Kammer für ein Regal erklärt 9. Erwägt man dann 
noch die oben dargeftellten Jagd- und anderen Regalien 
nnd die Waiderechte: jo zeigte fi) das Eigenthum an Grund 
und Boden von allen Seiten gefeffelt und. durch die mannig- 
faltigften Beichränfungen, Laften und Abgaben gedrückt. 


D. Berhältniß der chriftliden Neligionsgenoſſen. Kirchliche 
Organiſation. Geiftlihe Gerichtsbarkeit. Zweite Ehe 
Ordnung. Große Kirhenordnung. 


$ 33. Eine der wichtigften und angelegentlichiten Sorgen 
Chriſtophs war die Firchliche Reformation des Landes und 
die Organifation der Eirchlihen Berfaffung !, die er mit Klug: 


— 


Veräußerer für den Fall, daß er, wenn drr Erwerber das Gut weiter 
veräußerte, von ſeinem Löſungsrecht nicht Gebrauch machen würde, eine 
Weglöfin und einen Handlohn (z. B. Urk. bei Moſer a. a. O. S. 228, 
229. Vrgl. auch Magaz. für W. Schreiber H. J. ©. 46 f.); und Häufig 
wird der Veräußerer noch Eigenthümer des Gutes genannt, und dem 
Erwerber blos eine „nützliche Gewehr“ oder „nießliche Gerechtigkeit“ zu— 
geſchrieben. Man vergleiche noch die VI. LandesO. ©. 34. Schaͤrfer 
wird aber ſchon das reine Zinsgut von den andern Berhältniffen im 
11, ER. Th. D. Zit. IX, $ 15. 16. unterſchieden. Vgl. auch Eichhorn 
Rechtsgeſch. Bd. IV. ©, 478. 

36) Im J. 1552; vrgl. Gaupp in der $ 38. Note 1 angef. Schrift 
Bd. U, Abth. 1. ©. 363, 364 und Hochſtetter Ertract der General: 
Reser. Th. I. ©. 2361. 

1) Hierüber find zu vergleihen C. C. Gaupp (Ob.Eonf.R.) Das 
beftehende Recht der evangelifchen Kirche im Königr. Württ. in Auszügen 
aus den gegenwärtig gültigen Geff. u. Verordn. darzuft. und mit hifter. 
Anmerkk. begleitet. Stuttg. 1830—1832. II. Bde. 8. — und Eifenlopr 
in feiner fehr gelungenen ob. ©. 24 angef, Einleitung. ©. 49--117, 
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beit und umfichtiger Sorgfalt, unterftügt durch tüchtige Näthe ?, 
übrigens nicht ohne Gewaltjchritte 2°, durchführte. 

Bor Allem fuchte er die von Ulrich eingeführte, aber in 
den lebten Jahren der Regierung deffelben durch das Interim 
wieder fehr gefährdete, Reformation in jeder Hinſicht durchzufegen 
und zu befeftigen. Nach glücklich vollbrachtem und durd eine 
Reihe von Gefegen gefichertem Werfe ward durd den Land: 
tagsabjchied vom J. 1565 die Lutheriſch-evangeliſche 
Religion ausdrücklich für Die Landesreligion erklärt und ihre, 
von Fürft und Ständen feierlich zugefagte, ftete Erhaltung 
zum Landesgrundgefebe gemacht. Dadurch wurde eine wichtige 
Einheit der Kirche und des Staats um fo mehr erreicht, als 
man den Begriff der Landesreligion nicht blos im Sinne der 
berrihenden Meligion, fondern in dem der einzig zu— 
läffigen, durhaus augjchließenden nahm. Deßhalb wurde 
nicht lange nach völlig befeftigter Reformation von den fürft- 
lihen Beamten ebenfo , wie von allen Ortsbürgern und Bei— 
fißern verlangt, daß fie fich zu diefer Religion bekannten, und 
bald wurde Niemand mehr im Lande zugelaffen, der nicht ein 
Anhänger diefer Religion war. Die Gleichheit, Die nad) der 
Ausicheidung des Ritterjtandes in den politifchen Berhältniffen 
der Staatsbürger im Wefentlichen eingetreten war, trat nun 
durchaus auch in religidfer Beziehung. unter ihnen ein. 

Die Prälaturen wurden allmählig (%. 1552—1566) 
mit evangelifchen Prälaten beiegt. Anfangs überließ man 
ihnen noch die Verwaltung der Kloftereinfünfte, jedoch (ſchon 
theilweife unter Ulrich) fo, daß fie das nach Bejtreitung der 
Elöfterlichen Bedürfniffe Uebrigbleibende abgeben und fich von 
landesherrlihen Beamten controliren laffen mußten. Bald 


nn nn — — — — — — — 
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2) Beſonders Johann Brenz aus Weil der Stadt, vom J. 1552 
bis 1570 herzoglicher Rath und Probſt der Stiftskirche zu Stuttgart, und 
die rechte Hand von Brenz,. M. Caspar Wild, früher Theologe, 
ſpäter Zurift und herzoglicher Rath. 

2a) Man vergleihe nur 3. B. die Geſchichte des Frauenklofters zu 
Steinpeim an der Murr bei F. Aug. Scholl (Pr. jebt Decan) Ge— 
dichte und Topogr. des Marktfleck. und ehemal. Frauenkloſt. Steinheim. 
Yudwigsb. 1826. S. 49 ff. 


« 
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aber wurden fie vom Fürften gewählte, auf eine fefte Befol- 
dung gefeste, Diener des Staats und der Kirche; die Verwal: 
tung des Kloftergutes wurde ihnen im Wefentlichen abgenom— 
men, und Alles unter den Kirchenrath gejtellt3. Die Klöfter, 
denen die Prälaten vorjtanden, dauerten fort; jedoch nur als 
Bildungsanftalten, befonders für Fünftige Theologen‘. Das 
Gebiet aber, das zum Klofter gehörte, bildete nun einen 
Theil des vom Ötaate verwalteten Kirchenguts. Die Juris— 
dietion der Prälaten über daffelbe fiel weg. Befondere vom 
Herzog gefegte Kloftervögte und Stabsamtleute verwalteten 
nun die Eivilgerichtsbarfeit und’ Polizei in dem Kloftergebiete 
(„Klojtervogtei und Klofterftabsamt“) auf dieſelbe Weife, wie 
fie von den Vögten und Amtleuten in den übrigen Bezirken 
verwaltet wurde. Die Klofterhinterfaffen wurden auf diefe 
Weile mit den übrigen Unterthanen gleichgeftellt. Nur konnten 
fie Feine Abgeordnete zum Landtage ſchicken. Denn die Prä— 
laten behielten auch unter den geänderten Berhältniffen ihre 
Landftandfchaft bei, aber nicht als bejondere Vertreter der 
Kirche, fondern weil und wie fie fie von Alters her hatten, 
zunächſt als Bertreter ihres Kloftergebietes, des Elöfterlichen 
Inſtituts und des Kloftereigenthbums, ein Verhältniß, das 
freilich mit der Aenderung der Klofterinftitute und der Um: 
wandlung der Prälaten in reine Beamte materiell jeine wahre 
Bedeutung verlohr, aber doc auch die ganze folgende Periode 
hindurch der Grund ihrer Landftandfchaft blieb 5. Allerdings 
aber erhielten die Landftände eine ganz befondere Bedeutung 
für die Kirche durch die oben berührte Einheit der. Lutherifch 
evangelifchen Kirche mit dem Gtaate, und weil die Stände 
verfaffungsmäßig die Pflicht hatten, für die Aufrechthaltung 
des fo beftimmten kirchlichen Verhältniffes mitzuforgen; umd 
unter den Ständen felbft waren gerade die Prälaten der Kirche 
vom bedeutenditen Einfluffe. 

Das große Vermögen der Kirche, unter Ulrid 


3) Brol. Eifenlohra.a. O. ©. 51 f. 69 f. 

4) Allmählig gingen aber auch diefe ein. Nur vier wurden erhalten. 

5) Brol. Eiſenhohr a. a.O. ©. 65 f. und für die folgende Periode 
tenf. ©. 140 f.; ferner v. Weishaar MWürtt. Privatr, Ite Ausg. $ 414. 
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ziemlich gefährdet #, wurde durh Chriſtophs Gewiſſenhaf— 
tigkeit und Uneigennüßigfeit der Kirche erhalten. Er erfannte 
durchaus an, Daß das in den früheren Zeiten von der katho— 
liſchen Kirche und den Firchlichen Inſtituten erworbene Ver: 
mögen auch bei der protejtantischen Kirche als ein unantafts 
bares Gut bleiben müfle, und behandelte daffelbe als Eigen: 
thum der Kirche 7, Deßhalb follte e8 auch abgefondert von 
dem Ötaatseigenthum verwaltet werden. Diefe Verwaltung 
jedod übertrug der Herzog, als Haupt und Schirmherr der 
Sandegfirhe, einer feiner Behörden, einer Abtheilung des 
Kirchenraths (dem Direktor und den politifchen Räthen dei: 
felben und zwei oberften Berwaltern). Verwendet werden follte 
dDiefes Kirchengut (damals allgemeiner Kirhenfaften 
genannt) zunächit zu kirchlichen Zwecken und zur Unterhaltung 
gewiffer Schulinjtitute , und bei einem Ueberfchuffe mit Rath 
gemeiner Landfchaft zu „Iroft, Schuß, Schirm von Land und 
Peuten und anderen dergleichen Gottgefälligen nothwendigen 
Ausgaben“ 8, 

Das Kirchenregiment wurde durd den Landesherrn 
und durch von ihm eingejegte Behörden ausgeübt. Den Grund 
hatte fhon Ulrich gelegt ($ 25. Note 24), und Chriſtoph 


6) Eifenlohra.a O. ©. 100-102, 

7 Bierüber vrgl. Eifenlobr a. a. ©. ©. 103 f. 108, 111 und 
R. Mohl Württ, Staater, Th. LI. ©. 514 f. Die Literatur über biefe 
befonders in neuerer Zeit viel befprocene Frage bei Eifenlohr a.a.d. 
©. 104 und, mit einer Kritif, v. Mohl a. a. O. ©. 521 f. Heber die 
Beftandtheile des Kirchenguts f. Etfenlohr ©. 106 fe Im XVIII. 
Yahrhundert gehörten zum Kirchengute 68000 -Hinterfaflen in 450 Ort- 
haften, Weilern, Höfen ꝛc. welche in 22 Kioftere- (Ober: und Stabs⸗) 
Aemter eingetheilt waren; der Werth des Vermögens betrug über dreißig 
Millionen, das Bruttveinfommen über zwei Millionen Gulden. 

8) Landtagsabfch. von 1565; in Repſchers Geſ.Samml. Bd. 11. 
S. 136. Daß diefe Verwendung des Kirchenguts zu Staatszweden nicht 
gegen das Eigenthumsrerht der Kirche beweife, darüber f. Eifenlopr 
0.0.9. ©. 111. (Man vrgl. auch die Erklärung Herzogs Wrich vom 
Jahr 1540 bei Sattler Geſch. Württ. unt. d. Herzogen Bd. III. ©. 144.) 
Nur ift es unrichtig, oder beruht auf nicht ganz fcharfen juriftifhen Be— 
griffen, wenn Eifenlohr doch von einem Obereigenthum bes Landes— 
herrn — * 
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bildete auf diefer Grundlage weiter fort. Das Land wurde in 
vier Oeneralfuperintendenzen ? und jede derjelben in eine Reihe 
von Spezialfuperintendenzen (jtatt der früheren Decanate), 
deren Sprengel den Dberamtsfprengeln möglichit gleichgefegt 
wurden, eingetheilt. Diefe Guperintendenten waren haupt 
fählih die Snquifitoren und Bifitatoren über alle Firchliche 
und Unterrichtsverhältniffe und über die kirchlichen und felbft 
über die weltlichen Diener !, Zum Zmede der auf das Er: 
gebniß der Bifitation zu faſſenden Befchlüffe follten die General: 
juperintendenten des Jahrs zwei „Gonventus“ bei der 
Kanzlei mit dem Landhofmeifter, den Kirchenräthen und 
einigen Theologen halten (der fpätere Synodus), und die 
Anträge diefes Conventus an den Dberrath und durch dieſen 
an den Herzog gebracht werden !!, 

An der Spitze der gefammten Verwaltung der Firdhlichen 
und Unterrichtsangelegenheiten ftand der herzogliche Kirchen 
rath. Er ging zunädit hervor aus dem von Ulrich zuerft 
eingefeßten ($ 25. Note 24), von Chriſtoph in feiner Biji- 
tationsordnung vom Jahr 1553 1? weiter ausgebildeten, 
kirchlichen Vifitationscollegium, das Ehriftoph in feiner großen 
Kirchenordnung vom %. 4559 in den Kirchenrath umbildete. 
Diefer Kirchenrath, lange Zeit auch häufig noch Vifitation 
genannt, eigentlich ein Theil der „Kanzlei“ (wie nun die in 
Stuttgart vereinigten Centralcollegien — DOberrath, Vifitation 
oder Kirchenratb und Rentkammer — zufammen genannt 
wurden) wurde zufammengefegt aus dem Landhofmeiiter, dem 
Probft zu Stuttgart (beide als „oberite Superattendenten“) 
einem Director, drei Theologen, vier weltlichen („politifchen“) 
Räthen und einem Kirchenfachenadvocaten. Dabei follen diefe 
Näthe ſehr zweifelhafte wichtige Sachen zur gemeinfchaftlichen 
Berathung im obern Rath bringen Eünnen ®, 

9) Diefe waren nicht nothwendig an eine Prälatur gebunden. 

10) Große Kirchenordnung von 1559 Fol. 194 f. in Eifenloprs 
Samml. d. Kirch. Geſſ. Th. 1. ©. 245 f. 

11) Große KirchenO. Fol. 254 bei Eifenlohra.a. DO. ©. 369. 

12) Abgedrudt bei Sattler Herzöge B. IV. Beil. 21 und in Eifen- 


lohrs Samml. d. W. Kirch. Geſſ. Th. I. S. 100, 105. 
13) Räheres über die Competenz des Kirchenraths ſ. in der groß. K.O. 
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Die ehemaligen Jurisdictions- und Auffihtsrechte 
der Bilhöfe in geiitlihen Sachen gingen nun an den 
Landesherrn und feine. Eollegien über. Dabei verfuhr man 
bei der Zumweifung der geiftlihen Sachen an die kirchlichen 
Behörden nicht ſo, wie in andern proteſtantiſchen Staaten, 
welche, wie z. B. Sachſen, die geiſtlichen Sachen unter 
Zugrundlegung des ausgedehnten Begriffes des 
früheren Kirchenrechts ($ 47.) an Conſiſtorien wieſen. 
Vielmehr wurde der Begriff der geiſtlichen Sachen und da— 
durch die Conſiſtorialgerichtsbarkeit mit gutem Grunde ſehr 
beſchränkt. Die Eheſachen (Eingehung und Aufhebung des 
Verlöbniſſes und der Ehe) hatte ſchon Ulrich an feine Räthe 
gewiejen (ob. ©. 102), und dieß wurde auch von Chriftoph 
in feiner Eheordnung vom A. Januar 1553 beftätigt. Diefe 
zweite Eheordnung, vor deren Erlaffung fih Chriftoph 
ein ausführliches Gutachten von D. Sihardus ($35.N. 4) 
über das, was von der Ulrichfchen Eheordnung beizubehalten 
oder zu ändern feyn möchte, hatte ftellen laffen %, hat die erfte 
von Ulrich großentheils wörtlich zur Grundlage. Nur enthält 
fie — fie befteht aus fieben nicht numerirten, aber befonderg 
rubrieirten Titeln — theilweife eine genauere Ausführung der- 
felben, und einige Abweichungen 5. Nachträge zu derfelben 
ee ga u ey Nr se ee Se nn mag en, 
Fol. 258. (Eifenlopra. a. D. ©. 273 f.) und in der Note 1 angef. 
Einleitung von Eifenlohr ©, 77, 

14) Das Gutachten von Sihardug, weldhes er im Dct. 1551 ftellte, 
it abgebrudt in deſſen Responsa juris. Francof. ad Moen. 1599. 
fol. 56 b—60. In Manchem machte ihm das Eanonifche Recht Scrupel, 
die er aber doch meift zu befeitigen weiß, und: die Eheordnung felbft 
beruft fich nirgends auf das Can. Recht, fondern blos auf göttliche Geſetze 
und auf die Kaiferlichen gefchriebenen Rechte. Später ließ fi noch 
der Derzog von D. Ammerbach ein Bebenten über die zu verfaffende 
EheO. und über diefes Bedenken von Landhofmeifter, Kanzler und einigen 
Räthen, unter denen namentlich die in der Note 2 Angeführten waren, 
ein genaues Gutachten (Decemb. 1552) ftelfen. 

15) Sie wurde durch den Drud publicirt. Auch fteht fie in der unten 
anzuführenden großen Kirchenorbnung vom 3. 1559, in deren Revifion 
von 1582 und in den fpäteren Ausgaben derſelben (Not. 19). Selbft in 
den nach dem J. 1687 erfchienenen Ausgaben der großen KirchenO. fteht 
diefe zweite EheO., obwohl im 3. 1687 eine dritte, fehr veränderte 
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enthalten zwei Verordnungen Herzogs Yudmwig, die eine über 
gehörige Einhaltung einer Trauerzeit (v. 44. Dec. 1577), die 
andere (v. 10. Aug. 41588) über denjelben Gegenftand und über 
Trauungen von Ausländern, zu frühes Heirathen und die Ein- 
willigung der Eltern und Vormünder in die Ehen der Kinder 
und Mündel 15%, 

Ueber die Beſetzung des Ehegerichts beftimmte Chri— 
ftoph in feiner (ungedruckten) Kanzleiordnung vom 5%. 1553, 
daß es, als eine Abtheilung des Kanzleigerichts, wenigftens 
aus fünf Oberräthen und zwei Theologen beftehen folle. 

Der befondre Gerichtsftand der Geiftlichen ($ 17.) wurde 
durh Ehriftoph in feiner großen Kirchenordnung v. 41559 
theils geändert, theils ganz aufgehoben. Er beitimmte, daß 
bei Kirhendienern „in Sachen ihre Perſon anlangend, actio- 
nibus personalibus“, welche gegen fie erhoben werden, zuerft 
vor dem Öpezialjuperintendenten und Amtmann (jpäter das 
ſ. 9. gemeinfhaftlidhe Dberamt) oder, wenn dieſer dabei 
betheiligt ift, Zweien des Gerichts Vergleichsverfuche vorge: 
nommen, bei vergeblichem DBerfuche die Entjcheidung vor den 
Kirhenrath gehören jolle. Was aber „Erbichaften, ihre Güter 
und dergleichen actiones reales, Spruch und Forderung“, d.h. 
wohl alle auf Bermögen gerichtete dinglihe oder perſön— 
liche im fürmlichen Prozeffe zu verhandelnde Klagen, betreffe: 
fo follen in folchen Punkten die Kirchendiener vor den ordent- 
lichen Gerichten belangt werden 16, Prozeſſe über das Kir: 
EheO. erlafien ward. Außerdem iſt fie noch abgedrudt in Riede’s 
Samml. der W. Gerichtsgefege Th. I. S. 85—92. Nach einer Beftim- 
mung an ihrem Schluffe follte fie jährlich viermal durch den Geiftlichen 
von der Kanzel verlefen und fogar nöthigenfalls erklärt werden. Statt 
deffen wurde in den Jahren 1582, 1596 und 1660 zum Zweck bikier 
Berlefung ein „Kurzer Innhalt der Ehe-Ordnung“ gedrudt. In der Ehe— 
Ordnung wurde befimmt, es folle vorher verfündigt werden, an 
welchem Sonntage die EheO. verlefen werde. Allein fpüter wurbe dieſe 


Bekanntmachung unterfagt, damit — die Leute nicht aus ber Kirche 
bleiben. 

158) Beide Gefege find nun abgebrudt in Riecke's Samml. ver Ge- 
richtsgeſſ. Th. I. ©. 435, 452. 

16) Gr. K.O. Fol. 110 in Eifenlobrs Samml. der Kirhen-Gefl. 
Th. I. ©. 239. Diefe Beftimmung, melde auch in der fpäteren Revifion 
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hengut wurden vor das Gericht, vor welches überhaupt die 
Prozeſſe gegen Corporationen gehörten ($ 39.), vor das Kanz- 
leigeridht d.h. „Landhofmeifter, Kanzler und Räthe« (Oberer 
Rath), mit Zuziehung des Kirchenrathedirectors (der aber 
niemals ein Theologe ſeyn follte) oder eines politifchen 
Rathes des Kirchenrathe, gewiefen 7, 

Alles, was auf diefe Weiſe Chriftoph über die kirch— 
lichen Berhältniffe und das Wichtigfte von dem, was er in 
Hinſicht auf Schuleinrichtungen, Armenmwefen und polizeiliche 
Ueberwachung der Unterthanen eingeführt und verordnet hatte, 
foßte er mit noch) manchen Zugaben zufammen in einem 
Geſetze 3, welches er unter dem Titel: „Summarifcder 
und einfältiger Begriff, wie es mit der Lehre und den 
Geremonien in den Kirchen unferes Fürſtenthums, auch der: 
jelben Kirchen anhängenden Sachen und Verrichtungen bisher 
geübt und gebraucht, auch fürohin ... gehalten und voll: 
zogen werden joll“ im Jahre 41559 durch den Druck (Tübing. 
501.) publiciren ließ 9 und welches fpäter die große Kir- 


der 8.D. und in der folgenden Periode wörtlich beibehalten wurde, ift 
freilich fehr ungenau. Das fieht man aber auf den erften Blick, daß hier 
actio personalis und realis nicht im fireng juriftifchen Sinne genom- 
men if. Cine actio personalis ex testamento auf Herausgabe eines 
Sideicommiffes, eine actio (personalis) emti auf Herausgabe eines ver- 
fauften Aders oder Haufes ift gewiß unter der letzteren, bie Sache an 
die ordentlichen Gerichte weifenden, Beftimmung gemeint (Bgl. auch Herzog 
Eberhard Ludwigs Teftament im 3. 1732 „Fünftens” Nr. 2, in Rey 
[ders Samml. der Staatsgrundgefl. Th. UI. S. 443), und überhaupt 
wohl der Sinn berfelben der, daß alle, das reine Bermögen betref- 
fende Anfprüche, werden fie mit dinglichen oder perfönlichen Klagen 
verfolgt, vor die ordentlichen Gerichte gehören follen,, fofern es nicht 
folde Tiquide perfönliche Klagen find, welche in einem f. g. extrajubi- 
zi ellen Berfahren erledigt zu werben vpflegten. 

17) Große K.O. Fol. 262 in Eifenlohrs Samml. ver Kirh.Gefl. 
Th. J. ©. 2382. Nur „ringfügige Spen, fo nit fonders irrig oder wichtig” 
follte der Kirchenrath im Beifeyn des Lanphofmeifterd oder Eines over 
Zweier aus dem Obern Rath entfiheiden. 

18) Weber vie Theilnahme der Stände bei allen diefen neuen Einrich- 
tungen f. Eifenlopr in der angef. Ein. ıc. ©. 53 f., 62f.; vgl. auch 
Landtagsabfchied v. 1565 in Reyſchers Geſetzſamml. B. U. ©. 125. 

19) Eine Revifion viefes Geſetzes erfihien, ganz mit dem im Zerte 
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henordnung genannt wurde ?, ein Gefeb, das, wie fchon 
aus dem Bisherigen hervorgeht, auch für die privatrechtlichen 
Berhältniffe nicht ohne Wichtigkeit ift?!. Freilich enthält es 
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angegebenen Titel, unter Herzog ludwig im J. 1582 (Tüwing. Fol.). In 
diefer Reviſion iſt aber beinahe durchaus das Chriſtoph'ſche Geſetz beibe⸗ 
halten, nur Wenige Punkte ſind zugeſetzt, einige weggelaſſen (vrgl. oben 
S. 105) und ein paar minder wichtige geändert. Eine neue officielle Aus⸗ 
gabe der Reviſion von 1582 erſchien wieder mit dem oben angeg. Titel 
(Summarifiher ꝛc.) im J. 1660. Fol. (Vrgl. Eiſenlohrs Samml. der W. 
Kirch. Geſſ. Th. J. S. 107 Note). Bon dieſer Ausgabe wurde ſpäter noch ein 
Abdruck gemacht, unter dem Titel: Hochfürſtlich Würtemb. große 
Kirchen-Ordnung. Stuttgart. 1743. 8. (ohne Seitenzahlen, aber 
mit Angabe der Seitenzahlen der Ausg. v. 1660). Auch ließ die Ausg. 
von 1660 abdrucken J. 3. Mofer in ſ. Corp. juris ecclesiast. Evange- 
licor. Vol. IL. ©. 1—360. 4. (hievon erifitren auch befondre Abdrücke: 
Stuttg. 1743. 4). Endlich ift die Chriſtoph'ſche gr. K.O. von 1559 
mit Angabe der Abweichungen ber Reviſion von 1582 abgedrudt in Ei- 
fenlohrs Samml. der W. Kirch. Geſſ. Th. I. S. 106-284, 

20) Zuerft (nicht, wie Weiffer Naihrichten von den Geſetzen des 
Herzogth. W. ©. 72 und Andere angeben, im Landtagsabfchied von 1629 
Punkt 22 u. 24, fondern) in Herzog Ludwigs Teftament vom J. 1587. 
$ Nachdem wir das Kirchenwefen (in Reyſchers Geſetzſamml. B. 11. ©. 204). 
Als Titel eines Abdrucks des Gefetes kommt der Name zuerfi auf der 
Ausg. vom 3. 1743 vor (Note 19). 

21) Die große Kirchenordnung enthält: 

a. die auf dem Concilium zu Trient übergebene Eonfefftom. 

b. Die (kleine) „Kirchenordnung, wie es mit ber Lehre und 
Eeremonien in unferm Fürftentpum angericht und gehalten werben fol.“ 
Näheres über ihren Inhalt f. bei Eifenlohr in d. angef. Einleit. im 
1. Theil feiner Samml. der W. Kirch. Geſſ. S. 92 f. Sie wurde zuerft 
im Drude publicirt im J. 1553, und in ihr if die erfte Kirch. D. von 
Ulrich (oben S.102) fehr geändert. Später wurde fie oft wieder bejon- 
ders aufgelegt, jedoch mit unbedeutenden Aenderungen, namentlich in den 
Sahren 1555, 1589, 1602 (hier zuerft unter dem Titel: Fleine Kirchen- 
ordnung), 1615, 1657, 1666 , 1678, 1694. Vrgl. Hartmann Gefepe 
des Herzogth. Wirt. U. Th. Einleit. ©. XXXU. und Eifenlopr int. 
Samml, der W. Kirh.Gefl. Th. I. ©. 9. Für das Privatrecht ift zu 
beachten, daß fie an die Stelle der zweimaligen Prorlamation (oben 
©. 103) eine dreimalige febt. Weber die Nothwendigkeit ver 
priefterlichen Trauung erklärt fie fih unbeftimmt. Während nämlich in 
der EheO. von 1553 die Stelle der Ulrihfchen EheO., nah welcher 
die Trauung zur Ehe als nothwendig vorausgejegt wird (eine Anſicht, 
welche auch die Landesordnung von 1552. Fol. 8b ausſprach), auf den 
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Manches, was in eine Kirhenordnung nicht gehörte, Allein 
das Zufammenfaflen des Berfchiedenartigiten in Ein Geſetz 





Antrag von Sichardus, ber von dem Römifchen Grundfaße: con- 
sensus facit nuptias ausging, weggelaffen wurde, fagt diefe in 
demfelben Jahre erfchienene Kircheno.: „wiewohl der ehelih Eon- 
traft, gleich wie fonft andere weltliche Contracte, möcht auch wol 
auf den Rathhäuſern oder anderen gemeinen öffentlihen, ehrlichen und 
burgerlihen Orten verricht werden, jedoch, dieweil .... fih vil funden 
baben, fo den ehelichen Stand für einen unpheiligen Stand.... gehalten, 
auch fih durch Anrichtung des Satans... . den Eheleuten an ihrem 
Stande allerley Unrichtigkeit begegnet... . .: fo ift e8 zur Befferung ber 
Kirchen fat nußglich, daß die neuen Eheleut in öffentlicher Berfamm- 
Jung der Kirchen eingefegnet werden, damit männiglich darauf ermahnt 
werde, daß der Epefland an ihm felbft ein ehrlicher und Gottgefälliger 
Stand ſey“ ꝛc. Die Landrechte aber fegen den „gehaltenen Kirch— 
gang” als nothwendige Form der Ehe voraus. Landr. v. 1555 ©. 279. 
Landr. v. 1567 S. 331. Landr. v. 1610 Th. IV. Tit.2, wiewohl Eifen- 
grein in ſ. Relation zu Th. IV. Fol. 61 (unt. $ 48. Note 12) anderer 
Anfiht war. Vgl. au dritte EheO. ©. 152 f. | 

c. ‚Wie alle Pfarren . . . beſetzt werben follen.” Hier auch über 
den Gerihtsftand ber Geiftlichen. 

d. Die Eheordnung vom %. 1553. Vrgl. oben Note 15. 

e. Sieben Eapitel von der Univerfität und andern Unterrihtsanftalten. 

f. Bon Sectirern (ein Mandat v. 3. 1558) und von Zauberern. 

g. Kaſtenordnung. Esiftdießdie zweite Armenfaften-Orbnung, 
welche Chriſtoph fchon im 3. 1552 erlaffen hatte; $ 27. Note 4. Eine 
dritte, im Wefentlichen nicht geänderte, KaſtenO. erfhien unter Chri« 
ſtoph im 3. 1567, und wurde den fpäteren Ausgaben der großen K. O. 
eingerüdt ; denn es ift unrichtig, wenn Weiffer Nachrichten S. 70 
fagt, daß in der gr. K.O. v. 1743 die vierte KaftenD. vom J. 1615 
ſtehe. Auch in der Kirch.O. v. 1743 fteht, da fie ein wörtlicher Abdrud 
der Gr. Kirch.O. v. 1660 ift, blos die dritte KaftenD. 

Der in der großen Kirch.O. enthaltenen Kaftend. ift ©. 353 f. das 
Berbot der Veräußerungen an die tobte Hand einverleibt, welches Chri— 
ftoph am 26. Febr. 1556 erließ, und fein Nachfolger Ludwig am 20. 
Sept. 1571 wörtlich wiederholte (beide auch abgedrudt in Riedes 
Samml. der Gerichtsgefl. Th. I. ©. 95, 425). Nach diefem Amorti— 
ſationsgeſetze foll eine Beräußerung fteuer- oder befchwerbbarer Im— 
mobilien an Klöfter, Kirche oder Spitäler, wenn fie nicht mit Erlaubniß 
des Fürften gefchehe, nichtig feyn. Kommen folge Güter durch Stiftungen 
oder Teftamente an die todte Hand: fo foll diefelbe fie wieder veräußern, 
und das, fihon von der Defterreichifchen Regierung eingeführte ($ 25. 
Rote 10), Reluitiongrecht eintreten. 


. Wächter, Württemb. Brivatr. I. 12 
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war in jener Zeit ſehr gewöhnlich (und kam auch noch in der 
folgenden Periode vor), ſo daß ſogar Herzog Ludwig in 
einem Geſetze über muthwillige Prozeßſucht und über Ver— 
gleichsverſuche (3. Febr. 4582) u. U. zum Gebrauche bei Hoch: 
zeiten ftatt der Pfeifen und Geigen „die Trommen“ empfiehlt, 
damit „die Kriegsfpiel nicht gar in Abgang kommen.“ 


E. Berhältniffe der Juden und Gefete über den Verkehr 
mit Juden, 


$ 34. Die chriftlihe Kirche vor und nad der Refor— 
mation fuchte Andersgläubige mit aller Gewalt aus den Be: 
reihen zu verdrängen, in welchen fie herrjchte. Beſonders 
erftreckte fich diejes Streben auf die, welche von ihrer Geſell— 
fhaft abfielen, und auf diejenigen, welche zwar auch den 
chriftlihen Namen trugen, aber mit der berrfchenden Kirche 
nicht ganz im Einklange waren, und fo verfolgte fie (wie 
ſich Aehnliches nicht felten auch bei andern Vereinigungen 
findet) die nicht ganz rechtgläubigen d. h. nicht im Sinne der 
herrichenden Kirche gläubigen Ehriften und die abtrünnig 
Gewordenen heftiger, als diejenigen, welche nie zur Kirche 
gehörten, Wenn dieß von der einen Geite für die Juden 
ein nicht ungünjtiger Umftand war, der ihnen von Geiten der 
Kirche wenigftens einigermaßen zwar nicht volles Recht, doc 
eine befehränfte Duldung aus Gnade verfchaffte: fo wirkten 
dagegen ihre ifolirte und durch ihre eigenen Religionsgrund— 
fäge möglichſt fchroff gemachte Fremdlingsftellung, ihre dadurch 
erzeugte Beichäftigung, die Art, wie fie diefelbe gegen die 
Chriften übten und das allgemein gegen fie herrfchende Miß- 
trauen aufihre Berhältniffe nachtheilig ein, und riefen ftaatss 





h. Bier Capitel von Landärzten, Rechenmeiftern und Stabtfchreibern 
(über das Eramen, das die Leßteren bei der Kanzlei zu erftehen haben). 

i. „Politifhe Eenfur und Rüg-Ordnung.“ Diefe Ordnung für vie 
Rügegerichte ging wörtlich in die Landesorbnung vom J. 1567 über, und 
wurde auch in ber neueften LandesO. beibehalten. 

k. Bifitation der Superintendenz. Politifche Bifitation ; Randinfpection; 
Kirchencenfur ; Conventus der Generalfuperattenbenz ; Berordnung (Ein« 
fegung) des Kirchenraths. S. oben ©, 105 und ©. 172. 
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polizeiliche Vorkehrungen hervor, durch welche die Regenten, 
und befonders die Württembergs, zum Schutze des zeitlichen 
Wohles ihrer Untertdanen zu befonders firengen Maaßregeln 
gegen die Juden und gegen den Verkehr mit denfelben gends 
thigt zu ſeyn glaubten. 

Die Juden Eonnten in früherer Zeit nicht Mitglied einer 
Deutfhen Bolksgemeinde feyn. Sie mußten daher einen Herrn 
haben, der fte fhüste, und dieß war weniaftens feit dem XI. 
Jahrhundert der Kaifer, nachdem die Kirche ihm die Juden 
mit Leben und Gut förmlich in die Hand gegeben hatte. Er 
ordnete fie feiner Kammer als kaiſerliche Kammerknechte unter, 
und unterwarf fie beftimmten Abgaben für den Königsfrieden, 
den fie, freilich auf eine Weiſe, bei der fie mitunter die graus 
famften Berfolgungen zu erdulden hatten, unter feinem Schutze 
genoßen. Dabei ging er jedoch immer davon aus, ſie ſeyen 
eigentlich und nach ſtrengem Rechte mit Leib und Gut ſeiner 
Willkür unterworfen!. Daraus erklärt ſich auch, daß die 
Kaiſer ganz in ihrem Rechte zu ſeyn glaubten, wenn fie For: 
derungen der Juden an Chriften häufig geradezu ftrichen und 
die Zuden zur Herausgabe der Schuldurfunden ohne allen Er: 
fa zwangen. Zu folder Gnadenbezeugung gegen die Chriften 
war aber die Gelegenheit nicht felten. Denn bei den Juden 
‚ wurde viel Credit gejucht, da er leicht bei ihnen zu finden 
mar, indem fie — vor dem Chriſten darin privilegirt, daß 
man ihnen die Begehung der Sünde, Zinfen aus Darlehen 
zu nehmen, erlaubte — durch übermäßige Zinfen bei dem 
Einen die Berlufte bei dem Andern mehr als zu decken wuß: 
ten. Den Judenſchutz feldft und das damit verbundene Recht, 
Abgaben von ihnen zu ziehen, verlieh der Kaifer, wie andere 
Regalien, Häufig an einzelne Reichsftände, und er ging fpäter 
in ein, mit der Landeshoheit überhaupt verbundenes, Regal 
über. Bon Beiden, vom Berleihen des Judenſchutzes wie 
von der Faiferlichen Gnade des Streichens der Judenſchulden, 
mußten audy die Grafen Württembergs gehörigen Gebrauch 
zu maden. 

1) Eichh orn Rechtsgeſchichte Tp. I. $ 297, 350. Mittermaier 


Grundfi. des D. Privat. 5e Ausg. 1837 $ 116. er 
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Zu den Zeiten der Grafen waren in Württemberg? 
an manchen Orten Juden angejeflen. So war nad) dem Zins— 
buche von Stuttgart vom %. 1550 eine von Juden bewohnte 
Judengaſſe und eine Synagoge zu Stuttgart in der Eß— 
linger Vorftadt. Zn Tübingen bewohnten, als es zu Würt: 
temberg kam, die Juden ebenfalls eine „Zudengaffe“?, und 
auch in Kirchheim hatten fie eine Synagoge®. Dabei ftan- 
den die Grafen und ihre Unterthanen mit auswärtigen Juden 
in vielfachen Berfehre, der fie in viele Berbindlichkeiten gegen 
diefelben verwickelte. Gegen ſolche VBerbindlichkeiten fuchten 
die Grafen dfters mit günftigem Erfolge bei dem Kaifer Hülfe. 
So 3. B. befreite Kaifer Ludwig IV. im 5. 1346 die Grafen 
Eberhard II. und Ulrich V. von allen Schulden, die ihr Bater 
bei den Juden zu Schlettitadt gemacht hatte, und befahl diefen 
Juden ihre Schulddocumente den Grafen herauszugeben. Noch 
weiter ging Kaifer Karl IV. im J. 1349, indem er die oben 





2) Ueber die Berhältniffe, ver Juden in Württ. vrgl. auch Rob. (v.) 
Mohl W. Staater. Th. I. $ 92. Im Folgenden ift zum Theile ein 
Manufeript von Scheffer (Geh.Arhivar) über „Aufnahme, Schickſale 
und Berhältniffe, ver Juden in Württ. 1824“ benügt, welches fih auf 
dem Königl. ftatiftifch-topograppifchen Bureau in Stuttgart befindet und 
viele einzelne, mit großem Fleiße zufammengetragene,, Notizen enthält; 
demfelben folgt v. Weishaar Handb. 3te Ausg. Th. I. ©. 104 ff. in 
feiner Darftellung über die Judenverhältniffe bis in den Anfang des 
XVIII. Jahrhunderts. Indeffen ft Scheffers Darftellung in Manchem 
noch wefentlih zu ergänzen. Namentlich überging Scheffer manches, 
für die Gefchichte der Rechtsverhältniffe der Juden ganz wefentlihe, Als 
gemeinere, befonders das in Landesorbnungen (vie von Ehriftoph 
erlaffenen übergehen in bdiefer Hinfiht Scheffer und v. Weishaar ganz) 
und in ber zweiten RegimentsD. Enthaltene. Auh geht Scheffers 
Darftellung blos bis in die Mitte des XVII. Jahrhunderts. Bon da an 
gibt er nur Meberfichten über bie in Betreff der Juden erlaffenen einzelnen 
Verfügungen, und Auszüge aus benfelben. 

3) E8 führt dieß Scheffer a. a. O. an. 

4) Zeller Merkwürdigkeiten ver Univerf,. und Stabt Tübingen. 1743. 
©. 728, 

5) Ele Landes» u. Eulturgefh. von Württ. Th. I. Abth. II. ©. 679. 

6) ©. die Urkunde bei Sattler Grafen Tp. I. Beil. 126 und über 
die Streitigkeiten, in welche dadurch die Grafen mit ven Juden verwidelt 
wurden, die Urkk. bei Sattler a. a. D. Beil, 127, 128. 


Berpältniffe ver Zuden 6 34. 181 


genannten Grafen und alle ihre Unterthanen von den 
fämmtlichen Schulden befreite, die fie bis zum 1. April 41349 
irgend bei den Juden gemacht hatten”, Auch machten fpäter 
die Grafen Eberhard der Greiner -und der Milde von der 
Verfügung des Kaifers Wenzel vom J. 1390 Gebrauch, 
nad welher alle Einwohner Schwabens von allen Schulden 
an die Juden befreit ſeyn follten, wenn fie dem Kaifer eine 
gewiffe Summe für diefe Befreiung bezahlen würden ®, und Graf 
Eberhard der Milde zahlte wirklich zu diefem Zwecke im Jahr 
1392 2000 Gulden. — Außerdem erwarben die Grafen im 
XIV, S$ahrhundert vom Kaifer Karl IV. das Schugrecht über 
alle in ihren Städten und Beften gefeflenen Juden mit der 
Befugniß, nunmehr ftatt: des Kaifers: für: diefen Schuß Die 
Juden zu beiteuern 8. 

Bei der auf dieſe Weile ihnen gegebenen Möglichkeit, von 
den Juden mancherlei Abgaben zu ziehen und ihren Verkehr 
durch eine genauere Aufficht zu regeln, ließen die Grafen nicht 
nur die im Lande bereits gefeffenen Juden in demfelben, ſon— 
dern geftatteten auch fremden Juden unter näheren in den 
Schirmsbriefen geftellten Bedingungen, namentlich in Betreff 
des Maaßes der von ihnen bei Darlehen zu beziehenden Zinfen 


7) Die Urkunde ift nicht gebrudt. Eine Abfchrift enthält die angef. 
Handſchr. von Scheffer Beil. Ar, 2. Sie ift ausgefertigt am 1. April 
1349, ein Jahr, in welchem eine große Judenverfolgung in Deutfchland 
Statt hatte. Später im 3. 1361 wiederholte Karl IV. das dem Grafen 
im 3. 1349 ertHeilte Privilegium. In diefer Beftätigung werben nament- 
lih die Grafen und „ir Diener, ir Stete, ir Arme Ieute, alle gemeinlich 
vnd jeclich befundern, vnd ir all bürgen alfer ſchult, die fie biz vf die 
Zeit, als man die Juden gemeinlih in dutſchen landen 
flug, daz war do man czalt von Chriftus Geburt 1349 Jar, und davor 
fhuldig gewefen fint, venfelben Juden vnſern Kamern Knechten, wo ouch 
bie wonhaftig gemwefen fint, oder noch wohnhaftig weren .... gar ond 
genglichen quitt, ledig und los gefagt vnd gelaffen” ıc. Die Urk. f. bei 
Sattler Grafen Th. I. Beil. 129. 

8) Die Urkunden vom 16. Septbr. 1390 und v. 17. Septbr. 1390 f. 
bei Sattler Grafen Th. II. Beil. 2 u. 3. 

9) Sattler Grafen Th. I. Abfchn. 3. $ 24. Im 9. 1465 erhielt fo- 
gar Graf Ulrich das Recht des Judenſchutzes über die in den Bisthü— 
mern Mainz, Trier und Salzburg gefeffenen Juden. Sattler 
Grafen TH. I. Abfchn. 6. 8 29. 
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(oder „des Wuchers“, wie die Zinfen in ſolchen Fällen allge- 
mein genannt wurden), die Niederlaffung an verſchiedenen 
Drten des Landes, z. B. in Gruttgart, Tübingen, 
Canftadt, Göppingen ı. W, 

Allein es fcheinen die Juden in diefen Zeiten durch ihren 
Wucher übel auf die Unterthanen gewirkt zu haben. Die 
Leichtigkeit, bei ihnen Credit zu erlangen, und der Leichtfinn, 
mit welchem man davon Gebraud machte, und von der andern 
©eite die harten Bedingungen, die fie, nicht felten mit Ueber: 
fohreitung ihrer Schugbriefe !!, machten, und, fo weit fih Ges 
legenheit gab, mit Härte zur Vollziehung brachten, verfeßten 
die Bürger in manche Bedrängniffe. Deßhalb beftimmte Der: 
3098 Eberhard I. in feiner Landesordnung von 4495 : daß 





10) In einer Urkunde v. 3. 1434 in Scheffers Handſchr. Beil. 6 
erklären die Grafen, daß fie einige Juden „zu Burgern genommen “ 
haben, und verfprechen fie zu „fchirmen zu den Rechten gen allermeng- 
lich al® ander vnſer burger.” Sie erlauben ihnen ferner. zn Stuttgart 
oder an irgend einem andern Orte den Wohnfig zu nehmen, und Geld auf 
Zinfen auszuleihen, jedoch nicht auf unbewegliche Güter („nit uff erb noch 
uff eigen, fundern uff pfand, die fie getriben oder getragen mögen“), und 
fo daß fie wöchentlih vom Gulden Einen Pfenning und vom Pfd. Heller 
Einen Heller nehmen dürfen, Das Bürgerrecht follen die Grafen ben 
Juden gegenfeitig auffündigen können. Später erlaubten fie diefen Juden, 
den Ebdelleuten zehen Gulden um einen Guben übers Spiel zu leihen 
und von den Eflingern fo hohe Zinfen zu nehmen, als fie nur wollten. 
Einen ähnlihen Schußbrief v.3.1471 f. bei Sattler Grafen Tp. II. 
Beil. 53 und v. 3. 1462 ebendaſelbſt Beil. 19. In dem Lebtern ver- 
fpricht der Graf den Juden, fie bei Rechten zu fehirmen „als ander onfer 
burger zu Göppingen” ; in dem erften „wie auder vnſer armen 
lute vnd hinderſaſſen.“ Diefe legtere Bedeutung hat wohl au 
das „Burgerrecht,, von welchem im Schußbriefe v. 3. 1434 die Rede ift. 
Ein eigentlihes Städtebürgerreht konnten die Juden wohl ſchwerlich 
erlangen. Vrgl. auh Eichhorn Rechtsgeſch. Th. U. $ 350. Note c. 

11) Ein Beifpiel davon findet fih u. N. in einer von Erufiug mit 
getheilten Urkunde v. 3. 1459. Nach diefer befennen ein Zube Kauff— 
mann und eine Zübin Bel mit andern Juden von Tübingen, daß fie 
vom Örafen Eberhard ins Gefängniß gefegt worden feyen, weil fie die 
armen Leute gegen die Borfchriften ihres Schußbriefes übernommen haben, 
und verſprechen, wenn fie wieder los kommen, die Schulden, welche die 
Einwohner Tübingens und des Amtes ihnen ſchuldig feyen, in den nächften 
prei Jahren ohne Wucher und Zins anftehen zu laffen, 
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„man Fainem Juden vmb den Gefuch oder wucher richten oder 
recht ergen laſſen foll, deßgleichen ſich kainer mit Verſchrey⸗ 
bung oder Berfegung feiner liegenden gutter an bie 
Juden leg by vermeydung Gtraff an leyb vnd gutt.“ Allein 
mit einer folhen Beftimmung konnte wenig geholfen werden. 
Man mußte entweder den Juden das Recht ertheilen, ordents 
lihe Gewerbe zu treiben, fie zur Ergreifung derfelben und des 
Landbaues auf eine wirffame Weile veranlaffen, und fie fo 
allmählig zu tüchtigen Bürgern erziehen, oder mußte man das 
Land ihnen gänzlich verſchließen, und jedes Geſchäft mit ihnen 
für unverbindlich erflären. 

Den lesteren Gedanken hatte theilweife auh EberhardI. 
fhon vor feiner Landesordnung gehabt. Allein er gab ihm 
keine Folge durch ein Gefeß, fondern beftimmte nur in feinem 
Zeftamente v. 26. Dechr. 1492, daß „feine Erben in feiner 
Herrichaft Feine Juden jeßhaftwohnmen, noch Gewerbe 
treiben laffen follen“ 28, Diefe Beftimmung wurde auch nad) 
Eberhards I. Tode wirklich vollzogen. Die im J. 4498 errichtete 
zweite Regimentsordnung feste unter Berufung auf Eberhards 
Zeftament feft, daß „die nagenden Würm die Juden im Fürs 
ftentbumb nit gehalten“ und aud die Nachbarn erfucht werden 
folen, die Juden in ihren Gebieten nicht zu dulden. Wenn 
aber fremde Juden auf liegende Güter, Pfänder, Bürgfchaften 
oder DBerfchreibungen den Unterthanen etwas Ddarleihen: ſo 
ſollen ſolche Pfänder, Bürgſchaften und Briefe ungültig feyn, 
nicht darauf erfannt werden, und die Juden blos das dars 
geliehene Capital und weiter nichts zu fordern haben 3, 
Wie weit diefe Beftimmung, namentlich die, daß die Juden 
im Lande nicht geduldet werden follen, vollzogen wurde, darüber 
finden ſich, wie es feheint, Feine genauere Nachrichten. Wenn 
fie auch an einzelnen Orten vertrieben wurden : fo mögen fie 
doch an andern noch geblieben feyn. Auch nahm Ulrich in 
feine Landesordnung von 4545 nicht die Beftimmung der 
Regimentsordnung, fondern blos die Beftimmung der Eber: 

12) Die Urkunde f. in Reyfhers Samml. der Staatsgrundgeſetze 


3.1.68. 9. 
13) Die Urkunde f. bei Reyſcher a. a. O. ©. 23. 
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hard’ihen Landesordnung auf®, ja in einem Mandate 
Kaifers Karl V. vom 45. Juni 1524 it wieder die Rede von 
der im „Fürſtenthumb Wirtemberg geſeſſenen Si- 
diichheit“, und in diefem Mandate, fo wie in einem Eurz darauf 
am 25. $uni 4521 erlaffenen, wird blos wiederholt 5, daß kein 
Jude auf liegende Güter oder auf Gülten, fei es um oder 
ohne Wucher (Zinfen), irgend Darlehen gebe, und daß den: 
jenigen, welche diefes Verbot übertreten, ſolche Güter und 
Gülten nicht gereicht und ausgeantwortet, auch in Rechten 
nicht zuerfannt werden follen. Allein in die fur; darauf 
erichienene dritte Landesordnung (20. Aug. 4524) wurde die 
Beſtimmung der Regimentsordnung über Austreibung 
der Juden aus dem Lande und den Verkehr mit Juden mit 
dem Zufaße aufgenommen, daß wenn fremde Juden durch das 
Sand: ziehen wollen, fie bei ben Zöllnern zuvor um das Geleite 
anjuchen und von der ihnen angewiejenen Straße nit ab: 
weichen, die Unterthanen aber, welche gegen das Verbot mit 
den Juden verkehren und von ihnen Darlehen aufnehmen 
würden, mit Geld oder Gefängniß geftraft werden follen. Die 
Amtleute fcheinen jedoch in der Austreibung der Juden laͤſſig 
geweſen zu ſeyn, und die Stände klagten fehr darüber, daß 
die Vorfchrift der Landesordnung wenig befolgt werde, und 
daraus je länger je mehr Beichwernig und Verderben der 
Unterthanen erfolge. Es wurde Daher in einer Verfügung 
Königs Ferdinand, des damaligen Regenten Württembergs, 
ABB: 


14) Zwar fagt Scheffer in feiner angef. Handſchr. umd nad ihm 
v. Weishaar Handb. Th. 1. S. 105: „rich Habe ſich der noch vor- 
bandenen Juden entlebigt und nur die Nachficht der öfterreichifchen Regies 
zung habe bald wieder viele Juden in das Land gebracht.“ Für das 
Erftere beruft ſich Scheffer auf Gabelcofers Stuttg. Chron. Ob fidh 
aber dieß nicht blos auf einzelne Orte, namentlich auf Stuttgart, bezog? 
Wenigſtens iſt die Stelle in Ulrichs LandesO. auffallend, und nach dem 
Im Texte nachher Angeführten hätten die Juden f ogleich mit der Defter- 
reihifchen Regierung und dem Schwäb. Bunde wieder ins Land gerüdt 
ſeyn müffen. 

15) Die Urkunden f. bei Riecke Samml. ver Gerichtsgeſetze Th. I. 
©. 50, 51. Irrig halten dieß Scheffer und v. Weishaar a. a. O. 
für eine ganz neue Beſtimmung; auch übergehen ſie den für die Geſchichte 
der Juden weſentlichen Inhalt der dritten Landesordnung. 
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am 13. Zulius 1529 nicht nur das Mandat vom 25. Junius 
4524, fondern auch die Vorſchrift der dritten 2.D. mit dem 
Zufage von Neuem eingefchärft, daß die durchziehenden Juden 
bei der Kanzlei um das Geleite anzufuchen haben, und 
wenn fie ohne ein folches Geleite betreten werden, mit harter 
Reibesftrafe belegt werden jollen 6. Da nun aber die Juden 
endlich einmal ernftlic ausgetrieben werden follten: jo mußte 
wenigftens für die Bezahlung der Forderungen, welche fie 
bereits gültig erworben hatten, geforgt werden. Deßhalb fügt 
die Derordnung v. 1529 bei: Jeder Unterthban müſſe angeben, 
was er den Juden ſchuldig ſey; Hierauf follen die Amtleute 
die Juden zu einem Nachlaſſe zu bewegen ſuchen; dann aber 
babe der Schuldner die Schuld bis zum Ende des Jahrs zu 
bezahlen; wer dieß nicht thue oder die Anzeige nicht gehörig 
mache, oder von nun an von den Juden etwas entlehne, werde 
des Landes verwiefen. Allein viele der armen Unterthanen 
fonnten nicht zahlen und fo mußten gegen 400 Perfonen mit 
Landesverweifung beftraft werden 7, Indeſſen hatten Die 
Württ. Räthe bei diefen neuen Verfügungen doc manches Be— 
denken, da die Württemberger , welche mit Juden in Verkehr 
traten, von denfelben bei dem Hofgerichte zu Rottweil belangt, 
und von diefem, wenn fie nicht erfchienen, gegen die alten Pri— 
vilegien in die Acht erklärt wurden, eine Acht, welche wenig- 
tens Denjenigen, die außerhalb des Landes fich betreten lie- 
Ben, nachtHeilg werden Fonnte. Deßhalb wünjchte die Regie: 
rung vom Kaifer eine Betätigung fowohl des alten Privi— 
legiums de non evocando in diefer befondern Beziehung, als 
des Derbots des Aufenthalts der Juden im Lande, des Durchs 
reifens derjelben ohne befondere Erlaubniß, und der Beſtim— 
mung, daß wenn Juden auf liegende Güter oder Gülten 
leihen, denjelben die Güter und Gülten bei der Erecution nie 
zuerfannt werden jollen. Das Privilegium wurde auch am 





en — — 





16) Die Urkunde ſ. in Rieckes Samml. der Gerichtsgeſetze Th. J. 
©. 57 ff. 

17) Sattler Herzsge Th. U. ©. 191. Sie wurden fpäter auf den 
Antrag der Kanzlei am Schluffe des Jahrs 1530 wieder begnadigt. 
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45. Dft. 1530 mit dem Beiſatze ertheilt !®, daß wenn künftig 
ein Jude einem WBürttemberger auf liegende oder fahrende 
Pfänder oder ohne ſolche leihe, die ausgeftellten Schuldbriefe 
für ſich feine Beweiskraft haben und die Richter auf die Schuld 
nicht erkennen jollen, wenn nit noch auf andere Weile 
bewiefen werde, wie viel wirflid dem Schuldner baar eliehen 
worden fey, und dann joll er blos diefes zu bezahlen re 
feyn, und um den Wucher (Zinfe) nichts erfannt werden ®. 
Durch dieſes Kaiferlihe Privilegium war es nun aller 
dings zum Landesgrundgejege geworden, daß Fein Jude im 
Lande fich niederlaffen dürfe. Allein der Verkehr mit den 
Juden war dadurd nicht abgefchnitten. Wenn ihnen aud in 
die verpfändeten liegenden Güter Feine Erecution gewährt 
werden, und auf die ihnen zugefagten Zinfen Fein Nichte 
fprechen follte: fo war dieß doch noch Fein hinreichendes Mit 
tel, die Unternehmungen des Wucherers und das Hülfefuchen 
beim Wucherer abzufchneiden, und fo dauerte der Geldverkehr 
mit den in den benachbarten Gebieten angejfeffenen und mit 
den dDurchreifenden Juden fort. Es erneuerten fich auch bald 
die alten Befhwerden, und dieß bewog Herzog Ulrich nah 
der Wiedereroberung feines Landes, auf die dringenden An 
träge feiner Räthe ein ausführliches Judengeſetz zu erlafen 
und Ddaffelbe der vierten Landesordnung einzurücken ®, Er 
wiederholte hier die alten Verbote über den Aufenthalt der 
Suden und die Beftimmungen über das Geleite für die Durd: 
reifenden, und feste dann feft: „es follen die Unterthanen von 
den Juden gar nichts entlehnen, noch mit ihnen handthieren 
oder fih in einigen wucherlihen Handel einlaffen, noch für 
einen Andern gegen einen Juden Bürge oder Schuldner wer: 





18) Abgedrudt bei Riecke a. a. O. ©. 60 ff. 

19) Als Motiv wird angeführt: „daß häufig von den Zuben allerlei 
Betrng gegen die Epriften gebraucht; viele erdichtete und falfche Schulden 
und Briefe gemacht werden, als wäre das in den Briefen genannte Gelb 
baar geliehen worden, während doch nicht der vierte Theil baar bezali 
und des Uebrige aufgerechneter Wucher fei, und dazu fordern dann bie 
Juden noch von der ganzen Summe Zinfen“ u. dgl. 

20) Die Verordnung fteht in der L.O. in der Form eines befonbers 
erlaffenen Geſetzes, ift aber von demſelben Datum, wie die 2,D. felbil 
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den, oder ein Pfand geben. Wer es thue, werde an Leib und 
Gut und nod dazu mit Kandesverweifung geftraft. Werden 
den Juden liegende Güter, Zinfe, Gülten oder auch Wein, 
Früchte oder die Einblümung auf dem Felde verpfändet: jo 
follen diefe Pfänder der Eonfiscation unterliegen; wer, ſey es 
ein Snländer oder Fremder, für eine Judenſchuld fid ver: 
bürge, fole am Hauptichuldner ſich nicht ſchadlos halten kön⸗ 
nen.“ — Go ſuchte man durch harte unangemeflene Strafen 
das zu erreichen, was, wenn aud nicht vollftändig, doch auf 
eine gerehtere Weife und in ausgedehnterem Grade nur das 
durch hätte erreicht werden können, daß man einfach jeden, 
fünftig mit einem Juden gejchloffenen, Bertrag und namentlich 
jedes Darlehen für unklagbar und ungültig erklärte. Allein 
auf diefen Gedanken ſcheint man, abgefehen von den Bürgs 
fhaften, nicht gefommen zu feyn. Zwar follte man glauben, 
ed fey mit dem angeführten unbedingten Verbot eine ſolche 
Wirkung verbunden worden. Daß dieß aber nicht beabfichtigt 
war, ergibt fich aus einer Stelle des angeführten Gefehes, 
nad welcher den Zuden auf ihre Schuldbriefe Fein Gericht 
noch Recht geftattet und gar nichts geurtheilt noch weiters 
erkannt werden folle, außer fo viel die Faiferlihe Frei: 
beit (d. h. das angeführte Priv. von 1550) aus weiſe und 
zugebe. Nach diefem Privilegium aber, welches fi) Ulrich 
im Jahr 4541 erneuern ließ ?!, Eonnte der Jude wenigftens 
auf Bezahlung des Capitals Elagen. 

Eben fo fehr wie Ulrih war Herzog Ehriftoph gegen 
die Juden eingenommen. Waren auch feine Bemühungen bei 
dem Deutfchen Reichstage, durch eine allgemeine Maafregel 
die Juden aus ganz Deutfchland zu vertreiben ®, vergeblich : 
fo duldete er doch die Zuden durchaus nicht in feinem Lande, 
und juchte Durch Wiederholung der alten Geſetze den’ Verkehr 
mit ihnen möglichft unſchädlich zu machen, Er verglich ſich 
jwar mit Abgeordneten ausmwärtiger Juden über ihr Durch: 
ziehen durch das Land, und geftattete in diefer Vergleichung 





21) Abgedrudt bei Riede a.a. D. ©. 73-76. 
22) Sattler Serzoge Pr. IV. S. 132, 


/ 
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„mit der Jüdiſchheit“, daß fie mit einem vom nächften Amt: 
mann zu erfuchenden und vom Suden zu bezahlenden „Ieben: 
digen Geleite“ (einem „Ölaitsmann“) oder bei großer Armuth 
mit einem fjchriftlichen das Land durchziehen dürfen 3. Jedoch 
verbot er ihnen jede „Dandthierung oder Wucher“, ausgenommen 
auf freien Märkten, auf welchen fie um baares Geh 
follen Faufen und verkaufen dürfen. Dabei wiederholte er 
wörtlich die alten Beftimmungen- über Verkehr mit Yudın, 
welche in der Ulrichichen LandesO. v. 1556 enthalten waren, 
indem er fie in feine V. LandesO. und fpäter auch in die VI. 
LandesD. vom J. 1567 aufnahm. 

Doch trat eine bedeutende Aenderung deffen ein, was Ul— 
rich feftgefegt hatte, eine Aenderung, durch welche dem oben 
bemerften Uebelftande großenfheils hätte abgeholfen werden 
Eönnen, wenn aufihrer Beobachtung feftgehalten worden wäre, 
Es waren nämlich inzwifhen durch ein Reichs geſetz (Reihe 
abſchied von 1551, $ 78. 79.) allgemeine Beftimmungen übe 
den Berfehr mit den Juden gegeben worden. Gie gingen im 
Wefentlihen dahin, daß Verträge mit den Juden, mit Aus 
nahme der auf offenen Meffen und Jahrmäarkten über Gegen 
ftände des Marktverkehrs gefchloffenen, nichtig und unver 
bindlich feyn follen, wenn- fie nicht vor der ordentlichen 
Dbrigfeit des CHriften errichtet worden’ feyen. Statt nun, 
wie es in Ulrichs Randesordnung gefchah, beim Verbot dei 
Verkehrs mit Zuden auf das Privilegium von 41530 zu ver: 
weifen, verweist Chriftoph- in feiner Landesordnung (f. VI. 
2.D. ©. 66) neben jenem Privilegium auf den Vergleich mit 
der Judenſchaft und auf den angeführten Neichsabfchied von 
1554, und beftimmt, daß den Juden nur in fo weit Reht 
geitattet werden folle, als jenes Privilegium, der angeführte 
DBergleih und der Reich sabſchied v. 1551 zulaffe. 

Hiernach galt daher nunmehr in diefer Periode über den 


— 





— — 
—— — — — — 


23) Der Vergleich, welcher ſpäter in die V. und in die VI. LandesO. 
(ſ. VI. L.O. ©. 58—63) aufgenommen wurde, betraf auch den Gerichts⸗ 
ftand. Die Juden mußten verfprechen, die Württ. Untertanen weder am 
Kammergerichte, noch am Hofgerichte zu Rottweil, fondern blos vor din 
Württ. Gerichten zu belangen. 
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Derkehr mit den Juden im Weſentlichen Folgendes: Im 
Lande durfte Fein Jude wohnen und der Herzog konnte zum 
Zwecke eines längeren Aufenthalts feinem Juden einen Schuß 
brief ertheilen. Dagegen konnten die fremden Juden auf 
Sahrmärkten, wenn fie das gehörige Geleite hatten, über Ge— 
genftände des Marktverfehrs um baares Geld handeln. 
Seder andere DBertrag aber, den ein Württemb. Unterthan 
mit den Juden fchloß, follte auch diefen ein Verkehr in Würt— 
temberg geitattet werden, mußte dem Erfenntniffe der ordent— 
lichen Obrigkeit des Ehriften unterworfen und konnte von ihr 
nur dann beftätigt werden, wenn der Vertrag nicht gegen die 
beftehenden Normen war * und eine Bernachtheiligung des 
Ehriften nicht enthielt. Ohne eine ſolche nachgeſuchte und aus: 
gewirkte Beftätigung war der Vertrag null und nichtig, und 
den Württemberger trafen dann noch außerdem die in der 
LandesO. feftgefegten fchweren, auf den Verkehr mit den Ju— 
den gejesten, Strafen. Endlich war noch jede Abtretung einer 
einem Juden gegen einen Ehriften zufommenden Schuldforde: 
rung, wenn fie an einen Chriften aefhah, ungültig ®. 


F. Neform des Privatrechts und Prozeſſes durch das erfte 
und zweite Landrecht. 1. Vorbereitungen, Die alten Statuten 
und Gewohnheiten, 


S 55. Eine der Hauptbefchwerden unter Herzogs Ulrich 
langer Regierung bildete der Zufland des Privatredhts, 
des Strafrehts, und des Prozeſſes. Auch diejen Klagen 





24) Eine BerpfändungSliegender Güter oder beweglicher Habe und eine 
Bürgfhaftsleiftung für eine Zudenfhuld konnte die Obrigkeit wegen der 
oben angeführten Beftimmungen der IV. L.O., die au in die V. u. VI. 
übergingen (VI. 2.0. ©. 64), niemals geftatten. 

25) Reichsabſch. v. 1551. $ 79. Ueber ven Grund biefer Befimmung 
find die Anfichten verfchieden. Ihr Grund und Zwed ift aber wohl fein 
anderer, als der, die Juden zu verhindern, durch Abtreten einer an Ehri« 
ften ihnen zuftehenden Forderung an einen Chriſten die wegen ihrer Ber» 
träge mit Chriſten gegebenen befchränfenden Gefege zu umgehen und zu 
vereiteln. Deßhalb können die Zuden Forderungen, die fie an einen Ju— 
den haben, wohl an Chriften abtreten. Diefer Grund ift auch fehr be- 
Aimmt in $ 78. des angef. Reichsabſchiedes felbft angedeutet. 


- 
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enblih einmal abzuhelfen, machte fih Herzog Chriſtoph 
zur angelegentlihften Aufgabe. Zwar gelang es ihm nicht, 
in Hinfiht des Strafrechts feine Plane durchzuführen . Im 
Privatrehte aber und im Eivilprozefle erreichte er wenigftens 
das, was er zunächft in demfelben vollführen wollte. 

Das Wicdtigite, was Ehriftoph in diefer letzteren Be 
ziehung that, war das Zuftandebringen des Privatrehtscoder, 
den er unter dem Namen Landrecht in den erften Jahren 
feiner Regierung und fpäter in einer wenig veränderten Ne 
vifion in den lebten Fahren feiner Regierung publiciren ließ 
(das erjte und zweite Landredt). Dieſer Eoder, obgleich 
er nur einzelne Parthien des Privatrechts umfaßte und durd 
eine fpätere Revifion (das dritte Landrecht, $ 48 f.) for 
mel! wieder aufgehoben wurde, ijt von der größten Bedeu: 


tung für unfer ganzes Privatreht. Denn dur ihn wurde 


der Kampf der alten Privatrechtsverfaflung mit der einges 
drungenen neuen Willenfchaft und dem fremden Rechte ent: 
fhieden, und dem Bildungsgange unfres Privatrechts bis auf 
unfre Zeit feine Richtung gegeben, und materiell bildet 
er auch jet noch die Grundlage unfres Privatrehts. Es 
wird daher Feiner Rechtfertigung bedürfen, wenn hier die Ge 
fehichte feiner Entftehung, welhe auch jchon an fi manches 
Intereſſante über den Gang der Deutſchen Gejebgebungen in 
jener Zeit darbietet, ausführlicher gegeben wird ?. 


1) Das Nähere hierüber gehört nicht hieher. 

2) Ueber die Gefchichte des erften und zweiten Yandrechts verbreiten 
fh Sattler Gefh. Wiürtembergs unter den Herzogen Bd. IV. ©. 3 
bis 30. Gerſtlacher in ver oben ©. 23 angeführten Einleitung 
©. 74—103 (und nad Demfelben Reinhardt das Landr. des Königr. 
Württ. B. IV. ©. VIL-XVIN; ferner Pfifter Herzog Chtiſtoph 
S. 245—51 und ©. 550-557. (Ueber das erftle Landrecht it Gerf- 
lacher, über das zweite Pfifter reichhaltiger, aber weder fie noch 
Sattler haben die vorhandenen Urkunden irgend vollftändig und gehörig 
genau benüst). Einen Ueberblid geben auch v. Weishaar Handb. des 
Württ. Privatr. 3te U. B. J. S. 19-245 Repſcher Bürtt. Private 
3.1. ©. 4-53. Bei der folgenden Darftellung der Geſchichte des er⸗ 

ni ers ein in dem Staatsarchive befind« 
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Gleich auf dem erften Landtage, welchen Herzog Chris 
ftoph fünf Monate nah dem Antritte feiner Regierung bes 
rief, erneuerte er das von feinem Vater fchon beim Abfchluffe 
des Tübinger Vertrages und fpäter von der Dejterreichifchen 
Regierung im 3.1520 gegebene Verfprechen wegen Verfaffung 
eines „gemeinen Landrechts.“ Es follten nad) der Erläuterung 
bes Tübinger Vertrags vom 13. April 1554 „etliche Verſtän— 
dige von Prälaten und der Landfchaft“ in Verbindung mit 
berzoglichen Räthen die Sache zur Hand nehmen und dem 
Herzog ihre Vorjchläge vorlegen. Zugleich wurde im Lande 
tagsabfchiede von demjelben Tage beftimmt, daß feiner Zeit 
die Sache an den, zunächſt zu andern Zwecken gewählten, aus 
vier Prälaten und 24 SGtädtedeputirten beftehenden größeren 
Ausfhuß, und nach deflen Anhörung an einen „gemeinen 
Landtag“ gebradht werden folle.. — Chriſtoph wollte es 
aber nicht beim bloßen VBerfprehen und Berabreden beiwenden 
laffen. Er erinnerte die Stände im Anfange des folgenden 
Jahres auf einem Landtage zu Böblingen an die Arbeit, 
da fie bis dahin noch nicht einmal die Commiffion gewählt 
hatten. Dabei erkannte der Herzog wohl, daß man, wenn an 
eine Verbeſſerung des Nechtszuftandes gefchritten werden follte, 
vor Allem den beitehenden Rechtszuftand genau kennen 
müſſe. Defhalb wurde auf feine Erinnerung, „Damit die Be: 
rathung defto ftattliher und fruchtbarlicher gejchehen möge“ 
auf dem genannten Landtage (12. San. 1552) bejchloffen, daß 
alle Städte und Aemter ihre Gebrändhe und Rechte bis zum 
7. Februar (1552) an den Bürgermeifter Melchior Kalber 
in Tübingen einfenden,, am lesteren Orte die Mitglieder der 
gemeinfchaftlihen Commiſſion zufammenfommen, fi berathen 
und ihr Gutachten am 24. Februar dem größeren ftändifchen 
Ausfchuffe? vorlegen follen. — Die Termine waren freilich 
Folge höheren Auftrages zum Zwede der Vorarbeiten für das britte 
Landrecht angefangene Relation über die Gefichte des Landrechts Cfie 
geht bis zum 3. 1564), und außerbem die übrigen im 8. Staatsarchive 
befindlichen Akten, welche aber beinahe ohne Ausnahme auch ſchon Aich- 
mann in feinem angeführten Werke treu benüßt hatte. 


3) Die Landſchaft meinte, „daß fich dieß Werk in einer gemeinen 
Berfammlung nicht wohl wölle tractiren Tafien.“ 
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gar zu Eurz geftellt; man ſchien das anfängliche zu lange 
Derzögern und Hinausfchieben am Ende durch übergroße Eile 
wieder gut machen zu wollen. 

Am 6. Februar Fam wirklich die Commiſſion in Tübingen 
zufammen. Bon den Ständen waren zwei Prälaten, Johann 
Abt zu Hirfhau und Sebaftian Abt zu Bebenhaufen, 
und vier Gtädteabgeordnete, Hieronymus Welling, Abge 
prdneter von Gtuttgart, Melchior Kalber von Tübingen, 
MartinBirer von Urach, und Sixt Wefelin von Scor: 
dorf zur Commilfion gewählt. Der Herzog, der um dieſe 
Zeit auch in Tübingen war, ordnete von feiner Seite fein 
Räthe Dr. Johann Sichardus, Profeffor in Tübingen! 

4) Ueber die Wichtigkeit, welche Sichardus und feine Schriften fir 
unfer Privatrecht haben f. auch $ 36. Note 22, $ 33. Note 14 und GN. 
Er mwurbe in Bifchoffsheim, wahrfcheinlich 1599 geboren (Sohn eins 
Handwerfers) , ftudirte Philofophie und Philologie in Ingolftabt, wurd 
Schullehrer in Münden, ging im 3. 1552 als Privatdocent der Phil 
logie nach Freiburg im Breisgau (mo er heurathete und in freundihafts 
liche Berbindung mit dem berühmten Juriften Mrih Zafiug dem Ir 
faffer des revibirten Freiburger Stadtrehts vom 3. 1520 Fam), und im 
J. 1525 als ordentlicher Profeſſor derfelben nah Bafel. Unter den vielen 
Schriften, die er hier herausgab, ift befonders pas Breviarium Als 
rici zu bemerken, durch welches er fih als erfter Herausgeber befielben 
(Basil. 1528) bleibenden Namen unter den AJuriften erwarb. Im 3.15% 
ging er als Profeffor der Philologie wieder nach Freiburg, und nun ef 
ftudirte er eigentlich die Jurisprudenz und befuchte befonderg die Vorle— 
fungen von Zafins. Seine Gegner wußten es aber zu werbindern, dab 
er in Freiburg eine juriſtiſche Lehrftelle erhielt, und fo nahm er im Jah 
1535 einen Ruf nah Tübingen zur Profeffur des Coder an. Neben 
diefer, welche er bis an feinen Tod (9. September 1552) mit großem 
Beifall — befonders rühınte man feine Gründlichkeit und Klarheit dei 
Bortrages — befleidete, wurde ihm im J. 1544 die Stelfe eines herzog⸗ 
lihen Raths übertragen, und er als Solcher von Ulrich und Chriſtoph 
befonder® auch in auswärtigen Angelegenheiten viel gebraucht. Juriftiſht 
Schriften gab er (außer dem Brev. Alar.) nicht heraus. Erft nach feinem 
Zode gab fein Schüler Joh. Mich. Fickler feine Vorleſungen über den 
Codex Lib. II-VIII., welche ihm, da er des Nachſchreibens wegen lang: 
fam ſprach, wörtlich nachgefchrieben wurden, und in vielen Abfchriften cit- 
eulirten, — zuerft heraus unter dem Titel: Dictata et praelectt. in (0 
dicem Justin. Basil. 1565. II. Tom. fol. Diefe Ausgabe ift aber flüchtig 
und fehlerhaft. Eine 2. Ausgabe beforgte Franc. Modius Francof. 1%. 
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und Dr. Ulrich Rücker ab. Die Stände fühlten aber wohl, 
daß, um bei der Arbeit gegenüber von den herzoglichen Räthen 
gehörig vertreten zu werden, ihre Commiffäre rechtsgelehrte 
Eonfulenten nöthig haben. Deßhalb gab der Herzog in Folge 
einer von der Landſchaft an ihn geitellten Bitte den ftändi- 
ihen Eommiffären feine Räthe Dr. Cafpar Beer und Dr. 
Gajpar Bolland 6 zum Beiftande. 

Die Städte und Aemter hatten wirklich zur beftimmten | 
Zeit größtentheils ihre Rechte und Gewohnheiten eingeſendet?; 


Die Zte genauefte und befte Ausgabe beforgte ein anderer Schüler von 
Sihardus, Sams’ Hertzog unt. d. Tit.: Sichardus redivivus. Joh. 
Sichardi praelectt. et dictata in Cod. Justin. Francof. 1598. U. Tom. 
fol. Auch Eonfilien, die er theils als herzogl. Rath (vgl. ob. $ 33. N.14) 
theils als Mitglied der Zuriftenfacultät zu verfaffen hatte, wurden fpäter 
herausgegeben unt. dem Titel: Jo. Sichardi. . Responsa juris. Op. 
et Stud. Joh. Geo. Goedelmanni. Francof. 1599. fol. 

5) Rüder und Beer waren Oberräthe (Regierungsräthe). Lepterer 
wurde vom Herzog häufig der Landfchaft als Beiftand gegeben, und im 
Yahr 1552 von der Landfchaft förmlich zum Rath und Redner mit einem 
Dienftgeld von 50 fl. (der erfte Landfchaftsconfulent) angenommen, wäh: 
rend er jeboch im berzoglichen Oberrathe blichb, und nur für die Zeiten, 
in denen er der Landſchaft Dienfte leiftete, von feinen Pflichten gegen ven 
Herzog entbunden wurde. Beer ftarb bald nach der Publication des 1. 
Landrechts, im 3. 1556. 

6) Pfifter Herzog Chriſtoph B. I. ©. 246 und 250 verwechfelt ihn 
mit Ambrofiuns Bolland, welder Ulrich8 Kanzler und der An- 
Häger in dem berüchtigten Prozeffe gegen die Bräuninge, fpäter ein 
treuer Anhänger und Diener Chriſtophs war, und im J. 1551 ftarb. 
Cafpar Bolland dagegen, ein Berwandter von Ambrofius ,’ war von 
1540 an Profeffor des Rechts in Tübingen und Beifiter des Hofge— 
richts, und ftarb im Januar 1554. 

D Beinahe alle diefe Berichte befinden ſich in Abfchrift auf der Königl. 
öffentl. Bibliothek in Stuttgart in einem Folianten, der auf dem Rüden 
durh „Consuetudines variae Ducatus Würtemb.” bezeich— 
net if. Sie ftehen in demfelben unter dem Titel: „Der Stätt, Dörfer, 
Sleden, Auch ettlichen Gottespäufer des Fürſtenthumbs Würtemberg Breuc, 
Recht in Erbliden Sachen, Auch andern Statuten, zu Tübingen vor den - 
Berordneten Unfers gnädigen Herrn gelehrten Räthen, zweien Herrn Prä- 
laten und dann Vieren von der Landſchafft ven 9, 10. 11. u. 12. Febr. 
A® 52 verlefern,” (195 Blätter). Die Gebräude ꝛc. ıc. der Orte wurden 
von Burgermeifter und Gericht eingefendet. Ein großer Theil des ange« 
gebenen Folianten ift abgedrudt in Frid. Chph. Jonthn. Fiſcher Beri. 


Wächter, Württemb. Privatr. I. 15 
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Manche mit der Bitte, fie doch bei ihrem alten Rechte zu 
laffen, Andre mit Befchwerden über ihr Recht und dem Wunſche 


über die Gef. der teutfchen Erbfolge. Mannh. 1778. 3.11. ©. 131—302. 
Einen Theil hat nun auch herauszugeben angefangen Reyſcher in ı. 
Sammlg. altwürtt. Statutarrechte. Eingefendet wurden und in dem ans 
geführten Codex consuetudinum find enthalten folgende Gebräuche und 
Statuten (die, bei denen ich nicht das Gegentheil bemerfe, find in Fi— 
ſchers Buch abgedrudt): von den Fleden des Klofteramts Adelberg 
(auch bei Reyfher Staturarrehte ©. 21 f. Nur ift bei Reyſcher aus 
Berfehen der Gebrauch von Holzheim weggelaffen, und der Gebrauch von 
Schlath als Gebrauh von Holzheim angeführt.);; von Stadt As— 
perg (orgl. oben ©. 90), Klofteramt Bebenhaufen (bei Fiſcher 
nicht ganz vollftändig ; dagegen voll. bei Reyſcher ıc. ©. 195) ; Klofter- 
amt Blaubeuren (nur theilweife bei Fifcher ©. 181, dagegen ganz 
bei Reyſcher ©. 326, 327) und von Stadt und Amt Blaubeuren 
(unvollftändig bei Fifcher, vollftändig bei Reyfcher ©. 338, 329) ; Stadt 
und Amt Bottwar (bei Reyſcher ©. 484—491 5; fehlt bei Fifher); Statt 
Balingen (auch bei Reyfher ©. 160-162); Stadt und Amt Can: 
ſtadt (bei Reyfher ©. 636, 637; fehlt bei Fifher); Stadt und Amt 
Calw; Ehingen (noch nicht gedrudt); Göppingen; Güglingen 
(bei Fifcher fehlen hier die Gebräuche von einigen Amtsorten, 2 Seiten 
Miept.); Herrenberg; Kirchheim (noch nicht gedruckt, im Mſept. 3'/2 
Seiten); Leonberg; Marbach (18 Seiten im Mſept., weber bei Fi— 
ſcher, noch bei Reyſcher abgedrudt. Vrgl. aber $ 19. Note 4); Möck— 
mühl (bei Fiſcher; nur fehlt 1 Seite Mipt., das Recht von Lampolds— 
haufen) ; Klofteramt Maulbronn (noch nicht gedrudt, 4 Seiten im 
Mfept.); Merktlinger Amt, Klofteramts Herrenalb; Stadt umd 
Amt Nürtingen und Neuffen (bei Fifcher 16 Seiten ; die Gebräuche 
von Unterenfingen, 1 Seite Micpt., ließ er weg); Nagold (bei 
Fifcher, mit Ausnahme der Gebräuhe won Bondorf); Neuenftadt 
(nicht gedrudt, 26 Seiten Mfept.); Stadt Stuttgart (nidt gebrudt, 
10 Seiten Mfept. Reyſcher Statutarr. Borr. ©. V. fagt, daß das 
„Stuttgarter Stadtrecht” im Coder nicht enthalten fey. Allein Dies if 
unrichtig. Freilich wurden nicht die oben $ 19 erwähnten Artifel vom 
%. 1492 eingefendet, wohl aber ein Bericht über das Erbrecht, welcer 
Näheres über das Stuttgarter Theilrecht, ſodann eine Abjchrift des Ulrich— 
fihen Gefeges von 1477 (oben ©. 67) und der zwei, in den Sabungen 
von 1492 enthaltenen Artikel über Verträge mit den Kindern und über 
ungleihe Vergabung der Kinder enthält und im Codex consuett. fteht); 
Amisorte von Stuttgart mit Stadt Waldenbuch (unvollftändig bei 
Bilder); Schorndorf (26 Seiten bei Fifcher, bei dem aber noch eine 
Reihe hierher gehöriger Dorfrechte — 35 Seiten Miept. — fehlt); 
Sulz; Tuttlingen; Urach (bei Fifcher unvollftändig); Wild berg; 
Weinsberg (noch nicht gedrudt; 18 Seiten Mſept.); Winnen den; 
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nach Aenderung 8, die Meiften ohne eine Bemerkung in diefer 
Hinfiht beizufügen. Die meiften Berichte waren jedoch fehr 
fragmentarifh; mande Städte, wie 3.8. Tuttlingen, und 
viele Dörfer hatten bis dahin gar Fein aufgefchriebenes Privat: 
recht, und berichteten blos, was „dem hergebrachten Brauch und 
Gewohnheit nach ungefähr gehalten“ wurde, und hier fällt 
dann bisweilen der Bericht auf eine beinahe ganz unverftänd: 
lihe Weife lückenhaft aus, Den Hauptgegenftand der Be: 
richte und der eingefendeten Statuten, und bei den Meiften 
den einzigen Gegenftand, bildete das zwiſchen Ehegatten und 
Kindern geltende Erbrecht. Allein auch Diefes wurde von den 
Meiften nur in Bruchftücen gegeben, und häufig laſſen fie 





Wildbad. Nicht enthalten im angeführten Codex consuetudinum find 
die ebenfalls eingefendeten Rechte von Stadt und Amt Bietigheim 
(bei Reyfcer ıc. ©. 80-387), Böblingen (bei Reyſcher, ©. 396 
bis 399), Brackenheim (bei Reyfher ©. 538—540; es flimmt durch⸗ 
aus überein mit dem, bei Fifcher abgedrudten, Rechte von Frauenzimmern), 
und bad Stadtrecht von Tübingen. 

8) 3. B. Afperg befchwert ſich theilweiie über fein Berfangenfchafte- 
recht; Bottwar und Bietigheim dagegen befchweren fich über ihr 
Theilreht. Ebenfo berichten die Bohndorfer, fie „möchten ſämmtlich 
viel lieber Berfangenfchaftsreht, als ihr Theilungsrecht“, und Glas- 
hütte (ein Weiler bei Waldenbuch), welches das Stuttgarter Theilreht 
bat, bittet auch um Berfangenfchaftsreht, wie Waldenbuch, „wohin es 
gerichtet iſt. — So find die meiften Klagen gegen das Theilrecht gerich- 
tet. Zwar loben die von Neuenftadt ihr Theilrecht und bitten: „fie 
bei ihren Rechten und Bräucden, wie die von Alter uff fie fommen, nach 
gelegenheit der Nahrung und der Landsart gnädiglich zu laſſen“; allein 
fie theilten nach ganz andern Quoten, als die zuerft angeführten. Die 
von Leonberg loben ebenfalls ihr Berfangenfchaftsrecht ; fie halten ihren 
Brauh „für nuß und gut.” Löchgau berichtet zwar auch, es habe fein 
Mitfallen an feinem Erbrecht und möge es wohl leiden. Alfein nicht 
recht paßte dazu, wenn der Bericht kaum vorher nach Anführung des 
Dorfrehts fagt: „Wiewohl alfo Dorfsrecht und Prauch ift: fo würbt doch 
gemeinlich zwifchen den Eheleuten und Kindern Gemecht und Ordnung 
gemacht” d. h. alfo, fie ändern ihr Dorfredt gewöhnlich durch 
Berträge ab! Denen von Kirhheim am Nedar gefällt auch ihr Dorf- 
recht; allein eben deßhalb — halten fie es nicht für nöthig, ed näher an- 
zugeben, fondern fügen blos nach dem Lobe und der Bitte, fie dabei zu 
handhaben, bei: „und geliebter Kürze wegen haben Euer Fürftl. Gnaden 
wir dieß mals damit nit bemühen wollen”! Brgl. Rote 30 a. €. und 


Rote 37, 53. 
15% 
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fi) blos auf die Frage ein, wie es im Erbrechte ſich verhalte, 
wenn ein Gatte nad) der Trennung feiner Ehe zu einer neuen 
Ehe fchreite °. Einige Wenige gehen auch auf andere Theile 
des Erbredhts ein, und dann berühren noc Einzelne mehr 
oder minder lückenhaft den Prozeß, die Kofungen, Untergangs: 
und Nachbarrecht und Pfand: und Concursrecht. Bon vielen 
Drten gaben die Berichte nicht Alles, was die gefhriebe 
nen Statuten des Dris über Prozeß und Privatrecht enthiel: 
ten, fondern oft nur Auszüge oder Bruchjtücke, und felbft in 
diefen nicht einmal das vollftändig, was die Statuten über 
Erbrecht beftimmen. So wurde von den ausführlichiten der 
mir befannten Württ. Statuten, dem Uracher Stadtrecht, blos 
ein Stück feines Erbrechts in Abjchrift eingefendet! !0 
Gerade aber der Hauptgegenftand diefer Berichte, das 
Ssnteftaterbrecht, machte der Commiſſion die größten Scrupel. 
Zwar hatte Schon die Hofgerichtsordnung einige, aus dem 
Röm. Rechte entnommene, Beitimmungen über Inteſtaterb— 
folge gegeben (ob. ©. 95). Allein abgefehen davon, daß diele 
Beitimmungen an vielen Orten gar nicht genau befolgt, und 
den alten Gewohnheiten hintangefegt wurden !!, jo hatte jene 


9) Nur Ein Statut fand ich, welches gerade von dem Punkte nicht 
fpricht,, ven alle Hebrigen mehr oder minder berühren, dem Erbrecht ber 
Gatten, dagegen ſich über die anderen Inteflaterbfälle, über welche die 
Vebrigen meift ſchweigen, ausſpricht, aber freilich in einer Weife, aus 
der man fi von der Art mancher jener Berichte einen Begriff machen 
konn. Das Dorfrecht zu Rudersberg fagt: 

„Wenn Bater und Mutter mit Tod abgehen: fo erben Kind und 
Kindsfind, und weiter nit; 

Und wenn Enlins (Ehni's) und Anna Erb gefallt: fo erben Enlind 
und Anas Kind (9) und meiter nit; 

Zum Dritten erben Geſchwiſterig und Gefchwifterig Kind einander, 
und weiter nit.” — Dieß ift der ganze Bericht! z 

10) Bei Urach Hinderte dieß indeffen nicht die Benügung des aus— 
führlihen Stadtrechts, da der Abgeorbnete vom Urach bei der Commiſ— 
fion war. 

11) Ein Beifpiel f. unten in Note 38. Einzelne von den eingefendeten 
Rechten, aber nur fehr wenige 3.3. das Stadtrecht von Tübingen, 
Urach und Asperg und die Dorfredte von Hohengehren, 
Schlichten und Hegellohe, berühren auch die Inteftaterbfolge der 
Afcendenten und Geitenverwandbten. Sie frhließen fich dabei fchon theil- 





Das alte Güter- u. Erbrecht ver Gatten ꝛc. $ 35. 197 


HofG.O. über den Hauptpunft, über das Erbrecht der Ehe: 
gatten, die Localftatuten beftätigt, und die Frage, was nun 
hier an die Stelle der Rocalftatuten zu feßen fen, bildete den 
Hauptgegenftand bei den Berathungen des Landrechts, wie 
jpäter das, was an ihre Stelle gefegt wurde, den Haupt: 
gegenftand der DBeichwerden gegen das Landredht und der 
vielen Streitigkeiten über daffelbe bildete. Schon defhalb und 
um überhaupt den Entwichlungsgang unſres Nechts gehörig 
verfolgen zu können, ift ein genauerer Heberblick über den Inhalt 
jener Statuten hier unerläßlih, und nicht erft im Erbrechte 
zu geben. Man wird aus demfelben ſehen, wie fehr unſre 
alten Gebräuche mit alten Deutfchen Gewohnheiten überhaupt 
zufammenhängen '?, wie wenig aber unfre jegige partich- 
läre Gütergemeinfchaft und unfer jeßiges Erbrecht mit den 
meijten diefer Gebräuche zufammenftimmt, wie wenig man 
daher auf diefe Gütergemeinfchaft und diefes Erbrecht fich beru— 
fen darf, wenn man dad eigentlihe altwürttembergifche 
Hecht anführen will, wie fehr vielmehr fchon das erite Land: 
recht hierin von den alten Gebräuchen abweicht‘, und wie noch 
weit mehr das dritte Landrecht ſich von ihnen entfernte. 

Es waren die Statuten und Gebräuche der einzelnen 
Städte und Dörfer des Landes und häufig der Dörfer eines 
und deffelben Dberamts gerade in den berührten Punkten in 
fo hohem Grade verfchieden, daß von einer eigentlichen Ver: 


weife an das Römifche Recht an, doch mit bedeutenden Abweichungen im 
Einzelnen, 3. B. fie fegen, nad alten Deutfhen Gewohnheiten, die Eltern 
unbedingt den Gefhwiftern vor, außer, wie unten angeführt werden wirb, 
beim verfangenen Gut; und laffen nur bei Großeltern die vollbürtigen Ge» 
fchwifter miterben, und meiden auch im Anderem von Ulrichs Hofgerichts- 
ordnung ab, ohne irgend zu bemerfen, daß der alte Gebrauch jeßt ſich 
nach dieſer HofG.O. modificire. Andere verweifen in Hinſicht auf die 
Snteftaterbfolge der Nfcendenten und Seitenverwandten geradezu auf „die 
Kaiferliben Rechte” oder auf das „gemeine Recht”, 3. B. das Dorfrecht 
von Heiningen (DAmt Göppingen) und das Recht von Pfullingen, 
aber Keines auf die HofG.O. Vrgl. auch Note 52. 

12) Man beachte z. B. die große Uebereinftimmung Deffen, was Eich: 
Horn Deutfhe Staats: und Rechtsgefhichte B. II. $ 370 über die Pe» 
riode von den Zahren 833—1272 ausführt, mit der folgenden Darftels 
lung‘ des Inhalts unſrer Statutarrechte. 
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einigung derfelben nicht die Rede feyn Eonnte (vgl. auch $36.R. 2). 
Allerdings lagen ihnen einige allgemeine leitende Grund: 
fäge gleichmäßig zu Grunde Während der Ehe fteht das 
gefammte vorhandene Vermögen in der Berwaltung und 
freien Benützung des Mannes vermöge feiner ehelichen Bor: 
mundfchaft (feines Mundiums oder jeiner „Vogtſchaft) 3, und 
fo erfcheint daher während der Dauer der Ehe Fein gezweites 
Gut, fondern das gefammte vorhandene Bermdgen bildet 
Eine Maffe und wird als Ein Gut behandelt. Stirbt ein 
Gatte und find Kinder aus der Ehe vorhanden: fo bleibt nad 
allen Statuten das geſammte Vermögen unzertrennt und 
ungetheilt in den Händen des überlebenden Gatten und in 
feiner Derwaltung und Nußniefung; er hat während feines 
Wittwenftandes, wie die Statuten fagen, „den Beyſitz“ oder 
„Beyſitz und Niefung“ an dem Gute. Gtirbt ein Gatte fin: 
derlos; jo fällt nah allen Statuten, welche nicht Fallredt 
haben (und diefes hatten nur Wenige), alles vorhandene 
Dermögen, woher ed auch rühre und worin es beſtehe, aljo 
auch Alles, was der Verftorbene beibrachte und was während 
der Ehe erworben wurde, dem überlebenden Gatten zu; 
er erbt Alleg, wie die Statuten fagen, und fann frei dar: 
über verfügen *. 

Sn den meiften übrigen Beziehungen dagegen herrſchte 
unter den Gebräuchen der verjchiedenen Orte eine große we: 
jentlihe Werjchiedenheit, welche befonders bei der Eingehung 
einer zweiten Ehe hervortritt, weßhalb viele der eingefendeten 
Berichte blos diefen Fall berühren. Die Berichte heben drei 
verjchiedene Erbrechtsſyſteme, welche, das Eine in diefem, das 
‚ Andere in jenem Orte, gelten, unter -befonderen Namen her: 


— — — —— — — — 


13) Vrgl. auch unten Note 41, 43, 46, 73. . Dem Mann räumen bier 
mande Statuten ein fehr ausgevehntes Verfügungsrecht über das ge 
fammte Vermögen ein; fo 3. B. das Dorfrecht von Frauenzimmern umd 
das Stadtrecht von Bradenpeim (bei Fiſcher Geſch. vert. Erbf. Th. II. 
©. 200 und Reyſcher Statutarredte. ©. 538). 

14) Vrgl. Eihhorn a. a. DO. ©. 78 Ar. 2. Gerade diefen Grund 
faß, der beinahe in drei Biertheilen des Landes galt, ändert 
fhon dag erfte Landrecht ab. 
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aus, das Theilungsrecht oder Theilreht, das Ver— 
fangenihaftsreht und das Fallredht. Das Erftere 
Recht herrſchte in den zur urfprünglichen Grafſchaft Würt: 
temberg gehörigen Gegenden, das Verfangenſchaftsrecht in den 
im XII. und XIV. Sahrhundert erworbenen Graf: und Herr: 
fchaften (3.3. Urach, Tübingen, Neuffen, Calw ıc.) mehr vor. 
Allein das Eine oder das Andere diefer Nechte kam an vielen 
Drten nicht rein, fondern auf mannigfache Weife modificirt 
vor, fo daß, wenn man die verfchiedenen Gebräuche fcharf 
trennen und überfehen will, wenigftens acht verfchiedene Sy— 
fteme unterfchieden werden müffen, und auch bei dieſen treten 
in einzelnen Punkten noch große Abweichungen ein ®, 

Diefe verfchiedenen Gebräuche find: 6 

4. reines Derfangenihaftsredt. Nach diefem 
werden, wenn ein Ehegatte ftirbt und Kinder aus der Ehe 
vorhanden find, gewiffe Bermögensftüce und zwar (mit nur 
Einer Ausnahme; Note 24) nad den Statuten aller nachher 


15) Wollte man nach diefen Abweichungen, felbft nur wo fie bebeuten» 
dere Punkte betreffen, Alles fcheiden : fo müßte man, wie aus dem Fol- 
genden hervorgeht, mehr als ſechszehn verfihiepene Erbrechte umter- 
fheiden ! 

16) Sp wichtig die genannten Statuten für den Germaniften, und ind» 
befondre für den Württ. Zuriften und Gefchichtsforfcher find, fo ift doch, 
meines Wiffens, bis jegt über ihren Inhalt noch nirgends ein genauer 
zuverläffiger Ueberblidt gegeben worden. Blos Fifcher in f. Berf. über 
d. Gef. der t. Erbf. B. I. und v. Weishaar Württ. Privatr. 3e 
Ausg. B. J. ©. 21 -23. B. II. S. 336 f. berühren die Sache. Allein 
Fiſcher gibt blos einiges Wenige über die Statuten, welche das reine 
Berfangenfchaftsrecht haben, und der Ueberſicht, welhe Weishaar gibt, 
liegt doch wohl durhaus ein Mißverſtändniß der Statuten zu Grunde 
Corgl. unt. $ 36. Not. 2). Wie fehr überhaupt diefe Gebräuche mißver- 
ftanden wurden, beweist u. A. auch Sattler, welcher (Geſch. Württ. 
unt. d. Herz. B. IV. ©, 28, und ebenfo nad ihm v. Reinhard das 
Landredt ıc. B. 1V. ©. x) glaubt, nach den meiften dieſer Gebräude 
babe der überlebende Gatte, auch wenn Kinder aus der getrennten oder 
aus früherer Ehe dageweſen, ftets Alles geerbt! 

Ich gebe hier, mit Ausnahme weniger, gar zu ungenau einberichteter, 
Dorfrehte und des völlig fragmentarifch und auf eine ſchwer erffärbare 
Weife angezeigten Rechts der Stadt Tuttlingen, die Ueberficht über alle, 
im Codex Consuetudinum enthaltenen Rechte und außerdem aber das 
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anzuführenden Orte, die Liegenfchaften — mögen fie zur 
Errungenfchaft gehören oder von dem einen oder dem andern 
Gatten beigebracht oder ererbt worden feyn — den Kindern aus 
der Ehe in der Art „vnerfangen“, daß der überlebende Gatte, 
an welchen das übrige Bermögen mit den Schulden fällt, dieſe 
Güter zwar lebenslänglih, auch wenn er zur zweiten 
Ehe jhreitet, in DBerwaltung und Nutznießung behält, 
allein diefelben nicht veräußern darf, und fie nach feinem Tode 
ausfchließlih an die genannten Kinder als Erbgut fallen, je 
doc diefe Kinder, wenn Jener einen zweiten Gatten oder 
Kinder aus einer fpäteren Ehe hinterläßt, dann nicht s wei 
ter erben 77, Me 


Stadtreht von Urach und Tübingen, und über die Stadtrechte von 
Bietigheim, Böblingen und Bradenheim, auf welche Iep- 
tere drei Reyſcher (f. Note 7 a. E.) zuerft aufmerffam machte. 

17) Der Ausdruck: Berfangenfhaftsreht wirb in den Sta— 
tuten dann gebraucht, wenn beim Tode eines Gatten das gefammte vor: 
handene Bermögen reell ungetheilt in den Händen bes überlebenden 
Gatten auch im Falle der Eingehung einer zweiten Ehe ſo 
bleibt, daß es ganz oder theilweife aus Rüdfiht auf die Kinder nicht ver- 
äußert werden darf. Die verfchiedenen Formen dieſes Berfangenfchafte- 
rechts äußern fi) dann barinn, daß entweder 

1. die den Kindern verfangenen Güter ſich nur auf einen Theil 
des Vermögens erfireden, aber nah dem Tode beider Eltern an bie 
Kinder fallen, und zwar, wenn ein Stiefpareng oder Kinder zweiter Ehe 
da find a. ftatt aller weiteren Erbichaft, fo daß die Kinder erfter Ehe 
fih dann mit den verfangenen Gütern allein begnügen müffen. Das 
Letztere — welches ich das reine Berfangenfchaftsrecht nenne, — iſt bei 
den Statuten, welche Berfangenfchaftsrecht haben, durchaus die Re 
gel, und war überhaupt neben dem reinen Theilrecht das verbreitetfte 
Recht in Württemberg; oder b. als Voraus, ſo daß bie Kinder erfter 
Ehe das verfangene Gut vorwegnehmen und das übrige Vermögen zwi— 
ſchen den Kindern erfter Ehe und den Kindern zweiter Ehe und bem 
Stiefparens getheilt wird; f. im folgenden Terte Nr. II. VII. 1. aud 
VI. 2., over c. fo daß die Kinder erfter Ehe dem Stiefparens und ben 
Kindern zweiter Ehe einen Theil vom verfangenen Gute abgeben müffen, 
aber auch am andern Bermögen miterben ; f. VI. 1., auh N. 36. — Oder wird 

2. die Berfangenfchaft über das ganze Bermögen der Eltern 
erfiredft und wenn ein Stiefparens da ift, auch deffen Vermögen dazu ge: 
worfen und alles unter ihm und die ‚Kinder erfter und fpäterer Ehe ge: 
theilt, ſ. Nr. VI. 
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Diefes Berfangenfchaftsrecht galt in den Städten Urach 
(und in den zu Urach gehörigen Amtsorten Laichingen, Feld: 
jtetten, Suntheim, Henngen, Wittlingen, Seeburg, Rietheim), 
Tübingen und Afperg; ferner in den Städten Böblin- 
gen (und den dazu gehörigen Amtsorten), Herrenberg 
(und in den Amtsorten: Khay, Haßlach, Ejchelbrunn, Kup: 
pingen, Affitetten,, Nuferingen, Hildrighaufen im Schönbuch, 
Gillſtein (Gültftein), Minchberg (Mönchberg), Näberingen, 
Gertringen, Rohren; das Recht der Stadt Herrenberg, welche 
früher zur Grafſchaft Tübingen gehörte, ſtimmt zum Theile 
wörtlich mit dem Tübinger überein); in den Städten Walden— 
buch, Calw (und in den Amtsorten Calws)s, Leonberg, 
Nürtingen und Weuffen (und in den Amtsorten, mit 
Ausnahme Dreyer, f. unten ©. 207), Göppingen (und in 
einigen Amtsorten, 3. B. Uhingen, Faurndau, Hohen— 
ftaufen, Wangen), Blaubeuren (auc in den Anttsorten), 





Bom Theilrehte, fowohl dem reinen ald den verfchiedenen Ab— 
arten, unterfcheidet fih das Verfangenfchaftsrecht wefentlih darinn, daß 
nach dem Theilrechte bei Eingehung einer zweiten Ehe mit den 
Kindern abgetheilt wird, oder wenigſtens Abtheilung verlangt werben 
fann. Wo eine folhe Abtpeilung bei Eingehung der zweiten Ehe vor» 
kommt, wird das Recht ſtets Theilreht, niemals Berfangenfchaftsrecht 
genannt, follten auch einzelne Güterftüde oder das ganze Vermögen big 
zur zweiten Ehe „verfangen“, d. h. in Rüdfiht auf die Kinder unver- 
äußerlich feyn. Denn man muß verfangene Güter und Verfangenfchafts- - 
recht wohl von einander unterfheiden. Berfangene Güter (ober 
wie es auch in einigen Statuten heißt: „das Gut ift der Kinder Ber- 
fangenfhaft“) find folhe, welche aus Rückſicht auf Dritte, gewöhnlich auf 
die Kinder, nicht veräußert werden dürfen. Allein der Umftand, daß Güter 
verfangen find, begründet nach dem durchgängigen Sprachgebraude der 
Statuten noch keineswegs, daß das Erbrecht „Berfangenfdhafte- 
recht“ genannt wird, Es wird nur dann fo genannt, wenn bei ber 
zweiten Ehe feine Tpeilung eintritt. Zritt bei verfangenem Gute eine 
folge Theilung bei der zweiten Ehe auch nur zum Theile ein: fo heißt 
das Recht ſtets Theilreht. Es bezeichnet daher nach dem Sprachge— 
braude der Statuten der Ausdruck Berfangenfhaftsreht gerade 
den Gegenſatz des Theilrehtg, die Negation des Theilrechie, . 
und umgekehrt Theilrecht die Negation des Berfangenfchaftsrechte. 

18) Der Abt von Hirfhau (bei Calw) zeigte als Mitglied ver 
Commiffion mündlich an, daß die zu feinem Kloſter gehörigen Sleden 
auch „Berfangenfchafterecht” hätten. 


” 
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Winnenden, Nagold (und in einigen Amtsorten, nament— 
li dem Städtchen Haiterbach und den Dörferu Schwandorf, 
Beyhingen, Bochingen, Ebershardt und Warth; vergl. auch 
Note 33.), Wildbad (und in den Amtsorten), Wildberg, 
Merkflingen (Klofteramts Herrenalb, und in den dazu ge- 
hörigen Orten Gächingen, Hengſtett, Syummozheim, Haufen; 
der Oberhof war Calw), endlich in folgenden zu andern 
Städten gehörigen Dörfern: Bernhaufen (DAmts Stuttgart); 
Grondah, Schornbach, Urbah und Plüdershaufen (DAmts 
Schorndorf: das Erbreht von Plüdershanfen it wörtlich 
aus dem Tübinger Stadtrecht genommen). 

Was das Genauere betrifft, fo geht das reine Verfan— 
genſchaftsrecht — wie die ganz gleichlautenden Nechte von 
Urach, Tübingen, Afperg und Plüdershaufen be 
ftimmen — dahin: Stirbt ein Ehegatte, und find 

I. feine gemeinſchaftliche Defcendenten (, Eeine 
Leibserben von ihnen Beeden geboren“) da: fo erhält der über: 
lebende Gatte das ganze vorhandene Vermögen („alles 
Gut, das fie Beede gehabt haben“) 0, ohne allen Wiederfall, 
mit den Schulden ?! ins volle bleibende Eigenthum. 

Hatte der Verftorbene Kinder aus früherer Ehe: fo be: 
kommen diefe blos die Güter, welche aus der früheren Ehe 
nach dem nachher Anzuführenden verfangen find 2%, 

2. Sind gemeinfhaftliche Defcendenten vorhanden: 
fo a. bleibt zwar das ganze vorhandene Vermögen unzer: 
trennt in den Händen des überlebenden Gatten. Allein alle 


19) Die anderen angeführten Rechte find minder volftändig.e Was 
fie berühren und worin fie abweichen, darüber f. die folgenden Noten. 

20) Die meiften der angeführten Statuten fagen diefes ausprüdlid. 
Keines fagt das Gegentpheil. 

21) Das Uracher und Tübinger Necht führt bei den Schulden das 
beneficium inventarii ein, Das Herrenberger Recht räumt der Frau 
die Befugniß ein: „daß fie nach Abfterben ihres Ehemanng , der mit 
Schulden beladen gewefen, die Schlüffel uff die Baar legen, und dar» 
mit von Haab und Guet, doch mit ainer maß, was zu ihrem Leib gehö- 
rig, abtretten mög, und alsdann den Gläubigern von ihres Mannes we— 
gen unverbunden ſey.“ 

22) Vrgl. unten Note 36, 38. 
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unbeweglihe Saden, woher fie auch rühren mögen („lies 
gende Güter, fo nicht varend Haab“ find) 3, alſo aud die 
vom Ueberlebenden beigebrachten, find den Kindern „verfans 
gen“, Der überlebende Gatte behält das verfangene Gut 
unabgetheilt in feinen Händen und hat an demfelben die 
lebenslänglihe Nutznießung und Verwaltung („Bey: 
fig), muß die Kinder erziehen, und aus den verfangenen 
Gütern, über welche er bei Gericht ein Juventar zu hinter: 
legen hat %, nad) des Gerichts Erfenntniß ausitatten, darf 
jedoch ſonſt von den verfangenen Gütern nichts veräußern, 


23) Zu den Gütern, welche nicht zur fahrenden Habe gehören (alſo 
zu den verfangenen) rechnet das Uracher Recht mit den mir ihm gleich— 
lautenden Statuten (Not. 19, auch dem Herrenberger) noch „alle Gülten 
und Zinß, fie feyen ewig oder ablöffig,“ und Fifche in den fließen- 
ben Waflern und hängende Früchte, zur „varenden Haab“ dagegen bie 
getrennten Früchte, Fiſche in „ben befesten Weihern“, verfallene Zinfen 
und Gülten und „alle Gelvfchulden und was man treiben und tragen 
mag.” Einige Calwer Amtsorte (Dedenpfronn, Dachtel und Möttlingen) 
dagegen zählen alle Gülten zur fahrenden Haabe. Einige andere Calwer 
Orte (Speßhardt, Neumweiler „und fonft uff dem ganzen Waldgang zum 
Calwer Amt gehörig”) zählen zur fahrenden Haabe auch noch die Häus 
fer (nah dem alten Grundfaß „was die Fadel verzehrt, ift Fahrniß“ 
vrgl. Eichhorn D, Privatrecht $. 153 Not. e), jedoch mit der Beftint- 
mung, daß die Kinder fie zwar anſprechen können, aber, wenn ihr 
Parens einen zweiten Gatten binterläßt, ihren Werth dem Stiefpareng 
zahlen müffen. 

24) Alle oben angeführten Statuten, nach welchen reines Berfangen 
ſchaftsrecht gilt, befchränfen die Verfangenfhaft auf die liegenden 
Güter, mit Ausnahme des Göppinger Statuts. Dieſes zählt auch 
den „Hausrath” zu den verfangenen Gütern; alle übrige Fahrniß 
aber („nähmlich Silbergefohirr, ungefchnitten Tuch, Vieh, Frucht, Wein”) 
und Gapitalien find auch nach biefem Statut nicht verfangen. Brol. 
Note 29. 

25) Hierin ftimmen alle angef. Statuten überein, 

26) Das Inventar verlangen blos das Statut von Urach, Tübingen, 
Asperg und Plüdershauſen. Das Ur acher beftimmt in Hinficht deffelben 
(feine einzige Abweichung im Erbrecht vom Tüb. Stadtrecht, außer der 
damit zufammenhängenden, in Note 34 angeführten) , daß es innerhalb 
eines Monats nah dem Tode des Gatten bei einer Strafe von zehn 
Gulden vor Burgermeifter und Stadtfehreiber zu errichten fey. — Das 
Göppinger Stadtrecht verlangt auch ein Inventar, aber blos dann, wenn 
der Gatte zu einer zweiten Ehe fchreitet. 
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außer nach des Gerichts Erfenntniß, bei erwiejener und be: 
ichworener „ehehafter Noth« 77, Aber auch die Kinder dürfen, 
j0 lange die Nutznießung nicht gefallen ift, auf feine Weiſe 
über das ihnen verfangene Gut verfügen, felbit nicht unbeſcha— 
def des elterlichen Beifiges 8, 

Die beweglihen Sachen („varende Habe‘) nebft den 
Gapitalien dagegen und alle Schulden („jo fie — die Gat: 
ten — bei und mit einander gemacht hätten oder ſonſt 
Ihuldig wären“) erbt der überlebende Gatte?. Stand eine 


— — — _ 
27) Manche der angeführten Statuten verlangen außerdem noch Zu— 
fiimmung der Kinder und — namentlich bis Minderjährigkeit derfelben — 
iprer „Sreundfchaft“, 3. B. Leonberg, Nagold, Merklingen, Gronbad. 
23) Dies beftimmen blos das Uracher und Tübinger Stadtrecht und 
diejenigen oben angeführten Statuten, welche diefen Stadtrechten mwörtlid 
folgen. Sie nennen auch das verfangene Gut ein „Gut, deffen die Kin- 
der noch warten“, „br künftig Wart.“ Zwar hatte die HofgerichtsO. 
von 1514 den im Terte angeführten Grundſatz geändert, indem fie ſagt, 
Derjenige, dem das verfangene Gut zugehöre, möge es „verkaufen, ver: 
feßen, hingeben oder verfchaffen zwifchen Lebendigen oder Todten im aller: 
maſſen als mit andern feinen Öerehtigfeiten und Gi: 
tern, doch allwegen mit der Beſchwerde, daß Der, fo an den verfan- 
genen Gütern einen Beifiß habe, die Güter bis zu feinem Tode möge 
innbaben und nießen.“ Allein die Hof®.D. wurde in den Stadt und 
Dorfgerichten nicht beachtet (S.96), und daher das im Zerte Angeführte 
auch nach dem Erfcheinen der HofG.O. immer noch beibehalten. Ebenſo 
ging auch von einem, dem Inhalte der HofG.O. ganz entgegengefegten, 
Grundſatze die Univerfität Tübingen bei ihrem alten Berfangenfchafts: 
rechte ($ 37.) aus. Ihr Statut (aus dem XVI. Jahrh.) beftimmte in 
diefer Hinfiht: Es folle, „wiewohl das Aigenthbumb anden 
verfangenen®ütern beidem überlcebendenEhegemädt 
ift, auch feyn ſoll, daflelbe doch ſolch Berfangenfchaft nicht Macht 
haben, zu verändern oder zu befchweren ohne Befchönnung ehebafti- 
ger Urfachen von gemeiner Univerfität erfannt und zugelaffen.“ In dieſem 
Sinne entfchied noch im 3. 1605 die AJuriftenfacultät einen über ben 
Nachlaß des Dr. Samuel Heiden ($ 44.) entfandenen Prozeß, bei 
welhem es auf die Frage anfam, ob Dr. Cappelbeds Wittwe im 
3. 1585 Eigenthümerin des ihrer Tochter verfangenen Guts geweſen 
fey. Vrgl. auch Eichhorn Einl. in das D. Pr. R. $. 313. Note i und 
die dort angef. Statuten von Hall. 

29) Darin ſtimmen alle angeführten Statuten überein, nur daß nad 
dem Göppinger ein Theil der Fahrniß noch den Kindern zufäll. 
Note 24. Vrgl. auch Eichhorn D. Staats- und RechtsGeſch. B. U. 
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Schuld wegen der verfangenen Güter aus, die der überlebende 
Gatte im Wittwenftande oder in neuer Ehe bezaplt: fo ift 
das Gut in fo weit nicht mehr verfangen, als die Schuld 
an Werth betrug ®., 

Gtirbt eines der Kinder: jo vererbt fi fein Anſpruch 

m verfangenen Gute auf feine Defcendenz, in Ermanglung 
— auf feine Geſchwiſter und deren Defcendenten 3', 

b. Stirbt der überlebende Gatte im Wittwenftande: 
fo ift das verfangene Gut unbedingt den Kindern auszuhän 





$ 370 ©. 726. — Nur Ein Capital rechnet das NRürtinger und 
Neuffer Recht noch zur Berfangenfchaft, nämlich den Kaufpreis für 
eine von dem Gatten während der. Ehe veräußerte Immobilie, wenn er 
zur Zeit des Todes des einen Gatten noch nicht verfallen ift. 

Wenn die Fahrniß zur Dedung der Schulden nicht reiht: fo kann 
nach dem Herrenberger, Göppinger, Nürtinger, Calwer und Bernhäufer 
Recht der Gatte nach Erfenntniß des Gerichts die Berfangenfchaftsgüter 
angreifen. Das Uraher und Tübinger Stadtrecht beftimmt hier: 
Wenn niht mehr fahrende Haabe da ſep, als das Gericht der über- 
lebenden Perſon nach ihrer Gelegenheit zulaffe, fo follen, fofern anders 
diefe Perfon nicht erben wolle, die Schulden von den verfangenen ehe 
bezahlt werben. 

30) Hievon weichen einige Statuten ab; 3. B. nah dem Recht von 
Leonberg und Waldenburch bleibt doch das ganze Gut verfangen, 
allein die Kinder müffen, „wenn es zum Fall kommt” d. h. nach dem 
Tode des überlebenden Gatten, Das, was nah dem Tode des zuerft 
verfiorbenen Gatten vom leberlebenden auf die Güter bezahlt wurde, 
herausbezahlen (fo auch das Gronbacher Recht) oder das Gut laffen. 
Rach den Gebräuden einiger Herrenberger Amtsorte bleibt fogar das 
ganze Gut verfangen, ohue daß die Kinder Erfaß geben müſſen, und 
der überlebende Gatte muß die Schuld auf dem Gute bezahlen, wenn 
er nicht den Nießbrauch an demſelben verlieren will. Sie befchweren ſich 
aber über dieſen Gebrauch, und bitten: „daß deßhalb billiges Einfepen 
gefchehen möge.“ 

31) Dieß fagen die meiften der angef. Statuten ausdrücklich; Keines das 
Gegentheil. Nur bei einigen Leonberger Amtsorten galt der Gebrauch, 
daß, wenn nach Eingehung einer zweiten Ehe der Gatte ein Kind 
erfter Ehe verliert, er den Theil des Lepteren am verfangenen Gute mit 
Ausſchluß der Geſchwiſter deffelben erbt. — Sonſt aber, abgefehen vom 
verfangenen Gut, gehen bei der Beerbung die Eltern den Gefchwiftern 
vor. So namentlich nach dem Uracher und Tübinger Stadtrecht. 
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digen (ed „gefchieht der Fall). Auch erben fie fein übriges 
Vermögen, fo weit er nicht anders darüber verfügte 3. 

e. Schreitet der überlebende Gatte (bei Kindern aus der 
früheren Ehe Nr. 2) zu einer zweiten Ehe: fo bleibt er 
dennody im unveränderten Beifig der verfangenen Güter ®, 
Mur darf er fie nun auch bei ehehafter Noth nicht mehr an- 
greifen #4, Stirbt er: fo „gefchieht nun der Fall“ d. h. die 
Kinder erfter Ehe bekommen num die ihnen verfangenen Gü— 
ter 5, Allein «) ftarb er vor feinem zweiten Gatten: fo be 
kommen die Kinder erjter Ehe außer ihrem verfangenen Gute 
nihts% Was daher der Gejtorbene (ihr Parens) im 
Wittwenftande (f. Note 536) oder in der zweiten Ehe erwarb, 
e8 ſey liegendes Gut oder Fahrnig, und was er an Fahrniß 





32) Darin ftimmen alle angeführten Statuten überein. 

33) Wie Note 22. Nur in Einem Dorfe, das ich in der Aufzählung 
©. 202 nit anführte, galt hier ein eigenes Recht für die überlebende 
Frau, in Hochdorf (O.A. Nagold, jetzt D.A. Herrenberg). War 
bier der Mann der Heberlebende : fo trat dag reine Verfangenſchaftsrecht 
ein. War es aber die Frau: fo mußte fie, ſobald fie zur zweiten 
Ehe ſchritt, die verfangenen Güter den Kindern herausgeben. Bom 
Rechte der Frau wird hier der Ausdruck „Berfangenfchaftsrecht“ nit 
gebraudt. 

34) Außer zur Ausftattung der Kinder erfter Ehe. Mande Statuten 
aber erlauben bei ehehafter Noth dem Gatten auch in der zweiten Ehe 
den Angriff der verfangenen Güter, 3. B. die von Bernhaufen, 
Gronbah, Urbach (Oberamts Schorndorf) und Winnenden — 
Wird nun fein Inventar hinterlegt: fo verliert ver Gatte nach dem Tü- 
binger und Uracher Rechte einen zweijährigen Nießbrauch am verfangenen 
Gute, und das Uracher Recht fegt außerdem noch eine Geldftrafe feft. 

35) Sp alle angef. Statuten. 

36) Auch hierin ftimmen alle angef. Statuten überein, nur mit der 
Ausnahme, daß nach Manchen auch die im Wittwenftande erworbe- 
nen Immobilien den Kindern erfter Ehe verfangen find z. B. nach ben 
Rechten von Bernhaufen und Winnenden. — Nach den Gewohn— 
heiten, welche in einigen Orten des Klofteramts Bebenhaufen galten (in 
Weil im Schönbuch, Altdorf, Zefingen, Reuften um 
Hagenlod) trat hier bei dem „Berfangenfchaftsrecht” derſelben vie 
Abweichung ein, daß die Kinder erfler Ehe von den aus der erften Ehe 
und aus dem Wittwenftande ihrer Eltern ihren verfangenen Liegenfchaften 
dem Stiefparens einen Kopftheil abgeben mußten, , 
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aus der eriten Ehe geerbt hatte, fällt mit den Schulden 37 
ausfchließlich an den zweiten Gatten. Gind aber Kinder aus 
der zweiten Ehe da: fo erben dieſe nady Abzug der den Kin 
dern erfter Ehe verfangenen Güter alle Liegenfchaft — auch 
die des zweiten Gatten — als verfangenes Gut, und der zweite 
Gatte befommt Fahrniß und Schulden. 8) Starb er nad 
feinem zweiten Gatten: fo erben ihn, wenn Feine Kinder aus 
der zweiten Ehe da find, auch in feinem übrigen Vermögen und 
in dem, was er vom zweiten Gatten erbte, die Kinder erfter 
Ehe. Sind aber Kinder aus der zweiten Ehe da: fo fällt 
an diefe allein fein übriges Vermögen mit den Schulden, 
und die Kinder eriter Ehe befommen außer ihrem verfange: 
nen ÖOutenihts ®#, 

1. Beihränftes Berfangenfhaftsreht nach dem Ur: 
fprung des Bermögens mit Erbrecht am nicht ver: 
fangenen Gute. Diejes Necht galt, fo weit die eingejen- 
deten Berichte gehen, blos in zwei Orten des Nürtinger Ober: 
amts, in Frickenhauſen und Linfenhofen. 

Nach demjelben ift, wenn eine Ehe durch den Tod getrennt 
wird, den gemeinfchaftlichen Kindern nicht die ganze Lie: 
genjchaft beider Gatten, aber auch nicht blos Liegenfchaft, 
fondern das gefammte Beibringen des veritorbenen Gatten 
(mas er in der „Heyrat feinem Gemahel zugebracht hatt, es 
were ligends oder fahrends, nichts ausgenommen “) >, 
verfangen. Der überlebende Gatte bleibt aber im lebensläng— 
lihen ungetheilten Beyfi des ganzen vorhandenen Vermögens 
felbft bei Eingehung einer zweiten Ehe; darf jedoch 


37) Der zweite Gatte muß aber auch mit feinem Vermögen bie 
etwa noch vorhandenen Schulden aus ber erften Ehe deden, wogegen fich 
die Afperger fehr befchweren. 

38) Alle angeführten Statuten, fo weit fie diefe Frage berühren, ent- 
ſcheiden diefelbe auf die. angegebene Weiſe, fo namentlich das Recht 'von 
Tübingen, Urach, Afperg, Plüdershauſen, Böblingen, Blaubeuren, Nür- 
tingen und Neuffen. 

39) Nicht auch, was der verftorbene Gatte während der Ehe von An- 
dern ererbt hat. — Wenn die Gatten während der Ehe ein Beibrin- 
gensftüc „vertheten“ : fo iſt es aus dem in der Ehe gemachten Eriverbe, 
fo weit diefer reicht, zu erfegen. 
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von jenem verfangenem Gute nichts veräußern, außer mit 
Erfenntniß des Gerichts bei befchworener Leibesnoth, vder 
zum Zwecke der Ausftattung der Kinder. Geht er eine zweite 
Ehe ein: fo wird nad feinem Tode auf folgende Weiſe 
getheilt : die Kinder erjter Ehe befommen „als Borauf“ 
das angeführte verfangene Gut 40; der zweite Gatte, ihr Stief— 
parens, befommt als „Borauß“ Alles, was er in die Ehe 
beigebracht hatte. Alles übrige Gut, woher es rühre 
(alfo was der DBerftorbene im Uebrigen in die zweite Ehe 
brachte, und die Errungenfchaft der zweiten Ehe und was die 
Gatten während derfelben erbten; das „gemeine Gut“, wie 
es das Recht von Linfenhofen nennt) *, theilen die Kinder 
erfter Ehe, der zweite Gatte, und, wenn Kinder aus der zweiten 
Ehe da find, auch diefe zu gleichen Theilen („in Aychel werfen). 

Ein ähnliches Recht, jedoch in Verbindung mit dem Fall: 
rechte, hatten mehre andre Orte |. unten VII. A. — 

III. Reines Theilreht. — Auch bei diefem Rechte 
erbt, wie bei dem Berfangenjchaftsrechte, der überlebende Gatte, 
wenn feine Kinder da find, das geſammte Vermögen; eben 
‘fo bepält er, wenn Kinder da find, im Wittwenftande das 
gefammte Vermögen unabgetheilt im Beiſitze. Es unterfcheidet 
fih aber wejentlid dadurch vom Berfangenjchaftsrechte, daß 
bei Eingehung einer zweiten Ehe eine Abtheilung des Der: 
mögens zwiſchen Gatten und Kindern eintritt oder wenigftene 
gefordert werden fann, und dann wird nach dem reinen 
Theilrechte das ganze vorhandene Vermögen, aifo aud 
Alles, was der noch lebende Gatte beigebracht oder im 
Wittwenjtande erworben hatte, nah Quoten unter den Gatten 
und die Kinder getheilt. 


— —— 





40) Es „geſchieht nun der Fall“ in Hinſicht dieſes Guts, wie die 
genannten Statuten fagen. 

41) Es „foll beiderlei Kindern und dem zweiten Ehegemächt ein ge 
mein Gut fepyn.” Die Schulden des Berftorbenen follen nad dem 
Recht von Linfenhofen zunächft von diefem „gemeinen Gute“ bezaplt wer- 
den. — Iſt ein Kind erfter Ehe ausgeflattet worden: fo ift ihm dieh 
nah dem Fridenbaufer Rechte von feinem Antheile am Vorauſe, wenn 
aber diefer nicht reicht, von feinem Antheile am gemeinen Gute abzu- 
ziehen. 
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Diefes Theilreht oder „Iheitungsrecht“ war, nad 
dem reinen Berfangenfchaftsrechte, das verbreitetite im Lande. 
E3 galt in den Städten Stuttgart (von den Amtsorten in 
Echterdingen, Musberg, Rohr, Stetten, Weidah und Hof, 
Plattenhart, Bonlanden, Gielmingen, Glashütte, Plieningen, 
Bürdah, Rüdenberg, Kemnath, Reuth (Ruith), Heu: 
maden, Nellingen, Scharnhaufen, Feuerbach, Bothnang, Teger- 
loch (Degerloch), Plochingen, Obereßlingen, Harthaufen, Gais: 
burg, Kaltenthal), Marbach (mit den Amtsorten), Bot: 
war (und Kleinafpady), Canftadt, Bietigheim (und in 
den Amtsorten Groß: und Kleins{ängersheim), Neuenftadt 
(und in den Amtsorten Clevner-Sulzbach, Gochſen, Brettach 
und Kocherfteingfeld), Münfingen (und in den Amtsorten 
Zrailfingen, Bötingen, Boringen, Marftetten, Grurn, Owin— 
gen, Dunderfingen, Dapfen, Stetten, Apfelitetten und Mun- 
Dingen) ; ferner in folgenden zu anderen Oberämtern gehörigen 
Orten: Ebersbadh Dberamts Göppingen; Ochſenbach 
und Spilberg DA. Güglingen (jest Brackenheim); JIm— 
menhaufen und Luſtnau, Bebenhaufer Klojteramts ; 
Grötzingen, Aih, Neubaufen, Tünzlingen (Nedar: 
Denzlingen) und Grabenftetten, OA. Nürtingen; Wend— 
lingen, Zenningen, Öuttenberg, Schopflod, Bil: 
jingen, Nabern, DA. Kirhheim; Bondorf DA. Nagold 
(jest Herrenberg); Geradftetten, Groß: und Klein-Hep— 
pach, Endersbah, Baltmannsweiler, Ötrümpfel- 
bad, Krumhardt, Dohengehren, Shlidhten, De 
gellauch (Hegenlohe), DA. Schorndorf; Pfullingen 
Stadt, Riedrihen (Riederih), Holzelfingen, Bil: 
mandingen, Donau, Unterhaufen, Engftingen, 
Erpfingen, Undingen, DOberhaufen, Ehningen, 
Magrihingenl?), Plieshaufen, Mittelſtadt, OA. Urach. 

Am Ausführlichſten ſind über dieſes reine Theilrecht die 
Stadtrechte von Stuttgart, Marbach und Bottwar, 
welche im Erbrechte mit Ausnahme weniger Punkte wörtlich 
übereinſtimmen. Diefe Stadtrechte ſetzen Folgendes feſt *. 





42) Vrgl. auch 8 19. Note 4. Eine Abweichung des Stuttgarter Rechts 
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Stirbt ein Ehegatte, ohne mit feinem Gatten Eheverträge 
errichtet zu haben, und 

4. binterläßt er Feine Kinder: fo erbt der überlebende 
Gatte, wie beim Derfangenfchaftsrechte, das gefammte vor: 
handene Vermögen V. 

2. Hinterläßt er Kinder aus der Ehe: fo a. behält der 
überlebende Gatte im Wittwenftande alles vorhandene 
Dermögen ungetheilt in feinen Händen und hat die Verwal— 
tung und Nutznießung deffelben #; er muß die Kinder erziehen 
und aus dem Vermögen ausitatten; allein im Uebrigen darf 
er vom Vermögen, woher e8 auch rühre, und fey es liegendes 
oder fahrendes, nichts veräußern, außer mit Zulaffung des 
Gerichts bei ehehafter Noth *. Gtirbt er im Wittwenftande: 
jo wird er von den Kindern beerbt 6. b. Schreitet der über: 


vom Marbacher und Bottwarer f. Note 45. Was die andern angeführten 
Statuten, welche auch reines Theilrecht haben, berüfren, und worin fic 
vom Marbadh-Stuttgarter Rechte abweichen, darüber f. die folgenden 
Noten. 

43) Beinahe alle angef. Statuten fagen Diefes ausdrücklich. Keines 
fagt das Gegentheil, Befonders genau wird es in einigen Statuten aud: 
gedrüdt 3. B. in den von Neuenftadt: „erbt nach diefer Stadt Recht, 
alt Herfommen und Gewohnheit, das Letztlebend das verfiorben Ebene: 
mädht von Stund an nach dem Kirhgang oder hernach über kur 
oder lang in allem Zugebracten, errungen , gewonnen und verfallen er- 
erbten Haab und Gütern, nichts ausgenommen.” Einige Statuten feßen 
bei: wenn der andere Gatte auch (kinderlos) fterbe, fo erben ihm die 
nächften Freunde von feiner Seite, Weber das Verhältniß zwifchen ven 
Gatten während der Ehe drüdt fih das Bietigheimer Recht u. A. fo 
aus: „und ift ains Gut des andern Gut.“ 

44) Darin flimmen alle angeführten Statuten, welche Theilrecht haben, 
überein. 

45) Mehrere der angef. Statuten fehtweigen hierüber. Ausdrücklich ge- 
fagt ift e8 3. B. in ten Statuten von Marbach, Bottwar, Bietig- 
heim, Ingersheim, der angeführten Nürtinger und Stuttgar- 
ter Amtsorte und von Stuttgart. Nur befhränfen die Statuten der 
drei zuleßt angef. Orte die Beſtimmung auf Liegenfhaften. Vrgl. 
auch Note 46 a. E. 

46) Die unter Nr. 2 angef. Befimmungen fimmen in Vielem mit 
Dem überein, was beim Berfangenfchaftsrechte im gfeihen Falle galt. 
Sie unterfheiden fi aber, von Anderem abgefehen, namentlich darin vom 
reinen Berfangenfchaftsrechte, daß von dem Gute, das in den Händen des 


= 
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lebende Gatte zu einer zweiten Ehe: fo tritt nun Theilung 
ein, oder Fann fie wenigftens eintreten 7, Der überlebende 
Gatte muß das gefammte Bermögen, weldhes ihm und feinem 
verftorbenen Gatten gehörte, und was er im Wittwenftande 
erwarb, oder mie das Gtadtreht von Weinsberg und 





Gatten bleibt, weder den Kindern noch dem Gatten etwas beftimmt ans 
gewiefen iſt. (Vrgl. Eichhorn Rechtsgeſch. B. I. ©. 726 ob., au 
Deffen Einltg in das D. Privatr. $ 300.). Stirbt alfo eines der Kinder, 
während der Gatte im Wittwenftande ift: fo wird daffelbe in keinem 
Theile jenes Guts beerbt (anders beim reinen Berfangenfchaftsrechte 
Note 31), was natürlich bei der fpäteren Theilung, falls der Gatte zur 
zweiten Ehe fehreitet, fehr wichtig war. 

AT) Ueber die Frage, ob die Theilung unbedingt einzutreten habe oder 
von went die Theilung gefordert werden könne, find die Statuten unter 
fih fehr abweihend. Nah manden G. B. Marbach, Stuttgart, 
Bottwar). fol die Theilung eintreten, wenn nicht das Gericht im Sn- 
tereffe der Kinder für geeigneter finde, daß nicht getheilt werde ; nach an- 
bern können ſowohl die Eltern als die Kinder Teilung verlangen (5. 8. 
die Güglinger Drte und Bietigheim; das Letztere ſetzt einen Ter- 
min von acht Tagen zur Erklärung feft) ; nach andern: können die Kinder 
und deren Berwandte, aber nicht die Eltern Theilung verlangen 3. 8. 
Wendlingen und Bondorf (diefe fegen hierzu eine Monatsfrift feft) 
Geratftetten (Frift von acht Tagen), die anderen Schorndorfer 
Drte (ohne Friſt) und Pfullingen Nah dem Rechte von Neuen- 
fladt und einiger andern Orte kann auch außer dem Falle einer zweiten 
Ehe dann Teilung von den Kindern und deren Berwandbten verlangt 
werden, wenn ber überlebende Gatte im Wittwenftande eine verſchwen— 
deriſche oder fonft ſchlechte Haushaltung führt, für die Kinder nicht gehörig 
forgt u. dgl. Vrgl. auch Note 57. | 

Wird nun, wie es nach dem Angeführten vortommen kann, bei Ein- 
gehung der zweiten Ehe nicht getheilt: fo müflen die Kinder bei den 
Gatten erzogen und von ihnen ausgeftattet und über ihre Rechte gerichtlich 
zu beftätigende Berträge errichtet werden (fo Marbach, Stuttgart, Bott» 
war). Nach dem Rechte von Wendlingen follen, wenn nicht getheilt 
wird, die Kinder erfter und zweiter Ehe in der Erbfchaft und Ausfteuer 
gleich gehalten werden. Nah dem Rechte von Hohengehren, 
Shlidten und Hegenlohe foll, wenn beide Gatten Kinder in 
die Ehe bringen nnd nicht getheilt wird und fie auch in der zweiten Ehe 
Kinder zeugen, alles Vermögen, wenn ber eine Conjux binubus ftirbt, in 
der Hand des Andern bis zu deffen Tode bleiben. Nach deſſen Tode wird 
dann das gefammte vorhandene Bermögen in brei gleihe Theile ge- 
theilt und die Kinder theilen e8 „den Banden nad in drei Weeg“ d. h. 
je die Kinder aug einer der drei Ehen befommen miteinander !/s. 

14 * 
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Neuenſtadt mit einigen andern Statuten ‚fagt, „alle Haab 
und Güter, väterlichs und mütterlichs, fahrende. und ligends, 
gefuhts und ungefuchts, es fey Zugebrachtes, vor oder 
hernach, ehe er fich in die zweite Ehe verändert, erbeweiß 
zugefallen oder fonfi errungen oder gewonnen, gar nichts aus: 
genommen, durch den Bank hinweg“ 3, mit den Kindern ab- 
theilen und den Kindern ihre Theile herausgeben 2, und zwar 
nach den meiften Statuten fo, daß nach Köpfen, oder wenn 
Enkel da find, nad Stämmen getheilt wirdj, der Gattefalio 
blos einen Kopf: oder Stammtheil bekommt, ur einige 
wenige Statuten beftimmen die Quoten, welche Jedes befom: 
men joll, auf andre Weife 51, 


48) Man vergleihe damit die unten $ 37. Nr. Ul. angeführte Stelle 
‚aus dem erften Landrechte. S. auch Note 58 und Note 70. 

49) Den Kindern follen dann, wenn fie noch Bormünder bedürfen, 
folcde zur Verwaltung ihrer Theile beftellt werden. — Auch fann nad 
mehreren Statuten (3. B. Marbach, Stuttgart) bei der Teilung 
vom Gatten ein Manifeftationgeid über das vorhandene Vermögen ver: 
langt werden. Nah dem Bietigheimer Recht können die Kinder, 
wenn ihr Parens zur zweiten Ehe fihreitet, „die Schlüffel nehmen und 
binter Gericht legen, bis die Theilung geſchieht.“ — Die etwa empfans 
gene Ausftattung müffen ſich die Kinder von ihrem Theile abziehen laſſen. 
Vrgl. auch Note 59, 

50) An dem Theil des Gatten haben dann die Kinder kein Recht für 
den Fall feines Todes, falls er einen zweiten Gatten oder Kinder zweiter 
Ehe hinterläßt. Sie find durch ihre Theilung abgefunden „für väterlices 
und mütterlihes Erbe.” Vrgl. Note 59. Anders ift es nach einigen 
Statuten, welche eine andere Theilung feftfegen. ©. die folg. Note und 
bei Note 64. 

51) Das Stadtreht von Neuenftadt und die Dorfrechte einiger 
zu Neuenftabt gehöriger Orte, Zenes Stadtrecht und das damit überein. 
flimmende Dorfreht von Elevner- Sulzbach beftimmt: die Kinder 
sufammen, wie viele ihrer auch feyn mögen, follen die Hälfte des 
gefammten Vermögens (wie es bei Note 48 befchricben wurde) erben, 
dieß aber blos „für väterlichs Erb, wenn der Vater verftorben, oder allein 
für mütterlihg Erb, wenn die Dutter verftorben, und nicht für beyde 
Erbtheil“ gelten (vrgl. Note 50). Die andere Hälfte befommt der über: 
lebende Gatte; doch ohne den Kindern ihr Erbrecht daran verfünmern zu 
können. Auch muß er die unerzogenen Kinder erziehen und ernähren, bis 
fie ihr Brod felbft verdienen fünnen, und dafür bekommt er dann fo lange 
den Nießbraud des auf diefe fallenden Theiles an der erften Hälfte (mad 
einem Inventare), fofern nicht der Kinder Intereffe Anderes erfordert. 
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Stirbt ein abgetheiltes Kind im ledigen Stande: ſo 
wird es nicht“ von jeinen Gefchwiftern, fondern von dem über: 
lebenden Gatten, feinem Pareng, beerbt. 52, 

Diefes unbedingte Theilrecht hatte für die Eltern große 
Sneonvenienzen, welche mit der Zahl der Kinder fliegen, und 
einzelne Gemeinden, namentlich Bietigheim und Bottwar 
bejchwerten fich fehr über Daffelbe. Deßhalb wurde es häufig 
durch Verträge ausgefchloffen 8. Namentlich geſchah dieß 
durch Einkindfhaftsverträge, und es enthalten daher einige 
der angeführten Statuten, nad welchen Theilrecht gilt, Ge— 
naueres über ſolche Einfindfhaften ®*, während, fo viel 
ich finde, Keines der Statuten, nach welhen nicht Theil: 
recht, jondern ein anders Recht gilt, die Einfindfchaften irgend 
berührt. 


nn — — — — — nn — —— — — —— —— — — 





Ganz dieſelben Beſtimmungen enthalten die Dorfrechte von Goch— 
ſen, Brettach und Kocherſteinsfeld, nur daß ſie die Theile 
wieder anders beſtimmen. Nach ihnen bekommen, wenn der Vater der 
überlebende Gatte ift, von der geſammten Maffe die Kinder ts, der Va— 
ter 2/5, wenn dagegen die Mutter ber überlebende Theil ift, die Kinder 
2/3, die Mutter '5. Vrgl. auch unten VI. 2 a. Ende (das Recht von 
Lampoldshaufen) und IV. 2 (das Weinsberger Recht). 

52) Dieß beftimmen beinahe alfe angeführten Statuten, auch die in der 
Note 50 angeführten. Vrgl. damit Note 31. Nur das Stadtrecht von 
Canftadt fagt, das Hofgericht (Vrgl. Note 11) habe erfannt, daß 
nicht der Parens allein, fondern die Gefhwifter und der Parens dag 
Kind zu gleichen Theilen beerben ſollen. — Iſt der Parens tobt: fo foll 
das Kind nach manchen Statuten von den Großeltern (3. B. Strümp- 
felbach), nah andern von den Gefchwiftern und Großeltern (z. B. 
Stuttgart und bie angeführten Stuttearter und Kirchheimer ung: 
orte) beerbt werden. 

53) Die Stadt Bietigheim fagt 3. B. in ihrem Berichte, fett uns 
gefähr 20 Jahren werde das Theilrecht durch Zuthun der Obrigkeit mit— 
tet Einfindfchafts- oder andere Berträge ausgefchloffen oder modifieirt. 

54) 3. B. die Rechte von Bietigheim, Ingerspeim, Neuen: 
ftadt, und das nachher anzuführende Recht von Weinsberg. Sie 
fordern zn folchen Berträgen Erfenntniß und Zuftiimmung des Gerichts 
und Einwilligung der nächſten Verwandten und der Vormünder der Kin— 
ver. ©. auch Note 47 und Eichhorn Deutih. St. u. Rechtsgeſch. 
Th, U. $ 370 a. E. ©. 732, 
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IV. Theilreht mit einem Voraus, bald für die 
Kinder erfter Ehe, bald für ihren Parens. 

Manche Statuten modificiren das reine Theilrecht in der 
Weife, daß fie bald den Kindern, bald ihrem Parens einen 
Boraus bei der Theilung geben, im Uebrigen aber ganz den 
ausgeführten Grundfäßen des reinen Theilrechts folgen. Es 
räumen nämlic) | 

4. die Dorfrechte von Zell, Alpach (Kiofteramts Adel: 
berg), von Deffner: Hassloch (Häfner:-Haslah, OAmts 
Güglingen, jest Brackenheim) und von Stainenbronn 
(DAmts Stuttgart) dem überlebenden Gatten, wenn er 
zur zweiten,Ehe fchreitet und nun mit feinen Kindern theilen 
joll, das Recht ein, „die fahrende Haabe zu einem Vorauß zu 
nehmen“, aber nur, wenn er zugleich alle Schulden zu über: 
nehmen bereit itt®. Will er aber die Schulden nicht allein 
übernehmen, dann muß er, ganz nad) den unter III. aus: 
geführten Grundfägen, Alles mit den Kindern theilen $. 

2. Den Kindern räumt einen Voraus ein das Stadt: 
reht von Weinsberg. Es folgt durchaus den unter II. 
ausgeführten Grundfäßen 57, nur daß es über die bei Einge: 
bung einer zweiten Ehe vorzunehmende Theilung Folgendes 
beftimmt : ijt mit der Mutter zu theilen, fo befommen die 
Söhne mit einander als Voraus des Vaters Kleider und der 
ältefte Sohn noch befonders des Vaters Harnifch und Gewehr; 


55) Sp die drei erfigenannten Dorfrechte. Das von Steinenbronn fest 
es nicht in die Wahl des Gatten, fondern fagt blos: „und hat der Vater 
oder Mutter die fahrend Haab zum vorauß, und muß vie Schulden bes 
zahlen.” — Gleiches Recht galt in Schorndorf, nur daß dirfes 
Stadtrecht im Falle einer Einderlofen Ehe Fallrecht hat. f. unten Nr. 
vl. 2, 

56) „So mögen fie die vahrende Haab, ſchuld und gut zufammenwers 
fen, und das Alles gleich unter fie in Aicheln weiß abtheilen” , fagen die 
Dorfrehte von Zell und Alpach. — Gleiches Necht hatte das Dorf 
Winterbach, nur daß diefes bei kinderlofer «Ehe wie Schorndorf Fall: ' 
recht feffebt f. unten Note 82. 

37) Es fpricht namentlih Das aus, was bei Note 43, 44, 47 (die 
Obrigkeit hat über die Theilung zu enticheiden, und kann fie auch bei 
dringendem Intereffe der Eltern verweigern), und 52 angeführt iſt. 

Auch handelt e8 von Einkindfrhaften. 
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it mit dem Vater zu £heilen: fo. befommen die Töchter als 
Voraus der Mutter „Kleider und Kleinoth zu ihrem Leib ge— 
hörig“ 7a; alles übrige vorhandene Bermögen # wird dann 
zwifchen den Kindern und dem Parens fo getheilt, daß wenn 
blos Ein Kind vorhanden ift, das Kind die Hälfte, der Pa: 
rend die andre Hälfte vefommt, wenn aber mehrere Kinder 
da find, diefe miteinander -%,, der Parens Yz erhält. Diefe 
„Srundtheilung“ gilt dann aber durchaus für väterliches und 
mütterlichs Erbe d. h. die Kinder haben nun feinen weiteren 
Erbanfpruc an den Pareng, fo bald derfelbe, wenn auch ohne 
Kinder aus der zweiten Ehe, vor feinem zweiten Gatten ftirbt 
(er wird dann von dieſem allein, mit Ausſchluß der Kinder 
eriter Ehe, beerbt) oder in der zweiten Ehe Kinder befommt”, 

V. TSheilreht nah der DVBerfhiedenheit des 
Urfprungs des Bermdgens. 

Weder nad) dem Verfangenſchafts- noch nad dem Theil: 
rechte wird das Vermögen der Gatten in feine urfprünglichen 
Beitandtheile (Beibringen, Errungenfchaft u. f. w.) 0 aufge: 

57a) Brgl. hiemit die altdveutfchen Inftitute des Heergeräthe und 
der Nifftelgerade. Eihhorn Einf. in d. D. Privatr. $ 330., 336. 

58) Es befchreibt diefes Vermögen mit denfelben Worten, mit welchen 
es im Stadtrecht von Neuenftadt befchrieben wird. ©. 212. 

59) Vrgl. Note 50, 51 und bei Note 64. Wurde ein Kind früher aus- 
geftattet: fo muß es „im Erben fo lange flilffteben, bis jedes Gefchmifter 
mit (eben) fo viel verglichen würde; alsdann foll fürther gleich getheilt‘ 
werden.“ Iſt aber Einem fo viel „zu Deiratgut gegeben oder fonft dar- 
geftoßen worden“, daß die Miterben nicht verglichen werben Fönnten: fo 
muß es die Ausftattung felbft.oder ihren Werth einwerfen, „damit jedem 
Gefchwifter und Miterben fein gebührend Erbtheil daran werde.” 

60) Statt der Ausdrüde Errungenfhaft, Beibringen x. ıc. 
bedienen ſich die Statutarrechte, wie fpäter das Landrecht, der Zeitwörter, 
3. B. was „errungen“, „gewonnen“, „zugebracht” ꝛc. if. Im Allgemei- 
nen bezeichne ich im Solgenden vorerfi durch Somdbergut des Gat- 
ten das Bermögen welches derjelbe zur Zeit der Eingehung der Ehe 
hatte. (Berbringen), und was er während der Ehe erbte, durd 
Errungenfhaft, was die Gatten fonft wihrend ihrer Ehe durd 
ihre Tpätigkeit und durch Benützung des beiderfeitigen Vermögens erwor: 
ben haben. Ueber das, was nad dem 1. Al. und 111. Landrechte zur 
Errungenschaft und zum Sondergut gehört vrgl. unten $ 36., 38, 69. 
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löst, wie aus dem bisher Ausseführten fih ergibt ©, Mur, 
fo viel ih finde, ein Dorfredt, welches auch Theilrecht hat, 
madht hiervon eine Ausnahme, und löst das Vermögen auf 
eigenthümlihe Weile in feine uriprünglichen Beitandtheile auf, 
in ähnlicher Art, wie jpäter das Landrecht, nur daß diefes 
Dabei ganz anders theilt. 

Nach dem Dorfrehte von Beyren (DAmts Nürtingen) 
wird, wenn der überlebente Gatte, welcher im Wittwenftande 
ben Beifig am ganzen ungetheitten Dermögen behält, zur zweiten 
Ehe jchreitet und nun auf Verlangen der Kinder theilen foll ®, 
fo getheitt : die Kinder befommen das Sondergut des verjtorbenen 
Gatten (das Gut, welches er „dem Andern zugebracht oder 
bei ipm ererbt hatt“). Dem überlebenten Gatten bieibt da: 
gegen auch fein Sondergut („jein gut, jo er dem geftorben zu: 
gebracht oder bei ihm ererbt hatt“). i Die Errungenjchaft aber 
(„was die Ehegemächt bei einander gewür ven, und fich gebei: 
jert heiten und zu Zeiten des geitorben Ehegemächt dennocht 
vorhanden und nit von ihnen verzert und verbraucht were“), 
wird in zwei Hälften getheilt, von denen die Kinder miteinander 
die eine, der Gatte die andre erhält. Ebenjo müffen aber 
auch die Kinder die Hälfte der in der Ehe gemachten Schul 
den, der Gatte die andre Hälfte zahlen. Die von dem einen 
Gatten beigebrahten Schulden dagegen müflen aus deſſen 
Sondergut bezahlt werden 8 

Dieſe Theilung gilt aber nicht für das väterliche und 
mütterliche Erbe, ſondern nur für das Eined. h, ſtirbt 


61) Auch in dem oben S. 207, 208 angef. Falle wird das Vermögen 
nicht in alle feine urſprünglichen Beſtandtheile aufgelöst. Bol. auch unten 
Nr. VI. 1. Ueber das Fallrecht dagegen Nr. VII. IX. 

62) Auch nad diefem Dorfrechte fteht es nicht bei den Eltern, fondern 
blos bei den Kindern, oder fo lange fie noch nicht „zu ihren tagen und 
vernunfft kommen weren“ bei deren Berwandten, bie Theilung zu verlangen, 
fobald der Parens zur zweiten Ehe fehreiten will, und zwar fo, daß fie 
fogleich oder fpäter auf Theilung dringen können. 

63) Stirbt cın Kind nach der Theilung unverheiratpet: fo wird cd — 
wie in der Regel beim reinen Theilrecht — nicht von feinen Geſchwiſtern, 
fondern vom Parens becrbt. 
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der Parens in der zweiten Ehe: jo erben die Kinder erfter 
Ehe wigder ®%, Der zweite Ehegatte nimmt nun fein Son: 
dergut (was er „zum allten bracht und bei ihm ererbt hat“), 
und die Hälfte der Errungenjchaft der zweiten Ehe. Alles 
Vebrige, alfo Die andre Hälfte der Errungenjchaft und was 
der Gejtorbene in die zweite Ehe brachte und in -derfelben 
etwa erbte, befommen die Kinder erfter Ehe allein, find aber 
Kinder zweiter Ehe da, mit diejen fo, daß jedes Kind einen 
Kopftheil erhält®, 

{ Der Gatte erbt alſo eigentlich nach diefem Rechte nichts 
von feinem Gatten, fobald der Letztere Kinder hat, oder 
aus der Ehe Kinder da find, fondern er zieht itets blos fein 
Sondergut und die Hälfte der Errungenfchaft an fi). Dod) 
fann für diejen Fall ein Gatte von feinem Öondergut dem 
andern Gatten bis zu 30 Pfund Heller vermahen und da— 
durch den Erbtheil der Kinder fchmählern 6, Hat aber der 
Verſtorbene Feine Kinder: fo erbt der überlebende Gatte Alles. 


64) Vrgl. Note 50, 51 und bei Note 59. 

65) An Dem, was die Kinder zweiter Ehe erben, behält ihr Parens 
den Beyfiß, fo lange er nicht zu einer nenen Ehe ſchreitet. 

Das Vermögen, das die Gatten in die Ehe bringen, bleibt aud 
während der Ehe in fo ferne gefchievden, als, wenn „ein alt und ein new 
Ehegemecht bei einander uß Jr notturfft etwas angreifen mußten, fie Sr 
baider guet gleich angreiffen” follen. 

66) Enterbt fonnten die Kinder nicht werden. Heberhaupt fehloßen diefe 
Statuten meift das Recht aus, die Kinder zu enterben, oder fegen vor— 
aus, daß dieſes Recht nicht beſtehe. Nur wenige derjelben laffen aus— 
drüdlih ein Enterben der Kinder zu, 3. B. das Tübinger, Urader 
und Afperger Stadtrecht, und unter ganz eigenthümlichen Förmlich- 
feiten, die mit dem alten Grundfaße zufammenhängen, daß die Verwand- 
ten nur durch ein vor Gericht errichtetes Gefchäft vom Erbe ausgefhlof- 
fen werden können, und ber Bertragserbe bei Liegenſchaften zus 
gleich die Gewehre am Gute erhalten müffe (vrgl. Eihhorn D. Staats» 
und Rechtsgeſch. Th. II. $ 374), das Dorfrecht zu Ibens bach (Fiſcher 
©. 205). Unter ähnlichen Förmlichkeiten erlaubt das Herrenberger Stabt- 
recht, „aufferhalb der natürlichen Erben” ein ligendes Gut zu vermaden ; 
doch heißt es in vemfelben: „biefen Artikel, ob er gleich wol der Statt 
Buoch eingeleibt, findt fich Doch nit, daß der Jemahls würklich gebraucht 
oder gehällten fey worden.” — Die Stuttgarter ließen fih ausdrücklich 
ein Privilegium zur Enterbung ihrer Kinder geben, das ihnen im Jahr 
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VI. Theilrecht, gemifcht mit Verfangenſchafts— 
recht. | 
Das Theilreht und das Berfangenfchaftsrecht galt in 
manchen Orten zugleich je nach der Berjchiedenheit Des Ver: 
mögen in der Weife, daß bei gewiflen Gütern Berfangen: 
ichaftsrecht eintrat, d. h. fie den Kindern verfangen find, der 
überlebende Gatte aber auch bei Eingehung einer zweiten Ehe 
fie nicht herauszugeben hat, bei den übrigen Gütern Dagegen 
Theilrecht gilt, d.h. der Gatte fie bei Eingehung einer 
zweiten Ehe mit den Kindern theilen muß (vrgl. Note 67 
und Note 17 a. E.). 

Dieß war der Fall nach dem Rechte von DOfterdingen 
und dem von Sulz, nur nad dem Erjteren in ganz anderer 
Weife, als nad dem Lepteren, Gie bejtimmen das, was ver: 
fangen ijt, verjchieden, und theilen das übrige Vermögen ver: 
fchieden, außerdem befommt nach dem erfteren Rechte feiner 





1432 erneuert wurde (abgedrudt bei Sattler Geſch. Würtgs unt. ven 
Grafen Th. I. Beil. 52 und in Riedes Samml. der Gerichtsgefege 
Th. 1. ©. 17). Andere Statuten fchloßen das Enterbungsreht aus: 
drücklich aus. Sp fagt das Stadtrecht von Neuenftadt, daß die 
Ehegatten zwar Teftamente und Eheverträge errichten dürfen, „jedoch 
den ehelichen Kindern an ihrem gebührenden natürlichen Erbtheil unver: 
leglich.” — Ebenfo konnte in der Negel ein Gatte die auf den Fall feines 
Todes dem andern Gatten zuftehenden Rechte dur eine einfeitige legt: 
willige Verfügung nicht fhmälern. Brot. 1. Landrecht Th. 1. Fol. 219. 
Man war hieran fo fehr gewöhnt, daß, als das Landrecht dieſes änderte, 
lange Zeit Biele fih nicht darein zu finden wußten, und deßhalb ver Aus- 
fhuß im J. 1567 (29. Zul. Archiv. Handichr.) darauf antrug, durd die 
Amtleute befonders darauf aufmerkſam machen zu laffen, daß „ein Ehe: 
gemächt einig und allein on wiflen und willen feines Ehegemahls teftiren 
möge; dann dieweil der alt brauch dawider gewefen: fo will es 
noch hin und wider nit vil verfiandg haben.” — Aus dem Angeführten 
und überhaupt aus den gefammelten Statutarrechten ergibt fich übrigens, 
daß es unrichtig ift, wenn v. Weishaar Württ. Privatr. $ 1085 Nr. 4 
glaubt, Teftamente jeyen vor dem Landrechte und zur Zeit des ungefchrie- 
benen Redts unbekannt gewefen. Bol. auch die Urkunven bei Satt: 
ler Geſch. Ws -unt. d. Grafen Th. I. Beil. 60. Th. 1. Beil. 87. Th. I. 
Beil. 54. Th. IV. Beil. 66 (von den Jahren 1321, 1452, 1471, 1435), 
ferner die If, bei Haug Chronicon Sindellingens. p. 31 (v. 3. 1263). 
Eben fo ift auch das zu allgemein, was Sattlera,a. O. $ 55 fagt. 
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Zeit der Stiefparens einen Theil am Ben Gute, nach 
dem Lebteren dagegen nicht. 

41. Nach dem Dorfrechte von DOfterdingen (Klofter 
amts Bebenhaufen) behält der überlebende Gatte, wenn gemein 
fchaftliche Kinder da find, das gefammte Vermögen (wie nad) 
alten bisher angeführten Nechten) im Beifige; er darf aber 
ohne Zulaffen des Gerichts nichts davon veränßern, indem es 
den Kindern „verfangen“ ift 7. Schreitet er zur zweiten 
Ehe: fo wird das Dermödgen getheilt, tunen 
und das ganze Sondergut des verftorßenen Gatten — was 
von ihm „von ligend und varenden Gütern vorhanden ift, es 
fen Sm durch Zugellt (Ausftattung) oder Erbfall uff feiner 
Geirten her zugeftanden, deßgleichen, was bei einander erfaufft 
oder überfommen “ — umd die zu dem Sondergut des über: 
lebenden Gatten gehörige Fahrniß muß der Keutere mit 
den Kindern nad Köpfen theilen und denfelben ihre Theile 
herausgeben. J Die Immobilien aber, welche zum Sondergut 
des Ueberlebenden gehören, find „den Kindern verfangen“, 
Der Gatte hat auch in der zweiten Ehe die Nießung daran, 
ohne etwas davon, außer mit Zulaffung des Gerichts oder 
der Berwandten der Kinder, veräußern zu dürfen. Stirbt er: 
fo theilt dann fein zweiter Gatte, der Gtiefparens der Kinder, 
das verfangene Gut mit den Kindern zu gleichen Theilen. 
Erwarb der Conjux binubus während der zweiten Ehe Erb- 
gut von Aſcendenten: fo ift daffelbe den Kindern erfter und 
zweiter Ehe auf die gleiche Weife verfangen d. h. es darf 
nicht veräußert werden, und wird nach dem Tode des Conjux 
binubus vom zweiten Gatten mit den Kindern erjter und 
zweiter Ehe nad Köpfen („in Aicheln weiß“) geteilt. 

2. Nach dem Stadtrechte von Sulz bleibt der überlebende 
Gatte, wenn Kinder da find, ebenfalls in „Beyfiz und Nieſ— 
jung“ des geſammten Vermögens. Allein alle unbeweglichen 
Sachen find den Kindern verfangen, Haus und Hof bleibend 


67) Allein das Erbrecht felbft wird im Dorfreht nicht Verfangen— 
fchaftsrecht genannt, fondern „TZailungsrecht”, eben weil der größte 
Theil des Bermögens bei Eingehbung der zweiten Ehe getheilt 
iperden muß, 
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die übrigen Liegenfchaften bis der Gatte etwa eine zweite Ehe 
eingeht, und dürfen blos bei ehehafter Noth mit Erfenntniß 
des Gerichts angegriffen werden. Gchreitet der überlebende 
Gatte zur zweiten Ehe: fo tritt Iheilung ein ®, und zwar jo, 
daß von der Fahrniß, den Gapitalien und den Schulden der 
Gatte Ya, die Kinder mit einander !/, befommen, die liegenden 
Hüter aber mit Ausnahme von „Haus und Hof“ © unter 
Gatten und Kinder „in Aicheln weiß“ getheilt werden. Haus 
und Hof bleibt den Kindern. Ihr Parens kann zwar mit 
feinem zweiten Gatten darin wohnen; allein nach dem Tode 
des Erfteren muß ihr Otiefparens ausziehen und den — 
das Haus überlaſſen. 

Das Stadtrecht von Balingen, über welches für Be 
richt freilich nur höchſt ungenau und fragmentarifch fich Auf 
jert, jcheint mit diefem Rechte von Gulz ganz übereinzuftim: 
men. Nur muß nach demfelben die Mutter, wenn fie zur 
zweiten Ehe fchreitet, den Kindern Haus und Hof herausgeben 
(vrgl. auch Note 33). 

VO. Reines Theilredt für die Frau, Ber 
fangenfchaftsreht für den Mann. 

Wie die eben angeführten Orte Theilrecht und Verfangen: 
ichaftsreht nach der Verfchiedenheit der Gegenftände hat: 
ten: jo fand fich in vielen Orten Theilrecht und Verfangen— 
ihaftsrecht nach der Verfchiedenheit der Perfonen. 

Bei dDiefer Derbindung, bei welcher aber das Derfan: 
genſchaftsrecht nicht das reine Verfangenfchaftsrecht ift, zeigt 
fi befonders fcharf der Sprachgebrauch, den die Statuten 
befolgen. Sie galt in den Städten Kirhheim (und in den 
Amtsorten: Owen, Weilheim, Welden, Nosingen, Ottlingen 
[Dettlingen] , Zell, Sefingen) und Ebingen;z ferner in fol 








63) Bei unorbentlicher Bewirthihaftung der Liegenfchaften können die 
Kinder mit ihren Berwandten auch früher Theilung verlangen. Bol. auch 
Note 47. 

69) „Haus und Hof” bedeutet bier blos das Haus und den Hofraum 
um das Haus umd die dazu gehörigen Nebengebäude, Auch andre Sta: 
tuten unterfcheiden 3. B. Haus und Hof, Wiefen, Acder, Weinberge ıc. 
Andre Statuten dagegen, 5. B. Einige aug dem Herrenberger Oberamt, 
gebrauchen den Ausdruck „Dans und Hof“ für alle Liegenſchaften. 
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genden zu andern OAemtern gehörigen Dörfern: Hatten 
bofen, Heiningen, Schlierbad, Boll, Hochdorf, 
Bebgenrieth, DOberamts Göppingen; Unterenfingen, 
Oberamts Nürtingen; Mesgingen Dberamts Urach. 

Nah dem Tode des einen Gatten behält nad diefem 
echte der überlebende Gatte wieder das gefammte ungetpeilte 
Vermögen im Beifige. Iſt aber die Frau der überlebende 
Theil und jchreitet fie zur zweiten Ehe: jo muß fie mit den 
Kindern alles, aud das von ihr herrührende Vermögen 70, ab» 
theilen; es gilt hier dann ganz das reine Theilreht., Sit 
der Mann der Ueberlebende und fchließt er eine neue Ehe: fo 
gilt Derfangenjchaftsrecht in der Art: das gefammte Gut 
bleibt in feinem Beiſitze (jollte er auch eine dritte und vierte 
Ehe eingehen), und erjt nad) feinem Tode Fünnen die Kinder 
Iheilung verlangen und zwar fo, daß fie, dann mit ihrer 
Stiefmutter und den etwa vorhandenen Kindern zweiter 
oder fpäterer Ehe das gefammte vorhandene Vermö— 
gen, aljo Alles was von ihrer Mutter und von ihrem Vater 
da ift, nebft dem Vermögen ihrer Etiefmutter, nach 
Köpfen (bei Kindsfindern nad) Stämmen) theilen 3. — Diefes 
beim Bater geltende Recht nennen vie betreffenden Statuten 
»„Berfangenfhaftsreht“T?, eben dephalb, weil das ver: 
70) Das Dorfreht zu Heiningen fagt, die Mutter müffe Alles ab— 
theilen „durch den Bankh hinweg den Löffel im Kreben, wie das Sprüd- 
wort fagt.” Brgl. oben bei Note 48. 

71) Stirbt ein abgetheiltes Kind: fo wird es auch nad dem Kirch— 
beimer Recht von feinen Gejchmwiftern und deren Kindern, und erft 
wenn Solche nicht da find, von den den Afcendenten beerbt, nach dem 
Metzinger Rechte aber geht der Afcendent den Geſchwiſtern vor. Bol. 
Note 31, 52, 32. 

72) Nur wenn er mit dein Bermögen unordentli haushält, kann er 
dann zur Theilung nad Erfenntniß des Gerichts gegwungen werben. So 
das Stadtredt von Ebingen. 

73) Bgl. befonders das Dorfreht von Hattenhofen, das Stadtrecht 
von Ebingen, und das hierüber noch ausführlihere von Kirchheim. 
Der Dutter feßt dann mit ihren Kindern (benen der zweiten Ehe) die 
Gemeinfchaft fort, oder, wie das Kirchheimer Stadtrecht fagt, „fe mag 
ihrer eigenen Kinder Theil wohl zu ihrem Tpeil werfen, und das Alle . 
nutzen und nießen“, big fie zu einer zweiten Ehe fchreitet. 

74) Nur das „Landredt” von Dettingen OAmts Urach nennt dieſes 
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fangene Vermögen nicht blos bis zur zweiten Ehe, ſondern 
auch nad Eingehung derfelben bis an feinen Tod unab: 
getheilt in des Daters Händen und Genuß bleibt. So wird 
3. B. in den Dorfrechten von Boll und Hattenhofen die ge: 
nannte Verbindung fo ausgedrüct: „der Mann hat Ber: 
fangenfhafsreht, das Weib Theilungsreht“, und 
im Dorfreht von Hochdorf „der Mann hat DBerfangen: 
fchaftsrecht, bedarff nit theilen, aber Das Weib hat Thei: 
lungsrecht“. 

VIII. Fallrect. 

Nach allen bisher angeführten Statuten fällt dem über: 
lebenden Gatten, wenn feine Kinder da find, das gefammte 
vorhandene Vermögen zu. Er fchließt die Verwandten des 
verftorbenen Gatten unbedingt aus. Diefes und diefes allein 
ift beim Fallrehte anders. Mach diejfem tritt, wenn der 
verftorbene Gatte Feine Kinder hinterließ, für den überleben: 
den Gatten Fein ausfhließliches Erbrecht ein. Er behält 
zwar den Beifit des gefammten Bermügens bis an feinen 
Tod. Allein er darf gewiffe Güter nicht veräußern ; fie find 
den DBerwandten des Derftorbenen, und andre Güter nad 
manchen Statuten auch feinen eigenen Verwandten, verfan: 
gen, und nad feinem Tode fallen dieſe Güter an die ge— 
nannten Verwandten. 

Dadurch allein unterſcheidet ſich das Fallrecht an ſich 
vor den andern Rechten. Es äußert ſeine Wirkſamkeit blos, 
wenn feine Kinder da find, nach manchen Statuten jo: 
gar blos dann, wenn in der Ehe Feine Kinder gezeugt wur: 
den (alſo nicht, wenn Kinder gezeugt wurden, aber während 
der Ehe wieder ftarben), und ſchließt in diefem Falle das 
Alleinerbrecht des überlebenden Gatten aus. Gind dagegen 
Kinder da: fo fritt entweder Verfangenſchaftsrecht oder Theil 
recht ein. Man muß daher unterjcheiden : 


Recht ein Theilreht, wenn hier fein Schreibfehler in der Handſchrift if. 
Es iſt dieſes aber unter ven vielen Statuten, fo viel ich finde, das Ein 
zige, weldhes ven Namen Theilrecht in einem Falle gebraucht, in wel- 
hem bei Eingehung einer zweiten Ehe feine Theilung verlangt werben 
fan. 
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4. Fallrecht mit — falls Kinder da find — Ber: 
fangenjhaftreht, und zwar einem dem oben.unter II. an— 
geführten Berfangenfchaftsrechte ähnlichen. 

Diefes Necht galt nach den Statuten des Klofteramte 
Maulbronn, nah dem Gtadtrehte von Bracenheim 
und in den zu Brackenheim gehörigen Amtsorten Kürchenn 
(Kirchheim am Neckar), Haufen, Meimtzenn (Meimsheim), Ha— 
berjchlacht, Elepronnen (Eleebronn) und Bottenheim, und nad 
dem (ausführlichen) Dorfrechte von Frauenzimmern, ON. 
Güglingen °. | 

Nah dem Rechte des Klofteramts Maulbronn — über 
die Abweichungen der andern angeführten Rechte f. die No: 
ten — bat nach dem Tode des einen Gatten 

a. wenn Feine Descendenten da find, der überlebende 
Satte Berwaltung und Genuß des gefammten Bermögens 
bis an feinen Tod 76, Allein er darf die zu feinem und feines 
Gatten Sondergut gehörigen Liegenfchaften („jeglihs Gemapl 
zu gebrachte und ererbte liegende Güter“) nicht vers 
äußern. Denn diefe find „Fgallgüter“ und fallen nach feinem 
Tode „an die nächiten Erben deſſen, der fie zubracdhte oder 
erbte“ 77, 

b. Sind Kinder.aus der Ehe da: fo behält der überlebende 
Gatte auch bier das gefammte Vermögen im Beifig. Allein 
die liegenden Güter, welche der DBerftorbene zugebracht oder 


75) Ein ähnliches Recht galt auh in Möckmühl. Allein dieſes Möck— 
mübler Stadtredht vom 3. 1467 ift höchſt verworren. Nach dem Dorf: 
recht zu Beutelsbac galt auch Fallrecht; f. die folg. Noten. Allein 
daffelbe Außert fih blos über den Fall der kinderlofen Ehe, und es it 
daber aus ihm nicht zu erfehen, ob bei Kindern Berfangenfchafte- oder 
Theilrecht galt. 

76) Darin flimmen wieder alle angeführten Statuten überein. 

77) Vrgl. auh Eich horn Rechtsgeſch. Th. 1. $ 370. ©. 729. Bei 
echter Noth ift aber geftattet, die Fallgüter anzugreifen. Dieß fagt 3.2. 
das Beutelsbaher Recht und das von Bradenhbeim und 
Frauenzimmern, aud die HofG.O. v. 1514. — Die Errungenfchaft 
aber und die gefammte fahrende Haabe. gehört dem Gatten, und wird, 
fo weit er nicht anders darüber verfügte, an feine Erben nad der ge- 
mwöhnlichen Erborbnung vererbt. 
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„von feinem Stamm ererbt“, find den Kindern verfangen ”, 
Schreitet der Gatte zur zweiten Ehe: fo behält er auch in 
diefer den Beifis des gefammten Guts. Gtirbt er in der 
zweiten Ehe: fo fällt nun das verfangene Gut an die Kinder 
erfter Ehe. Was aber der Conjux binubus feinem zweiten 
Gatten font an liegenden Gütern zubrachte oder in der zweiten 
Ehe ererbte, bleibt in den Händen des zweiten Gatten, und 
erft nach deffen Tode theilen dieſes Gut die Kinder erfter umd 
zweiter Ehe mit einander nad Köpfen 7°, 

2. Fallrecht mit — wenn Kinder da find — Theil: 
recht, und zwar das Theilrecht bald mit einem Voraus des 
Ehegatten (wie oben IV. 1), bald als reines Theilrecht. 

Diefes Necht galt nach dem Gtadtrehte von Schorn 
dorf, nach den Dorfrechten von Weiler und Winterbad, 
OAmts Schorndorf, und den Dorfrechten von Lampartzhauſen 
(Rampoldshaufen), Siglingen und Kreßbach, DAmts 
Möckmühl. Die Lesteren drei haben bei dem Fallrecht rei: 
nes Theilreht, die erfteren drei Theilrecht mit einem 
Voraus des Gatten. 

Das Schorndorfer Stadtreht, welhem im Wefent: 
lichen die Nechte von Weiler und Winterbach folgen, bejtimmt 
nämlich Folgendes: 

a. hatten die Gatten Kinder in ihrer Ehe erzeugt, diefelben 
ftarben aber noch vor der Trennung der Ehe: fo „Itricken dieſe 
Leibeserben den Wiederfall ab“ d. h. das Fallrecht tritt nun 
nicht ein, und der überlebende Gatte erhält das gefammte 
Vermögen fo, daß nad feinem Tode nichts davon an die 
Verwandten des zuerft verftorbenen Gatten fällt ®, 


78) Sp weit flimmt das Recht von Bradenheim und Frauen 
zimmern mit dem Maulbronner überein. Das Uebrige berührt es 
nicht. 

79) Wie e8 mit der Errungenfhaft („den errungen und gewonnen 
Gütern“) und der Fahrniß gehe, darüber fagt das Maulbronner Recht 
blog: mit diefen foll es „nach Ländlicher Gewohnheit gehalten“ werden! 

80) Brgl. auch Lex Alamannorum Tit. 92. Bon den Statuten, nab 
welchen Fallrecht gilt, enthalten die ſe Beftimmung blos das angeführte 
Schorndorfer Stadtreht, das Dorfreht von Weiler und Achn> 
liches auch das Stadtreht von Möckmühl (Note 75). 


— — — —— — — — —— —— 
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b. Wurden keine Kinder in der Ehe gezeugt: fo befommt 
der überlebende Gatte die gefammte fahrende Haabe, auch die, 
welche der Berftorbene beibrachte, und die ganze Errungenschaft 
(„die fahrend Haab, mit fammt den liegenden Gütern, fo 
gemelte Eheleut bei einander in der Ehe errungen und gewon— 
nen“) und fein Beibringen, Die beigebrachten liegenden 
Güter des DVerftorbenen aber find deſſen Berwandten „ver: 
fangen.“ Der Ueberlebende behält zwar aucd an ihnen den 
Beifis. Allein er darf nichts davon veräußern, außer mit 
Zuftimmung des Gerichts bei ehehafter Noth, und nad) feinem 
Tode fallen die verfangenen Güter zurück an die Verwandten 
des zuerft verftorbenen Gatten, und das Uebrige fommt „an 
die nächften Erben“ des zuletzt Derftorbenen 8!, 

e. Sind bei dem Tode des einen Gatten Kinder aus der 
Ehe da: fo bleibt der überlebende Gatte im Wittwenftande 
wieder im Beifit des gefammten Vermögens. Allein alle 
Liegenjchaften („fie haben die zufammengebracht, errungen, ge: 
wonnen oder ererbt“) find den Kindern „verfangen“ d.h. der 
Gatte darf fie auf Feine Weife veräußern, außer bei ehehafter 
Urſache nad) Erkenntniß des Gerichts. Schreitet er zur zweiten 
Ehe: jo Fünnen die Kinder Theilung verlangen. Machen fie 
von diefem Rechte Gebrauch: fo werden alle liegenden Güter 
unter die Kinder und den Gatten nach Köpfen getheilt. 
Die Fahrniß aber befommt der Gatte als Voraus, dagegen 
muß er unbedingt alle Schulden zahlen 8, Wollen dagegen 


31) Ebenfo die Rechte von Winterbadh und Weiler Die ande- 
ren angeführten Dorfrechte fagen blos: der überlebende Gatte bleibe im 
Beyfig auch des unbeweglichen Guts, und nach feinem Tode falle „ſolch 
But auf ihrer Beyder Freundfchaft Erben.“ 

82) Dieß fagen die Rechte von Schorndorf, Weiler und Win— 
terbach. Ebenſo haben fie ven auch beim reinen Theilrecht als Regel 
geltenden (Note 52) Grundfaß, daß wenn ein abgetheiltes Kind ftirbt, 
es von dem Parens beerbt wird, und derfelbe die Gefchwifter des Kindes 
ausfhließt. — Nur über die Schulden weicht das Recht von Winter- 
bad Etwas ab. Es gibt vem Gatten, wenn der Betrag der Schulden 
den Werth der Fahrniß überfteigt, das Recht, auf den Voraus zu ver— 
zichten, in welchem Falle dann, falls die Kinder doch Theilung verlangen, 
Alles („ligends fahrende und die Schulden”) unter Gatten und Kinder 

Wächter, Württemb. Privatr. 1. 15 
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die Kinder nicht theilen: fo behält ihr Parend auch in jeiner 
zweiten Ehe den Beifig des gefammten Vermögens, und es 
wird dann nad feinem Tode das Vermögen zwifchen den 
Kindern erfter Ehe, deren Stiefparens und den Kindern zweiter 
Ehe fo getheilt, daß die liegenden Güter, weldye aus der erften 
Ehe und dem Wittwenftande des conjux binubus herrühren ®, 
auf die Kinder erfter Ehe, alle Fahrniß aber und alle liegenden 
Güter, welche die Gatten in der zweiten Ehe erworben haben 
(„fo fie in lebter wehrender ehe mit einander errungen, ge 
wonnen oder auch ererbt hätten“), den Kindern zweiter Ehe 
und deren Parens zufallen. 

Eine andere Theilung dagegen ſetzen, wenn beim Tode 
des einen Gatten Kinder da find, die genannten Dorfrechte 
des Möckmühler Amts feft. Diefe haben hier reines Theil: 
recht; dabei beftimmt das Dorfrecht von Lampoldshaufen 
die Theile ganz auf die Weife, wie das oben angeführte Recht 
von Gochſen (Mote 56 a. E.), das Dorfredht von Siglin 
gen und Kresbacd aber gibt dem überlebenden Gatten ohne 
Rücficht darauf, ob es der Mann oder die Frau iſt, 1%, 
den Kindern miteinander 2%, 9, 


gleich getheilt wird, ganz wie nach dem Rechte von Zell und Alpach 
f. oben ©. 214. 

83) Ueber dieſen Punkt find bie genannten drei Statute ungenau. 
Das Schornporfer Recht fagt blos: „fo fallen die (2) ligende 
Güter uff die alten Kinder”, Man fieht aber aus dem Folgenden, das 
wohl nur die im Terte genannten Liegenfchaften gemeint find. Das Recht 
von Weiler dbrüdt es etwas genauer fo aus: „und nehmen des Abge- 
ftorben Kinder die alten Güter.” Das Recht zu Winterbach endlich 
gibt an den „ligenden“ Gütern, welde „auf die alten Kinder fallen”, auf 
dem Stiefparens mit den Kindern zweiter Ehe Einen Theil („fo 
viel der alten Kind eins nimmt“) ; diefen Theil befommt er auch, wenn 
feine Kinder zweiter Ehe da find, dann aber blos zur Iebenslänglichen 
Nutzung, indem nach feinem Tode diefer Theil „wieder hinterfällig” (an 
die Stieffinder) if. , 

84) Hierbei beftimmen aber diefe beiden Dorfrechte, daß dieſe Theilung 
nur eintreten foll, wenn ber überlebende Gatte „unmwiffend und hinter: 
wärts der Kinder und Freundt” wieder heirathet. Gehe er dagegen bie 
neue Ehe ein „mit Wiffen und Willen feiner Kinder und nächſten 
Freund”: fo hat man zuvorderſt den Kindern erfter Ehe ein Vorauß ge 
macht, darnah ein Kind wie das ander (d. h. Kinder erfter und zweiter 
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2. Das erfte Landrecht. 


$ 56. Die Commiſſion, welde den Entwurf des Landrehts 
machen follte !, hatte, was das Güterverhältniß der Gatten und 
das Erbreht betraf, zunächſt die Aufgabe, aus diefen Ger 
braͤuchen den Vorſchlag eines „gemeinen gleihförmigen“ Rechts 
für das ganze Land zu machen. Allein wie follte dieß gefches 
ben? Wahrhaft vereinigen ließen fi jene Gebräuche nicht. 
Gie waren unter fi in wefentlihen und durchgreifenden 
Punkten zu fehr verfhieden. Man Eonnte fich aber bei dem 
vorzufchlagenden Gefege doch an diefe Gebräuche fehr anfchlies 
gen, und zwar auf zwei Wegen. Entweder mußte man eines 
der Inſtitute, und wohl am Beften das verbreitetfte, zum all 
gemeinen gefeßlihen machen, und dafjelbe genau beftimmen, 
dabei aber den Ehegatten freiftellen, durch Ehe: und Erbver- 
träge eines der andern Inſtitute an die Gtelle des gefeglichen 
zu ſetzen, und ihnen dieß dadurch erleichtern, daß für einen 
folden Fall ebenfalls im Gefeße die Grundfäße über diefe 
andern Inſtitute ſcharf beftimmt, und die Sgnftitute auf eine 
einfache Weife bezeichnet wurden. Auf diefe Weife. hätte man 
am Wenigften irgend ein Intereſſe verlegt, und die gerechte 
Vorliebe der Bürger für das lang Gewohnte und von den 
Boreltern Uebergekommene gefchont. Oder mußte man bie 
gemeinfamen Grundgedanken der Mehrzahl der Statuten auf: 
faften, fie dem Gefege zu Grunde legen, und auf fie ein theils 
weile neues Inſtitut gründen. | 

Allein die Commijfion that weder das Eine, noch das 
Andere. Sie ſcheute fih fchon vor der Mühe, mit den Gta= 
tuten fi) gehörig vertraut zu machen. Auch hielt fie dieß 
für eine vergebliche Arbeit, weil ſich doch aus den fo völlig 
verfchiedenen Gewohnheiten etwas Gleichfoͤrmiges nicht machen 
laffe?. Dabei hatten in der Commiffion ohnehin die Doc— 





Ehe zu gleichen Theilen) geerbt.” Im Ieptern Falle trat alfo die Thei— 
lung nicht ſchon beim Abichluß der zweiten Ehe ein. : 

1) ©. oben ©. 192. 

2) v. Weishaar (Handb. d. W. Privatr. 3e Ausg. $ 15.) glaubt, 
die Commiffion habe fih in diefem Punkte durchaus geirrt, und er hält 
es für „unerflärbar, wie den Mitgliedern der Commiffion es habe 

15* 
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toren des Römifchen Rechts das Uebergewicht, und fo erflärt 
es fich Jeicht, wie fie nach Eurzer Berathung fi dahin neigte, 





entgehen können, daß die drei Rechte (Theil- Verfangenfhafts- und Fall- 
recht) „feineswegs jo verfihieden und widerſprechend feyen, jondern viel- 
mehr gegenfeitig fih ergänzten“, — eine Anficht, welcher nun auch Rey— 
fher Württ. Privatr. $. 32. Note 1 beitritt. Allein ich geitehe, daß mir 
dieſe Anficht unerffärbar fheint, fobald man die genannten Gemohn- 
heiten genauer betrachtet, und ich glaube auch im $ 35 den Beweis ge- 
führt zu haben, daß in diefem Punkte die Commiffion nicht irrte. Weis— 
haar fucht zwar feine Behauptung zu begründen. Allein die angebliche 
Gombination von „Berfangenfhaftsrecht” und „Theilrecht“, von welder 
er glaubt (vrgl. auch Denf. B. 1. ©. 336), fie habe durchaus im 
ganzen Lande nah den Gebräuchen gegolten, war durchaus feine 
Eombination des Verfangenſchaftsrechts und Theilrechts, und das 
von ihm befchriebene Recht galt nur in wenigen Gemeinden des 
Landes. . Nach jener vermeintlichen Combination fam nämlich, wie 
v. Weishaar fagt, beim Tode eines Gatten „das bewegliche Ber: 
mögen ins Eigenthum des üiberlebenden Gatten, das unbewegliche ward 
das Eigenthum der Kinder, welches aber der Gatte zu nußnießen hatte 
— Berfangenfhaftsreht —; ging der Gatte eine zweite Ehe ein: fo 
mußte er mit feinen Kindern abtheilen (und zwar, wie v. Weishaar B.1. 
©. 336 fagt, das unbeweglicdhe Bermögen) — Theilrecht.“ — Allein 
dieſes Recht, das allerdings vorfam, wird in den Statuten niemals 
Berfangenfchaftsrecht genannt. Es wird hier verfangenes Gut 
mit dem ganzen Berfangenfhaftsrechte verwedfelt. Auch beim Theil— 
rechte war Bermögen „verfangen.” Aber fein Statut nennt das Erb- 
recht dann ſchon Berfangenfchaftsreht, wenn dabei Gut verfangen if, 
fondern nur dann, wenn das verfangene Gut bei Cingehung ber 
zweiten Ede nicht zu theilen oder nicht herauszugeben if. Vrgl. oben 
$ 35. Note 17, 30, 40, 45, 46, 67 u, ©. 218, 221, 222. — Das Redt, 
welches v. Weishaar für das allgemeine hält, galt nach den Berichten 
der Gemeinden blos in fieben Gemeinden des Yandes (f. $ 35. Nr. IV.1 
und VIU. 2), und war Fein Berfangenfchafts- fondern Theilrecht. 
Wie foll aber z.B. — von Anderem abgefehen — mit Diefem von 
v. Weispaar bejchriebenen Rechte irgend combinirt werden Das reine 
Berfangenfchaftsrecht, welches am verbreitetftien war, und nad welchem 
an den verfangenen Immobilien der Gatte feinen Theil befommt, er aber 
die Güter bei Eingehung der zweiten Ehe nicht herauszugeben bat, 
oder das reine Theilrecht, welches nah dem Berfangenfchaftsrett am 
häufigften vorfam, und nach welchem Alles, auch Fahrniß und Capitalien, 
unter Gatten und Kinder getheilt wurde? Oder wie läßt fih mit jener 
Anfiht vereinigen, daß mande Statuten fagen: „es ift alipie fein Ber- 
‚fangenfhaftsrecht, fondern“ u. f. w. (3. B. Hobengehren, Schlichten, 
Hegellope), oder „der Mann hat Berfangenfchafterecht, die Frau 
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bei der Arbeit die Statuten und Gewohnheiten ganz auf der 
Seite liegen zu laffen. 

In diefem Sinne jpradh fie fid) fhon am 9, Febr. (1552) 
in ihrem erjten Berichte an den Derzog aus. Gie berührt 
zuerſt die Wichtigkeit und Schwierigkeit der Arbeit und die 
Dabei nöthige Umficht, mit welcher nicht blos die Sache, ſon— 
dern auch der Ausdruck und jedes Wort zu erwägen fey, fo 
daß man zu folher Arbeit einen beftimmten Termin nicht 
jegen könne; nichts defto weniger hätte fie doch einen Anfang 
machen wollen, und fich befonders über die Art, wie die Sache | 
anzugreifen, und in welcher Ordnung das Werk durchzuführen 
jey, berathen. „Dieweil — meint fie nun in diefer Hinficht — 
„das künftige Pandrecht eine gleichmäßige Ordnung für alle 
Unterthanen und Zugehörigen und alle fünftigen Gefchäfte 
werden folle, die eingefendeten Rechte aber ganz ungleich, ein: 
ander widrig, auch meiftentheils den gemeinen gefchrie: 
benen Rechten (dieß war wohl bei den romanifirenden 
Näthen ein Hauptgrund), mitunter auch der Billigfeit, entgegen 
jenen: fo fey es vergeblich, unmöglich, und in Feiner Hinficht 
zu rathen und zu thun, daß die in großen Hatıfen (!) vor 
fie gelegten Gebräuche und Satzungen diefesmal gelefen 





Tpeilrecht” (oben S. 222)? — Combinationen der verfhiedenen Rechte 
famen allerdings vor; allein dieſe Combinationen bildeten dann in we— 
fentlichen Punkten directe Gegenfäge gegen die verbreitetften Ge- 
wohnpeiten, gegen das reine Verfangenfchaftsrecht und gegen das reine 
Theilrecht. Auch gibt es Statuten, welhe zugleich Berfangenfhafts- 
und Theilrecht haben, aber an verſchiedenen Gegenftänden (S. 218), 
oder das eine für den Mann, das andre für die Frau (S. 220), alfo als 
zwei völlig verfchiedene Rechte. Wenn fih aber v. Weishaar in der 
Note auf die Rechte von Stuttgart, Canſtadt und Neuenftadt 
beruft: fo ift dieß fein Beleg für dag, was er im Terte fagt, fondern ein 
Beweis gegen Daflelbe. Denn nach diefen Rechten galt an den genannten 
Orten reines Theilrecht. Nicht blos die Immobilien, fondern Alles, 
auch die Fahrniß, mußte nad ihnen der Gatte bei Eingehung einer 
zweiten Ehe mit den Kindern theilen. Aber eben deßhalb, weil 
er bei Eingehung der zweiten Ehe abtheilen muß, nennt feines diefer 
Statute das Recht ein Verfangenſchaftsrecht, nicht einmal (wie v. Weig- 
baar glaubt) für Die Zeit, während welcher ver Gatte den Beifiß amt 
Bermögen hat, für die des Wittwenftandeg, 
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oder erwogen, vielweniger, daß hieraus ein wohl bedächtliches, 
nügliches, gutes, und gleihmäßiges Landredht genommen und 
gemacht werden könne. Gie halte daher fürs Befte, ohne 
Rückſicht auf die Localrehte von einem gemeinen, 
gleichen, auch dem gemeinen, gefchriebenen Recht und menſch— 
licher Billigfeit gemäßen Weg, Ordnung oder Maaß aller Hand: 
lungen, Gefhäfte und Fälle zu difputiren und zu berath: 
ſchlagen.“ 

In Folge dieſer Anſicht trug ſie zunächſt auf Entwerfung 
eines „ſtattlichen“ gerichtlichen Prozeſſes an, bei dem befon: 
ders größere Beichleunigung des Verfahrens und Minderung 
der Koften ins Auge zu faffen ſey; dann folle die,Materia c on- 
tractuum vel quasi“ und was damit zufammenhänge, ein 
Feld, auf dem bisher die Unterthanen mit allerhand Trug, 
Verderben und Aufjägigkeit einander zugeſetzt hätten, zur Hand 
genommen, und diefem Theile noch Näheres über Bormundfchaf: 
ten, väterliche Gewalt, Eheverträge u. A. dgl. angehängt werden. 

Der dritte Hauptpunft fey eine Ordnung über Errichtung 
und Erecution le&ter Willen, und der vierte eine genaue 
Ordnung über die Inteftaterbfolge in allen ihren Bezie 
hungen, wobei bejonders zu berathen, ob das Verfangenſchafts— 
Theil- oder Fallreht, oder das gemeine Recht zur Grundlage 
zu machen ſey. — Alles dieß ſey aber, fährt fie fort, eine 
ganz gewaltige Arbeit, zu der man gelehrte Perfonen und den 
Rath der Bücher braudhe. Nun feyen aber fie, die Prälaten 
und die Städteabgeordneten „hiezu nicht gefchickt, der Rechte 
und anderer Erforderniß ganz ohnverftändig und zur ordent: 
lihen Berrichtung der Sache untauglich, und fo würden fie bei 
dem Gefchäfte nichts helfen Fönnen und nur mit großen Un 
koſten daliegen müffen.“ Deßhalb tragen fie darauf an, der 
Herzog möchte einige gelehrte und verftändige Perfonen ver: 
ordnen, von welchen allein die Arbeit gefertigt, feiner Zeit 
dem landfchaftlihen Ausfchuffe vorgelegt, und dann aud) ber 
Suritenfacultät zu Tübingen oder andern gelegenen Orten 
zur Begutachtung überfchickt werden follte. 

Wenn aud) diefe Anträge der Commiſſion fpäter im We: 
fentlihen befolgt wurden: fo war doch vorerft ihr Sträuben 
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vergeblich. Chriſtoph befahl der Commiffion, in der Berath: 
fhlagung der Hauptſache fortzufchreiten, und befonders vor 
Allem die eingefendeten Localrechte, vorzüglich in Betreff des 
Erbrechts, genau durchzufehen und zufammen zu fragen. 
Sp mußte aljo die Commiſſion wenigftens Etwas thun. 
Gie eritattete zuerjt am 412. Febr. einen höchft dürftigen Bes 
richt, in welchem fie blos aus den eingefendeten Rocalrechten 
die Orte anführt, in welchen beim Erbredhte der Ehegatten und 
Kinder Theil: oder Berfangenfchaftsrecht und in welchen Falls 
recht gelte 3, mit dem Bemerken aber, daß an vielen Orten 
jene drei Rechte unter einander gemifcht und auf verfchiedene 
Weiſe ungleich gehalten werden, und daß fie von manchen 
Orten das Necht nicht Fenne, weil von ihnen nichts einge— 
fommen jey. Als aber der Herzog ernftlicher trieb, und 
ausführlihe Gutachten mwenigftens über die Einrichtung des 
Prozeffes und über die im Erbrecdhte zu treffenden Beſtim— 
mungen verlangte, damit diejelben am 21. Fedr. dem größeren 
Ausfchuffe möchten vorgelegt werden können: gieng fie etwas 
genauer an die Arbeit, und legte noch vor dem 24. Februar 
einen Bericht vor, welcher die Rubriken der über den Prozeß 
zu treffenden Sagungen (XXXIIL.), zum Theile mit einigen furzen 
Bemerkungen über die Richtung, in welcher Diefelben ausgefüllt 
werden follten, und dann noc genauere Vorfchläge über Die 
wefentlihen, im Erbrechte zu- treffenden, Beſtimmungen ent: 
hielt. In Dinficht der Letzteren bemerkt fie, daß fie weder 
das Verfangenſchafts- noc das Theil= noch das Fallreht zu 
einer Grundlage für das gemeine Landrecht tauglich erfunden, 
und deßhalb ganz andere Borjchläge, die theils dem gemei- 
nen Rechte, theild dem gemeinen Landsbraud und fonderen 
Gebräuchen gemäß jenen, gemacht habe. — Diefe Vorfchläge 


3) Pfifter Herz. Chriſtoph ꝛc. ©. 247 Note 60-62 fiihrt Näheres 
aus diefem Berichte at. Der Bericht war wirklich merkwürdig bürftig 
und ungenau; 3.8. Tübingen, Sulz und Kirchheim werden fo zufammen- 
geftellt, als ob fie ein und daſſelbe Recht („Berfangenfchaftsrecht“) hät- 
ten, während doch in der erfien Stadt reines‘ Verfangenſchaftsrecht, in 
Sulz Theilrecht gemifcht mit Verfangenſchaftsrecht, in Kirchhe im bei 
der Frau reines Theilrecht galt! 
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berühren aber blos das Erbrecht der Ehegatten und Kinder, 
und die ganze Arbeit hatte ſich die Commiffion möglichft leicht 
gemacht. Denn die Prozeßrubrifen nahm fie zum Theile aus 
dem Uracher oder Tübinger Stadtrechte?, die Vorfchläge über 
das Erbrecht aber beinahe durchaus und großentheils wörtlid 
aus dem revidirten Stadtrechte der Stadt Freiburg im 
Breisgau vom Jahr 1520 (Tractat II. Tit. 3), ohne jedoeh 
Etwas von diefen Quellen in ihrem Berichte zu fagen ®. 


4) Etwa ein Drittel derfelben. Vrgl. auch unten Note 24 a. €. 

5) Bei einer Bergleichung mit dem Freiburger Stadtrechte v. 15% 
Fol. 56P—62 wird der Lefer diefe Behauptung durchaus beftütigt finden, 
Vebrigens-fiegt man dem ganzen Bedenken die große Flüchtigkeit an, mit 
der es ausgearbeitet wurde, — Ueber das Erbrecht_der Ehegatten un 
Kinder fhlägt es Folgendes vor: 

1. find feine gemeinfchaftliche Kinder da: fo foll der überlehente 
Gatte feinen Boraus im engeren Sinne (wie ihn fpäter das Landıeät 
beftimmt; f. $ 37. nah Note 4, ein den alten Gebräuden unbekann 
tes Inftitut), ferner fein zugebrachtes, ererbtes und angefallenes Be: 
mögen (alſo fein ganzes Sondergut $ 35. Note 60), und die Frau nd 
die ihr etwa beftellte Morgengabe vorweg nehmen. Bon dem Uebrigen d. $.dır 
gefammten Errungenfchaft und dem Sondergut des Berftorbenen foll, wennter 
Berftorbene feine Kinder aus früherer Ehe hinterließ, die übe: 
lebende Frau 4 und nur im Falle, wenn beide Gatten nichts beibradten 
und das vorhandene Vermögen blos aus Errungenfchaft befteht 3%, der 
überlebende Mann aber immer 34 ins freie Eigenthum erben ; das übrige 
!; resp. Yu foll den Berwandten des Berftorbenen bis zum Aten Gr 
einfchließfich fo zufallen, das daran ber überlebende Gatte den leben“ 
länglihen Nießbrauch („Beifig und Nießung“) hat. Sind feine jelde 
Berwandte da; fo foll der überlebende Gatte Alles erben. 

Hinterließ der Berftorbene Kinder aus früherer Ehe: fo fol 
bie. überlebende Frau Ys, der überlebende Mann 25, das Uebrige die 
Kinder des Berftorbenen erben. 

In beiden Fällen follen die Schulden, welche die Ehegatten währen 
der Ehe gemacht, „vom gemeinen Gute“ vor Allem bezahlt werben, 

2. Sind Kinder aus der Ehe da: fo foll nach Bezahlung ii 
Schulden der überlebende Gatte blos feinen Voraus im engern Sinne 
nnd die Frau noch die ihr etwa beftellte Morgengabe vorwegnehmen, don 
allem weiteren vorhandenen Vermögen aber, alfo auch von der ganz 
Errungenfhaft und dem Sondergut des überlebenden Gatten, un 
den überlebenden Ehemann 2%, an die überlebende Ehefrau "s, da} 
Nebrige an die gemeinfchaftlichen Kinder, und wenn der verftorbene Gate 
etwa auch aus früherer Ehe noch Kinder hinterfaffen haben follte, mit 


In & 
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Diefe auffallende Berückfihtigung des Freiburger Stadt: 
rechts läßt fich wohl erklären. Freiburg hatte ſchon in frü— 
berer Zeit für manche Städte Württembergs beſondere Bedeu: 
tung erlangt; den Grafen von Urach hatte Freiburg eine Zeit 
lang gehört ($ 19. Note 6), manche Städte, wie 3.8. Sulz, 
Kirhheim, Göppingen, als fie Stadtrecht befamen, hatten 
Freiburger Stadtrecht erhalten. Außerdem mag auch die 
Stimme von Sichardus in der Commiſſion bejondern Ein: 
fluß gehabt haben; Sihardus ftand aber in genauen Verbin— 
dungen mit Freiburg und befonders mit Zajius, dem Ber: 
faifer des revidirten Freiburger Stadtrehts ($ 35. Note 4). 
Dabei folgte diefes Stadtrecht beim Erbrechte der Ehegatten 
doch immer nad Germanijchen Principien, und fo fonnte leicht 
ein Borfchlag von Sihardus, einfach das anzunehmen, 
was das Freiburger Stadtrecht beftimmte, bei der verlegenen 
Commiſſion Eingang gewinnen 9, 

Die angeführten Berichte der Commiſſion wurden nun am 
21. Febr. dem großen Ausfchuffe vorgelegt, bei welchem die 
Eommiffton ihre Anträge noch weiter mündlich vertheidigte, 


an diefe fo fallen, daß an diefem Erbtheile der Kinder dem überleben: 
den Gatten der Nießbrauch zuftehe. Ueber dieſen Nießbrauh und die 
Derwaltung des Kindergutes, und über die befonderen Rechte, welche in 
diefer Hinficht dem Bater vermöge feiner patria potestas zuftehen follen, 
inglejchen über Inventarifation und über die Erbrechte der Kinder in 
Hinficht deſſen, was dem überlebenden Gatten zugefallen ift (dieſes %, 
resp. */s fol, wenn der Gatte zu einer neuen Ehe fchreitet, der Berfü- 
gung bes Gatten entzogen feyn, und nach feinem Tode an feine Kinder 
aus der früheren Ehe fallen), enthält dann noch das Bedenken eine Reihe 
von Vorichlägen, die aber in einigen Punkten unter fi und mit dem 
übrigen Inhalt des Bedenkens fchwer in Einklang zu bringen feyn 
möchten. 

Bei der ſpäteren Bearbeitung des Erbrechts wurden die Grundge— 
danken dieſes Bedenkens im Weſentlichen ganz beibehalten, und nur ein—⸗ 
zelne Punkte, befonderg die Erbsquoten, geändert. Wie wenig aber dieſes 
Erbrecht mit Dem übereinftimmte, was bie dahin nach den verfchiedenen 
Statuten und Gebräuchen gegolten hatte, darüber f. unten $ 37. 

6) Das ältere Freiburger Stadtrecht hatte im Erbrechte ganz, wie die 
oben ©. 201 angef. Württ. Stadtrechte, Verfangenſchaftsrecht. Im revi— 
dirten Freiburger Stadtrechte aber wurde dieß „uß guten beweglichen 
vrſachen“ auf die in der Note 5 berührte Weife geändert, 
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Das Rejultat der Berathung war, daß der Ausjhuß in einem 
Berichte am den Herzog vom 24. Febr. der Commiffton in 
Allem beitrat, und den Herzog bat, die weitere Ausführung 
der Sache nunmehr einigen Rechtsgelehrten zu übertragen. 

Der Herzog genehmigte diefe Anträge. Namentlih war 
er auch mit den vorgelegten Örundzügen des Erbrechts ein: 
verstanden; nur folle Daſſelbe weiter ausgeführt 7 und befon- 
ders auch das Gehörige über das Erbrecht der Afcendenten 
und Geitenverwandten beigefügt werden. Die Bearbeitung des 
Ganzen übertrug er mit Zuftimmung des Ausfchuffes den 
oben genannten vier Doctoren Sihard, Rüder, Beer 
und Bolland, unter welche die Arbeit nah fünf Theilen 
— Civilprozeß, Eriminalprozeß, Eontracte, legte Willen und 
Ssnteftaterbfolge — vertheilt werden follte. 

Die Arbeit wurde aber durch Kriegsunruhen unterbrochen. 
EChriftoph mußte fih in Bertheidigungsitand ſetzen, um 
feine Neutralität aufrecht zu erhalten, zum Mitvermittler be 
rufen, Räthe nad Paffau fchicken, und vielfady noch über feine 
eigenen Intereſſen gegen die Anfprühe Königs Ferdinand 
unterhandeln. Das eine Mitglied der Commiſſion Dr. Beer, 
mußte im Laufe des Sommers nah Paffau und Sihardus 
ftarb im Geptember. Dody arbeiteten inzwiſchen die beiden 
andern Mitglieder, Rücker und Bolland, den Eivilprozeß 
aus, und legten denjelben im Anfange des Octobers vor ®. 


7) Pfifter (Herzog Chriſtoph S. 249) fagt: der Herzog habe refol- 
virt, daß „das Bedenken wegen der Erbfchaften verftändlich, in eine 
Summe gebradt werde.“ Allein Epriftoph befahl gerade das Gegen- 
theil ; nicht eine Eontrahirung (Summe), fondern eine weitere Aus 
führung. Pfifter las nicht recht aus der von ihm benügten Archival- 
Handſchrift. Es heißt dort, der Herzog habe refolvirt, „daß das Bedenken 
verftändlich und umnterfchienlih dermaffen an die Sonne gebracht und 
begriffen, damit es aller Fäll halber vollfommen und ... verftändlich fei.“ 

8) Unrichtig ift es, wenn Pfifter (Herzog Chriſtoph ıc. S. 249, 250) 
fagt, daß fämmtliche Doctoren ihre Arbeit auf dem Landtage im October 
1552 vorgelegt haben. Beer befam erft im October den Auftrag, das 
Erbrecht zu bearbeiten; Sich ar dus war tobt, und Volland hatte am 
Eriminalprozeß auch noch nichts angefangen und denfelben (mit dem er 
fih nah Pfifter ein befferes Andenken geſetzt haben foll, als durch die 


h 
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Hierauf erhielt fogleich (3. Oct. 1522) Dr. Beer den Auftrag, 
die Materien von ben legten Willen und der Snteftaterb: 
folge, Bolland die über Eriminalprozeß auszuarbeiten, und 
Rücker, vom Uebrigen (Eontracten) ein und Anderes vorzu: 
nehmen. Zugleich wurde der Juriftenfacultät der Entwurf des 
Civilprozeffes und das oben angeführte Bedenken der erften 
Commiſſion über das Erbrecht zur Begutachtung mitgetheilt, 
und dann follte die Sache auf dem Landtage zu Böblingen 
(45. Oct.) weiter berathen werden. Allein die Facultät kam 
mit ihrem Gutachten nicht ein, fondern erbot fi nur, falls 
die Landfchaft auf die neuen Aenderungen des Privatrehts — 
was die Facultät, wie es fcheint, wunderlicher Weife bezwei- 
felte — einzugehen bereit fen, fie begutachten zu wollen 9, und 
ſo wurde den Ständen nur der Civilprozeß, dieſes Erbieten 
der Facultät, und nod einmal das alte Commiffionsgutachten 
über das Erbrecht vorgelegt, Die Stände waren mit Allem 
einverftanden, und überließen zunächit die weitere Ausführung 
des Ganzen den herzoglichen Räthen und der Zuriftenfacul: 
tät io. — Wie weit nun Beer im Erbrecht, Nücer über 
Eontracte gearbeitet haben, ift aus den vorhandenen Archival: 
urfunden nicht erfihtlih. Man fieht aus ihnen blog, daß der 
Herzog den Prozeß und was über Snteftaterbrecht gearbeitet 
war, der Suriftenfacultät zum „Fürnehmen und Deliberiren“ 
den 27. Oct. 1552 überfenden ließ, daß aber die Facultät bie 


Anklage Bräuninge ! orgl. oben $ 35 Note 6) überhaupt auch fpäter gar 
nicht ausgearbeitet. 

9) Kanzler Aihmann fagt in feinem oben angeführten Manufeript: 
„Es haben Ihro Fürftl. Gnaden die Facultät kurz angefprengt, indem fie 
ihr die Erbordnung den 15. October zu 12 Uhren zugeftell/, um aufs 
längft gleich am andern Tag noch vor dem Imbiß das Bedenken zu ha— 
ben, fo daß fie fih in einem Schreiben s. d. den 16. October befchwert, 
ihnen unmöglich zu feyn, in folder Eil und über Nacht ihr Bedenken an- 
zuzeigen.” 

10) Den Prozeß beriethen Prälaten und Landſchaft bis zum 20. Blatt; 
dann meinten fie aber, „daß fie Alles den Fürftl. Räthen und der Juri— 
ftenfacultät befohlen haben wollen; die würden es den Rechten und ber 
Billigkeit gemäß, wie auch nach Gelegenheit des Landes wohl zu fiellen 
wiffen.” 
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zum Julius 1553 nichts gethan hatte, und auf das Monite 
rium, doch während der bevorftehenden Hundstage die Arbeit 
gewiß zu beenden, am 42. Auguft fi) wegen des Verzugs ent: 
jchuldigte, und bat, ihr zur Arbeit den Dr. Beer, Durch deſſen 
Hände die Sache mehrentHeils gegangen, beizugeben, und dai 
nun Beer mit der Yacultät zuerft den Prozeß ins Rein 
brachte und dem Herzog (am 20. Sept. 1555) zujendete, und 
bald darauf (Dee. 1553) auch die andern drei Theile — Con: 
tracte, legte Willen und Snteftaterbfolge — fertigte. So 
jcheinen daher Dr. Beer und die Juriftenfacultät das 
Meifte bei dem Landrechte gethan zu haben !! Die Lepter 
beftand damals aus den fünf (Sichards- Stelle war noch nidt 
befest; denn Du Moulin — Molinäus — IR fie übri: 
gens nur ein Jahr lang bekleidete, trat erft im 5%. 1554 ein) 
Doctoren, Gebhard Braftberger, Gajpar en 
Nicolaus Barenbüler, Jacob Kappelbeck und Chi. 
Vogler. Die bedeutendften Mitglieder jcheinen damals 
Bolland (oben ©. 193 Note 4) und Barenbüler", 
welcher, wie auh VBogler®, ein Schüler von Gichardus mar, 
gewefen zu ſeyn. 











11) sn der berzogl. Propofition auf dem folgenden Sandtage heißt es 
auch: „Auf die früheren Berhandlungen wegen des Landrechts habe der 
Herzog der Zuriftenfacnltät allerhand dazu dienlihe Berichte und Landes— 
gebräuche behändigen laffen, dazu auch Dr. Beer etlihe Mal nad cinan 
der zu ihnen verordnet, und deßhalb von wegen eines Prozeſſes, der Con 
träct und Erbfihaften gegenwärtigen Begriff ftellen laſſen.“ Ebenſo wir 
im Landtagsabfchied vom 8. Zan. 1554 der ganz ausgearbeitete Entwurf 
des Landrechts „vnſrer JZuritenfacultät zu Tübingen dei 
halb geftelt Bedenken“ genannt, und in dem Prolog zum Landredi 
gefagt, daß es „durch ettlihe Vnſer verordnete gelchrte Räthe und Jun 
ftenfacultät zu T. begriffen und zufammengetragen ‚worden ſei.“ Die 
Facultät befam von der Landfchaft für ihre Mühe 300 Gulden. 

12) Geboren in Lindau 1519, geft. 1604, Profeffor der Pandecten zu 
Tübingen 1544, fpäter Profeffor des Coder, dabei, wie Sichardus, für: 
Sicher Nath, und bis in fein Hohes Alter als fehr beliebter Lehrer und in 
den verfchiedenften Angelegenheiten ale gewandter und umfichtiger Rath 
des Herzogs thätig. 

13) Geb, in Canftadt 1516, Prof. in Straßburg 1546, nad Tübingen 
zur Profeſſur der Inftitutionen vorirt 1552, „Hofgerichteafieffor 1557; gr 
ftorben 1585. 
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Inzwiſchen war der Landtag am 3. Dec. 1555 zu Böb— 
lingen zujammen gekommen. Der Herzog ließ demjelben ſo— 
gleich den ausgearbeiteten Yandrechtsentwurf ? zur Berathung 
vorlegen, obwohl die fürjtlihen Räthe noch nicht Zeit gehabt 
hatten, ihn zu begutachten. Auch die Stände eilten mit der 
Arbeit. Gie nahmen das Ganze mit einigen Zufäßen und 
eAenderungen, die fie theils in Berichten vom 7. und 19. Dec. 
vorjchlugen, theils auf dem Rande des ihnen mitgetheilten 
Eremplars beijegten, nad, furzer Berathung an, legten nod) 
einen Entwurf einer Tarordnung für den Stadtfchreiber bei, 
und ſprachen die Anficht aus, daß der entworfene Prozeß nur 
in „treffentlichen und wichtigen“ Sachen zu beobachten feyn 
möchte, und daß „in fchlechten geringfügigen Sandlungen ſum— 
marifch, fchleht und fchleunig, wie bisher an vielen Orten 
Gebrauch gewest, procedirt, fonderlich aber in Dorfgerichten 

der Schriftliche Prozeß vermieden werden“ follte. 

In Beziehung auf alle diefe. Borfchläge fagte der Herzog 

im Landtagsabfchiede (8. Janr. 1554) zu, daß er fie, wie 
überhaupt deu ganzen Entwurf, weiter, erwägen, fich darüber 
rejolviren und das Ganze im Druce ausgehen laffen wolle 3, 
So jehr Chriſtoph daran lag, die wichtige Geſetzgebung 
bald zu Stande gebracht zu fehen: fo glaubte er doch, vorher 
Alles noch reiflich mit feinen Näthen berathen zu müffen. Er 
ließ fich daher von ihnen zuerft über das Ganze genauen Be: 
richt erftatten. Diefer fiel durchaus zuftimmend aus. Namentlich 
unterjtügten die Räthe die Anficht der Stände wegen der Bei: 
behaltung eines fummarifchen und mündlichen Verfahrens in 
minder wichtigen Sachen und befonders durchaus bei den Pro— 
zeflen vor den Dorfgerichten 16. Deßhalb hielten fie — wie 
auch die Stände in ihren früheren Berichte — nicht für nöthig 


14) Er ift noch auf dem Staatsardive. 

15) Man fieht daraus, daß der Herzog eine Zuftimmung der Land— 
fhaft in jedem einzelnen Punkte nicht für nöthig erachtete, und annahm, 
daß bei den Borfchlägen der Stände ihm die endliche Entſcheidung über 
das, was gelten folle, zuftehe, 

- Diefer Antrag murde rn wörtlich) in das Landrecht 
Th. I. Eingang aufgenommen. 
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das Sandrecht „den Unterrichtern in Dörfern, und ſchlechten 
einfältigen Laien, jondern allein den Gtadtgerichten zu über: 
Schicken und alſo es für publicirt zu halten.“ Nicht ganz Damit 
im Einklang fügten fie dann noch den Vorſchlag bei, daß die 
Beftimmungen über Inteſtaterbfolge durch einzelne Beifpiele 
und beigefügte Schemata nody Flarer und anfchaulider gemacht 
werden möchten. Der Herzog genehmigte zwar diefen Bericht 
im Allgemeinen und befonders fprad ihn der letztere Punkt 
an. Allein er fand doc noch da und dort Einiges zu bedenken, 
und verlangte (Juli 1554) hierüber, fo wie über Die ganze 
Arbeit noch weiteren Bericht von Dreien feiner Räthe, Dans 
Dietrih von Plieningen (DObervogt in Stuttgart und 
Hofrichter), Dr. Johann Enoder undDr. Cafpar Beer. 
Die „Notabilia “ des Herzogs betrafen befonders die Frage, 
ob nicht den Bürgern doch in einigen Fällen zu gejtatten fey, 
ihre Gewehr und Harnifch zu verkaufen (den Anträgen der 
Räthe gemäß wurde der Entwurf im betreffenden Artikel des 
Landrehts [Th. II. ©. 159] geändert), die Frage über den 
Zeitpunkt der Teftamentsmündigfeit (über diefe Frage wurde 
mehrfach berichtet, da der Herzog durchaus für das 48. Jahr 
oder ein noch höheres Alter, die Räthe für einen früheren 
Zeitpunkt waren) und die zur Erläuterung der Inteſtaterbfolge 
beitimmten Erempel und Figuren. Gegen dieje hatten fich 
ſchon früher die Suriftenfacultät und Dr. Beer erflärt, und 
auch Hans Diet. v. Plieningen und Dr. Enoder waren 
durchaus für ihre Weglaffung, weil folche Erempel für die 
Berftändigen unndthig und für die Einfältigen irreführend 
feyen. Nachdem auch diefe Punkte ing Reine gebracht waren 
(mit den Erempeln und Figuren gab Chrijtoph nicht nad), 
dagegen follte das Landrecht an alle Gerichte verfendet, und, 
gegen den Antrag der Stände, dem „gemeinen Mann “ durch 
den Stadt: und Amtsjchreiber an einem paffenden Orte Wort 
für Wort vorgelefen und fo publicirt werden I”: verfaßte im 


17) Diefe Publicationsart ift auch am Schluffe des Landrechts aus—⸗ 
drücklich worgefhrieben. Go gut fie gemeint war und fo fehr fie auch ver 
Form wegen erforderlich fchien, fo wenig konnte fie natürlich nützen. — 
Gedruckt werden follten nach dem Befehle des Herzogs -1000 Erempflare. 
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Auguft 4554 Dr. Beer den Prolog zum ganzen Pandrecht, 
einen bejondern Eingang zu jedem einzelnen Theile, den Be: 
ſchluß zum Ganzen und die vom Herzog geforderten Erempel 
und Figuren zu dem von der Inteftaterbfolge handelnden Theile, 

und überſchickte € u 1554.) die Arbeit dem Herzog. Nun 
mußte aber Beer auf Befehl des Herzogs nod) einmal das 
Ganze dem Oberrathe vorlegen, und erft nachdem diefer Alles 
gebilligt Hatte, fchritt man im October 41554 zum Drucke. 
Diefer wurde im März 1555 beendigt. Hierauf erließ Chri- 
ftoph.von Augsburg aus, wohin er des Neichstages wegen 
gereist war, an Statthalter und Räthe zu Stuttgart den Bes 
fehl (3. April 1355), das Landredt nunmehr in die Städte 
und Aemter des FürftenthHums mit der Auflage zu verfenden, 
Demfelben in Kraft der Landfhaft Vergleihung in 
allweg nachzukommen. Allein die Sache verzog fich, weil noch 
Druckfehler zu berichtigen und defhalb einige Bogen neu zu 
drucken waren, und es konnte erft am 6. Mai 41555 zur Pub- 
lication gefchritten werden. In dem Publicationsreferipte wurde 
zugleich „beftimmt, daß erft mit dem 8. Julius der Eoder in 
Geſetzeskraft treten folle. Die nachgefuchte Eaiferliche Beftäti- 
gung erfolgte am 22. Dctober 4555 17°, 

Der Titel des Landrechts ift: New Landtreht des 
Fürſtenthumbs Würtemberg, in vier Theil verfaßt«, 
und hat nad) der Gitte jener Zeit, den Titel zuerft zu drucken, 
die Jahreszahl 1554. Am Schluffe des Ganzen fteht das Datum 
6. Mai 1555 8, Der erjte Theil handelt vom Prozeffe in 


17a) Der Herzog forderte vorher vom Kanzler und zwei Oberräthen 
(30H. Enoder und Eafp. Beer) Bericht über die Nothiwendigkeit dieſer 
Beftätigung. In ihrem Berichte (vom 22. Aug. 1555 Archiv.Handſchr.) 
hielten fie diefelbe für „nuß und nothwendig.” Denn, fagen fie, das 
Landrecht werde „vielen Ein- und Ausländifchen, fonderlihin Erb- 
fällen, Nahmhaftiges entziehen, und allerhand Rechifertis 
gung, auch vielleicht der Fremden halber Appellationen an das Kayferl. 
Kammergericht erweden.” Brgl. oben ©. 33. 

18) Der Drud: war früher vollendet. Allein am Schluffe ift zur Aus« 
füllung des Datums Raum gelaffen, und daher gedrudt: „ven 
Tag, Monats fünfzehen hundert vier vnd fünffzig Jar: und dann 
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erfter und zweiter Inftanz und vom Erecutiond: und EConcurs- 
rechte; der zweite Theil „von Eonträcten und Handtie 
rungen“, und zwar von Verträgen überhaupt, und insbe 
fondere von Darlehen, Leihvertrag, Hinterlegung, Kauf, Miethe 
und Pacht, Innominatcontracten, Schenkung, fodann von 
Pfandrecht und fehr dürftig von Servituten; der dritte Theil 
„von Zeftamenten und legten Willen“ (hier aud von 
Erwerbung der Erbichaften), und der vierte von „Erbichaf: 
ten on Teftament.“ Jeder Theil ift in größere und Fleinere, 
mit Rubriken verfehene, aber nicht numerirte Abfchnitte oder, 
wie das Landrecht fie nennt, Titel abgetheilt, in welchen die 
Nechtsfäge - in (ebenfalls nicht numerirten) Paragraphen ent: 
halten find 9. Das Ganze ift 516 fehr weit gedruckte Folio: 
feiten ftarf, 


vor „tag“ beigefchrieben „ſechsten“, und nah Monats „Mai“, und bei 
der Zahrszahl das „vier“ mit ber Feder corrigirt in „Fünff.“ 

19) Da weder die Titel noch die Paragraphen numerirt find: fo wer- 
den die Stellen aus diefem Landrechte gewöhnlich blos nach der Seiten- 
zahl eitirt. — Es eriftirt von dieſem Landrechte außer der erften Aus— 
gabe vom 3. 1555 noch eine zweite vom %. 1559. Zwar nehmen bich 
die Wenigften an, und feiner unfrer neueren Schriftfteller — mit Aus- 
nahme Weiffers — berührt diefe zweite Ausgabe, ſelbſt niht Riecke in 
feiner Sammlung der Gerichtsgefege, Blos bei zwei Schriftftellern finde 
ich diefe Ausgabe erwähnt. Ferd. Chph. Harpprecht nämlid 
führt in f. Diss. de jure aurigar. circa successionem Tub. 1694 (in f. 
Diss. acad. T. I. Nr. 14) $ XII. viefe zweite Ausgabe von 1559 an, 
und zwar bei einem Punkte, in welchem dieſe zweite Ausgabe einen Zu: 
fat enthält, der im erften Landrecht fehlt. Deßhalb meint Weiffer 
(Nachr. v. d. W. Geſſ. ©. 114), es fey eine neue Ausgabe, in welcder 
blos „fatt des vorherigen Erbrechts die im 3. 1558 verfaßte Declaration 
der Erbordnung einverleibt worden fey.” Allein dieß ift nicht richtig. 
Einestheils ftüßt ſich dieſe Hypothefe auf eine ganz irrige Anficht über 
den Umfang der Declaration (orgl. $ 37. Note 12, 13), andererfeits 
kann biefer zweiten offiziellen Ausgabe des ER. jene Declaration deßhalb 
nicht einverleibt worden ſeyn, weil dann doch, gewiß biefer Umftand in 
den mweitläuftigen Verhandlungen, die vom 3. 1559 an mit dem Hofge- 
richte über die Declaration gepflogen wurden, erwähnt worben wäre, was 
durchaus nicht der Fall ift. Endlich berührt gerade der Punkt, ven Harp: 
precht anführt, gar nicht den Gegenftand der Declaration, fondern einen 
Zufag über den Voraus des Ehemanns (über das, was ein Bauer oder 
Fuhrmann an Pferden, Ochfen und Wagen als Voraus anfprechen könne) 


— 
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Dieſer Codex entjchied, wie ſchon oben bemerft wurde, 
Den Kampf zwifchen der Germanifchen Privatrechtsverfaffung 
und der Römiſchen Rechtswiſſenſchaft. Welchem von beiden 
Der Gieg zu Theil wurde, läßt ſich ſchon aus dem Entjtehungs: 
gange des Eoder entnehmen. Lehrern des Römifchen Rechts, 
und Räthen, weldhe blos Römifhes Recht ftudirt und den 
Doctorhut in demjelben erworben hatten, war die Arbeit ganz 
überlaſſen, und felbft die Stände, welche noch unter Ulrich 
Das Römiſche Recht und feine Doctoren als die empfindlichfte 
Landplage geichildert hatten, wagten es nicht mehr, mit den 
wiffenfchaftlicy gebildeten Doctoren in Oppofition zu treten, 
und ftifnmten Allem, was diefe vorlegten, beinahe unbedingt 
bei. So bildet daher den Hauptinhalt des neuen Landrechts 

theils reines, theils nad den Anfichten der Gelehrten jener 
Zeit aufgefaßtes und mißverftandenes Römifches Recht, und 
das Germanifche tritt mehr nur als Modification des Römi— 
fchen Rechts in einzelnen Lehren hervor 2%, namentlich bei den 





der auch ins zweite Landrecht überging. Diefer Zufag ift allerdings auf: 
fallend, da in den Archivacten nicht das Geringſte von einer Verhandlung 
über Zufägße zum Landrecht im 3. 1558 u. 1559 vorfommt. Zwar kenne 
ich auch kein Eremplar der Ausgabe von 1559. Allein an ihrer Eriftenz 
ift nicht zu zweifeln. Denn ich fand in einer Archivalurfunde, in einem 
Berichte vom März 1565, zweimal ein Citat aus dem erften Landrechte, 
und zwar auf folgende Weife: „Landrecht Blatt 277, in nova edi- 
tione fol. 329.” Später wurde das erfte Landrecht nicht wieder abge— 
drudt. Da es mit dem zweiten Landrechte in den meiften Punkten über- 
einftimmt: fo it aub in Rieckes Samml. der Gerichtsgeſetze dieſes 
erfte Landrecht nicht befonders abgebrudt, fondern es find dem Abdrucke 
des zweiten Landrechts blos die Abweichungen des erſten an jeder 
Stelle in Noten beigefügt. 

20) Seit Gerſtlacher (in der Einleitung zum erſten Bande feiner 
Samml, ©, 90) beruft man fih gewöhnlich zu Gunften des Landrechts 
auf das Urtheil des Hallefchen Kanzlers v. Ludwig, welcher fagt: 
Non invenitur in Germaniae provinciis universis jus Provinciale, quod 
instructius sit, minusque absita pristinis Germaniae con- 
suetudinibus, quam Codex Wirtembergicus. Allein gerade 
der letztere Theil dieſes Urtheils (minusque absit etc.) fagt viel zu viel. 
Es gibt Deutfche Particularcodices aus dem XV]. und XVII. Jahrhun— 
dert, die jedenfalls in nicht minderem Grade und theils noch mehr das 
Germanifche beibebielten. 


Wächter, Württ. Privatr. I. 416 
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Güterverhältniffen und dem Erbrechte der Ehegatten, den Erb: 
verfrägen, den Lofungen (die übrigens diejes erfte Landrecht 
nur furz berührt), der Vogtei über Frauen, dem Erecutione: 
verfahren, der gerichtlichen Snfinuation bei Veräußerung von 
Grundeigentbum und fonjt noch bei dem, dem Deutfchen Rechte 
eigenthümlichen, fo häufigen Zuziehen des Gerichts zu Privat: 
rechtsacten. Dabei werden auch wiederholt bei’ einzelnen Lehren 
„die gemeinen.gejchriebenen Faiferlichen und des h. Römifchen 
Reichs Rechte“ als die Quelle bezeichnet, aus denen der Richter 
die Lücken ergänzen folle, und am Schluſſe des Landrechts alle 
Localrechte, und Gewohnheiten und alle Ordnungen, die Dem 
Landrecht widerfprechen, für ungültig erklärt. Auch” rühmt 
ber Prolog es als einen der Vorzüge des Landrechts, daß es 
„dem gemeinen gefchriben Nechten in merer theil nit ungleich: 
förmig“ ſey. 

Die Quellen, aus denen die Verfaſſer des Landrechts 
zunächſt fchöpften ?!, waren hauptjächlich das Römische Recht 
unmittelbar, und Schriften der Bearbeiter des Römiſchen 
Rechts von der Gloſſe bis in das XVI. Jahrhundert 7, das 
oben ©, 235 angeführte Freiburger Gtadtreht und das 
Tübinger, oder vielmehr das Uracher, Stadtreht. Aus dem 
Freiburger Stadtrechte, welches ſchon dem erften Entwurfe des 
Erbrechts zur Grundlage diente, ift namentlid die Anordnung 
des Inhalts im Wefentlichen genommen und außerdem gingen 


21) Leider finden fih im Staatsarchive bei den Acten über das Land— 
recht feine folche Stüde vor, die über die Quellen, aus denen gefchöpft 
wurde, und über die Motive der einzelnen Beftimmungen nähere Auskunft 
enthielten. Brgl. übrigens unten $ 50 Note 17° 

22) In dieſer Hinfiht find namentlih die Gloffe und einige Poft- 
gloffatoren und unter den Späteren die Werke von Zaftus und 
das fpäter gedrudte Collegienheft von Sichardus über den Eoder, das 
gerade zur Zeit der Berfaffung des Landrechtes in Abjchriften viel ges 
braucht wurde ($ 35. Note 4), und aus weldhem die Berfaffer des Land» 
rechts Manches gefchöpft zu haben feheinen, von Wichtigkeit. So erklären 
fih 3. B. die Grundſätze des Landrechts über Eulpa beinahe durchaus 
aus den angeführten Schriften von Zaſius und Sichardus. ©. die unter 
meinem Präſidium erfchienene Diss. von E. F. Th. Plieninger de 


culpae gradib. sec. jus priv. Württ. in contractib. praestand. Tub. 1832. 
8. p. 15—29., 


Das erfte Landrecht. $ 36. 945 


aus demjelben viele Paragraphen und auch die Rubrifen vieler, 
namentlich Im zweiten Buche bei weitem der meiften, Titel 
wörtlich in das Landreht über ?, während das ganz nahe 
gelegene fehr ausführlide Tübinger oder vielmehr des Ura= 
cher (ſ. Note 24) Stadtreht beinahe blos in den prozeffuali- 
ſchen Theilen benüßt wurde *, Außerdem wurde auh Manches 





23) Erft in den neueren Zeiten wurde man auf das Freiburger Stadt- 
recht als eine ber Hauptquellen des Landrechts aufmerkffam. Noch Harp- 
precht in der ©, 22 angef. Commentatio p. 23 , 24 behauptete, daß 
das Tübinger Stadtreht Hauptquelle des Landrechts ſey, und erft 
Spittler ift es, welcher (Geſch. Württembergs ©. 174), jedoch nicht 
aus Autopfie, fonsern nah Notizen, die er von einem Freunde erhielt, 
bemerkt, daß faft ganze Titel aus dem Freiburger Stadtrecht in dem 
Landrechte abgefihrieben worden feyen, und eine Reihe ver abgefchriebenen 
Stellen bezeichnet. Dann berührt v, Weishaar Hanbb. I. Ausg. $29. 
diefe Duelle, und auf Spittlers Auctorität fagt auch Pfifter (Herzog 
Chriſtoph S. 249), daß die Berfaffer des Landrechts zur Grundlage ihrer 
Arbeit das Freiburger Stabtreht genommen hätten; allein in feiner 
Schrift über Eberhard J. . S. 312 nimmt er dieß theilmeife mit der 
Bemerkung wieder zurüf, daß man Daffelbe fchon vom Tübinger 
Stadtrecht fagen könne. — Die Richtigkeit der Spittlerſchen Anficht 
vertheidigte ich nach einer angeftellten genauen Bergleichung des Freiburger 
Stadtrehts mit dem Landrechte in der oben angef. Literatur des Württ. 
Rechts S. 177 f. Gegen diefelbe trat aber wieder Reyfcher auf, und 
behauptete (Grundr. der W. Staatd- und Rechtsgefh. ©. X.), daß „ber 
Einfluß des Freiburger Stadtrechts auf das Landrecht nicht in dem Grabe 
vorherrfchend fey, wie Manche behauptet haben, da vielmehr das Tübinger 
Stadtrecht von 1493 dabei vorzugsweife als Grundlage bemügt“ worden 
fey. Er berichtigt jedoch nun diefe Anfiht in ſ. Württ. Privatr. $ 3% 
Doch fand ich die Behauptung deſſelben, daß auh im Entwurfe des 
Landrechts mehrmals auf das Freiburger Stadtrecht fi bezogen werbe, 
nicht beftätigt. Wenigftens fand ich weder im Bedenken vom 3. 1552 
(oben S.232), noch in dem, dem Landtage im %. 1553 vorgelegten, Ent⸗ 
wurfe das Freiburger Stadtrecht berührt, und ein anderer Entwurf des 
Landrechts ift wohl nicht mehr vorhanden. Dagegen führen allerdings die 
©. 238 erwähnten Räthe in ihrem Streite mit dem Herzoge über den 
Zeitpuntt der Teftamentsmündigkeit als Hauptanetorität für ihre Anftcht 
das Freiburger Stabtredt an. — 

24) Die genannten Stadtrechte find im prozeffualifhen Theile 
ziemlich und mehr als dag Freiburger Stadtrecht und als die Hofgerichte- 
Ordnung benüßt (orgl. auch oben ©. 232), fo jedoch, daß fie auch hier 
die Hauptqurelle nicht genannt werben können. In den andern Theilen 
aber fand ich keine Stelle wörtlich aus dieſen tr genommen, 

4 2* 
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aus der Hofgerichts-Ordnung v. J. 1644, und in dem IT. Theil 
Einiges aus der neuen Landes-Drdnung übergeträgen ®, und 
Manches wurde au noch aus andern Deutfchen Büchern jener 
Zeit geſchöpft %. 


3. Das neue durch das Landrecht eingeführte Erbredt, 
Declaration deſſelben. Widerftreben des Hofgerichts gegen 
die Declaration, und der Univerfität gegen das ganze Land: 
recht, Project einer zweiten Derlaration des 
Erbrechts. 


$ 37. Die Hauptſchwierigkeit bei der Verfaſſung des 
Landrechts bildete die Beftimmung der Inteſtaterbfolge der 
Ehegatten und der damit zufammenhängenden ehelichen Güter: 
verhältniffe, und aud für das Volk war diefer Punkt der 
wichtigfte von denen, die das Landrecht überhaupt berührt. 
Ueber ihn hatten fi die Gewohnpeitsrechte der einzelnen 


— — 


und nur ein paar Stellen (z. B. die vom benef. inventarii), in denen fr 
theilweife der Sache nah Duelle zu feyn feheinen. Uebrigens ſcheint hier 
die Commiſſion nicht aus dem Tübinger, fondern vielmehr aus dem 
Uraher Cover gefchöpft zu haben. Zwar ftimmen beide Codices bei 
nahe durchaus wörtlich überein. Allein gerade in einigen Stellen, in wel 
hen das Uracher Stadtrecht vom Tübinger abweicht, ſtimmt das Land— 
recht mit dem Uracher Stadtrecht überein. Sp hat 3. B. das Lund 
recht ©. 31 die oben ©. 73 angeführte Beftimmung des Uracher Statt 
rechts, nach welcher den aus dem Gerichte genommenen Fürſprechern 
durchaus unterfagt ift, andere Gerichtsmitglieder zum Rathen beijw 
ziehen ; ferner hat das Landrecht den nicht im Tübinger, fondern bios im 
Uracher Stadtrecht vorkommenden Termin zur Errichtung des Berlafen: 
fhaftsinventars ($ 35. Note 26) ; ebenfo hat das Uracher, und nicht da 
Tübinger Stadtrecht ein Formular für den Eid des Stadäſchreibers, das 
mit dem landrechtlichen zum Theile wörtlich übereinftimmt, 

25) Vrgl. Reyſcher Württ. Private. $ 33. Note 1, 2. 

26) So ftimmt 3. B. mit Ausnahme der Iebten Periode der Zitl: 
Bann ein verfchloffen Faß ꝛc. (I. L.R. ©. 153) wörtlich überein mit dem 
Statutenbune Fol. 95b—96. Wahrſcheinlich ſchöpften die Verfaftr 
des Landrechts und der des Statutenbuchs aus einer gemeinfchaftlihen 
dritten Quelle. Ueber das von dem Juriſten Gobler verfaßte und im 
März 1553 zuerft erfchienene Statutenbuch f. meine Ab handl. über die 
Deutfhe Erim.titeratur des XVI. Jahrh. im Archiv des Trim. Recht 
Reue Folge. Jahrg. 1836. ©. 135 f. 
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Städte und Dörfer am Beftimmteften ausgebildet, in ihm 
mußte jede Aenderung und jede ungenaue Beitimmung fich 
befonders fühlbar machen. Und doch wurde gerade diefer Punkt 
nicht mit der gehörigen Umficht und mit fo wenig Glück im 
Landrechte entjchieden, daß er mehr als ein halbes Jahrhundert 
bindurd ein Stein des Anftoßes war, zu einer Menge von 
Prozeffen und zu Zwiefpalt zwifchen der Negierung und den 
Gerichten Beranlaffung gab, ja beinahe er allein es war, der 
das zweite und fpäter das dritte Landrecht herbeiführte. 

Das Erbrecht zwifchen Gatten und Kindern war ſchon an 
fi) weder einfah — und die war gerade für jene Zeit dop- 
pelt Bedürfnig — noch zwecgemäß im Landrecht beftimmt, 
und über die ehelichen Güterverhältniffe ging es gar zu flüchtig 
hinweg. Freilich hielt es fih an einige Grundgedanken der 
alten Gewohnheitsrechte; allein feine Combination war nicht 
glücklich, und am Ende harmonirte fie"mit feinem einzelnen 
Gewohnheitsrechte und befriedigte nirgends. Bei den ehelichen 
Güterverhältniffen unterfcheidet e8 die Beftandtheile des Ver: 
mögens der Ehegatten nach feinem Urfprunge, und fest eine 
particuläre Gütergemeinfchaft ! feit, jedoch noch nicht in der 
Iharfen Ausbildung ,. wie das dritte Landredht.!„Alle während 
der Ehe errungene und gewonnene Güter“ find „gemeines Gut 


1) Hier und im Folgenden bezeichne ich ſtets duch Beibringen 
dasjenige Bermögen des Gatten, welches derfelbe zur Zeit der Eingehung 
der Ehe hatte, alfo in die Ehe brachte (wovon die etwa.erhaltene Aus» 
ftattung einen Theil, oft den einzigen Beftandtheil bildet), durch Son- 
dergut des Gatten dasjenige Bermögen deſſelben, welches in feinem 
ausfchließlichen Eigenthum bleibt, alfo nicht Gegenftand der Gemeinfhaft 
wird. Einen Theil diefes Sonderguts bildet das Beibringen. Gewöhnlich 
nehmen unfre Schriftfteller das Wort: Beibringen in einem weitern 
Sinne für den Gegenfaß zur gemeinfchaftlihen Errungenfchaft, alfo im 
Sinne von Sondergut überhaupt, fo daß fie darımter auch das begreifen, 
was ein Gatte während der Ehe durch Erbſchaft, Vermächtniß und 
Schenkung erwirbt. Allein beigebracht ift doch in der That das 
Lestere nicht, und dabei müßte man dann immer noch einen engeren 
Sinn von Beibringen unterfheiden, was hier leicht zu Verwirrungen und 
Mißverftändniffen führt. Der Ausdruck Sondergut bezeichnet wohl am 
Geeignetften, was man bisher unter Beibringen oder Illaten im wei— 
tern Sinne begriff. 
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und alfo jedem Gatten zum halben Theil — Mas 
aber ein Gatte „ſonſt in die Ehe gebracht oder von Jeiner 
Linie her durch Teftament. oder fonft ererbt und überkfommen 
hat“, bleibt Eigenthum des Gatten !e, über weldes er im 
legten Willen frei verfügen Fann. 

Dagegen werden die Gatten in der Verwaltung ihres 
Vermögens und in Verfügung unter Lebenden auf eine auf 
fallende und von den alten Gebräucen abweichende Weiſe be 
fchränft. Die Ehefrau ftand ſchon nad) den alten Gebraͤuchen 
unter der Vormundſchaft des Mannes, die ihr die Hände band, 
und dem Manne die Derwaltung des ganzen Vermögens gab. 
Auch andere Frauensperfonen hatten wenigfteng zu gerichtlichen 
Handlungen einen Vogt nöthig, der fie jedoch fonft in de 
Berwaltung ihres Vermögens in der Regel nicht beſchraͤnkte. 
Das Landrecht aber hebt die Bedeutung der Gewalt des Ehe 
manns beinahe völlig auf, fett ihm felbft unter eine Art vn | 
Bevormundung, und dehnt die Gewalt des andermeiten Dog 
bei allen Weibeperfonen fehr aus. Es beftimmt nämlid: 
a. feine Frauensperfon folle ihre Liegenfchaft oder aud) nur 
„etwas Merklihes oder Anfehnlides von fahrender 
Haabe veräußern oder einigen andern Contract oder Hand 
thierung thun ohne ihren Vogt“, der ihr vom Geridt ji 
beftellen iſt; b. ift die Frau verheirathet: fo reicht in fol 
hen Fällen die Zuftimmung des Mannes (welcher das gejammit 
Vermögen zu verwalten hat) nicht hin, fondern es il 
ihr auch hier noch ein befonderer Vogt geridtlid 
zu beftellen. Wenn aber der Gegenftand mehr als 100f. 
Werths beträgt: fo genügt nicht einmal die Bewilligung dieltt 
Vogts, fondern es ift fogar noch dazu gerichtlides Er: 
fenntniß nöthig! UWeberhaupt follen e. die Gatten weit 
von der Errungenschaft noch von ihrem Sondergute, alfo auf 








1a) Dieß ift Alles, was dag I. Landr. über die Frage enthält, worin 
die (gemeinfchaftliche) Errungenfihaft und worin das Sondergut eins 
jeden Gatten beftehe. I. L.R. ©. 220, 274. Es ftimmt hierüber ziemlih 
mit den Statuten überein, welche das Vermögen der Gatten auf ähnliqe 
Weiſe trennen. Vrgl. ©. 216 f., S. 207, 208. 
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nicht einmal der Ehemann von feinem Vermögen ohne ges 
vichtlihes Erfenntniß etwas Anſehnliches, ſey es auch blos. 
Fahrniß, veräußern dürfen?. 

Stirbt ein Ehegatte ?: fo ſollen nach der, innerhalb 
eines Monats vorzunehmenden, Inventariſation bei der In— 
tejtaterbfolge zuerit „alle Schulden, fo in währender Ehe 
durch beide Eheleute gemacht worden ?, aus famenthaffter vn: 
vertheilter Erbichafft“ bezahlt werden. 

Was dann die Vertheilung des Uebrigen betrifft: fo fol 
I. wenn der verjtorbene Gatte Finderlos ift, vorerft der Ueber: 
lebende als „Voraus«“ befommen theils das, was man jeßt 
Boraus im engern Öinne nennt, d. h. „feine Kleider, Klei- 
nodien und was ungefährlich zu feinem Leib gehört“, der Mann 
außerdem noch die „Stücke, welche zu feinem Stand, Wefen 
und Handthierung vornähmlich gehören“, — die Beftimmung 
eines ſolchen DBoraufes des Gatten war ein neues den 
Statuten unbekanntes Inſtitut — theils fein oben befchriebenes 
Sondergut (Mote 1; die Frau außerdem noch ihre Morgen: 
gabe). Iſt Etwas davon „während der Ehe verfaufft oder 
fonft verändert worden und nicht mehr vorhanden“: fo muß 
dafür der Werth aus des Berftorbenen Gut bezahlt werden. 
Die Erbmaffe bildet nun, was noch vom Sondergut des Ver: 
ftorbenen und von der Errungenschaft (denn diefe wird 
nad dem I. Landrecht zwifchen den Gatten beim Tode nicht 
getheilt 6, außer der eine Oatte hätte darüber legtwillig ver: 


2) ER. ©. 203, 212 (f. die in Rieckes Gerichtsgefl. Th. I. ©. 325 
Note 500—503 und ©. 331 Note 511 bemerkten Stellen). 

3) J. L.R. ©. 274. Was über den Gegenftand des Folgenden v. Weis— 
haar Hob. 3. Ausg. Bd. I. $ 188. 189, 190, 146 fagt: trifft nicht durch⸗ 
aus mit dem Inhalt des Landrechts überein. 

4) Eine andere Stelle bezeichnet diefe Schulden durch „alle in wäh- 
render Ehe gemachte gmeine Schulden“ I. ER. ©. 281. Dieß ift aber 
auch Alles, was über die Schulden vorkommt. Weber die alten Statuten, 
welche die Sorcialität der Schulden in der Regel nicht berüdfichtigen, 
vrgl. oben ©. 202, 204, 214, 216. 

5) Eine nähere Beftimmung diefer Einbuffe gibt das I. Landrecht nicht. 

6) Vrgl. ER. S. 220, 274, 277, 278, übereinftimmend mit den erften, 
bei den Verhandlungen über das Landrecht geftellten Bedenken ($ 36. 


—⸗ 
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fügt), vorhanden iſt, und davon bekommen die Verwandten 
des Verſtorbenen Ya, der Gatte erhält die andere Hälfte in 
fein freies Eigentyum und den lebenslänglihen Nießbrauch 
an dem, was die Derwandten erben. Diefen Erbtheil der 
Derwandten nennt deßhalb das Landrecht Hinterfälliges 
Gut, und das Recht des Gatten daran bezeichnet es dur 
„Beifis, Nutzung und Nießung, zu Latein usus fructus genannt.“ 
Durch diefe Beftimmungen weicht das Landrecht von allen 
früheren Statuten ab. Bei Weitem die meiften alten Statuten 
ließen den Gatten in einem ſolchen Falle das ganze Vermögen 
erben, und gegen diefen Punkt wurde von Feiner Geite eine 
Klage geäußert, und die Statuten, welche Fallrecht haben, 
bejtimmen das, was an die Derwandten des Derftorben zurüd- 
fallen fol, auf eine ganz andere WWVeilfe. Zum Erfage für 
jenes ausgedehnte Recht, welches nach jenen Statuten dem 
Ehegatten zufam, räumt ihm das Sandrecht blos den neuen 
Borausse, und außer feinem Erbtheile den Nießbrauch am 
Uebrigen (den fpäter f.g. ſtatutariſchen Nießbrauch) ein. 

1I. Hinterließ der Verſtorbene Kinder aus früherer 
Ehe: fo zieht der überlebende Gatte auf die vorhin angegebene 
Weiſe feinen Boraus und fein Sondergut an fi, und es 
erben dann von der gefammten Errungenfchaft (Note 6) und 
dem Gondergute des Derftorbenen die Kinder 2, der über: 
lebende Gatte Yz, und zwar Jedes ins volle Eigenthum. Denn 
bier erhält der Gatte an dem Erbtheile der Stieffinder den 
Beifig nicht. — Auch diefe Grundfäge jtimmen mit Feinem 
der alten Statutarrechte überein. 

II. Hinterließ der Berftorbene Feine Kinder-aug früherer 
Che, aber gemeinfhaftliche, mit dem überlebenden Gatten 


Note 5). Dieſe Beftimmung gab fpäter zu vielen Zweifeln Anlaß, und 
die nachher zu erwähnende Declaration legt die Sahe anders aus; 
f. Not. 13. Allein die Declaration enthält hier eine (freilich ganz ſach— 
gemäße) Aenderung des Landredts. 

6a) Bei der Feftfeßung diefes Voraufes dachten die Berfaffer des Land: 
rechts Doch wohl nicht, wie Eichhorn Rechtsgeſch. B. IV. ©. 497 zu vers 
muthen foheint, an die altveutfhe Gerade, während allerdings einige 
alte Statuten ein der Gerade und dem Heergeräthe fich ganz näherendes 
Inſtitut hatten f. oben $ 35. Note 57a. | 
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gezeugte: fo darf der Ueberlebende blos feinen Voraus im 
engeren Sinne (oben Nr. 4) und die Frau noch die ihr 
etwa beftellte Morgengabe, nicht aber das Gondergut, vor: 
wegnehmen. Denn alles Uebrige, aljo die Errungenjchaft 
und die Sondergüter beider Gatten, oder wie das Lands 
recht fagt: „alle übrige liegende und fahrende Haab und Güter, 
geſuchts und ungefuhts, wie man fpricht, gar nichts ausge: 
nommen“, bildet die zu theilende Mafle (das Landredht folgt 
hier dem erften Bedenken $ 56. Note 5, und dem Freiburger 
Stadtrecht), von welcher bei vier oder weniger Kindern der 
Gatte 1%, die Kinder mit einander Y,, bei mehr als vier Kin- 
dern der Gatte Yz, die Kinder % befommen. Dabei erhält 
der Gatte an den Erbtheilen der Kinder (hinterfälliges Gut) 
den lebenslänglichen Nießbrauch, „Beifig und Nießung“, und 
behält ihn felbit dann, wenn er zu einer neuen Ehe fchreitet, 
falls dieß mit „gut Anfehen und vorgehabter Bergleichung 
der Kinder und des Derftorbenen nächften Freunden“ geichah”. 
Diefer III. Fall ift der, in welchem das Landrecht den alten 
Statuten fi) am meiften nähert, und zwar Dem, was haupt: 
fächlich in der alten Grafſchaft Württemberg galt. Das Land: 
recht bringt nämlich hier in der Art, wie ed nach dem reinen 
Theilreht der Fall war, das gefammte Vermögen, jelbit 
das des überlebenden Gatten, zur Theilung , und bejchreibt 
diefes Vermögen auf Ähnliche Weife, wie das Weinsberger 


7) Geht er die Ehe ein „on feiner Kinder und des Abgeftorben 
nächften Freunden gut Anfehung und Bergleihung:” fo verliert er den 
Nießbrauch, fobald ein Kind heirathet. I. Landr. ©. 288. Dieß wurde 
wohl mit Rüdfiht auf einige alte Gewohnpeiten beibehalten. Indeflen finde 
ih etwas Dem Achnliches blos in dreien der eingefendeten Dorfredte. 
Das eine ift das zu Kaiſersbach (Klofteri. Adelberg). Diefes fagt, 
daß der überlebende Gatte die Iebenslängliche Nutnießung am verfangenen 
Gut Habe, und fügt bei: „So fi aber das pliben Ehegemächt widerum 
verendern (verheirathen) welt, fol und muß daffelbe foldes mit Wif- 
fen und Bewilligung der Kinder und ganzen Freund- 
fhaft thun, und fo ihme die Kinder Das nit zugeben wollen, werheus 
rath er fih uff den Landsbrauch, fo der alten Ehegemächt eind abgeht, cd 
fey Dann oder Weib, fo nehmen die alten Kinder das Erbgut an, und 
die andern Kinder die fahrende Haabe. — Die beiden andern Dorfredts, 
welche Aehnliches haben, find die oben $ 35. Note 84 angeführten. 


t 





— — 





— — 





.250 Kap. 5. Zweite Periode. Das erfte Jahrh. d. Herzogth. 1495-1593. 


und Meuenftadter Statut ($ 35. Note48). Nur geht es darin 
von den Ötatuten ab, daß es den neu eingeführten Boraus 
dem Gatten gibt, und daß es die Theile (mit Recht, denn 
bier wurde gegen das alte Recht vielfach geklagt; vrgl. auch 
$ 35. Note 8) anders beftimmt. Auch weicht es durch die 
zulegt angeführte Beftimmung über den ftatutarifchen Nieß— 
brauch wejentlih vom Theitrechte der meiften alten Statuten 
ab (Note 7). Uebrigens bleiben die Kinder mit dem Gatten 
nicht in einer ungetheilten Gemeinfchaft. Es foll nach dem 
eriten Landrecht das Vermögen wirklich getheilt, und den 
Kindern ihr Theil ausgefchieden, und an diefem dem Gatten 
der „Beifig“ eingeräumt werden 7a. IV, Hinterläßt der Ber: 
ftorbene Kinder aus früheren Ehen und mit dem überlebenden 
Gatten gemeinfhaftlihe Kinder: jo geht es im Weſentlichen 
wie im vorigen Falle d. h. der überlebende Gatte -befommt 
blos jeinen Boraus im engern Sinne vorweg, und muß 
dann alles Uebrige, aljo auch feinen Theil an der Er: 
rungenjchaft und fein Sondergut mit den gemeinjchaftlichen 
Kindern und mit feinen Stieffindern theilen ®, und 
zwar fo, daß, wenn vier oder weniger gemeinfhaftlide 
Kinder (auf die Zahl der miterbenden beigebrachten Kinder 
des Dorftorbenen wird nicht gefehen!) 9 vorhanden find, der 
Gatte Ya, die gemeinfchaftlichen Kinder und die beigebrachten 
des DBerftorbenen mit einander (zu gleichen Theilen) Y,, wenn 
aber mehr ald 4 gemeinfchaftliche Kinder da find, der Gatte'; 
und die gemeinfchaftlichen und beigebrachten Kinder 2/3 erben, 
der Gatte aber am Erbtheile der Kinder (auch der beigebrachten 


7a) Das erfte Landrecht äußert ſich darüber nicht fo ſcharf und genau, 
twie das zweite. Vrgl. die Stellen bei Riecke Gerichtsgefl. Th. I. ©. 381 
bis 386 u. ©. 378. 

8) Die Berfaffer des Landrechts finden es nöthig, dieſe Beftimmung 
ausführlich zu vertheidigen (I. Landrecht ©. 293); allein ihre Gründe 
find nicht ganz ausreihend. Nur in wenigen Statuten kommt etwas 
Aehnliches, aber freilich unter ganz andern Vorausfegungen, vor; f. oben 
©. 221 u. ©. 211 Note 47 a. €. 

I) Daß diefe, freifich auffallende , Beftimmung wirkiih der Sinn des 
Landrechts if, ergibt fi aus der Entfheidung des im Landrecht ©. 292 
enthaltenen Beiſpiels. 
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des Berftorbenen) den lebenslänglichen Nießbrauch erhält. 
V. Stirbt ein umnverheirathetes Kind: fo wird es nicht blos 
von feinen Gefchwiftern, fondern mit den vollbürtigen Ge— 
fchwiftern von den Eltern (nach Köpfen), und wenn es feine 
vollbürtigen Gefchwifter, noch aus folchen Neffen oder Nichten 
binterläßt, blos von den Eltern beerbt (vrgl. oben $ 35. 
Note 51, 52). VI. Stirbt ein Wittwer oder eine Wittwe: jo 
erben die Kinder zu gleichen Theilen („wie man ſpricht, Ei: 
cheln weiß‘) und die Enkel aus verjtorbenen Kindern „in Die 
Stämme“ (J. L. R. ©. 295, 299). Wie in diefen beiden letzteren 
Punkten das Landrecht lediglidy dem Nömifchen Rechte folgte: 
jo thut es das Gleiche mit nur geringer Abweichung bei den 
übrigen Beftimmungen über Sntejtaterbfolge. 

Wenn diefes Erbrecht und ehelihe Güterrecht fchon 
an fih vom Volke nicht günftig aufgenommen wurde: fo 
fam noch ein weiterer Uebelftand hinzu. Wie follte das 
Derhältnig des neuen Rechts zu den alten, nunmehr auf: 
gehobenen, Gebräuden und Gtatuten in folden Fällen 
fih beftimmen, die noch unter der Herrfchaft der alten 
Gebräuche theilweife fich gebildet hatten? Wie follte 3. B. 
nach dem Tode Deffen, der bei Publication des Landredhts in 
zweiter Ehe lebte, getheilt werden? Nach dem neuen Land: 
rechte, weil er unter dieſem ftarb? Oder nach dem alten Ge: 
brauche, weil nach diefem bei Eingehung der zweiten Ehe mit 
den Kindern erfter Ehe abgetheilt worden war, und diefe Ab— 
theilung im engften Zufammenhange mit den Rechten des 
zweiten Gatten und mit der Art, wie beim Tode des conjux 
binubus zu theilen ift, fteht? Weber das Princip war man 
zwar im Reinen. Es follte dem neuen Gefege Feine rück 
wirkende Kraft auf früher begründete Rechte gegeben werden. 
Allein die gehörige Anwendung des Principe hatte manche 
Schwierigkeit, und in vielen Fällen mußte es den Gerichten 
jehr zweifelhaft feheinen, ob und wie weit ein Recht und ein 
Verhältniß als feftbegründet und wohlerworben zu betrachten, 
und wie weit Daher noch das alte Recht zur Anwendung zu 
bringen fey. Die tranfitorifchen Beftimmungen, welche das 
„Landrecht hierüber enthielt, waren nicht ausreichend, Denn es 


952 Kap.5. Zweite Periode. Das erfte Jahrh. d. Herzogth. 1495-1593. 


fagte blos: die neue Inteſtaterbfolge fole, wenn weder Erb: 
verträge noch gültige Teitamente vorliegen, in Fünftigen 
Fällen eintreten, was aber „hievor zu Fällen kommen“ 
(?) jollTnah dem früheren Nechte entfchieden werden. Damit 
man num wilfe, was hiernach nach dem alten Rechte oder nad) 
früheren Gedingen zu entjcheiden jey, follen alle Perfonen, 
„verenhalb fih Fälle gefügten, die nicht unter die Decifion 
des Landrechts gehören“, ſolche Fälle, fofern nicht ſchon glaubs 
würdige Urkunden darüber gefertigt feyen, innerhalb 2 Mo: 
naten nach Berfündigung des Landrechts vor Gericht anzeigen, 
und dann das Nähere darüber zum Zwecke des Beweiſes in 
ein befonderes Buch eingetragen werden (J. L.R. ©. 275). 
Außerdem gibt das Landrecht nur noch bei dem obeu ©. 250 
unter IV. angeführten Fall, wenn Kinder erfter und zweiter 
Ehe zufammentreffen, in Beziehung auf früher getroffene Ab- 
findungen eine jehr ungenaue Beftimmung ', 

Die Erfahrung zeigte bald, wie ungenügend in diefer Hin: 
ficht das Gefes war. E8 kam gleich eine Reihe von Fällen 
vor, bei melchen die Gerichte fehr im Zweifel waren, ob nad) 
dem neuen oder noch nach dem alten Rechte entfchieden werden 
müffe, jo daß fchon wenige Monate nah der Erlaffung des 
Landrechts die Frage an den neuen großen Ausſchuß ($ 31) 
gebracht wurde. Diefer äußerte ſich jedoch nur dürftig (1. Au: 
guft 1555), und meinte, da das Sandreht „vorzüglid 
durch die fürftlihen Räthe und die Juriſtenfacultät geftellt 
worden fey: fo möge man Diefen die Sache vorlegen, und 
von ihnen eine Declaration machen lalfen, damit unnöthiges 
Gezänk verhütet werde.“ Allein der Herzog war gegen eine 
Declaration. Noch an demfelben Tage rejeribirte er: „das 
Landrecht ſey ftattlich und mit guter Fürbetradhtung und Weil 
bedacht worden. est noch darin zu grübeln und zu Flügeln, 


— — 








10) „Es wer denn, daß ſich der Fall mit den vorgehnden Kindern noch 
bei altem Berfangenfchaffte Theil- oder andern bißanher gebräucigen 
Rechten zugetragen oder fonft durch Partion, Geding und Abreden an- 
derft fürfehen wer, Alfo das die erften Kinder mit jrem angefalnen oder 
vermachten theil ein mal gar abgefertigt und hintan gewifen,, dabei c# 
ale dann bleiben foll, wie hieoben auch vermelt worden.” 3. Landr. ©. 29. 
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da es bereits publicirt, wiſſe er nicht zu willigen, fondern laffe 
Solches beim Buchſtaben bleiben.“ 

Indeſſen wurde die Sache ihm wiederholt vorgelegt, und 
nun beauftragte er doch die DD, E. Beer, Ulr. Rücker und 
EHil. Bogler ($35.R.5, 636. N.A3.), mit dem Kleinen Aus: 
fchuß darüberzu berathen. Diefe Commiſſion erjtattete ſchon am 
4. Dec. 1555 einen ausführlichen Bericht, in welchem fie auf 
eine Declaration des Landrechts in den berührten Punkten 
antrug; nur follte fie, „weil folche Fäll mit der Zeit auf: 
hören und die Alten abiterben“, dem Landrecht nicht inferirt, 
fondern blos an die Stadtgerichte ausgefchrieben werden. Mit 
diefem Gutachten vereinigte fich auch der Oberrath (10. Dec. 
41555), und Beer entwarf auf Diefes eine weitläuftige Decla— 
ration (20 Foliofeiten ftarf) und das Ausjchreiben, mit dem 
fie verfendet werden jollte. 

Allein der Herzog entihloß ſich nicht gerne dazu, und erft 
nachdem er noch den Dr. Niclas Barenbüler ($36.N.12) 
darüber gehört (18. Sept. 4557), und von.der Yuriftenfacultät 
ein ausführliches Gutachten fich hatte eritatten laffen (21. Oct. 
41557) '!, und Diefe, wie auch der über das Gutachten der Fa: 
ceultät vernommene Oberrath für die Mothwendigkeit einer 
Declaration waren, gab er es auch zu. Er genehmigte die 
vom Oberrath am 1. März 1558 ihm vorgelegte Declaration 
— welche aber von der von Beer entworfenen in Manchem 
abwich, namentlich nicht alle von Beer berückfichtigte Fragen 
berührte, und fehr ins Kurze gezogen war — und ließ fie am 
31. März 1558 durch Ausjchreiben an die Städte und Aemter 
und an die Prälaten für ihre Klofterämter befannt machen "2. 





11) Die Facultät fagt, fie habe drei Tage darüber disputirt. 

12) Die Declaration ift abgedrudt in Riedes. Samml. der Gerichts— 
gefl. Th. I. S. 157—159. Auch gibt Riede Notizen über die vorhan- 
denen Manuferipte derſelben. Eine Abfchrift der Declaration fand ich 
auch in der oben $ 35. Note 2 angef. Handfchrift von Aichmann. Das 
im Königl, Staatsarchive befindliche Original aber, von welchem die ein- 
zelnen Ausfchreiben abgeſchrieben wurden, feheint Rieden entgangen zu 
feyn. Durch daffelbe erklärt fih auch die abweichende Leſeart, melde 
Riecke a. a. D. Note 277 anführt. Die Declaration ift heftimmt, theils 
für die fürftl. Städte und Aemter, theils für die Kloftervogteien. Deßhalb 
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Wie nun Chriftoph nur langfam und erft nach der 
reiflichiten Berathung zur Erlaffung einer Declaration ſich 
entjchloffen Hatte: jo wollte er nun aud von der andern Seite, 
daß fie ftreng befolgt werde, Allein hierin fand er den hart: 
näcdigften Widerftand bei feinem Hofgerichte. 

Die Declaration war allerdings nicht geeignet, die ent: 
ftandenen Zweifel gehörig zu befeitigen. Gie führt die in 
Zweifel gezogenen Fälle und Fragen an, fagt, daß den „Du- 
biis wohl zu helfen“ fey, und fucht zu zeigen, wie die Fragen 
dem Sinne des Landredhts gemäß entjchieden werden müß- 
ten 3; allein am Schluffe beftimmt fie, daß, wenn die Par: 


heißt e8 an jener Stelle in dem, im Archive befindlihen, Original: „wo - 
fih die in Stattond Amptewer verwaltung zutragen”“ ıc.ı. 
und neben dieſe Worte ift gefeßt: „beiden Elofterdhinterfaf- 
fen”, damit piefe Worte in die Ausfchreiben an die Klofterämter ftatt 
der Worte: „in Statt und Ampt e. verw.“ gefegt würben. 

13) Sie betrafen drei Punkte a) die Frage: wenn eine Ehe vor 
dem Landrecht durch den Tod des einen Gatten getrennt wurde, und 
fpäter der überfebende Gatte nach Publication des Landrechts wieder 
heirathete, fol nun die Erbtheilung nach den alten Gebräuchen oder nad 
dem Landrechte gemacht werden, namentlich in dem Falle, wenn bei der 
erften Ehe jenes Gatten Theilrecht galt, nach welchem er bei Eingehung 
der zweiten Ehe auf die ob.S. 211, 214,216 f. angegebene Reife abtheilen 
mußte ; b. wenn zur Zeit des alten Rechts die Eltern ein Kind nach dem 
alten Recht abfertigten, und das Kind ftirbt nun nach Publication des 
ER. ohne Descendenz, wie es .mit der Erbichaft diefes Kindes gehen 
folle ; endlich e. wie nach dem neuen L.R. der überlebende Gatte mit den 
Verwandten des geftorbenen Gatten die Errungenichaft zu theilen habe, 
wie alfo in diefer Hinfiht das UR. ©. 274, 277 auszulegen fey. — Ueber 
den erften Punft äußert fih die Declaration ganz ungenau und zmweifel- 
haft, iiber den zweiten fagt fie, daß die Enticheidung deffelben aus dem 
Landrecht leicht abzunehmen fey. Es fey ein neuer, nach Erlaffung bed 
Landrechts eingetretener Fall, der alfo nach dem L.R. zu entfcheiden fey. 

Im dritten Punkte legt die Declaration des Landrechts fo aus: die 
Errungenfchaft fey vor Allem in zwei Hälften zu theilen; die eine Hälfte 
befomme der überlebende Gatte mit feinem Poraus (im e. ©.), und erft 
die andere Hälfte fey zu der zu theilenden Erbmaffe zu ſchlagen, fo daß 
dann diefer Theil mit der übrigen Erbmaffe unter den Gatten (als 
Erben) und die andern Erben nad den ©. 248 angegebenen Quoten 
zu theilen fey. — Daß aber biefer Sinn im Landrechte nicht ausge- 
drückt war, darüber f. oben Note 6. Diefe meine Anficht wird auch no 
ausdrücklich beftätigt durch einen Bericht des großen Ausfchuffes vom 4. 
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thieen nad den ausgeführten Grundjägen fich „nicht fättigen 
und abweijen laffen wollten“, fie an die Kanzlei und nicht 
zum rechten gewiejen werden follen“ Die Kanzlei werde 
ihnen jederzeit der Billigkeit gemäß Befcheid geben. — In 
diefer Form mußte freilih die Declaration die Anitände 
vermehren, ftatt fie zu heben. Gie hatte nicht die Sprache 
des Gejeßes, fondern mehr die eines Rathes und Gutachtens, 
und der Parthie, welche fih nicht fügen wollte, wurde der 
ordentlihe Rechtsweg abgefchnitten! Die Kanzlei fühlte felbft 
fpäter Das Ungeeignete der leßteren Berfügung. Denn in einer 
Reihe von Fällen, welhe in Folge der Declaration in den 
Sahren 1558 u. 4559 an fie gebracht wurden, verwies fie die 
Parthieen wieder auf den ordentlihen Rechtsweg. 
Das Hofgericht aber, an welches nun folhe Fälle Eamen, 
mußte fehr in Derlegenheit feyn. Ihm war die Declaration 
gar nicht eröffnet worden; aud wies ja dieje die Sache in 
folchen zweifelhaften Fällen nicht an das Hofgericht, fondern 
an die Kanzlei. Als daher im November 41559 zwei folcher 
Prozefle im Appellationswege an das Hofgeriht Famen, legte 
daffelbe die angeführten Umstände dem Herzog vor (20. Dec. 
4559), bemerkte dabei, daß ihm fein Befehl zugefommen, auf 
die Declaration „als eine gejegliche Eonftitution zu urtheilen“, 
und gab zu verftehen, daß ihm die Declaration, welche eigent- 
lich feine Declaration, fondern eine Correction des 
Landrechts fey, und eine merflihe Zerrüttung deffelben ein- 
führen würde, mehr eine Anleitung zu Bergleichsporfchlägen 
zu feyn fcheine, fo daß, wenn die Parihieen nicht darauf ein- 
gehen, ihnen der Rechtsweg offen ftehe **. Zugleid fügte es 


Der. 1566 (im 8. Archive). Hier fagt derfelbe: „der mehre Theil derer, 
die das Landrecht gemacht, und der Feine Ausfchuß habe dieſes 
in dem Sinne genommen, wie ihn der Tert und der Buchftabe mit fich 
bringe (vd. h. im oben bei Note 6 angeführten), und nicht in dem Sinne, 
den die Declaration der Stelle beilege. In jenem Sinne fey aud vor 
und häufig noch nach der Declaration die Stelle angewendet worden, und 
auch der Landtag habe im 3. 1565 fich für jenen Sinn erklärt. 

14) 3ch gebe die Verhandlungen über diefen Gegenftand etwas aus— 
führliher, da fie zur Charakteriſtik der Verhältniſſe jener Zeit und ber 
Stellung der Gerichte von Intereffe find, auch die Darftellungen unfrer 
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noch ein Gutachten bei, in welchem es fich fehr ausführlich 
(auf mehr als 50 Foliofeiten) über die Frage verbreitete, wie 
folhe Fälle rechtlich zu entjcheiden jeyn möchten, und in die: 
ſem entfchied es fich theilweife gegen den inhalt der Decla: 
ration, indem es nicht mit Unrecht glaubte, der Grundfaß, daß 
das neue Gefes auf ſchon begründete Rechte nicht zurückwirfen 
dürfe, ſey von der Declaration nicht gehörig angewendet 
worden. Die Enticheidung der beiden Prozeffe aber ließ es in 
Erwartung einer herzoglichen Refolution im Anftande. 

Diefe kam jedoch erſt ſpät (21. Febr. 1561), und hob die 
Zweifel nit. Sie führt zur Rechtfertigung der Declaration 
und der in derfelben theilweife vorgejchriebenen Rückwirkung 
des neuen Landrechts unter Anderem an, die Fragen jeyen nur 
tranfitorifch; auch werde man, wenn eine Parthie durch die 
Declaration etwas befchwert fey, durd Verträge „oder fonjten 
wohl“ (2) helfen können; überhaupt aber laffe bei durchgrei— 
fenden neuen Gefegen es fih nicht ganz vermeiden, „daß nicht 
etliher privatorum jura etwas gefchmälert und verlegt werden 
mögen.“ Zum Schluſſe wird dem Hofgericht befohlen, der 
Declaration gemäß die Parthieen gütlich oder rechtlich zu 
bejcheiden. 

Das Hofgericht entjchied num (27. Febr. 1561) beide Pro: 
zeffe, aber jehr entgegengejeßt. Zn dem Einen B wendete es 


Schriftfteller über diefen Punkt Manches unerklärt laffen, und über Andres 
auf eine irrige Anficht führen. So würde namentlich nach der gewöhn- 

lichen Darftellung dem Hofgeriht eine nicht recht erflärbare Renitenz 
gegen ein Gefeg zur Laft fallen, während es doch namentlich in feinem 
erften Berichte gar nicht Unrecht hatte, (vrgl. auch Note 13 a. E.), und 
auch der nachher anzuführende Befehl vom 21. Febr. 1561 noch mande 
Zweifel erregen müßte. — Ganz unridtig, und den Punkt, um den es 
fih eigentlich handelte, verfehlend, ift hier die Darftellung von Gerft: 
lacher in der angef. Einl. $ 28. 

15) Der Fall war: der Ehemann fiarb vor dem L.R., und noch unter 
dern alten Recht fihreitet die Frau zur zweiten Ehe und theilt mit den 
Kindern erfter Efe nach dem alten Rechte ab. Sie ftirbt dann fpäter 
nach der Publication des Landrechts ohne Kinder aus der zweiten Ehe. 
Soll fie nun von ihrem zweiten Ehemann und den Kindern erfler Ehe 
nah dem neuen Landrechte oder foll fie noch nach dem alten Rechte 
beerbt werden ? 


* — 
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der Derlaration gemäß das Landredht an, im Andern !6 
aber gegen die Declaration das alte Neht!, und auch am 
folgenden Tage \entfchied es einen dritten Prozeß gegen die 
Declaration. Da aber immer häufiger foldhe Fälle vorfamen : 
fo berichtete der Hofrichter D. Wilhelm v. Neuhaufen, 
der damals in großer Achtung bei dem Herzoge und der Kanzlei 
ftand, und ein H.G.Affeffor D. Sehel im März 1562 wieder 
an den Herzog, ftellten ihm wiederholt die Unbilligkeit der 
Declaration vor, baten um eine Reviſion derfelben und legten 
dem Herzog eine Neihe neueingefommener Prozeffe vor, deren 
Entfcheidung das Hofgericht bis auf weitere Nefolution ein: 
geftellt habe. 

Ehriftoph hatte fchon früher [Dec. 1559) ein ausführ: 
lihes Gutachten von Landhofmeifter Kanzler und Näthen, 
bei deſſen Berathbung noh D. Barenbüler und Bogler 
zugezogen werden follten, verlangt. Diefes monirte er nun. 
Allein ftatt das Gutachten zu geben, trugen Landhofmeifter 
und Kanzler, und zwar erft am 26. Dec. 1562, auf Wieder: 
fegung einer befondern Commiffton, und dabei bejonders auf 
Zuziehung der Hofrihter v. Neuhaufen und des D. Se: 
chel s an. Der Herzog beharrte aber auf dem früheren 











16) Der Fall war hier folgender: Der Ehemann farb vor dem AR. 
und die Frau theilt, wie e8 die alten Gebräuche mit ſich bringen, mit 
den Kindern aus der Ehe nicht ab. Später, nach Publication des 
L. R., geht die Frau eine zweite Ehe ein, und nun will fie mit ihren Kin» 
dern nach dem neuen Landrecht abtheilen. Die Kinder aber wollen nad 
dem alten Brauch theilen, und bringen durch. Bald darauf flirbt die 
Frau, ohne Kinder aus der zweiten Ehe zu hinterlaffen. Seht wollen die 
Kinder erfier Ehe fie nah dem Landrecht beerben, der Gatte aber 
nah dem alten Redt. 

17) Dr. Chil. Bogler ($ 36. Note 13) bemerkt in einer Randgloffe 
zur diefen Urtheilen nicht mit Unrecht, daß beide Fälle jedenfalls gleich, 
entweder beide nad dem Lanprecht oder beide nach dem alten Recht, hät- 
ten behandelt werben follen. 

18) Die Commiffion follte aus diefen Beiden dem Panphofmeifter und 
den Doctoren Barenbüler, Bogler, Chil. Bertfhin und M. 
Caſp. Wild beftehen. In den Akten werden die Räthe der Sitte jener 
Zeit gemäß, meift blos nach ihren Taufnamen und ihrem academifchen 
Grade benannt, 3. B. Doctor Chilian, Magifter Bafpar u. f. f. 
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Befehle, geftattete jedoch die Zuziehung der beiden genannten 
Hofgerichtsmitglieder. Allein dadurch Fam die Sache zu Feinem 
Reſultate. Denn bei der Berathung (3. San. 4565) beharrten 
die Hofgerichtsmitglieder auf Berwerfung der Declaration, 
Kanzler und Räthe aber auf ihrer Beibehaltung. Auch wie: 
derholte das Hofgericht in einer breiten, 426 Seiten jtarfen, 
| * * 1563 ſeine allerdings 
begründeten Klagen gegen die Declaration, und ſprach die 
Zuverſicht aus, der Herzog werde nach wiederholter Erwägung 
finden, daß ſich die Sache ganz anders verhalte, als er von 
ſeinen Räthen berichtet worden ſey. 

Dieſen Bericht nahm der Herzog nicht ſehr freundlich 
auf 8. Allein das Hofgericht ließ nun eben in Ermanglung 
einer beftimmten Entfcheidung die Prozeffe, bei denen die Ans 
wendung der Declaration in Frage Fam, unentjchieden liegen. 
Dieß führte bald zu lauten Klagen. Namentlich bejchwerte 
fih im San. 1564 eine betheiligte Parthie unmittelbar beim 
Herzog, und als die Kanzlei es beftätigte, daß auch bei ihr 
viele Klagen über Nechtsverzögerung eintreffen, und in und 
außerhalb Landes viel Gefchrei darüber fey: fo erließ Chri— 
itoph (22. Febr. 4564) den beftimmteften Befehl an das Hof: 
gericht, nach der „wohlbedachten und durch die Landſchaft ap- 
probirten “ Declaration zu fprechen 2%, Der Oberrath Cajpar 

19) Seine cigenhändige Annotatio auf dem Berichte, welche auch Satt— 
fer, Gerfilader u. 4. mittheilen, war: „Domini Consulentes sunt 
irritati. Sch laß mich nit alfo perſchwadiren. Das Landrecht ift gemadt 
consilio meiner Räte, der Zuriftenfacultät. Auch gemeiner Landichaft. 
Hat fih ain Alt Weib oder junge Fettel zu beffagen, Ergo non est Yand- 
fhaft. Man muß mehr auff das Corpus, dann das Dividuum fehen.“ 
Diefe Antwort fam aber nicht an das Hofgericht. Dal. auch die fol- 
gende Note. 

20) Der Herzog feßte auf den Bericht ver Kanzlei die eigenhändige 
Annotation: „Hofrichter und Affefforen haben leges & prophetas, Id eft 
das Landrecht. Iſt nur ain Aigenfinnigkeit, daß fie nicht vermög demfel- 
ben fententiren und Urthel fprechen thun. Ich würde nicht ftatuiren , bie 
ain Landtag gehalten würde; hoc erit certum.” Diefe von Sattler, 
Pfifter m A. (jedoch mit,einigen Zufägen, die nicht im Originale 
fteben) angeführte Annotation war aber nicht, wie unfre Schriftfteller an- 





Eingabe an den Herzog vom 
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Wild mupte dieſes Decret dem Hofgerichte perfünlich mit 
noch weiterer geeigneter Befräftigung eröffnen, und zugleich 
erklären, daß der Herzog im Ginne habe, zur Faffung der 
eingeftellten Urtheile Diefesmal noch zwei gelehrte Räthe dem 
Hofgerichte zuzutheilen, damit die Sache mit mehr Richtigkeit 
vor ſich gehe. Ä 

Dieß wirkte. Hofrichter und Näthe antworteten mündlich 
und jpäter in einem. fchriftlihen Berichte an den Herzog 
(8. März 1564), daß fie zu ihrem bisherigen Benehmen blos 
durch ihre Prliht und die Liebe zur Gerechtigkeit beftimmt 
worden und auch jet noch ihre Anjtände nicht widerlegt ſeyen. 
Da fie aber fehen, daß der Herzog entjchloffen fey, die Decla= 
ration nicht zu ändern und fie ihr Gewiffen gegen Gott und 
den Herzog genug eronerirt hätten: fo werden fie nunmehr 
der Declaration gemäß erkennen, und wollen die ganze Sache 
„zu des Herzogs gnädiger Nejolution und deflelben NRäthe 
Eonjeienz und Gewiſſen geftellt haben« ?, 

Diefe Erklärung wurde bei der Kanzlei fehr befchwerlich 
aufgenommen. Befonders bedenklich war es ihr, daß ihr vom 
Hofgericht Alles ins Gemwiffen.gefchoben wurde. Gie fragte 
daher beim Herzoge an, ob man nun doch die beiden Ober: 
räthe zum Hofgericht fenden folle, und meinte, es möchte ge: 
rathener feyn, die vorgebradyten Caſus Diefesmal einzuftellen, 


zunehmen ſcheinen, die Antwort, welche das Hofgericht befam. Biel. 
mehr befahl der Herzog der Kanzler, ein Ausfchreiben an das Hofgericht 
zu verfaffen, welches Dr. Epilian Bertfhin over Bertih, wie er 
ſich auch bisweilen unterfchreibt, coneipirte und Chriſtoph renidirte und 
eorrigirte, und welches allerdings nur in anderer und höflicherer Form 
Daſſelbe fagte, was jene Randnote. 

21) Dem Hofrichter v. Neuhauſen war dieß nicht genug. Er fehrieb 
noch befonders an den Lanphofmeifter und ließ fih über die Declaration 
ftarf aus. „Das Bedenken des Hofgerichts fey noch nicht widerlegt; die 
Deeclaration fey eine offenbare Eorrection des Landrechts ©. 277, 
und enthalte die höchſte Unbilligkeit. Da aber ihnen nunmehr nicht ge— 
bühre, weiter zu difputiren: fo wollen fie dennoch in ihrem Gemiffen für 
ihre Perfon zuvörderſt gegen Gott und dann den Herzog und deffen Ober: 
räthe in alfweg fich entfchulvigt haben, und diefe Sache ihrem Gewiſ— 
fen zuverantworten empfehlen.“ 
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und jpäter, nach gejchloffener Hofgerichtsfigung, die Sache noch 
einmal zu berathen. 

Der Herzog aber beharrte. Er reiste gerade um dieſe 
Zeit nach Tübingen. Dier ließ er nun (18. März 1564) das 
Hofgericht zu fih auf das Schloß fommen, rechtfertigte münd- 
lich in Beifeyn des Landhofmeiſters, Kanzlers und einer Reihe 
von Räthen die Declaration, zeigte, wie fie auf vielfaches 
Verlangen, nad) reifliher Berathichlagung und mit Zuziehung 
des engern Ausfchuffes befchloffen worden, und verlangte, „da 
er des Ginnes ſey, Das mit der Landſchaft Beſchloſſene nicht 
hinter fich ftellen zu lafien, daß Hofrichter und Räthe, dieweil 
fie nun leges et prophetas i. e. Satzungen haben, demfelben 
gemäß Recht ſprechen follen.“ Als hierauf der Hofrichter und 
die Räthe fi zwar mit den alten Gründen entjchuldigten, 
aber doch verſprachen, fich zu fügen, auch erklärten, daß fie 
„ven Herzog feines Gewiffens halber nicht angezogen haben 
wollen“, gab ihnen der Herzog einige Oberräthe in ihre Gi: 
gung mit, Damit diefe fie mit allen früheren Berhandlungen 
über die Declaration befannt machen follten. Allein nun wollten 
fie doch wieder Schwierigkeiten machen. Gie fragten an, vb 
man dann die Declaration „ftracs und ohne Ausnahme 
oder nur mit Rückſicht auf Umftände und Billigkeit und mit 
Limitationen anzuwenden habe.“ Der Herzog ließ ihnen aber 
fogleih jagen, „daß fie hierin wohl würden ſich zu halten wiſ— 
fen“, und nun befchloßen fie, ohne Dijtinction die Decla: 
ration zu befolgen, nahmen fogleich die zurückgelegten Prozeſſe 
vor ?, und verkündigten ſchon am 23. März die Urtheile, in 
denen fie die Declaration durchaus in Anwendung brachten. 

Nun hatte fi zwar das Hofgericht gefügt. Der Verdruß 
wegen des Landrechts hörte aber für den Herzog noch nicht auf. 

Die Univerfität Tübingen 2° hildete eine, mit vielen 


Privilegien ausgeftattete, freie, ihre Angelegenheiten ſebſt ver⸗ 
PORN BE 


22) Die beiden Oberräthe nahmen an den Entſcheidungen dieſer Pro- 
zeſſe keinen Theil, und Chriſtoph vollzog mit Recht ſeine Drohung, dieſe 
Räthe für dieſe Prozeſſe dem Hofgericht beizugeben, nicht. 

22a) Das Folgende über den Widerſtand der Univerfität gegen das 
Landrecht ift aus Archivalurkunden genommen, 
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waltende und unter einem unabhängigen, aus der Mitte des 
Senates genommenen, Gerichte ftehende, auf dem Landtage 
aber nicht befonders repräfentirte, Corporation. Die Mitglieder 
des academifchen Senats waren die „NRegenten“ der Cor: 
poration 23; das Ganze fand zwar unter der Oberaufſicht und 


23) Sp, durh Regenten, mwurben fie auch im Kanzleiftyle jener und 
der fpäteren Zeit durchaus bezeichnet. Der Herzog fchrieb an „Rector 
und Regenten” oder „Rector, Kanzler und Regenten Unfrer 
Univerfität” oder „Rector, Doctoren und Negenten der Univerfität.” 
Unbegründet ift die Annahme, als ob die „Regenten ” die Borfteher der | 
Burfen und Contubernien bezeichnet hätten. Abgefehen davon, daß diefe 
Vorſteher nicht Negenten ver Univerfität hätten heißen können: fo 
werden fie in feiner ber vielen von mir nachgefehenen Urkunden aud) 
nur überhaupt NRegenten oder Regentes genannt, fondern „Superattenden- 
ten” oder auch „Superattendenten-Ufffeher”. So namentlich in allen nicht 
gedrudten Ordinationen des XVI. Zahrhunderts, z. B. Ordinatio Ulrici 
d. a. 1536. Ord. Christoph. d. a. 1557. Diefe Superattendenten follen 
von „Rector und Regenten der Univerfität“ aus deren Mitte gewählt 
werden, und unter ihnen ſtehen dann die „Magistri” des Contuberiums. 
Die Bezeihnung‘ der Mitglieder des academifhen Senats durch 
„Regenten der Univerfität” findet fih durchaus nicht nur in allen öffent- 
lichen Urkunden, Ausfertigungen, Landtagsabſchieden ꝛc. (f. 3. B. Landtagsa. 
v. 23. Dec. 1629), fondern auch in allen Ordinationen des XVI. und 
XVII. Saprhunderts. Sp fagt die Ordination von Ulrich v. 3. 1536 
bei einer neuen Beftimmung über Strafgerichtsbarfeit: „haben wır fol 
Artikel gelcutert mit Rat, Wiffen und Willen Rectors, Doctoren und Res 
genten unfrer Univerfität“; in Chriftopps Ordinationen von 1551 und 
von 1557 wird „Rector und Regenten“ abwechfelnd und gleichbedeutend 
gebraudt mit „Rector und Senat”, woraus fih die Bedeutung der 
erfteren Formel am Klarften ergibt (fo heißt es auch u. U. in diefer Or— 
dination: „Rector und Regenten folfen zur Bifttation der Univerfität 
zwei aus ihrem senatu wählen“). Die Ordination Chriſtophs vom 
3.1557 ift gemacht, wie fie fagt: „mit Rath, gut anfehen Rectors, Doe— 
toren und Regenten der Univerfität” ; in der Ordination von Friedrich 
vo. 3. 1601 wird die lat. Eidesformel: „Velle Rectori, senatui et reli- 
quis primoribus obedire“ fo überfeßt: „ihr wöllet NRectori und Regen- 
ten gemeiner Univerfität gehorfam feyn.” Ebenfo lautet die Eides— 
formel der cives illiterati. — Zu den „Regenten“ gehörten aber ur- 
ſprünglich blos die ordentlichen Profefforen der drei „oberen Facultäten“ 
(theofog., jurift. u. medizin.). Die „Artittene” (philoſ.) Facuität fonnte 
blos zu gewiffen Verhandlungen drei Deputirte (den Decan mit zivei 
„Sonftlartis”) in den Senat fenden. Erſt Chriſtoph gab in feiner 
Ordination v. 3. 1551 diefen Deputirtin Das Recht, an allen Senats— 
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Bifttation des Staates, und unter den beſondern DOrdinationen, 
welche die Herzoge der Univerfität mit Rath und Zuftimmung 
des Genats gaben, und welche zu ändern, zu mehren und zu 
mindern fie fi) in jeder Ordination bejonders vorbehielten. 
Sm Uebrigen aber behauptete die Univerfität als freie Eor: 
poration ſtets das Recht, ihre innere Berhältniffe, namentlich 
ihren Prozeß und ihre Privatrechtsverhältniffe durch Statuten 
zu orönen. Go follten 3. B. nach einem Ötatute der Univer: 
fität vom Jahr 4548 die ehelichen Güterverhältniffe und das 
Erbrecht der academijchen Bürger (ſowohl der „Literati“, als 
der „illiterati“, 3. B. der Buchdrucker, Buchbinder u. ſ. w.) 
nach dem Stadtrecht der Stadt Tübingen vom J. 1493 fid) 
beftimmen. Allein der Senat gab nicht lange nadyher der 
Univerfität ein neues Erbrechtsitatut, welches, wie es in einem 
Genatsberihte vom J. 4567 heißt, „ob es gleich ein Verfan— 
genfchaftsrecht feftietst, dennoch weder deren von Tüwingen, 
noch Anderer Berfangenfchaft Brauch und Recht im Yürften: 
thum ähnlich und gleichförmig gewefen, fondern von allen an: 
dern Gebränchen feinen gewiſſen Unterjchied gehabt.“ 

Diefes Statut behielt die Univerfität auch nach der Pub: 
lication des Landrechts bei, indem fie überhaupt annahm, daß 
das Landrecht in Feiner Weile, weder in feinen prozefjualiichen 
Beitimmungen, noch in feinen andern Theilen, und eben fo 
wenig die Landesordnungen oder andere ohne ihre Theilnahme 
erlaffene allgemeine Ordnungen für die academifchen Bürger 
als Gefeß gelten. Als die fpäter dem Herzog zu Ohren Fam: 
ließ er (17. Aug. 1559) ein Eremplar des Fandrechts, der 
Landesordnung, und anderer inzwifchen ergangener Ordnungen 
an Rector und Regenten der Univerjität überjenden, 
mit dem Befehle, diefen Drdnungen gemäß fih zu halten. 
Der Senat aber befolgte den Befehl nicht. Die Gründe, auf 
die er in einer fpäter eingereichten Schrift ſich ftüßte, waren 
hauptfächlich das vermöge der Univerfitätsprivilegien „den 
Regenten“ der Univerfität zuftehende und ftets geübte 


— — — — — — — — ——— — — 
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verhandlungen Theil zu nehmen. Nur mußten fie bie in das XVII. Jahr- 
hundert den Sitzungen des Senats ftehend anmwohnen. 
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echt, Statuten für die Univerfität zu madyen, und über ihre 
Dauer und Gültigkeit zu enticheiden, weldyes Necht durch eine 
Einführung des ihren Statuten fehr widerfprechenden Land: 
rechts gefränft würde; ferner die im Landrecht hin und wieder 
vorkommende Bemerkung, daß es hauptjächlich für die armen 
Unterthauen, „welche mehrentheils fchlechte, einfältige und ber 
Rechten und Zierlichkeiten unerfahrene Leute feyen, verfaßt 
worden, hierbei aber es allgemein auffallen müßte, wenn auch 
gelehrte und der Rechte und aller Zierlichkeiten wohl erfahrene 
Leute gleich den einfältigen Bauersleuten dem Landrechte un: 
terworfen feyn follten“ (9); endlich fen die Univerfität bei der 
Derfaffung des Landrehts gar nicht gehört worden, während 
die Regierung ftets, wenn fie befondere Ordnungen für Die 
Univerfität habe errichten wollen, dieß nur mit Willen und 
Willen der Univerfität gethan habe; der Umftand aber, daß 
die Suriftenfacultät beim Landrechte gehört und von ihr das 
Meifte ausgearbeitet worden jey (auf den fih der Herzog 
hauptſaächlich bezogen hatte), könne ſchon um deßwillen nicht 
geltend gemacht werden, da die Facultät nicht im Namen der 
Universität gehandelt habe, noch habe handeln fünnen. 

So beharrte, der Senat feit darauf, das Landrecht und 
Die Landesordnung bei der Univerfität nicht einzuführen und 
nicht befolgen zu laffen, und feste dieß für jest und noch für 
längere Zeit durch. 

Dabei waren die Zweifel im Erbrechte durch die Declaration 
und die mit dem Hofgericht gepflogenen Berhandlungen nod) 
Feineswegs gehoben ®. Das Hofgericht fand bei neuen Fällen 
neue Anftände. Befondere Zweifel erregte der Fall, wenn eine 
tinderlojfe Ehe durch den Tod des Gatten, welcher aus früs 
berer Ehe Kinder hatte, getrennt wurde, diefe Kinder aber 
noch vor dem Landrecht bei dem Tode ihres Vaters oder ihrer 
Murter nah dem alten Rechte abgefunden worden waren, 
Sollten bier dieſe Kinder erjiter Ehe mit ihrem Gtiefparens 
nach ©. 277 des Landrechts noch erben fünnen, oder jollten 
fie von der Erbicyaft (nach dem alten Nechte) ausgeichloffen 














——- 


24) Das Folgende ift wieder aus Archivalurkunden. 
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jeyn ? Das Hofgericht legte einige Fälle dieſer Art vor, meinte 
wieder, fie nicht entjcheiden zu fünnen und bat um eine au: 
thentiiche SJnterpretation. Der Herzog ließ fi von mehren 
Räthen Bedenken über die Frage ftellen (z. B. von Wild, 
13. Yun. 4564; ebenjo von Nic. VBarenbüler), und im 
März 1565 eine zweite Declaration an alle Amtleute und 
- Gerichte entwerfen, weil jene Frage in der erften Declaration 
vom J. 1558 wirklich nicht berührt war. Nach diefer zweiten 
Declararion jollten in den genannten Fällen die Kinder eriter 
Ehe mit ihrem Gtiefparens erben, wenn fie auch gleich früher 
nah dem alten Rechte völlig abgefunden worden feyen ?. 
Dabei beftimmte fte, daß die Parthieen in folden zweifelhaften 
Fällen nicht mehr an die Kanzlei, fondern an die ordentlichen 
Gerichte, die dann nach der erften und zweiten Declaration 
zu entjcheiden haben ?6, verwiefen werden follen. 

Indeſſen blieb diefe Declaration, die ohnehin bei manchen 
Räthen vielen Widerfpruch fand, im Anftande, da bald eine 
umfaffendere Erläuterung des Landrechts in Anregung gebracht 
wurde, 


4. Zweites Laudrecht. 


$ 38. Es wurde nämlich um diefe Zeit ein Landtag ein: 
berufen. Auf diefem Famen auch die Klagen über den erb- 
rechtlichen Theil des Landrechts, über die erfte Declaration und 
noch über die im Landrecht enthaltene hohe Stadtfchreiberstare 
zur Sprache. Auf die deßhalb von den Ständen an den Herzog 
gebrachten Wünfche fagte derfelbe im Landtagsabfchiede vom 
19. Sun. 41565! zu: „er wolle von feinen Räthen, dem Land: 





25) Die war wieder nicht zu rechtfertigen für den Fall, wenn bie 
Kinder dur das, was fie früher erhielten, vermöge des alten Rechtes 
für alle weitere Erbfchaft, väterlihe und mütterlihe abgefunden galten. 

26) Das Concept diefer zweiten Declaration befindet fih auf dem 
K. Staatsardive. 

1) Bei Reyſcher Samml. d. Staatsgrundgeff. Th. II. ©. 129, 130. 
Die folgende Gefchichte des zweiten Landrechts if durchaus aus Urkunden 
des K. Staatsarchivs geſchöpft. 
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tagsausichuffe und der Juriftenfacultät zu Tübingen fi über 
Die im Erbrechte zu erflärenden Punkte Gutachten ftellen lafs 
fen und dann nach denfelben das Landrecht in den unlautern 
Punkten erklären und mit einverleibter Erklärung wiederum 
drucken laffen, aud dabei wegen der Stadtichreiberstare Be: 
dacht nehmen, damit die Unterthanen von den GStadtjchreibern 
nicht beichwert werden.“ Zur Ausführung des Verſprechens 
wurde auch fchon im October deflelben Jahrs gefchritten, Der 
Fleine Ausschuß, mit welchem die Sahe zunächſt zu verhanteln 
war, fchien jedoch weiter gehen zu wollen, und eine ausge— 
Dehntere Revifion des Landrechts zu beabfichtigen. Deßhalb 
ließ ihm der Herzog am 23. Det. (1565) durch den Erbprinzen 
Eberhard in Gegenwart des Kanzlers und der Näthe aus: 
einanderjegen, „daß er zwar bereit jey, den Landtagsabichied 
zu vollziehen, man aber dabei möglichft darauf fehen müſſe, 
das mohlberathene und vom Kaifer beftätigte Landrecht nicht 
weitläuftig zu diſputiren und wieder irrig zu machen, fondern 
wo eine weitere Erklärung nöthig wäre, folle dig mög— 
lichft nach dem Landreht und nach der Declaration von 
1558 regulirt werden.“ Zugleich ließ er von feinen Räthen 
(zu der Arbeit wurden auch die beiden Tübinger Profefforen, 
welche zu den Näthen gehörten, Bogler und Barenbüler, 
wieder zugezogen) die Punkte entwerfen, welche im IV. Theil 
des Landrechts näher beftimmet werden follten. Allein jchon 
Diefen war es fehwer, fi) über die zu treffenden Aenderungen 
zu vereinigen?, und als endlicd nach vielem Gtreite ein Ent: 
wurf, der theilweife von der zweiten Declaration abwih, und 
auch noch einige. andere Punkte des IV. Iheils des Landrechts 


2) Bogler hatte den Befehl zu berichten, „was für Correctiones deg 
Landrechts erfolgen müßten, wenn man die Constitutio fol. 277 auch 
von alten Fällen d. i. da die Ehe erftlichg unter den alten Rechten gebro- 
chen und das überblieben Ehegemächt unter dem Landrechte in der andern 
Ehe fäße und darin verfterben würde, verftehen folle, Inhalts der 31 ei- 
ten) projectirten) Deelaration.” Er übergab feinen Bericht am 8. Nov. 
1769, und erklärte fih darin im Wefentlichen gegen bie in der zweiten 
Declaration enthaltene Entſcheidung (S. 364), drang aber damit, wie 
der Erfolg zeigte, nicht durch. 
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berührte, zu Stande fam, hatte der Eleine Ausihuß? Manches 
daran auszufegen, und bat in feinem Gutachten (28. Novbr. 
1565), der Herzog möchte doch Alles vorher der Syurijtenfa- 
euftät mittheilen *. Auch legte er (29. Nov.) über Aenderungen, 
die in den drei erften Theilen des Landrechts zu treffen ſeyn 
möchten, einige Anträge vor. Dieje Legteren wurden von dem 
Herzog theils fogleich verworfen, theils fogleich, theils erft auf den 
Bericht feiner Räthe zugegeben. Gie betrafen einige prozeſſualiſche 
Punkte, namentlich das juramentum calumniae und malı- 
tiae 6, die Advocatentare 7, die Appellationsfumme3 und die 
Berbefferung der Klagen in zweiter Jnftanz ?. Außerdem 
— der Ausſchuß nähere Beſtimmungen über das bei der 





— — — 
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3) Derſelbe beſtand aus Eberhardt Abt zu Bebenbauſen, Bartbo— 
lomäus Probft zu Dentendorf, Konrad Streitt von Stuttgart, Ste: 
phan Könlen von Tübingen, Jerg Blezger von Urad, Sans Haug 
von Bradenheim und Hang Bichel von Baihingen. 

4) Die am Landrechte zu treffenden Aenderungen (in den Acten werben 
fie ſtets Declarationes genannt, da fie eigentlich blos nähere Beftim- 
mungen und einzelne Erläuterungen enthalten fjollten), waren von ben 
Räthen zufammengeftellt; der Ausſchuß bat aber, fie „nicht als befondres 
Geſetz zu publiciren, fondern das ganze Landrecht zur Hand zu nehmen, 
zu revidiren, nur justo et debito ordine alles an feinem Orte zu inseri- 
ren und fo viel möglich mit guten veutfhen Worten zu explici- 
ren” (in feinen Eingaben hielt er ſich wie auch die eben angeführte Stelle 
zeigt, nicht eben fehr an Deutiche Ausdrüde). Das Gleiche war ſchon 
in dem oben angeführten Landtagsabichiede zugefagt. Zugleich übergab 
der Ausfchuß eine Revifion des Staats des Stadtſchreibers, welche von 
der Regierung größtentheils genehmigt wurde. 

5) Auch machte er wieder einige Bemerkungen ‚gegen bie Tateinifchen 
Worte im prozeffualifchen Theile, 

6) Ueber diefen verwarf Ehriftoph den Antrag ſogleich. Die Randgloſſe, 
mit der er fih darüber erklärte, iſt abgedruckt bei Sattler Herzoge. 
Th. IV. ©. 218. 

7) Meber diefe genehmigte der Herzog fogleih die Anträge des Aus» 
fchuffes, und fie wurden dem Landrecht einverleibt ; f. die Abweichung 
des IT. vom I. Landrecht in Rieckes Samml. der Geritögefl Ip. 1. 
©. 256. Note 415. 

8) Die Summe follte nach der neuen HofG.O. geändert werben. Dich 
gefhah, aber nicht gehörig. 

9) Auch hier wurde der Antrag des Ausfchuffes angenommen ; f. die 
Steffen bei Riecke a. a. O. S. 2368. Note 452. Außerdem wurde noch 
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gerichtlichen Inſinuation der Verträge zu Beobachtende, ein 
Wunſch, deſſen Erfüllung, wie unten gezeigt werden wird !0, 
nicht zu guten Refultaten führte. Ferner erklärte er fich gegen 
die Beftimmung des Landrechts, daß die Frauen für ihren 
Ehemann in feiner Weije ſich verjchreiben Eönnen, „Es ſeyen 
Dadurch, meint er, die Weiber zu viel privilegirt, befonders da 
fie auch an der Errungenjchaft Theil hätten, der Mann dage- 
gen zu hoch Damit befchwert.“ Auch diejer Artifel wurde feinem 
Wunjhe gemäß beſchränkt!!. Eben fo machte er fehr mit 
Recht Ausftellungen gegen die oben ©. 246 unter a—c ange: 
führten Beftimmungen des Landrechts. Durch die unter b 
angeführte, meint er, werde den Rechten und der Gewalt des 
Ehemanns zu nahe getreten; die unter e angeführte lade den 
Gerichten unndthige große Mühe auf, entziehe dem Ehegatten 
die ihm gebührende freie Vermögensverwaltung, und behandle 
ihn beinahe wie einen Mundtodten. — Sn beiden Punkten 
willfahrte auch die Regierung den Anträgen des Ausſchuſſes. 
Die eine Beftimmung (untere) wurde ganz geftrichen, und die 
andere unter b auf den Fall befchränft, wenn gezweifelt würde, 
ob die Frau zu ihrem „Fürnemen durch ihren Mann gefehr: 
lichen beredt oder gezwungen wurde.“ 1%, Außerdem erflärte 
ſich der Ausschuß auch gegen die Beftimmung des Landrechts, 
nah welcher die Ehegatten ihre Eheerbverträge nur vor 
Gericht follten ändern dürfen; und auch hier wurde der 
Titel ganz nad) den Anträgen des Ausjchuffes geändelt ®. 
Endlich, trug er mit Necht noch darauf an, daß im Titel 
von der. Enterbung der Kinder beftimmt werde: die Kinder, 
welche nad den alten Gebräucdyen bereits für väterlihe und 
mütterliche Erbſchaft abgefunden worden feyen ($ 55... 50), 
jollen durchaus Feinen Anſpruch auf einen Pflichttheil mehr 
haben ; Dagegen follen den blos für väterliche oder blos für 


auf den Antrag bes Ausfchuffes an einer andern Stelle des prozeffualifchen 
Theiles (bei Riede a. a. D. S. 271. Note 436) ein Zuſatz gemadt. 
10) ©. unten $ 3. Note 8. 
11) ©. die Stelle bei Riecke a. a. DO. ©. 325 Note 498. 
12) ©. die Stelfen bei Riede a. a. D. ©. 325, 331 Note 505, 511. 
13) ©. die Stelle bei Riecke a. a O. Note 510. 
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mütterliche Erbichaft Abgefundenen nad den alten Gevräuchen 
ihre Anfprühe an die Erbichaft des andern Parens bleiben. 
Auch hierauf ging die Regierung wenigftens in jo fern ein, 
als fie den eriten Theil des Antrags genehmigte, und in Be: 
ziehung auf den andern Theil beftimmte, es folle in dieſem 
Falle das Kind vom Stiefparens wenigitens den landrecht: 
lichen PflichttHeil anfprehen können ', 

Auf diefe Weife war man mit dem Eleinen Ausfchuffe in 
den meiften Punkten einig; nur über die im IV, Theil zu tref: 
fenden Aenderungen, über die Punkte, die den Gegenftand der 
erften und der projectirten zweiten Declaration bildeten, hatte 
man fih mit ihm nicht durchaus vereinigen können. Auch 
waren die Juriftenfacultät und das Hofgericht noch zu hören. 
Zu diefem Zwecke mußte nun M. Caſpar (Wild) am Ente 
des Februars 1565 nad Tübingen reiten, um alles bisher 
Berathene der Facultät vorzulegen. Es erjchienen aber bei 
Eonferenz blos drei Mitglieder 5, welche über die Frage, „ob 
durch die neuen Declarationen der Dunkelheit und den fchein: 
baren Widerfprüchen des Landrehts genugfam abgeholfen 
werde“, ihre Meinung Wild mittheilten 6. Weniger Erfolg 


14) ©. die Stelle bei Riede a. a. D. ©. 321 Note 534. 

15) Die Mitglieder der Facultät waren die ob. ©. 236 angef. Profci- 
foren Barenbüler, Kappelbed (geb. 1506. Prof. in Tüb. 1543; 
geft. 1586) und Bogler; fodann nor D. Anaſtaſius Demmler (acb. 
in Marbach 1520; Profeffor in Tüb. 1556 ; geftorb. 1591); Johann 
Hohmann (geb. in Biberah 1527; Prof. der Philologie am Päda— 
gogium in Tüb. 1557, Prof. der Rechte an der Univ. Tüb. 1561 5 fpäter 
auch Hofgerichtsbeifiger und herzogl. Rath; geft. 1603) und Balentin 
Bolz (geb. in Horb 1534; Prof. in Tüb. 1560 ; geft. 1581). Die ge 
nannten ſechs Profefforen bildeten mit einander zwanzig Jahre lang 
die Zuriftenfacultät. Gedrudte Schriften find von denfelben, außer einigen 
nicht bedeutenden, Differtationen nicht befannt. Bol. Cloſſius in Eiien- 
bachs Befchrbg. v. Tübingen ıc. ©. 263 f. An der Berathung mit Wild 
nahmen blos Rappelbed, Demmler und Hohmann Theil. 
Bolz, war krank und Barenbüler und Bogler, die übrigeng jchon 
an den frühern Berathungen Theil genommen hatten, waren verreist. 

16) Sie machten auch noch den Antrag, im IV. Theil den Titel von 
der Inventariſation zu vervollſtändigen und ihn vor den Titeln über die 
Erbfolge zu feßen. Dieß gefhab aucd bei der Redaktion des zweiten 
Landrechts. S. Riede Gerichtsgeſſ. Th. T. S. 377, 378. 
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hatte Wildes Sendung an das Hofgericht (1. April 1566), 
indem Hofrichter und Räthe unter allerhand Vorwänden jede 
Aeußerung über die vorgelegten Punkte abzulehnen fuchten. 
Man jah wohl, daß fie die früheren Berhandlungen wegen der 
Declaration noch nicht hatte verwinden können; auch war es 
ihnen empfindlicy, daß man jest erft an fie fam, nachdem 
Landſchaft, Dberräthe und Facultät bereits über die Sache ges 
hört waren. ie erklärten daher, „das Landrecht ſey ohne 
fie durch Hochtreffliche Gelehrte und erfahrene Leute geordnet 
worden, und doch fenen über diefes Landrecht bald darauf an 
vielen Orten allerlei Widerwärtigfeiten und ungleicher Ver— 
stand entftanden. Auch ſey ja jetzt wieder ſchon Alles durch 
Facultät, Näthe und Landfchaft berathen und fo halten fie, 
„„als die klein Verſtändigen““ dafür, daß ihr Bericht nicht 
nöthig ſey. Wenn das Ganze fertig und gehörig publicirt 
fey, ‚und Fünftig wieder darüber Mißverftand und Zweifel ent: 
ftehe: fo werden fie ohmedieß jederzeit um Nejolution anzu: 
halten haben.“ 

Wild muste daher unverrichteter Dinge wieder. abreifen, 
und die ganze Arbeit blieb nun ein halbes Jahr lang ruhen. 
Sm November 1566 aber wurde der große Ausfhuß zunächft 
wegen anderer Angelegenheiten, zufammenberufen, und diefer 
bat nun am 46. und 20. Nov. und noch dringender in einer, 
mit manchen fadelnden Neußerungen über das Landrecht und 
die Declaration begleiteten, Eingabe vom 23. Nov. : es möchte 
die Facultät, die doch nicht vollitändig an der Berathung der 
Sache Theil genommen, und vom Hofgerichte wenigftens ein 
Ausſchuß zurweitern Berathung nach Stuttgart berufen werden. 
Der Herzog war nicht dagegen, obwohl ihm der Antrag auf: 
fiel, da es ſich ja blos von Erläuterung einiger Stellen des 
Landrechts handle, aucd feine Räthe die lebte Eingabe deg 
Ausfchufles „etwas fcharpff und hochgeftellt“ fanden. 

Auf feinen Befehl Famen am 2. Dec. die gelehrten Mit: 
glieder des Hofgerichts und der Facultät nach Stuttgart, um 
mit dem großen Ausfchuffe alles bisher DVerhandelte nochmals 
zu berathen. Es waren zwanzig Punkte, um deren Auf: 
nahıne in das Landrecht es fich hauptſächlich handelte. Bei 


370 Kap.5. Zweite Periode. Das erſte Jahrh. d. Herzogth. 4495-1593. 


fiebenzehn vereinigte fich der Ausihuß bald mit dem von der 
Regierung Vorgelegten, da es beinahe durchaus mit dem über: 
einftimmte, was der kleine Ausſchuß fehon früher theils ange- 
tragen, theils gebilligt hatte. Allein über drei Punkte Fonnte 
der Ausſchuß fih mit den Vorfchlägen nidyt, vereinigen, und 
auch die Mitglieder der Facultät und des Hofgerichts dachten 
unter fich jehr verfchieden über diejelben. Der eine bezog fich 
auf die Theilung der Errungenichaft ($ 37. Note 13 a. E.). 
Hier erklärte fih der Ausfchuß durchaus gegen den Inhalt 
der alten Declaration, verfprah aber doch, nacdzugeben; 
„er wolle jet, nachdem die Declaration feit aht Jahren in 
Uebung fey, nicht mehr an ihr rütteln, wenn der Herzog durch— 
aus darauf beftehen würde“. Um fo beftimmter dagegen be— 
harrte er auf feiner Anficht über die beiden andern Punfte. 
Der zweite betraf den Gegenftand der projectirten zweiten De: 
claration (©. 246). Die Regierung hatte in diefer Hinficht 
vorgefchlagen, daß Kinder früherer Ehe, welche noch vor dem 
Landrechte für väterlihe und mütterliche Erbfchaft abgefertigt 
worden (3. B. ©. 212 Note 50. ©. 215 Note 59), dennod) 
ihren Parens, wenn derfelbe in einer fpätern Ehe fterbe, nad) 
dem Landrechte beerben, und nur dann ausgeſchloſſen werden 
follen, wenn neben ihnen nur theilweife oder noch gar nicht 
abgefertigte Halbgefchwifter vorhanden feyen. — Dieſer Ans 
trag war allerdings gegen den Stiefparens der völlig abge: 
fertigten Kinder ungerecht 7, und der Ausſchuß hatte daher 
ganz recht, wenn er meinte, in einem ſolchen Falle follten die 
Kinder erjter Ehe nah dem Landrechte nichts mehr zu erben 
haben 8. Er „fleht und bittet“ in feinem Bericht v. 8. Dec. 1566, 
daß es in Rn Bun beim alten Recht bleiben möge. Da— 


-—. 


17) Denn e8 follten hiernach Kinder erfter Ehe, welche völlig abge- 
fertigt worden waren, doch nach dem Tode ihres Parens bei einer finder- 
lojen zweiten Ehe deffelben denſelben wieder mit dem Stiefparens bes 
erben. 

18) Die Juriftenfacultät konnte fich über diefe Frage nicht vereinigen, 
fagte aber am Ende, wenn der Herzog auf feiner Propoſition beharre, fo 
jollte doch dem Stiefparens wenigftens der Nießbrauh am Erbtheil der 
Stieffinder eingeräumt werden. Indeſſen gab fie auch dieſes wieder auf! 
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bei ging er aber noch weiter, In den Fällen, in welchen ein 
Kind früherer Ehe nad) dem alten Rechte blos für väterliche 
oder blos für mütterliche Erbfchaft abgefunden worden fey 
(3. B. ©. 212 Note 51. ©. 216, 247), meinte er, folle das 
Kind von feinem Parens nicht auf den landrechtlichen 
Pflichttheil befchränft werden können, fondern befugt jeyn, den 
Parens ungejchmälert nach den alten Rechten zu beerben. — 
Der dritte Punkt betraf das Erbrecht am hinterfälligen Ber: 
mögen und das Berfügungsrecht über daffelbe. Hierüber hatte 
die Regierung vorgejchlagen, in das Landrecht einen ganz neuen 
Titel des Inhalts einzurücen: wenn ein Ehegatte zur Zeit 
feines Todes ererbtes Vermögen habe, das (nach ©. 248 f.) 
im lebenslänglichen Nießbrauch eines Afcendenten oder eines 
Dritten ftehe; und jener Gatte fterbe ohne Kinder aus 
der legten Ehe: jo joll fein überlebender Gatte an jenem 
hinterfälligen Vermögen vorerft nichts erben, fondern es auf 
fpätere Ereigniffe anfommen:; erlebe nämlich der Letztere das 
Ende des Nießbrauchs nicht: fo foll er — und fomit auch fein 
Erbe — vom hinterfälligen Vermögen feines verftorbenen 
Gatten nichts befommen; erlebe er aber dag Ende des 
Nießbrauchs: fo fol ihm nun auch am hinterfälligen Ber: 
mögen fein voller Erbtheil zukommen, und er die übrigen 
Theile des hinterfülligen Vermögens in lebenslänglichen Nieß— 
brauch erhalten (wenn nicht Stieffinder mit ihm erbten). 
Endlich foll auch durch Ehepakten und legte Willen ein Gatte 
an feinem hinterfälligen Vermögen dem Ueberlebenden und 
deffen Erben in dem erften Falle (wenn der Ueberlebende das 
Ende des Nießbrauches nicht erlebe) nichts zuwenden dürfen ’9, ı 
außer das hinterfällige Vermögen ftände nicht im Nießbrauche 
eines feiner Ajcendenten, fondern eines Dritten, oder der 
Afcendent willigte ein. | 

Hier Fonnte der Ausſchuß mit dem, was für den Fall 
vorgefchlagen wurde, daß der überlebende Gatte das Ende des 


._—-- 











— 


19) Das erſte Landrecht S. 211 geſtattete ihm dieſes; beim alten Ver— 
fangenſchaftsrechte aber konnten auch nach manchen Statuten die Kinder 
über die ihnen verfangenen Güter nicht verfügen. $ 35. Note 28. 
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Nießbrauchs erlebe, fich nicht vereinigen. Er wollte, daß auch 
in diefem Falle der Gatte am hinterfälligen Vermögen nichts 
erben folle. — Die Facıltät dagegen war ganz entgegengeießter 
Anfiht. Sie meinte fehr mit Recht und wies e8 auch gut 
nad), daß diefer beabfichtigte neue Titel eine bedeutende Aen— 
deriing des erften Landrechts (Fol. 274, 275) enthalte, umd 
daß überhaupt der überlebende Gatte auch am hinterfälligen 
Gut des Verftorbenen ftets feinen vollen Erbtheil befommen, 
‚und der Eigentümer des ‚hinterfälligen Gutes über daſſelbe, 
natürlich unbefchadet der Rechte des Nießbrauchers, frei jollte 
verfügen dürfen. 

Die Regierung gab in den genannten drei Punkten dem 
Ausfchuffe nicht nad); in den beiden erftern ſchon der Conſe— 
quenz wegen, weil fie glaubte, der Borfchlag des Ausſchuſſes 
fen gegen die Declaration von 4558 %, „Weil aber mande 
irrige Anfichten im Lande über diefe Punkte herrfchen: fo 
werde es, meinte der Herzog, am Beften feyn, alle Amtleute 
und Einige von jedem Ötadtgerichte nah Stuttgart zu beru: 
fen, damit ihnen der Verſtand des Pandredts, fonderlich in 
dieſen Punkten, erplicirt werde.“ Mit dem letzteren Vor: 
ichlage war der Ausihuß einverftanden. Wegen der andern 
drei Punkte aber verfuchte er noch einige Einwendungen zu ma= 
chen (14. December 1566). Allein als er fah, daß der Herzog 
behatrte, gab er auch hier endlih nad (13. Dec). Nur bat 
er noch, daß Alles, was bejchloffen werde und was fonft dem 
Landrecht nicht verjtändlih fey, „lauter gemacht und in ein 
gemein einfältig landläufig gut Tentfch gebracht, auch die latei- 
nifhen Worte deutich gefebt oder der Derftand darauf alsbald 
erklärt werde.“ Die genehmigte der Herzog; feine Räthe 
gingen das Landrecht noch einmal durch, änderten an manchen 
Orten die Sprache, und das Ganze wurde dem Ausſchuſſe im 


20) Der Herzog fagt in feiner Nefolution hierüber unter Anderem: 
„der Ausfchuß möge felbft erwägen, was Ihm, dem Herzog, und auch ver 
ganzen Landſchaft an ihrer Neputation und Verkleinerung nachge— 
redet werben möchte, wenn die Declaration wieder geändert werden 
follte.” Dabei fucht er die Facultät aus dem Gutachten, daß fie felbit 
im Jahr 1557 über diefe Fragen geftellt hatte, zu widerlegen. 


% 
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San. 1567 wieder mitgethellt ?!, Diejer, wenn gleich im Ganzen 
mit den Aenderungen einverftanden, glaubte doch (30, San.) 
noch einige Punkte zur Sprache bringen zu müffen. Es waren 
eilf*?. Sie betrafen hauptſächlich die Publication des Land: 
rechts und wieder die Sprache deflelben ?. Der Ausfhuß 
meinte, man folle e8 bei der einmaligen Publication des Lands 
rechts nicht bewenden laffen, fondern es jedes Jahr in allen 
Drten Öffentlich verlefen laffen. Auch diefem willfahrte der 
Herzog ?. In Beziehung auf die Sprache des Landrechts 





21) Der Herzog hatte den Ausſchuß aufgefordert, Jemanden zu verorbnen, 
der das Landrecht der Sprache wegen mit den NRäthen durchgehe. Der 
Ausſchuß wollte es jedoch von ſich ablehnen. Er meinte, es führe zu 
Weiterungen, wenn biefes Gefchäft durch mehrere Perfonen beforgt werde, 
und der Herzog werbe „foldhes ſchon durch verftändige Perfonen in Gna— 
den zu verhandeln mwiffen.“ Hier hatte der Ausfchuß recht; allein Chris 
ſtoph gab nicht nad. 

22) Herzog Chriſtoph machte wieder am Rande der Eingabe zu 
jedem einzelnen Punkte feine eigenhändigen Bemerkungen, forderte aber 
noch darüber Beriht vom Dberrathe, Diefer flimmte (3. Febr. 1567) 
allen feinen Bemerkungen bei, und in biefem Sinne mwurbe dann dem 
Ausſchuſſe geantwortet. Einige von jenen Bemerkungen Ehriftophe 
find abgedrudt bei Gerfillaher Sammlung ꝛc. Bd. I. Einl. ©. 100 ff. 

23) Die andern Punkte bezogen fih auf die Einführung des Landrechts 
auf der Univerfität (f. unt. ©. 233 Note 1f.), auf ein unftatthaftes Rath» 
geben der Amtleute (ſ. $ 41.), einen Zufaß im Titel von den Einfind- 
fchaften (diefer wurde auch in das Landrecht aufgenommen und bildet den 
legten $ des genannten Titels); ferner auf einen Zufag im Publifas 
tionspatente, welcher demfelben auch beigefügt wurde (es ift die legte 
Periode deffelben), einen Zufag im Titel vom hinterfälligen Bermögen, 
der ebenfalls in das neue Landrecht aufgenommen wurde, und endlich auf 
eine Bitte in Beziehung auf Lofungen (es folle das Landrecht dem über 
die Landesordnung Befchloffenen gemäß "geändert werben), und auf bie 
Snftruftion der Amtleute. 

24) Der Herzog feßte hier bei: „Placet und daß durch die Gericht 
folches gefchehe, damit nit ain jeder barbei zu feyn getrungen mag werben, 
wie in Abhörung der Landesordnung.“ Die Landesordnung wurde nämlich 
bei den Rügegerichten verlefen, bei welchen jeder Bürger erfcheinen mußte. 
Diefen Zwang wollte Chriſtoph mit Recht beim Landrechte ausfchlie- 
gen, und auch die Räthe fiimmten ihm bei. Der Ausihuß bat außerdem 
noch, der Herzog möchte das Landrecht und die Landes- und andere Ord⸗ 
nungen fo druden laffen, daß fie öffentlich feil gehabt werden, und Jeder, 
der es begepre, ein Eremplar zu faufen und zu leſen befommen könne 


Wächter, Württ. Brivatr. I. 18 
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hatte der Ausſchuß über die lateinifchen Worte nichıs mehr 
zu bemerken. Allein nun machte ihm noch dag Deutſche 
einiges Bedenken. Er meinte, „der Entwurf des Landredts 
fey mit etwas fcherpfferem Teutich, als e8 der gemein einfältig 
Mann gebrauche, begriffen, auch enthalte es zu lange Perio: 
den und fonften auch Sachen, fo bei den Einfältigen etwas 
ungewohnt feyen; defhalb bitte er, der Herzog wolle dafielbe 
in ein einfältig gebräuchig Deutſch und unterjchiedlihe 
abgetheilte Satzungen wohlverſtändlich alſo bringen laſſen, 
damit es männiglich verſtehen könnte; wenn aber der Herzog 
mit DBeränderung des Deutichen Bedenken hätte: fo möchte er 
doch in Betracht, daß das Landrecht an ihm felbft lang, aus 
den drei letzten Theilen einen kurzen lautern und verftändlihen 
Auszug in gewiffe Neguln begreifen und felbigen jedes Jahr 
in den einzelnen Orten verlefen und den Unterthanen wohl 
einbilden laffen.“ Weder auf das Eine, noch auf das Andere 
ging der Herzog ein. Ihm fchien das Landrecht Deutſch ge 
nug 3, und einen authentifchen Auszug aus Demfelben zu ma 
chen, hielt er mit Recht für mißlich 26, 

| Auch diefen Entfcheidungen fügte fi am Ende der Aus 
fhuß, und die Verhandlungen wurden (Febr. 1567) mit einem 
Abſchiede gefchloffen, in welchem der Herzog zufagte, das de 
fchloffene dem Landrecht einverleiben Laffen. 





(es fcheint dieß alfo beim erften Landrechte nicht der Fall geweſen zu 
feyn). Chriſtoph fehte bei: „Iſt billig.“ 

25) Der Herzog bemerkte auf dem Rande der Eingabe: „es iſt nun 
mehr Teutfch genug, dabei es bleibt, damit nit barbarismi darinnen 
khommen.“ Schon früher hatte Chriſtoph eine völlige Anordnung Mt 
Saffung und Sprache mit der richtigen Bemerkung abgefchlagen, „daß die 
materia, das teutfch fey gleich, wie es wolle, ohnediß nicht Jedermann 
befannt und verftändlich feyn werde.” 

26) Der Herzog bemerkte auf dem Rande: „ift nit thunlich, würde Al 
unrichtigkeit bringen, wa einer fih des Außzugs, der ander des Terts des 
Landrechts wollte behelpfen.” Die Räthe fiimmten auch bei. Wollen, 
fagten fie, die Amtlente für fich felbft einen Auszug machen: fo fonnen 
fie es ja thun. 

27) In einer Eingabe vom 17. Febr. 1567. Doch fügte er, mas bie 
Sprache betrifft, bei: „wiewohl es ein gut und hochnüzlich Werk gemein 
wäre, das Landrecht in ein gut, gemein, einfältig teutfch zu bringen.“ 
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Man Ichritt nun zum Drucke des neuen Landrehts 8, und 
nach defjen Beendigung erhielten Landhofmeifter und Näthe den 
Auftrag, einenf.g. Memorialzettel zu entwerfen, d.h. die 
Punkte aufzufegen, über welche nach den früheren Bejchlüffen 
die einzuberufenden Amtleute und von dieſen die Unterthanen 
befonders belehrt werden follten 9. Nachdem auch diefes Ge: 
ſchäft mit dem Ausfchuffe in Ordnung gebracht war 30, wurden 
die Amtleute auf den 6. und 8. Auguft mit je zwei Gerichts: 
perjonen nach Stuttgart berufen, und über die im Memorial: 
zettel berührten Punkte belehrt. | 

Das neue Landrecht, welches unter dem Titel: „Des Für: 
ſtenthumbs Würtemberg gemein Landtredt, in 
vier Theil verfaßt. 1567“ erfchien 3, und am Schiuffe vom 
4. Suli 1567 datirt ift 3%, follte, wie aus dem bisher Ausge— 
führten erhellt, feine durchgreifende Revifion des erſten Land: 


— — _ 





Kur wegen der Loſungen trägt er noch einen beſondern Wunſch vor, von 
welchem unten. $, 44. noch die Rede feyn wird. 

28) Zu Grunde gelegt wurde ein Eremplar des Landrechts, in welches 
alle Zufäge und Aenderungen, zum Theile von Chriſtophs eigener 
Hand, an den betreffenden Orten eingetragen waren; nad Demfelben 
wurde ein zweites Eremplar des I. Landrechts durceorrigirt, und von 
Diefem der Abdruck gemacht. Das legtere Eremplar befindet fih auf 
dem 8. Staatsarchive, das erflere auf der K. Fehl Bibliothek zu 
Stuttgart. 

‚ 29) Er ift abgedrudt in Rieckes Samml. u Gerichtsgefl. Th. I. 
S. 421-23. 

30) Der Heine Ausſchuß trug darauf an, zum Belehrungsacte auch noch 
das Hofgericht, die Juriftenfacultät und die gelehrten Advocaten fommen 
zu laffen, „damit auch fie einen Haren Berftand bon der Sade fallen 
mögen!” Allein mit Recht lehnte der Herzog diefes Anfinnen, dag von 
den Gelehrten fehr übel aufgenommen worden wäre, ab. 

31) Es wurde jedem Amtmann ein verfiegeltes und vom Herzog unters 
fohriebenes Eremplar für die Amtsſtadt mitgegeben , in die Dörfer da= 
gegen ein unbeftegeltes und nicht unterfchriebenes geſchickt, indem, wie die 
Räthe meinten, „wenn Die in den Dörfern Zweifel hätten, fie in die 
Amtsftadt gehen, und dort das Driginal befichtigen follen.” Außerdem 
wurde dem Hofgeriht und der Univerfität das Landrecht noch beſonders 
publicirt. 

32) Bon diefem Landrecht von 1567 (die erfte Ausgabe hat 390 Sei- 
ten Folio) erſchienen fpäter noch drei Auflagen, die Eine mit Beibebal- 
tung der Jahreszahl 1567 aber, mit abweichenden — — (345 SS. 
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rechts bilden, fondern hauptſächlich nur die Spradye deffelben 
verdeutlihen, den Sinn in einzelnen Punkten genauer erfla: 
ren, und das Berhältniß des neuen Rechts zum alten Rechte 
im Sinne der früheren Declaration näher beftimmen. Hieraus 
fchon ergibt fi, daß es in den Grundfägen wenig vom erjten 
abweicht. Die Hauptabweihungen find folgende $: im erſten 
(prozeffualifchen) Theile ift ein fehr langer Titel über den Ge: 
fchäftskreis des Stadtſchreibers (ſ. $ 42) beigefügt; auch find 
die Gebühren, welche der Stadtjchreiber beziehen kann, theils 
näher beftimmt, theils erhöht, in einigen Punkten etwas ver’ 
mindert. Im Uebrigen find die Aenderungen in diefem Theile, 
abgefehen von den oben Seite 266, 267 fchon Bemerften, un: 
bedeutend. Auch ter zweite Theil („von Eontracten vnd 
Handtierungen“) enthält nur wenige Aenderungen. Die haupt: 
fächlichften find fchon oben ©. 267 Mote 10 f. angeführt 
worden. Außerdem famen noch in den Titel von der Marf: 
lojung und in den von der enormen DBerlegung-bei DBerträgen 
je zwei Beifäße, die aber nicht ganz zu rühmen waren %; fer: 
ner wurden die Beftimmungen über den Bermögensverluit bei 
Eheſcheidungen etwas vervollftändigt 5, und im Titel von 
den Eheverträgen einige Aenderungen, welche wegen des über 
die Berfügungen am hinterfälligen Gut Befchloffenen (f. oben 
©. 271, 272 f.) nöthig waren, vorgenommen *. Der dritte 
Theil (von Teſtamenten u. f. w.) enthält außer einigen Ber: 
deutlichungen einen Zufag über den Pflichttheil der, unter dem 
alten Rechte ganz oder theilweife, abgefundenen Kinder (oben 
Note 44). Bedeutender find die Aenderungen und Zufäge im 


Folio), die zweite und dritte mit der erften Ausgabe feitengleich, Tü— 
. bingen 1585 und 1591. Der Memorialzettel ift keiner diefer Ausgaben, 
auch nicht der erften, beigefügt. Eine fünfte Ausgabe des zweiten Land— 
rechts enthält Rieckes Samml. d. Gerichtsgefi. Th. I. S. 168-420. 

33) Die Bergleihung zwifchen den beiden Landrechten wird num fehr 
erleichtert durch die Ausgabe von Riede, indem Derfelbe beim Abvrud 
des zweiten Landrechts in den Noten die Abweichungen des erften angibt. 

34) ©. die Noten 447—450 im I. Theile der angef. Samml. der Ge— 
richtsgeſſ. ©. 304 f. und unten $ 44. Note 10, 14. 

35) ©. die Note 513 im 1. Theile der angef. Samml. ©. 332. 

36) ©. die Note 508, 509 a, a. DO. ©. 330. 
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vierten Theile. Großentheils betreffen fie das Berhältniß 
des alten, vor dem erſten Landrechte beftandenen, Rechts zum 
Landrechte. In dieſer Hinficht fügte man die ſchon oben 
©. 270 f. berührten tranfitorifhen Bejtimmungen bei; be: 
ftimmte das Verhältniß des Landrechts zu den alten Gebräu: 
chen im Sinne der Declaration noch etwas fchärfer, und hob 
namentlich beim Erbrecdhte der Gatten und Kinder beftimmter 
heraus, „daß der Zodfall und nicht die eheliche Verpflichtung 
angejehen, und den Erbfall bringen foll“, d. h. daß nicht nach 
Dem Rechte, welches zur Zeit der Eingehung der Ehe galt, 
zu enticheiden jey, fondern nad dem Rechte, welches zur Zeit 
des Todes des’Erblaffers gerade gelte 7. Dabei wurde die 
oben ©. 252 angeführte VBerpflihtung aufgehoben. Die Aen— 
derungen und Zufäße in den nicht franfitorifchen Punk: 
ten betreffen 4. genauere Beftimmungen über das Verlaſſen— 
Ichaftsinventar 8 und den Boraus des Ehemanns 39; 2) weſent— 
lich andre Beftimmungen über Bezahlung der ehelichen Schulden®®, 


37) ©. die Noten 545, 546, 548, 549 a. a. O. ©. 366, 367, 368 ; 
ferner die Noten 563, 566, 569, 571, 603, 607, 612, 614 a. a. O. 

33) Zweites ER. ©. 332 f. f. au oben Note 16 u. $ 37. Note 7a. 

39) Der Zufuß betrifft den Boraus eines Bauern oder Fuhrmanns in 
Hinfiht der Pferde, Ochſen, Wagen ꝛc. ©. Riecke a. a. DO. 372, 378 
Note 557, 574. Derfelbe Zufat fteht jedoch fchon in der 2. Ausg. des 
erften Landrechts, wenigftens nach Harpprechts Behauptung. ©. ob. 
$ 36. Note 19, 

40) Hierüber beftimmt das zweite IR. S. 321—24 für den Fall einer 
Finderlofen Ehe: von beiden Eheleuten gemachte Schulden follen zunächft 
aus der Errungenfhaft („von dem gemeinen, in folder Ehe durch 
beide Ehegemächt errungen und gewunnen gut”), und wenn biefe nicht 
reicht, aus des verftorbenen Gatten Sondergut bezahlt werden. (Brgl. 
oben ©. 247). Hat aber der eine Gatte die Schuld allein, und nicht zu 
gemeinfchaftlihen Zweden gemadt: fo foll fie aus feinem Antheile 
von der Errungenfchaft („nit von gemeinem, fondern des lebenden — 
Weibs oder Manns — Theil errungenem vnd gewunnenem, fo da tft 
der halbe Theil des ganzen errungen Guts), und wenn biefer nicht 
reicht, aus feinem Sondergute bezahlt werden. Diefe Ießteren (Privatio- 
oder Sonder-J)Schulven befchreibt das L.R. beim Manne fo: melde er 
„allein, ohne des Weibs Zuthun mit böfem, üppigem, verthuerifchem Leben, 
als Pankethiern, Zechen,, Spilen u. dgl. ober auch böfe ſträfliche Mip- 
handlungen außerhalb ordentlicher Haushalt verurfacht ; beim Weibe fo: 
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' über die Theilung der Errungenschaft! und über den Erſatz für 
Berminderung des Gonderguts der Gatten wegen ehelider 
Zwecke (ebel. Einbuß)?? bei Finderlofer Ehe, welche fchon 
eine ſchärfere Durchführung des Princips der particulären 
Gütergemeinfchaft enthalten. Auch wurde der Umfang der 
Errungenfchaft verengt, jomit dag, was zum Gondergut ge: 
hört, erweitert #, 3) wurde die $ 57. bei Note 7 angeführte 
Beitimmung mit Recht modificirt #%, 4) ein neuer Titel über 


welche fie „mit unordentlichem, verthunifchem, ſelbs eignem Pankethieren 
oder begangenen fträflihen Handlungen außerhalb nothmwenpiger 
Haushaltung“ machte. 

41) Dem überlebenden Gatten ſoll bei kinderloſer Ehe vor ber Eb— 
theilung die Hälfte der Errungenschaft zugetheilt werden, und blos bie 
andere Hälfte als Nachlaß des Berftorbenen in die Erbtheilung kommen. 
Il. Landrecht. ©. 324, 327, 329 und die Noten 556, 558, 564, 570 in 
Rieckes Samml. der Gerichtsgeſſ. Th. I. Vrgl. oben ©. 270 u. $ 31. 
Note 13 a. €. 

42) Iſt vom Beibringen oder fonftigen Sondergut des überlebenden 
Gatten während der Ehe etwas verzehrt worden zum Nuten oder Not 
durft gemeiner Haushaltung: fo kann er bei Einderlofer Ehe Erjag aus 
der Errungenfhaft, und wenn bdiefe nicht reicht, aus dem Gender: 
gut des verfiorbenen Gatten verlangen (Vrgl. ob. ©. 247). Keinen 
Erfaß befommt er für Das, was durch Zufall abhanden kam oder durd 
feine Berfhmwendung. IA am Sondergute des Berftorbenen eim 
Einbuß vorhanden : fo foll diefelbe, wenn nicht Zufall oder Schuld did 
Berftorbenen fie veranlaßte, aus der Errungenfchaft, fo weit fie reiht, 
gedeckt werden. Für den Fall, daß die Errungenfchaft nicht reicht, bleibt 
fie ungededt (der überlebende Gatte hat von dem Seinigen fie nicht theil— 
weife zu deden), und bildet eben einen Ausfall an der Erbſchaft. Zrgl 
II. L.R. ©. 323, 324 und oben $ 37. Note 13. 

43) Das Sondergut der Frau, im Gegenfage zur gemeinfcaftligen 
Errungenfchaft, wird im 1. ER. Th. IV. ©. 322 (Riede a. ad. 
©. 370) fo befchrieben: „alles jr zugebracht Heuratgut, fammt dem 
jenigen, fo fie neben dem Heurathgut in ander Weg gehabt oder von 
irer ini ererbt, oder fonften jr vermacht, verfhafft omd 
jreinig vnd allein und nit von des Mannes wegender 

‚gabt (gefhenft) worden, vnd fie dergeftalt überlommen hat, es were 
auch an liegenden Gütern oder Baarfıhaft geweſen.“ Allein an den 
andern Stellen, welche des Sondergutes der Gatten erwähnen (Th. Il. 
©. 263 und bei der Befchreibung des Sondergutes des Manns Th. N. 
©. 326; Nicde ©. 326, 372), wurde eg vergeffen, die Aenderung auch 
einzutragen, und hier blieb die Beftimmung des erften Landrechts ſtehen! 

44) Die Dauer des Nießbrauchs foll bei Eingehung einer zweiten Ei 
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das Erbrecht und das Berfügungsrecht am hinterfälligen Ber: 
mögen (oben ©. 274) und 5) ein neuer Titel über den Fall 
beigefügt, wenn beide Gatten aus früherer Ehe Kinder bei: 
brachten und fie in der neuen Ehe auch Kinder zeugen. Hier 
follen die Kinder der legten Ehe den Theil der Errungenfchaft 
der letzten Ehe, welcher nad) ©. 250 Wr. IV. an die Kinder 
fällt, vor ihren Halbgefchwiftern zum Voraus befommen #, 
Endlich wurde noch 6) der legte Titel — über Einfindfchaften 
— umgearbeitet und ſehr vermehrt 35%, im Uebrigen aber das 
Erbrecht, wie e8 im erften Landrechte beftimmt war, unver: 
ändert beibehalten. 


G. Gerichtsverfaffung in diefer Periode, Dritte und vierte 
Hofgerihtsordnung. 


$ 39. Die Gerihtsverfaffung blieb in diefer Periode 
im Wefentlichen, wie fie in der vorigen beftand. Nur in der 
Competenz traten einige Aenderungen ein. Die einzelnen 
Städte hatten, wie früher gezeigt wurde ($ 14. $ 19. N. 8), 
Büttelgerihte, Kleingerichte, volle Gerichte, wi: 
chen aber oft in der näheren Beitimmung der Competenz diefer 
Gerichte unter fi) ab. In diefer Hinficht fuchte fhon Eber: 
bard im Bart in der erften LandesD. eine fefte allgemeine 
Beftimmung zu geben. Er feste feft: Sachen bis 5 Schilling 
Heller jollen vom Büttel, Saden von mehr als 5 Schilling 
bis A Pfund vom Amtmann allein, Sachen von mehr als 1 
Pfund bis 10 Pfund vom Amtmann und der Mehrzahl des 


nicht mehr von der Zuftimmung der Kinder und deren Berwanbten zu 
ver Ehe abhängen, fondern der Gatte bei der zweiten Ehe den Nieß- 
brauch behalten, wenn er zur Ehe fihritt entweder „mit gut anfehen 
und vorgehabter Bergleichung der Kinder, vom verftorbenen Bater oder 
Mutter nechften Freunden, oder auch für ſich ſelbs doch ehrlich und 
ohn der Kinder Narhtheil”, worüber tas Gericht im Zweifelsfalle zu er: 
fennen hat. N. Landr. ©. 344, 345. Außerdem wurde noch in Hinficht 
des peculium adventitium ein Zufag gemacht (f. Niedes Samml, der 
Gerichtsgefl. Th. 1. Note 591), und die Loſung der hinterfälligen Fahr— 
niß eingeführt (Note 561 a. a. D.) 

45) 1. Landrecht ©. 351 ff. 

46) U. Landrecht ©. 381— 387, vrgl. and oben Note 23. 
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Gerichts, noch bedeutendere Sachen vom ganzen Gericht ents 
fchieden werden. Indeſſen fcheinen die Städte mehr an ihre 
alten Statuten als an die L.O. hierin ſich gehalten zu haben, 
und das Landrecht änderte in den genannten Punkten wejent: 
lich die Beitimmungen Eberhards. Die Stadtgerichte, bejegt 
wie in der vorigen Periode, follen nad) dem Landrechte in der 
vollen Berfammlung über alle Sachen richten, welche 5 Pfund 
Heller überfteigen. Geringere Sachen gehören durchaus vor 
das Kleingeriht (Amtmann und vier Nichter), und das 
Büttelgericht wird ganz ausgefchloffen !. Sn den Dörfern muß 
ftet8 das volle Gericht zu Gericht fißen?. Die Appellationen 
an die DOberhöfe blieben im Ganzen, wie in der vorigen Pe— 
riode. Nur wurde die appellable Summe etwas geändert. 
Auch trat allmählig eine Befchränfung der Oberhöfe für die 
Dörfer auf das Gericht der Amtsftadt, für die Städte des 
ganzen Landes auf die Stadtgerichte Stuttgart und Tü— 
bingen ein. Zwar find im erften und zweiten Sandrecht noch 
nicht — wie dieß im dritten L.R. der Fall ift — Stuttgart 
und Tübingen für die einzigen Oberhöfe des Landes erklärt. 
Allein fchon die erfte Bauordnung (1567) beftimmt für Uns 
tergangsfadhen, daß die Berufung vom Ötadtuntergange 
an das volle Stadtgericht und von dieſem bei den Städten 
„unter der Staig“ an das Stadtgericht Stuttgart, bei den 
Städten „ober der Staig“ an das Gtadtgeriht Tübingen 
gehen folle?. Das Berhältniß des Hofgerichts und des Kanzlei: 


1) I. u. II. Landr. Th. I. Tit. Bon Tpeilung des Gerichts, in Niedes 
Samml. d. Gerichtsgefl. Th. I. ©. 218. Einen Ausfhuß der Stadt» und 
Dorfgerichte bildet das „Waifengericht”, vrgl. oben ©. 107. 

2) Eine Beſchränkung der Competenz der Dorfgeridhte enthalten die 
beiden erften Landrechte nicht. 

3) Fetzer Theorie der altw. Juſtiz- und Gerichtsverfaflg. Stuttg. 1805 
©. 31 ſchreibt diefe Eintheiluing der Oberhofsfprengel erft der zweiten 
Bauordnung vom J. 1669 zu, datirt fie alfo um Hundert Jahre zu 
fpät. Dagegen fept fie C. Schüs Der württ. Civilprozeß ıc. Tüb. 1831 
©. 37 ſchon in die Mitte des XV. Jahrhunderts, alſo wohl um hun- 
dert Jahre zu frühe. Zwar kommt fehon im J. 1402 der Ausprud 
„ob der Staig zu Stuttgart”, und im 3. 1447 die Eintheilung in Ober: 
land und Unterland in Urkunden vor, aber nicht in Hinficht auf Gerichte: 
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gerichts ? blieb im Wefentlihen unverändert. Nur machten die 
neuen Beitimmungen, melde das Landrecht über das Ver: 
fahren in I. und II. Inſtanz enthielt, Aenderungen an der 
Hofgerichtsordnung nöthig. Eigentlih Hätte man die Hof: 
gerichtsordnung nunmehr ganz entbehren Eünnen, wenn man 
nur wenige Titel über den Hofgerichtsprozeß dem Landredht 
einverleibt hätte. Allein man fand dieß ungeeignet, und fo 
trugen die ©. 233 angeführten drei Räthe in dem dort bes 
rührten Berichte ſchon bei der Bearbeitung des erften Land: 
rechts im J. 1554 darauf an: „die alte Hofgerichtsordnung 
zur Dand zu nehmen, wo nöthig zu beilern, und bejonders 
auf das Landrecht zu bdirigiren.“ Der Auftrag hiezu wurde 
dem Hofrichter von Plieningen und drei Näthen gegeben, 
ihre Arbeit dem Hofgerichte und der Kanzlei mitgetheilt, und 
nach der Genehmigung des Herzogs im Jahr 1557 durch den 
Druck befannt gemacht. Diefe dritte vom 26. April 1557 
datirte Hofgerichtsordnung, bei welcher, wie auch bei den früs 
heren, die Landitände nicht gehört wurden, und wieder der 
Herzog fih, als dem Landesfürjten, Fünftige Aenderungen und 
Erklärungen vorbehält, weicht übrigens nur in wenigen Punften 
von der zweiten ab’. Auch hat fie noch diejelben, dag materielle 


barfeitsverhältniffe. Die Eintheilung felbft beftimmte fih nach den ſüdlich 
und weftlich bei Stuttgart gelegenen Bergen : Bopfer, Weinfteig — von 
welcher die Eintheilung den Namen hat — und Hafenberg. Der füdlicye 
aufwärts von bdiefen Bergen gelegene Theil des Landes hieß das Land 
ob der Staig oder Dberland; der andere nördliche das Land uns 
ter der Steig oder Unterland. Die Abtheilung der Städte und 
Aemter nah diefer Eintheilung f. bei Breyer Elem. jur. publ. Wirt. 
ed. 2. $ 57. 

4) Ueber Diefes f. befonders die Kanzleiorbnung von 1553 (Handſchr. 
auf der öffentl. Bibliothek: in Stuttgart. MSS. jur. nr. 77.). Darüber, 
daß ein Theil der geifilligen Sachen in dieſer Periode an das 
Kanzleigeriht kam f. $ 33. 

5) Die Aenderungen betreffen hauptfächlih die appellable Summe (ſ. 
unten), die Appellationsformalien, die Zitel über Pofitionen und einige 
Strafen. — Die dritte Hofgerichtsorpnung erfehien unter dem Titel: 
DesFürftentyumbsWürtemberg hieuoraußgangenpnnd 
jeso von newem gebefferte vnd gemehrte Houegerichts— 
ordnung, wie eg künfftiglich in den Händeln, an daſſel— 
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Necht betreffenden Titel, wie die zweite®, nur mit einigen, 
durch das Landrecht beftimmten, Aenderungen und mit Weg: 
laſſung des Titels über Inteſtaterbfolge, indem fie ftatt deffen 
mit Recht auf das Landrecht verweist. 

Nach der Publication des zweiten Landredhts fand man 
eine neue Revifion der Hofgerichtsordnung nöthig.e Sie fam 
aber erft unter Herzog Ludwig zu Stande. In diefer vier: 
ten, unter dem 46. Januar 4587 publicirten, Hofgerichtsord: 
nung wurde an der dritten ziemlich Vieles, befonders in 
der Anordnung, geändert 7, Gie ijt in drei Theile (I. von 
‚Derfonen, fo zum Hofgericht gehören und daran zu thun ha— 
ben; 1. Bon des Hofgerichts Jurisdiction zc. II. Wie in 
Appellationsfachen ... gehandelt werden foll) abgetheilt. Die 
Theile zerfallen in numerirte Paragraphen. Was die dritte 
Hofgerichtsordnung noch vom materiellen Rechte berührt, ift 
in der vierten weggelaffen, mit Ausnahme eines in Manchem 
geänderten Titels über Naufhändel und Injurien. Dagegen 
it ein Titel von Erbverzichten der Frauensperjonen, welcher 


big erwachſend gehalten werden folle. 1557. (77 Seiten EL 
501.) Ihre Anordnung und Abtheilung in nicht numerirte Zitel und $$. 
it durchaus die der zweiten Hofgerichtsordnung. Einen Abdruck derfelben 
enthält nun Riedes Samml. der Gerichtsgefl. Th. I. ©. 98 bis 156. 

6) S. oben ©. 95. Freilich wurde hier nicht alles gehörig auf das 
Landrecht „dirigirt.” Vrgl. 3. B. die Stelle in Riedes Samml. der 
Gerichtögefl. Th. I. ©. 145 unten mit ©. 381. 

7) Ihr Zitel if: Des Fürſtenthumbs Würtemberg hievor 
außgangen und jeßo wiederumb von newem gebefferte 
ond gemehrte Hoffgerichts-Ordnung: wie es fünfftiglid 
in denen Händeln fo daran erwachſen, gehalten werden 
folle. Stuttgart 1587. Fol. 104 SS. An ihrem Schluffe und am 
Schluffe der Vorrede hat fie das Datum 16. Januar 1587. Riecke gibt 
in feiner Sammlung der Gerichtsgefege mit Recht keinen befondern Ab- 
druck derfelben,, indem fie beinahe durchaus mit der neueften (fünften) 
Hofgerichtsorbnung v. 1654 übereinftimmt. Er feste daher blog dem Ab- 
drude der Letztern a. a. DO. Th. I. ©. 460— 547 in den Noten die Ab- 
weichungen der vierten bei. Die IV. 9.6.09. if aud, wie Weiffer an 
führt, abgedrudt in Saur Fasc. judiciarii ordin. etc. Francof. 1589 fol. 
P. I. fasc. 3. p. 47 f. Auch bei der IV. H.G.O. wurde die Landſchaft 
nicht gehört. Die Revifion beforgten einige Räthe und die Juriſten— 
facultät. 
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fich ſchon in einem Anhange zur zweiten Hofgerichtsordnung 
findet, am Ende des IH. Theil aufgenommen ®. 

Nach diefer vierten Hofgerichtsordnung fol das Hof: 
gericht, welches hier au jüngftes Gericht genannt wird, 
beitehen aus dem adlichen Hofrichter (Vorſtand, jedoch mit 
Stimmredht) und zwölf Beifigern, genommen aus den ade- 
lichen Rüthen, Obervdgten oder andern Dienern (die fpäter 
ſ. 9. Adelsbanf), den Doctoren des Nechts (die fpäter f. g. 
Gelehrtenbandh)?, und aus der Landfhaft (die Land: 
ſchaftsbank) !", Zur Faffung eines Endurtheils find wenig: 
ftens 8 Affefforen (nad) der II. H.G.O. nur 6) nöthig. 

Die Beftimmung des Hofgerichts blieb diefelbe, wie fie 
von den früheren Ordnungen ($ 25.) feftgefegt war; nur in 
Hinſicht der appellablen Saden traten einige Aenderungen 
ein. Allein bierin weicht die dritte HofG.O. auf eine auf: 


— — — 


8) S. Riecke in ſeiner Samml. der Gerichtsgeſſ. Th. J. S. 154. 

9) Dieſe wurden beſonders genommen aus den gelehrten Oberräthen 
und andern nichtadelichen Dienern, welche Doctoren waren, und aus den 
Profeſſoren der Juriſtenfacultät. Namentlich führte vom Ende des XVI. 
Jahrhunderts an beinahe unausgeſetzt ein Mitglied der Inriſtenfacultät 
(meiſt der Lehrer des Prozeſſes) das erſte Votum, und war in den Sa— 
chen, in welchen nicht die Facultät das Urtheil erſter Inſtanz an die Hand 
gegeben hatte, gewöhnlich Referent. Die letztere Stelle verſahen z. B. 
vom Ende des XVI. Jahrhunderts an bis zur Auflöſung des Hofgerichts 
im Jahre 1806 nach einander folgende Profefioren: Joh. Sigwart, 
30h. Hohmann, 30h. Halbritter, Heinr. Bocer, Joh. Ulr. 
Rimelin, Joad. Wibel, Wolfg. Ad. Lauterbach, Burkh. Bar- 
dili, Ferd. Chſtph. Harpprecht, Gabr. Schweder, Mid. Graf, 
Geo. Frid. Harpprecht, Wolfg. Ad. Schöpff, Gottfr. Dan. Hoff— 
mann und Sixt. Jac. Kapff. Ueber die Führung des erſten Votums 
war aber oft Streit zwiſchen der Facultät und den Regierungsräthen. 
Indeſſen gelang es deu Letzteren nur einmal auf wenige Jahre (1731 bis 
1734), die Facultät aus dem Beſitze zu ſetzen. Eb. Frid. Mofer Real— 
inder und Auszug der H.G.O. ꝛc. Stuttg. 1772. 8. ©. 329-334. 

10) Die Mitglieder der Landfchaftsbant waren meift Städtebürgermeifter, 
welche nicht immer ſtudirt hatten. Die Zahl der Mitglieder ver verſchiedenen 
Bänke mußte nicht gleich feyn, und wurde auch vom Herzog häufig fehr 
verfchieden beftimmt. So waren es z. B. im 3. 1614 4 vom Abel, 5 
Gelehrte, 3 von der Landſchaft; im 3. 1743 3 vom Adel, 6 Gelehrte, 3 
von der Landſchaft. 
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fallende Weije vom erften und zweiten Landrechte ab, fo daß 
eigentlich in diefen Punkten durch die dritte (ohne Theilnahme 
der Stände gegebene) H.G.O. von 4557 das erite Landrecht, 
und dur das zweite Landrecht von 1567 wieder die HofG.O. 
geändert wurde! Nach dem erften Sandredte nämlich foll bei 
Sachen von 10 Pfund Hellern oder weniger feine Appellation 
von den Stadtgerichten, von den Dorfgerichten jedoch bei Sa— 
chen von 5 Pfund bis 10 Pfund eine Berufung an das nächft 
obere Stadtgericht zuläffig feyn, bei Sachen über 40 Pfund 
bis unter 20 Pfund die Berufung an die Oberhöfe („an fein 
gebührend Dbergeriht‘), und bei Sachen von 20 Pfund oder 
mehr oder folchen, welche Ehre, Grundlaften u. dgl. berreffen, 
nach der Wahl der Appellirenden die Berufung an den Ober: 
hof oder an das Hofgericht gehen. Allein die HofG.O. v. 1557, 
obwohl fie „auf das Landrecht dirigirt“ werden follte, feßte 
ftatt der 10 Pfund Heller, welche das Landrecht hat, „AO 
Gulden“, und ftatt der „zwanzig Pfund Heller des 
Landrechts „Fünfundzwanzig Gulden.“ Das zweite Lands 
recht aber fett wieder die AO und 20 Pfund Helter des eriten 
Landrechts, combinirt dieß aber auf eine wunderliche Weife 
mit den 25 fl. der HofG.O. Denn nah ihm ſoll in Sachen 
„unter zwanzig Pfund Heller“ an den Oberhof, in Sa— 
chen aber von fünfundzwanzig Gulden oder mehr an 
den Oberhof vder an das Hofgericht appellirt werden !!, und 
- auf diefe Beftimmung des zweiten Landrechts verweist dann 
die vierte HofG.O! 

Evocationen an ausländifche Gerichte ($ 16.) blieben, wie 
nach früherem Rechte, verboten. Verſucht wurden fie oft, be= 
fonders bei dem Faiferlichen Hofgerichte in Rotweil, und diejes 
fohritt meift bei foldyen Evvcationen gegen den Württembergi- 


11) Appellationen von einem Untergang an das Hofgeriht unterfagt 
bie zweite 9.G.D. Dieß gab zu manden Zweifeln Beranlaffung, welche 
im J. u. II. Landrechte und in der 111. H.G.O. dahin gehoben wurden: 
daß man nur niht unmittelbar vom Untergang an das Hofgerict 
appelliren, wohl aber, wenn man von bdemfelben an das Stabt- ober 
Dbergericht gegangen ſey, von deffen Entſcheidung fih an das Hofgericht 
berufen könne. 
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hen Unterthanen ein, und fuchte, wenn er der Ladung nicht 
Folge leiftete, durch' die Achtserflärung gegen den Ungehor: 
famen den Auflagen Nachdruck zu geben. Deßhalb ließen fid) 
die Herzoge häufig, befonders bei einem Regierungswechſel, 
die alten Privilegia de non evocando vom Kaijer erneuern, 
verboten den Unterthanen bei Strafe (zZ. B. in den beiden 
Landrechten, den Hofgerichte: und in den Landesordnungen) 
Evocationen an fremde Gerichte zu verfuchen, und unterfagten 
‚ihnen auch, fih an fremde Gerichte evoeiren zu laflen. Allein 
Berbote und Privilegien fcehüßten nicht genug gegen die Ein: 
griffe des Faiferlihen Hofgerichts zu Rotweil, und der Un: 
fug, den Daffelbe iu diefer Hinficht fich erlaubte, ging fo weit, 
daß der Herzog ſich gendthigt fand, zum Schuge feiner Unter: 
thanen einen eigenen Procurator in Rot weil zu halten. Diefer 
mußte vor dem Hofgerichte dafelbit, wenn ein Württ. Unterthan 
vor dafjelbe geladen wurde, die Württ. Privilegien geltend machen 
und die Sache abfordern. Drang er aber mit diejer Forderung 
nicht dur — was gewöhnlich der Fall war — oder fam er 
zu fpät : fo mußte er, um dem verurtheilten Württ. Unterthanen 
den gehörigen Schuß zu verfchaffen, die Sache im Appellationss 
wege an das Reichskammergericht bringen, und dort den Pros 
zeß auf Koften des Herzogs führen. Diefe Einrichtung 
wurde aber nicht felten.von den Unterthbanen mißbraucht. Gie 
genügten oft den gerechteiten Forderungen der Ausländer nicht, 
und liegen fich wegen derfelben gerne nah Rotweil evoeciren. 
Denn nun nahm fid) der Derrfchaftsprocurator der Sache an, 
brachte fie am Ende an das Reichskammergericht, und vor die: 
jem hatte der böje Schuldner lange Zeit Ruhe. Der Prozeß 
dauerte viele Jahre fort, und— der Herzog zahlte die Koften. 
Dennoch behielt man die Einrichtung auch noch lange in der 
folgenden Periode bei; nur verwarnte man die Unterthanen, 
die Ausländer nicht auf jene Weiſe zu chifaniren ®, 


— 





12) S. Generaltefer. v. 12. Febr. 1581 abgebr. in Rieckes Samml. 


der Gerichtsgeſſ. Th. J. S. 436. 
13) ©. das in Note 12 angef. GR. v. 1581 und die beinahe wörtliche 


Wiederholung Deffelben am 25. Jun. 1613 abgedr. bei Riecke a. a. O. 
Th. 1. ©. 359, 
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Mit dem Verbote der Evocationen und den Pribvilegiis 
de non evocando ift aber nicht zu verwechfeln das reichsver— 
faffungsmäßige Recht der Appellation von den Erfennt: 
niffen der höheren Württ. Gerichte (Hofgeriht und Kanzlei 
gericht) nach gehörig eingehaltenem Inſtanzengange an das 
im Sahr 4495 neu organifirte Reichskammergericht. 
Diefes letztere Recht follte durch die Privilegia de non evo— 
cando in feiner Weile abgefchnitten werden. Zwar wollten 
die die älteren Württ. Juriſten aus einem übel angebrachten 
Eifer für die Freiheiten des Landes in Abrede ziehen. Bur: 
fard  fucht aus zehen, Schöpff ” fogar aus einundziwanzig 
Gründen zu beweifen, daß jenes Necht der Appellation von 
Erfenntniffen Württembergifcher Gerichte durchaus aus: 
geichloffen geweien fey und daß Württemberg fchon von den 
Grafenzeiten her ein privilegium de non appellando illi- 
mitatum gehabt habe, und Breyer !6 wurde ganz böfe, als 
Spittler in feiner Württ. Gefhichte zu bemerken wagte, 
Württemberg habe Fein uneingefchränftes Privilegium de non 
appellando erhalten. — Die Privilegia de non evocando 
bezogen ih gar nicht auf jenes Recht der Appellation an 
das höchfte Neichsgericht, und niemals hatte Württemberg 
in der Grafen: und Herzogszeit — wie Spittler jpäter jehr 
gut nahwies 7 — ein Privilegium de non appellando 


14) Würt. Klecblatt dreier Privilegg. 1730. Kap. XU. GSpittler 
zeigt in der, in der Note 17 angef. Abhandlung fehr gut, daß alle 10 
Gründe falſch find. 

15) Processus appellationis ed. 2. p. 3—5l. Ueberhaupt find alle äl- 
teren W. Schriftfteller, 3. B.Befold, Lauterbach, 3. 3. Mofer x. 
dafür, daß Wurttemberg ein privilegium de non appellando illimita- 
tum habe, der Eine aus diefem, der Andern aus jenem Grunde. Cine 
Hare Urkunde weiß aber Keiner nachzumweifen. Beftritten wurde es, fo 
viel ich finde, in der älteren Zeit blog vom Reichsfammergerichtsaffefior 
Mynfinger (einem Württemberger). Responsa Dec. I. Resp. 8 $ 17. 
Er meint, es ftehe nirgends Etwas davon. 

16) Sreimüthige Betrachtungen über die Spittlerfhe Geſchichte von 
Würt. ıc. ©. 6 f. Vrgl. Deffen Elementa jur. publ. Wirt. Ed. 2 $ 220. 

17) In einer Abhandlung, welche Spittler felbft nicht mehr öffent- 
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erhalten. Ja das (wie es fcheint, auch von Spittler in 
diefer Hinficht überfehene) Privilegium v. 23. Julius 4495 ', 
welches den neuen Herzog gegen das Evociren wiederholt ſchü— 
Ben will, beftimmt ausdrücklich, daß die unterliegende Parthie 
das Recht habe, vom Hofgeriht und vom Kanzleige 
richt an das Neihsfammergeriht zu appelliren! Nur 
eine Beihränfung führte das Landrecht ein. Es verbietet 
den Württembergern, von den höchſten Württ. Gerichten 
an das Reichsfammergericht zu appelliren, ein Verbot, in wel: 
ches die Stände gegen das Intereſſe Derer willigten, die fie 
zu vertreten hatten. Dabei geben aber beide Landrechte und 
ebenfo die dritte und vierte Hofgerichtsordnung — was fie 
beim Mangel eines Priv. de non appellando mußten — 
zu, daß ausländische Parthieen von den Württ. Gerichten 
allerdings an das Kammergericht appelliren dürfen, und hier, 
bei Prozeffen mit Ausländern, räumen fie auch den Württ. 
Unterthbanen das Recht zu einer foldhen Appellation ein, 
wenn ihr ausländifcher Gegner nicht im Voraus von feiner 
Seite auf jenes Recht verzihte , 


ich bekannt machte, die aber num abgedrudt if, in feinen von K. v. 
Wäcchter herausgeg. Sämmtlichen Werfen. B. XU. ©. 41—88. 

18) Nicht das vom 20. Auguft 1495. Die Stelle des Priv. v. 23. 
Zulius f. in Riedes Samml. der Gerichtsgefl. Th. I. ©. 34. 

19) ©. die Stellen bei Riede a. a. O. Th. J. ©. 261. Th. I. 
©. 470, 507 u. 541. — Aber ſelbſt dieſes Recht der Ausländer und 
$nländer wurde in der folgenden Periode durch ein, von Eberhard Lud- 
wig ohne Beirath der Stände erlaffenes,, Geſetz vom J. 1730 aufgeho- 
ben, indem ber Gefeßgeber und feine Publiciften davon ausgingen, daß 
Württemberg ein priv. de non appellando illimitatum zuſtehe. 
(Uebrigens machte Eberhard Ludwig felbft von dieſem Gefege und den 
Beftimmungen des Landrechts und der H.G.O. eine Ausnahme in feinem 
Teftament zu Gunften feiner höheren Näthe, wenn diefe von feinem Nach— 
folger verklagt werben follfen).. Und fo wurde de facto ohne Privilegium 
Corgl. über die vergeblihen Berfuhe, welche zur Erlangung eines 
folhen kaiſerl. Privilegiums gemacht wurden, die angef. Spittlerfche Ab- 
banblg ©. 58, 59) das eingeführt, was nur bei einem Far nachweig- 
baren Privilegium hätte durchgeführt werden follen! Nur in zwei Privi- 
legien finde ich den Ausdruck priv. de non appellando; allein er be- 
zeichnet in demfelben blos die alten priv. de non evocando. Es find die 
Privilegien, in weldhen die alten Privilegien auf Mömpelgard ausgedehnt 
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H. Aufnahme und Wirkungen der Privatrechtd- und Prozeß⸗ 
gefetgebung diefer Periode. 1. Aufnahme derfelben bei der 
Univerfitätz Wirkung und Aufnahme in dem übrigen Lande 
im Allgemeinen. 

$ 40. Daß die allgemeinen in diefer Periode erlafjfenen 
Gefete, Landesordnungen, Landrecht ꝛc., von der Univerfi- 
tät Tübingen nicht günftig aufgenommen wurden, ließ ſich 
erwarten. Sie fah jedes Gefeß, das ohne vorangegangene 
Berathbung mit ihren „Negenten“ und ohne die Zujtimmung 
derfelben der Univerfität zu geben verfucht wurde, für einen 
Eingriff in ihre Privilegien und Corporationsrechte au, und 
der erfolgreiche Widerftand, den fie der Einführung des erften 
Landrehts und der Landesordnungen entgegengefeßt hatte ($ 37.), 
mußte fie hierin beftärfen. Zwar ſuchte Herzog Ehriftopp 
diefen Widerftand wenigftens beim zweiten Landrechte zu 
brechen. Daffelbe wurde ausdrücklich anch auf die Untverfität 
„dirigirt“ d.h. im Eingange werden unter Denen, welche das 
Landrecht zu befolgen haben, nun auch „Rector, Doctoren und 
Regenten der Univerfität zu Tübingen “ genannt, und am 
Schluſſe unter den dem Landrechte widerfprechenden Statuten 
und Gebräuchen, welche hiemit caffirt und aufgehoben feyn 
follen , auch die Satzungen, welche Rector und NRegenten der 
Univerfität früher gegeben haben, angeführt. Zugleich wurde 
. das zweite Landrecht der Univerfität noch befonders zugefchickt, 
mit dem beitimmteften Befehle, es anzunehmen und den aca= 
demifchen Bürgern zu publiciren ! 





werben, v. d. Jahren 1629 und 1725. Auch fieht man aus ber ganzen 
Faſſung des uneingefchränften Privilegium de non appellando, welches 
Ehurfürft Friedrih im 3. 1803 fih auswirkte, daß es dag erite, 
Württemberg ertheilte, Privileginm diefer Art ift. 

1) Schon früher auf dem Landtage von 1565 Hatten die Stände den 
Herzog gebeten, er möchte doch bewirken, daß die Univerfität das Land⸗ 
recht auch halte, Als aber bei den Berathungen über das zweite Land— 
recht der Widerſtand der Univerfität zur Sprache kam: fo meinte der 
große Ausfhuß (30. Jan. 1567), der Herzog folle es bei der Erwähnung 
der, Univ. im Eingange und am Schluffe des Landrechts nicht bewenden 
laffen. Denn es fey „zu beforgen, wo es allein bei jenem Buchftaben 
bleiben follte, daß es geman bei ihnen (ver Univ.) zugeben 
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Allein der academijche Senat jegte feinen Widerftand fort. 
Er erflärte in einem ausführlichen Berichte unter Ausführung 
der jhon oben ©. 262, 263 angef. Gründe, daß er, jo wenig 
er die Landesordnung angenommen habe, eben jo wenig fich 
das Landrecht, das ohne Theilnahme und Zuftimmung des 
Genats gefertigt worden jey, fich aufdringen laſſe?; er erin- 
nert den Derzog an die fundationsmäßige Autonomie der Uni: 
verfität, und meint, die „Auflegung - des Landrechts würde 
überall das Gefchrei erregen, als habe der Herzog der Univer— 
fität ihre Privilegia genommen und den unprivilegirten Land— 
faffen gleich gemacht; daraus dann nichts Anderes, denn der 
Abgang und das DVerderben der hohen Schul erfolgen würde.“ 
Genug, Rector und Regenten gaben nicht nach, erklärten wies 
derholf unter Herzog Ludwig (1574), daß die Univerfität dem 
Landreht und den Landesordnungen nicht unterworfen jey, 
und das Landrecht und die Landesordnungen wurden in diefer 
Periode auf der Univerfität .nicht eingeführt. Ja „Mector, 
Gancellarius, Doctoren und Negenten der Hochichule«“ gaben 
vermöge ihrer Autonomie im Sahre 1586 der Univerfität ein 
neues Inteſtaterbrecht, bei dem fie zwar größtentheils dem 
Pandrecht folgen, aber auch in einigen Punkten bedeutend von 
ihm abweihen 3, und — den Herzog nicht um feine Geneh— 
migung angingen '! | 


möcht.“ Er bat daher, der Herzog möchte „mit allem Ernft” die An» ' 
nahme des Landrechts der Univerfität noch befonders befeplen laffen. — 
Dieß gefchah auch nachdrücklich in dem befondern, an die Univ. erlaffenen, 
PBublicationsreferipte u. A. mit den Worten: „Deßhalb ift Unfer ernftlich 
Befehl, Ihr wollet fol Landrecht anftatt der alten Brauch, welche hie— 
mit aufgehoben und caffirt feyn follen, öffentlich verlefen und publiciren 
mit Anzeig, daß fürohin demfelben gemäflf procedirt, contrahirt, 
teftirt und fuecedirt werben fol.” — Allein vergeblich ! 

2) Er meinte in feinem Berichte, in den Schluß des Landrechts fey die 
Gaffirung der widrigen lniverfitätsftatuten „onzweiffentlich zu mißfang 
hineingekommen, in erwegung, daß ſie, Rector vnd Regenten, nicht darin, 
wie die Prälaten und ain gemaine Landſchaft, conſentirt, ja nie zu der 
Deliberation deſſelben gezogen ... derowegen dann fie, Rector und Res 
genten, ſollich Landrecht nit ſoll oder kann binden, quia quod omnes 
tangit, ab omnibus debetapprobari. 

3) Es wurde im J. 15°9 gedruckt. Im Eingang heißt es: „Auſſer 


Wächter, Württemb. Brivatr. I. 9 
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Im übrigen Lande war die Aufnahme der neuen Gefeb: 
gebung auch nicht durchaus beifällig.. Eine Reihe großer La: 
ſten der Bürger, die in den $$. 27 f. und 52 berührten, wur: 
den durch die Geſetzgebung gar nit zu mildern, und zum 
größten Theile nicht einmal zu regeln gefucht. Auch Fonnten 
die vielen- Befchränfungen, welche die Landes-, Forſt— 
und: andere Ordnungen theild einführten,, theild befeitig- 
ten, feine gute Wirkung machen. Dagegen hatte man 
aber allerdingsseinzeinen Gefegen und namentlid dem Land— 
rechte manches: Wichtige zu danken. Große drtlihe Verſchie— 
denheit- des; Rechts, beſonders in Punften, welche im Leben 
täglich ſich geltend machen, ift ein Uebelftand, der um fo fühl: 
barer wird, je mehr der Verkehr fteigt, und die Berührungen 
der Bewohner verrchiedener Orte lebhafter und häufiger wer: 
deu. Noch in unſrer Zeit empfindet man dieß in Deutſch— 
land im Verhältniſſe der einzelnen Deutſchen Staaten zu ein— 
ander. Wie viel empfindlicher mußte es ſeyn, wenn die größte 
Verſchiedenheit des Rechts in den einzelnen Orten eines und 
deſſelben kleinen Staates herrſchte! So war jedenfalls das 
Landrecht ein verdienſtliches Werk; es gab dem ganzen Lande 
ein gleichförmiges Recht. Dieß erkannte man auch an und 
rühmte es. Dabei bildete das Landrecht auch ſeinem In— 
halte nach einen Uebergang zu manchem Beſſeren. Das 
Recht war früher unſicher, ungenau, auf rohe Grundlagen ge— 
baut; der Willkür der Richter war zu viel, war beinahe Alles 


—. 


hochbewegenden billichen vrſachen haben Herr Rector, Cancellarius, Doe— 
tores vnd Regenten der löbl. Hochſchule zu Tüwingen jhr vorhergehabtes 
Verfangenſchaft-Erbrecht wiſſentlich abrogirt vnd aufgehoben, vnd darge— 
gen ein ander new Erbrecht gantz berahtenlich vnd einhellig bedacht, an— 
geſtellt vnd eingeführt.” Es enthält Beſtimmungen über die Inteftat- 
erbfolge der Ehegatten und Kinder. Hier folgt es ganz wörtlich 
dem Landrecht, jedoch mit den 2 Ausnahmen a. daß es den Termin der 
Snventarifation auf zwei Monate ſetzt, b. daß es bei kinder loſer 
Ehe (ſollte auch der eine Gatte aus früherer Ehe Kinder haben) an ver 
Errungenfhaft dem Manne %, der Frau blos 5 gibt. In Be 
ziehung auf die übrigen Inteftaterbfälle fagt es: — es Rector, Can⸗ 
cellarius vnd Regenten bei der Dispoſition der gem einen geſchrie— 
benen Rechten (alſo des Römiſchen Rechts, und nicht des Landrechts, 
das auch hier in Einigem vom Römiſchen Rechte abweicht) bleiben.“ 
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überlaffen. Ueberdieß begünftigte das Deutjche Necht in der 
Richtung, die es im Mittelalter befonders durch den Einfluß 
der Gewalt immer mehr befam, und bei feinen fchwanfenden 
Principien und feinem Mangel an Schärfe und Beitimmtheit in 
einer nicht zu billigenden Ausdehnung die Einführung bleibender, 
die Perjon und das Grundeigenthbum auf die mannigfachite Weife 
umſtrickender Lajten, die in den verfchiedenften Geftalten ſich 
geltend machten ($ 28. 29. 32.), und die dem jchärferen, bes 
ftimmteren, juriftifchzgebildeteren und für alle Bürger und ihr 
Eigentum in den Privatrechtsverhältniffen von freifinnigeren 
Principien ausgehenden, Römiſchen Rechte großentheils unbe: 
fannt und zum Theile nach demfelben eine Unmöglichkeit wa— 
ren. Freilich war man noch nicht fo weit gefommen, Diefes 
einzufehen, und durch das Römiſche Recht und einen hellern 
Bli und eine größere Theilnahme an der Lage des „armen 
Mannes“ jene Geftaltungen des Deutjchen Rechts mehr ver: 
drängen zu laffen. Es war dieß unfrer Zeit vorbehalten. Als 
fein. jedenfall war durch das Landrecht ein Schritt zum Bei: 
feren gemacht, und eine Grundlage gegeben, durch welche man, 
wenn gehörig auf ihr fortgebaut worden wäre, eine tüchtige 
und fefte Privatrechtsverfaffung hätte erreichen können. Diefes 
aber wollte das Volk nicht recht einfehen. Nicht leicht läßt 
Semand gerne von Dem, in was er fich hineingelebt hat und 
worin er aufgewachjen ift, und das Alte erjcheint Vielen un— 
willkürlich ſchon deßhalb in einem befonders freundlichen Lichte, 
weil fie, als fie es fi) angewöhnten, jung waren. Gchon 
aus diefem Grunde Eonnte fih das Volk längere Zeit nicht 
mit dem neuen Sandrechte befreunden. Befonders war dieß, 
wie fchon angeführt wurde, im Erbrechte und im Güterrechte 
der Ehegatten der Fall, um fo mehr, als hier gerade die- Ge: 
wohnheiten und Statuten am Beitimmteften ſich ausgebildet 
hatten. Dazu Fam noch, daß man hier allerdings Grund zum 
Klagen hatte ($ 37.). Ueberdieß wurde die Einführung ohne 
die gehörige Schonung wohlerworbener Rechte durchgefeßt. 
Deßhalb benügten Diele dag, einem jeden Bürger zuftehende 
und auch im Landredhte anerkannte Recht, durch Berträge 
das alte Recht in ihren ehelichen und a a 
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feitzuhalten . Allein ein Geſetz, dem das Volk ſtets durch 
Derträge zu entgehen fuchen mußte, konnte die Menge nicht 
für fich gewinnen, und dazu fam noch, daß mande Beamte 
aus wunderlichen Mißverftändniffen folchen Verträgen Schwie: 
rigfeiten entgegenfeßten 5. Doch mußten dieje Klagen mit 
der Zeit verfchwinden, und fo hörte man fie fchon im Anfange 
der folgenden Periode kaum mehr. 


2. Der neue Prozeß und die Unverſtändlichkeit des neuen 
Nechts. Einfluß auf die Stellung der Gerihte, 


$ 41. Eine andere ziemlich allgemeine Klage betraf den 
Prozeß und die Theilnahme am Nechtiprehen. „Der Prozeß 
fey zu verwickelt, Eofte zu viel, daure zu lang; Der gemeine 
Mann werde von den Anführungen der Advocaten verwirrt, 
und wiſſe fich weder in das Verfahren, noch in das Recht, 
das er als Richter anwenden folle, zu finden.“ Und damit 
verband fi) noch eine dritte Klage, welche bald nad) dem er: 
ften Landrecht entftand, welche von da an mehr als dritt: 
balbhundert Jahre lang eine der Hauptklagen des Landes 
bildete, und an deren Abhülfe erft die jebige Negierung wirk— 
fam Hand gelegt zu haben fich das Verdienſt erwarb, die 
Klage über den Schreiberftand. 

Diefe Klagen waren theilweife nicht begründet oder beim 
beiten Willen doch nicht zu heben, theilweife aber gerecht. 

Ein Geſetz oder Rechtsbuch (über Privatrecht), das 
Jeder vom Volke ohne juriftiihe und auch nur ohne wiſſen— 
jchaftliche Studien gemacht zu haben, das jeder Ungebildete 
gründlich follte einfehen und ſogar als Richter handhaben 


4) Sp berichtet 3.8. im 3.1564 der Bogt von Calw, „daß in feinem 
Sprefigel beinahe alle Ehegatten vor Gericht fommen und anzeigen, im 
Falle ihres Todes folle es bei dem alten BVerfangenfchaftsrecht und was 
dasfelbe ausmweife, gehalten werben.” Reyſcher Altwürt. GStatutar- 
rechte ©. 620. Diefelbe Erfcheinung. ernenerte fich wieder dritthalbhum- 
dert Fahre fpäter ganz auf die gleiche Weife in unfrer Zeit bei ver 
Einführung des Württembergifhen Rechts in Neuwürttemberg. 

5) 3. B. in dem in der Note 4 angef. Falle, in welchem der Vogt bei 
der Regierung anfragte, ob er denn ſolche, das Landrecht abändernde 
Berträge geftatten, und wie er ſich überhaupt hierin verhalten folle. 
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können, ift, je vielverzweigter die Derfehrsverhältniffe find und 
je mehr das Recht den verfchiedenen Geftaltungen diefer Der: 
hältniffe angemeflen feyn und eine gerechte Entjcheidung der: 
felben verbürgen fol, eine um jo unftatthaftere und durchaus 
nicht realifirbare Forderung, Wenn man daher ſchon damals 
Elagte, daß der gemeine Mann mit dem Rechtiprechen nicht 
mehr recht fortfomme, und fich in das Landrecht nicht recht 
finden könne: jo war in diefer Rihtung die Klage nicht 
gerecht. Auch wäre die Klage ftets geblieben, hätte man felbft 
das Landreht noch deutlicher gefaßt und die „langen Perio— 
den“, auf die man gewöhnlich die Schuld fchob, noch fo furz 
gemacht. — Allerdings hatte man beim Prozeffe Grund zu 
Hagen; nur lag der Grund in Anderem, als worin man ihn 
zunächſt juchte. Unter Ludwigs Regierung glaubte man 
ihn in der muthwilligen Streitfucht, im Ichriftlichen Verfahren 
und in den Advocaten zu finden, und man fuchte durch ein 
Gefe in Ddiefen Hinfichten zu helfen. Allein Diefes half 


1) Dur ein foldhes populär feyn follendes Geſetzbuch und durch das 
niht einmal politifch wünfchenswerthe Streben, Civilprozeßſachen 
ungelehrten Richtern anzuvertrauen, und ihrer Faſſungskraft die Ge— 
fee anzupaffen,, würde, wie Präfident v. Georgii fehr richtig fagt, 
„die Zurisprudenz als Wiffenfchaft vernichtet, die Rechtsſätze verworrenen 
Begriffen und dunfeln Gefühlen anheimgegeben, der heillofeften Pfufcherei 
Thür und Thor geöffnet, und dem Rechte das, was ihm feinen Haupt- 
vorzug geben muß, alle Sicherheit und Feſtigkeit, gänzlich Yenommen wer- 
ven.” — Es ift in unſren Tagen um fo mehr an der Zeit, hierauf wie- 
derholt aufmerffam zu machen, als jett häufig wieder in diefer Richtung 
Klagen und Wünſche, felbft von dem Juriftenftande aus, vernommen werben. 
So forderte u. U. auch Repſcher in der Vorrede zum I. Bo. feiner 
Samml. der Staatsgrundgefeff. Einrichtungen, wodurch das Volk zu voll» 
ftändigerer Theilnapme am Rechtiprechen berufen werde, und daß ver 
fhlihte Bürger und Bauer zum Rechtſprechen durch ein Handbuch 
tauglich gemacht werde, welches zugleich allen wiffenfchaftlichen Anfor- 
derungen genügen und das Recht auch in einer dem Manne von Fach be- 
friedigenden Form darftellen folle, eine Forderung , deren Erfüllung ganz 
unmöglih if. Weder die Römer zur Zeit der Blüthe ihres Rechts, noch 
Die Engländer dachten wohl je an Etwas der Art. Näheres hierüber |. 
in meinen Bemerkungen in der Literatur des W. Rechts ©. 164 ff. 

2) Gef. v. 3. San. 1575 (abgedr. in Riedes Samml. der Gerichts— 
gefl. Th. I. ©. 427-431. Ludwig befiehlt hier den Richtern, fie fol 
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nicht und Eonnte nicht helfen. Denn der wahre Grund des 
Uebelftandes lag darin, daß man nicht für gehörig gebildete 
Drgane der Rechtspflege ſorgte, und die Einrichtungen, durch 
welche das Recht verwirklicht werden follte, im Wefentlichen 
fo beftehen ließ, wie fie beim alten Recht beftanden; die Ge: 
richte mußten bei dem neuen, ausgebildeteren Rechte vielfach 
fhiefe und ungerechte Entſcheidungen fällen, oder am Ende zu 
einer bloßen Mafchine werden, | 

Wie ſollten die Dorfgerichte das Landrecht gehörig an- 
wenden, und vollends gar in feinen Lücken e8 aus dem Rö— 
mifhen Rechte ergänzen! Mußte man doc felbit die Bor: 
fände der Stadtgerichte in wichtigen Punkten über den wah: 
ren Sinn des Landrechts erjt mündlich belehren ($ 38. a. €.). 
Die Dorfgerihte fuchten fich dadurch zu. helfen, daß fie bei 
dem DOberamtmann über die zu freffende Entſcheidung ſich 
Raths erholten. Allein wenn auch dieſer einen guten Rath 
hätte geben können: fo war fchon um defwillen das Ausfunfte: 
mittel ungeeignet, weil im Appellationswege die Sache vor 
das Stadtgericht und vor denjelben Oberamtmann zur Ent: 
fheidung fommen konnte. Deßhalb Elagte auch der große 
Ausſchuß im Jahr 1567 ($ 38. Note 23), daß in der Appel 
lationsinftanz „die Amtleute fih unterftehen, ihre gegebene 
Nathichläge zu handhaben, und den Ötadtgerichten ihre Vota 
nicht frei feyen“, und es wurde in dem zweiten Landrechte 
(©. 50) auf den Wunfch des Ausichuffes den Amtleuten ein 
folhes Rathgeben unterfagt, und das Dorfgericht angewiejen, 
bei einzelnen Nechtsgelehrten vder bei feinem Oberhofe Rath 
zu fuchen. 
Ten mehr Bergleihe und Compromiffe zu bewirken fuchen, und bie muth— 
willigen Litiganten ernftlich beftrafen. Ferner folle bei Dorfgerichten fein 
Advokat zugelaffen werden, außer in ganz wichtigen Sachen. Bei dieſen 
müſſe aber dann doch mündlich verfahren werden, und der Advocat dürfe 
— nichts Lateinifches und feine „allegationes juris“ anführen. Bei Stadt: 
gerichten ſolle in Sachen unter 50 fl. jeder (gelehrte) Advocat ausge 
ſchloſſen ſeyn, und die Parthie ihre Fürfprecher „aus dem Ring“ (unten 
Note 6) nehmen. — Die Verordnung half natürlich nichts. In einer 
Berordn. yom 5. Febr. 1582 wurden fie deßhalb theilweife wiederholt. 


‘ 
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Allein auch bei den Stadtgerihten war in der Regel die: 
jelbe Nathlofigfeit. Nur zu häufig befaßen fie fein Mitglied, 
das einen Prozeß gründlich entjcheiden konnte. Die Beifiger 
beftanden aus Bürgern des Orts, meift aus Handwerkern, 
Weingärtnern u. f. f., wie Ludwig in dem oben (Mote 2) 
angeführten Gefeße fagt, „gemeinlich aus Burgers- und Bauers- 
leut, welche durch die allegationes der Advocaten fo irrig ges 
macht werden, daß fie fich bei Derfaffung der Urthel nicht in 
die Sachen zu richten willen.“ — Der Borftand des Stadt: 
gerihts aber, der Dogt oder Oberamtmanır, wenn er auch 
allmählig meift aus der Neihe der Juriſten genommen wurde, 
war doch hauptſächlich WBerwaltungsbeamter. Verwaltungs: 
gefchäfte nahmen ihn ſchon damals großentheils, jpäter größ— 
tentheils, in Anſpruch. Die Leitung der Civiljuftiz wurde ihm 
mehr Nebenfache, und dadurch vergaß er auch wieder Vieles 
von feinen Nechtskenntniffen, welche noch dazu nicht felten 
fchon an fich gering waren 3. Den Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit konnte er fich nicht unterziehen. Theils hatte 
er feine Zeit dazu, theils nicht die praftifche Gewandtheit. 
Auch gingen ihm hierin meift die theoretischen Kenntniffe ab. 
Denn in ihnen griffen am Meiften die eigenthümlichen Bes 
ſtimmungen des vaterländifchen Nechtes ein; gerade aber Die- 
jes wurde auf der Yandesuniverfität — nicht gelehrt. Er 
überließ daher ſolche Gefchäfte durchaus dem Schreiber des 
Gerichts. Allein auch bei der Entjcheidung jtreitiger Rechts— 
ſachen fanden er und ſein Gericht in der Regel es weit ſicherer 


3) Befonders im XV. Jahrhundert. Wie wenig die Regierung in 
diefer Zeit den Kenntniffen ihrer Amtleute traute, ergibt fih aus $ 38. 
a. E. und $ 44. Note 12. Gin Beweis der dürftigen Kenntniffe der 
Amtleute ift auch der oben $ 40 Note 5 angeführte Bericht des Vogts 
Hauwer von Haumenberg, auf den verfelbe mit Recht einen 
nicht fehr freundlichen Bescheid vom DOberrathe dahin erhielt: „Wann du 
vnd der Statichreiber pie augen vftheteft vnd in vnſerm landt- 
rechten lefeft, wie dir all ain Amptmann gepirtt, So hetteft du darinn 
Iuter funden, wie es in folchem fall gehalten werben foll, und diefer frag 
nit bedurfft ; dweyl es aber won bir nit befchicht, vnd wir daraus fpüren, 
daß du von dem Inhalt folchs vnſers Tandtrechts wenig waift, So wel- 
fen wir dir hiemit basfelbig zu lefen vferlegt haben, u, f. w. Brgl- au 
S 48. Note 25 a. €. i 
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und bequemer, von Rechtsgelehrten fi das Urtheil ma- 
chen zu laffen. Zwar verweist in zweifelhaften Punkten 
das erfte Landrecht die Gerichte noch an ihren Oberhof ?. 
Bei Diefem aber trat oft diejeibe Noth ein, wie bei den 
andern Gerichten, und jo fing man an, ftatt an den Oberbof 
zu gehen, von einem gelehrten Juriſten oder von einer Juri: 
ftenfacultät, befonders von der, der Randesuniverfität fich das 
Urtheil machen zu laffen, und das Landrecht weist jelbit die 
Gerichte in allen Fällen, in weldhen „der Handel fogar im 
Rechten und deijelben-apieibus und jcherffin ftiende“ an, nicht 
bei den Dberhöfen, fjondern bei den Nechtsgelehrten Rath zu 
fuhen®. Dadurch wurde aber der jchleunige Gang der Nechte: 
pflege nicht eben befördert, das Prozeffiren immer theurer, 
das mündliche Derfahren immer mehr verbrängt *, und die 


9 ©. die Stellen des I. und II. Landrechts in Ried e8 Samml. der 
Gerichtsgeff. Th. I. S. 253, 268. 

5) ©. die angeführten Stellen und außerdem noh Riede a.a. O. 
©. 306 oben. 

6) ©. z.B. den Bericht des unten anzuführenden Dr. Heiden v. J. 
1593, abgedrudt in Fiſchers Verf. über die Gefch. der deutfchen Erbf. 
Th. 11. ©. 323. Derfelbe berichtete im 3. 1594, daß beim Hofgericte 
über 200 unentfchiedene Prozeffe, mande feit 5, 6 und mehr Jahren lic- 
gen! — Die Sahmalter hießen zwar immer noh „Redner“, felbft 
noch im dritten Yandrechte, auch, wie noch jetzt in der Schweiß ‚Sür 
fpred.” Durch Adpvocaten bezeichnet das erfte und zweite Land» 
recht hauptfächlih die rehtsgelehrten Beiftände. Nah den beiden 
erften Landrechten konnten die Parthicen noch nah alter Sitte ($ 19. 
Note 8) fih Fürfprecher „aus dem Ning des Gerichts” wählen, in wid: 
tigeren Sachen aber das Gericht die Wahl eines rechtsgelehrten Advocaten 
geftatten; vgl. Note 2. Ueber die Wahl eines Fürfprehers aus der Mitte 
des Gerichts Hagten aber in der zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts 
viele Gerichte. Denn wenn mehrere Prozeffe zu erledigen waren, und 
jede Parthie ihren Fürfprecher aus dem Gerichte, um fi mit ihm zu bes 
reden, auf die Seite genommen hatte: fo fehlte ed an Richtern, um bie 
andern Sachen anzuhören, oder entfchieden die auf die Seite Getretenen 
mit, ohne von dieſen andern Sachen gehörig unterrichtet zu feyn. ©. 3. B. 
die Klagen von Calw (1565) und Schorndorf (1593), abgedrudt 
Erftere bei Reyſcher Altwärtt. Statutarr. ©. 621, Letztere bei Fiſcher 
a. a. O. ©. 335. Der ftändifche Ausfchuß machte fpäter diefe Klagen zu 
den Seinigen, und fo wurde auch diefe alte Sitte im dritten Land— 
rechte abgeſchafft. Vrgl. auh ©. 73, 
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Stadtgerichte waren bald blos eine Art von Mafchine, durch 
welche hindurch in der Regel jeder wichtige Prozeß an die ge: 
nannten Eonfulenten befördert wurde, und welche noch dazu 
die Leitung bes Prozefles feinem Schreiber, dem Stadt: 
ſchreiber, überließ. Diefer wurde am Ende die Geele des 
Stadtgerihts und überhaupt für eine Neihe der eingreifend- 
ften Privatrechtsverhältniffe und für die Gemeindeverwaltung 
- Die wichtigfte Perfon. 
3. Der Stadt: und Amtsfchreiber und feine Funktionen, und 
der Württembergifche Schreiberftand überhaupt. 
$ 42. Sn den Zeiten, in welchen noch die einfachen und 
roheren Berhältuiffe herrjchten, war der Schreiber des Gerichts 
weniger von Bedeutung, und viele Gerichte in den Dörfern 
hatten gar Feinen Schreiber. Zubringensinyentarien, ſchrift— 
liche Theilungen und dergleichen waren nach den alten Ges 
bräuchen häufig ganz unnöthig, und wo fie nöthig waren, 
wurden fie fehr fummarifch verfaßt. Alle Rechnungen wurden 
möglich furz geftellt, und oft nad) der Anerkennung des Be: 
theiligten wieder cajfirt. Hatte Jemand fonft Etwas jchreiben 
zu laffen, etwa einen Heiraths- oder einen andern Contract: 
jo wendete er fih an den nächiten Beften, der fchreiben konnte, 
meift an den Geiftlichen des Orts oder an den Schulmeifter, 
und der Lestere war auch häufig für die wenigen Fälle, in 
welchen es beim Gericht Etwas zu fchreiben gab, der Gerichts: 
fchreiber I. Allmählig aber verlangte man, daß die Gerichte, 
wenn auch nur furze, Protocolle führen follten; verwickelte Prozeß: 
ſachen fing man an, fchriftlich zu behandeln; über viele Akte 
mußten fchriftliche Urfunden errichtet werden; die Lagerbücher 
1) Sp war z. B. im 3. 1514 in Bradenheim ein gewiffer Birnef- 
fer zugleich Notar, Stadtfchreiber und Schulmeifter. Auch noch in der 
folgenden Periode wurde das Gerihtsfchreiberamt auf den Dörfern ge— 
wöhnlich von den Schulmeiftern verfehen. Notare, welche mit öffent: 
lichem Glauben zur Errichtung und Beglaubigung von Rechtsacten ermäch- 
tigt waren, gab es fchon einige Jahrhunderte früher da uud dort im 
Lande, und fie, wie auch die Geiftlichen, waren mit dem Römiſchen Rechte 
befannt, che es noch recht in die Gerichte eindrang, und fo famen in die 


von ihnen errichteten Rechtsacte mande Formeln aus dem Röm. Rechte. 
Vrgl. $ 20. Note 4, 
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und die Eontractsbücher wurden genauer geführt, in den Red: 
nungen wurde man umftändliher; immer mehr mijchte fi 
die Obrigkeit mit der Feder ein. Der Schreiber des Gerichts 
hatte alles Diefes zu beforgen, und je mehr ſich fein Wirkungs— 
kreis ausdehnte, und je weniger die Uebrigen vom Gerichte 
Etwas von der Sache verftanden, eine um fo wichtigere Per: 
fon wurde er, So hatte fhon am Schluſſe unfrer Periode 
und yon da an bis in das XIX. Jahrhundert der Stadt: 
Ihreiber hauptſächlich folgende Gefchäfte zu bejorgen ?: 
Er Hatte als Actuar bei den Gerichts: und Gemeinderathe: 
fiäungen und den Rug- und Waifengerichten das Protofoll 
zu führen, die Acten bei den Prozeifen zu fammeln, die ganze 
Gerichts: und Stadtregiftratur zu beforgen, die Zubringens:, 
Berlaffenfchafts:, Gant: und Bormundjchaftsinventarien, Erb: 
IhaftstHeilungen u. ſ. w. zu fertigen; die Contractbücher 
bei Gericht zu führen; die Commun-, Armen-, Gpital: 
und in der Regel auch die Prlegrechnungen zu ftellen, 
und die meiften obervormundfchaftlichen Gefchäfte beim Wai— 
fengerichte zu beforgen ; die Ortslagerbücher in Ordnung zu 
erhalten; die Hauptgefchäfte bei der Steuerrepartition zu ver: 
ſehen; die Bürgerfijten zu führen uno für die Amtsangehö— 
rigen auf deren Verlangen Verträge aller Art, legte Willen, 
Bittfchriften und andere Eingaben an die Behörden u. dgl. 
zu machen; ja er jollte fogar auch eine Ehronif der Stadt 
ichreiben, Diefe Gejchäfte hatte er auch für die Amtsorte zu 
beforgen, foweit nicht für einzelne größere ein befonderer Amtes 
jchreiber oder ein Gerichtsjchreiber „von der Feder“ d. h. ein 
Schreiber, der das Gefchäft ordentlich gelernt hatte, beftellt 
war. Denn die „gemeinen Dorfgerichtsfchreiber“ follten wid 
tigere Sachen, wie Stellung von Communrechnungen, Inven— 
turen, Iheitungen ꝛc. nicht beforgen. Natürlich bedurfte der 
Stadtjchreiber zu diefen vielen Gefchäften eine Neihe von Ge: 
hülfen, ı welche er theils bei fich in der Stadt hielt (Stadt 


2) Das . Landr. befchränft ſich au auf die Beftimmungen der r Zaren für 
die Stadtfchreibersgefchäfte ; das zweite findet aber fchon für nöthig, außer— 
bem noch auf 32 Seiten Genaueres über die nöthigen Eigenfchaften bes 
Stadtfchreibers und feine Gefchäfte felbft zu geben, 
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fubftituten), theils:auf das Land verfendete (Amtsfub: 
ftituten) ?, und welche diejelbe Bildungslaufbahn machten, 
wie er. Diefe war aber in der Regel fehr mangelhaft. Der 
Schreiber? war meift ein bloßer Routinier, welchem gründs 
liche wiltenfchaftlihe Bildung abging, und der das Recht auf 
Univerfitäten gar nicht, und felten vollitändig für fich ftudirt 
hatte. Er trat im fünfzehnten Jahre in die Schreibitube des 
Stadt: oder Amtsfchreibers oder eines Amtsfubftituten als 
ſ. 9. In cipient. Hier mußte er Protokolle, Inventuren, 
Theilungen, Rechnungen u. f. w. abfchreiben, bei Inventuren 
u. dgl. zugegen ſeyn, und fo fi allmählig durch Hebung eine 
Kenntnig in der Handhabung der Gefchäfte eines Schreibers 
erwerben. Mitunter erhielt er dabei auch von feinem Prin— 


— — ren 


3) Die Amtsſubſtituten mußten einen großen Theil ihres Verdienſtes 
an den Stadtſchreiber abliefern, ſo daß derſelbe von ihren Arbeiten ohne 
eine andere Laſt, als die der Verantwortlichkeit für dieſelben, großen Ge— 
winn zog. 

4) Es gab (und dieß bis in unſre Zeit) drei Hauptelaſſen von Schrei— 
bern; Solche, welche ſich dem Finanz- und Rechnungsweſen widmen und 
aus denen die Kameralbeamtungen, Stiftungs- und Forſtverwaltungen, und 
die höheren Stellen in der Finanzverwaltung beſetzt wurden; Solche, 
welche ſich für die im Texte angeführten Geſchäfte, für Stadt- und Amts— 
ſchreibereien, auszubilden ſuchten — und von denen das im Texte Geſagte 
zunächſt allein gilt — die aber auch nicht ſelten in die höheren Admini— 
ſtrativſtellen einrückten. Der Schreiber des Oberamtmanns für alle ge— 
richtlichen Angelegenheiten, nicht aber auch für Adminiſtrativſachen, war 
der Stadtſchreiber (II. or. ©. 10 ff.); deßhalb mußten die Oberamtleute 
für die Aominiftrativfachen beiondere Schreiber halten, die für den Dienft 
auf diefelbe Weife herangebildet wurden, wie die andern Sihreiber. 

5) Juriſten, welche auf Univerfitäten fiudirt hatten, nahmen im XV., 
xXVI. und XVIL Jahrhundert wohl felten oder nie eine Stadtfchreiber: 
ftelle an; erft, wie es fiheint, im XVII. Sahrhundert finden fich folche 
Zuriften unter den Stadt und Amtfchreibern, und Diefe leifteten oft ganz 
Ausgezeichneteg, weil fie die Theorie auf die gehörige Weife mit der praf- 
tifchen Hebung verbanden. Dan denke nur an v. Bolley (Öbertribu- 
nalspräfident) und an Karl v. Pfizer (Dbertribunalsdirector), welche 
beide früher Amntfchreiber waren. Auch bei ven Autodidacten fehlt es 
nicht am ausgezeichneten Beifpielen. So ſchrieb 5. B. Weiſſer feine 
oben ©.23 angeführte Schrift ald Oberamteiferibent; Wekherlin (ipäs 
ter Finanzminifter) einige treffliche, auch für das Privatrecht intereffante, 
Abhandinngen als Subftitut. 

5) Oft wurden fie — und zwar bis an dag Ende des XVIII. Jahr: 
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cipale theoretiichen Unterricht. Gewöhnlich aber befchränkte ſich 
fein theoretifches Studium auf das Lefen des Landrechts und an- 
derer Ordnungen und der Schriften, welche zu dem wichtigeren 
Schreibereigefhäften nähere Anleitungen zu geben juchten, 
Schriften aber, welche meift auf einer untergeordneten wiſſen⸗ 
fhaftlihen, zum Theile auf einer ganz unwiffenfchaftliden 
Stufe ſich hielten . Nach einigen Jahren wurde ihm allmählig 


hunderts — auch außer der Schreibftube gebraucht, indem fie nicht felten 
dem Stadtfchreiber und feinen Subftituten niedere Dienfte Ieiften, Günge 
für fie machen, den Tiſch deden, fie frifiren,, fogar die Kinder des Prin- 
eipals hüten mußten. Noch die Eommunordnung von 1758 ©. 16 
findet es für nöthig, zu befehlen, daß die Stadt: und Amtfchreiber und 
ipre Subftituten die Incipienten nicht zu „knechts- oder magdmäßigen 
Arbeiten” gebrauchen follen ‚ erlaubt aber doch, fie in müßigen Stunden 
zu „nüglichen öfonomifchen oder haus- und Tandwirtpfchaftlichen Gefchäften 
anzuhalten !“ 

7) Zu diefen Schriften, deren Reihe übrigens einer der erften Huma- 
niften feiner Zeit, der ſich beinahe in allen Wiffenfhaften’verfuchte, be: 
gann, gehören hauptfächlich folgende : 

Nicodemus Friſchlin Inftruftion und Bericht, Welcher maffen 
in dem hoc. Herzogth. Würt. die Inventaria und Abtheilungen, nad 
deffen Erb = und Landrechten viertem Theil... fürgenommen , verrid: 
tet und verfertigt werben follen ꝛc. — Die erfte Ausgabe erfchien nad 
der Erlaffung des zweiten Landrechts vor dem Jahre 1590; die 
zweite 1605; eine dritte verbefferte, und nach dem dritten Land- 
rechte geänderte 1660 ; die vierte Ausg. Tübing. 1692. 12. (213 S.).- 
Diefe Schrift foll noch am Ende des XVIII. Jahrhunderts, nach einer 
Angabe in Bäuerlens Taſchenbuch für W. Schreiber 1794 ©. 140, bei: 
nahe überall gebraucht worden feyn, befonders weil fie am Bollftändig- 
ften die Sahrnißftüde der Bürger und Bauern aufzähle. 

Ad. Zsr. Rögslin (kic. d. R.) Abhandlung von Inventuren und 
Theilungen . . . infonderh. nach d. Herz. Würt. Landrecht ꝛc. Stuttgart 
1761. 8. (341 ©.); zweite Aufl. Stuttg. 1780. 8. 

Frid. Ludw. Hochſtetter Anleitung für angehende Wirt. Stadt: 
und Amtsfchreibereiferibenten zu Inventur » und Theilungs- auch Steuer: 
Geſchäften. Stuttg. 1782. 8. (199 ©.); zweite Aufl, 1805. 

(Ruthardt, Advoc.) Ueber d. Würt. Theilungs- u. Inventurmefen, 
nebft Unterfuhungen über die Berechnung des Pflichttheils ꝛc. Frankfurt 
und Lpz. 1790. (144 ©.) 8. 

(Ch. E. Schwarz, Subft.) Leber die Nevifton der Inventuren und 
Theilgen nach wirt. Grundff. Tüb. 1790 (36 ©.) 8. 

Späth (Rentlammerpraftitant) Einl. in d. wirt. Inventur und 
Theilungsweſen 1800 (183 ©.) 8. 


— 


Die Stadt- und Amtsſchreiber. $ 42, >01 


die jelbftftändigere Beforgung einzelner Gchreibereigefchäfte 
anvertraut (Scribent, Mittelfcribent), und nad) einer 
längeren Reihe von Jahren konnte er fi — früher von den 
Amtleuten, fpäter von der Kanzlei nach einem bei derfelben 
beitandenem Eramen 8 — zur Ausübung aller Schreiberei: 
geichäfte als Gehülfe feines Principals (Gubftitut) für bes 
fähigt erflären laffen?. 

Wenn fi auch auf diefem Wege eine große Gewandtheif 
in den genannten Gefchäften erlangen ließ, fo daß der Schrei: 
ber in vielen Fällen den hierin praftiich ungeübteren Juriſten 
bejchämen Eonnte: jo war doch die ganze Bildung auf eime 
unfichere Grundlage gebaut und eine fehr lückenhafte, die bei 
jedem neuen ungewohnten Falle rathlos laffen mußte, und bei 





Ueber Teftamente und legte Willens-Verordnungen. Kanntfl. 1805. 
1 Thle. Guf. 139 ©.) 8. 

Theorie des Ehe- und Erbrechts, e. Handb. für Schreiber, Theil: und 
Waifen-Richter ıc. Ludwigsb. 1318. (284 ©.) 8. 

Alb. HScinr Stein (OReviſor) Handbuh des Württ. Erbrechts. 
Nach des Berfs Tode herausg. von O.Trib.R. C. F. Reinhardt. 
Stuttg. 1827 (406 ©.) 8. Auch mit dem Titel: Ad. Jsr. Röslins 
Abh. von Snventuren u. Theilungen ꝛc. Dritte, völlig umgeänderte Aufl. 
(Leber diefes Buch, von deffen beiden Titeln feiner auf den Inhalt des 
Buches paßt, f. meine Bemerkk. in der Literatur des Württ. Rechts ꝛc. 
S. 37 f.; auch Tüb. erit. Zeitfhr. für Rechtsw. B. IV. ©. 86 f. Es 
ift übrigens noch die Befte der hier angeführten Schriften). 

2. 5. John Inventur-Büchlein oder Hausftirer ꝛc. Stuttgart 1832 
(169 ©.) 8. 

8) Früher, von der Mitte des XVI. Jahrhunderts an, mußte dieſes 
blos der Uebertragung eines Stadtfchreiberdienftes vorangehen. Der 
Stadtfihreiber wurde vom Gerichte gewählt und angeftellt, und zwar auf 
gegenfeitige Auffündigung. Brgl. D. Landr. ©. 7 f. 35 f. 

9) Man vrgl. auch, was das U. Landr. S. 5 f. über den dem Gtabt- 
fchreiber. vorgefchriebenen Bildungsgang fagt, und das, was fpätere Schrift- 
fteller über das Schreibereiinftitut in Württemberg anführen, felbft Solche, 
die an fih warme Bertheidiger des Schreibereiftandes find. ©. die Zu— 
fammenftellungen bei Griefinger Das Schreiberei-Inftitut in Württ. 
Bortrag in der Kammer der Abg. (Berhandl. der Landft. 1816 AXV. 
Abthl. Anhang). ©. 8 f. Das höchft Ungeeignete dieſes Bildungsganges 
© wird fogar auch in einer Eingabe, welche die meiften Subftituten des 
Landes bei dem Landtage von 1798 machten, durchaus zugegeben. ©. Der 
' Landtag in dem Herzogth. Würt. im 3. 1798. Heft IX. ©. 1 ff. 
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den wichtigen Rechtsverhältniffen, welche hier in Frage kamen, die 
nöthigen Garantieen nicht geben Fonnte. Dieß war der eine 
große Uebelftand des Snitituts. Es hatte aber noch einen 
zweiten, der dem Volke noch fühlbarer war. Der fefte Gehalt 
der Stadt: und Amtfchreiber war unbedeutend ; ihre Einnahme 
aber war fehr bedeutend. Die Betheiligten, für die fie Ge 
Ichäfte zu verrichten hatten, mußten ihnen beinahe jedes Ge: 
ſchäft befonders bezahlen, theils nad) der Zeit, die es in An- 
fpruch nahm, theils nach der Zahl der Blätter, die dabei über: 
fchrieben wurden. Dieß war die Quelle der gröbften Miß— 
bräuche, Uebertriebene Anforderungen wurden gemacht, die 
Gejchäfte im höchiten Grade ausgedehnt, um viele Zeit und 
viele Blätter anrechnen zu fünnen, und die Taren, durch welche 
die Regierung (namentlih auch im I. und II. Landrechte) zu 
helfen fuchte, und bei welchen fie fogar auf die Zahl der Li: 
nien, welche jedes Blatt, und auf die Zahl der Sylben, welche 
jede Linie enthalten folle, eingieng, um fo leichter umgangen, 
als der Oberamtmann, welcher zunächit die Aufficht führen 
follte, weder Zeit noch gehörige Gelegenheit und gar häufig 
auch nicht die rechte Luſt zu einer folchen Beauffichtigung 
hatte. 

So waren bald die Stadtfchreiber ein Gegenftand größerer 
Klagen, als früher die Doctoren und deren Zuziehung beim 
Rechtiprehen, und fie bildeten vom Jahre 1565 an auf. den 
meiſten Landtagen eines der ftehenden Landesgravamina 10, 


4, Nachtheilige Wirkungen der Beftimmungen über Ju— 
finuation der die Veräußerung liegender Güter betreffenden 
Verträge, 


$ 413. Eine weitere dringende Klage bildeten die Beftim: 
mungen des Landrechts über Inſinuation der i Derträge 
über liegende Güter. 


10) ©. 3.8. Landtagsabfch. v. 1565 1.1583, in Reyfhers Samml. 
d. Staatsgrundgeff. Th. II. ©. 130, 179; ferner die Klagen. welche das 
I. Landrecht ©, 45 u. 46 ausfpricht. 
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Es war eine altdeutfche Gewohnheit, daß Eigenthbum an 
Liegenfchaften nur öffentlich vor Gericht durch eine feierliche 
Erklärung und durch ſymboliſche Uebertragung des Rechts an 
der Sache und ein darauf folgendes gerichtliches Erkenntniß 
übertragen werden Eonnte, und auch bei der Uebertragung ans 
derer dinglicher Rechte an unbeweglihe Sachen war eine ge: 
richtlihe Beftätigung nothwendig !., Don diefer Gewohnheit 
finden wir auch in den altwürtt. Localrechten ($ 35.) mande 
Spuren ?, Später aber, namentlih mit dem größeren Ein: 
dringen des Römiſchen Nechts, änderte fi meift diefes Ge— 
wohnheitsrecht in feinem Grundgedanken, Zwecke, und Inhalt, 
und in dieſer geänderten Geſtalt ging es auch in das erſte 
Landrecht überd, Nach dieſem (Th. II. S. 155) iſt zwar bei 
Veräußerungen des Eigenthums das Veraäußerungsgeſchaͤft 
(Kauf, Tauſch 2c.), und ebenfo jedes Gefchäft, durch welches 
andere dingliche Rechte an Liegenfchaften übertragen werden 
folien, in Beifeyn beider Contrahenten vor Gericht 
zu bringen, Allein die außergerichtliche Befigübertragung 
ift es, durch welche der Eigenthümer fein Eigentum wirklich 
auf den Erwerber überträgt, und die Vorſchrift der gericht- 
lichen „Snfinuation“ und „Fertigung“«, bei welcher das Gericht 
über die Zuläffigkeit des vorangegangenen Gefchäfts zu er: 
fennen und dann für Eintragung deffelben in das „Gerichts⸗ 
buch“ zu ſorgen hatte, beruhte nun blos auf dem Zwecke theils 


1) Der Urſprung der Sitte, durch welche die Erwerbung unter dem 
Schuß des Volksrechts und Volksgerichts geſtellt wurde, erklaͤrt ſich durch 
bie Bedeutung, welche das Grundeigenthum namentlich für die Status- 
verhältniffe überhaupt hatte. Vrgl. Eihhorn Deutfhe St. u. Rechts— 
geſch. Th. 1. $ 59a. TH. IT. $ 358. 361a. Tp. UT. 450. Deffen Eint, 
in das D. Privatr. Ate Ausg. $ 174. 175, | 

2) So fagt das Stadtreht von Herrenberg: „Der Verkhäuffer fol 
vorm Amtmann vnd Gericht dem Kheuffer follich verfhaufft guet mit 
mund, band vnd dem empfangen Gerichtsftab vom Amtmann empfaben 
und den dem Kheuffer in fein Hand vnd damit das verfhaufft Guett 
obergeben.“ Dean vergleiche auch die intereffanten Mrfunden aus dem 
XI. Jahrhundert im Chron. Sindelfingens. ed. Ca Frid. Hau g. Tub. 
1836. 4. p. 29, 31, 34—37. | 

3) Im ähnlicher Weiſe findet es fih auch ſchon in den Stuttgarter Ar- 
tifeln von 1492 und im Tübinger und Uracher Stadtrecht. 
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einer polizeilichen Fürjorge für die Parthieen, theils daß die 
‚ Behörde genau wiffe, in weſſen Händen fich das, befonders 
auch für Steuern und andere Abgaben wichtige, Grundeigen: 
thum befinde, und endlih, daß den Contrabenten bei folchen 
wichtigen Gefchäften Gelegenheit gegeben werde, bis zum Er: 
fenntniffe genau zu erwägen, ob ihnen das Geſchäft förderlich 
fey. Deßhalb gejtattet auch das erite Pandrecht den Parthieen, 
vor dem Erkenntniffe vom Gefchäfte wieder abzugehen ?, und 
erklärt das Gefchäft für nichtig, wenn die Fertigung vor Ges 
richt nicht erfolge. Allein gerade diefe Beitimmung erzeugte 
mande Klagen, indem fie von manchen Parthieen, wenn vom 
Abſchluſſe des Gefchäftes an fchon Jahre verfloffen waren, auf 
eine Weife benügt wurde, die den Verkehr in hohem Grade 
ftörte, und dem Gegner empfindlichen Schaden zufügte. Aud) 
wußten viele Gerichte nicht recht, wie fie fi bei dem Er: 
kenntniſſe über folhe Gefhäfte benehmen follten. Zwar gab 
die Regierung unter dem A. April 1564 eine erläuternde Der: 
ordnung. Gie half aber wenig, weil fie einen Hauptgrund 
der Klagen, dig Nichtigkeit des Gefchäfts bei unterlaffener 
Snfinuation, nicht hob, und von der andern Geite — die Ge: 
richte nicht beffer machen Eonnte. Es famen daher bei Bera— 
thung des zweiten Landrechts dieſe und andere Uebelftände in 
Hinſicht der Inſinuation vielfach zur Sprade. Der ftändijche 
Ausſchuß mar anfangs fogar ganz gegen die Borfchrift der 
Inſinuation, da fie zu „allerley Leichtfertigkeit Urfache gebe, 
auh nach gemeinem MNecht nicht vonndthen fey, fondern 
nach diefem solus consensus emtoris et venditoris etc. 


4) Nach dem Erfenntnifie erhielten die Parthieen gewöhnlih vom 
Schreiber des Gerichts eine fchriftliche und befiegelte Ausfertigung des 
Vertrags. Vgl. II. Landr. Th. J. ©. 24 f. Es gab aber um diefe Zeit 
noch mande Dörfer, welche weder Gerichtsbuch noch Schreiber hatten. 
In folhen Dörfern foll nad dem I. Landrecht der Vertrag auf die ange- 
gebene Weife vor das Dorfgericht gebracht werben und fräftig ſeyn, fo: 
bald ihn das Geriht angenommen habe. Das Gericht foll dann aber 
Zwei aus feiner Mitte abordnen, welche den Vertrag „ihrem Obergeridt 
anzeigen und um Siegel bitten follen.” 

5) ©. Gerftlader in der Einleitung zum J. Bd. fr Reser. Samm- 
lung. ©. 97. 
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genugfam fey.“ Allein die fürftlihen Räthe beharrten auf 
der Borfchrift, „damit die Untertanen nicht etwa aus Ein: 
falt und Unverftand oder auch hinterm Wein und in ander 
Weg hinterfürt und verkürzt werden, fondern ſolche Verträge 
mit beftändigem gutem Bedacht fürgingen“® Auf Diefes gab 
der Ausfhuß nad), zeigte aber, wie wenig an manchen Orten die 
Beftimmungen des Landrechts gehalten werden; häufig, führte 
er an, zeigen die Parthieen den Vertrag blos beim Stadt— 
fchreiber an und laffen ihn von diefem ausfertigen und fies 
geln?; an andern Orten werde zwar der Vertrag vor Gericht 
gebracht; allein das Gericht erkenne nicht darüber, fondern 
trage ihn „ohne alles judieium in das Gerichtsbuch ein.“ 
Deßhalb bat der Ausfchuß, es follten wenigftens die Momente, 
welche das Gericht bei feinem Erkenntniffe zu beachten habe, 
näher beftimmt werden. Dieß geichah, indem man im zweiten 
Landrechte beifügte, das Gericht folle in folden Fällen erwä— 
gen, ob der Vertrag „den Sachen nach Gelegenheit der Per: 
fonen, fo ceontrahiren, des Guts, Zeit, Ort 2c. gemäß oder 
nit, vnd fo derfelbe angezeigten und andern vmbſtenden nad 
nit onzimlic befunden, darüber erkennen“s. Dadurch aber 
wurde das Uebel nicht gehoben, fondern noch vermehrt. Die 
Gerichte griffen nun auf den Grund diefer Beftimmung des II. 
Landrechts auf die empfindlichite Weife in die Freiheit der 
Parthieen ein, und erlaubten ſich 3. B. nicht felten, wenn ihnen 
der Preis, um welchen ein Gut verfauft wurde, zu hoch oder 
zu nieder fchien, denfelben geradezu zu vermindern oder zu 
erböben! Und dabei blieb immer noch die Klage über den 
Mißbrauch, der mit der Nichtigkeit des Vertrags bei unter- 


6) Diefes und das Folgende ift aus Archivalurk., theils aus den Ver— 
bandlungen über das 11. Landrecht, theils aus den über dag nachher an- 
zuführende Gefeb von 1534, namentlih aus dem intereffanten Berichte 
von Barenbüler und Bogler vom Nov. 1583 (Note 10) geichöpft. 

D Sp gefhah es vielfach in der Zeit des ungefchriebenen Rechts. Man 
vergleiche die Stuttgarter Artikel v. 1492 und das Tübing. Stadtrecht. 

8) Das MU. Landrecht (Th. 1. ©. 24 f.) führte auch die befonderen 
Contractsbücher ein, welde neben dem Gerichtsbuch gehalten und 
in welche alle zu infinuirende Berträge umd ber Beſcheid des Gerichts 
eingetragen werden ſollen. 


Wächter Württemb. Privatr. I. 20 
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laffener Inſinuation getrieben wurde. Diefe Klage veranlaßte 
endlich eine wejentliche Aenderung jener-landrechtlichen Beftim: 
mungen, aber nur in einem, nicht auch in dem anderen 
Punkte. Unter Herzogs Ludwig Regierung fliegen die Güter 
fehr im Preife. Die bewog viele Bürger, welche früher ihre 
Güter wohlfeil verkauft und die Verträge nicht vor Gericht 
gebracht Hatten, nunmehr nad) den Beltimmungen des Land: 
rechts die Derfäufe als nichtig anzugreifen?. Auf die lauten 
hierüber entftandenen Befchwerden und da auch das unregel: 
mäßige Verfahren der Gerichte bei den Erfenntniffen fort: 
dauerte und das Hofgericht defhalb auf neue Verfügungen 
antrug (6. April 1582), forderte Ludwig ein Gutachten von 
den Profefforen Nic. Barenbüler und Ehil. Vogler über 
die etwa zu treffenden Beftimmungen, und erließ dann ganz 
nach den Anträgen der eben Genannten ' am 4. April 1584 
ein ausführliches Gefeg, in welchem er die landrechtliche Be: 
jtimmung, daß die oben genannten Gefchäfte bei mangelnden 
gerichtlichen Erfenntniffe nichtig ſeyn follen, völlig aufhob, 
und feftfegte, daß Fünftig !! jeder Vertrag über Veräußerung 
oder dinglihe Belaftung liegender Güter innerhalb einer Fri 
von 14 Tagen nach gejchloffenem Vertrage, oder wenn in diejer 
Zeit Feine Gerichtsfigung gehalten werde, am näcdhften Gerichte: 
tage von den Parthieen perfönlich oder jchriftlich (das Geſetz 
fordert nicht mehr, Daß fie dabei gegenwärtig feyen) vor 
Gericht gebracht werden, die Unterlaffung aber nicht mehr Un: 
gültigfeit des Vertrags, fondern blos eine Geldftrafe zur Folge 
haben, innerhalb der genannten Frift jedoch den Parthieen, 


9) Nach Notizen in Urkunden des K. Staatsarchivg. 

10) Das Gutachten (Handſchr. auf d. Staatsard.) ift aus Tübingen 
datirt vom 29. Nov. 1583. Der nad demfelben gefertigte Entwurf dis 
Gefeßes wurde am 30. Jan. 1584 dem ftändifchen Heinen Ausfchuffe mit- 
getheilt. Diefer meinte aber in feinem Berichte (vom 17. März 1584): 
fie „als die Minderverftändigen wiſſen es nicht zu verbeffern.” Nur glau- 
ben fie, daß der größte Theil der Gerichtsperfonen das Geſetz nicht ver 
ſtehen werde, weil fo viele Iateinifche Worte darin feyen, und bitten 
daher, doch diefe Worte auszulaffen. Dieß geſchah. 

11) Berträge, welche vier Wochen vor Verkündigung des Geſetzes ger 
ſchloſſen und vollzogen worden fepen, follen unbedingt gültig fepn, 
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joferne jie nicht eine längere Frift verabreden, 
ein Reurecht zujtehen folle !2, 

Damit war aber nicht allen Klagen abgeholfen, und über: 
dieß enthielt das neue Gefe einen innern Widerfprudh. Denn 
es bejtimmte, das Gericht folle fein Erfenntniß über den Ber: 
trag ganz nad der Vorſchrift des IL Landredts 
fällen, und fo wurde dem Gericht ein weitgreifendes Er: 
fenntniß über den Dertrag, über feine Zuläffigkfeit und 
feinen Inhalt immer noch geftattet, während der Vertrag ohne 
alle gerichtliche Infinuation nad) 44 Tagen unbedingt bindend 
jeyn follte! Wirflich nahmen fi) auch immer noch viele Ge- 
richte heraus, über den Inhalt der Verträge dergeftalt zu 
erkennen‘, daß fie fi) geradezu Aenderungen deffelben erlaubs 
ten, und fo erhoben fih auc nach Erlaffung jenes Geſetzes 
bald wieder neue Klagen 3, Erft das dritte Landrecht, in 
welhes das Gejeg von 41584 theilweife überging, bob auch 
dieſe Klagen, indem es. auch den oben angeführten andern 
Punft des II. Landrehts (über das gerichtliche Erfenntniß) 
änderte. 


12) Das Geſetz ift gedrudt in Riedes Sammlg. der Gerichtsgeff. 
Th. I ©. 440-443. Die Motive deffelben gibt der angeführte Bericht 
voniBarenbüler und Bogler genau an. Die Infinnation, fagen 
fie, fey nöthig, wegen des oben (bei Note 6) angeführten Zwedes. Durch 
Einräumung eines 1dtägigen Reurechtes aber und eine Strafbeftimmung 
wegen unterlaffener Infinuation „bleibe supra scripta ratio requisitae in- 
sinuationis sarta tecta. Denn fih männiglih in 14 Tagen wohl mag 
durch fich felbft oder feine Verwandte bedenken, ob ihm thunlich oder nit 
ſey, den Contract fortzufegen oder davon wieder abzufpringen.” Auch 
fey, fügen fie bei, „die Infinuation gut, damit jedes Orts Obrigkeit wife 
ſens haben möge, wie die Unterthanen in Käufen und Verkäufen nußlich 
oder verberblich haufen.“ 

13) ©. 3. B. die Befchwerden der Stadt Schorndorf vom 3.159, . 
und die auffallenden Beifpiele, weldhe Dr. Heiden in feinem unten an« 
geführten Berichte vom 3. 1593 anführt; Beides abgedrudt bei Fiſcher 
Berfuh üb. d. Geſch. der teutfch. Erbfolge. Bd. 11. ©. 339 u. 320, — 
Das Hofgericht wußte fih auch nicht recht tn das 14tägige Neurecht zu 
finden, und bat deßhalb bei Gelegenheit eines Prozeffes für dieſen und 
für künftige Säle um authentifche Interpretation des neuen Geſetzes (14. 
Juni 1591), die es auch am 14. Sept. 1591 erhielt. Urf. auf d. Staates 


archiv. 90% 
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5, Die Loſungs rechte. 


$ 44. Endlich bildeten noch eine Hauptbeſchwerde, und 
jwar eine fehr gerechte, die Beftimmungen über das Loſungs— 
(Naͤher- oder Retracts-J Recht. Diefes Recht — die Befugniß einer 
Perſon, bei der zwifchen Dritten gefchehenen Veräußerung einer 
Sache an die Stelle des Erwerbers gegen Eintritt in die von ihm 
übernommenen Berbindlichfeiten und Erfat des von ihm fchon 
Geleifteten zu treten, und fomit ihm, falls ihm die Sache ſchon 
übergeben feyn follte, diefelbe wieder abzunehmen — tft zwar 
ein Sermanifches Inſtitut, das auch in vielen Orten Würt: 
. tembergs von Alters her beftand. Allein es hatten fich dod 
mande Orte von diefer, dem Verkehre höchſt nachtheiligen 
und die Verwerthung des Grundeigentbums überaus hemmen: 
den, Quelle unzähliger Streitigkeiten theils ganz, theils großen: 
theils freizuhalten gewußt. So fagt der alte Bericht über das 
‚Stadtreht von Neuenftadt (Dandichr. oben ©. 194): „es 
ist allhie zu Neuenftadt im Kaufen und Verkaufen gar fein 
Lofungsrecht, der fey, wer der wöll, Niemand ausgenommen, 
weldes von Alter Her je vnd allwegen geweft, vn 
dermaflen gehalten worden, ohne einigen Eintrag.“ Nach dem 
Nechte anderer Orte galt nur ein bedungenes Loſungs— 
reht und auch diefes nur in gewiffen Fällen!. Sm vielen 
Drten aber galten auch gefegliche, theils durch Gewohnheit, 
theils durch ein ausdrückliches Statut eingeführte, Lofungen. 
Bon diefen kommen in den alten Rechten namentlich drei vor: 

41. Die Erblofung (wohl die äÄltefte), ein Lofungsredt, 
welches bei Veräußerung von Liegenfchaften bald den nächſten 
Erben des Beräußerers, bald den Verwandten deffelben über: 
haupt zuftand , Manche altwürtt. Statute bejchränften aber 


1) Der alte Bericht über das Stabtreht von Weinsberg (oben 
©. 194) fagt: „iR zu Weinsberg fein Loſungsrecht anders, dann was in 
getheilten zinsbaren Gütern und Erbtheilungen - einander gütlich zuge 
laſſen und bedingt wird.“ 

2) Vrgl. auch Eichhorn Ein. in das Deutfche Privatr. Ate Ausg. 
$ 99. 103. Mittermaier Deutſch. Privatr. Ate Ausg. $ 196. und 
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dDiefe Loſung ſehr, Einige auf die Kinder? und auf den eriten 
Berfauf?; andere ließen fie nur zu, wenn fie bei einer Erb: 
tHeilung ausdrücklich bedungen wurde, alfo nicht als gefeß: 
liche, fondern nur als vertragsmäßige °. 

2. Die Zinslofung. Diefe war die verbreitetfte. Wenn 
ein Lehen- oder anderes Gut, aus welchem Geld» oder Frucht: 
gülten zu zahlen waren, vertheilt wurde; fo mußte jchon nach 
den alten Gebräuchen gewöhnlich einer der Theilhaber als 
Zinsträger beftellt werden, der den ganzen Zins dem Herrn 
zu zahlen und fih an die übrigen Theilnehmer wegen der fie 
treffenden Theile zu halten hatte, Im Intereſſe des Trägers 
aber und auch in dem des Gültberechtigten lag es, daß das 
Gut wieder möglihft in Eine Hand gebracht wurde. Deßhalb 
räumen die meijten alten Statute und Gebräuche, wenn ein fol: 
cher Gutstheil weiter veräußert wird, den übrigen Theilhabern 
ein Lofungsreht und zwar gewöhnlich fo ein, daß der Zine: 
träger das Dorrecht vor dem Uebrigen hat 6. 


oben $ 35; ferner Freiburger Stadtr. v. 1520 Fol. 35 b, eine Stelle 
aber, die in unfer Landrecht nicht aufgenommen wurde, 

3) Sp die Dorfrehte von Weiler und Beutelsbach (ob. ©. 224) 
bei Fiſcher Berf. üb. d. Geſch. der t. Erbf. Th. II. ©. 259, 270. 

4) Sp das alte Recht von Winterbach (oben ©. 224) bei Fifher 
©. 261 und das angef. von Beutelsbad. 

5) So die Stadtrechte von Marbach, Botwar, Schorndorf (ob. S.209,224). 

6) Die hiſtoriſche Darftelung in Weishaars W. Privatr. zweite 
Aufl. Th. II. $ 1150. 1151. Coral. 3te Aufl. $ 1085. Nr. 2, $ 1086 
Nr. 1) if nicht ganz richtig. v. Weishaar glaubt, die Zinslofung 
babe blos das Intereffe des Zins herrn bezwect, und ihr urfprünglicher 
Zweck fey eigentlich durch die fpätere Einführung der Zinsträgerei im 
dritten Landrecht weggefallen. Allein die Zinsträgerei findet ſich in den 
alten Statuten neben der Einführung der Zinslo fung. So fagt 3. B. 
das Dorfredt zu Winterbach (Note 4): „Sp ein Guet ein Zing 
gibt , vnd baffelbig Guet würdt zertheilt, welcher dann zu ainem Zinfs 
träger diß Guets oder Zinß genommen würdt, und beffelbigen zertheylten 
Guets ein theil verfaufft würbt, fo hat der Zinfträgervoral 
len andern, ſo an dieſem Guethaben, die Loſung; fo 
aber der Zinßträger nit löst, alsdann hat ein Jeder, der an biefem Guet 
bat, die Lofung.” Das Gleiche beftimmt das Dorfrecht von Weiler 
(Note 2) und das Dorfrecht zu Urbach (bei Fifher a. a. D. ©. 277). 
Auch die Stadtrechte von Marbach und Botwar haben das Inftitut 
ver Zinsträger. 
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3. Die Marklofung. Es war bei den Verhältniſſen 
jener Zeiten, in welden die Genofienfchaften gegen einander 
abgefchloffener waren, begreiflich, daß die Genoffen einer Mar: 
fung nicht gerne einen Fremden — Ausmärfer — zwifchen 
fich begütert fahen, und bei DVeräußerungen von Gütern der 
Drtsmarfung den Fremden auszufchließen fuchten. Auch Fonnte 
es wegen der auf den Gütern der Markung liegenden Gemeinde 
laften zu manchen Irrungen führen, wenn ein Nichtbürger 
folhe Güter befaß?. Go entftand die Marflofung d.h. 
das Recht des innerhalb der Gemeindemarfung wohnenden 
Gemeindemitglieds, ein in der Gemeindemarfung liegendes, 
an einen Ausmärfer veräußertes, Gut gegen diefen zu löjen. 
Aber auh dieſe Lofung war Feineswegs allgemein in den 
Württ. Orten, und in vielen wurde fie erft am Ende des XV. 
und im Anfange des XVI. Zahrhunderts eingeführt 8. 

Neben diefen Lofungen galt dann noch an vielen Orten 
der Grundfaß, daß überhaupt auch durch Vertrag und leb: 
ten Willen ein Lofungsredht entftehen könne (bedungene 
Lofung). Ueber das Verhältniß diefer verfchiedenen Lofunge: 
rechte zu einander fehlte es häufig an näheren Beftimmungen; 
meijt fcheint die Erblofung, dann die Zinslofung den Vorzug 
gehabt zu haben ?. Auch über die Verjährung des Lojungs: 
rechtes waren die Gebräuche fehr verfchieden. An manden 
Drten bejtand die Verjährungsfrift in 8 Tagen, 3. B. nad 
dem Marbacher Stadtrecht und dem Winterbadher Dorf: 
recht; an andern in 10 Tagen, z. B. nad) einem alten Stutt: 
garter Gewohnheitsrecht; an andern in 4 Wochen und zwei 
Tagen, 3.B. nad dem Bottwarer Stadtrecht; an andern in 
5 Sahren, 3. B. bei der Marklofung nad dem Tübinger 
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ſen letzteren Umſtand; aber wohl mit Unrecht. 

3) So hatte Schorndorf die Markloſung nicht; es galt nach Schom- 
dorfer Recht blos die Zins- und die bedungene Lofung ; in Tübingen 
wurde die Marklofung, wie es fcheint, erft im 3.1493 eingeführt (f. Tüb. 
Stadtreht Fol. 216), und Beutelsbach führte fie auch erft fpät bei fih 
ein; f. oben ©, 89. 

9) Vrgl. 3. B. die Statute bei Fiſcher ©. 261, 267, 270. . 
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Bei der Verfaſſung der Landesordnungen und des Land: 
rechts hätte man nun reiflich bedenken follen, ob man denn dieſes 
Suftitut, das an manchen Orten gar nicht, an andern nur in 
fehr beſchränktem Umfange galt, für das ganze Land allge- 
mein machen follte. Fand man aber dieß unbedenklih, wie 
ed leider gefchah: fo Hätte man wenigftens durd) genauere 
gejegliche Beftimmungen manchen Zweifeln und dadurch großer 
Rechtsunficherheit vorbeugen follen. Diefes aber geſchah nicht, 
und die Geſetzgebung verfuhr bei diefem wichtigen Gegenjtand 
fehr nachläſſig. 

Sn der V. LO. Fol. 25 führte Herzog Ehriftoph die 
Marklofung, für den Verkehr gerade die nachtheiligfte, in 
dem ganzen Lande ein, und feste ihr eine Verjährungsfrift 
von einem Jahre. Dabei aber erkannte er auch „Lehen: Boden= 
oder andere Lojungsgerechtigkeit“, welche die Unterthanen haben 
mögen, alſo alle übrigen durch Statute oder Gewohnheiten _ 
etwa eingeführten Lofungen an ®, ohne irgend durch nähere 
Beitimmungen über die Marklofung und ihr Verhältniß zu 
den andern Lofungen die vielen Zweifel, welche nothwendig 
entitehen mußten, abzufchneiden. Auch das bald darauf gege: 
bene erite Landrecht half hier nicht, fondern vermehrte eher 
noch die Zweifel, Es wiederholte im Wefentlihen die Bes 
ftimmung der LO. über die Marklofung, nur daß es den Ders 
jährungstermin auf Jahr und Tag fest, fügte aber bei, 
die Marklofung folle nur eintreten, „wa nit Andere, die ein 
bedingte oder ältere Rojung hetten, vorhanden“ feyen '%. Da: 
durch wurde nun auch die bedungene Lofung — fowohl die 
durch Vertrag, ald auch, was die Praris ſchon damals darunter 
begriff, Durch legten Willen: beftellte — für das ganze Land 

9a) Fünfte LandesO. Fol. 26. 

10) Erftes Landr. Th. II. ©, 168. Es ift hiernach unrichtig, wenn 
v. Weishaar W. Privater. 2te A. Th. II. $ 1072 die Einführung der 
bedungenen Loſung erft der LO. von 1567 zufchreibt. — Außerdem enthielt 
das erfte Landrecht noch einen zweiten gar nicht zu billigenden Zufaß. 
Die V. LO. geftattet die Marflofung blos, wenn ein Gut verfauft 
wird, das J. Landr. aber, wenn es „verfauft oder in ander Weg 


verendert” wird. Doc wurden ſchon im 1. Landr. die letzteren Worte 
(oder in ander Weg verendert) wieder iweggelaffen. 
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anerkannt, während auch das Landrecht nichts Genaueres über | 


die vielen zweifelhaften Fragen gab, die befonders in Hinfict 
mehrer Lofungsberechtigten, fey es aus denfelben oder aus ver: 
fhiedenen Titeln, zu einander entitehen mußten. Hieraus ergaben 
fi folhe Berwirrungen, daß der Landichaftsausfhuß im J. 
1565 dringend um Abhälfe bat !!—er bemerkte, die meiften 
Appellationen betreffen Lofungsfahen — und Ddiefe Bitte im 
J. 14567 wiederholte. Da jedod die Gewohnheiten über Lojun- 
gen an den verfchiedenen Orten des Landes fehr verfcieden 
ſeyen: fo folle man, meinte der Ausſchuß, ehe man ein ge 
meines Neht mit Abbruch der alten Gewohnheiten mache, 
diefe verjchiedenen Gebräuche genau erforfchen und durch eine 
Commiſſion zufammenftellen laffen. Zu diefem Zwecke entwarf 
er mit Hülfe einiger Näthe eine Inſtruction, nad) welche 
die Beamten über die Gebräuche ihrer Orte berichten follten. 
Allein Herzog Chriſtoph verfprach fich nicht viel von dem 
Derfuche, indem er (Reſcr. an den Ausſchuß v. 19. Febr. 1567) 
meinte, „die in der Inſtruktion aufgeworfenen Fragen jeyen 
der Art, daß, wenn etwas Derftändiges dabei herausfommen 
folle, die Erfundigungen nur von einem Golchen, der die Sache 
wohl verftehe und darzu wohl ftudirt habe, angeftellt, und aud 
nur von einem Golden die Fragen gehörig beantwortet wer: 
den fünnen. Dergleihen Perfonen aber habe man 
gar wenig oder ſchier feinen unter den Amtleuten 
oder den Stadtfohreibern, viel weniger unter dem ge 
meinen Manne 2. Beharre jedoch der Ausihuß auf jener 
Anfiht: fo folle man die Sache vorerft, um unnöthige Koften 
‘zu erfparen, blos bei zwei Aemtern verfuchen,“ Mit dem 
Lebtern war der Ausfchuß einverftanden, und er bat den Der 
zog, die Aemter zu bezeichnen. Allein dabei verblieb es. Die 
Ausführung des Planes wurde nie begonnen, und die Klagen 
blieben unerledigt. Vielmehr veranlaßte gerade Das, was 





11) Diefes und das Folgende aus Urkunden im K. Staatsardive. 

12) Der Herzog deutete auch noch darauf hin, daß ſolche Nachforſchungen 
zu Uneinigkeiten führen, und benachbarte Fürften, Adeliche und Städte 
veranlaffen könnten, manche Gerechtfame zum Nachtheile des Landes da 
bei hervorsufuchen. 


| 
| 


| 
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gleich darauf folgte, neue Klagen. In der VI. LandesO., 
welche gerade berathen und noch in demjelben Jahre erlaffen 
wurde, gab zwar Chriftoph einige nähere Beftimmungen Aber 
Die Marklofung, indem er feitfeßte, wie es mit dem in der 
Zwifchenzeit auf das Gut gemachten Aufwande und den Nu— 
Bungen deflelben gehalten werden, und daß bei mehreren Mar: 
Lofungsberechtigten das Loos enticheiden folle, Zugleich 
aber nahm er in diefe neue LandesO. ©. 38, 43 nicht nur die 
bei Note 10 angeführte Beftimmung des I, Landrechts über 
bedungene Lofungen, fondern auch die bei Note 9° angeführte 
Beitimmung der V. LandesO. über alle anderweit beftehenden 
Lofungsrechte auf, und führte noc dazu die Zinsloſung 
(fowohl bei ſolchen Gütern, welche im Obereigenthum eines 
Dritten ftehen, als bei reinen Zinsgütern) für das ganze 
Land ein 4, ohne aber ihr Berhältniß zu den andern Rofungen 
und das mehrerer Zinjenden zu einander irgend näher zu 
beftimmen. 

Zu dieſen Lofungen fam dann noch die Territorial- 
oder Landlofung. Die Veräußerung von liegenden Gütern 
an Ausländer war früher erlaubt (S. 100). Nur fcheint nad) 
einem alten Gewohnheitsrechte bei Berfäufen von Fiegen- 
fchaften ein Lofungsrecht gegen den Ausländer (Tandlofung) 
beitanden zu haben. Wenigftens fagt dieß die fünfte LandesO. 
Fol. 26. Noch weiter aber ging Herzog Ulrich. Wegen der 
Schwierigkeit, Steuern und andere Abgaben von Ausländern 
zu beziehen, verbot er in der LO. v. 1556, liegende Güter an 
Ausländer durh Verkauf oder Taufch zu veräußern. Ge— 
ichehe es doch: jo folle der Vertrag nichtig jeyn, und der Ber: 
Außerer um 20 Pfd. Heller geftraft werden. Wenn aber einem 
Ausländer „erbsmweiß“ ein Gut anfalle: fo folle er verbunden 





13) Das U. Landrecht, das zwar vor der VI. LO. befannt gemacht, 
aber mit ihr ausgearbeitet wurde, folgt hier ganz (Th. II. ©. 208) der 
VI. LandesO. 

14) VI. 809. ©. 34. Das zweite Landrecht wiederholt , was im 
I. Landr. fteht, mit der in Note 10 bemerften Aenderung und einer 
Berweifung auf die VI. LO, wegen der aus dem Gute gezogenen Nu— 
Gungen. 
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feyn, es in den nächften zwei Jahren an einen Württemberger 
zu verfaufen, und wenn er es nicht thue, das Gut von den 
Gerichten angefchlagen werden, und um diefe Tare der nächte Ber: 
wandte des Inhabers, falls aber Feiner vorhanden, der erfte 
Unterthan, der fich melde, die „Lofung“ des Gutes haben (oben 
©. 100; die f. 9. ewige Auslojung, jus perpetuae relui- 
tionis). Diefes Geſetz wurde aber, wie fpäter Herzog Chri— 
ftoph Elagt, wenig befolgt. Deßhalb fchärfte e8 Chriſtoph 
in der V. LO. von Neuem ein, läßt eine Dispenfation von 
Geiten des Dberamtmanng, welche Ulrich zugegeben hatte, nicht 
mehr zu, fondern nur einevom Herzog felbft ertheilte, und gebietet, 
daß, falls ein Gut ohne herzogl. Erlaubniß durch Verkauf oder 
Tauſch an einen Ausländer veräußert werde, der Veräußerer und 
feine Erben angehalten werden follen, von der Nichtigkeit 
des Geſchäfts Gebrauh zu machen, und das Gut gegen das 
Kaufgeld wieder an ſich zu ziehen oder dieſes Necht an 
Andere abzutreten 5. Dabei wiederholt er das Necht der Aus: 
lofung bei erbsweife zugefallenen, und, was er beifett, als 
Heirathsgut gegebenen Gütern 6. Das lettere Necht der ewi— 
gen Auslofung aber änderte er fchon im erften Landredte 
(v. 4555, Ih. I. ©. 207) wefentlich, jo daß es den Charafter 
einer einem Einzelnen zuftehenden Lofung verlor. Er bejtimmte 
nämlich : wenn ein Ausländer ein Gut durch Erbichaft oder 
ald Heirathsgut, oder, was er num beifegt, ald Bermädt: 
- niß, Schenkung’, oder durh Gant (richterlichen Zufchlag) 


15) Diefes Recht nennt v. Weishaar W. Privatr. 2te A. ©. 1162, 
1163 das Recht der ewigen Auslofung. Allein diefes Recht hat mit den 
Lofungen gar nichts gemein. Ja es findet ftatt in Fällen, in welchen ein 
Lofungsreht gar nicht ftattfinden kann, bei nichtigen Verkäufen, und ift 
nichts anderes, als die Anftellung der f. g. Nichtigkeitsflage. Es ift auch 
jest noch wichtig, dieß genau herauszuheben. Denn dur die im Jahr 
1815 geſchehene Aufpebung der gefeglichen Loſungsrechte ift dieſes Recht 
nicht aufgehobeh worden, weil es — fein Lofungsreht iſt. Ueberhaupt 
beftand fchon nach dem Landrecht und der VI. LandesO. ein Recht der 
ewigen Auslofung als Lofungsrecht gar nicht mehr; f. nad Note 16. 

16) V. LO. 801. 24b 26. Wandre ein Württemberger aus: fo follen 
ihm feine Güter innerhalb eines Jahre verkauft werben. V. LandesO. 
Fol. 25. 

1) VI. 2D. ©.37. Die Schenkung an Ausländer ift alſo nicht, wie 
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‚ erwerbe, und er es nicht innerhalb zwei Jahren an einen Sn: 
Länder verkaufe: fo follen die Gerichte es Öffentlich unter die 
Ssnländer verfteigern; und diefe Beſtimmung, fo wie die 
bei Note 45 angeführte, ging dann aud in die VI. LandesO. 
und in das II. Landrecht über 8, 

Alles Diefes betraf aber blos foldhe Güter, welche von 
Snländern nach dem Erfcheinen der LO, von 1556 an Aus: 
länder veräußert werden. In Hinfiht auf alle, vor diefer 
Zeit in die Hände von Ausländern gefommene, Güter erneuerte 
Chriſtoph in der V.LO.1 das oben angeführte alte Gewohn- 
heitsrecht in Betreff der Landlofung in der Art, daß wenn 
ein Ausländer eine vor 1556 erworbene Riegenfchaft an einen 
Ausländer verkaufe, die Gemeinde, in deren Markung fie lies 
gen, und jeder Württ. Unterthan fie zu löfen das Recht (und, 
wenn fie nicht gelöst wird, die Gemeinde, wie e8 ſcheint, die 
Pfliht) haben folle and- oder Territoriallofung). 

Alle dieſe Lofungen fanden blos bei Veräußerung von 
Liegenschaften statt. Die Landesordnungen hatten aber 
auch noch Loſungen bei Veräußerung von Fahrniß eingeführt. 


— — — — 


v. Weishaar W. Privatr. 2te A. Th. III. $ 1103 fagt, verboten, noch 
ungültig (vrgl. nun v. Weishaar 3. Ausg. Th. I. $ 84., mit welcher 
Stelle aber Th. I. $ 475. der 3. A. nicht übereinfiimmt) ; nur müffen 
fie die gefhentten Güter innerhalb zwei Jahren an einen Württemberger 
verfaufen ꝛc. 

18) Diefe Beftimmungen bilden, da fie auch in das II. Landrecht und 
in die VL. neueſte LandesO. übergingen, das noch geltende Recht, wie 
feines Orts näher angeführt werden wird. Auf die Quelle berfelben ift 
fchon oben ©. 100 Note 17 aufmerkfam gemacht worden, Nur ift dag 
Freiburger Stadirecht nicht, wie Griefinger Comm. üb. d. Landr. 
Th. 11. ©. 551, 556 fagt, durchaus befolgt. Namentlih verbietet das 
Streiburger Stadtr. auh jede Schenkung von Tiegenfchaften an Aus- 
Länder und jede Hingabe als Heirathsgut. Auch enthält es nicht die bei 
Note 15 angef. Beftimmung. Die Anordnung: der Berfteigerung des gültig 
an Ausländer gefallenen Gutes aber ift eine Beftimmung des Freiburger 
Stadtrechts, und in fo ferne folgte Chriſtoph noch genauer diefem 
Stadtrechte, als Ulrich. 

19) Fol. 36. Die Landlofung wurde fomit nicht erft, wie v. Weis- 
haar W. Private. 2.4. Ih. IN. S 1161 fagt, in der ſechsten LO. 
eingeführt, E 
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Wenn ein Ausländer mehr als 50 Häute oder Felle kauft; 
jo follen die Gerber, Sattler und Kürfchner, überhaupt die 
Handwerker, die folcher Häute bendthigt find, einen Theil davon 
löfen Eönnen %; ebenfo können, wenn ein Ausländer Wolle 
Fauft, die Tuchmacher und nad ihnen andere Bürger den 
vierten Theil löfen ?!. Eine weitere Lofung an Fahrnißftücken 
führte auch noch das zweite Landredht Th. IV. ©. 328 ein. 
Es geftattet dem Ehegatten, die hinterfällige Fahrniß (oben 
©.248f.) zu verfaufen, und das dafür gelöste Geld als hinter- 
fälliges Gut zu behalten, räumt aber dabei den Hinterfalls- 
erben ein, innerhalb 14 Tagen auszuübendes, Rojungsrecht gegen 
den Käufer ein. Au manchen Orten beitand auch die Gewohn: 
beit, dem Schuldner, wenn fein Gläubiger die ihm zufommende 
Forderung an Dritte abtrat, eine Loſung gegen den Cejftonar 
einzuräumen ?, und in manchen Dörfern verfuchten es Die 
Bauern, die:Marklofung aud auf den Fall auszudehnen, wenn 
ein Ausmärfer — Steine, Heu, Stroh, Dung, ja alte Fäſſer 
faufte, und manche Dorfgerichte erkannten darauf 3! 

Sp hatte man nun jehs geſetzliche Loſungsrechte, die 
im.ganzen Lande galten, und den Derfehr beftrickten, die eben 
angeführten drei in Hinfiht auf Fahrnißftücke, und drei in 
Hinficht auffiegenfchaften, die Zinslofung, die Marklofung und 
die Landlofung, und außerdem noch die bedungene Loſung bei 
Liegenschaften. Mit jedem neu anerkannten Lofungsrechte 
jtiegen aber aus den angeführten Gründen die Rechte: 
zweifel und Rechtsjtreitigkeiten, fo daß Herzog Ludwig am 
Ende wenigitens Das that, daß er durd ein Gefeß vom 24. 
April 1588 das Derhältnig der Mark- und Zinslofung und 
mehrerer Zinslofungsberechtigter zu einander un) zu den bei 


— 


20) V. LandesO. Fol. 16 b. VI. Landesd. ©. 128. 

21) Bon Ulrich in der IV. LandesO. eingeführt (oben ©. 100), und 
von Chriſtoph ebenfo in der V. LO. Fol. 18b aufgenommen und dann 
in der VI. 29, ©, 135 auf die im Terte angegebene Weiſe beftimmt. 

22) ©. darüber den unten angef. Bericht des HofG. Aſſeſſors Heiden 
v. 1593 und des Hofgerihts von 1588. 

23) Darüber Hagt namentlich die Stadt Schorndorf in einem Bes 
richte vom 16. Zul. 1593; bei Fifcher a. a. O. Th. II. ©. 329, 
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Erbtheilung bedungenen Lofungen näher beftimmte *». Allein 
dieß half nicht genug; denn es blieb noch eine Menge zweifels 
bafter Fragen unerledigt. Namentlih war das Berhältniß 
mehrerer bedungener Lofungsrechte zu einander nicht beftimmt; 
man ftritt darüber, ob blos: bei Käufen oder ob auch bei an— 
dern Verträgen das Lofungsrecht ftattfinde, welche Förmlich— 
feiten bei der Ausübung der Lofung zu beobachten feyen, in 
welcher Zeit die Zins: und die bedungene Loſung ausgeübt 
werden müffe (denn die Geſetze fetten über dieje Zeit nichts‘ 
fejt), und ob auch einzelne auf localen Gewohnheiten beruhende 
Lofungsrechte noch gelten. Einzelnes wurde zwar von der 
Praris entfchieden. So waren wenigftens die Stadtgerichte 
und das Hofgericht, wie es fcheint, darüber einig, daß die 
Erblofung nur gelte, wenn fie auf Vertrag oder Zeftament 
beruhe, alfo nur als anbedungene ?; über Anderes aber waren 
die Stadtgerichte im Zwiefpalt mit dem Hofgericht, namentlich 
über die Gültigkeit des nach Localgewohnheiten beftehenden 
Lofungsrechts des Schuldners san dem veräußerten Capital”; 
und über Manches wußte auch das Hofgericht ſich nicht zu 
helfen und bat um authentijche interpretation 77, Dadurch 
24) Es ift abgedruckt in Rieckes Samml. d. Gerichtögefl. Th. I. 


©. 451. 

25) Dieß führt wenigftens Heiden in dem unten berührten Berichte 
an. — Eine Aehnlichkeit mit der alten Erblofung hatte die im zweiten 
Landrechte eingeführte oben berührte Lofung der hinierfülligen Fahrniß. 
Allein fie war doch im Gegenftande, wie im Prineip, von ihr wefentlich 
verfchieden, und ‘wurde gewiß nicht aus Rückſicht auf die alte Erblofung 
eingeführt. 

26) Manche Stadtgerichte erfannten auf diefes Lofungsrecht, und diefes 
veranlaßte viele Appellationen, bei denen das Hofgeriht gegen die 
Stadtgerichte erfannte (Arch. Handid.). Endlich wendete fih das Hof: 
gericht an den Herzog mit der Bitte um gefegliche Entfcheidung der Fra— 
ge, und biefer entfohied dann durch ein Gen.Reser. vom Nov. 1590 für 
die Anficht des Hofgerichts gegen die Ortsftatute. Vrgl. auch Henr. 
Bocer D. de jure retractus. $42. in ſ. Dispp. de univ. jure. Tub. 1612. 
P. I. p. 606. 

27) Sp u. N. in einem im Codex consuetud. (ob. ©. 193) 301. 398 ent— 
Haltenen, Berichte über Verjährung des Loſungsrechts und Über Anwendung 
der Ortsftatute (gegen welche das HofG. war), befonders in Hinficht der 
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wurde denn doch endlich die Regierung veranlaßt, eine Com: 
miſſion — fie beftand aus dem Bicehofrichter von DO ftheim, 
und den Hofgerichtsaflefforen Dr. Hohmann und Dr. Sa: 
muel (wie er gewöhnlich in den Acten genannt wird, Samuel 
Heiden) — niederzufegen, welche Präjudicien und zweifel- 
bafte Caſus über die Lojungen fammeln, und über ihre Ent: 
fheidung Borfchläge machen follte. Die Commiſſion erjtattete 
auch ihren Bericht am 29. Januar 14595 3 (er ift von 
Heiden verfaßt), und verbreitet fich dabei über nicht weniger, 
als 44 zweifelhafte Fragen, Derjelbe wurde aber, wie aud) 
ein von Heiden gebieferter Nachtrag, erft bei der Verfaflung 
des dritten Landrechts benüßt. 





Schuldenloſung. Es erhielt auch zwei gefegliche Entfcheidungen, bie eine 
in feinem Sinne gegen die Gültigkeit der Ortsftatute (Note 26), die 
andre (imMai 1591; Arh.Hdfchr.) über Verjährung des Retractsrechts dahin, 
daß die Zins- und die angedingte Lofung in derfelben Zeit ver- 
jähre, welche im zweiten Landr. für die Markloſung beftimmt fey (Jahr 
und Tag). 

23) Nicht erfi im Zahr 1595, wie Reyfher W. Privatr. B. I. $ 35. 
Note 6 fagt. 

29) Eine Abichrift des Berichts, der von ben drei Commiſſionsmitglie— 
dern unterfihrieben ift, findet fih in dem Codex consuet. Fol. 209—391, 
und eine zweite noch in einem befondern Cover auf dem StaatsArhiv 
(bezeichn. Landr. III. 27). Der Bericht enthält manches, für die Rechts— 
anfichten jener Zeit und für die Praris, welhe Heiden vielfach berüßrt, 
Sntereffante. Richtig bemerkt Reyfher a. a. D., daß Dasjenige, was 
v. Weishaar Hob. 3. Ausg. $ 1185., 1186, über Zweck und Geift die- 
ſes Berichts fagt, wefentlich zu berichtigen iſt. Es handelte fih nicht um 
Einführung neuer Lofungen und um ein Hegen und Pflegen des Lofungs- 
weſens, fondern blos um Entfoheidung ber vielen zweifelhaften Fragen 
bei ven beſtehenden Lofungsrechten, und es geſchieht Heiden wirklich 
Unrecht, wenn ihm eine Begünftigung des Lofungswefens und die Abficht 
einer Vermehrung der Lofungsrechte zur Laft gelegt wird. Er fagt viel- 
mehr im Eingange feines Berichts: Bis daher hätten blos drei Loſungs— 
rechte (bei Liegenfchaften) im ganzen Lande gegolten, die Zingslofung 
die Mark- (und Land-)Lofung und die angedingte, unter welcher auch die 
in legten Willen feftgefegte begriffen fey, und er trage darauf an, daß 
man es bei diefen drei Loſungen audb Fünftig belaffe. Da- 
bei erklärt er fi namentlih gegen Sancetionirung der Erblofung und 
der Schuldenlofung. — Der Vorwurf der Begünftigung des Loſungsweſens 
und der Vermehrung der Loſungsrechte trifft vielmehr die Commiſſion, 
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6. Vorbereitungen zu einer neuen Nevifion des Landrechts. 
Berüchfichtigung der Gefege Herzogs Chriftoph im 
Auslande, 

$ 45. So fühlte man fidh durdy die Gefete, welche Chris 
ftoph im Ale Sinne gegeben ‚hatte, doch nicht befriedigt, 
und ſchon im J. 1583 dachte. der engere Landichaftsausfhuß 
wieder an ein er Landrecht. Er brachte zuerft einzelne 
Klagen, befonders auch über ungefchicktes Berfahren der Stadt: 
fchreiber, vor! Bald aber ging er noch weiter. Er bat 
(März 1585) unter mancherlei Klagen über das „Juſticien— 
werf“, die Regierung möchte doch die Städte und Aemter 
auffordern, über die Stellen des Landrehts und der Landes» 
ordnung, welche etwa zu verbeflern feyen, zu berichten. Herzog / 
Ludwig ging aud auf diefen Antrag ein, verfprad (Rande 
tagsabih. v. 17. März 1585), jobald die Berichte erftattet 
feyen, das Landreht und die Landesordnung verbeflern und 
erläutern zu laffen, und erließ die Aufforderung wirklich. 
Allein es wurde nichts berichtet, obgleich die Aufforderung im 











welche für das dritte Landrecht nievergefegt wurbe und — — 
ten Haug, und es wäre ſehr zu wünſchen geweſen, daß dieſe Commiſſion 
fich mehr an Heidens Arbeit gehalten hätte. Aber auch Das, was Reſyp— 
ſcher a. a. O. über Zweck und Inhalt des Berichts ſagt (daß dabei die 
Rede war „nur von Zuſammenſtellung ber bereits beſtehenden Loſungs— 
arten, worauf ber gr. Ausschuß ſchon am 5. Febr. 1567 angetragen 
Hatte“) trifft nicht ganz zu. Der oben ©. 312 angeführte Antrag des 
Ausfchuffes wurde nie, auch nicht theilweife, zur Ausführung gebracht, und 
der Auftrag an die Commiffion ging blos darauf, die „casus und 
praejudicia, fo in materia retractuum ſich bisher begeben, möglichft 
zu eruiren, pro et contra wohlbedächtlich zu erwägen , und über ipre 
Entfheidung ein ausführliches Bedenken zu geben.“ Nad den 44 Quae- 
stiones über die Lofungen berührt Heiden in feiner Relation noch einige 
andere Punkte (13), die am Landrecht zu verbeffern feyn möchten. Diefer 
legtere Theil feines Berichts ift abgedrudt bei Fiſcher a. a. O. ©. 316 
bis 324. Ein Jahr fpäter (16. Jan. 1594) verlangte Heiden die Re— 
lation wieder zurüd, weil ihm inzwifchen noch mehr zweifelhafte Fälle 
vorgefommen feyen, und auf dieſes lieferte er am 7. März 1594 ein zwei- 
tes Gutachten über einige zweifelhafte Lofungsfragen, und über Abkür- 
zung der Prozeſſe ꝛc. Die Abfchriften diefer Nachträge finden fi in den 
im Anfange der Note angeführten Urkunden. 
t) 3. 8. 11. Febr. 1583. Archiv. Urk. 
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Jahr 1584 wiederholt wurde, und fo blieb die Sache, wie jo 
vieles Andere unter Ludwig, bis auf Weiteres liegen. Sieben 
Jahre fpäter (17. März 4590) wiederholte der Eleine Ausſchuß 
jeine Klagen. Die Juriſten, meinte er, „ziehen das Landrecht 
in vielen Punkten in widerwärtigen DBerftand, und disputiren 
viel darüber pro et contra, und fo ſey ed hohe Nothdurft, daß 
das Landrecht zwar nicht durchaus "geändert, aber doch in den 
von den Suriften zweifelhaft gemachten Punkten erläutert 
werde.“ Ludwig fagte hierauf fogleih (19. März 1590) 
zu, „er wolle bei ehifter Gelegenheit die Sache von ſei— 
nen NRäthen und der Zuriftenfacultät berathichlagen, und dar: 
unter die notturft verordnen laffen.“ Die Gelegenheit Fam 
aber nicht, und jo wurde fpäter (März 1593) die Angelegenheit 
vom großen Ausjchuffe wieder aufgenommen. Er bat dringend 
um Nevifion des Landrechts. Freilich mißfannte er die Haupt: 
gründe der Uebeljtände ; denn er wollte fie beinahe lediglich 
in der Dunkeln Sprache und in den langen Perioden des Land: 
rechts finden *. Geine Anträge wurden jedoch von der Regie: 
rung jogleich angenommen, und Städte, und Aemter wieder: 
holt aufgefordert, über die zu ändernden Punkte des Landrechts 
innerhalb 4 Monaten zu berichten, und auch hier wurde wieder 
das Erbrecht als der Hauptpunkt herausgehoben. Allein 
bald darauf ftarb Ludwig, und erit feinem Nachfolger und 
deffen Sohne war es vorbehalten, die beabfichtigte Reviſion 
zu Stande zu bringen. | 

Auf eine auffallende Weife wurden Herzog Ehriftophs 
Gejeße im Auslande mit Beifall aufgenommen, beachtet, 
und vielfach benützt. Vieles vom Inhalte feiner Landesord: 
nungen ging in die Landesordnungen benachbarter Staaten 
über; in der erneuerten Nürnberger Reformation vom 
J. 1564 und in dem Landrechte von Churpfal; v. J. 1582 3 


—— —— — —— — — — — — — — — — 


2) Er ſagt unter Anderem in feiner Eingabe vom 10. März 1593, 
daß „das Landrecht am etlih Orten dunfel und unlauter, zudem bis— 
weilen die periodi dem gemeinen Mann nicht zu faffen aus Urfachen, daß 
fie zu viel langfam und etwan eher nicht fchließen, es hat dann einer zu— 
vor ein halb Dlatt oder Seiten herabgelefen.” 

3) Schon Eifengrein fagt in feinen Nelationen ($ 48.) mehrmals, 


# 
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ift das erſte Landrecht vielfach wörtlich benüßt, und das Bas 
dven=Badifhe Landrecht vom J. 1588 ift in feinen drei 
eriten Theilen mit nur geringen Ausnahmen eine ganz wört— 
liche Abjchrift unfres zweiten Landrechts ?. 


Sechstes Kapitel. 
Dritte Periode. 


Bon Friedrihl. bis Friedrih I 
(1593 — 1805.) 


— — — 


J. Charakter der Periode, beſonders in Beziehung auf 
Geſetzgebung. 

F 46. Durch die Geſetzgebung Chriſtophs war fein 
Grund gelegt, auf welchem ſich eine tüchtige, den Bedürfniffen 
des Volks entjprechende, Privatrehtsverfaffung hätte ausbilden ° 
fönnen. Dazu gehörte aber ein gehöriges Zuſammenwirken 
der Willenfchaft, der Praris und der Gefeggebung. Allein 
leider fehlte es an diefem nothwendigen Erforderniffe in der 
nun folgenden langen Periode, und fie trug in mehr als zweis 
hundert Jahren nicht die Früchte, welche fie hätte bringen 
können und follen. 





daß das Ehurpfälzifche Landrecht von 1582 in vielen Dingen nach dem 
Württ. Landrecht „regulirt” worben fey. Er felbft berüdfichtigte bei ſe i— 
nen Arbeiten über unfer brittes Landrecht auch wieder das Pfälzifche 
von 1582. 

4) Der Ate Theil des Baben-Badifchen Landrechts (von der Inteftat- 
erbfolge) weicht mehr von unfrem Landrechte ab. Doc tft auch der grö- 
Gere Theil deffelben (mit Ausnahme des in unfrem Landrechte fehlenden 
Anhangs von Bormundfchaften) aus unfrem Landrechte abgefchrieben. Der 
5. Theil des Badifchen Landrechts handelt vom Eriminalrechte. Nach dem 
urfprünglichen Plane Chriſtophs follte auch feinem Landrechte ein folder 
Theil beigefügt werden. Allein es kam nicht zur Ausführung. 


Wächter, Württ. Brivatr. J. 21 
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Zwar begann die Gefebgebung in diefer Periode mit einer 
in einzelnen Hinſichten gelungenen Reviſion des zweiten Land: 
rechts. Allein fie ftagnirte bald, und von einer, aus wahrem 
Intereſſe für Befeftigung des Nechts und für umfichtige Ber: 
vollfommnung und Sicherung des rechtlichen Zuftandes ber: 
vorgehenden, Thätigkeit der Gefehgebung finden ſich nur wenige 
Spuren. Meift ließ man fih nur einzelne Geſetze durd die 
von Zeit zu Zeit zur Spradhe kommenden gröberen Mißbräude 
gleichſam abdrängen; öfters wurde auch durch eim einfeitiges 
Intereſſe der fürjtlihen Kammer auf eine dem Ganzen nicht 
erfprießliche Weife die Geſetzgebung geleitet, und ftatt nad 
einem tüchtigen Plane zu beffern und weiter zu fchreiten, rubte 
die Gefeggebung beinahe durchaus auf dem Guten und auf 
dem Tadelnswerthen der früheren Gefeßgebung aus, und ver: 
mehrte durch das Wenige, was fie that, mehr das Tadelne: 
werthe, als das Gute. Auch ging fie immer noch von der 
übergroßen, der freien Entwicklung der Privatrechte des Bir: 
gers ungünftigen, polizeilichen Ueberwachung und Bevormun: 
dung der Unterthanen aus, die,mehr einem patriarchalijchen 
Negimente angemeffen, in einem Nechtsitaate in diefer Art 
nicht hätte beftehen und durchgeführt werden follen. 

Daher auch die unbeftimmte und weite Faſſung mander 
Gefege und die vage Ausdehnung der Befugniffe und Pflichten 
der Beamten, welche die individuelle Freiheit von Beamten: 
willfür abhängig machte, zugleich aber auch den Beamten ge 
gen die höheren Behörden blosftellte, weil er dem ihm Auf: 
getragenen nachzukommen nicht leicht und oft gar nicht im 
Stande war !. Eben fo wenig bemühte fich in dieſer Periode 
die Geſetzgebung, die freie Eultur des Grundeigenthums zu 





1) Um fih von diefer Richtung zu überzeugen, Iefe man nur das Ge— 
neralrefer. v. 14. Aprif 1781 (bei Riede Samml. d. Gerichtögefl. Th. III. 
©. 626—636) , welches nicht ſowohl Neues einführt, fondern mehr Br 
ftehendes einfchärft und weiter ausführt, hauptfächlih um Vermögens 
zerrüttungen bei den Untertanen vorzubeugen. Zu diefem Zivede enthält 
es Vorſchriften für die Beamten, wie fie Thun umd Laffen der Untertha— 
nen und deren Familienverhältniffe beauffichtigen, und bei Capitalaufnab- 
men ber Bürger, bei Mundtodterflärungen,, liquiden Schuldforderungen 
und Gantprozeffen verfahren follen. 
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heben, und den vielen Befchränkungen, welchen es unterwors 
fen wat, entgegen zu wirken. Vielmehr wurden die. Feſſeln 
des Grundeigenthums eher gefhärft, als gemildert. — Bon 
allem Diefem kommt freilich Vieles auf Rechnung ungünftiger 
äußerer Berhältniffe, welche zu Zeiten berrichten, und des 
Geiftes überhaupt, welcher im- XVII. und XVII. Jahrhundert 
in Deutſchland, ſowohl bei den Staatsmännern als auch bei 
den Bearbeitern des Privatrechts (namentlich auch hinſichtlich 
der höchſt ſtiefmütterlich und in einer ſchiefen Richtung behan⸗ 
delten Particularrechte), ſich geltend machte; nicht Weniges er⸗ 
klärt ſich auch aus der Perſönlichkeit der Regenten, ihrer Um— 
gebungen, ihrer vertrauten Raͤthe, und auch der Repräfentanten 
des Volkes und der bei den Legteren vorherrfchenden Elemente, 


U. Staatöverfaffung und Verwaltung. Verhältniß der nenen 
Gebietserwerbungen, Die nicht incorporirten 
Landestheile, 


$ 47. Die Gtaatsverfaffung blieb im Wefentlihen uns 
verändert !, obwohl fie mande Stürme zu beftehen hatte 
($ 49., 54.). Die Ereigniffe der Schlußjahre diefer Periode 
aber ließen eine Katajtrophe erwarten, wie fie wirklich in der 
folgenden Periode eintrat. 

Auf die Verfaſſung felbit hatte die Erhebung Friedrichs. 
zum Kurfürften des Deutfhen Reiches (Neichsdep. Schluß 
vom 25. Febr. 1803) zunächſt Feinen Einfluß. Nur wurden ihr 
die neuen großen Gebietserwerbungen entzogen, welche Fried: 
rich um Diefe Zeit machte. Denn er verfuhr mit ihnen nicht, 
wie es bei den früheren Erwerbungen? mit nur wenigen Aus— 





1) Eine nähere Beftimmung erhielt in biefer Periode, wie ſchon S. 149, 
150 angeführt wurde, das Recht der Stände, bei der Gefeßgebung mit— 
zu wirken, freilich auf eine Weiſe, bei welcher die Befugniß, Geſetzen 
entgegenzuwirken, die ihnen nachtheilig erſchienen, nicht gehörig wirkſam 
werben konnte. Auch wurden die meiſten minder umfaſſenden Geſetze die- 
fer Periode (Generalreferipte 2c.), welche nicht felten wichtige Beftimmun- 
gen über Privatrecht und Prozeß enthielten, ohne Theilnahme der Stände 
oder ihres Ausſchuſſes erlaffen, und wenn man fie auch bei umfaffenden 
Gefegen hörte, ipreErklärungen nicht immer berüdfichtigt. Vgl. auch $54.N. 9. - 

3) Auch von Herzog Friedrich I. bis zu Herzog Earl einſchließlich wur« 

214 a 


— 
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nahmen gefhah. Er ließ fie dem Lande nicht incorporiren, 
eine Nichtincorporation, welche neben ihrer publiciftiichen Wid- 
tigkeit auch in Hinfiht auf die privatrechtlihen Berhältnifie 
nicht ohne Bedeutung war. 

In den älteren Zeiten war Privateigentbum der regie: 
renden Grafen und Staatsgut nicht eigentlich getrennt. Das 
bedeutende Grundeigentbum der Grafen, die privatrechtlihen 
Gefälle, die fie von ihren Leibeigenen, Lehen: und Zinsbauerni. 
zu ziehen hatten, der Ertrag aus einzelnen f. g. Regalien und 
alle übrigen nutzbaren Rechte und althergebrachten Einkünfte 
aus der Vogtei und Gerichtsbarkeit u. dgl. gehörten zu ihrer 
„Kammer“, aus welcher fie alle ihre Ausgaben, ſowohl die für 
ihre Perfon und Familie, als die für die Adminiftration des 
Landes, Gehalt der Räthe ꝛc. erforderlichen, beftritten. Es 
war dieß für die Zeit der Patrimonialregierung ein natüt— 
liches Verhältniß. Allein man behielt es auch bei, als die 
Landeshoheit ſich immer mehr ausbildete, und es blieb auch 
fo in den Zeiten des Herzogthums. Reichten die Kammer: 
einfünfte nicht Hin: fo halfen die Landftände durch Gteuern, 


den auf friedlihem Wege, meift durch Kauf, noch manche Ermerbungen 
gemacht. Unter Friedrich I. wurden u. N. erworben: Befigheim 
(Stadt), Mundelsheim, Heffigheim, Wahlheim und die andere Hälfte von 
Löchgau Corgl. $ 24. Note 1); Kirchentellinsfurth, Neivlingen, Randef, 

hfenwangen, Marfchalltenzimmern und die Aemter Altenftaig und 

iebenzell; auch gründete Friedrih im 9. 1595 Freudenſtadt. 
Unter Johann Friedrich: Winzerhaufen, Thalheim (Zuttlinger ON, 
Brenz (Marktflecken), Bodelshauſen, Burgſtall, Thummlingen und nd 
einige andere Dörfer. Unter Eberhardt II.: Gomaringen, Stetten 
(im Remsthale), Liebenftein, Ottmarspeim, Kaltenweftheim, Slefel, 
Auenftein und die Commenthurei Winnenthal. Unter Eberhard kur 
wig: Unterrieringen, Freudenthal, Nedargartach, Kaltenthal, Zavelftein 
und die Herrfchaft Welzheim, Auch gründete er Ludwigsburg. Unter 
Earl: Walddorf, Magolsheim, Stettenfeld, Gruppenbach, Köngen, 
Großengftingen, Neuhaufen, Oedenwaldſtetten, Aldingen, Hochberg, Hoh- 
dorf, die Stadt Bönnigheim mit den Dörfern Erligheim und Ele 
bronn, die Herrfchaft Zuftingen, Theile der Graffchaft Limburg, Geis 
fingen, Müplpaufen a. d. Enz ıc. Das Land hatte im letzten Jahre des 
Herzogtpums etwa 650000 Einwohner, und 68 Städte, und enthielt 57 
weltliche Ober- und Stabsämter und 23 Klofterämter. 
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welche fie auf das Land. verwilligten und umlegten ?. Go 
wurde daher das Kammergut auch als ein Gut behandelt, 
welches zur Deckung der Staatsbedürfniffe beftimmt war, und 
befam allmählig die Eigenfchaft eines unveräußerlihen und 
ohne Bewilligung der Landitände mit Schulden nicht zu bela= 
ftenden Staatsgutes?, nur daß der Herzog auch feine 
Privatbedürfniffe aus den Einkünften deffelben bejtritt, wobei 
er aber, wenn er zu diejen Zwecken zu fehr eingriff, und dann 
die Einfünfte zur Deefung der Staatsbedürfniffe nicht reichten, 
zu beforgen hatte, daß die Landftände bei der Deckung des 
Mangelnden Schwierigkeiten machen würden, Bei diefem Ber: 
hältniffe , in welches das Kammergut fam, und bei welchem 
die Landitände in Derwaltung und Derwendung des Kammer— 
guts immer mehr mitſprachen, war es ein natürlicher Ge: 
danfe Eberhards IIL, aus neu erworbenen Gütern ein ber: 
zoglihes Familienfideicommiß zu gründen, welches, unbefchadet 
der Beiziehbarkeit de8 Kammergutes zu den Bedürfniffen des 
herzoglichen Haufes, lediglich zur Aushülfe bei diefen letzteren 
Bedürfniffen beftimmt und in feiner Verwaltung dem Auge 
der Stände entzogen, in der Benügung der Einfünfte zur 
freieften DBerfügung des Herzogs ftehen follte. Diefes Gut, 
welches die fpäteren Herzoge noch vermehrten, nannte er 
Kammerfjhreibere igutd, Die Ortfchaften, welche zu 





3) Bei manden Ausgaben 3. B. bei Kriegscontributionen wurbe oft 
fehr geftritten, ob die Landſchaft aus ihrer Cafe (Landfchaftseinnehmerei) 
fie allein zu beftreiten, oder auch das Kammergut einen Beitrag zu leiften 
habe. Brgl. z. B. Pfaff Geſchichte Wirtgs. TH. 1. ©. 646. Ueber die 
Landfchaftseinnehmerei f. R. Mofer in der oben ©, 25 angef. Einleitg. 
in das Staatsrechnungsweien S. XXVII. 

4) Daß es mitunter auch Familienfideicommiß genannt wurde, führte 
Manche irre, 3. B. den Berf. der Abp. üb. d. Kammer- und Kammers 
Schreibereigut, in d. Magazin für Wirt. Schreiber H. II. 1798 ©. 49 f. 
Allein es beweist dieß nicht gegen das im Terte Gefagte. Denn fo hieß 
auch überhaupt das ganze Herzogthum. Vrgl. 3. B. God. Dan Hoff- 
mann Fideicommissum feudi ducatus. Tub. 1769 4. und Breyer 
Elem. jur. publ. Wirt. ed. 2 $ 339. 

5) Jo. Chph. Frid. Breyer Diss. (Praes. G. D. Hoffmann) De fidei- 
commisso sereniss. gentis Würt., inprimis de corpore dicto Kammer« 
fehreibereigut. Tub. 1769. 4. Jo. Glieb.Breyer Elem.' juris publici 
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demfelben gehörten, wurden deßhalb dem Lande nicht in 
corporirts, und wenn auch ihre Einwohner im Allgemeinen 
unter der Landesgefesgebung und in ihren Eivilrechtsftreitig- 
keiten in den höheren Inſtanzen unter den Landesgerichten? 
ftanden: fo waren fie doch mancher publiciftifhen Nechte der 
dem Lande incorporirten Württemberger 3. B. landftändi: 
{her Vertretung, freien Auswanderungsrechts u. f. w. nicht 
theilhaftig, und die Abgaben, welche fie zu zahlen hatten, wur: 
den nicht zu Staatszwecken verwendet, fondern fielen lediglich 
in die Chatulle des Herzogs und wurden an die Kammer: 
fohreibereiverwaltung abgeliefert 8. — Außerdem gab es noch 
einige zum Kammergute gehörige Orte, welche dem Lande 
nicht incorporirt waren. Zwar wurden die meiften Gemeinden, 
welche nach der Erection des Herzogthums der Regent erwarb, 
bald nad ihrer Erwerbung jedesmal dem Lande incorporirt ’, 


Wirt. ed. 2. $ 339 sq. R. v. Mohl Württ. Staatsrecht Th. I. $ 59 f. 
Reyfcher in f. Einleitg in d. Staatsgrundgefl. Th. I. ©. 186 f. 2%. 
Für den Fall des Ausfterbens des Mannsftammes hatte Defterreich die 
Anwartfchaft auf das Herzogthum. Das Familienfiveicommiß aber follte 
dann an die weibliche Württ. Linie fallen; auf welche Weife, und ob wie 
ber als Fidpeicommiß? darüber f. die angef. Diss. des jüngeren 
Breyer ©. 30 f., welcher die letztere Frage bejaht, und dem auch fein 
Bater in den angef. Elem. p. 652 beiftimmt. 

6) Diefelben find angeführt in Breyer Elem. $ 350 sq. und im 
Magazin für W. Schreiber I. H. 1798 ©. 58 f. Nur einige, zum 
KRammerfchreibereigut gehörige, Ortfchaften wurden von Herzog Earl dem 
Lande in der Art incorporirt, daß die Landſchaft „die Eolleeten (Steuern) 
und Accis“ in denfelben erheben (orgl. Note 8, 12) und die Orte au 
an der Landfchaft Theil haben, die fonftigen und übrigen Gefälle von dies 
fen Orten aber ber Rammerfhreiberei verbleiben follten. ©. Reef. 
von 1753 in Reyfhers Samml. der Staatsgrundgefl. Th. U. ©. 347 
bis 349 und das angef. Magaz. ©. 60. Bei einigen Orten gefchah die 
Sneorporation blos in Hinficht der Accife. 

7) S. bie angef. Diss. von J. Ch. F.Breyer p. 19 und die Elem. des ält, 
Breyer $ 348, In ver erften Inftanz hatten fie ihre befonveren Stade 
gerichte, denen ein Stabsbeamter oder ein dazu beſonders belegirter bes 
nahbarter Oberamtmann vorftand. 

8) Breyer Elem. $ 349. u. 328 und die angef. Diss. des jüngern 
Breyer p. 27. Landtagsabſch. v. 1739 $ 45. Die jura fisch übte der 
Herzog in den Kammerfchreibereigütern aus, 

9) ©. die Urkundenauszüge in Breyers Elem. $ 344. 





Berhältniß der nicht incorporirten Landestheile. $ 47T. 5327 


allein bei einigen Erwerbungen der fpäteren Zeit unterlieg 
man es 1, und behielt fie beim Kammergute als nicht 
incorporirte Theile. Dieß hatte befonders unter Anderem !! 
die Folge (und darin lag aud der Dauptzweck des Unter: 
laſſens), daß nun die Steuern und Accife nicht in die Land: 
fchaftseinnehmerei (Note 3), fondern in die berzogliche Rent: 
Fammerkafle (Zandjchreiberei) fielen 2, 

Der Umficht und Politif Friedrichs II gelang es, die 
bedeutenditen Gebietserwerbungen zu machen. Ein Theil der: 
telben fallt noch in dieſe Periode, indem dem Ehurfürften durch 
den Parifer Frieden vom 27. März 1802 und zufolge des 
Meichsdeputationsichluffes vom 25. Febr. 1803, gegen DBerzicht: 
leifttung auf Mömpelgard und andere überrheinifche Be: 
figungen, neun NReihsftädte, die gefürftete Probitei Ellwan— 
gen und mehrere Abteyen, Kiöfter und Stifter 3 mit ihren 


10) Beifpiele find angeführt bei Breyerl. c. $ 55. Es gehören hie— 
ber die meiften unter Herzog Earl gemachten Erwerbungen. Aber aud 
aus älteren Zeiten laſſen fich Beifpiele nachweifen. So war das von 
Herzog Ehriftoph erworbene Dorf Steinheim an der Murr fletd 
ein nicht incorporirter Kammerort. 5. A. Scholl Gefchichte und Topo— 
graphie des Marktflefens und Frauenkloſters Steinheim a. d. Murr. Lud— 
wigsb. 1826 ©. 84 f. 

11) Das Nähere über die Bedeutung , welche die Incorporation in 
Dinfiht der Defterreichifhen Anwartfhaft an das Land hatte, gehört nicht 
hierher. Vrgl. darüber auh Spittlers Sämmtl. Werfe B. XIM. 
©. 486, 487. 

12) Vrgl. Breyer Elem. $ 318, 347 und die angef, Diss. des jün- 
gern Breyer p. 27 Note h. Intereffant in diefer Hinficht ift die Art und 
Weiſe, wie an manchen diefer Orte die Abgaben beftimmt wurden, Bgl. 
3. B. die in der Note 10 angeführte Schrift von Scholl ©. 84 f. und 
bef. ©. 103 f. — Ueber die Abgabenverpältniffe der Kammer- und 
Kammerfchreibereis und der zum SKirchengute gehörigen Grundftüde ift 
auch noch zu vergleichen Communoron. ©. 102 $ 1. 2—4, In Betreff 
der Verwaltung des Kammergutes und des Familienfiveicommiflfes war 
befonders von Wichtigkeit der Fürftbrüderlihe Vergleich vom 11. Februar 
1780, in Reyfhers Samml. der Staatsgrundgefl. Th. U. ©. 613 f. 

13) Nämlich die Reihsftädte Hall, Rottweil, Gmünd, Eplingen, Reut- 
lingen, Heilbronn, Aalen, Weil (die Stadt), Giengen ; die gefürftete 
Probftei Ellwangen , die Abteyen Schönthal und Zwiefalten, das Stift 
Komburg, die Frauenklöfter Heiligenkreuzthal, Rotenmünfter, Margarethen- 
haufen und das Damenftift Obriftenfelb. 
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Gebieten, von 4123500 Menfchen bewohnt, zuflelen. Um 
diefe neuen Erwerbungen unbefchränft beherrichen zu Eönnen, 
incorporirte fie Friedrich dem alten Lande nicht. Gie blie: 
ben unter dem Namen Neumürtttemberg in allen Bezie 
bungen vollfommen getrennt vom alten Rande, und bildeten 
gegenüber-won demfelben ein wahres Ausland. Auch die Geſetz— 
gebung der alten Lande wurde nicht auf fie erftreckt; eben ſo 
wenig feine Gerichte; und fo traten fie zum Lande in ein ganz 
anderes Berhältniß, als die früheren nicht incorporirten Er: 
werbungen. Was daher im zunächft Folgenden über dieſe 
Periode ausgeführt ift, bezieht fich nicht auf Neumwürttemberg, 
und es wird von dem Lebteren am Schluſſe diefer Periode 
befonders gehandelt werden. 

Die Form der Verwaltung des Landes blieb im We: 
fentlihen diefelbe, wie fie in der zweiten Periode gegründet 
wurde. Nur die Namen änderten fi, und ein neues, aud 
für die Zuftizverhältniffe wichtiges, Collegium bildete ſich all: 
mäbhlig Y% an der Spibe der ganzen Verwaltung, der Geheimes 
rath. Wie fhon Ehriftoph wichtigere Sachen (1. g. Re 
fervatfahen) in der Regel blos mit einigen vertrauteren 
Räthen (©. 104, 105) berieth: fo beitand auf ähnliche Weiſe 
bis in die dritte Periode, wenn nicht förmlich, doch der That 
nach, ein folcher geheimer Rath, und auch der Titel Geheime: 
rath wurde allmählig für die vertrauteren Näthe gebräuchlich 
und zum Theile ihnen förmlich ertheilt 9%. Die fürmliche Er: 


14) Wie fehr alle Einrichtungen im Herzogthum fih nur allmäplig und 
an Beftehendes fih anfchließend bildeten, beweist befonders die Gefchichte 
des Geheimenraths. und die der übrigen Collegien und der Landſtände mit 
ihren Ausfchüffen, 

15) Die genannten Räthe hießen unter Herzog Chriſtoph oft, na- 
mentlih in manden Urkunden, and geheime Räthe und ihre Verfamm- 
lung geheimer Rath, im Gegenfaße zum übrigen Oberrath, oder dem 
gemeinen Rath. Allein fie führten jenen Namen nicht als fürmlichen 
Titel, noch bildeten fie ein beftimmtes Collegium mit einem feften Ge- 
ſchäftskreiſe. Zwar conftituirte fih nah Chriſtophs Tode ein ſolches 
abgefondertes Collegium förmlicher ; allein die Herzogin Mutter (Bor« 
münderin Ludwigs) war ihm nicht günftig, und ließ bald die einzelnen 
Mitglieder in ihre alten Funktionen in ver Kanzlei ausfchließend zurüd- 
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richtung des Geheimenrathscollegiums aber wurde erft veran- 
laßt durch die VBormundfchaft über Eberhard II. Es murde 
dem Herzog Adminiftrator im Jahr 1628 zur Verwaltung der 
wichtigften Landesangelegenheiten ein Euratelrath, welcher aus 
Sandhofmeifter, Kanzler und 2 Dberräthen beftand („geheimer 
Negimentsrath‘), an die Geite gegeden, und den Sandjtänden 
gefiel die Einrichtung , bei welcher die wichtigften Angelegen- 
heiten nicht durch einzelne Räthe, fondern durch ein Collie: 
gium unmittelbar an den Regenten gebradht wurden, jo fehr, 
daß fie auf dem Landtage von 1629 dringend anfrugen, fie 
zu einer bleibenden zu machen !6. In Folge deffen wurde auch 
im Landtagsabfchiede von 1629 17 zugefagt, daß ftets ein ge: 
heimer Negimentsrath beftehen folle und zwar mit dem Wir: 
fungsfreife, nicht bios der Herrfchaft, fondern auch „allge: 
meiner Landſchaft Nusen zu fchaffen, und Schaden zu 
wenden“ 8, Der Landhofmeifter wurde Präfident deffelben, 
und trat nun aus dem Oberrathe für die Negel aus; als 
man aber jpäter die Landhofmeiftersitelle ganz eingehen ließ ®, 





treten, und auch unter Ludwig und feinen nächſten Nachfolgern blieb es 
dabei; nur daß wichtigere Sachen, wie unter Chriftoph, bald mehr 
bald minder häufig blos mit einzelnen Räthen berathen wurden. Diefe 
Räthe erhielten dann auch mitunter den Titel: Geheime Räthe; fo 3. B. 
Enzlin $48.Note2, and fchon im J. 1586 der in ven Adelftand erhobene 
Geheimfchreiber und Vorſtand des herzogl. Gabinets Meldior Jäger 
(v. Gärtringen). Brgl. hierüber und über das Folgende vorzüglich die 
oben S. 52 angef. Gefrhichte des Geh.Rathscoll. von Spittler, in 
Deffen ſämmtl. Werien Bd. XII. S. 287 ff. Nur ift zu bezweifeln, daß 
wie Spittler behauptet, der Titel: „Geheimerrath“ im XVI. und im 
Anfange des XVII. Jahrhunderts außer im Falle von Jäger nicht förmlich 
ertheilt worden fey. Namentlich frheint Enzlin diefen Zitel förmlich er- 
halten zu haben, 

16) v. Spittlera. a. D. ©. 330—339. 

17) In Reyfhers Samml. der Staatsgrundgefi. Th. I. ©. 334. 

18) Vrgl. auch Erbvergleich v. 1770 ad Class. I. Grav.2 Submemb. 2. 
$1.bei Reyſcher a. a. O. S. 554 und über diefe Stellung v. Spitt- _ 
ler a. a. O. ©. 337 ff. Einen förmlichen Staat erhielt der Geheime- 
rath erft im Jahr 1660. 

19) Denn vom J. 1668 an wurde die Landhofmeiftersftelle nicht. wie- 
der befegt. Nur einmal lich man den Titel Landhofmeifter wieder auf: 
Ichen. Ein Graf von Würben wurbe zum Lanphofmeifter und Gehei— 
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wurde ein befonderer „Geheimerrathspräfident“ mit dieſem 
Titel und dem eines Minifters beftellt; der Kanzler und Vice: 
Fanzler waren nun allein die Borjtände des Oberraths, der 
Erfiere aber auch zugleih Mitglied des Geheimenrathe; 
die übrigen Räthe bei demfelben (nach der urfprünglichen Ein: 
richtung wenigftens drei) follten theils Adeliche, theils Gelehrte 
jeyn. Landesangelegenheiten, die von den Collegien am den 
Regenten zu bringen waren, gingen durch den Geheimenrath; 
er hatte die „Seneralinfpection“ über alle Collegien, und die 
höchſte Aufficht über die Civil- und Eriminalredte 
pflege, und beforgte die übrigen höheren Staats- und Haus: 
fachen, die nicht an dieſe Eollegien gehörten ®, 

Zunächſt unter dem Geheimenrathe ftand der Oberrath, 
der im Uebrigen die alte Stellung und Einrichtung behielt, 
Nur änderte fih fein Name. Schon am Ende des XVII. Jahr: 
hunderts gab man ihm oft den Titel Regierungscollegium, 
und er nannte fi auch fo mitunter felbft. Förmlich aber 





menrathe= und Kriegsrathspräfidenten ernannt, und kam in das Land, 
um Wilhelminen v. Grävenig ($ 53.) feinen Namen mit den ihm ertheil- 
ten Titeln antrauen zu laffen. Die Stellen felbft verfah er nie, indem 
er gleich nad der Trauung das Land wieder verließ, und feinen Gehalt 
im Auslande verzehrte. Als er 1719 farb: wurde fein Landhofmeifter 
mehr ernannt ; ftatt deffelben wurde Graf v. Grävenitz „Premierminifter.” 

20) ©. die in fpätern Landesverträgen als Staatsgrundgefeh aner- 
fannte Kanzleioronung v. 1660. P. IL. Tit. 1 et 2; abgedr. in v. Spit 
lers Zweiter Sammlımg einiger Württ. Urkunden 2c. Gött. 1796 ©. 21 f. 
Eine fpätere Inftruttion des Gch.Raths ift vom 4. Mai 172457 in El- 
fäffers Beitr. zum Kanzleiwefen ©. 100-121. Ueber die Gute und 
die Gebrechen‘ diefer Einrichtung f. befonders v. Spittler in der an 
gef. Gefchichte des Geh.Raths S. 364—379. Bon der Regierung Eber- 
bard Ludwigs an wurde mehrmals zwifchen dem Gch.Rath und dem 
Herzoge noch ein „geheimes Conseil” oder „Eonferenzminifterium“, jedoch 
immer blog vorübergehend, und unter Herzog Earl zu GraffMontmar- 
ting Zeiten (1758) ein „Staats - und Cabinetsminifterium” (bis 176) 
eingefchoben. 9. Spittlera. a. D. ©. 398, 410, 415 f. 438. In dem 
genannten Werke gibt Spittler auch eine intereffante Gefchichte und 
Charakteriftit der Perfonen, melde in einer Zeit von mehr als, 200 
Jahren, von Chriſtoph bis zum Ende der Regierung Herzogs Carl, di 
höchſten Stellen im Staate und namentlich die Geheimenrathoſtellen be 
kleideten. 
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erhielt er dieſe Benennung erſt im J. 17402, und fein Vor— 
ſtand, der Kanzler, hieß nun Regierungspräſident und wurde 
nun aus der Mitte des Adels genommen. Ueber die Wichtigkeit 
Diefes NRegierungscollegiums für das Privatrecht und die 
Privatrehhtspflege f. unten $ 73. 

Die Dbervdgte wurden, da fich ihre Stelle in der That 
als überflüfftg zeigte, im J. 1755 aufgehoben, und fo waren 
die f. 9. Stabsbeamten (d. h. Bezirfsbeamte, welche den 
Gerichtsftab führten), nämlich die Vögte, welche im %. 1759 
fürmlich und bleibend den Titel Oberamtmann erhielten ?, 
und in einzelnen Eleineren Bezirken die |. g. Stabsamtleute 
die zunächft unter dem Regierungscollegium ftehenden Adminiz- 
ftrative und Zuftizbeamten. 


II. Gang der Privatrehhtds und Prozefgefetgebung in Diefer 
Periode, 1, Herzog Friedrich I. Bearbeitung des 
dritten Landrechts. 


648. Dem Einderlofen Herzog Ludwig folgte in der Regie: 
rung Herz. Sriedrichv. Württemberg: Mömpelgard (geb. 1557; 
reg. v. Aug. 1593 bis 29, Jan. 1608), einfräftiger, vielfeitig gebil- 
deter, felbfttHätiger Regent, welcher aber, wenn auch in Vie— 
lem auf eine tüchtige Weife zu forgen bemüht, doch beitehende 
Rechte nicht gehörig achtete, nicht gerne eine feinem Willen 
gejehte Schranke duldete, und defhalb der Verfaſſung des 


21) Decret v. 24. Mai 1710. Sattler Geſch. We unt. d.Herzogen. 
Th. XU. ©. 163 verglichen mit Breyer Elem. juris publ. Wirt. $167. 
Es ift daher unrihtig, wenn man häufig (3. B. Pfaff Geſch. Wirte 
Bd. 1. ©, 329. Scheffer Chronol. Darft. ꝛe. ©. 193) diefe Titel- 
umwandlung in das Jahr 1698 fest. Noch in einem Gen.R. v. 1. Nov. 
1699 Heißt das Collegium Oberrath. — Uebrigens blieb der Name 
Kanzlei noch ın diefer ganzen Periode für die fämmtlichen, in der Res 
fivenz befindlichen, Centralcollegien (Regierung, Renttammer, Kriegsrath, 
Eonfittorium, Kirchenrath) 5; f. 3. B. die TutelarrathO. von 1781. Art. 7. 

22) Gewöhnlich wird gefagt, der Titel „OAmann“ fey im genannten 
Jahre überhaupt erft eingeführt worden, Er ift aber fehr alt ($ 14. 
Note 4) ; nur bildete er früher, wie es fcheint, nicht die gewöhnliche Be— 
nennung ber Vögte. 
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Landes gefährlid war!. Sein Streben war befonders auf 
eine feinem Sinne gemäße NReglung der politifchen Verhält— 
niffe gerichtet. Ein gefügiges Werkzeug in diefen Planen war 
Dr. Matthäus Enzlin, ein Mann von vielem Talente, 
und, wie ſchon aus feiner Wirkſamkeit beim dritten Landrechte 
erhellt, von tüchtigerer juriftifcher Bildung, als die meiiten 
feiner Zeitgenoffen in Württemberg, der aber das hohe Amt, 
zu dem er gelangte?, zu den niederträchtigiten Betrügereien 
fowohl gegen den Herzog, ald gegen Andere, umd zu viek 
fachen Erpreffungen mißbrauchte. — Bei den genannten Beſtre— 


1) Man vrgl. befonders die Gefchichte des Landtags vom J. 1607. 
Pfaff, Gefhichte Wirt. Br. II. S. 32—39. 

2) Er war Profeffor des Rechts in Tübingen, nahm im 3. 1581 einen 
Nuf nach Heidelberg an Hugo Donellus Stelle an, verließ aber Hei. 
belberg fchon wieder im Jahr 1585, indem er nad Tübingen, moin 
er wieder berufen wurde, zurüdfehrte. Herzog Friedrich ernannt 
ihn fchon im April 1594 zu feinem Rathe, nahm ihn bald darauf in 
die Zahl feiner vertrauten Räthe auf, und machte ihn fpäter zu feinem 
Geheimenrathe, jedoch fo, daß er noch lauge Zeit feine Profefiur 
beibepielt. — Auffallend ift es, daß unfre Schriftfteller, Hiftorifer und 
Juriſten (auch noch der Herausgeber der gegen Enzlin verhandelten Pro— 
zeßacten in v. Memmingers ®. Jahrbücern ; Jahrg. 1827 ©. 271f.), 
Enzlin flts Kanzler nennen, und ihn fo zum Hoffanle 
Friedrichs machen. Enzlin war nie Kanzler, noch Bicelany 
ler; nirgends heißt er in den vielen Actenftüden, in welchen von ihm 
die Nede ift, Kanzler. Er wird in denfelben und in Referipten, die an in 
perfünlich erlaffen find, ftets Doctor oder Geheimerrath (fo auf in 
einem Handfchreiben des Herzogs an ihn und in feinen Prozeßacten) gt 
nannt. Unter Friedrich waren, nach dem auf dem K. Staatsardiv 
befindlichen Dienerbuche, Kanzler: Martin Aich mann (Enzlins Schwa— 
ger), vom Febr. 1589-1601; Joh. Reinhard (durch Enzlin zu dieſem 
Amte befördert ; unrichtig nennt ihn v. Weishaar Vice kanzler), vom 
Aprit 1602 — März 1608. In demfelben Dienerbuche fteht Enzlin 
unter ven „Beheimenregimentsräthen.” Auch auf einer unter 
feinem Präfivium erfehienenen Disp. vom 3. 1600 heißt er „Ducis Wirt, 
consiliarius intimus et primarius ac in Tubingensi acad. Professor“ 
Die merkwürdigen dieſer Diss.. angehängten „Coronides Aulicas“ ſcheint 
er nur aus der Theorie, nicht aus feiner Praris genommen zu haben. 
Er fohrieb,, fo viel ich weiß, Einiges über Staats» und Lehenreht, und 
mehre minder beveutende, mehr thefenartige Disputationen z. B. Cor 
clusiones de jurisdict. civil. Tub. 1594 und De successionib. ab intestalo. 
Tub. 1586, 1589. 
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bungen Eonnte in den erften Jahren der Regierung Friedrichs 
für Reform des Privatrehts und für Befeitigung der vielen 
Befchwerden, die fi ſchon am Ende der verfloffenen Periode 
in diefer Hinficht erhoben hatten, wenig geſchehen. Später 
aber begann unter ihm eine im Ganzen zu rühmende Reviſion 
des zweiten Landrehts?. Allein die Landftände waren eg, 
welche diefe Nevifton in Anregung brachten, und durch drin 
gendes Mahnen die Regierung bewogen, das Werk, das oft 
ins Stocken gerieth, zu Ende zu bringen. 

Nah dem ©. 319 Angeführten drangen noch zu Herzogs 
Ludwig Lebzeiten die Landitände auf eine neue Ueberarbeis 
tung des Landrechts“. Die Anftalten aber, die dazu gemacht 
wurden, hatten zu Feinem Refultate geführt. Nicht lange nun 
nah Friedrichs Negierungsantritt brachte der große Aus: 
Ihuß die Sache wieder zur Sprache (5. Dec. 1593). Der 
Herzog verfprah (Landtagsabih. vom 17. Mai 1595), den 
Wunfh der Stände zu erfüllen, und gab (19. Novbr. 1595) 
dem BVicefanzler Dr. Hieron. Gerhardt den Auftrag, die 
Arbeit zu beforgen. Damit „ein recht vollflommen Corpus 
publicirt werden möge“, erging zugleich an die Suriftenfacultär 
in Tübingen (13. Dec. 1595) der Auftrag, ihre Bedenken über 
das Landrecht und andere Ordnungen d zufammen zu ftellen, 
und innerhalb eines Monats vorzulegen, eine Aufforderung 
übrigens, welcher fie nicht nachkam 6. Zugleidy wurde (17. Dec.) 





3) Außerdem find von ihm blos noch zu bemerken die Errichtung der 
Zutelarrathspeputation ($ 64.), neue Statuten für die Univerfität ($ 60.), 
eine Revifion der Bergorbnung und eine FiſchO. ($ 67.), und einige Hands 
werksordnungen. 

4) Eine kurze Geſchichte des dritten Landrechts geben Gerſtlacher 
in der ©. 23 angef. Einleitung ©. 142—117; v. Weis haar Handb. 
te Ausg. Th. J. ©. 25—27 und Reyfher Württ. Privatr. Bo. T. 
6.53—56. Das Folgende habe ich lediglich aus Acten dss K. Staats— 
archivs gefchöpft. 

9) Der Antrag der Stände ging auch” auf Revifion der Landes⸗ und 
anderer Ordnungen, und bie Regierung beabfichtigte anfangs, diefem An- 
frage zu willfahren ; allein im 3. 1603 wurde der Plan blos auf das 
Landrecht beſchränkt. 

6) Eiſengrein führt im feiner Relation (unt. Note 12) an, daß 
die Facuktät nichts berichtet Habe, obwohl fie unter dem 19. Det. 1603 


554 Rap. 6. Dritte Periode. FriedrihL bis Friedrich IL 1593-1805. 


den Stätten und Aemtern wiederholt befohlen, endlich einmal 
und zwar nun innerhalb 14 Tagen, ihre Berichte über die am 
Landrechte etwa zu treffenden VBerbefferungen einzufenden. Dieie 
Berichte kamen auch wirflid von den meiften Städten und 
Aemtern ein, und wurden Gerhardt zugejtellt. Allein Ger: 
hardt ftarb nicht lange darauf. Der Herzog gab nun dem 
Dberrathbe Dr. Enzlin (Note 2.) auf, die Acten über die 
Sache dem Kanzler Aihmann einzuhändigen, ohne jedoch 
diefen beftimmt mit der Fortfegung der Arbeit zu beauftragen, 
und fo blieb die Sache wieder liegen. Allein der ftändice 
Ausihuß ließ die Sache nicht ruhen. Er bat unter dem 10, 
Juli 4596, der Herzog möchte doh an Gerhardts Stelle 
einem Andern die Arbeit übertragen, wiederholte, als nichts 
erfolgte, den 27. Febr. 1597 dieſe Bitte, und hob Dabei wieder, 
als der Nevifton befonders bedürftig, das Inteftaterbredi 
heraus, über welches auch die angeführten Berichte der Städte 
und Aemter die meiften Klagen und Ausftellungen enthielten. 
Nun erft ließ man die Gerhardt’fhen Acten durch den 
Dberrath unterfuhen. Als diefer aber fand, daß Gerhardt 
blos dazu gefommen war, aus den Berichten der Städte und 
Aemter einen Auszug zu machen”, trug er darauf an, die 
Sache, „welche jehr weitläuftig und einen exercitatum erfor: 





monirt, und ihr ein neuer Termin von 2 Monaten gegeben wurde. Bei 
den fpätern Berhandlungen bemerkten die Profeſſ. Bocer und Bayer 
zur Entfohuldigung , die Facultät habe, fo viel fie wiffen, einen Berift 
berathen; man wiffe aber nicht, wo er hingefommen fey. Auch an das 
Hofgericht erging fpäter unter dem 1. Jun. 1599 eine gleiche Aufforde- 
rung. Allein auch von diefem fam fein Bericht ein, obwohl daſſelbe Mo 
nitorium, welches im J. 1603 an die Facultät erging, auch an das Hof 
gericht erlaffen wurde. Eifengrein trug auf ein neues. Monitorium 
an. Der Herzog aber fohlug es ab. Denn, meinte er, die Erfahrung, 
babe beim zweiten Landrecht gezeigt, daß Zuriftenfacultät und Hofgeridt 
„in ihren Bedenken different geworben, und mit Libelliren in ſolche Weit 
Yäuftigfeiten gegen einander erwachfen, daß man damit etliche Jahr zu— 
gebracht, bis man zu gleihem Berftand fommen und dag revidirte Yand- 
recht publiciren können.“ 

7) Der Auszug aus den Berichten über den 3. und 4. Th. des M. 
mit Randbemerkungen, welche Eifengrein fpäter beifchrieb , ift noch auf 
dem 8. Staatsardive. 
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dere, einem Andern unter die Hand zu geben, derexperientiam 
und planum stylum habe, damit das Landrecht und die Landes: 
Ordnung an dunkeln Orten wohl erläutert werden möge.“ 
DbwoHl er fpäter diefen Antrag wiederholte und zur Arbeit 
nun beftimmt den Kanzler (Aihmann) vorichlug, und über 
Die Art der Ausführung noch einige Anträge machte: fo ließ 
Doch der Herzog die Sache wieder ruhen, bis der ftändifche 
Ausihuß abermals (29. Nov. 1598) dringend monirte, Sebt 
erft erhielt (1. Jan. 14599) Aihmann den Auftrag zu der 
Arbeit. Allein durch manche Gefchäfte verhindert, Eonnte er 
fie erſt im Novbr. (1599) beginnen 8, Er glaubte dabei nicht 
mit Unrecht, vor Allem über die Gefchichte der Entitehung des 
eriten und zweiten Landrechts fich vrientiren zu follen, und an 
dieſe wollte er dann eine Kritik der einzelnen Theile des Land: 
rechts und feine Berbefferungsvorfchläge anknüpfen. Allein 
faum war er mit der Darftellung der Gefchichte der früheren 
Gefesgebung bis zum Jahr 1564 fertig ($ 35. Note 2): fo 
frat er, durh Enzlin wie eg fcheint, im Dienfte mißmuthig 
gemacht, in Ehurfächftihe Dienfte über, und nun blieb das 
Perf wieder mehrere Jahre ruhen, und erft im Jahr 1605 
wurde von Neuem und jegt recht ernftlich an daffelbe gejchritten. 

Am 22. Sept. 1603 erhielten die Dberräthe Dr. Jakob 
Haug undDr. Balthaf. Eifengrein?den Auftrag, dieRevifion 


8) Aihmann erklärte, daß er den Auftrag gerne annehme ; nur bittet 
er dazu um — Holz, um fein „Musaeum“ zu Haufe zu heiten, da ihm 
in der Kanzlei, in der er vielen Störungen ausgefeßt wäre, doch eine 
befondere Stube geheigt werden müßte. — Auf feinen Antrag wurde 
auch noch (1. Febr. 1600) jeder einzelne Oberrath, jeder H.G.Affeffor, 
jedes einzelne Mitglied der Juriftenfacultät und jeder Kanzleiadvocat be— 
fonders aufgefordert, feine Anfichten über Das vorzulegen, wag am er— 
ften Theil des Landrechts (blos diefen nennt das Ausfchreiben, und eg 
fcheint daher Aichmann fih im Boraus ein langfames Fortfchreiten 
der Arbeit gedacht zu haben), zu erläutern ober zu ändern feyn möchte, 
Es fam aber, fo viel ich finde, nichts ein, als ein Bericht von einem 
H. G. Aſſeſſor, in welchem derſelbe berichtet, daß er nichts zu berichten 
wifle. 

9) Von der Bildungslaufbahn Haugs und Eifengreing weiß ich 
nichts Näheres. Gefchrieben haben fie, wie es feheint, nichts, und ihre Haupt- 
auetoritäten bei ihren Arbeiten waren nicht die beffern GCiviliften des 


556 Kap. 6. Dritte Periode, Friedrich]. bis Friedrich IL 1593-1805. 


des Landrechtd, und zwar Erfterer die des erjten und zweiten, 
Leßterer die des dritten und vierten Theiles zu bearbeiten. Es 
follte aber nidyt ein ganz neues Landrecht entworfen, fondern 
nur „an Orten, wo das bisherige widerwärtig oder unlauter 
oder etwa unvollfiommen oder auch der Billigkeit ungemäf, 
jolhen Mängeln durch Declarationes, correctiones oder ad- 
ditiones et secundum normam aequitatis gebrauchte Mode: 
rationen abgeholfen werden“ 1, Eifengrein, in feinen Ar 
beiten raſch und eifrig, legte ſchon am 3. Mai 1604 feinen 
Bericht über den dritten und vierten Theil vor; Haug aber, 
läfftg und vielfah mit Fremdartigem fich befchäftigend ", 
mußte mehrmals fcharf erinnert werden, und Eonnte erft am 
3. Jan. 1606 feine Relation über den eriten, und einige Mo: 
nate fpäter die über dem zweiten Theil übergeben '?, 


XVI. Jahrhunderts, fondern außer der Gloſſe meift Werke, die eine unter 
geordnete Stufe in der Wiffenfchaft einnehmen. v. Weishaar Hob. $17. 
fagt, daß Eifengrein als Kirchenrathspireftor durch fein Amt feinen 
Beruf zu der Arbeit gehabt habe. Allein der Kirchenrathsdireftor mar 
in jener Zeit ftetS ein f. g. gelehrter Zurift (Dr. jur.; auch Wild, 
vrgl. v. Weishaar $ 16. a. E. und oben $ 38., war Kirchenrathd 
direftor). Uebrigens bekleidete Eifengrein in jener Zeit biefe Stelle 
noch nicht, fondern erhielt fie erft, nachdem er feine Arbeiten über das 
Landrecht Tängft beendigt hatte. Ueber feine Fähigkeit zu der Arbeit äußerte 
er fih fehr befcheiden dahin, er hätte gewünfcht, daß einem QTüchtigeren 
die Arbeit übertragen worden wäre, „weil er fich feiner bei ihm befindenden 
ringfügigen Qualification , fonderlich aber auch feines nunmehr erlangten 
6Ojäprigen Alters, und dadurch neben andern causis adjuvantibus viel und 
merklich gefchwächten Leibes- und Verſtandeskräften halber zu foldhem 
wichtigen und mühfamen Werf viel zu gering und ungenugfam eradhte.“ 

10) Das Hauptgewicht wurde immer auf das Erbrecht gelegt. Dei 
halb fagt auch Kanzler Reinhard in einem Berichte, im weldem er 
fih über Haugs Verzögerlichkeit befchwert, daß die Arbeit über die beiden 
erftien Theile wenig zu bedeuten habe; denn es fey im erften nur ber 
Prozeß ein wenig zu reformiren, und im zweiten bei Sentgen das Land⸗ 
recht mit kurzen Worten zu erläutern. 

11) Im Staatsarchive finden ſich mehrere, zum Theile ſehr ſcharfe, 
Monitorien an Haug, und mehre Entfhuldigungsberichte deffelben , und 
Kanzler Reinhard flelt in feinen Berichten Haugs Läffigkeit fehr 
fharf dar. Vgl. E. F. Th. Plieninger Diss. de culpae gradibus se. 
jus priv. Württ. etc. Tüb. 1832. p. 39. 

12) Eines ver wichtigften und bis jetzt noch zu wenig bemüßten 
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Eifengreins Arbeit 3 wurde mittlerweile an eine Com: 
mijfton gegeben, welche aus Eifengrein, dem ORath und 
DvfS.Af. Burcard v. Weiler, den Profefforen Heine. Bocer 


Auslegungsmittel des Landrechts bilden diefe Relationen von Eifen: 
grein und von Haug. Gie befinden fih auf dem K. Staatsardhive. 
DH augs Relationen über den I. und II. Tpeil des Landrechts beftehen 
aus zwei nicht numerirten Folianten, von ähnlicher Stärke, wie Eifen- 
greins Relationen. Die Relation des Leßteren über den Ill. Theil beträgt 
2838, die über den IV. Theil 160 Blätter Fol. Das auf dem Staats- 
archive befindliche Eremplar der Relationen Eifengreins ift nicht von ihm 
gefchrieben, fondern blos von ihm unterfchrieber (d. d. 28. Apr. 1604), 
und an einzelnen ‚Stellen von feiner Hand mit Zufäßen verfehen. Es 
feheinen um dieſe Zeit mehrere Abfchriften der ‚Eifengreinihen Relation 
gemadt worden zu ſeyn. So ift dasjenige Eremplar ter Relation über 
den IV. Theil, weldes Griefinger Comm. üb. d. Landr. B. VI. 
Borr. anführt, ein anderes, als das auf dem Staatsarchive befindliche ; 
ebenfo befiße ich eine vollftändige Abfchrift der Eifengreinfchen Relationen, 
die zwifchen den 33. 1606 1.1608 gefertigt wurde. — Die Handſchrift der 
Relation über den III. Theil, welhe Griefinger a. a. O. B. X. Bor. 
©. XU. XI, anführt, ift die oben angeführte, auf dem Staatsarchive 
befindliche. 

13) Sie wurde zuerfi an den Oberrath zum Gutachten gegeben. Aber 
diefer ließ die Arbeit liegen, und als der Herzog (12. Nov. 1605) ernftlich 
daran erinnerte, „weil die Landfchaft ſtark darauf dringe:” fo trug der 
Kanzler darauf an, die Sache an eine Commiffion zu geben, welche aus 
Mitgliedern des Oberraths, des Hofgerichts, der Univerfität und der Land- 
fchaft beftehen follte. Auf Diefes wurde aus den im Terte genannten 
Mitgliedern die Commiffion zufammengefept. 

14) Bon den Mitgliedern der Zuriftenfacultät, melde beim zweiten 
LR. thätig waren ($ 38. Note 15). lebte Keines mehr, und die Zacultät 
beftand um diefe Zeit (1606) aus Männern, von denen Keiner das fünf- 
zigfte Lebensjahr erreicht hatte, Es waren: Joh. Halbritter, geb. 1560, 
Prof. an Boglers Stelle 1586, geft. 1627; Joh. Harpprecht, Prof. 
und erfter Botant im Hofgerichte, der Stammvater der fpäter anzufüh- 
renden Barpprechte, ein überaus fleißiger acad. Lehrer, geb. zu Walheim 
1560, Prof. an Demmlers Stelle 1592, geft. 16395 Dav. Magirus, 
geb. in Baihingen 1565, Prof. 1591, geft. 1635; Andr. Bayer (folg. 
Note); Joh. Bal. Neuffer, geb. in Herrenberg 1572, Prof. 1604; 
geft. 1610, und Heinr. Bocer. Der Leßtere, geb. zu Salzkotten im Pa- 
derbornfchen 1661, mit Harpprecht das berühmtefte Mitglied der Facultät 
im Anfange des XV. Jahrhunderts, war in Tübingen (von 1595 an) 
Prof., fpäter auch HofGAſſeſſor, und nach Halbritfers Abgang erfter Bor 
tant im HofG., trat aber erft 1603 als Prof. des Criminal» und Lehen- 
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und Andreas Bayer ®, und von Geiten der Landichaft 
aus dem Prälaten von Bebenhaufen Johann Stecher, Dr. 
Ulr. Brolt 16 und dem Bürgermeifter von Tübingen, Jakob 
Galwer !7 beftand, und von diejer (14—30. San. 1606) in 
Bebenhaufen berathen. In den meiften Punkten jtimmte 
fie den von Eifengrein ihr vorgelefenen Relationen bei 3. 


re — — — ——— — — — 


rechts in die Facultät ein. Auch als Schriftſteller bearbeitete er haupt⸗ 
fählih Straf- und Lehenrecht; indeſſen ſchrieb er auch (vor und nah 
dem Erfcheinen des II. Landrechts) viele zum Theile tüchtige Differte- 
tionen über Privatrecht, in denen er die beflere civiliftifche Literatur des 
XVI. Jahrhunderts, 3. B. die Schriften von Duarenus, Cujacius, Do 
nellus, vielfach benußte und wenigftens in den Noten auch auf das (zweite 
und dritte) Landrecht mannigfache Rüdficht nahm. Doc find diefe Die- 
pittationen meift nur kurz und thefenartig. Eine Sammlung derfelben 
erfehien unt. d. Tit.: Disputationum de universo, quo utimur, jure efc. 
Class. I—V. Tub. 1596 - 1602. II. Tom. 4; 2. Ed. (Class. I— VI.) Tab. 
1612, 1613. ILTT. 4. — 3. Ed. stud. et op. Jo. Jac. Frisch. Tub. 1634 
II. Tom. 4. — Au Harpprecht ſchrieb viele Diss., und made fib 
noch befonders bekannt durch f. Commentarius ad Instituta (Ed. 3. Fref. 
1708. IV. T. fol.). Seine „Opera omnia“ erfchienen Tub. 1627-30. IV. 
Tom. 4. 

15) Geb. in Stuttgart 1566, Prof. des Canon. Rechts 1604, gef. 
1635. Bon feinen Schriften kenne ich blos eine unbedeutende Diss. de 
contrah. et rescindend. emt. vendit. Tub. 1608. 4, in welcher das Württ. 
Recht nicht berührt if. i 

16) Broll war Landfhaftsconfulent und Oberrath, wurde aber unter 
Kriedrih von feiner DRatheftelle entlaffen, und erft unter Johann Friedrich 
wieder eingefegt, und flarb 1633 als Kirchenrathsdirector. Im Commil: 
fionsprot. wird er auch blos als Landfhaftsconfulent („Advocatus e. ehr: 
fam. Landfchaft”) aufgeführt, und beigefügt „fo hernach durchaus nomine 
der Landſchaft votirt.” Das Prot. nennt daher, wenn e8 die einzelnen 
Bota anführt, nicht Stecher oder Calwer, fondern eben die „Landſchaft.“ 
Allerdings war den beiden andern Landfchaftsmitgliedern der Gegenfand 
etwas fremd. 

17) Stecher, Calwer und der in Note 21 angef. Mayer, Dit 
glieder des engeren Ausſchuſſes, gehörten (neben Broll, Prälat Bidem- 
bach und Bürgermeifter Eplin von Nürtingen) zu den Hauptvertpeidigern 
der Berfaffung unter Friedrich J. 

18) Das Refultat ihrer Berathungen legten fie in einem furzen Beridte 
vom 30. Jan. dem Herzog vor. — Das über ihre Verhandlung vom 
ORathsſecretaire Chph. Schmidlin geführte Protokoll ift für die Aus— 
legung des Landrechts in mander Hinficht von Intereffe. Die Vota der 
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Eine der vorgefchlagenen Hauptänderungen am zweiten Land: 
recht betraf eine Frage, welche überhaupt vom Anfange an 
den größten Scrupel beim Landrechte machte, das Erbredt 
und das damit zufammenhängende Güterverhältniß der Ehe: 
gatten. Die Commiffton konnte ſich hier ſchwer vereinigen, 
und eine, die Bererbung des Hinterfälligen Vermögens betref— 
fende, Frage verfchob fie auf eine ſpätere Deliberation 9, 
Allein an diefer nahm diefe Commiffton nicht Theil, Auf 
Eifengreins Antrag wurden die ausgefesten Punkte an eine 
Eleinere Commiſſion gewiefen (Reinhardt, Enzlin, Eiſen— 
grein und Dr. Mütjchelin 9°), und in der von diefer gehal: 
tenen Sitzung (22. Febr. 1606) wußte Eifengrein Manches 
mit Erfolg zu reproponiren, worüber die frühere Commiffion 
fi) bereits vereinigt gehabt hatte, 


einzelnen Stimmenden werben häufig in demfelben näher angeführt. 
Es findet fi im Original und in mehren Abfchriften auf dem K. Staatsardive 
(37 S6.F%01.). Eifengrein hatte zugleich, wie aus dem Prot. erhellt, nach feinen 
Anträgen den Entwurf des neuen Randrechts im Concepte vorgelegt, und 
dann Broll in diefen die von der Commiffion befchloffenen Aenderungen 
fogleih Hineincorrigirt. Diefes Actenftüd ift aber nicht mehr vorhanden. 

19) Außerdem verſchob fie noch zu künftiger Deliberation die Frage, wie 
es bei den beabfichtigten Aenderungen im SInteftaterbrecht der Gatten bei 
denjenigen Gatten gehalten werben folle, deren Ehe vor dem neuen 
Landrecht gefchloffen und nach dem Bekanntmachen deffelben getrennt 
wurde. ifengrein erhielt fpäter den Auftrag, ein befonderes Gutachten 
über diefe Frage zu ftellen. Diefes Gutachten theilte man der Juriften- 
faeultät und dem Hofgerichte zum Berichte mit. In der Facultät waren 
die Anfichten über die Frage getheilt (Bericht v. 16. Det. 1607), das 
Hofgericht aber (Bericht vom 26. Sept. 1607) ſtimmte ganz Eifengrein 
bei. Auszüge aus diefen Berichten und aus Eifengreins Gutachten über \ 
diefen Punkt gibt Griefinger Comment. über das Landredt. B. VI. 
©. 13—21. 

19a) Bon Mütfchelin weiß ich nichts Näheres, als daß er ein 
Schwiegerſohn des Kanzlers war. 

20) Die von diefer Commiffion berathenen Punkte betrafen bas zur 
Zeit einer Epidemie errichtete Teftament, den Antheil der Ehegatten an 
der Errungenfihaft, den Pflichttheil der Gatten und der Ascendenten (über 
den Pflichttheil der Ascendenten konnte Anfangs die Bebenhäufer Com— 
miffion fi nicht vereinigen und feßte die Frage zu einer fpätern Bera— 
thung aus, entfchied fie aber noch am Schluffe ihrer Verhandlungen ; Be— 
benhäufer Prot. ©. 73; allein ihr, allerdings ſchlechter, Beſchluß wurde 

22* 
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Auf Diefes trug auch Haug derjelben Commiffton, welche 
Eifengreins Arbeiten in Bebenhaufen berathen hatte ?ı, 
jedoch mit manchen Unterbrehungen (25. Jun. — 6. Zul, 
1,10. Dct. 1606 und 29. Dec. 1606 — 9. San. 1607) feine 
Relationen in Stuttgart vor, und fie ftimmte ebenfalls, wenig: 
ftens in den meiiten Punkten, feinen Anträgen bei ??, 

Herzog Friedrich gab nun feinem Kanzler Reinhard 


von der oben angeführten Commiffion, deren Berathung v. Weishaar 
Hdb. $ 758. Noteb a. E. Überfehen hat, umgeftoßen und durch eine we— 
fentlih beffere Beftimmung erfegt) ; ferner eine Frage über die Einfind: 
fhaft und über das Inteftaterbrecht der Verlobten. Das Protokoll über 
diefe Berhandlung (5 Seiten Fol.) ift dem in der Note 18 angeführten 
Protocolle beigefügt. 

21) Nur waren die Mitglieder von Seiten der Landfchaft zum Theile 
geändert. Die Commiffion beftand aus v. Weiler, Eifengrein, 
Haug, Bocer, Bayer, Broll und dem Bürgermeifter yon Stutt— 
gart und Mitgliede des engern Ausfchuffes, Chph. Mayer. 

22) Das Prototoll, weldes auf dem K. Staatsardive in Original 
(65 SS.) und in mehren Abfchriften ſich befindet, ift im Ganzen ziemlid 
mager; es heißt meift bei den einzelnen Titeln blos: „bleibt beim alten 
Tert“ oder: „bleibt bei Dr. Haugs Addition” und dgl. Demfelben fin 
noch beigefügt „Notabilia bei künftiger fernerer Zuſammenkunft in Achtung 
zu nehmen.” Gie enthalten die Bemerkung, daß noch die Borrede un 
ber erfte Titel des IV. Theils (auf den fih das in der Note 19 berührt 
Gutachten Eifengreing bezog), einige dem Landrecht anzuhängende 
Formularien (die aber nicht gemacht wurden), und ein Verwandtſchafts— 
baum zu fertigen, und daß „de contractu societalis et mandato exir- 
Judiciali auch etwas dem neuen Landrecht zu inferiren“ und die fragt, 
ob nicht ein beflimmtes fatale prosequendae appellationis zu ftatuiren fey. 
Zu einer weiteren Zufammenfunft der Commiffion fam es aber, wie es 
ſcheint, nicht. Indeſſen arbeitete Haug noch die drei neuen Titel über 
Mandat, Societät und Bürgfhaft aus, und diefe wurden dem Lanpredte 
eingefügt. Seine Relation über diefelben vom 20. März 1607, melde 
nah Griefinger Comm. üb. d. Landr. Bd. II. S. 314 auf der frühen 
Negierungsregiftratur fich befand, konnte ich big jegt nicht auffinden, Bir 
es fcheint, wurbe fie blog von Enzlin revidirt. 

Auf dem K. Staatsarchive ift auch noch eine Handfchrift, in welcher 
der I. und II. Theil des Landrechts nach den Anträgen Haugs und den 
Deichlüffen der Commiffion entworfen ifl. Sie wurde gleich nad ben 
Derathungen der Commiffion und nach der erften Enzlinfihen Revifion 
(Note 25) entworfen. Es fehlen daher in ihr noch die Titel über So— 
cietät, Mandat und Bürgfchaft. 
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und dem Geh.R. Enzlin auf, das Ganze noch einmal durch: 
zugehen, und das Weitere zu beforgen ?. Diefe giengen die 
Entwürfe theils in Tübingen %, theild in Stuttgart durd, 
änderten noch fehr Vieles — wobei Enzlin nicht blos die 
Feder, fondern auch allein die Stimme führte, — gaben dann 
die fuperrevidirten Entwürfe unter die Prefle, und berichteten 
über die angebrachten Aenderungen an den Herzog %. Schon 














23) Friedrich fagte in der Erläuterung des Tübinger Vertrags vom 
17. März 1607 Cbei Reyiher Staatsgrundgefl. Th. II. S. 274) zu, 
daß das Landrecht nächſtens publicirt werben folle. 

24) Reinhard und Enzlin zogen Tübingen, wohin fie am 8. Juni 
zu einer Univerfitätsvifitation gehen mußten, vor, weil fie dort ungeftörter 
feyen, als in Stuttgart, und aucd „post correctionew unius vel alterius 
paginae fogleich folches prelo committirt werden könne.“ 

25) Der Entwurf des Tandrechts wurde nach den Anträgen der Refe- 
tenten und der Commiffion ins Reine gefchrieben (die Handſchrift iſt auf 
dem 8. Staatsarchive, bezeichnet L. R. II. 81; nur fehlt der 4. Theil), 
diefe Reinfprift von Enzlin feiner Superrevifion zu Grunde gelegt, und 
in Folge derfelben (zum großen Theile von Enzlins Hand) vielfach geän- 
dert und ceorrigirt; dann wurde die Handfchrift nach diefen Eorrecturen 
wieder abgefchrieben , diefe Abfchrift (ebenfalls auf dem Staatsarch. bez. 
ER. IN. 82, jedoch nur der 2te, Ite und ftücweife der Ate Theil) noch 
einmal von Enzlin burchgegangen und von Neuem vielfach von Enzling 
Hand durcheorrigirt, und dem Druder zum Abdrucke gegeben. Man fieht 
hieraus, wie man bamals bei gefeßgeberifchen Arbeiten mit der Beiziehung 
der Landftände verfuhr. Nicht einmal dem engern Ausjchuffe wurden die 
wichtigen, von Enzlin getroffenen, Aenderungen mitgetheilt. 

26) Sie fagen u. 4. in ihrem Berichte (2. Dec. 1607): in den drei 
eriten Theilen hätten fie nichts Befonderes zu ändern gewußt, „allein daß 
fie den stylum um Etwas abgekürzt” hätten (dieß war nicht richtig, indem 
fie auch fehr Vieles in ver Sache felbft änderten; man vergleiche nur unten 
die Lehre von den Lofungen und vom Pfandrecht $ 73, 74). Was aber ven 
IV. Theil betreffe: fo ſey bisher befonders viel darüber geftritten worden, 
dab nad dem bisherigen Rechte der überlebende Gatte fein eigenes 
Vermögen auch in die Theilung einwerfen und fo bei lebendigem Leibe 
fih erben laſſen müffe (vrgl. ob. ©. 249), daß der Mann, der doch ge- 
wöhnlich mehr erringe, an der Errungenfchaft nicht mehr bekommen folle, 
als die Frau, und daß der Gatte am Erbtheil der Kinder den lebens: 
länglihen Nießbrauch habe, was gegen die erwachfenen Kinder unbillig fey, 
beionders, wenn der überlebende Gatte der Stiefvater ober die Stief- 
mutter fey (vrgl. ob. ©. 250, 251). Sie hätten daher mit Zuziehung 
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war beinahe das Ganze gedruckt 77 — es fehlte blos der Ein: 
gang, die Inhaltsanzeige, der lebte Titel über die Berechnung 
der Verwandtſchaft und Schwägerfhaft und der Beſchluß — 
ale Friedrich I. ftarb, und fo blieb es feinem Sohne und 
Nachfolger, Johann Friedrich, vorbehalten, das Werk zu 
vollenden, und ihm feinen Namen zu geben. ; 


Eifengreins bie Inteftaterbfolge der Gatten regulariter dahin ge- 
richtet, daß der Ueberlebende Alles, was er in die Ehe gebracht, vorweg— 
nehmen, der Mann in der, Regel (eine Ausnahme f. $ 62. Note 13) 
von der Errungenfchaft %, das Weib *% befommen, und dann der über- 
lebende Gatte von der Berlaffenfchaft des Verftorbenen und deffen Theile 
an der Errungenfchaft einen Kindstheil Cbei feinem oder blos Einem 
Kinde */s) erben, u, nur am Antheile feiner Kinder, und zwar blos, 
big fie heirathen oder das 25. Jahr erfüllen, den Nießbrauch haben folle. — 
Zum Theile waren dieß keine neue, fondern theils fehon von der Stutt- 
garter Commiffion v. 3. 1606, theild von Eifengrein und der Beben- 
häufer Eommiffion vorgefchlagene Beftimmungen f. unt. $ 62.; überhaupt 
berühren in dieſem Berichte Reinhardt und Enzlin viele Hauptänderungen, 
welde fie an den früheren Arbeiten machten, gar nicht. — Außerdem fügen 
fie no bei: a. da faft die Hälfte der Prozeffe Injurienfachen betreffen, 
fo Hätten fie nach einer Conferenz mit dem Hofgerichte dafür gehalten, 
daß dem Landrecht hierüber eine neue Eohftitution zu inferiren fey (der 
Herzog genehmigte dieß; der neue Titel ift der 77. des I. Thls des LR.); 
b. daß die Amtleute häufig in den Malefizfachen „fih nicht zu reguliren” 
wiffen, und die Sachen Monate und Jahre lang hinziehen; deßhalb jolle 
man ben gelehrten Räthen auflegen, ein Bedenken zu begreifen, welder 
Maßen künftig die Malefizfachen zu fchleunigem Prozeß zu richten, welches 
Bedenken dann durch den Oberrath und die Juriftenfacultät revidirt und 
dem Landrecht als der V. Theil, inmaßen dag furfürftliche Pfälzifche Land» 
recht au alfo abgetheilt, angehängt werden könnte.” Auch dieß geneh— 
migte der Herzog. Endlich Hagen fie noch c. über die Unmwiffenheit der 
Amtleute, machen Borfchläge über Einrichtung der Prüfungen (Repſcher 
Private. $ 51. Note 2 führt hierüber Näheres aus dem Berichte an), 
und tragen darauf an, nad Erfcheinen des Landrechts den Amtleuten 
ernftlich zu befehlen, „fich fogleich über das neue Landrecht zu ſetzen und 
“es wohl zu fludiren, indem, wenn durch ihre Ignoranz künftig Unterthanen 
vernachtheiligt wiirden, man fie vor die Kanzlei befchreiben, de rigore 
eraminiren, und bei befundener Ungefchieflichkeit ihr officium tauglicheren 
Perfonen übergeben werde,” 

27) Ein Eremplar dieſes Abdruckes (mit der Jahreszahl 1607, vrgl. 
$ 49. Rote 5) ift noch auf dem Königl. Staatsardive. 
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2. Bollendung und Bekanntmachung des dritten Landrechts 
unter Fohann Friedrich, 


$ 49. Durch Friedrihs Tod wurde die Beendigung des 
Drucks des Landrechts unterbrochen. Herzog Johann Fries 
drid (geb. 1582; reg. 29. Jan. 1608 — 18. Sul. 1628), 
enthob gleich nach feinem Regterungsantritte den Geheimen- 
rath Enzlin feiner Aemter, und bad darauf (Mai 1608) 
wurde gegen Enzlin der Eriminalprozeß eingeleitet, durch den 
er feine Freiheit und fpäter das Leben verlor. Die Commiffton, 
welche früher das Landrecht berathen hatte, und nun (A. Zul. 
1608) zur Beendigung des Gefchäftes den Auftrag erhielt, 
und zunächſt Eifengrein, der jest großen Einfluß erlangte, 
hatte zu Neinhard’s und Enzlin’s Superrevifton nicht gut 
gejehen, und fo wollte fie fich nicht darauf beichränfen, blog 
dem bereits Gedruckten noch den Eingang und den Schluß 
. beizufügen, fondern das Ganze noch einmal revidiren.., Für 
. die Güte des Landrechts war die gefährlih. Denn fo fehr 
: auch Enzlin in andern Hinfichten fich verfchuldet hatte: fo ergibt 
fih doc aus feinen Aenderungen am Landrechte, daß er mit 
weit befferen Kenntniffen und beiferem legislativen Tacte gear: _ 
. beitet hatte, als Diejenigen, welche früher die Sache unter den 
- Händen hatten, und in deren Hände fie nachher Fam. Zum 
Glück aber ließ fi) nun doch die Commiſſion durch die Aen— 
“derungen, welche Enzlin gemacht hatte, oft auf beffere Ge: 
danken leiten !, und viele diefer Aenderungen behielt fie gerade: 
zu bei, Das Letztere gefchah großentheils aus — Sparſamkeit. 
« Denn man wollte doch nicht Alles, was bereits gedruckt war, 
“ wieder wegwerfen, um nicht gar zu viel an Druckfoften auf: 
_ zuwenden! 
Die Commiſſion ion kam im J. 1608 nicht mehr zuſammen. 
Als aber die Landftände von Neuem drängten, erhielt Eifen- 
= grein, der inzwifchen Kirchenrathsdirectur geworden war, den 
Auftrag (April 1609), mit den übrigen Räthen und Doctoren 


1) Es wird fpäter Gelegenheit ſeyn, das im Terte Gefagte mit man- 
‘ Gen Beifpielen zu befegen. Man vrgl. z. B. $ 62. und auch v. Weis: 
haar Handb. Ze A. Th.1. $ 189. Th. 1. ©. 274, 275 und die ©. 336 
angeführte Diss. yon Plieninger p. 64 f. 
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aus dem Hofgerichte und aus der Juriſtenfacultät, weld. 
früher die Arbeit berathen hätten, am A4. Mai nach Beben: 
haufen zu einer neuen Berathung ſich zu begeben. Hier er: 
ichienen nun Weiler, Eifengrein, Haug, Broll, Be 
cer und Bayer, und berichteten unter dem 26. Mai 1609 
über Das, was Reinhard (welcher inzwiſchen auch entlajlen 
worden war) und Enzlin geändert hatten. Im dritten und 
vierten Theile, bemerkten fie, jenen von diefen „Superrevijoren“ 
viele Aenderungen vorgenommen, und viele Entjcheidungen 
zweifelhafter Rechtsfragen, durch welche manden Prozeſſen 
vorgebeugt würde, geftrihen worden. „Dieweil aber der typo- 
graphus allbereits das Werk ganz abjolvirt, und es ſehr große 
Unfoften erfordern würde, wenn das ganze Landrecht gar von 
Neuem müßte aufgelegt werden: fo hätten fie es dahin gerid; 
tet, daß fo viel möglich am bereits Gedruckten erhalten und 
allein etlih Bogen, ungefähr 50, wieder aufgelegt werden müſ— 
fen“?, Der Herzog war mit den Anfichten der Commiſſion 
einverftanden, und befahl nun (4. Sul. 1609), daß die Been— 
digung des Druckes veranftaltet werde. Mit dem Drucke ging 
e8 aber langfam. Denn erft am 235. Mai 1610 berichtet der 
Oberrath, daß nun der Drucd, mit Ausnahme der Vorrede 
und des Schluffes, fertig ſey, legt zugleich den Entwurf zu 
den Letztern vor, und trägt darauf an, in jede Amtsjtadt, 
wie im %. 41555, ein vom. Herzog unterfchriebenes Eremplar 
zu jchicken, und zu beftimmen, daß das Landrecht den 10. Aug, 
1610 „angehen“ folle3. Auf Diefes wurde nun auch ein Aus: 


2) Sie fügen bei, daß fie namentlich auch den Titel über Transmiffionen, 
der „von Dr. Eifengrein ganz compendiös zufammengetragen, aber von 
den Superrevisoribus als unnüß geachtet werben wolle“, dem neuen 
Fandrecht wieder einverleibt haben. Enzlin hatte diefen Titel ganz ge 
firihen, und mit Recht; denn er war wirklich eine theilweife ganz verun— 
glüdte Arbeit, 

3) Der beabfichtigte V. Theil über Eriminalrecht u. Criminalprozeß wurde 
weggelaffen. Die Räthe berichteten: „weil bereits ein Criminalprozeß, 
der feit dem J. 1552 auf der Bahn gewefen, son der Juriftenfacultät 
aufs Papier gebracht, und daran, weil in vergleichen Fällen bisher durch 
die Gerichte oft verftoffen worden, viel gelegen: fo folle man 
ben Entwurf den Oberräthen Haug und Hornmold mit dem Auf 
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ihreiben an die Beamten über die Art der Publication ent: 
worfen (1. Sun. 1610) ?, die Borrede und der Befchluß abge- 
druckt, und das Ganze im Laufe des Junius (das Landrecht 
bat am Schlusjfe das Datum 4. Yun. 4610) unter dem 
Zitel: Des Herzogthbumbs Württemberg Ernewert 
Gemein Landtreht(Gedr. zu Tüwingen MDCVIL)> mit der 
Beftimmung publicirt, daß der neue Coder mit dem 10. Aug. 
in gejegliche Kraft treten folle®, 


3. Das dritte Landrecht, feine Quellen und fein Verhältnig 
zur früheren Gefeßgebung. 


$ 50. Das auf die angegebene Weife entitandene neuefte 
und jest noch geltende Landrecht ! fchließt fich in Anlage und 


trage zuftellen, darüber im Oberrathe zu referiren, und dann das Beden- 
fen vem Herzog vorlegen, „damit folch hochnöthig Werk ebenmäßig in, 
Drud verfertigt werden möge.“ Es kam aber die Sache weder in biefer, 
noch in den folgenden Perioden zur Ausführung. 

4) E8 wurde vorgefchrieben, das Landrecht in den Amtsftädten auf dem 
Rathhaufe und in den Dörfern auf ven Rathhäufern oder an andern be- 
quemen Plätzen öffentlich verlefen zu laffen. Nur folle man, „weil ber 
Prozeß hauptfächlih zu Information der Gerichte begriffen, und ihn ber 
gemeine Mann ohnehin nicht alsbald verftehen und faffen könne”, vom 
erften Theile, damit die Unterthanen über der Publication nicht zu viel 
an ihrer Arbeit verfäumen,, die Seiten 8—200 nicht verlefen, fie aber 
nichts defto weniger für publicirt halten. 

9) 801. Den ſchon 1607 gedrudten Titel wollte man auch nicht caffiren. 
Man corrigirte daher mit der Feder in allen Exemplaren auf dem Titel 
die Jahrszahl MDCVI. in MDCVIIII! Der Abdruck enthält, ohne Vor- 
rede, Inhaltsanzeige und das im Anfange beigefügte ausführliche alpha— 
bethiſche Mat. Regifter und den Befchluß, 534 fo weit gebrudte Seiten, 
daß die fpäteren Duodezausgaben feitengleich gemacht werben konnten. 

6) Es wurden 4000 Eremplare gevrudt. Vom Enzlinſchen Land— 
rechte mußten 50 Bogen ausgefchoffen werden , befonders aug dem IL. 
und IV. Theile, einige aber auch aus dem I. und U. Theile, Jedoch bes 
hielt man manche Bogen mit den Enzlinſchen Aenderungen und auch 
in den neu gebrudten Bogen mande Enzlinfche Aenderungen bei. 

1) Es fam zu feiner neuen Revifion des Landrechts (vrgl. $ 53. 54), 
und es ift daher die Ausgabe des Landrechts von 1610 die authentifche, 
don welder die fpäteren Ausgaben blog mehr oder minder correcte gi 
drüde bilden, Ueber die Aenderung in der Ausgabe von 1626 im Th. I 
zit. 59 83 und 4, die auch in den fpätern Ausgaben des XVII. und 


% 
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Inhalt durhaus an das zweite Landrecht an. Es ift, wie 
feine Vorgänger, in vier Theile getheilt — I. Theil „vom Ge 
richtlihen Prozeß“; II. IH. „Bon Eonträcten“ ;« IIT. Th. „Bon 
Zeftamenten, Lesten Willen, vnd dergleichen Gefchäfften von 
Tods wegen“; IV. Ih. „Bon Succeffionen vnd Vererbung de 
ven, jo ohne Teſtament, oder jondere Gemächt abfterben.“ 
Die einzelnen Theile zerfallen in Titel, die Titel in Paragra: - 
phen. Nur find im II. Landrecht die Titel numerirt, nicht 
aber auch, was ein Uebelftand ift, und bis jegt auch in den 
fpätern Ausgaben nicht ergänzt wurde, die Paragraphen ?. 


XVNI. SZahrhunderts überging, f. unten $ 73. — Bon fpäteren 
Ausgaben kenne ich folgende: 1626 Fol., 1643 12°, 1653 129, 1630 12, 
1716 12°, 1743 120, 1814 gr. 8° ſämmtlich in Stuttgart und feitengleid 
mit der Ausgabe v. 1610; ferner noch eine Ausgabe in 12% ohne Jahre: 
zahl. Riede (Gerichtsgefl. Th. I. ©. 3) vermuthet mit Recht, daß die 
Legtere die Ausgabe fey, welche Andere als Ausg. von 1708 oder 1710 
anführen. Endlich ift das Landrecht auch abgedrudt indem Reinhardt 
fhen Commentar (Th. U.—IV., jedoch mit veränderter Orthographie, aus 
im Griefingerfhen) und am Correcteften bei Riecke a. a. O. 
©. 1—358. In der legtern Ausg. find die entfprechenden Seiten der 
Ausg. von 1610 an den Eolumnen bemerkt. Die Ausg. von 1626 und 
die übrigen des XV. und XVIII. Jahrhunderts weifen bei einzelnen Pa— 
ragraphen Parallelftellen aus dem L.R., der L.O. und der HofGO. nad, 
welche nun auch Riede in ven Noten zu feiner Ausg. gibt. Drudfepler 
der Ausg. von 1680 und 1743 macht Weiffer Nachrichten ıc. ©, 12 
bis 129 bemerklich. 

2) E8 wurden defhalb die SS bis im die neuere Zeit immer blog mit 
den Anfangsworten eitirt (4. B. LR. Th. IV. Tit. 15.9. Wann aber 
ein Ehegemädt), eine Eitirart, welche fehr ftörend und bei größern 
Titeln für das Nachfchlagen zeitraubend ift, weshalb auch, um das Letztere 
zu erleichtern, Manche der Citaten noch die Seitenzahl des L.R. beifegen. 
Da die einzelnen 88 im Landrechte durchaus mit einem neuen Abfage be 
ginnen: fo laſſen fi) denfelben, ohne daß dadurch ein Berftoß zu befürd- 
ten, noch eine weitere Aenderung zu machen nöthig ift, leicht Zahlen bei 
fegen, und ich werde daher nah Griefingers und Reinhardis 
Borgange, welche in ihren Commentarien die $$ numerirten (nur daß 
Griefinger fi hier nicht immer ganz genau an bie Abfäge des EN. hiel, 
und mitunter mehrere $$ in Einen zufammenzog), und wie es aud in 
den neuern Gefegen geichieht, 3. B. Reg.Bl. von 1825 ©. 277, die 
58 ftets nach Zahlen citiren, und auch in der Regel dag Entbeprlihe 
TH. und Tit. weglaffen G. B. EUR. IV. 15 $ 2.). Bei der Bezeichnung 
ver $gen mit Zahlen halte ich mich fireng an die Abſätze des Landredtd; 
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Die Anordnung der Materien in jedem Haupttheile ift eben 
falls größtentheils diejelbe, wie im II. Landrechte; nur daß 
viele Lehren, die das II. Landreht unter verjchiedenen auf 
einander folgenden NRubrifen behandelt, im III. Landrecht in 
einen Titel zufammengezogen, und dann in diejem die Gtel- 
lung derfelben bisweiien geändert ift (G. B. UL Landrecht 
Th. I. Tit. 75. Ih. II. Tit. 1., 2., 9., 18.). Auch find einige 
wenige Titel ganz verfest?, einige Paragraphen des Zuſam— 
menhangs wegen in andere Titel gejegt, einige Abſchnitte, 
welche an ganz verjchiedenen Orten defjelben Theiles ftehen, 
aber an fih zujammengehören, in Einen Titel vereinigt ®, 
und einzelne Paragraphen und Titel des zweiten Landrechts 
bald in mehrere Paragraphen und Titel zertheilt, bisweilen in 
Einen zufammengezogen. Sehr geändert in der Anordnung 
(wegen des geänderten Inhalts) ift die erite Hälfte des IV. 
Theiles (|. bei Note 11). 

Auch in Beziehung auf die Rechtsfäte felbit bildet das 
dritte Kandrecht blos eine Nevifion und Ergänzung des zweiten. 
Der Grundfag, von welchem die Referenten und die Commilf: 
fion ausgingen, und den fie auch fefthielten, war, das zweite 
Pandrecht zu verdeutlichen, bejonders um es dem „gemeis 
nen Mann“ verftändlicher zu machen, es nur dann in den 
Rechtsſätzen zu Ändern, wenn es mit neueren Öefegen nicht 
mehr im Einflange ftehe, wie bei der Lehre von der Inſinua— 


nur numerirte ich die im IV, Theile eingefchobenen Schemata und bie 
(mit kleinerer Schrift gebrudten) Erläuterungen verfelben nicht, fondern 
308 fie (wie auh Reinhardt es thut), zum unmittelbar vorangehenden 
Paragraphen. _ 

3) Im U. Theile find verfegt die Titel von den Lofungen, von ber 
Infinuation der Verträge, von den Schenkungen, von den Unterpfändern 
und von Veräußerung bes Grundeigenthums an Ausländer und der Titel von 
den Eheerbverträgen iſt aus dem 11. Theil in den IM. geſetzt; im III. Th. 
der Titel de lege Falcida; der Titel von den Einkindfchaften, welcher im 
MER, den IV. Th. ſchließt, ſteht im dritten Landrechte im II. Theil. 

4)3.B ER 1. 9. $ 10. 12. 13.5 ferner I. 1. $ 2. Corgl. U. 
ER. ©. 275, 277) ; ferner ER. 111. 8 (vrgl. I. Landrecht ©. 255, 277, 
263), L.R. III.7, 11. 16, 21. 19 (vgl. I. L.R, ©. 262, 263, 292, 298). 
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tion der Berträge (S. 307), oder wenn ein dringendes Bedürf— 
niß zur Aenderung durch die Erfahrung fih an den Tag ge 
legt habe ®, und es noch, fo weit nöthig, durch Zufäge zu 
vervollftändigen. Diejer Grundſatz führte aber allerdings zu 
manchen Aenderungen und beſonders zu vielen Zuſätzen. Nur 
hatte man bei dieſen Zuſätzen keineswegs den Zweck, das 
Werk zu einem vollſtändigen Geſetzbuche zu machen. Man 
babe ja, meinte man, ſchon am Röm. Rechte ein vollſtaͤndi— 
ges, den Rechtszuſtand normirendes Ganzes, das der Ge— 
lehrte gehörig zu handhaben wiſſe, und über welches der unge 
lehrte Nichter bei Zenem ſich Naths erholen könne. Man 
faßte daher, wie es jchon beim I. Landrechte der Fall war, 
abgefehen vom prozeffnalifchen Theile, das ins Auge, was den 
Unterthanen zunächft in feinem Verkehre und in den Verfi— 


gungen über das Geinige berühre, und was er in diefen Punkten 


am Nothwendigften zu willen habe. Darüber wollte man ihn 
belehren und genauere Mormen geben — freilich geichah auf 
Diefes feineswegs irgend vollftändig — und in Einigem aud 
das gemeine Necht mit dem Einheimifchen vermitteln. Dabei 
follte aber Das nicht wiederholt oder neu normirt werden, 
was jchon in anderen größeren Ordnungen enthalten war. 
Hieraus erklärt es fi, daß man fowohl im I., I. als I. 
Landrecht beinahe blos fih auf die Familienverhältniffe, ſo 
weit fie das Vermögen betreffen, auf das Erbrecht und aufdie 
Entwichlung der wichtigften DVertragsverhältniffe befchränft, 
und im III. Landrechte nur in diefen Beziehungen Einzelnes er: 
. gänzte, und noch eine Reihe von Controverfen, die fich in den 


5) Bayer maht mit Recht bei den Verhandlungen den Grundſah 
geltend : „Correctiones jurium non facile esse introducendas ; barumd 
möcht e8 beim alten Landrechten bleiben, nisi urgentissimae rationes in 
medio sint.“ Denfelben Grundfaß ſtellt auch Haug an die Spige feiner 
Relation zum zweiten Theile. 

6) Sp fagt Haug im Eingange feiner Relation * zweiten Theil 
„das Landrecht ſey nicht für gelehrte, ſpitzfindige Leute, ſondern allein für 
die gemeine Landſchaft, Gerichte und Untertanen, fo mehrentheils ein⸗ 
fältige, hartſchaffende Leute ſeyen, daraus ſie allein erlernen und verſtehen 
mögen, was einer dem andern zu thun ſchuldig ſey.“ Vrgl. auch Eifen 
greing Relation über den ID. Theil Fol. 114, 123. 
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berührten Lehren inzwifchen bemerklich gemacht hatten, ent: 
schied; daß manches für den Verkehr Wichtige übergangen 
ift, indem darüber fchon andere Drdnungen (z. B. über wu— 
cherlihe Verträge die LO., über Handwerks und Zunftver- 
hältniffe die HandwerfODd., BaudD. ꝛc.) Beilimmungen ent: 
hielten; daß das Landrecht von den oben $ 28., 30., 32., 34 
berührten Derhältniffen fchweigt, und auch die Natur ein: 
zelner Rechte (3. B. Eigenthum, Gervituten und dergl.) nicht 
entwickelt, und meift nur Die Erwerbarten berührt, welche eine 
auf die Erwerbung felbft abfichtlicy gerichtete Thätigkeit des 
Erwerbenden vorausfegen. 

Das zweite Landrecht bildet hiernach grüßtentheils Die 
wörtliche Grundlage des dritten ®, und ift deßhalb auch, für 
Auslegung des dritten von Wichtigkeit, Nur Weniges vom 
zweiten Randrechte ift im dritten geradezu weggelaffen!’, und 


— — 


N In dieſer Hinſicht benützt namentlich Eiſengrein die Erfahrun— 
gen, die er früher als Beiſitzer des Hofgerichts (1582 f.) gemacht hatte. 
©. 4. B. deſſen Relat. über den 111. Theil Fol. 1236, 146, 202. 

8) Eine auch nur etwas genauere Bergleichung des 11. Lanprechts mit 
dem zweiten ift, fo viel ich weiß, big jeßt nicht gegeben worden, und ich füge 
deshalb in dem Folgenden eine kurze Leberficht über dag Verhältniß bei- 
der Gefegbücher bei. Auch der Abdruck des Landrechts bei Riecke ge- 
währt feine Bergleihung, da die Abweichungen vom 2. Landrecht nicht 
bemerflih gemacht find. 

9) Auch für Kritif des Textes. ©. 3. B. Öriefinger Commentar. 
Th. U. ©. 593, 597. 604. 

10) Namentlich einige unnöthige Einleitungen G. B. I. L.K. ©. 178, 
258, die Einleitung ing 11. und II. Buch), einige tranfitorifche Beftim- 
mungen, bie fi) auf die alten Gebräuche bezogen (II. L.R. ©. 2382, 319, 
©. 349—352, 355; dagegen ift im 3. L.R. IV.1. $ 4.5. eine neue tran- 
fitorifche Beftimmung beigefügt), einige andere wirflich überflüffige Stüde 
G. B. I. L.R. ©. 154 Tit. Bon Verpfändung ıc. ©. 385 $. Es mag 
fib aber. ©. 303 $. Vnd ald — $. vnd und aber); dann find u. 4. 
noch weggelaffen I. L.R. ©. 185 Tit. Wie der ſäumig Schuloner ꝛc. ꝛc. 
©. 232 Tit. Wann viel Berfagungen ıc. ©. 233 im Tit. Lofung des 
Pfands der nicht unwichtige Schluß über den Zufall; ©. 193 Tit. So die 
hinterlegt ꝛc. ©. 251 Tit. Welche zu Nachtheil ꝛc. Vgl. auch noch drittes 
L.R. II. 1. $18. I. 2. $ 6. IL 21. $1. 1. 10, $ A. II, 24. $ 12. mit 
dem zweiten Landr. ©. 183, 188 und 189, ©. 219, 277, 310. Ferner 
drittes L.R. IV. 3. $ 7, Nr.1. IV. 4. $ 3. mit dem zweiten L.R. ©. 333 
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nur wenige größere Stücke des zweiten find völlig geändert, 
Zu diefen gehören bejonders die erften 15 Titel des IV. Theile 
(zweites Landrecht ©. 5315—363), weldye vom Vermögensvet— 
hältniffe und nteftaterbrechte der Ehegatten handeln (ul 
unten $ 62., 65.) '!. Dagegen find nicht felten an einzelnen 
Beftimmungen des zweiten Landrechts mehr oder minder he 
deutende Aenderungen getroffen ?, und dem Ganzen fehr viele 
Zuſätze beigefügt. Namentlich wurden viele Lehren durd 
ganz neue oder wenigftens zum größern Theile neue Para 
graphen ergänzt 3, und einzelne Paragraphen durch kleinere 





$ oder fonften ꝛc. ©. 322. Auch ift noch Manches aus den umgearbeitetn 
Titeln weggelaffen. Note 11. 

11) Außerdem noch der Titel von den Einkindfchaften CL.R. III. Tit.d. 
vrgl. zweites ER. Th. IV. ©. 381 ff.); ferner folg. Titel. Th. I. Ti. 
23—31 (orgl. II. Landredt ©. 89); Th. 1. Tit. 75 $ 12—18 (vrgl. 11. 
ER. ©. 155 f.); ER. Th. U. Tit. 13 (über Infinuation der Verträge; 
vrgl. mit I. EUR. ©. 195). 

12) Hierher gehören namehtlih IT. ER. TH. I. Tit. 6. $ 79. 19; 
T. 8 8 7. 9. (Competenz der Gerichte) 5; T.9. $ 258. 11. 8 1; U. 
2.3.4 818.92 236145; 2.36.65; % 37.610; 


T. 38. $. 15 T. 53. $. 1. (über das Rathfuhen ver Gerichte); TR 
$. 25 8.59. $.1—14;5 T. 75. $. 21. 26. 31. (über das Verhältniß der 


Unterpfänder) ; $.35. Ferner TH.VY. Tit.1. 9.5.11; 7.2.9.1; %. 
51.2; 2.7.6314; T. 8. 8. 2; 9612 231.23; U 
9.15 %15.9.25 T.17. 56.105 8.18. 8.6; T. 32. 8.1; 28 
$.1. Ferner TH. IN. T. 3. $. 5. 10. 12. (Teftamentsformeln) ; T. 4. 5.2 
(Zeftament bei einer Epivemie); T. 8. $. 3. (Formen der Eheerbverträge); 
T. 11. 8.85 T. 12. 8.75 2.15. $.3. (Pflichttheil der Afcendenten); 
T. 16. $. 1. PflichttHeil ver Gatten); T. 17. 8.19; T. 22. $.2; 2.2. 
8.75% 27. 9.2. Ferner im IV. Theile die erften 15 Titei und 2.2. 
$. 8. Außerdem find auch die Zaren und Strafen beinahe durchaus tr 





höht 3.8. Th. 1. Tit. 5. $2. 134—142, 149-162; Fit. 12. 9.47. 


12.13. 2,15. 51. 

13) Neu find: Theil J. Tit. 5. 9.3.45 T. 6. $. 1.96. 143. 147.18 
164—166. 169; T. 8. $.3.5.65 3.9.9.3; %.10.9.1—3.9; 1. 
.$2.3.6-9; T. 12. 2.3.95 T. 13.5.4 13.14; 8. 14 89 
T. 16. $. 4-9. 13—15. 18. 33. 36-325 T. 17. $. 13. 14; T. N. 
$.2. 3.65 T. 21.93.45 T. 23. $. 4.6.7. (zweite Hälfte) $.1. 
12.155 T. 24. 8. 4; %.25.6.3-5.8;5 T.33.%.3; T. 34. 8.34 
(mit Ausn. der erſten Periode) S. 7; T. 35. 6. 1. 2; T. 37. $. 4. 5. 11; 
T. 38. $.2-4; T. 39. 6.1.2; T. 42. §. 4; T. 44. 8. 4; T. 51. 6. 
33 32.6.2: . 83 6.2. 7 8.5.6378 85.61.28 
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Zufäße näher beftimmt "und vervollitändigt 9, Endlich find 
manche Lehren des Privatredhts und Prozeſſes, welche in den 
früheren Landrechten ganz übergangen wurten, im dritten 
mehr oder minder ausführlich in einigen ganz neuen Titeln 
berührt. Diefe find im I. Theile Tit. 3. 4. 32. 40. 66. 77 
bis 81., im II. Theile Tit. 4. 5. 6. (von Mandat, Bürgfchaft 
und Societät f. ob. ©. 340 N. 22), im IIL Theile Tit. 5. 6. (Te⸗ 
ftament der Eltern unter Kindern und zu milden Zwecken) 
Tit. 21. (Abtretung und Ausfchlagen der Erbichaft) Tit. 23. 
(Collation); im IV. Theile Tit. 17.48. (Erbrecht der legi— 


Hälfte) $. 25 7.58. $. 4-6; T. 59. 5-7; T. 61. $. 2; T. 9. 
$. 2—4 6; %. 63. $ 2; 8. 67. $. 3; T. 69. 8.3; 8.70. $ 9-12; 
2.72. $. 1.4; T. 75. $. 25. 27. 29. 32. 33. 34. Ferner Theil D. 
Tit. 1.9. 105 3.84 6.8 1158 7. 8. 16. 175 T. 8. 55; T. 9. 
6. 4. 5. 14—20. 22. 23. 265 3. 11. 9.10; T. 12. 95; T. 14. 6. 2. 
(weite Hälfte) $. 35 8. 15. $. 4; T. 16. $. 1—16. 19—32, (von den 
Loſungen); T. 17. $. 95 8. 18. $. 25%. 19. 9.25 8.21. 8.1; T. 22. 
54; T. 31. 8. 3; T. 33. 9.25 8.34. 92.5 Ferner Theil IN. T. 2. 
$. 3. (zweite Per.); $.4. (zweite Per.) F. 7. 9; T. 3. 814.155 T. 4. 
F.3; %.7.9.4-6; T. 8. 8.5; %.10.$.3. 7. 85 T. 11. 8. 4. 5. 
6.11. (von der zweiten Periode an); $.12. 14.15.18; T. 12. 8. 5. 6. 
10—12; T. 13. $. 3—16. (über Univerfalfiveicommiffe ; das II. L. R. ver- 
weist hier blog auf Das gemeine Recht). Tit. 14. $3;5 8. 15. $3; T. 17. 
$.1—4. 205 7. 2%. $.7. 13. 145 8.22. 9.3.45 8. 24. $. 2. (von 
ver dritten Linie an). $. 6.8. 115 8%. 25. $. 2-4; T. 26. $.2. 4,5. 
1.8 Serner Theil IV. (über die Umarbeitung der 15 erften Titel f. 
bei Note 11) 2. 16. 2.7.85 T. 20.84.5.6.85 T. 21.9.2. 3. 
7 
14) Solche Zuſätze enthält außer den oben bezeichneten ganz umgear- 
eiteten Stüden: Theil J. Tit. 16. 9.205 T. 18. 8.3; T. 21. $.1. 
355 %25 9165 27.515 3.5.2.5; %, on wo 
„1.2: © 46.52: 2.20 54: T. 56. = 
. 63. 6.1; T. 75. 9.5.7 Theil II. 3.2 
.24; 2.10. 91; T. 17. 545 T. 18 6. 5. 
„27.9.1. Theil II. T. 3. 8.7.9. 14.15; - 4 
1 11.615 12.5.8; Dia 612; T. 19. 9.1; 
.4.10.115 T. 22. 8.75 2.24. 8.95 ©. 26. $.1. Theil IV 
. $. 3; 2.4. $. u; 2.16. $.3: T. 19. 89. 3. 4. 53 3.20. $.1. 
3 — N 1. 4. 9. 5. Bisweilen ift aber auch eine genauere 
efimmung des II. Landrechts auf eine nicht zu billigende Weife in eine 
agenauere verwandelt worden; 3. B. Th. I. Zit. 17. $. 115 T. 25. 
. 28. $. 2. 
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timirten und der nicht legitimirten unehelichen Kinder und 
Alimentation der Lesteren), Tit. 22. (Transmiffionen), Tit.%, 
(Succeſſion des Fiscus), Tit. 24. (Berechnung der DVermantt 
Ihaftsgrade). Auch iſt noch dem IV. Theile eine große Tabkll 
über die Inteſtaterbfolge beigegeben. 

Aus der hier gegebenen Ueberſicht erhellt, daß die Zuſate 
und Aenderungen, welche das Landrecht in der neuen Redaction 
erhielt, bedeutend waren. Eine der bedeutendften Aenderunge 
betraf wieder denjelben Gegenftand, welcher von der eritn 
Berhandlung über das erfte Landrecht am zu dem meiften 
Streitigkeiten, Zweifeln und Klagen Beranlaffung gab, das 
Ssnteftaterbrecht der Ehegatten und das damit zufammenhän: 
gende eheliche Güterverhältniß. Diefe Frage machte aud ki 
dem dritten Landrechte dem Referenten den größten Anftof 
und führte zu großem Streit in den Commiffionen. Durd 
die Art und Weife, wie fie am Ende entfchieden wurde (unten 
6 62.), erhielt das Landrecht eine wefentlihe Werbefferun, 
wenn gleich die Entfcheidung noch ſehr Vieles vermiffen lief. 
Zugleidy mußte die Frage über die Nüchwirfung diefer neuen 


Beftimmungen zur Sprache kommen, und diefe wurde wie | 


nach demfelben Grundfage entjchieden, welcher in der Dede 


ration von A558 und im zweiten Landrechte geltend gemadht 


wurde ®, 





15) Zwar beftimmt auch das 1. L.R. (IV. 1. $. 3, 4.), daß fein 
Neuerungen nicht rüdwirkfen follen. Allein ed wiederholt dabei wörtlidh 
den Grundfaß des II. L.R., daß die Zeit des Todfalls und nicht die der 
ehelichen Verpflichtung anzufehen fey und den Erbfall bringen foll, um 
diefer Grundfaß führte bei der befondern Befchaffenheit des Erbrechts ber 
Ehegatten nach dem II. L.R. zu großen Unbilligkeiten. Namentlich kom: 
ten dadurch, wenn vor Publikation des 111. Landrechts eine Ehe durd 
den Tod getrennt wurde, und bie Kinder nad dem 11. L. R., alio nah 
dem ©. 249 angeführten Grundfag, erbten, der überlebende Gatte fpäter 
zur zweiten Ehe fihritt, in dieſer auch Kinder befam, und num erft nad 
Publication des IN. Landrechts ftarb, fehr leicht die Kinder zweiter Ehe 
in ihrem Verhältniſſe zu den Kindern erfter Ehe, dur die Anwendung 
des neuen Erbrechts ($. 62.) vernachtheiligt werden. Man ſah dieß aub 
ein, ließ aber doch auch hier unbedingt dag neue Landrecht eintreten, in 
dem man (L. R. VI. 1. 8. 4.) die Unterthanen auf diefen Uebelſtand aufmerf- 
ſam machte, und ſie erinnerte, etwanige Ungleichheiten durch Teſtamente 
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Die Quellen, aus weldhen die Derfafler des II. Land⸗ 
rechts fchöpften, find, wenn man von wenigen Lehren, wie von 
den Lofungen, den Erbverträgen, dem Güterverhältniß und 
Erbrecht der Ehegatten und der Inſinuation der Berträge 
abfieht, beinahe lediglich Römifches und Canonifches Recht 6. 
An diefes und an die Anfichten der Schriftfteller über Daffelbe 
ſchloßen fich die Referenten auf eine ganz ängftlihe Weife an. 
Denn fie glaubten, eigentlich an Daffelbe gebunden zu ſeyn. Gie 
füchen daher immer vor Allem, den wahren Sinn des Römiſchen 
Rechts zu finden, gehen dabei die verfchiedenen Anftchten der 
Schriftfteller dureh 7, beruhigen fich meift, wann fie jenen 
Ginn oder eine communis Doctorum opinio darüber zu ges 
funden haben, und nehmen das fo Gefundene ins Lands 
recht auf. Ebenfo machen fie eg, wenn fie bei den einzelnen 
Titeln des zweiten Landrechts die Frage unterfuchen, ob der 
Titel unverändert beizuhalten fey oder nicht“*. Finden fie, 
daß er in Stellen des Corpus juris gehörig „fundirt“ fey: fo 
beruhigen fte ſich meift dabei, Gelten erlauben fie fidy eine 
ahfihtlihe Abweichung von jenen Quellen. Allein nicht felten 
mißlang es ihnen, den wahren Sinn des Römiſchen Rechts 
zu finden, und fo fam oft ein-völlig mißverftandenes Römi— 


oder Erbverträge zu heben! Vrgl. die Verhandlungen, welche Griefin- 
ger an den oben $ 48. Note 19 angef. Orten ausführlih anführt. 

16) Eifengrein berührt auch einige Deutfche Particularrechte, aber 
fo viel ich finde, blos beim Erbrecht und Güterverhälfniß der Ehegatten 
und Kinder f. unt. 62. Einmaf führt er aud die Consultationes Sa- 
xonicae af, ein Werk, weldes für Sachſens Geſetzgebung das war, 
was Haugs und Eifengreing Arbeiten für die Württembergifche. Brgl. 
meine Abhdlgn a. d. Strafrechte. Lpz. 1835. ©. 5. 

IT) Ihre Motive geben fie bald Lateiniſch, bald Deutfch nach der Ge— 
wohnheit jener Zeit, und beinahe fiir jeden Saß führen fie Auetoritäten, 
oft in fehr großer Zahl an. Doch mögen fie nicht alle nachgefchlagen, 
und viele Citate aus ben andern von ihnen benützten Schriften abge- 
fhrieben haben, 

17a) Dieß thun Haug und Eifengrein meif bei den Stellen des 
weiten Randrechts, welche fie unverändert beibehalten, und ſo fann mar, 
wo die Commiſſion auf ihren Antrag es „beim alten Tert“ läßt, was 
meift der Fall ift, ihre Motive auch als. die jener Stellen des zweiten 
Landrechts in der Form, in welcher fie bei ung gelten, betrachten. 
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Ihes Recht ins Landrecht. Denn weder Haug noch Eifer 
grein waren gründliche Kenner des Römischen Nechts 8, und 
die Auctoritäten, durch welche fie fich leiten ließen, waren gar 
häufig nicht eben gut gewählt. Gie benüsten am Meiften 
folgende Werfe: A. die Gloffe des Römifchen und Kanon: 
ihen Rechts und Die exegetiſchen Arbeiten einzelner Gloſſa— 
toren und fpäterer Schriftfteller über Nömifches und Kanon: 
ches Necht, befonders häufig die Commentarien der Poſtgloſ— 
jatoren Bartolus und Baldus über Pandecten und Coder, 
die Commentarien von Hier. Cagnolus , den Codercom: 
mentar von Sihardus (0b. ©. 192) und den Inſtitutionen— 
commentar von Schneidewein 2%; dann 2. Sammlungen von 
Consilia und Responsa, und Werke, welche hauptjächlie 
praftifche, durch Nechtsfälle erläuterte oder veranlafte, Erör 
terungen enthalten, namentlich von Nicol. Bo erius (Fran 
zoje 7 1559) 2i, Hier. Schurff (+ 1554) 2, Matth. Wefen 


18) So meint 3. B. Haug, daß nach Römiſchem Recht jedes Pactım 
strieti juris gewefen fey, daß aus jedem ernftlihen Pactum fchon nah 
Römiſchem Reht eine Klage entipringe, daß nah Röm. Recht ein 
Ehegatte, der zur zweiten Ehe fohreite, das Erbrecht an feine Kinder 
verliere! Andere Beifpiele werden im praftifchen Theile vorkommen. 

19) Er war Prof. in Padua, ftarb 1551, und ſchrieb u. A. eine Inter- 
pretat. tit. D. de reg. jur. Lugd. 1546. 8. und Col. 1585. 8. Dann Re 
petitiones über einzelne Pandekten- und Copderftelfen. Taur. 1527 fol. und 
einen Comm. in Dig. vet. et Cod. Taur. 1528. fol. und Venet. 1566. fol. 
Seine Opera find auch gefammelt II. Tom. Lugd. 1569. 1570. fol. — 
Bei diefen und den folgenden Schriften führe ih, wie überhaupt wenn 
ich nicht befonders eine andere Duelle nenne, blos folhe Ausgaben an, 

—welche ih felbi in Händen hatte. 
20) Ein Shriftiteller aus der Mitte des XVI. Jahrhunderts (+ 1569), 
der fih gewöhnlid Oinotomus (jo auch auf dem Titel feines Inſii— 
tutionen Comm.) nannte. Haug eitirt ihn unter vem Namen Schneidt. 
— Die eregetifcheh Arbeiten von Donellus finde ich bei Haug ein- 
mal, die von Cujacius bei Eifengrein etwa viermal angeführt. 

21) Consilia. Venet. 1554. 8. und Francof. 1574. fol. ; ferner Deci- 
siones senatus Burdegalens. (Bordeaux). Fref. 1574 fol. und ibid. 159 
fol. 

22) Consilior. Centuriae III. Fref. 1545-1553 f. u. ib. 1575 f.; und 
fpäter noch öfter; zuletzt Fref. 1617 f. 
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beck (+ 1586) ?, Andr. Gail (+ 15587), Franc. Hoto— 
manus (Sranzofe F 1590), Joach. Mynfinger a Frundec 
(aus Stuttgart, früher Prof. in Freiburg, fpäter Kam.G.Aff. 
und Braunjchw. Kanzler + 1588) ®, Pet. Heig (F 1599) %6, 
Hartm. Piſtoris (FA604) 7; 5. Einige Syfteme des Rechts, 
namentlich die von Jul. Clarus (Staliener + 1575) ®, Ant. 
Gomez (Spanier aus der Mitte des XVI. Jahrh.) ?, Matp. 
Weofenbecd, Mich. Graf?! und von Balthas Klammer”; 


23) Tractataum et Responsor. quae vulgo Consilia appellantur, Partt. IL 
Bas. 1577—79 f.: dann ib. 1584 f.; dann Fref. 1601 4; — ferner 
deffelben Werts Partt. II—VIIL Vit. 1591—1624 f. 

24) Practicar. observation. Libb. II. Colon. Agr. 1578. 4. - Ed. 4 
ib. 1586 und fpäter, zulest 1690 4. 

25) Consilior. Centuriae H. Bas. 1576 f. und Fref. 1601 f. 

26) Qttiaestiones jur. tam civilis, quam Saxon. Ed. Lud. Person. 
Il. Partt. Viteb. 1601 4. uud fpäter mehrmals, zufeßt Colon. 1711. 4. 

27) Quaestionum jur. tam Romani, quam Saxon. Libb. IV, Lips. 1579 
big 84, und ſpäter mehrmale. 

3) Gewöhnlich werden von Clarus angeführt „Receptarum sententiar. 
libb. quinqu e“ oder auch „Opera omnia.“ Allein meines Wiſſens fam 
Llarus blos dazu, einige Stüde feiner receptae sententiae herauszu—⸗ 
geben, nämlich das fünfte eriminalrechtliche Buch ganz, vom dritten Buch 
den Abfchnitt „testamentum*, und vom vierten Buch die Abfchnitte „do- 
natio, emphyteusis und ſeudum“, und b los dieſe Bruchftüde zufammen 
erfihienen unter dem Titel: „Julii Clari opera omnia.“ Ausgaben 
diefer Receptae sententiae oder Opp. omn. fenne ich blog folgende: Fran- 
c0f.1576 f. Ib. 1552 f. u. Ib. cum additamentis Joann. Harpprechti 
(0b. ©. 337, 338) et Jo. Bapt. Bajardi 1620 f. 

29) Commentarior. .variarumque Resolutionum jur. chy. et regil. 
Tomi Ill. Venet. 1572 4. Francof. 1572 fol. und Fref. 1609 fol. 

30) Paratitla in Pandect. Bas. 1568 fol. Dann unt. d. Tit. Commen- 
tarii in Pandect. Bas. 1575 fol. und fpäter oft (am Beften cura Vinnü 
et c. not. R. Bachovii. Lugd. B. 1649 4. und Amst. 1665 4.) 

31) Receptar. sententiar. libb. Il. Fcf. 1571 fol. und ib- 1599 fol. 
Diefer Mid. Graf, der am Ende des XVI. Jahrh. ſtarb, iſt' nicht zu 
nicht zur verwechſeln mit dem jüngeren Mid. Graf, welcher 100 Jahre 
fpäter Profeffor in Tübingen war. 

32) Promptuarium tam jur. civilis, quam feudalis, eonscriptum Ger- 
manice a... Balth. Klammer .., nunc vero .. legum ac doctorum 
auctoritatib. . . et multis quaestionib. .. auctum op. et stud. Joach. 
Scheplitz. Fref. 1599 8. — Das Buch, welches befonders von Haug 
ſehr ſtark benügt iſt, war urfprünglich cine Art von kurzem, deutſch gefchrie- 

25 * 


en 
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4. einige vermifchte Werke #°und endlid 5. Monogre: 
phieen. Bon den Lehteren benüste Haug befonders viel 
eine in nnfrer Zeit völlig vergeffene Schrift eines Petrus 
Nicol. MozziusR und Eifengrein die erbrechtlichen Mono 
graphieen von Ferd. Vasquez (Spanier 7 41566), Mid, 
Graß 8, Valent. Forfter (F 1609), Franc. Mantica 
(Ital. Cardinal + 1614) # und Go. Dauth (7 16), 
Schriften, welche man in den Syitemen unfrer Zeit felten mehr 
angeführt findet. Das beite ausführliche Syſtem des Civil: 
rechts, das man damals jchon vollftändig hatte, die Commen 
tarıı von Hugo Donellus (Fref. 1589— 1597) , finde ih 
bei Haug gar nicht, bei Eifengrein blos Einmal angeführt. 





benem, Compendium, welhem die Herausgeber eine Menge lateiniſde 
Ausführungen bei jedem $. beigaben. Sch kenne blog die angef. Ink 
gabe, melde aber auch Haug ohne Zweifel benügte ; denn die Zugaben 
von Scheplitz fhreibt er oft wörtlih ab. — 

33) Befonders die Schrift von Jac. Menochius (Ital. + 1607) De 
arbitrariis judicum quaestionib. et causis. Libb. II. und von Andres 
Fachineus (lItal.) Controvers. juris. Pis. 1601. Colon. Agr. 1604 4. 
und fpäter. Die Differtationen von Bocer (oben $ 48. Note 14) ht, 
fo viel ich finde, Haug gar nicht, Eifengrein nnr fehr wenig (3. B. Kl 
üb. d. III. Th. Fol. 273b, 283, 286) benüßt. Bisweifen polemiftt er 
gegen fie, 3. B. a. a. O. Fol. 218 b—219. 

34) Tract. de Contractibus. Diefes ſchlechte Buch, welches aber fir 
unfer Landrecht wichtig ift, weil Haug aus ihm unzählige Mal ihr 
und es wie ein halbes Orakel anfieht, ift unverbienter Weiſe fehr oft ar 
gelegt worben. Auf der Stuttgarter öffentl. und auf der Tübinger Int 
verfitätsbibliothet finden fich folgende Ausgg. deſſelben: Venet. 158 1. 
Colon. Agr. 1585. 8. Venet. 1587. 8. Colon. Agr. 1588. 8. und 159. 8. 
Mogunt. 1596. 8. Colon. Agr. 1604. 8; ib. 1614 ; ib. 1633 ; ib. 1664. 8 
Vrgl. aub E. F. Th. Plieninger D. de culpae gradib. sec. jus 
Württ. etc. Tub. 1832 p. 39. 40. 

35) De Successionum rreatione libb. III. ; de success. progressu libb. Il; 
de success, resolutione libb. II. Venet. 1564 f. und fpäter. 

36) Tract. de successione. {ch kenne blog die fpätere Andgabe Fran 
cof. 1609 f. 


37) De hereditatib. quae ab intestato deferuntur libb. IX. Basil. 156 
fol. und Colon. Agr. 1594 fol. 

38) De conjecturis ultimar. voluntatum in libb. XII. distinct. Frei. 
1580 fol. und sine loc. 1669 fol. 

39) De testamentis. Lips. 1594 fol. 
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So viel Mühe und Zeit auf die neue Revifion des Land: 
rechts verwendet wurde, jo befriedigte fie doch in vielen Punk- 
ten nicht. Manches, was früher fchon einen großen Uebelftand 
begründet hatte, dehnte fie noch aus, ftatt ed zu befchränfen, 
jo die Loſungen ‚und die ftillfchweigenden Pfandrechte und die 
Eoneursprivilegien: manche Punkte, in denen fie hätte helfen 
follen, übergeht fie mit Stillfhweigen; ind Manches, was fie 
wirffich verbefferte, wie das eheliche Güterverhältniß, behan— 
delte fie doch im Ganzen fo ungenau, daß es zu einer Menge 
von Eontroverfen und Zweifeln Anlaß gab. Doch würde man 
allmählig zu einer volljtändigeren und die Unficherheit des 
Rechts immer mehr entfernenden Gefeßgebung gelangt feyn, . 
wenn man nur auf dem befretenen Wege fortgeichritten wäre 
d.h. wern man nur von Zeit zu Zeit das Landrecht einer 
neuen Reviſion unterworfen, es immer mehr ergänzt und ent: 
ftandene neue Zweifel und Ötreitfragen in demfelben entichie: 
den hätte. Man hatte auc mehrfach den Gedanken einer 
joihen Revifton, bejonders ernitlich in der erften Hälfte des 
XVIII. Sahrhunderts ($ 54). Zur Ausführung aber kam 
es nie, 


4. Die weitere Gefeßgebung Johann Friedrich. Siebente 
Landesordnung (VI ForſtO., VI FiſchO., IV. KaſtenO.). 


$ 51. Johann Friedrich hatte feine Negierung durd) 
zwei wichtige Acte begonnen. Er ftellte, geleitet von gewiſſen— 
hafter Achtung wohl begründeter Rechte, die von Friedrichl. 
geänderte Berfaffung wieder her! und brachte dag dritte Land— 
recht zur Verkündigung. Gut war eg aber, daß es dem leßteren 
Werke wenig mehr, als den Namen, zu geben brauchte. Denn 
jonjt möchte e8 jchwerlich, befonders nicht mit den bedeutenden 
Reformen, Die es enthält, zu Stande gebracht worden feyn. 
Der Charakter feiner Regierung war neben großer Redlichkeit 
und Pietät viel Unentfchloffenheit, Zaudern und Schwanten. 
Zwar zeichnet fie fi) gerade dadurch aus, daß unter ihr drei 
der wichtigften Ordnungen einer Revifton unterworfen wurden 


I) Vrgl. Reyſchers Staatsgrundgefl. Bd. II. ©. 291 ff. 
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in welcher fie noch in unferer Zeit gelten; das dritte Land: 
recht, die fechste Forftordnung und die fiebente Yandesordnung. 
Allein beim L.R. erklärt es fich durch das vorhin Gefagte, beider 
VI. ForftD. wurde nur fehr wenig geändert ($ 67.), und noch wenis 
ger geſchah bei der Reviſion der Landesordnung; überdieß war 
auch hier wieder ſchon unter Friedrich I. die Anregung gegeben, 
und am Ende bewirkte zunächit nur der Umjtand die Revifion, 
daß die Eremplare der früheren Ausgaben vergriffen wuten, 

Unter Friedrich I. trugen die Kandftände mehrmals auf 
eine Nevifion der Landesordnung an, und Friedrich gab 
auch Befehle zu den nöthigen Vorarbeiten ?. Allein fpäte 
wurde der Plan blos auf das Landrecht beſchränkt, und für 
die Landesordnung gefchah unter Friedrich nichts weiter, Nach 
FSriedrihs Tod wiederholten die Yanditände die früheren An 
träge, und da wegen Mangel an Eremplaren ohnehin eine 
neue Ausgabe der Landesordnung veranftaltet werden mußte: 
fo follte jest wenigitens Etwas gejchehen. Der Plan war 
aber fehr befchränft. Er ging auf einen wörtlichen Abdrud 
der VI. Landesordnung; nur follten demfelben „an etlichen 
Drten Marginalien und Beifäße jebiger Zeit Gelegenheit nad 
zugefügt“, und, was allerdings ein guter Gedanke war, „die 
feither nach und nach publicirten GeneralAusfchreiben als 
Novellae Constitutiones angehängt“ werden. Allein die Aus 
führung war ſelbſt bei diefem befchränften Plane doch ſeht 
dürftig. Denn die fo zu Stande gefommene jiebente, unter 
dem 44. Novbr. 1621 publicirte, Landesordnung weicht von 
der jechsten blos darin ab, daß Vorrede, Schluß und ein al 
phabetifches Negifter neu find 3, und ihr drei Marginalien bei: 


2) Randtagsabfch. v. 1595 und v. 15995 bei Reyfder a. ad. 
©. 255 und 269; auch oben $ 48. Note 5. 

3) Die fechste LandesO. ift in der fiebenten ganz wörtlich und feiten 
: gleich mit der Ausgabe von 1567, fogar mit dem Schluffe von Chris 
ftoph und dem Datum (17. Aug. 1567) abgedruckt. Der Schluß von 
Johann Friedrich fleht erft Hinter den Novellen, die mir fortlaus 
fenden Geitenzahlen der L.O. angedrudt find, fo daß fie fehr Häufig blos 
nad diefen Seitenzahlen unter dem Titel der L.O. citirt werden. Der Titel 
bes Ganzen it: „Def Herzogthumbs Würtemberg Gt 
meine LandtsOrdnungen, Denen ettlich Fürftliche Generalfus 


Die VII. LandesO. und weitere Gefeßgbg. Joh. Friedrichs. $ 51. 559 


gefügt wurden, deren eines eine Derweilung auf Das YandR.“, 
das zweite eine Aenderung der Beltimmungen über Gült: 
fauf und das Dritte eine authentijche Snterpretation derfelben, 
-durd welche von der bis dahin in der Praris angenommenen 
Meinung wejentlich abgewichen wird, enthält. Ebenſo fiel 
auch die Sammlung der Generalrefcripte, welche der Landes: 
ordnung unter dem Titel Novellae Constitutiones angehängt 
wurden, dürftig aus, 6 

Diefe Jiebente Sandesorbnung- bildet die neuefte und 
bis jegt noch geltende’. Gewöhnlich aber führen unfre Schrift: 
jteller nicht fie, fondern die jechste (von Derzog Chriſtoph) 
als die neuejte noch geltende an, während fie jedoch beinahe 
durchaus die einzelnen Stellen der L.O. nad den in den fpäs 
teren Ausgaben der fiebenten LandesO. beigefügten® Zah: 
len der Titel und Paragraphen citiren. Richtiger aber'ift.es, 
die VII. Zandesordnung als die neuejte Nevifton zu bezeichnen, 
da fie wirklich einige Venderungen der alten Landesordnung 
in den genannten Marginalien enthält. Nur ift dabei wohl 


fhreiben , fo nad Yublication angeregter Landts Ordnungen feithero ing 
ganze Herzogthumb außgangen, als Novellae Constitutiones zu- und ans 
gehenckt.“ Stuttg. 1621 (371 SS.) Fol. 

4) L.O. ©. 36 Tit. 17, $A. 

5) 2.0. ©. 29 Tit. 14. $ 9., 10.5 Näheres unt. $ 72. 

6) Es find blos XIV.; das erfte v. 3.1586 betrifft Eriminalfrechtliches; 
das zweite von 1501 betrifft die Univerfität; über das dritte f. $ 55. 
Note 8, von einem Äähnlihen Inhalt ift dag vierte; das fünfte betrifft 
die Wiedertäufer ; über das fechste f. $ 59. Note 465 dag fiebente hans 
delt vom Supplieiren der Unterthanen, das achte vom Berhältniß zu den 
ausländifchen Gerichten; über das neunte f. $. 47. Note 27; über das 
zehente $. 59, Note 35a, Note 42, 46. $.66. Note 13; das’ eilfte berührt 
einen abminiftrativen Punkt, das zwölfte wucherliche Verträge (22. Febr. 
1620), über das bdreizehnte f. die folgende Note 11 und 8,63, Note 14a 
$ 59. Note 46, und dag vierzehnte betrifft Criminalprozeß. 

7) Bon fpäteren, mit der erften Ausgabe feitengleichen, Abdrücken find 
mir folgende bekannt: Stuttg. 1650, Fol. 1661, 12; 1698, 12; außerdem 
führt Weiffer noch Ausgaben von 1653, 1709 und 1735 an. Bielg 
Drudfehler in der Ausg. v. 3. 1698 bemerkt Weiffer Nachrichten ꝛc. 
©. 100—106. 

8) In der Ausgabe von 1621 find die Titel und 88, wie in der L.O. 
von 1567, nicht numerirt. Erft in der Ausgabe von 1650 und in den 
folgenden find die Titel und $$ numerirt. 





562 &ap. 6. Dritte Periode. Friedrich I. big Friedrich U. 1593-1805. 


die legte) und eine neue Bauordnung. Diele beiden-legteren 
Drdnungen weichen aber von ihren Borgängerinnen nicht jehr 
ab. Namentlich? it die neue Bauordnung vom 2. San. 
41655 ? — die zweite, noch jest geltende — größtentheils eine 
wörtliche Wiederholung der erften (ob. ©. 139), behält auch 
durchaus die Anordnung der Legteren bei, ändert nur Weniges 
ab, und ſetzt, bejonders im erſten Theile, Einzelnes zu ®. 


6. Wilhelm Ludwig; Eberhard Ludwig und Garl 
Ulerander. (IL Ehe: und Ehegerichts O. I. Eommungd, 
VII. FiſchoO.) Vorbereitungen zu einem vierten 
Landrecht. 

$ 55. Der Sohy Eberhards IT, Wilhelm Ludwig 
(geb. 4647), regierte leider zu Eurz (Jul. 4674 bis Sun. 1677), 
als dag feine Regierung auf einem Felde hätte Früchte tragen 
können, dem eine unfichtige Bearbeitung befonders Noth thut. 








©. 194 rühmt, daß unter Eberhard Il. im %. 1653 eine verbefferte _ 
Ausgabe des Landrechts erichienen fey, fo beruht dieß auf einem Miß— 
verftändniffe, ‘wenn damit eine nene, auch nur theilweife Nevifion des 
Landrechts gemeint feyn follte. Es erichien in dem genannten Jahre blos 
ein neuer Abdruck des dritten Landrechts; vrgl. oben $ 50. Note 1. 

3) Ueber die HofG.O. v. 1654 f. unten $ 73. 

4) Sie erfihien unter dem Titel: Deß Herzogthumbs Wür— 
temberg revidirte BawDrdnung (186 SS.) Am Schluffe 
ſteht: „Geben zu Stuttgart 2 Jan. 1655.“ Gie ift (mit der erften 
Ausgabe feitengleih) abgedrudt in den 6 Ausgaben der allerhand Orb: 
nungen ($ 55.), in der erften ($ 55. Note 8a) auf dem Titelblatte mit 
der Jahrszahl 1654. 

Außerdem kenne ich noch eine Ausgabe in Fol. Stuttg. bei Matth. 
Kautten M.DC.LV]l, und Weiſſer führt noch Ausgaben v. 1701, Fol. 
And 1758, 8. an. Die einzelnen Stellen werden, da die Titel und $$en 
nicht numerirt find, nach Seiten und den Anfangsworten des $n auf der 
bezeichneten Seite eitirt. 

5) Die Agnderungen und Zufäße im zweiten Theile betreffen blos bie 
Taren ; vrgl. die Baud. ©. 122, 126, 130—137, 138—145 (neue Tas 
ren, welche im 3. 1654 gemacht wurden), 143—150, 153, 159-166, 
168, 169 und einige ©. 155 enthaltene polizeiliche Borfchriften; für das 
Privatrecht wichtiger find die Aenderungen und Zufäge im erften Theile. 
Sie ftehen S. 8—19 (über untergängliches Berfahren), ©. 23, 3, 8, 
39, 43, 47, 49, 52, 54, 59, 64—67, 68, 74—77 (neue Titel: von Reb- 
ftöden ıc. v. Bandheden ıc. von den. Zäunen ꝛc.), S.79—83 (neuer Tit. 
von Galgen). Vrgl. auch $ 8. Note 37 a. E. 


Herzog Wilhelm Ludwig und Eberhard Ludwig. $ 53. 565 


Nah Welhelm Ludwig kam ein halbes Jahrhundert, das 
zu den unglücklicheren Württembergs gehörte. Herzog Eber: 
hard Ludwig war erft 9 Monate alt, als fein Vater Wil: 
beim Ludwig farb. Es regierte daher für ihn bis an das 
Ende des Jahres 1692 fein Oheim, Herzog Friedrid Carl, 
aber, obwohl umgeben von zum Theile trefflichen Näthen, doc) 
nicht eben auf die erfprießlichite Weile. Auch hatte das Land 
während feiner Adminiftration durch Krieg wieder Vieles zu 
leiden. Es war daher fehr begreiflich, da von dem, was im 
Privatrechte hätte nachgebeffert und nachgeholt werden follen, 
wenig geichah. Außer einer Reihe von Handwerksordnungen, 
an welchen überhaupt unfre Periode jeher fruchtbar war, find 
es blos drei, für das Privatrecht wichtige, Geſetze, welche unter 
Friedrich Earl erfchienen, die dritte, nicht gerade ſehr zu 
rühmende, Ehe- und Ehegerihtsordnung ($ 61.), ein 
Gejeg über Veräußerung der Mündelgüter ($ 64.), und ein 
Geſetz, Das in einigen, das Erbrecht betreffenden, Punkten 
landrechtliche Beftimmungen theils erläutert, theils genauer 
durchführt !. 

As Eberhard Ludwig die Regierung übernahm (20. 
Yan. 1693 bis 34. Det. 1753), dauerten mit nur wenig-Unter: 
brechungen in den erften 15 Jahren die Kriege fort, die das 
Sand in große Verwirrung brachten. Nod während derfelben 
aber entwickelte fih ein Verhältniß, das für Württemberg 
nachtheiliger war, als die Bedrängniffe des Krieges, und län 
ker, als 20 Jahre, das Land drückte, und in feinen üblen 
Solgen noch bis an das Ende der Regierung Eberhard Lud— 
wigs fortwirfte. Es begann der Einfluß der Gräfen von 
Würben ($ 47. Note 49) und ihrer Anhänger? Daß unter 


1) Unten $ 62. Note 38. $ 63. a. E. Ein Gefeb über wucherliche 
Verträge vom 5. Dec. 1692, an dem fich übrigens viel ausftellen ließe, 
erichien zwar noch, che Eberhard Ludwig die Regierung übernommen 
hatte, aber nachdem Friedrich Carl in Franzöſiſche Gefangenfchaft gera> 
then war, unter vem Namen der VBormünderin Herzogin Mutter. 

2) Ueber die Männer, mit welchen in diefen Zeiten der Geheimerath 
befegt wurde, ift befonders die intereffante Darftellung in v. Spittlers 
Geſch. des Geh.Raths (Sämmtl. Werke Bd. XI. ©. 404—413) zu 
vergleichen. 
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ſolchen Umftänden die Geſetzgebung auf eine euſprießliche 
Weiſe nicht thätig war, läßt fich ermeffen; es mochte aber 
auch wohl gut gewejen jeyn, daß fie überhaupt nicht ſehr thätig 
war. Zwar wurden Berfuche zu einer weitgreifenden Thätigkeit 
gemacht, indem man zu einer vollitändigen Reviſion des Land— 
rechts und der übrigen Ordnungen jchreiten wollte. Allein 
man kam nicht zur Ausführung, und blieb bei der fruchtlofen 
Aufforderung an das Hofgeriht und die Syuriftenfacultät, 
Berichte zu dieſem Zwecke einzufenden, ftehen?, und fo find 
von der langen Regierung Eberhard Ludwigs außer einem 
Gejete, welches ein Borgänger der Communordnung war ($59, 
Note 5), und mehreren Berordnungen, welche die Beſchleuni— 
gung der Prozeffe bezweckten, aber ihren Zweck nicht erreichten 
($ 73.) und wieder einigen Handwerksordnungen, eigentlich 
nur anzuführen ein paar Gejeße, welche die fchädlichen Concurs— 
privilegien und die dem Berfehre jo nachtheiligen Loſungs— 
rechte bei Dandelsartifein vermehrten ($ 69. 71.), Die ftebente 
und neuefte, aber nicht eben zu rühmende Fifch ordnung ($67. 
Note 28), einige Geſetze, welche, durch viele dringende Anfra: 
gen der Gerichte veranlaßt, eine authentifche Auslegung ein: 
zelner Stellen des Landrechts geben 4, und einige befchränfende 
Beitimmungen über Obfignationen, Inventuren und Iheilungen 
($ 63. Note 19. 20.). 


— — —— 





3) Man hatte zuerſt blos den Plan, die auf die Materien des Land— 
rechts und der LandesO. bezüglichen Generalreferipte ſammeln, und einer 
neuen Ausgabe des Landrechts und der LandesO. anhängen zu laffen, 
©. $ 55. Dieß führte dann auf den Gedanken einer Reviſion dee 
Landrechts und der Landesordnungen. Am 24. Mai 1729 erhielt die Zus 
riftenfacultät und das Hofgericht Auftrag, über „die casus dubios et con- 
troversos, die ihnen bei Anwendung des Landrechts vorgekommen“, zu 
berichten. Als nichts erfolgte, wurde am 22. Nov. monirt. Allein es 
fam blog ein bürftiger Bericht des Hofgerichts über die Hofgerichtsord- 
nung ein (5. San. 1730), und ein neues Monitorium an beide Behörden 
(20. Dec. 1730) war fruchtlos. Dabei blieb es. (Aus Archivurk.). 

4) Gen.Refe. v, 14. Mai 1695 (Cabgedr. in Rieckes Gerichtsgeſſ. Th. 11. 
S. 194) zu Landr. I. 75. $. 3. und IT. 8. $. fin.; G.Reſer. v. 21. Jul, 
1703 (bei Niede a. a. DO. ©. 218—220) zu Landr. I. 70. $. 10. Ueber 
diefen Punkt forderte man vorher den Oberrath und die Zuriftenfacultät 
zu Gutachten auf, und auf den Grund derfelben (fie find noch auf dem 


Herzog Earl Alexander. $ 53. 565 


Bei dem Anfange der Regierung Carl Aleranders 
(geb. 1684, älteiter Sohn des Adminiftrators Friedrich Carl) 
ihöpfte man beffere Hoffnungen. Wirklich ſprach er auch in 
dem Patente, melches er am 28. Dec. 1735, namentlih in 
Beziehung auf Verhalten der Beamten und auf ftrenge unpars 
theiifche Verwaltung der Rechtspflege erließ’, Grundfäge aus, 
welche, gehörig feftgehalten, jene Hoffnungen verwirklicht haben 
würden. Auch wurden fie durch manche ausgezeichnete Eigen 
haften des Herzogs unterftüst, Allein übler Einfluß eigen 
nügiger Rathgeber vereitelte fie. Belonders war es der Ein— 
fuß eines Juden, Joſeph Süß Oppenheimer,, welcher, vom 
Herzog am Ende zum geheimen Finanzrath ernannt, auf eine 
traurige Weiſe wirkte, Gewandt und ftets bereit, durch Finanz— 
projecte aller Art, mochten aud dadurch Nechte’ und Wohl 
Einzelner und des Landes noch fo fehr gefränft werden, die 
Caffe des Herzogs und dabei feine eigene zu füllen, wußte 
Süß durch die gröbften Berläumdungen den Herzog gegen 
feine befjeren Näthe mißtrauiſch zu machen, und mit feiner 
Parthie, an deren Spige angefehene Ehriften mitftanden, alle 
Verhältniffe im Lande fo fehr zu beherrfchen, daß der Zuftand 
bald betrübter wurde, als er früher war. Der ungemeffene 
Einfluß diefes Mannes äußerte fih auch in den Privat: 
rehtsverhältniffen höchſt nachtheilig, indem er auf jede Weife 
das Vermögen der Privaten, Corporationen und der Gtif- 
tungen zinsbar zu machen fuchte. Das errichtete „Bankalitäts— 
amt“ gefährdete namentlich das Vermögen der Ötiftungen; 
ein neues „Fiscalatamt“, an deflen Spise Süß als Fiscal 
fand, erlaubte fich die gröbften Eingriffe in die Nechtspflege; 
ein neu errichtetes „Oratialamt“, dem ebenfalls Süß vor: 
ftand, führte mit Aemtern, Dispenfationen aller Art und mit 
Privilegien einen traurigen Handel$. Endlich follte auch noch 


— — — — — 


K. Staatsarchive) wurde dann das Geſetz erlaſſen. Ferner: Gen.Refe. 
v. 2. März 1708 (bei Niede a. a. O. ©. 230) zu Landr. 11. 9. $. 15. 
I. 16. $.7 und LandesO. ©. 34 Tit. 165 Gen.Refer. v. 9. Aug. 1718 
(bei Riecke a. a. O. ©. 282) zu Landr. I. 56. $. 2. und I. 59. $. 3. 

5) Abgedrudt bei Niede a. a. D. ©. 396-399. 

6) Man vrgl. das Bruchſtück über Württ. Gefchichte aus einer, "zum 
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durch eine fehr merfwürdige Pupillenordnung das Ber 
mögen fämmtlicher unter Pflegfchaft ftehender Perfonen in die 
Hände des Finanzraths Süß gebracht werden ($ 64. Not. 7). 

Bei diefen Derhältniffen, zu welchen noch Streitigkeiten 
und Befürchtungen wegen der Landesreligion kamen — Carl 
Alerander war ſchon im J. 1742 .zur cafholifchen Neligion 
übergetreten — konnte umter der ohnehin Eurzen Regierung 
Carl Aleranders (bis zum 28. März 1757) für die Privat: 
rechtsgejeßgebung wenig erreicht werden. Zwar nahm man, 
auf den Vorſchlag des Regierungscollegiums, den Plan wieder 
auf, der unter Eberhard Ludwig ind Stocken gerathen war, 
Es follten alle Ordnungen einer umfaffenden Reviſion unter: 
worfen und mit dem Landrechte der Anfang gemacht wer: 
den. Es wurde zu diefem Zwece eine Commiffton nieder: 
gefebt!, und am 2. Dec. 1754 ten Vögten von 410 Städten 
aufgegeben, unter Zuziehung von Bürgermeijter und Gericht 
über die im eriten Theile des Landrechts zu treffenden Aen— 
derungen zu berichten 8, und eine gleiche Aufforderung an das 
Hofgericht, die Zuriftenfacultät und einige Advocaten erlaflen. 
Wirklich kamen auch in den Jahren 4755 und 1756, zum 
Theile auf ernenerte Mahnfchreiben, von den Gtädten und 
von der Juriſtenfacultät ansführliche Berichte ein?. Allein 


Unterrihte Herzogs Earl Eugen beftimmt gewefenen, vom Geheimen 
rath Renz verfaßten Arbeit, weldes in Frid. Ca. v. Moſers patrist. 
Arch. B. J. ©. 118 f. abgedrudt if. 

7) Sie wurde am 10. Jan. 1734 niedergefeßt und am 22. Nos. 1734 
verftärkt, und beftand aus dem Regierungspräfidenten und 6 Reg. Räthen. 
Das hier und im folgenden $. über das projertirte neue Landrecht Ge— 
fagte ift aus Archivurkunden gefchöpft, welche meines Wiſſens big jegt noch 
nicht benüßt wurden. 

8) Diefe Bögte follten von den übrigen benachbarten, Jedem näher 
bezeichneten, Stabsbeamten gleiche Berichte einfordern, und dieſe ihrem 
Hauptberichte einverleiben. 

9) Diefe Berichte‘ befinden fih noch auf, bem K. Staatsardive. Sie 
find in manden Hinfihten wichtig und intereffant, befonvers für die 
Praxis jener Zeit. Hauptfächlich find in dieſer Hinfisht auszuzeichnen die 
fehr ausführlichen Berichte der. Juriſtenfacultät w. 24. März 1735 (mit 
98 Anträgen zum I. Theil des ER.) nnd der Stadt Stuttgart vom 2. 
Jan. 1736 (386 Seiten ftarf). . ,di . 


— 


Herzog Earl. $ 54. . 967 


die Commiſſion fcheint fie Lediglich) ad aeta gelegt und nicht 
einmal einen Referenten zur Verarbeitung des Eingefommenen 
gewählt zu haben !9, | j 


7. Carl Eugen und feine Brüder, Friedrich I. (Wechſel⸗ 
ordnung 5 ziveite Communordnung). Entwurf eines vierten 
Landrechts. 


$ 54. Bis zum Anfange des Jahrs 1744 regierten für 
Carl Eugen, der beim Tode feines Vaters erft 9 Jahre 
alt war, die Herzoge Carl Rudolph (bis 45. Aug. 1738) 
und Carl Friedrich, welche, von einem tüchtigen Geheimen= 
rathe, als mitwormundfchaftlicher Behörde, unterftügt, für 
Württemberg beffere Zeiten herbeiführten. Nur war es nicht 
gerade Die Meform des TIER der fie hauptiächlich ihre 
Ihätigfeit zumendeten !. 

Nachdem Herzog Earl die Regierung felbjt übernommen 
hatte (März 1744), wirkte bei feinen guten Vorſätzen und bei 
der Nückficht,, welche et feinen befferen Räthen jchenkte, die 
tüchtige Befegung des Geheimenraths auf eine wohlthätige 
Weife noch etwa zwölf Jahre fort. Allein allmählig, befonders 
mit dem Einfluffe des Grafen Montmartin (1758—1775), trat 
ein ftarfer Gegenjag ein, bei welchem auch das Gebiet der 
Privatrehte nicht ungefränkft blieb. Zwar dankte man 





10) In Folge eines befonderen Antrages follte auch eine Concurspro- 
zeßO. gemacht werden, und die Yuriftenfacultät erhielt ven Auftrag (18. 
Fehr. 1736), eine vollftändige Concursordnung zu begreifen. Sie fiheint 
aber dem Auftrag nicht nachgefommen und das Refultat die ſes Planes 
blos ein Geſetz über das Berhältniß der quasi-öffentlichen, der gefeglichen 
und der Privathypothefen ($ 69.) gewefen zu feyn. Außerdem find von 
Carl Aeranders Zeit nur noch eine Verordn. gegen Zerftüdelung unbe— 
weglicher Güter (vom 4. März 1735, bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. II. 
©. 404), welche aber nichts nüßte, und bei ihrer Unbeftimmtheit nichts 
nüsen konnte, eine B.D. über das Recht der Kaufleute und Handwerker 
auf Berzugszinfe (v. 6. Nov. 1736, bei Riede a. a. D. ©. 419), die 
Einräumung eines Borzugsrechtes der Communalforderungen für gelichene 
Saat oder Suftentationsfrüchte (v. 4. Jun. 1736; bei Riede S. 417) 
und die Einfhärfung einiger älterer Gefeße, 3. B. über wucherliche Ber: 
träge, zu bemerken. 

9 Bon Carl Rudolf ift keine das Privatrecht betreffende Verfügung 
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einzelne nügliche Einrichtungen dem talentvollen und perſönlich 
einnehmenden Herricher. Allein Prunf und Aufwand gingen 
über die Derpältniffe des Landes; die Verfaſſung wurde nicht 
felten übertreten; und das Recht und das Wohl des Ganzen 
und Einzelner, wenn gleich vielfach im Munde geführt ?, der 
Befriedigung individueller Neigungen hintangefett 3. Don den 
Mißbräuchen, welche in jener Zeit herrfchten, gibt der, nad 
langem Kampfe mit den Landftänden und nach vielen Klagen 
bei Kaifer und Reich, im Sahr 1770 mit den Ständen: abge: 
fchloffene f. g. Erbvergleich ein lebhaftes und authentifches 
Bild. In feinen, in 6 Claffen aufgezählten, „Gravamina“ 
und in den beinahe 200 Paragraphen, in welchen Abhülfe ver: 
fprodhen wird, gab die Regierung felbft zu, daß es beinahe 
fein, die Privat- und die Öffentlichen Nechte der Unterthanen 
wahrendes, Gefe gegeben habe, das nicht auf empfindliche 
Weiſe durch die Regierung gekränkt worden wäre ?, und aud 
nach Abfchluß des Erbvergleiche hörten die Beichwerden nicht 
auf, wenn fie gleih in Manchem ſich gemindert hatten ®. 
Was den Gang der Privatrechtsgefeggebung betrifft: fo 
hätte in den fünfzig Jahren der Gelbftregierung Herzog 
Carls, in welden noch dazu größtentheils äußerer Friede 
bherrichte, Vieles geſchehen können. Allein im Ganzen geſchah 


zu bemerfen. Aus ver Zeit Carl Friedrichs gehört auch nur Weniges 
hieher, 3. B. eine V.O. über einige zweifelßafte Fragen bei Lofungen 
($ 71.), einige Berfügungen zum Zmwede der Befchlennigung der. Prozefle, 
und autbentifche Auslegung zweier Landtechtsftellen, G.Refer. v. 12. März 
1740 über &,R. 1. 59. $. 3. (und Hof-G.O. 1. 2. $. 7.) und G.Refeript 
6. Jun. 1741 üb. ER. 1.75. $.31., beide bei Riecke Gerichtsgefl. Tp. Ill. 
©. 451, 460. 

2) Man vergleiche nur 3. B. den Eingang vieler Gefete Herzogs Carl 
u. 4. in Rieckes Gerichtsgeſeſſ. Th. III. ©. 603, 606 f., 655, 657, 664, 
665, 669. 

3) ©. befonderd die Schilderung in v. Spitilers Geſch. des Geh. 
Raths, ſämmtl. Werte B. XIII. ©, 430--432, 

4) Vrgl. auch R. Mohl Beiträge zur Geſch. Württgs. Cine Samm- 
fung von bisher ungedrudten Quellen nit Einleitungen und Erläutrgn. 
3.1. Tüb. 1831. 8. 

5) v. Spyittler a. a.9. und v. ee Württ. Jahrbb⸗ 
Jahrg. 1818 S. 222. 


Herzog Carl. $ 54. | 369 


nur Weniges, und auch Diefes war nicht von befonderem Er: 
folge, und in der Art und Weiſe, wie e8 gegeben wurde, nicht 
immer zu rühmen® Bejondere Aufmerfjamfeit widinete Carl 
dem Bor mundfchaftswefen und der Derwaltung der Gemeinden. 
Ueber Jenes erfchienen unter feiner Negierung einige umfaſ— 
jende Gejeße 7, und dieſe fuchte er durch eine ausführliche 
Communordnung zu regeln, welche aber der Selbſtſtändig— 
feit der Gemeinden und der Sicherung ihrer Nechte nicht gün— 
fig war 8. Auch fuchte er für Befchleunigung der Prozeffe 
und Hebung der Mißbräuche beim Schreibereiintitute durch 
einzelne Verordnungen zu wirken; allein mit wenig Glück, 
weil das Uebel nicht am rechten Punkte angegriffen wurde. 
Wie es ihm hier nicht gelang, den Uebeljtänden der früheren 
Gefeßgebung abzuhelfen, jo vermehrte er fie noch, wie feine 
Borgänger, in anderen Beziehungen. Unter Anderem gehören da= 
hin einige Gefege, durch welche neue fchädliche Loſungsrechte 
an beweglichen Sachen, und neue widerrechtliche Concursprivis 
legien gefchaffen wurden ®&, Die Anſicht der Landitände wurde 
bei feinen Gefegen wenig gehört, und wenn ſie gehört wurde, 
häufig nicht berückfichtigt?. Namentlich wnrde eine wichtige 


6) Vrgl. auch oben $ 46. Note 1. 

7) Befonders der Staat und Unterridt für Vormünbder v. 3. 1776 
und die Tutelarratheorbnung v. 1781 (unt. $ 64. Note 17 f. Note %6 f.) 
und Beftimmungen über die venia aetatis (unt. $ 64. Note 31). Auch 
gab er manche nähere PBeftimmungen über Obfignationen, Inventuren 
und Theilungen. $ v3. 

8) Unten $ 59. Note 4. Auch ift noch die zweite MedizinalD. v. 1755 
und die erfte BrandfchadensverfiherungsDd. v. 1773 zu bemerken, welde 
für einige privatrechtliche Fragen nicht ohne Wichtigkeit waren. 

8a) Unten $ 69. Außerdem ift von ihm noch ein Gefeg über Gewähr— 
leiftung der Mängel verfaufter Thiere (1767) und über Veräußerung und 
Theilung von Lehen und Zinsgütern (1756) anzuführen. 

I) Daß auch diefer Punkt einen Gegenftand der Klagen der Stände 
beim Kaifer bildete, wurde ſchon oben ©. 150 bemerkt. Nach Abſchluß 
des Erbvergleihs wurde auch wirklich dieſem Nechte der Stände mehr, 
jedoch nicht immer gehörig (z. B. $ 63. Note 23. $ 64. Note 31) Be— 
rüffihtigung gefchenkt. Auch erkannte der Geheimerath in einem Gut- 
ahten vom 22. Nov. 1792 die Befugniß des engeren Ausſchuſſes, bei Ein» 
führung neuer Gefeße durch freie Einwilligung mitzuwirken, nicht blog im 
Erbvergleich, fondern auch ſchon in den älteren Landesgefegen für be— 


Wächter, Württ. Brivatr, I. 24 
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und umfaffende Ordnung, die Wechfelordnung vom Fahr 
1759, gegen die -befiimmtejte Erklärung der Stände erlaffen, 
eine Erflärung aber, die allerdings auf fehr wunderlichen 
Gründen beruhte*. 

Das Bedeutendfte für Privatreht und Prozeß, was 
unter Carls Regierung gefchehen jollte, war eine umfaflende 
Revifion des Landrechts, welche beinahe bis zur Vollendung 
gebracht, mit dem Eintritte von Montmartins Periode 
wieder fallen gelaffen wurde !0, 

Der Adminijtrator Carl Friedrich hatte dem umter 
Carl Alerander ins Stocken gerathenen Plan einer jolhen 
Revifion wieder aufgenommen ; er beauftragte am 18, Gept. 1739 
die Tübinger Profefforen Shöpff und Harpprecht um 
den HofG.Aſſeſſor und Landichaftsconfulenten Georgii mit 
der Ausarbeitung eines Entwurfes eines neuen Landredts, 
und befahl der früheren Deputation (©. 366), alle in der 
Sache verhandelten Acten den neuen Deputirten auszufolgen. 
Diefe eilten aber nicht fehr mit der Vollziehung des erhaltenen 
Auftrags, und die ganze Sache wäre wohl liegen geblieben, 
wenn nicht im J. 41742 der Buchdrucker Rößlin um die Er: 
laubniß, eine neue Auflage des Landrechts drucken zu dürfen, 
eingefomnien wäre. Dieß machte wieder auf die Sache auf: 
merffam, und man fragte bei den Deputirten an, was fie in: 
zwiichen gethan hätten. Dadurch erinnert, gingen ſie nun erft, 
wie e8 fcheint, an die Arbeit, und legten nach fieben Jah— 
ren (! 44. März und 7. Yun. 1749) einen völlig ausgearbei: 
teten Entwurf eines vierten Randrechts vor. Gie fchloßen ſich 
dabei im Wefentlihen an Ordnung und Tert des dritten 
Landrechts ! an, trugen Alles, was durch fpätere Geſetze ge: 
ändert und ergänzt worden war; ein, entichieden eine Reihe 





gründet an. Nur fchloß er davon, im Widerfpruc mit dem Negierungs- 
eolfegium, authentifhe Erklärungen von Geſetzen aus, 
9a) ©. unten $ 70. 

10) Das Folgende ift theils aus Urkunden des K. Staatsarchivs, theild 
aus Arten des 8. Geheimenraths genommen. 

11) Sie, legten die Ausgabe von 1626 zu Grunde, „als die befte und 
eorrectefte”, wie fie fagen ! 


Herzog Carl. Entwurf eines vierten Landrechts. $ 54. 571 


von Ötreitfragen, arbeiteten auch Einzelnes, 5. B. die Lehren 
vom Gante, Pfandreht und den Lofungen um, und fügten 
noch die Quellen ihrer Aenderungen und Zufäge und die Gründe 
derfelben furz bei ?, Der Entwurf wurde nun an eine, aus 
Regierungsräthen niedergejegte, Commiffion zur weiteren Be: 
rathung gegeben (19. Apr. 1749). Allein dieſe that in der 
Sache nichts, und als drei Jahre fpäter (29. Zul. 1752) Her: 
zog Earl zu willen verlangte, wie es mit dem Werke ftehe, 
berichtete fie, daß fie ſich bis jest auf die Deliberation blos 
— präparirt habe, und um Zeit zu gewinnen, wurde Schöpff 
ud Mögling die Arbeit wieder zurückgegeben (24. Aug. 1752) 
mit dem Auftrage, fie noch einmal durchzugehen, namentlid) 
in Hinficht auf den Styl, indem „mehr Conformität mit dem 
alten Iandrechtlichen Eurzen und nervofen Stylo zu defideriren 
ſey.“ Als darauf Schöpff und Mögling die neue Arbeit 
wieder vorlegten (24. Oet. 1754) 8, ſchoben die Regierungs⸗ 
raͤthe die Sache abermals hinaus. Sie trugen darauf anf 
ft noch von allen Beamten und Gtadtfchreibern über Das, 
was an den drei leßten Theilen des Landrechts zu beſſern 
ſeyn möchte, Bericht einzuholen. Dieß fand man aber zu weit— 
laͤuftig, und forderte blos die Stadtſchreiber von Tübingen, 
Urach und Nürtingen zu ſolchen Gutachten auf (11. Dee. 1754). 
Die Gutachten liefen auch wirklich im folgenden Jahre ein. 
Allein die Commiſſion ſcheint ſich nicht weiter um die Sache 
gefümmert zu haben, von oben wurde fie nicht erinnert %, 
und fo blieb es bis auf unjre Zeit beim dritten Bünbreihte, 


12) Sie legten zuerſt den Entwurf der erften 3 Theile (14. März), dann 
den des Aten Theiles (7. Zun.) mit einem Berichte über ihre Arbeit vor. 
Georgii hatte die Entwürfe ausgearbeitet, und Schvepff und Mög— 
ling, der an Harpprechts Stelle getreten war, fie nachher mit ihm be- 
rathen. Leider find dieſe Entwürfe-nicht mehr zu finden. 

13) Sie nennen fie „das zweite Projeet des Landrechts.” E86 war 
aber nur eine: theilweife Umarbeitung des erften Entwurfs, mit Verweis 
fungen auf den Letzteren bei den nicht geänderten Stellen. Auch diefes 
zweite Profeet ift nicht mehr zu finden. 

14) In den Acten finde ich blos, daß Herzog Carl am 2. an. 1755 
eine Eommiffion niederfegte, welche Vorfchläge machen follte, wie den 
Mängeln in der Apminiftration der Juſtiz, befonders * Zangwierigleit 
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Tote 34) und ein Hausgefeß 9. Auch fuchte er fchon in diefer 
Zeit die Intoleranz gegen die nichtelutherifchen Neligionsgenoffen 
zu mildern, und für Gleichitellung der Rechte der verfchiedenen 
Religionsgenoffen zu wirken ($ 57.). 


IV. Form und Publication der Geſetze. Gefekfammlungen 
aus diefer Periode, 


$ 55. Eine bejtimmte äußere Form war zur Gültigkeit 
eines Gefeßes verfaflungsmäßig nicht vorgefchrieben. Dabei 
erjchienen die Gefege felbft unter den verjchiedeniten Benen- 
nungen. Bald wurden fie Ordnungen genannt (die um: 
faffenderen Gefege), bald nah Willkühr Mandate, Berord: 
nungen, Circularverordnungen, Novellae Constitutiones ', 
Pragmaticae Sanctiones?, Refcripte, Decrete, Patente, Edicte, 
Erlajfe, am häufigften aber Öeneralrefcripte. Bei der 
Anwendung eines Geſetzes konnten die Gerichte darauf, ob 
dDaffelbe mit Zuftimmung der Randftände zu Stande ge 
fommen, Feine Nückfiht nehmen. Denn abgefehen davon, daß 
die Beitimmungen über die Frage, wann diefe Zuftimmung 
erforderlich fey, gar zu ungenau waren (S. 149, 450): fo veröf: 
fentlichte man ja die Verhandlungen mit den Ständen nit 





19) Bom 13, Dee. 18035 abgedr. in Reyſchers Sammlg der Staat 
grundgefefl. Th. U. ©. 648-653. 

1) 3. B. die Anhänge zur VL, LandesO.; ferner Riecke Sammlg 
der Gerichtsgeſſ. Th. I. ©. 577, 

2) 3. DB. Riede a. a. D. ©. 219, 357, 461. 

3) Es war dieß freilich ein großer Hebelftand, der die Berfaffung felbft 
in vieler Hinficht gefährden mußte. Selbft mit manden wichtigeren Lan— 
desverträgen feheint man bis in die zweite Hälfte des XVII. Jahrhun— 
derts fehr geheim gethan zu haben. Pfaff Geſch. Wrtgs. B. II. S. 49. 
Im 3. 1765 wurde auf Beranftaltung der Landſtände eine Sammlung 
derfelben und noch anderer wichtiger Urkunden unter dem Titel: „Wirt. 
Lands®rundPerfaffung” herausgegeben. Meber diefe und über 
frühere Sammlungen einzelner Urkunden vrgl. Reyſcher in d. Borrede 
zum I. Bd. feiner Sammlg d. Staatsgrundgefl. S. XCI. f. Erft auf 
den Landtagen von 1798 u. 1799 wurde eine Bekanntmachung der land» 
ftändifhen Verhandlungen genehmigt. Sie erfolgte in den zwei Schriften: 
Der Landtag im Herzogth. Wirt. im Jahr 1797, 1798 u. 1799, her 
ausgeg. v. El. Gfried Steeb. Xl Hefte. Tüb. u. Stuttg. 1797-99. 8 


Publication der Gefege. $ 55. 375 


aud wurde nirgends zur Gültigkeit eines Geſetzes erfordert, 
dag in demfelben der Zuftimmung der Stände erwähnt 
werde, und jo Eonnte ein Gericht nie wiflen, ob und in wie 
weit die Stände beim Geſetze thätig geweſen waren. Die 
Gerichte hatten daher für die Gültigkeit eines Gefeges Fein 
anderes Kriterium, als daß die Verfügung vom Gefeßgeber in 
der Abficht, fie als allgemein gültige Norm einzuführen, aus: 
gegangen war, fen es unmittelbar oder mittelbar durch eine 
höhere im fpeziellen Auftrage des Gefeugebers handelnde 
Behörde. 

Die Publicatin der Gefeße war immer nod eine ſehr 
unvollfommene. Gie wurden einzeln (größtentheils gedruckt 
$ 25. Note 10) an die Behörden verfendet, und die Amtleute 
erhielten den Auftrag, fie weiter befannt zu machen. Dieje 
Bekanntmachung gejchah früher häufig durch den Geijtlichen 
von der Kanzel am Schluſſe des Gottesdienftes. Als man fich 
aber doch allmählig von dem Ungeeigneten diefer Publifations: 
weife überzeugte, befchränfte man fie durch verfchiedene Re: 
keripte auf Firchliche Gegenftände, und, andere Verfügungen 
wurden nun immer in den Städten auf dem Markte, in den 
Dörfern vor den Kirchen ? oder an andern geeigneten Orten 
verlefen, mitunter auch an den Nathhäufern oder Thoren an 
geichlagen >. 

Bei der Zahl, zu welcher allmählig die Geſetze anwuchſen, 
war es das dringendſte Bedürfniß, Sammlungen derſelben zu 
veranſtalten. Den Privaten, Advocaten u. ſ. w. war es gar 


(von der Landesvſmmlg für officiell erklärt), und: Die Verhandlungen 
auf d. Wirt. Landtag v. J. 1797—98. Stuttg. 1797, 1798. VIII Bde. 8. 
(herausgeg. vom Advoc. Bunz). 

4) Nur follte es nicht nach dem Gottesdienſte gefchehen, weil fonft die 
Leute gleich wieder Yergeffen möchten, was fie in der Predigt gehört hat⸗ 
ten. G.R. v. 4. Jun. 1737 $ XIV., abgedr. in J. J. Moser Corp. jur. ec- 
clesiast. evangelicor. Vol. I. S. 653, und in Hartmanng Samml. d. 
Kirchengeſetze. Th. II. S. 183. 

5) Vrgl. Hochſtetter Ertract ꝛc. Th. JI. ©. 95, und Verordnung 
v. 11. Nov. 1608 a. E. in Rieckes Gerichtsgeſſ. Th. I. ©. 464. Außer⸗ 
dem mußte noch ein Auszug aus den wichtigeren Geſetzen ſtets bei den 
Vogtgerichten verleſen werden. 
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nicht möglich, auch nur die wichtigeren Gefege vollftändig zu 
befommen. Die Beamten follten freilih in ihren Regiitra: 
turen die einzelnen, an das Amt verfendeten, Geſetze genau 
aufbewahren, und jo wenigftens jedem Beamten alle Gejeße 
zugänglich werden. Allein mit diefem Aufbewahren ging es 
fehr ungenau zu, und häufig nahm noch dazu der Beamte, 
wenn er vom Amte abtrat, aus der Negiftratur von den Ge 
fegen mit fi), was’ ihm beliebte. Das Letztere verbot ſchon 
Herzog Eberhard unter Androhung einer Geldſtrafe 6. Es 
half aber nicht; denn hundert Jahre fpäter rügt Dr. Deiden 
es als einen großen Uebelftand, daß Vögte und Gtadtichreiber, 
wenn fie ihr Amt ändern, die Gefege bei fich behalten oder 
fie fonft verlegen, und defhalb mande Ordnungen gar nicht 
oder nur theilweife beobachtet werden . Um Dieſem abzu— 
beifen, wurde durch ein Nefer. v. 2. Sul. 4605 den Amtleuten 
aufgegeben, ein „General-Ausſchreib- oder Befehlbuch“ anzu: 
legen, in welches alle und jede erfolgende Befehle und Man: 
date eingetragen werden follen & Allein auch Diejes half 
nicht ; denn die Vorfchrift wurde wenig befolgt. Das einzige 
Mittel, dem dringenden Bedürfniffe abzuhelfen — eine Samm— 
lung. werigftens aller wichtigeren Gejege zu veranftalten — 
ergriff die Negierung lange Zeir nicht, und als fie fpäter Plane 
der Art faßte, wurden fie auf eine dem Bedürfniffe Feines: 


—— — 


6) Pfaff Zweite Geſchichte Wirtgs. Th. 11. ©. 336. 

7) In dem oben ©. 318 angeführten Berichte v. 3. 1593. Heiden 
bemerft hier auch noh, daß manche, an das Hofgeriht bei Gelegenheit 
einzelner Prozeſſe erlaffene , authentische Interpretationen von Geſetzen 
blos zu den betreffenden Acten gelegt werden, und, da häufig die Hof- 
gerichtsbeifiger fich ändern, die neuen Mitglieder gar Feine Kenntniß von 
dieſen Gefegen erhalten. Der Uebelftand dauerte aber fort. Wieder mehr 
als hundert Jahre fpäter klagte das Negierungscollegium in einer Ein: 
gabe vom 24. Sept. 1727 über den Mangel einer Geſetzſammlung, durch 
welchen es nicht felten fomme, daß, wenn cine Behörde nach dem Land— 
reiht oder der LandesO. einen Befcheid erlaffen habe, fie hinterher finde, 
daß die betreffende Stelle des AR. oder der L.O. durch ein fpäteres, fat 
feinem Menſchen mehr befanntes und in wenigen Kanzleis und Amtsregi- 
ftraturen ſich befindendes, Gefeß längſt aufgehoben worden fey! 

3) Abgedrudt Hinter der L.O. Nov. 11. Das Geſetz beftätigt durchaus 
Heidens Klagen. 
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wegs genügende Weife ausgeführt. Das Erfte, aber höchft 
Unbedeutende, was in diefer Hinficht gefhah, war die oben 
©. 358 angeführte Zufammenftellung einiger Geſetze hinter 
der VII. LandesDd. Als bald darauf im dreißigjährigen Kriege 
die meijten Regiftraturen des Landes zerftreut und zerftört 
wurden, mußte man wenigftens die wichtigften Ordnungen wies 
der in die Hände der Beamten zu bringen fuchen. Dadurch 
veranlagt erfchien auf DBeranjtalten der Regierung eine Samm— 
lung von 45 größeren Ordnungen unter dem Titel! „Aller: 
band fürftl. Würtemb. Ordnungen“, Gtuttg. 1654, 
und mit dem zweiten Titel: „Des Herzogthumbs Würtemberg 
allerhand Ordnungen, als 2c.“ (hier werden die Drdnungen 
angeführt) ? Stuttg. M.DCLV. (in 12.), welcher, da fte bald 
vergriffen war, auf berzoglichen Befehl eine zweite Auflage 
(1666), und bald darauf eine vermehrte dritte Ausgabe (1670) 
und jpäter noch eine vierte und fünfte (1700, A705; Abdrücke 
der zweiten), und endlich eine wejentlich geänderte, und 


9) Die Sammlung enthält die Hofgerichts-, Forft, Wilderer, 
Baus, Zehent-, Herbft-, Umgelds-, Zoller-, Müller: , Becken-, Brod— 
beiihauer-, Kornmeſſer- und Metzgerordnung. Am Schluſſe find ihr ſogar 
noch beigegeben die „Constitutiones criminales Caroli V.* etc. d. h. die 
peinlihe GerichtsO., mit einem fchlechten lateiniſchen Commentar (!), 
über welchen zu vergleichen ift Koch in feiner Borrede zu feiner Ausg. 
ver 9. G.O. Karls V. Jede einzelne Ordnung hat in der erften und in 
den folgenden Ausgaben einen befondern Titel mit befonderem Drudjahre 
(j. 8. in der erften Ausgabe die HofGO. 1654 , die ForſtO. 1651 , die 
Band. 1654) und befondere Paginirung und ift mit der erften Original» 
ausgabe jeder Ordnung feitengleih gedrudt. Die Duvdezausgaben der 
allerh. Ordd. haben auf ihrem zweiten Titel noch den Beiſatz: „Anjetzo 
umb befierer Bequemlichkeit willen in dieß geſchmeidige Format gebracht“, 
da jede einzelne Ordnung urfprünglich in Folio erſchien. 

10) Die Angaben bei Weiſſer Nachr. 20. ©. 197 f. find in E nigem zu berich- 
tigen. Namentlich entging Weiffer die 2te Ausg., und was er als 2te Ausg. 
anführt, ift die 3teac. Die zweite Ausg. erſchien unter d. Titel: „Dep Her- 
zogthumbs Württemberg allerhand Ordnungen“ ze. Stuttg. 1666. 12. Sie 
bat vor diefem Titel noch das alte Kupfertitelblatt der erften Ausgabe 
(mit der Jahrszahl 1654), und ift ein bloßer Abdrud der erften Ausgabe, 
nur daß fie mit einer Rechnungsinftruction vermehrt ift. Die einzelnen 
Ordnungen haben zum Theile fpätere Jahre auf ihrem Titel 3. B. die 
bofGO. und BauD. 1668, die ForſtO. 1667. Die te Ausgabe erſchien 
Sltuttg. 1670 kl. Fol. Die einzelnen Ordnungen haben hier durchaus auf 


/ 
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mit einer Zugabe vieler, den Inhalt der abgedruckten Orb: 
nungen betreffender Generalrejcripfe vermehrte, fechste Ausgabe 
(im J. 1767) "! folgte. Bei einer andern auf einen befondern 
Zweig beichränkten Sammlung ſchloß ſich die Regierung an 
eine bereits vorhandene Arbeit au. Es waren nämlich über 
die Berhältniffe der Kirche und ihrer Diener und über Lehre, 
Kirchenzucht, Eeremonien u. f. w. jeit Ulrichs Zeiten fo viele 
Verordnungen gegeben worden, daß es’ fehr natürlidy war, 
wenn ein Kirchenbeamter auf den Gedanken fam, alle diefe 
Verfügungen zu ercerpiren, und die Auszüge je mit Bezeich— 
nung der Quelle zufammenzuftellen. Die that Koh. Bal. 
Andreä (von 1639 an Probft in Stuttgart), und gab feine 
Arbeit unter dem Titel: „Cynosura oeconomiae ecelesiasticae 
oder jummarifcher Ertract deren in... Würt. wol berge: 
brachter evangeiifcher Kirchenzucht und Ordnungen“ im Jahr 
1659 (Ötuttg. 8.) heraus. Die Arbeit fand Beifall, und 


ihrem befondern Titel die Jahreszahl 1669. Sie enthält an der Spitze 
ein die Ausgabe betreffendes Reſe. von Eberhard 1. v. 1. Dec. 1669, 
läßt mit Necdt die Constitutianes crim. Caroli V. weg, und fügt bie 
Zoll⸗, Handelsleut- und Krämer, Salpeter-, Mühl-, Poft- und Landmeß— 
und Eichordnungen und auf dem Titel die Bemerkung bei, daß fie auf 
fürktlichen Befehl erfheine. Die Ate Ausgabe erfchien ganz unter dem 
Titel der zweiten, Stuttg. 1700 12., und enthält ganz, wag die zweite 
Ausgabe gibt, fogar wieder mit Einfluß der Constitutiones erim. Ca- 
roli V. Manche der hier geprudten Ordnungen haben auf ihrem fpe- 
ciellen Titel die Jahreszahl 1701. Die 5te Ausg. erfchien 1705, 12. 

11) Nicht 1759, wie bei Reyfcher Württ. Privatr. $ 36. Note, ſteht. 
Der Titel diefer neueften Ausgabe ift: „Des Herzogtums Würtem— 
berg allerhand Ordnungen, als die Accis-, Baus, Beſchell-, Bier- Duell: 
und Forft-Ordnung, mit denen hierzu gehörigen neuerlich einanirten con- 
stitutionibus und Generalreferipten” Stuttg. u. Tüb. 1767. &. Sie enthält 
außerdem noch die auf dem Titel nicht bemerkte Kaſtenordnung v. 1615. 
Den einzelnen Ordnungen find viele fe ergänzende Generalreferipte bei: 
gefiigt (befonders reichhaltig find die Zugaben zu der ForſtO.), wobei fid 
aber freilich Manches, ſowohl was die Bollftändigkeit und Auswahl, ald 
was die Anordnung betrifft, ausftellen ließe. Es wurde fogar bei der 
Sammlung fo ungenau verfahren, daß, wie auch Weiffer anführt, flatt 
der neuern BefhälO. von 1763 eine ältere abgedrudt wurde! Die 
Weglaffung mehrerer Sandwerksordnungen, welche die älteren Sammlun: 
gen der allerhand Ordnungen enthalten, erklärt fih dur die Sammlung 
der Handwerksordnungen, die inzwifchen erfchienen war. 
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wurde unverändert im J. 1649 und etwas vermehrt im Jahr 
1658 wieder aufgelegt, und nun griff die Negierung felbft den 
Gedanken auf, und ließ durch das Eonfiftorium eine ver: 
befierte, bis zum J. 1687 fortgefeßte und namentlich mit vie— 
len Synodalreceffen vermehrte, vfftcielle Ausgabe beforgen, 
welhe als Anhang der II. Ehe: und Chegerichtsordnung 
(©. 222—498) im %. 1687 im Drude erfchien !?. 

Diefe Sammlungen Fonnten aber natürlich in Feiner Weife 
genügen; namentlidy war dadurch für den Prozeß gar nichts 
und für die meiften Materien des Privatrechts beinahe gar 
nichts gefchehen. 

Allein erft im XVIII. Jahrhundert that die Negierung 
Schritte, um dem Webelftande gründlicher abzuhelfen. Um das 
Jahr 1720 erhielt der Negierungsfecretär Hochftetter den 
Auftrag 3, alle, auch die in Cameralſachen ergangenen, General: 
rekripfe in Auszügen ()) zu fammeln, und zugleich wurde 
eine Deputation zur Nevifton diefer Sammlung niedergefeßt. 
Bald jedoch befchränfte man den Plan auf die, die Materieu 
des Landrechts und der LandesO. betreffenden Gen.Referipte 
und die Dandwerfsordnungen, welche ald Anhang einer neuen 





12) Dem Ganzen ift ein ausführliches Regifter über die Ehe- u. Ehe— 
gerihtsD. und über die Cynosura beigefügt. Ein unveränderter Abdruck 
diefer officiellen Ausg. der Cynosura (mit der Ehe- und EheGD.) er- 
ihien Stuttg. 1716. 8. Auch ift fie gedrudt in Moser corp. jur. evang. 
T. II. 1738 p. 436 f. und (mit Angabe der Seiten der Ausg. von 1687) 
in Eiſenlohrs Sammlung der Kirchengefl. Th. J. ©.392—465.— Der 
Name Cynosura, weldhen Andreä dem Werke gab, bezeichnet ein für 
die Schiffer als Leitftern wichtiges Geftirn, alfo Cynosura oecon. eccle- 
siast. einen kirchlichen Leitftern. Auf eine ähnliche Weife wurde derfelbe 
Ausdruck auch in nicht kirchlichen Gefeten gebraudt. So heißt eg 5. 9. 
in einem das Erbrecht betreffenden Gen.Refer. vom 20. Zul. 1683: Die 
Beerbung ab intestato folle die Cynosura der Beerbung ex testamento 
ſeyn. 

13) Einer kurz vorher erſchienenen Ausgabe des Landrechts (1716) wur— 
den in einem Anhange ſechs, zu Eberhard Ludwigs Zeiten erlaſſene, Gen. 
Reſcripte beigefügt, nämlich G.R. v. 1. Nov. 1699 ($ 73.), v. 21. Zul. 
1703, 14. Mai 1695 und 11. Apr, 1714 (oben $ 53. Note 4), vom 20. 
Jul, 1683 ($ 62, a. E. $ 63. a. E.) und vom 12. Jun. 1688 ($ 64. 
Note 25). — Das im Folgenden über die Geſchichte der OSORENEINNER 
Sammlung Gefagte ift aus Archivalurkunden. 


4. 
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Ausgabe des Landrechts und der LandesO. fo abgedruckt wer: 
den follten, daß an den betreffenden Stellen des Landrechts 
und der LandesO. darauf verwiefen würde, Der Ausführung 
traf aber der Plan einer umfaffenden Reviſion des Landrechts 
und der Pandesd. entgegen, den nun die Negierung faßte 
($ 55. Note 5); denn ale Hochſtetter im J. 1728 feine 
Auszüge an das Cabinet einfendete, verdrängte der angeführte 
Plan den Gedanken an die Geſetzſammlung, und fo war man 
in Gefahr, daß am Ende gar nichts gefchah, da auch jener 
auf Revifton des Landrechts ꝛc. gerichtete Plan bald ins Sto— 
cken gerieth, wenn nicht Zoh. Zac. Mofer (damals Reg.R. 
und Prof. in Tübingen) der Sache einen neuen Anftoß gegeben 
hätte. Er bat im Jahr 1754 um die Erlaubniß, in zwölf 
Sammlungen alle Gejege, Ordnungen u. ſ. w. nach einem 
vorgelegten Plane herausgeben zu dürfen. Dieß wurde zwar 
abgejchlagen, und ihm ausdrücklich unterfagt, weder im Sn: 
noch im Auslande irgend Etwas der Art drucken zu laffen ®, 
Allein es fcheint dieß wenigftens die Befanntmahung der 
Hochſtette r'ſchen Arbeit befchleunigt zu haben. Denn fchon 
im folgenden Jahre erjchien der I. Theil derfelben unter dem 
Titel: „Ertract der Hochfürſtl. Würt. General: Nefcripten, 
welche nad Anleitung des Landrechts und der Yandesordnung 
nebft einigen zu denen Criminalibus und Straff-Sachen gehö: 
rigen NReferipten zufammengetragen ſeynd.“ Stuttg. 1735. 8”, 
Der zweite Theil folgte aber erit S Jahre jpäter unter dem 
Titel: „Continuatio oder II, Theil des Ertracis“ u. ſ. w. 
Stuttg. 1743. Der erfte Theil enthält Auszüge aus Geſetzen 
von den Sahren 1588 bie 1754, der zweite aus Geſetzen von 
1711 bis 4742, je nad der Ordnung der einzelnen Titel des 
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14) Es wurde von dem Kirchen rathe und der Kammer Bericht dar— 
über gefordert; Erfterem fihien die Sache fehr bedenklich ! während bie 
Legtere feinen Anftand dabei fand, — Auch Prof. Harpprecdt in Ti 
bingen hatte fhon mehrere Jahre früher den Plan gefaßt, ein Corpus 
juris Wirt. in 10 Theilen herauszugeben. Alfein, wie bei vielen feiner 
Plane, fcheint er die Ausführung gar'nicht ernftlich verſucht zu haben. 

15) Hochftetters Name ift weder auf dem Titel, noch unter der Bor: 
rede genannt; eben fo wenig aber deutet das Buch felbft auf etwas Of⸗ 
ficielles hin. 
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Pandrechts und der Yandesordnung zufammengeftellt 6. Diefe 
Arbeit genügte aber weder dem wifjenjchaftlichen noch dem 
praftijchen Bedürfniffe. Schon der Gedanke, blos Auszüge 
aus den Gefegen zu geben, war ein ganz unglücklicher, und 
die Auszüge wurden noch dazu ungenau gemacht. Es war 
deshalb nichts weniger als überflüfftg, daß 20 Jahre jpäter 
Carl Friedr. Geritlaher eine neue Sammlung veranftaltete, 
und zwar ohne Nückficht auf das in Hochitetters Ertract Ent: 
haltene. Sie follte mit Ausſchluß der größeren Drdnungen 
jämmtliche noch praftifche Gefeße über alle Zweige des Rechts 
und der Verwaltung umfaffen. Es erfchienen aber blos zwei 
Theile unter dem Titel: „Sammlung aller einzeln ergangenen 
herzugl. Wirtemb. Geſetze und anderer Normalien“ I. Bud. 
Stuttg. 4759. II. Buch. Stuftg. 4760. Das II. Buch ent 
hält Griminafrecht, das J. Gefege über Prozeß und Privat: 
recht 7, mit Ausnahme des Eherehts. Allein auch Gerſt— 
ladher gibt, abgejehen davon, daß er fich blos auf die un— 
mittelbar praftiichen Geſetze befchränft, und nicht bedenkt, daß 
die formell unpraftifchen doch mittelbar noch manche praftifche 
Rejultate liefern Finnen, meift nur Auszüge aus den Ge: 
jegen, und wenn auch jeine Auszüge beffer und ausführlicher 
find, als die Hochſtetterſchen: fo fonnten fie doch in feiner 
Weife genügen. Dabei ift die Sammlung aud nicht voll- 
ftändig, und die einzelnen Gefege find oft ganz zerriffen und 
unter verfchiedenen Rubriken (im Weſentlichen nad), der Orb: 
nung des Landrechts) vertheilt. | 

Auf einem weit bejjeren Gedanken beruht. eine dritte 
Sammlung, welche Joh. Friedr. Melch. Kapff (Adv. jegt 
D.Trid. Rath) herausgab unter dem Titel; „Sammlung im 


16). Außerdem enthält noch der I: Thl. im Anhange das große Gen. R. 
vom 24. Mai 1663 (f. $.66. Note 11), und der 11. Th. einzelne Gefege 
über Berbrechen, die Eriminalordnung von 1732, und einzelne in Forft-, 
Zoll⸗, Umgelds- und Accisſachen erlaffene Verfügungen und fogar Nach— 
rihten über den geiftlihen Wittwenfiscus. Ein neuer Abdrud des I. Th. 
erihien 1755, und des 1. 1757. 

AT), Auch noch in zwei Anhängen Verordnungen „vom Suppliciren der 
Untertanen, Berichten der Beamten und ergebenden Fürftl. Befehlen“ 
und „von Commiffionen und Inquifitionen,“ 
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Herzogthum Wirtemberg einzeln ergangener Verordnungen zu 
Ergänzung und Fortfegung der Hochſtetter- und Gerſt— 
lacher ſchen Sammlung“, Tüb. 1800. (518 SS.) 8. Gie ent: 
hält theils ältere, in jenen Sammlungen übergegangene, theils 
neuere (434) Gefege, befchränft fich nicht blos auf noch prak— 
tifche, und gibt die einzelnen Gefege vollftändig. 

Noch früher hatte Hofratd Job. Ge. Hartmann eine 
weit ausgedehntere Sammlung angelegt. Mit unbejchreib: 
fihem Fleiße wußte er allmählig mehr als 414000 Urkunden, 
Reſcripte, Verordnungen u. f. w. zufammenzubringen, die er 
nach Materien ordnete, und mit deren Hülfe er die Gerijt- 
lacher ſche Sammlung ergänzen und fortjegen, die Sammlung 
der allerhand Ordnungen vervollftändigen, und eine Samm— 
Yung der Kirchen: und Schulgefege, ferner der Polizeis und 
Kameral:, fodann der Forſt-, Fiſcherei-, Jagd— und endlich 
der Militärgefeße in genauen Auszügen befannt machen wollte. 
Allein zur Ausführung Fam nur Weniges. Es erfchienen blos 
vier Theile unter dem Titel: „Gelege des Herzogthums Wirt., 
aus älteren und neueren Verordnungen, Referipten, Reſolu— 
tionen und Decreten zufammengeträgen.“ Stuttg. 1791, 4798 8. 
Der erfte Theil enthält die Ehegeſetze (ohne Beziehung auf 
die Vermögensverhältniffe der Gatten), die Drei anderen Die 
Kirchengefeße, und zwar fo, daß in jedem Bande in einer ſy⸗ 
ftematifchen Darftellung der Inhalt der Gefeße kurz gegeben 
wird, und in reichhaltigen Beilagen die Gefeße felbft meift 
vollftändig abgedruckt find '®. . 

Wie Hartmanns Sammlung blos für zwei einzelne 
Zweige forgte: fo hatte eine andere, welche von der Regierung 
ausging, auch blos eine fpecielle Richtung. Es wurde naͤmlich 
der. oben angeführte Plan der Regierung, eine Sammlung 





— — 
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18) Bon den Sammlungen, welche Hartmann für ſich angelegt bat, 
ift die eine von 48 Folianten und 5 Bänden Regifter auf dem landſtän— 
difchen Archive, eine zweite von 40 Folianten auf der K. Oeffentl. Bibl. 
in Stuttg., und eine dritte von 40 Foltn. auf dem Archive des Innern. 
Brol. auch Reyſcher Samml. d. Staatsgrungefi. Th.I. Vorr. ©. LXXI. 
Diefe Sammlungen bilden die Hauptgrundlage der trefflihen Reyſcher⸗ 
fhen Geſetzſammlung. | BE 
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der Handwerfsordnungen — bis dahin hatte man noch gar 
feine folhe Sammlung — zu veranftalten, endlicy nach 30 
Jahren ausgeführt, Die Sammlung, welche 54 Ordnungen 
und bei den einzelnen Ordnungen noch manche fpätere ergän, 
zende und modificirende Neferipte ꝛc. enthält, erjchien unter 
dem Titel: „Sammlung derer fambtlichen Handwerksord— 
nungen des Herzogthums Wirt., wie folche von Zeit zu Zeit 
in das Land gnädigft promulgirt und ausgeichrieben worden.“ 
Gtuttg. 1758. 8. DieAbficht der Regierung, Die Handwerksord— 
nungen bier vollftändig zu geben, wurde aber dadurch nicht 
ausgeführt, jo leicht e8 auch gewefen wäre, bei einer folchen 
Sammlung Bollitändigfeit zu erreichen“, 

Endlich gehören noch zu den fpeciellen ae aus 
diejer Periode zwei Privatarbeiten, der „Realinder und Aus— 
zug der Hochf. Würt. Forft:DOrdnung und verfchiedentlid) 
in das Jagd: , Holz, Wald:, Waid-, Fiſchwaſſer-, Floß:, 
Wildfuhr- und ganzes Forftwefen ꝛc. einfchlagenden Reſceipten.“ 
Stuttg.1748.8. (von Reg.Rath Chph. Ca. Ludw. v, Pfeil), 
und: Eberh. Friedr. Mofer (H.G. Secret.) Real-Index und 
Auszug .der Herz. Würt. HDofgerichts-Drdnung ‚und der 
dahin einfchlagenden... Referipten, auch Hofgerichtl. Decreten, 
nebft einem 7fachen, das Hofgericht und deſſen Perfonen bes 
treffenden Anhang.“ Gtuttg. 4772. 8. Beide Werke geben 
den Inhalt der Geſetze in alphabetifcher Ordnung, wodurd) 


19) Zwar wird gewöhnlich Cauch von Reyſcher Würt. Privatr. $ 37. 
Note 7) angeführt, eine „Sammlung der Handwerksordnungen” ſey fchon 
1579 erſchienen. Allein f. oben ©. 113 Note 21. Aehnliche Taxord— 
nungen, wie bie bort angeführten, erfchienen im XVII. Jahrhundert 
noch mehrere. 

M Mit wie wenig Pünktlicpkeit verfahren wurde, zeigt ſchon der Um- 
fland, daß es in der abgedrudten MetzgerO. v. 1651 heißt, es folle durch 
diefelbe die Fleifch- u. MetzgerO. v. 1583 (oder vielmehr v. 1567) keines⸗ 
wegs aufgehoben werden, aber — diefe Lestere nicht abgedruckt ift! 
Außerdem fehlen noch A andere Ordnungen (von denen fpäter Weiſſer 
in f. Recht der Handwerker ꝛc. im Anhange drei nebft noch einer Hand- 
werksO. v. 3. 1766 abdruden ließ), und auch die beigefügten Reſcripte 
geben durchaus nicht vollftändig die in Beziehung auf die einzelnen Ord- 
nungen ergangenen Erlaffe. Weiffer a. a. D. ©. 16, 17 und Derfelbe 
Rachrichten ıc. S. 207 f. 
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der Zufammenhang der Gefege zerriffen wird, und ſowohl da- 
durch, als weil fie großentheils blos Auszüge aus den betref: 
fenden Gefegen enthalten, Eonnten fie das Zurückgehen auf 
die Ruellen felbit durchaus nicht entbehrlich machen ?!. 


IN. Darftellung des Privatrechtszuftandes in diefer Periode. 
1, Rechtöverhältniffe der verfchiedenen Stände, 


$ 56. Saon aus dem oben entwickelten Gange der Geſetz⸗ 
gebung läßt ſich entnehmen, daß in den zwei Jahrhunderten 
dieſer Periode die Privatrechtsverfaſſung nur in wenigen Punk— 
ten Aenderungen erhielt. Das Folgende ſoll eine Ueberſicht 
über die Art und Weiſe, wie dieſe Aenderungen entſtanden, 
und ſo unſer eigenthümliches Recht ſich weiter ausbildete, und 
eine genauere Ausführung Deſſen geben, was jetzt nicht mehr 
zum unmittelbar praktiſchen Recht gehört. 

In den rechtlichen Verhältniſſen der verſchiedenen Stämde 
hatte ſich im Ganzen wenig geändert; nur bildete ſich allmählig 
ein Stand, der Militärſtand, in einer neuen Form aus. 
Der Kriegsdienſt wurde früher durch Dafallen und vorüber: 
gehend gemiethete Söldner und, fo weit es. nöthig .war, durd 
die nach Oberämtern aufgebotenen Bürger, welche. deghalb 
ftets mit Wehr und Waffen verfehen feyn ſollten (vgl. ©. 258) 
geleiftet: Im XV. Kahrhundert aber fingen die. Detzoge an, 
Haustruppen ans ihren Mitteln zu halten, und es verwilligten 
auch die Landitände Beiträge zur Erhaltung folder Truppen, 
fo weit fie gerade durch Eriegerifche Verhaͤltniſſe zeitweife nd: 
thig erfchienen. Nur fträubten fie fi) lange gegen die Aner: 
fennung der Nothwendigkeit eines ftependen Heeres !. Allein 


Henn — 

21) Der Unzugänglichkeit der Duellen furhten Manche anch dadurch ab- 
zuhelfen, daß fie wirfenfchaftlichen Arbeiten über einzelne Lehren des Württ, 
Rechts eine Reihe betreffenber Gen.Referipte beidruden liefen. Co 3. ®. 
Schöpff imf. Processus appellationis, Hochstetter Compendium jur. 
matrimoniälis (diefer gibt aber wieder blos Ertracte), Nöslin in ber 
oben S. 300 angef. Abd. von Inventuren ꝛc. u. A. Vgl. auch Weiſſer 
Nachrichten ze. ©. 237 f. Riecke Gerichtsgeil. Th. I. Borr. ©. VIII f. 

1) Bol. auch ©. Spittler in der oben ©. 52 angef. Geſch. des 
Geh. Raths ©. 350. Reyſcher Staatsgrundgefl. Th. 1. Einleit. ©. 365 f. 
373, 376, 382 f. 3834-39, 408 f. 
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im Laufe des XVIIL Zahrhunderts mußten fie doch nach und 
nach diefe Nothwendigkeit zugeben, und der Streit betraf nun nur 
noch die Ausdehnung derfelben und den Grad der Beitrages 
pflicht aus landftändifhen Mitteln?. Zur Verwaltung der 
Militärangelegenheiten wurde fchon im J. 1704 ein Kriegs: 
rath niedergefegt, und derfelbe im J. 1749 in ein General: 
friegseommilfariat verwandelt, und im 5. 41732 neu und für 
diefe Periode bleibend organifirt 5, 

Was die befonderen Rechte des Militärftandes betrifft: fo 
mußten auf ihn zunächſt die mandyerlei Privilegien angewendet 
werden, welche das Römiſche Recht in privatrechtlichen Bezie: 
hungen den Goldaten ertheilt, 3. B. bei legten Willen ꝛc. 
Außerdem enthält aud die Geſetzgebung diefer Periode noch 
einzelne Beftimmungen über die DBerhältniffe des Militärs, 
namentlich über ihre Heirathen ?, über Schulden der Officiere 
und über ‚Befriedigung der Gläubiger der Soldaten durch 
Abzüge an ihrem Golded. Auch genoß das Militär einen 
befreiten Gerichtsftand, über den jedoh in Geſetzen genaue 
Beflimmungen nicht gegeben worden zu feyn fcheinen ®, 

Die Verhältniffe des Adels blieben in diefer Periode im 
Wefentlihen diefelben, wie fie oben $ 31. befchrieben wurden. 
Nicht genug übrigens, daß die Nitterfchaft fih vom Lande 
getrennt hatte, fo führten noch manche übertriebene Anfprüche 
derfelben in diefer Periode zu vielem Streite. Sie machte fo: 
gar mitunter Verfuche, ſich ihren Lehens pflichten gegen den 
Herzog zu entziehen 7, und auch in andern Hinfichten zeigten 

2) Bgl. def. Erbvergleich v..1770. Claff. IU.; bei Repſcher Staats. 
grundgeff. Th. II. ©. 579 f. 

3) Breyer Elem. jur. publ. Wirt. $ 174. 

4) EHe®.D. von 1637. Th. III. cap. 1. $ 15. (wiederholt eingefchärft 
durh ein Refer. vom Mai 1691); Milttärreglement vom 13. Dec. 1740; 
Mil.Reglmt vom 1. Zan. 1754. (Hartmann Ehegefl. ©. 387). 

5) Genftefer. v. 15. Dec. 1705, und vom 3. Sept. 1736. Brgl. au 
Ausſchußabſch. v. 1736, in Reyſchers Staatsgrundgefl. Th. II. ©. 477. 

6) Fetzer Theorie der altw. Gerichtsverfaflung ꝛc. $ 34. Fetzer 
führt hier an, das Gericht werde „Cammergericht“ genannt, und beftehe 


aus zwei bis drei Offizieren und dem Auditor. Bol. auch Gen.Refer. vom 
23. Dec. 1690, 


T) Sattler Herzöge Th. XU. Beil. 44, 45. 
Waͤchter, Württemb. Brivatr. 1. 25 
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fi manche Reibungen, jo daß Herzog Carl im J. 4750 an 
den Neichstag, dag dringende Derlangen ftellte, daß die Rechte 
des Landesherrn ‚gegen die Neichgritterfchaft durch ein Reiche: 
gefe entfchieden werden möchten. Dieß war aber fruchtlos. 
Judeſſen Fam doch am 26. Oct. 1769 zwiihen Württemberg 
und den Nittercantonen Neckar, Schwarzwald und Köcher über 
einzelne Streitfragen ein Dergleich zu Stande, namentlid) über 
Lehensdienfte, Lehensjurisdichion, Netractsrecht (der Herzog 
gab den Eantonen, wenn er in denjelben ein allodiales ritter: 
ichaftlihes Gut Faufe, das Lofungsrecht zu) und über die 
Zuftändigfeit bei Bormundsbeftellungen über ritterjchaftliche 
Mitglieder, welche im Lande Mediatvermödgen befigen 8. Eine 
befondere Beichwerde der Württ. Unterthbanen war auch nody 
die ſchlechte Verwaltung der Juſtiz in den Gebieten der Rit— 
terfchaft, felbit bei den einfachften und Elarften Forderungen, 
eine Klage aber, welcher fchwer abzuhelfen war ?. 

Sm Lande felbit genoß der Adel in Beziehung auf Dienft: 
verhältnijfe die früher eingeführten befonderen Berückſichtigungen. 
Im Gcheimenrath, in der Regierung und im Hofgerichte 
mußte immer noch ein Theil der Mitglieder aus dem Adel 
genommen werden, und häufig geichah dieß aus der Reichs— 
ritterfchaft und den NReichsgrafen, und aud im Nange und 
Gehalte genojfen die adelichen Näthe Borzüge vor den bür- 
gerlichen. Dazu und zu den vielen Anftellungen des fremden 
Adels fahen freilich die Landftände nicht gut, und fie beſchwerten 
fich oft darüber. Selbſt Herzog Eberhard Ludwig fühlte, 
daß es fein Mißliches habe, Mitglieder der Neichsritterfchaft 
in den Dienjt zu nehmen. Er bemerkt in feinem Teftamente 


8) Breyer Elem. Ed. 2. p. 174 f. Riede Gerichtsgefl. Th. IU. 
©. 586 Nöte. 

9) Sp wurde auf dringende Klagen der Unterthanen, daß, wenn fie 
der Ritterfchaft oder deren Unterthanen Darlchen geben, fie nur fehr 
ſchwer wieder zu dem Shrigen kommen fönnen, in einem G.R.v. 8. Sept. 
1717 Cbei Riecke a. a. D. ©. 281) den Amtleuten aufgegeben, die Un- 
terthanen zu veranlaffen, in den Schuldurfunden vom Schuldner fich die 
Prorogation auf den Herzog (d. h. daß alle Streitigkeiten blos vor den 
Württ. Gerichten erledigt werben follten) auszubedingen. 
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(1732) 10, daß er mehrfach: wahrzunehmen gehabt, „wie die 
NReihsritterfchaft die jura prineipis mit Vorſchützung ihrer 
Privilegien anzufechten und zu ſchmaͤlern gefucht“, und er er: 
mahnt deshalb feine Nachfolger, „in Annehmung dergleichen 
Cavaliers in die Collegia jorglich zu gehen.“ Es hatte dief 
aber, wie die Erfahrung zeigte, feinen großen Erfolg, und die 
Klagen über übergroße Bevorzugung des Adels hörten nicht 
auf. In diefer Hinficht fagte Herzog Friedrich IL. beim 
Antritte feiner Regierung u. A. zu, alle Beifiterftellen in den 
Collegien mit Ausnahme des Geheimenraths, der Regierung 
und des Hofgerihts ‚mit bürgerlichen Landeskindern befehen, 
in den drei angeführten Collegien die adelihen Beifiger auf 
die verfaffungsmäßige Zahl beichränfen, die allmählig ent: 
ftandenen und nicht in der Kanzleivrdnung und Verfaſſung 
gegründeten Diftinctionen zwijchen adelichen und bürgerlichen 
Räthen aufhören laffen, und die bürgerlichen Gelehrten von 
den Vorſtandsſtellen nicht mehr ausſchließen zu wollen ". 

Auch das Verhältniß des Bürgerftandes blieb, abgejehen 
von den befonderen Normen, welche über die Rechte der Ge— 
meinden und über die Derhältniffe einzelner Zünfte gegeben 
wurden, im Wefentlihen beim früheren Zuftande. Bei dem 
Bürgerftande zeichnete man noch im gemeinen Leben den Ho— 
noratiorenftand, wie früher die Ehrbarkeit ($ 32. Note A), 
befonders aus, und auch die Gefege nahmen auf denfelben 
einige Nückficht bei der Wechfelfähigkeit und beim Gerichts: 
ande, Allein der Begriff war nicht fcharf beftimmt, und 
jelbft in den beiden genannten Beziehungen nicht einmal auf 
die gleiche Weiſe feftgefegt, fo daß man eigentlich im recht: 
lihen Sinne von einem Honoratiorenftande nicht fprechen 
fonnte 3, 








10) Bei Reyfcher Staatsgrundgefi. Th. U. ©. 450. 

1) Erlaß an die Landftinde vom 17. März 1798, bei Reyfder 
a. a. O. S. 633. 

VWechſelordnung Cap. 2 $ 2. und TutelarrathsO. von 1781. Art.7 
und Refolution vom 27. März 1799 (welche ausbrüdlich von der „Elaffe 
der Honoratioren“ fpricht und näher beflimmt, wer zu ihr gehöre), bei 
Riecke Gerichtögeff. Th. II. ©. 534, 642. Vrgl. auch unt. ©. 400. 

13) Nicht unintereffant ift es, zu fehen, wie in den neueren Gefegen 

25 * 
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2. Berbältnig der chriftlichen Neligionsgenoſſen. 


$ 57. Die Berhältniffe und Verfaſſung der Kirche blieben 
im Wefentlihen durchaus, wie fie Chriftoph begründet hatte! 
Nur trat in der Organifation der Behörden, jedoch aud hier 
wieder blos allmählig und im Keime ſchon durch Chriftophs 
Einrichtungen begründet, eine Nenderung ein. Die beiden 
oberjten Superattendenten des Kirchenraths (S. 172) freien 
in der zweiten Hälfte des XVII. Jahrhunders (1665, 1668) 
weg, indem man diefe Stellen nicht wieder befegte, und auf 
diefe Weife wurde auch der Kirchenrath zunächit unter den 
Geheimenrath geftellt. Sm J. 1698 aber trennte man den 
Kirchenrath fürmlich in zwei verfchiedene Collegien, eine Iren: 
nung, bei der es Die ganze Periode hindurch blieb?. Das eine 
Collegium billigte der „KRirhenrath“, welcher auf die Ber: 
waltung des Kirchenguts befchränft wurde 3; das andere war 


die Prädieirung der Untertanen rüdfihtsvoler wird. So heißen 5.3. an 
einer und derfelben Stelfe der drei Landrechte die Untertanen und zwar 
im erftien ER. (S.236) „einfältige Leute”, im zweiten UR. (S. 279) 
„mehrentheilg einfältige Leute,“ und im dritten Landrecht (IN. 11. 
$ 2.) nur no „theilg einfältige Leute.” 

1) Der dreißigjährige Krieg und das während beffelben erfolgte Wieder— 
eindringen der catholifchen Geiftlichkeit in das Land brachten zwar bie 
evangelifhe Kirche und ihre Berfaffung in Gefahr; allein nach dem Wef- 
phälifchen Frieden wurde Alles wieder in den früheren Zuftand hergeſtellt. 

2) Diefe Trennung lag fohon in der Einrichtung, welche Epriftoph dem 
Kirchenrathe gegeben hatte. Denn nach diefer theilte ſich der Kirchenrath 
eigentlich in zwei Sectionen. Die drei geiftlichen Diitglieder, welche man 
fon im XVII. Sahrhundert „Consistoriales* oder „onfiftoriafräthe” 
nannte (3. B. Deer. v. 24. Oct. 1659 in Eiſenlohrs Samml. d. Kirch. G. 
Th. I. S. 337) und zwei der politifhen Räthe follten hHauptfächlich alle 
Angelegenheiten, welche die Aufficht über Geiftlihe und Schuldiener, ihre 
Ernennung, Entlaffung, die kirchliche Lehre und die Schulen ꝛc. betrafen, 
die politifchen Räthe dagegen die Verwaltung des Kirchenguts, der höhern 
Schulen und Stiftungen beforgen. Gr. Kirh.D. bei Eifenlohr a. a. O. 
©. 273. Ebenſo fpricht die KanzleiDd. v. 1660 P. VI. von dem „dem 
Kirchenrathe incorporirten „Consistorium ecclesiasticum”, und nennt die 
eine Section ausdrücklich Confiftorium. Beide Sectionen blieben 
aber unter einem Director, und hießen zufammen Kirchenrath bis 1698. 

3) Er beftand aus einem Director, einigen „Kirchenerpeditiong-Räthen“, 
einigen „Rechenbanks-⸗Räthen“ und zwei „Kirchenfafteng-Berwaltern”, und 
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das „Eonfiftorium?, welhem man die übrigen Obliegenheiten 
des vormaligen Kirchenraths zumwies®. Wichtige Sachen mußten 
Confiftorium und Kirchenrath zur Genehmigung an den Ge: 
heimenrath bringen & Die ©. 172 erwähnten Conventus 
behielt man bei. Nur hießen fie nun Synodus, werden 
blos einmal jährlih (BD. vom 6. Aug. 1597) gehalten, und 
beftehen nun in einer Vereinigung der vier Öeneralfuperinten- 
denten mit dem Eonjiftorium. Die Anträge der Synode 
gingen an den Geheimenrath, von dem aud) die Beitätigung 
der Synodalreceſſe abhing. 

Die: früheren grundgejeßlihen Beftimmungen über das 
Kirhengut und deffen Berwendung blieben diefelben. Nur gab 
der Grad der Beiziehung feiner Einkünfte zu den Staats: 
laften ($ 33. Note 8) Häufig DBeranlaffung zu großem Zwies 
jpalt zwifchen Regierung und Landſtänden. Die Lebteren ers 
warben ſich aber allmählig das Recht, daß blos mit ihrer Zu: 
timmung über den jährlichen Ueberſchuß verfügt werden follte?. 

Das Kirchenregiment wurde durch den evangelifchen Lanz 
desheren und durch jeine Behörden, den Geheimenrath und 
das Conſiſtorium, ohne befondere eigentliche Repräfentation 
der Kirche ausgeübtd. Auch in der Zeit, in welcher Würt: 
temberg von Eatholifchen Landesherrn regiert wurde (1733 bis 
17975; Karl Alerander und feine drei Söhne) erlitten die Ber: 


batte über 2000 niedere Berwaltungsbeamte, und die Klofterpögte und 
Klofterftabsamtkeute unter fich. 

4) Ein Director (zu Zeiten auch „Vräfivent”), drei geiftliche Räthe 
und ein weltlicher Rath (ſ. g. Kirchenkaſtens-Advocat). 

5) Auh die Auffiht über alle Unterrichtsanftalten mit Ausnahme der 
Univerfität. Die Auffiht über die Univerfität hatte der Landhofmeifter, 
Kanzler, Probft zu Siuttgart und der Kirchenrathe-Director (Kanzlei-D. 
von 1660 P. VI. Tit. 1), fpäter der Geheimerath. 

6) Früher an den Oberrath. KanzleisD. von 1660. P.IV. Tit. 1. Vgl. 
auch Eifenlopr Einleitung in d. prot. Kirh.®. in Th. 1. f. Samml. 
d. Kirch. G. ©. 144 f. 

7) Näheres bei Eiſenlohr in d. angef. Einl. ©, 162—170. 

8) Die Synode bildete keine folche Nepräfentation; denn fie ift nur ein 
verftärktes Gonfiftorium, ein zur theilweifen Ausübung des Kirchenregiments 
und der Aufficht über Kirche und Schulen vom Landesherrn und oberften 
Viſchof niedergefegtes Staatsbeamtencollegium. 
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hältniffe der lutheriſchen Kirche Feine Aenderung;: nur daß das 
gefammte „Rirchendconomies und Polizeimejen « unter. die Di: 
vection und DOberaufficht des Geheimenraths, und zwar (abge 
fehen von einigen wenigen Punkten 3. B. der Aemterbefegung) 
völlig unabhängig vom Herzog, geftellt wurde, 

Auch in Betreff des Gerichtsſtandes der - Geiftlichen 
blieben die früheren Beftimmungen im Wefentlihen unverän: 
dert; nur trat an die Stelle des Kirchenraths (©. 174) das 
Gonfiftorium 9, Die f. 9. Causae mixtae — wohin außer 
den Eheſachen namentlih gezählt wurden Streitigkeiten. über 
Patronatrechte, Befoldungen der Geiftlichen, Pfart- und Schul: 
zehnten, Streit über Kirchenftühle, Stiftungs- und Armen: 
fachen, Sonntagsfeier, Verfahren gegen „widrige Neligionsver: 
wandte“, theilweife auch einfache Fleifchesvergehen ꝛc. — waren 
zur Borverhandlung an das gemeinfchaftliche Oberamt (©. 474) 
und zur Entjcheidung an das Regierungscolleginm mit Zuzie 
hung eines Eonfiftorialraths gewiefen !\, 

Der große Einfluß, den die Kirche auf die Gittenpolizei 
in der verfloffenen Periode hatte, und das inquifttorifche Ueber: 
wachen des Lebenswandels der Bürger durch Kirche und Staat 
erhielt fi im Wefentlihen auch in diefer Periode, und bie 
Zerrüttung aller Zucht, die der dreißigjährige Krieg herbei: 
führte, gab noch bejondere Veranlaffung zu einer Eräftigen 
Reorganifation dieſes Ueberwachens. Im Laufe des genannten 
Krieges wurden die Kirchenconvente in jeder Gemeinde 
angeordnet 2, zur ficheren Ausführung ihrer Obliegenheiten 


9) Durch die Religionsreverfalien der Fatholifchen Landesherrn, beren 
Grundlage die Berfiherung Karl Aleranders vom J. 1733, und ein De- 
eret deffelben vom -27. März 1734 bildet. ©. die Urkk. bei Repſcher 
Samml. der Staatsgrumdgeff. Th. I. ©. 460 f., 469 f., 521 f., 539 f., 
366 f. Bei diefen Neverfälien trat wieder die ©. 170 berührte Bedeu— 
tung der Landſtände für die Kirche fehr hervor; vrgl. 3. B. die Urkk. bei 
Reyſcher a. aD. ©. 464 f., 570 f. 

10) Vrgl. auch Deer. v. 24. Oct. 1659; bei Eifenlopr Samml. der 
Kirch. Geſſ. Th. I. ©. 336. 

11) EheG.O. v. 1687 Th. II. cap. 2 $ 3. vrgl. mit Th. Il. cap. 3. 
und Refer. v. 18. Sept. 1741, bei Eiſenlohr a. a. O. ©. 634. 

12) Dur) die Bemühungen Joh. Val, Andreäs. Die 8. Eonvente 
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heimliche Aufpafler beitellt, und fo ein wahres Delatoren- 
ſyſtem und eine geheime Polizei gegründet 3, 

; Die. evangelifchelutherifche Religion blieb die ganze Pe: 
riode hindurch die Staatsreligion mit dem Alten, völlig aus: 
ihließenden, Charakter gegen anders Denfende, indem die lu— 
therifche Kirche in diefer Hinficht in die Fußftapfen der Kirche, 
welche von ihr verdrängt und reformirt worden war, trat 1, 
Noch diefe ganze Perivde hindurch mußten alle Beamte, Ma: 
giftrate und Lehrer die formula concordiae unterfchreiben, 
felbft die Muſikanten -bei der Hofmufit „fo viel’ möglich reiner 
Augsburgiicher Eonfeifton zugethan“ feyn , Fremde Religions— 
genoffen , namentlich Katholifen,, konnten nicht zu Bürgern 
und Beifigern in einer Gemeinde aufgenommen werden 16, 





wurden “gegründet durch das GR: v. 29. Zul. 1642: (bei Riede Ge- 
richtsgeſfſ. Th. 1. ©. 427), und die Einrichtung näher ausgeführt (nicht 
erft eingeführt, wie Mohl W. Staatsr. Th. 11. S. 477 anführt) durch 
den Syn. Receß v. 1644 (bei Eiſenlohr Kirch. Geſſ. Th. 1. ©. 316). Sie 
jollten — zuſammengeſetzt aus dem Ortsgeiftlihden, dem Oberamtmann, 
auf den Dörfern dem Schultheißen, und mehreren Mitgliedern der Orts— 
magiſtrate — ftrenge Aufficht über ven Wandel der Unterthanen und über 
Kirhen- und Schulfachen führen, und mit fittenrichterlicher Gewalt , bei 
der fie mit Verweifen, Geld» und Gefängnißftrafen einfchreiten konnten, 
Sittfichfeit und Neligiofität aufrecht erhalten. 

13) ©. den angef. Syn Receß Cap. 8. auch Eifenlohr in d. angef. 
Einl. ©. 155 f. und v. Mohl a. a. O. © 474 fi — BBeifpiele der 
Ausübung des Anbringefpftems liegen fich viele nachweifen ; vrgl. 3. 8. 
C. F. Hapd Geſch. der Stadt Markfgröningen. Stuttg. 1829. ©. 199 
Note 38, — Die Kirchenconvente fuchten, was fehr erflärlih war, nicht 
ielten ihre Eompetenz über Gebühr auszudehnen,. und in manden Ber: 
ordnungen wird namentlich gerügt, daß Sachen, welde nicht vor den 
Eonvent gehören, „durch allzumeit fh anmaaßende Gewalt der Geift- 
liden“ an denfelben gezogen werben 5 z. B. Gen, R. v v. 22. Mai 1672, 
bei Eiſenlohr Kirch. Geſſ. Th. J. S. 381. 

14) Sie wird auch in manchen Urkunden und Geſetzen die „allein 
feelig machen de“ genannt; 5. B. Erläut. d. Tüb, Vertr. von 1607 
und Eberhards IM. Teftament von 1664, (bei Reyfher Staate- 
grundgefl. Th. U. S. 283, 402) und EheO. v. 1687 ©, 96 $ 1. 

15) KanzleiD. v. 1660 P. VI. Tit. 1. Befehl v. 9. Dec. 1667; in 
Eiſenlohrs Kirchengeſſ. Th. I. ©. 346. | 
16) Vrgl. die Stellen der Note 17, und Erbvergleich v. 1770. Claſſ. 11. 
4 
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Evangelifche Einwohner, welche zur Fatholifchen Kirche über: 
traten, mußten das Land verlaffen !7,-und Eeinen Zweifel 
fonnte es in jenen Zeiten haben, daß die Eltern ihr Kind, 
wenn es katholiſch wurde, nach dem Landrechte enterben Eonn: 
ten 8. Dod wurde allmählig auswärtigen Katholikinnen 
geſtattet, fih in Württemberg zu verheirathen, und einzelnen 
fremden Katholiken erlaubt, fi im Lande niederzulaffen ®, 
Allein der katholiſche Gottesdienft blieb verboten, . mit Aus: 
nahme eines Privatgottesdienftes für den Eatholifchen Der- 
309, den man aber freilich öfters unter großen Bejchwerden 
der Landftände auszudehnen verfuchte?,. Bei gemifchten 
Ehen mußten, jedenfalls die Kinder in der evangelifchen Re 
ligion erzogen werden, und traten fie fpäter zur Fatholifchen 
über: fo wurden fie des Landes. verwiefen ?!; nur evangeli- 
ſche Geiftliche durften Taufen und Trauungen im Lande vor: 
nehmen, und nur fie einen zum Tode verurtheilten Katholiken 
befuchen und zur Richtftätte begleiten 1°. 

Beſſer behandelt wurden die Reformirten. Go jehr 


17) Refer. v. 19. Apr. 1724; Refolut. vom 6. März 1758; bei Eifen- 
lohr a. a. O. ©. 574, 666. 

18) Das 1. Landrecht (S. 295) ſagte in dieſer Hinſicht, daß bie 
Kinder enterbt werden: können, wenn die Aeltern „wahr ehriftglaubig, die 
Kinder aber eines verbammten unchriftlichen Glaubens wären“, und Gleis 
ches beftimmt es in Beziehung auf das Recht der Kinder, ihre Aeltern 
zu enterben. Im 11. Landrecht ift zwar die Stelle in Beziehung auf 
das Recht der Kinder , die eltern zu enterben, unverändert, dagegen 
die erftere Stelle dahin geändert (II. 17 $ 18.): „Wann die Eiter 
recht chriftgläubig, entgegen aber die Kinder einem verbampten 
Irrthumb ond Kegerei zugethon und darinn verharrten.“ Im Uebri- 
gen beftimmt das Landrecht nur noch, daß die „mit verbampter Keßercy 
und irriger Seet des Wiedertaufs behafteten” kein Teftament errichten und 
daß „die Wiedertäufer vnd andre Keger” nicht Teftamentszeugen fepn 
önnen, ER. IU.2$7. IT. 10 $ 6. 

19) Befonders als Ludwigsburg gegründet wurbe, um die neue Stadt 
emporzubringen. 

20) Eifenlopr in der angef. Einleitg ©. 133. Erbvergleich Claſſ. II. 
$ 3—8. 

21) Refolut. v. 1758 (Note 17). 

21a) ©. die Stellen der Note 17 und Erbvergleih a. a. O. 8 9. Ei- 
ſenlohr Einleitung ©. 130. 
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auch diefe noch im XVII. Jahrhundert in blindem Glaubens: 
eifer verfolgt wurden, milderten ſich doch gegen fie allmählig 
die Anfichten. Man nahm jchon im Anfange des XVII. Jahre 
hunderts Reformirte im Lande auf, und es bildeten fich einige 
reformirte Gemeinden in Ganjtadt (1700) und Stuttgart (1724) 
und fpäter in Ludwigsburg, wenn gleich unter einigen Be: 
fhränfungen ?, und eine. fürftlihe Refolution von 1750 be: 
zeichnet die Unduldfamfeit gegen Reformirte durch „einfältige 
alte principia 3.“ Ebenſo wurden am Ende des XVII Jahr: 
hunderts Waldenfercolonieen in das Land aufgenommen. Gie 
bildeten 9 Gemeinden, erhielten freie Religionsübung und in 
Hinfiht auf Gemeindeverwaltung fogar mehr Rechte und eine 
freiere DBerfaffung, als die anderen Gemeinden des Landes, 
Es wurde ihnen geftattet, Schultheißen, Bürgermeifter und 
Gerichts: und Rathsperſonen jelbit zu wählen, und die Regie— 
rung behielt fi blos das Beftätigungsreht vor, Dagegen 
verfuhr man gegen die fogenannten Separatiften nicht im= 
mer mit derfelben Milde. Zu Zeiten fuchte man fie blos als 
Derirrte zu belehren, zu Zeiten aber wurden fie des Landes 
verwiejen 25, 

In allem Diejem bereiteten fidy aber große Aenderungen . 
unter Friedrich II. vor. Ihm, wieder dem eriten protes 
fantifchen Herzog nach mehr als 60 Jahren 7, war es vor: 
behalten, der Intoleranz, welche mehr als zwei Jahrhunderte 
lang in Württemberg geherricht hatte, ein Ende zu machen. 
Zwar bejtätigte er mit der alten Pandesverfaffung auch die 
bisherige Kirchenverfaffung. Allein feine eigenen Gefinnungen 
und die fpäter eintretenden Derhältniffe führten ihn in der 
folgenden Periode zu einer völligen Gleichftellung der Rechte 
der Befenner der verfchiedenen chriftlichen Hauptceonfefftonen, 
und noch in diefer Periode bethätigte er durch mehrere rüh— 

22) ©. die Gefege in Eifenlohrs Kirch. Geſſ. Th. J. ©. 509 f. 577. 

23) Eifenlopr in d. angef. Einleitung ©. 135. 

24) Art. v. 16. Mai 1699, und Deeret vom 8. Oct. 1719, in Eiſen— 
lohrs K.Geſſ. Th. I. ©. 498 f. 561. 

25) 3.8. Deer. v. 14. Jan. und 12. Febr. 1714; in Eifenloprs 
K. Geſſ. Th. I. ©. 543 5 f. auch Deffen angef. Einleitung ©. 150 f. 

26) Brgl. Hierüber Pfaff Geſch. Wirtbge Bd. I. ©, 651. 
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menswerthe Verfügungen feinen toleranten Sinn. Da bei 
feiner Gelangung zum Throne der bisherige Fatholifche Gottes: 
dienst aufhörte, bejchloß er, den Fatholifchen Einwohnern Stutt— 
garts und Ludwigsburgs die Errichtung eines Bethaufes zu 
geftatten, und auch die Landitände waren nicht dagegen, weil, 
wie fie fagten, „diejenigen Beforgniffe, welche früher der Dul: 
dung fremder Religionen im Wege geftanden, wenigftens 
nicht mehr in dem Grade, wie vormals, vorherrfchend fenen«?, 
Wenige Jahre darauf geftattete er fogar Mennoniten, die 
früher, mit den härteften Strafen verfolgt wurden, in MWürt: 
temberg fich aufzuhalten und Güter zu pachten, und ficherte 
ihnen vollftändige Toleranz zu 8 Die gleihen Gefinnungen 
fprach er in einer Berordnung über die Behandlung der f. 9. 
Geparatiften aus”. Er geftattete ihnen Gewiffensfreiheit, 
religidfe Privatverfammlungen, das Recht, ihre Kinder in ihren 
Religionsgrundfägen zu erziehen 9, und überhaupt die Aus: 
übung aller den übrigen Unterthanen zuftehenden bürgerlichen 
Rechte; nur 'follten fie von Aemtern jeder Art ausgefchloffen 
feyn 3", | | 
3, NRechtöverbältniffe der Juden. 
$ 58. Bei den Zuden blieb es, was die Gefeßgebung 

betrifft, im Wefentlichen bei den oben S. 188,189 angegebenen 
Beftimmungen. Allein in der Wirklichkeit wurde es häufig 
ganz anders gehalten. Zum Theile war dieß Schuld der Gefeße 
jelbft. Sie fuchten den Verkehr mit Juden unter Anderem 
durch harte Strafen zu hemmen. "Gegen folhe Strafen aber 
fträubten fi die Gerichte, und felbſt die Regierung hielt 

27) Reyſcher Staatsgrundgeſſ. Th. J. Einleitung, ©. 444, 

28) Refer. v. 25. Det. 1804; bei Eiſenlohr K.Geſſ. Th. J. ©. 747. 

29) V.O. v. 27. Dec, 1803; bei Eifenlohr a. a.O. Th. M. S. 13-21. 

30) In dieſer Verordnung wird mit Recht das Discretionsjahr 
d. h. die Zeit, in welcher dieKinder ſich ſelbſt über die Religion entſchei— 
den dürfen, die ſie bekennen wollen, aus Rückſicht theils auf die väter— 
liche Auctorität und auf die innere Ordnung in der Familie, theils auf 
die Verſtandesreife der Kinder, nicht, wie nach gemeinem Rechte, auf das 
14te Jahr, ſondern bei Mädchen, wofern ſie nicht früher heirathen, auf 
das 18te, bei Jünglingen auf das 20fte Jahr geſetzt. 

31) Ueb. d. Verhältniß d. Katholifen in Neumwürtiemberg vgl,-unt. $76. 
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hierin Eeineswegs ſtreng auf die Befolguug der Gefeße. 
So kam diefer Theil der Geſetze höchſt felten zur Anwen: 
dung !, und auch bei Vollziehung .der übrigen Beftimmuns 
gen über Verkehr mit Juden drückte die Regierung nicht felten 
die Augen zu. "Ein Gefeß aber, über welches in einzelnen 
Theilen die Gerichte ohne Scheu fih hinwegfegen, und an 
welches die Regierung felbit fich zu Zeiten gar nicht hält, muß 
bald auch im Uebrigen an. feinem’ Anfehen verlieren. Wir 
finden daher in diejer Periode bis in das XVIIL Jahrhundert 
ftet8S wieder die alten Klagen über den Verkehr mit Juden, 
bald von der Fandichaft, "bald von der Geiitlichfeit und dem 
Conſiſtorium, bald. von. der Regierung ſelbſt. Chriſtophs 
Geſetze wurden von Zeit. zu Zeit wieder eingefchärft mit der 
Drohung einer ftrengeren Anwendung für die Zufunft, wobei 
freilich das Volk wohl merken Eonnte, daß es mit der Dro: 
hung nicht ernftlich genommen werden würde ?; während von 
der andern Seite die Gerichte eben diefe Gefege läffig anwen— 
deten ?, die Amtleute die Beftimmungen über das Geleite auf 


1) Statt der in der Landesordnung feftgefegten Strafen erfannte man 
mitunter blos auf eine Frevel, und drohte für die Zufunft härtere 
Strafen (3. B. im J. 1666); fpäter ſcheint e8 überhaupt felten zu einer 
Strafe gefommen zu ſeyn. 

2) Schon Johann Friedrich Hagt, daß die Beftimmungen der Lan- 
desO. wenig gehalten werden, und die Juden bei ihren Durchzügen dur) 
das Land mit den Unterhanen heimlich Schachereien treiben. Er fchreibt 
daher im 3. 1622 wieder ein lebendiges Geleite vor; allein die 
Vorſchrift kam bald in Bergeffenheit. Die gleichen Klagen ſprach bald 
darauf der Herzog Adminiftrator aus, und er ließ im 3. 1629 den In— 
halt der L.O. in diefer Hinficht publiciren. Allein während bes dreißig- 
jährigen Krieges kamen viele Zuden in das Land, und im J. 1641 fans 
ven fih mande mit ihren Familien zu Stuttgart, und obwohl diefe 
Eberhard II. austrich,, fo mußte er doch ſchon im Nov. 1666 die alten 
Befimmungen über Berker mit Juden von Neuem einfchärfen (Gen.- 
Refer. bei Riecke Gerichtögeff- Th. III. ©. 45). Es ſcheint jedoch wenig 
geholfen zu haben ; denn im 3.1706 wiederholte Eberhard Ludwig 
in einem Gen.Refer. (Riede Th. MI. ©. 229) wieder die Beflimmungen 
der LO. mit der Bemerkung: „daß folche fo wohl bedächtlich abgefaßte 
Geſetze darch die nach und nach eingefchlichene contrariam consuetudinem 
faſt aufgepebt und annullirt zu feyn frheinen wollen.” 

3) Einen Beweis davon gibt das in der vorhergehenden Note Ange: 


* 
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eine Weife vollzogen, bei welcher dem Juden ein Umbherreifen 
im ganzen Sande und ein längerer Aufenthalt in demfelben 
leicht möglich gemacht wurde ?, und die Regierung ſelbſt den 
Derfehr mit einzelnen Juden begünftigte d. Auch wurde das 
Beifpiel, welches Herzog Friedrich I. durch Aufnahme von 
Suden in einem nihtincorporirten Kammerort gegeben 
hatte 6, in der Folgezeit nahgeahmt, und dadurch eine Grund: 
beftimmung der früheren Gefege gebrochen’. Noch mehr wur: 
den die betreffenden Gefege im XVILL Jahrhundert umgangen. 
Die Gräfin Würben (©. 363), welche viel mit Juden ver: 
Eehrte, bewirkte einem Juden ‚bleibenden Aufenthalt in der 
Reftdenz und das Recht im Lande Handel zu treiben (1710). 


führte. Auch finden fih bei Scheffer in der ©. 180 angef. Handſchr. 
3: B. ad ann. 1705, einzelne Belege. 

4) Sie gaben den Juden blos eim fehriftliches Geleite oder gar eiu 
bloßes Zollzeichen mit. Diefes verbot Eberhard LIT. firenge (8. Nov. 1660). 
Allein im 3. 1709 mußte auch diefes Nerbot wiederholt werben. 

5) Auch hievon führt Scheffer einzelne Beifpiele an, und in dem G.R. 
vom 2. Nov. 1706 (Note 2) Heißt es ausbrüdfih, daß den Unterthanen 
verboten fey, fih mit den Juden in einen Handel einzulaffen, „außer 
was auf öffentlihen Märkten befchiehet, und denen im Lande zu 
bandeln etwa specialissime erlaubt werden möchte.“ 

6) Einige Juden hatten Friedrich I. vorgefpiegelt, durch ihnen ein» 
zeräumende Handelsprivilegien dem Lande großen Nutzen bringen zu kön— 
nen, und Friedrich wollte ihnen eine Niederlaffung im Lande geftatten. 
Allein nicht blog der ftändifhe Ausfchuß, das Confiftorium und der Hof: 
prediger (Lucas Dfiander, in Predigten, in welden er die Juden 
„Zauberer und Leibeigene des Teufels” nannte) fondern auch der, Ober: 
rath felbft firäubten fi dagegen. Als aber der Herzog beharrte, die 
„ebräiſchen Kaufleute”, wie er fie‘, um den Namen Juden zu umgeben, 
naunte, aufzunehmen: fo trug endlich der Oberrath darauf an, fie nur 
in nicht incorporirten Orten, etwa Reidlingen, Efelsburg oder Marſchalken— 
zimmern, zuzulaffen. Auf dieſes wies ihnen der Herzog Neidlingen an. 
Da aber der mit ihrem „Generalconful und Obriſten“ gefchloffene Ber 
trag (f. denf. bei Sattler Herzoge Th. V. Beil.36) fie fehr befchränfte 
und in allen Punkten, auf welche fich ihr Privilegium nicht erftredte, bie 
Beftimmungen der WO. einfhärfte: fo fanden fie ihre Rechnung nidt, 
und verloren ſich bald wieder. 

7) Denn auch in den nicht incorporirten Orten galten doch die allge: 
meinen Landesgefeße, fomit auch die LandesO. Vrgl. ob. ©. 326. Uebri- 
gens gaben fpäter die Landſtände felbft in Beziehung auf die Zuden diefe 
Ausnahme zu. 
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Bald folgten diefem „Hofjuden“ noch vier andere; ebenfo 
wußte fie den Juden, welche fie in dem von ihr erfauften nicht 
incorporirten Dorfe Freudenthal und in Gohsheim, 
das fie zu Lehen erhalten hatte, anfäfftg mahte®, das Recht 
des freien Handels und Wandels im Lande. auszumwirken, 
während Eberhard. Ludwig um diefelbe Zeit die alten Gefege 
gegen die Juden aufs Gtrengite wieder einfchärfte, freilich 
aber mit dem Beijage, daß den Unterthanen der Handel ges 
ftattet jeyn fjolle „mit Unfren Hof: und andern Juden, welche 
in dem Lande zu handeln und zu wandeln die fpeciale Con—⸗ 
coffion erhalten, womit fie fih bei dem Staabsbeamten zu 
legitimiren, dabei aber fich alles wucherlihen Contrahirens zu 
enthalten haben“?,. Vollends als bald darauf unter Carl 
Alerander der Jude Süß den größten Einfluß erhielt und 
die Stelle eines. geheimen Finanzraths und Kabinetsfiscals 
bekleidete, war an ein Beobachten der Gefege über die Judenver— 
hältniffe wenig mehr zu denfen. Zwar war. Süß dagegen, 
viele Juden ins Land zu ziehen, weil er dur fie in Man— 
hem in Berlegenheit gefegt zu werden fürchtete, und.die Früchte 
feiner Tätigkeit nur mit Wenigen theilen wollte. Allein er 
hatte doch eine Reihe von Delfern nöthig, und Diefen ver- 
Ihaffte er leicht Aufenthalt im Lande; ja der Herzog überließ 
es ihm geradezu, nach feinem Ermeſſen Zudenfchugbriefe zu 
ertheilen. Es erzeugte dieß freilich große Befchwerden der 
Zandftände. Allein der größere Ausſchuß gab doch felbft zu, 
der Herzog ſey befugt, jüdifche Hoffactore zu halten, und in 
Beziehung auf andere Juden verfprady der Herzog, es beim 
Inhalt der Landesordnung bewenden zu laſſen !0, ein Der: 
ſprechen aber, das nicht jtreng gehalten wurde. 

Nah Süß Sturze Fündigte man einigen aufgenommenen 
Juden den Schu auf, und trieb fie aus dem Lande, Als 





8) Beide Orte mußte fie fpäter wieder an die Kammer herausgeben. 

9) In einem G.R. v. 23. Mai 1729 bei Riede Gerichtsgefl. Th. 1. ©. 352. 

10) Groß. Ausſch. Abſch. v. 17365 in Reyſchers Staatsgrundgefi. Th. 11. 
©. 476. In Beziehung auf die Hoffactore und deren Diener fagt hier der 
Herzog, er wolle, in wie weit fie in ihrem Handel un Wandel zu gehen 
haben, ordentlihe Maas und Ziel feken. 
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es aber nicht bei allen geſchah, bejchwerten fich die Stände, 
und es wurde auf Diefes von der Regierung im Landtags: 
abjchied von 4739 $ 51 zugefagt, alle in den dem Lande 
incorporirten Orten feßhafte Juden auszufchaffen, und 
die Beſtimmungen der früheren Gefege, namentlidy der Landes: 
ordnung, in diefer Hinficht zu erneuern, und wirklich wurde 
auch am 20. Febr. 1740 ein dieſes Berfprechen vollziehendes 
Geſetz erlaffen *!., Aber auch diefe Maßregel fcheint nicht von 
bleibendem Erfolge gewefen zu feyn. Zwar wurden immer wie: 
der von Zeit zu Zeit die alten Gefeße gegen die Juden er: 
neuert, 3. B. Durch ein Rejer. vom 29. Nov. 1748 die Be 
ftimmungen über Ceſſionen der Sudenforderungen gegen Chri- 
ften Ma, und am 27. San. 1752 und 26. Mai 1752 die Be 
jtimmungen über den Verkehr mit Juden überhaupt ?. Allein 
fhon im 5. 41747 waren wieder. Juden in Stuttgart anfäffig, 
und der Herzog nahm nicht nur wieder Hoffactore an, fon: 
dern ertheilte auch andern einzelnen Juden Schuspatente auf 
eine beftimmte Zahl von Jahren, fogar mitunter auch einzelne 
Monppolien 3, Auf die dringenden Befchwerden der Land- 
ftände verjprach zwar wieder Herzog Carl im Erbvergleiche ®, 
dag mit den Juden „da fie dem Lande fo vielen. Unluſt und 
Schaden caufirt und fich täglich vermehrt‘ haben, nach Maf- 
gabe der Landesorönung und des Landtagsabfchieds von 1739 
ohne Nachficht verfahren werden“ folle. Allein mit der Aus: 
führung diefes Artikels wurde es, wie mit vielen andern des 


11) Riecke Gerichtsgefi. Th. UL ©. 450. 

11a) In diefem Gefebe wird aber die LandesO. umd der Reichsabſch. 
v. 1551 mißverftanden, und nicht blog verboten, daß ein Jude feine 
Forderung, die er gegen einen Chrifter hat, an einen Chriften abtrete, 
fondern auch unter Berufung auf den R.A. verboten, daß Chriſten ihre 
Forderungen, die fie gegen Ehriftenhaben, an Juden abtreten. Gerſtlacher 
läßt diefes Leßtere in dem Auszuge, den er in f. Sammlg Th. 1. ©. 197 
von jenem Gefege gibt, geradezu weg. Das Gefeg ift vollſtändig ab- 
gebrudt bei Ri ecke Gerichtsgeff. Th. II. ©. 490. 

12) Riede Gerichtsgeff. Th. III. ©. 500, 504, auch ©. 581 in der 
Note. 

13) Vrgl. auch Pfaff Geſch. Wrindbgs B. TI. ©. 464 f. 

14) Class. IV. S 29, 
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Erbvergleichs, nicht jtrenge genommen. Ueberdieß blieben noch 
immer in den nicht incorporirten Kammerfchreibereiorten (zu 
Sreudenthal, Gochsheim, Aldingen, Hochberg, Zaberfeld) Juden 
angefeffen, und mit diefen fand oft ein lebhafter Verkehr der 
Unterthanen ftatt ®. | 

Bei allem Diefem galten jedoch an fich die alten Geſetze 
im Wefentlichen unverändert fort; denn die alten gefeglichen 
Beftimmungen (©. 189) wurden durch fpätere Gefege nie 
aufgehoben, jondern, wie. aus dem Angeführten erhellt, immer 
wieder eingefchärft und beftätigt. Nur erlitten fie durch das 
vom Herzog in Anſpruch genommene Recht, jüdifche Hoffactore 
zu halten und in den nicht incorporirten Orten Juden aufzu: 
nehmen, eine Modification; auch geht aus einigen Erneuerun: 
gen der alten Geſetze wenigftens fo viel hervor, daß, wenn 
ein Schusjude zu einem beftimmten Handelszweige befonders 
legitimirt wurde, die Daffelbe betreffenden mit ihm gefchlof- 
jenen Dandelsgefchäfte auch ohne Concurrenz der Obrigkeit 
erlaubt und gültig waren 6. Außerdem fprach ſich die Re— 
gierung in einem Refeript vom 8. März 1773 dahin aus, daß 
nad der bisherigen Obfervanz der Handel zwifchen den Unter- 
thanen und den Juden mit einem Stück Vieh auch außer: 
halb der Märkte, fo lange nichts Wucherliches vorgehe, jeder: 
zeit geftattet: worden fey 7, Noch weitere Modiftcationen 
führte die Gerichtspraris ein, Modificationen aber, welche 
nah den Geſetzen fich keineswegs vertheidigen ließen. Weil 
der Reihsabfchied v. 1551 von armen Chriften und armen 
Schuldnern fpricht, und auch die Landesordnung darauf Hin- 





15) Noch im 3. 1797 befchweren fich die Landſtände auf die Bitte ver 
Stuttgarter Raufmannfchaft über die Aufnahme einer igraelitifchen Familie 
in den Landesfchuß und in die Stadt Stuttgart. Steeb Der Landtag 
im 3. 1797. 9. V. ©. 201 f. Indeffen waren am Schluffe diefer Periode 
nicht über 500 Juden in Stuttgart und in den genannten Kammerfchrei- 
bereiorten. 

16) Vrgl. Note 5, 9, 10. Die Anſichten hierüber ſind jedoch verſchie— 
den; vgl. z. B. v. Weis haar Handb. Ze A. Th. J. ©. 108 Nr. 2. 
Reyſcher Württ. Privatr. 8184. Note 9, auch Bolley Das Wichtigſte 
v. d. Rechtsverh. Württ. Unterthanen. Ze A. S. 265 unt. 

1) v. Bolley a. a. ©. 
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deutungen enthalten folle, daß fie nur Unterthanen niederen 
Ötandes bei ihren Bertimmungen über den Verkehr mit Yu: 
den im Auge habe: jo nahm das Hofgericht im XVIII. Jahr⸗ 
hundert allmählig an, daß alle diefe Beftimmungen nur an: 
zuwenden feyen auf «homines plebejos et rusticos, qui in 
fraudes et laqueos Judaeorum faeile incidunt, nicht auf eine 
personam honoratiorem in dignitate constitutam“ 8. Und 
Auch bei Unterthanen, welche nicht zu den Honoratioren ge 
hörten, fcheint wenigftens angenommen worden zu feyn, daß 
jedes ‚nicht wucherliche Gefchäft mit einem Juden, felbft ein 
einem Juden eingeräumtes Pfandrecht ($ 34. Note 24), gültig 
fey, wenn e8 unter Zuthun der ordentlichen Obrigkeit des Ehri- 
ften vorgenommen wurde 9, Als folche Obrigkeit nahm man 
das Gericht des Wohnorts oder auch nur den Vorſtand def: 
felben an, fogar fo, daß wenn diefer Vorſtand ſelbſt mit 
Juden contrahirte, dieß ebendeßhalb für gültig erklärt wurde, 
weil bier ja Schuldner und ordentliche Obrigkeit in einer 
Perſon vorhanden fey 0. 


4. Hechtsverhältniffe der Korporationens a. der Stabts und 
Dorfgemeinden; b. der Zünfte, 


$ 59. Die inneren Berhältniffe der Stadt: und Dorf: 
gemeinden ! hatten fich bis in unfre Periode unter der Oberaufficht 


18) Auf diefe Weife erkannte das Hofgericht am 1. Sept. 1767 gegen 
einen geweſenen Hofgerichtsaffeffor, welcher für eine Forderung eines Ju— 
ven an einen Ehriften aus einem Darlehen Bürgfchaft geleiftet Hatte; in 
erfter Inftanz aber hatte das Stadtgericht Tübingen den Beklagten nad 
der Landesordnung frei geſprochen. Kapff Merkw. Eivil-Rechtsfprüde 
der Gerichtshöfe in Würt. Bd. I. ©. 406. 

19) Das oben angeführte Verbot der Eeffionen behandelte man (mie 
man mußte, wenn man fih nicht ganz willfürlich über die Geſetze hinweg 
fegen wollte), als gültig; es wurde aber doch möglichſt befchränkt. Brol. 
3. B. Frd. Chph. Harpprecht Consultationum crim. et civ. Vol.No- 
vum. P. II. Tub. 4712. Consil. 51. $ 103 sq. p. 1180. 

20) Harpprechtl. c. Cons. 52. $ 54. p. 1188. 

1) Ueber das Communalrecht, wie es in diefer Periode beſtand, find 
auch zu vergleihen v. Weishaar Handb. erſte und zweite Ausgabe. 
TH. 1. $ 277—40., dritte Ausg. Th. 1. 8282238, 289, 337, 350,351. 


Berhältniß der Gemeinden. und ihrer Bürger. °$ 59. 401 


des Landesherrn, durch Einwirkungen. der Bürger und ihrer 
Borfteher, durch Herkommen, durch verfchiedene einzelnen 
Gemeinden vom Landesheren gegebene, und Durch einige 
wenige allgemeine, auf die Berhältniffe. aller Gemeinden 
fi) beziehende, Borfchriften gebildet. Die Lesteren wurden 
theils in einzelnen Generalrefcripten, theils gelegenheitlich in 
andern größeren Ordnungen gegeben, 3. B. in der LandesO., 
dem Landrechte 2c. ? Unter diefen Umjtänden war die Der- 
faffung und die Berwaltung mancher Gemeinden verfchieden, 
und nicht felten machte fich der Mangel beftimmter allgemeiner 
leicht zu überfahender Normen fehr fühlbar. Diefem juchte 
zuerft ein von Eberhard Ludwig gegebenes, unter dem 
Ritel: „General-Berordnung über das Landrechnungs- und 
Dekonomiewejen in d. Herzogth. Würtemberg“ im Drncfe be: 
kannt gemachtes Gefes vom 27. März 1702, eigentiich die 
erfte Communordnung, und dann in noch umfaflenderen Grade 
die unter Herzog Carl erlaffene ausfchließlih fo genannte 
Communordmung vom 4. Junins 1758% abzuhelfen, und 
dieſe Communorbnung blieb bis in die erjten Jahre der V. 
Periode die Hauptquelle unfres Communalrechts. Gie ſchloß 
ih an.das Beftehende an, gibt großentheils den Inhalt äls 
terer Berordnungen und deſſen, was fich durch Gebrauch gebil- 
det hatte, fette Manches genauer feft, änderte aber auch Ein: 
jelnes und fügte Neues zu. 

Wenn. von Manchen unfrer Schriftiteller die durch dieſe 
Eommunordnung näher beftimmte Gemeindeverfaffung eine 


R. Mohl Württ. Staatsrecht Th. IT. $ 147. Note 2; auch Fried. Gut- 
fher Die Pflichten und Rechte d. W. Bürgers. Stuttg. 1794 $ 11—44. 
2) Ueber Gerichtsbarkeit, Bürgerannahme, Auffagen des Bürgerrecht, 
Ormeindeverfammlungen, Verwaltung einzelner BVermögenstheile z. B. 
der Vaiden ꝛc. Vrgl. oben S.36—38, 42—48, 107, 108, 109, 115, 120, 
125, 138, 133 f. 
3) Es enthält 58 Seiten Fol. Nah Weiffer Nachrichten ꝛc. ©. 45 
eriipien von Demfelben im 3. 1727 und wieder im I. 1735 eine neue 
im Einzelnen geänderte Auflage. 
4) Sie erfihien unter dem Titel: Ordnung für pie Communen 
aub deren Borftehere und Bediente in dem Herzogth. Wür— 
temberg. Ludwigsb. (271 Seiten) Fol. — Der Publieift Job. Jar. 
Nofer, damals W. Landſchaftsconſulent, ſoll ſie verfaßt haben. 


Bähter Württemb. Privatr. I. 26 
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freie und fehr freifinnige genannt und den altwürttemb. Ge: 
meinden große Gelbitjtändigkeit zugefchrieben wurde: ſo war 
dieß von der einen Seite ebenjo zu weit gegangen, wie von 
der andern Geite Meiners zu weit ging, wenn er vom die 
fen Zeiten behauptete, daß die Städte Württembergs „Eeine 
wahre Municipalverfaffung“ haben. Die Städte und Dörfer 
hatten allerdings auch in dieſer Periode eine noch auf den 
alten freieren Grundgedanken ruhende Municipalverfaffung. 
Allein bei derfelben waren die Gemeinden in.ihren Privat: 
angelegenheiten durch einen den Regierungsbehörden einge: 
räumten übergroßen Einfluß unter eine zu weit getriebene 
Bormundfchaft geftellt, weiche bei der Unbeftimmtpeit- der Ge- 
jege nur gar zu leicht nad Willführ noch mehr ausgedehnt 
werden Fonnte, und unter diefer Vormundſchaft fchloß noch 
dazu ein ariftofratifhes Gemeindegericht die übrigen Ge: 
meindeglieder von der Einwirkung auf die Gemeindeangele: 
genheiten beinahe ganz aus. 

Die oberauffehenden Regierungsbehörden waren der Stabs— 
beamte (©. 331) und über diefem die Kanzlei, ‚befonders eine 
Abtheilung derfelben, die Landrechnungsdeputation. Die Be: 
börde, welche die Angelegenheiten der Gemeinde zunächft ver: 
waltete, war nicht ſowohl der gefammte Magiftrat (©. 43), 
fondern im der Negel blos das Gericht unter dem Vorſitze 
des Oberamtmanns in der Oberamteftadt, des Gchultheißen 
oder Amtmanns in andern Gemeinden. Der Rath follte 
eigentlich zunächft die Gemeinde gegenüber vom Gerichte. ver: 
treten, und deßhalb über vorfallende Mißbräuche wachen %, 
und nad feiner früheren Einrichtung befonders: an der Ber: 
mögensverwaltung der Gemeinde und bei wichtigen Fragen 
über Gemeindeverhältniffe überhaupt Theil nehmen. Allein 
zur gehörigen Erfüllung ihrer Dbliegenheiten in der erften 
Dinfiht waren die Rathsmitglieder viel zu abhängig vom 
Gerichte, indem von der Wahl des Gerichts ihr Vorrücken in 
das Gericht und die Erlangung einzelner einträglicher Ge: 
meindedienfte abhing, und ihre Theilnahme an den Adminis 





4a) L.O. Tit. 110, $ 13. Brol. aber Comm. O. ©. 20%, $ 1. 
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ftrativgejchäften der Gemeinde wurde immer mehr befchränkt. 
Denn fie hatten im XVII. Jahrhundert, wenn nicht bei ein= 
zelnen Gemeinden eine entgegenftehende Objervanz fich erhielt, 
eigentlicy blos an den Kirchen: und Schulvifitationen, an der 
Entiheidung über die Benützung der Communfchafweiden, und 
— jedoch gerade in der wichtigiten Gemeinde, in der OAmtsſtadt, 
nicht, fondern nur in den übrigen Gemeinden — an der Feſt— 
fegung und Umlage des Communſchadens (Note 35) und an 
der Inftruirung der Amtsverfammlungsdeputirten Theil zu 
nehmen; auch hatten fie zwei Deputirte zur Abhör der Ge— 
meinderechnungen als Urkundsperfonen zu ſchicken . Zu den 
Amtsverfammiungen konnte blos ein NRatheverwandter und 
zwar nur von Geiten der Oberamtsſtadt fommen >. 

Der Einfluß der Bürgerfchaft auf die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten war fehr beſchränkt. Feder Bürger 
hatte bei den jährlichen Nügerichten die Gelegenheit und das 
Recht, Befchwerden über die Gemeindeverwaltung und Bor: 
fhläge zu ihrer Verbeſſerung dem Stabsbeamten vorzulegen. 
Außerdem mußten die Gemeinderehnungen in den Dörfern 
vor der ganzen Gemeinde, in den Städten vor dem Gericht 
und einigen, von der Bürgerfchaft zu wählenden, Deputir: 
ten in Abwefenheit des Nechners verlefen, dabei erhobene 
Einwendungen aufgefchrieben und entweder jogleid erledigt 
oder dem Stabsbeamten zur weiteren Unterjuchung vorgelegt 
werden 6; auch follten nach einigen Verordnungen zu wichtigen 


4b) Comm.D. ©. 33 $ 1. ©. 81. $ 1. ©. 1%. $ 4. An gerichtlichen 
Handlungen nahmen fie keinen Theil; nur konnten fie in den Untergang, 
und, was aber felten gefchah, in das Waifengericht gewählt (Mich. Grass 
D. de arbitris fam. hercisc. Tub. 1728 p. 10 vgl. auch ER. I. 6. $ 163. 
164.), zu Regalinfpectionen und Sectionen (Comm.D. ©. 47 $ 1.) und 
zu Errichtung von Teftamenten bei gewiffen Formen (L.R. III. 3, $7—9. 
12,) zugezogen werden. 

5) Comm. O.S. 28. $2. Doch nahmen die Ratheverwandten ber Amts⸗ 
orte an der Inſtruirung der Deputirten Theil f. Note 16. Früher wohnte 
der Amtsverfammlung wenigſtens von Seiten der Stadt Der ganze 
Rath mit dem Gerichte an. Dieß hob fchon die Gen.B.D. v. 1702. 
©. 35 auf. 

6) Gen.Refer. v 15. Sept. 1735 und Comm.O. ©. 190. $ 22. 
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Derwaltungsacten Deputirte der Gemeinde zugezogen wer: 
den’. Allein diefes Snititut der Gemeinbedeputirten 
wollte nie recht gedeihen. An vielen Orten wurde es gar 
nicht ins Werk geſetzt; an andern zog man die Deputirten 
nur zu minder wichtigen Gegenftänden zu; an manchen Orten 
fol fie fogar der Magiftrat gewählt haben, und fo ließ 
man die ganze Einrihtung an den meiften Orten um fo mehr 
wieder einfchlafen, als diefe Deputirten bei Feinem Acte eine 
eigentliche Stimme zu führen hatten 8. 

Selbſt die Wahlen der Beamten gingen nicht von der 
Gemeinde aus, mit der einzigen Ausnahme, daß fie in den 
Dörfern in der Regel den Schultheißen & wählte. Den 
Stadt: und Amtsfchreiber (S. 297) und den Amtspfleger 
(den Berwalter der Amtsfaffe) wählte die Amtsverfammlung 
und beftätigte die Regierung; die Gerichts: und Rathsmit— 
glieder und die übrigen Gemeindebeamten wurden von dem 
Gerichte gewählt, wobei die in den Dörfern getroffenen 
Wahlen nod der Stabsbeamte zu beftätigen hatte. Die 


7) Das angef. Gen.Refer. v. 31. Dec. 1725 (Hochſtetter Ertract Th. J. 
©. 134) und Gen.Refer. v. 20. Jun. 1745; im Auszuge in der in Note8 
angef. Schrift ©. 33. 

8) ©. die Schrift Ueber die Unwirkſamkeit und Gebrechen der W. Ma- 
giftratsverfaflung. 1797. 8. ©. 33—40. 

8a) In manchen Gemeinden hieß der Schultheiß Anwalt oder Bogt. 

9) Eomm.Dd. ©. 5. $ 1. vergliden mit ©. 7 f. 10. $ 7. ©. 15. $ 3. 
©. 19. $ 1. 2. ©. 20. $ 6. und G.Reſer. v. 12. Yun. 17305 bei Hod- 
fetter Crtract Th. I. ©. 6. Wenn im Gerichte Stimmengleichheit war: 
fo hatte der Borfißende (Stabsbramte oder Schultheiß) zu entfcheiden. 
Sonft hatte er aber feine Stimme. G.R. v. 26. Febr. 1733 bei Hoch— 
ftetter a. a. DO. ©. 7. Comm.O. ©. 8 $ 3. An einigen Orten nahm 
auch nach einer alten Obſervanz der Rath am der Erfegung der einzelnen 
Verwaltungsämter z. B. des rechnungführenden Bürgermeiftere, der Wald- 
meifter, Pförchmeifter, Fruchtvorrathspfleger u. f. w. Theil. So in Uradı 
(Deeret vom 13. Nov. 1759; ungedr.). Diefe legteren Aemter wurden 
gewöhnlich jährlih an Georgii neu befeßt (orgl. auch Comm.O. ©. 7 
§ 1. S. 9. $5.), während diefes früher bei allen Gemeindeämtern, 
alfo auch bei ven Gerichts- und Ratheftellen der Fall war. $ 14. Note T. 
Allein auch bei den vorhin genannten Aemtern fam gegen das Ende die: 
fer Periode die „jährliche Aemtererfegung” immer mehr ab. Vrgl. aud 
Erbvergleich Class. VI. $ 9. Jede Stadt und die größeren Dörfer hat- 
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Stellen der Gerichts: und Rathsverwandten und der Schult: 
heißen waren in diefer Periode durchaus lebenslänglih. Nur 
wenn einer diefer Beamten „Durch Alter oder andere Zufälle 
untüchtig“ würde, follte zu einer neuen Wahl gefchritten,, bei. 
erheblichen Anftänden aber von der Regierung Befcheid einge: 
holt werden , Die Gerichtsmitglieder bezogen Sporteln und 
Erfenngelder !!, und in den Amtsftädten außerdem noch 
einen Kleinen Gehalt (Wartgelder) 5; zugleich genoßen fie in 
den Städten (in den Dörfern blos der Schultheiß und der 
Bürgermeifter) Perfonalfreiheit von Communal- und Landes: 
fropnen 3, Die Rathsverwandten dagegen hatten ale ſolche 


ten in dieſer Periode zwei Bürgermeiſter, von denen der eine der „reihe 
nende oder Amtsbürgermeifter” war, welcher die Rechnung zu füh— 
ren, die Abgaben einzuziehen ıc. hatte, dem zweiten dagegen (der „gemeine 
Burgermeifter “, auch Baumeifter genannt) blos minder wichtige 
Zweige, Auffiht über Gemeindeäder, Fruchtvorräthe ꝛc. zugemiefen waren. 
Comm.Dd. S. 11. 28. 

10) Comm. D. ©. 23. 24. Gen. Refer. v. 5. Aug. 1744; bei Hodftet- 
ter a. a. O. ©. 11. 

11) Beide Bezüge waren nicht bedeutend. C.O. ©. 27. 

12) Die Amtsftadt mußte daran %s, Stadt und Amt %s bezahlen; C. O. 
©. 13. $ 4. und Refer. v. 21. Dec. 1709 (bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. IN. 
©. 235). Nach diefem Refeript follten nur die act älteften Richter 
Bartgelder beziehen ; die Communorbnung ©. 12. $ 1. dehnte c8 aber 
auh auf die übrigen aus. An. manden Orten überſah man Diefes 
und gab den vier jüngern Richtern feine Wartgelder , fo daß erft durch 
befondere NReferipte die Communordnung hierin vollzogen werden mußte 5 
. B. in Neuffen durch ein Refer. v. 4. Nov. 1760 Cungedrudt). Die 
Wartgelder der Gerichtsmitglieder und die Befoldungen der andern Ge- 
meindebeamten waren theils durch Herfommen (die Commund. beftätigt 
hierin das 50jährige), theils durch einzelne Erlaffe in den verfchiedenen 
Gemeinden vwerfchieden beftimmt; zu Erhöhungen war Genehmigung der 
tandrehnungsdeputation nöthig. CommunO. ©. 6 $ 5. 

13) Nach dem angef. Refer. v. 1709 hatten auch die 8 älteften Richter, 
aber auch in jedem Amtsfledfen, Perfonalfreipeit ; ein G.Refer. v. 30. 
Jun. 1714 (bei Riecke a. a. D. ©. 268) entzog fie allen Richtern, mit 
Ausnahme des Schultheißen und rechnungführenden Bürgermeifters; ein 
Refer. u. 18. Nov. 1738 kehrte wieder zu der Beftimmung des Nefer. v. 
1709 zurüd ; fpäter wurde den Dorfrictern die Freiheit wieder entzogen, 
und endlich beftimmte die CommunD. die Sache auf die im Terte ange» 
gebene Weife. Comm. Dd. S.12. $ 2f. ©. 13. $ 5. ©. 152. $ 9. ©. 153. 
$ 10. Die Perfonalfreipeit ging aber blos auf die Leiftung von Hand» 
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von ihrem Amte nichts zu beziehen, wenn nicht mit fürjtlicher 
Bewilligung eine befondere Ausnahme gemacht wurde; nicht 
einmal die Perfonalfreiheit von Frohnen wurde ihnen einge 
räumt", 

Wie die Angelegenheiten der einzelnen Gemeinden zunädt 
durch die genannten Gemeindevorfteher und den Oberamtmann 


beforgt wurden: fo wurden die gemeinfchaftlichen Angelegen: 


heiten von Stadt und Amt durch die Amtsverfammlung 
verwaltet. Diefe Verſammlung war zufammengejegt aus dem 
Stabsbeamten (Borftand; aber mit Stimmrecht nur bei 


: Stimmengleichheit), den Bürgermeiftern der Amtsftadt und 


der andern Städte, dem Gtadt- und Amtefchreiber, dem 
Schultheißen und Bürgermeifler eines jeden Dorfs, einem 
Rathsverwandten der Amtsftadt und einem Nichter aus jeder 
Stadt und aus den größeren Dörfern ®, 

frobnen, Wachen, Jagen, Botengänge ꝛc., nicht auch) auf die Spannfroh⸗ 


nen, noch auf die Umlagen, welche etwa zur Deckung der für einzelne Frohnen 
geleifteten Vergütung gemacht werden. C.O. ©. 152. $ 8. Auch genoßen 


noch viele andere Perfonen ſolche Perfonalfreipeit, 3. B. alle geiftlihe 


4 


und weltlihde Beamte, Präceptoren, Schulmeifter, Apothefer und die 
meiften niederen Offtcianten der Communen , fo daß dadurch bei der da— 
maligen Häufigkeit der Commun- und Landesfroßnen eine große Laſt 
hauptfächlih auf die ärmere Klaffe gewälzt wurde. Vgl. C.O. ©. 152. $9, 
©. 158. $ 6. u. 7. und die Bemerkung im angef. Gen.Refer. v. 1714. 

14) C.O. ©. 13 8 6. Die Dorfrichter und die Rathsverwandten ber 
Städte bildeten bei den Frohnen die Obmänner der Fröhner. Comm.O. 
©. 153. $ 10. 

15) Comm.O. ©. 28. $ 2. ©. %. $ 7. Nah dem in Note 7 angef. 
G.Refer. v. 1725 foll, wenn „in Communſachen eine Amtsverfammlung 
oder fonften dergleichen Convent, wobei die Communen zu concurriren 
haben”, zu halten ift, ver Gegenftand vorher an die Amtsorte ausgefihries 
ben werben, und dann in biefen der Schultheiß wo nicht die ganze Ges 
meinde, doch Deputirte derfelben zu Gericht und Rath ziehen, und 
nebft Gericht und Rath fich darüber vergleichen, was die Deputirten bei 
der Amtsverfammlung zu votiren haben: An diefe Inftruction waren bie 
Deputirten bei Strafe gebunden; nur fonnten fie, wenn neue Zweifel 
entftanden, die Sache ad referendum nehmen, und dann „der Commun 
Meinung“ fchriftlich nachfenden. Waren von der Amisverfammlung land» 
Ichaftliche Angelegenheiten zu berathen,, fo durfte der Stabzbeamte in 
derfelben nicht erfcheinen. Freilich wurde dieß nicht immer beobadtet. 
Erbyergleich Class. VI. $ 4. Minderwichtige Angelegenheiten wurden nicht 
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Die Bürgerannahme ftand dem Gerichte zu, fo 
jedoh, daß wenn Streit oder Klage dabei entitand, die Re— 
gierung zu entjcheiden hatte !6. Auch Eonnte das Gericht Bei: 
faffen (Beifiger) annehmen, weldhe ein unvolllommenes 
Bürgerrecht genoßen, indem fie, zwar denfelben Laften wie Die 
eigentlichen vollfommenen Bürger unterworfen (nur das Auf: 
nahmegeld war geringer), von den Communalämtern und dem 
Betriebe eines zünftigen Gewerbes ausgefchloffen waren, und 
auch an den Gemeindenugungen (bei Note 36) nicht denfelben 
Theil hatten, wie die Bürger. Solche Beifigerrechte wurden 
theils Perſonen ertheilt, welche den Bürgern als Taglöhner:c. 
nöthig waren und das zum Bürgerrecht erforderliche Vermö— 
gen nicht befaßen, theild Solche, welche, von ihrem Vermögen 
zu leben im Stande, in den vollen Gemeindeverband nicht 
eintreten wollten 7. Berloren ging das Bürger: und Beifiß- 
recht durch Landesverweifung 8, die in unfrer Periode noch” 
ſehr an der Tagesordnung war, und durch freiwillige Ent: 
fagung, bei weldyer die ED. die oben ©. 108 angeführte Be— 





in der vollen Amtsverfammlung, fondern auf f.g. Deputationstägen 
verhandelt, deren Beſchickung nach dem Herfommen in den verfhiedenen 
Aemtern verfchieden war. Comm.O. ©. 29. $ A. 

16) Es war dieß ſchon altes Recht; oben ©. 108 und L.O. Tit. U. 
$ 1-3. Comm. O. ©. 44. $ 1-8. Nur Perfonen, welche ein beftimmtes 
Bermögen, in Städten 300, in Dörfern 200 fl. (wenn nicht an einzelnen 
Orten eine höhere Summe herfümmlich war), nachweifen konnten, follten, 
(wenn fie nicht Iegitime Kinder eines Bürgers find, deren befondere Auf- 
nahme in das Bürgerrecht eigentlich nur cine Formalität war, da fie ſtets 
in daffelbe aufgenommen werben mußten), zu Bürgern aufgenommen 
werden. C.O. ©. 45. $ 4. Diefe Summe wurbe aber nicht erſt von ber 
Comm.O. (wie v. Weishaar Hob. 3e A. $351. glaubt), fondern ſchon 
mehr ala hundert Jahre früher durch G.Referipte feſtgeſetzt (Hochſtetter 
Ertract Th. I. S. 98), und nur von der Comm'O. wiederholt. Noch 
weitere Rüdkfichten ;s welche bei der Bürgerannahme genommen werben 
ſollen, jedoch über biefelbe nicht unbedingt entfcheivend find, gibt die E.D. 
a. a. O. an. Ausländer mußten vor der Bürgerannahme von der Re- , 
gierung in den Unterthanenverband aufgenommen feyn. 

17) Comm.D. ©. 46. $9. Bol. auch die Reſec. bei Hochſtetter Er- 
tract ©. 101-106. Die Annahme adeliher Beifiger ohne höhere Ge- 
nehmigung verbot cin Refer. v. 13. Jan. 1662 und die C.O. S. 46. 99. 

18) Hierher gehört auch der unten $ 615 Note 15 angeführte Fall. 


5 


408 Kap. 6. Dritte Periode. Friedrich I. bis Friedrich II. 1593-1805. 


ftimmung Ehriftophs beftätigte. Auch Fonnte das Gericht bei 
Bürgern oder Beifigern, welche dem Bettel oder andern uner- 
laubten Lebensarten fich ergaben, auf Ausjchaffung derfelben 
aus dem Orte bei der Regierung antragen . Es beftand 
übrigens , keine allgemeine VBerpflihtung für die im Lande 
Wohnenden, bei einer Gemeinde Bürger oder Beifiger zu feyn. 
Namentlich. beftand eine folche. Verpflichtung weder bei den 
Kirchen: und Schuldienern (welche übrigens in der Gemeinde 
ihres Amtsfiges an den Nechten der Bürger rückfichtlich der 
Dortheile vom Gemeindevermögen Theil nahmen),. noch bei 
den weltlichen Beamten und Dienern. Auch fanden fih an 
vielen Orten noch andere f. g. Freifaffen, welchen im Bezirke 
der Gemeinde zu’ wohnen verftattet wurde, ohne daß fie an 
den Nechten und DBerbindlichfeiten der Bürger und Beifiger 
Theil hatten. Indeſſen hatten fich die Orundfäge über die 
Semeindeeinnahmen fo gebildet, daß die Gemeinde beinahe 
denfelben pecuniären Vortheil von den angefeflenen Nichtbür: 
gern, wie von den Bürgern, 309, und es bei den wichtigften 
an die Gemeinde zu machenden Zahlungen gar nicht Darauf 
ankam, ob man Bürger war oder nicht. 

Die Verwaltung des Vermögens und der Einkünfte der 
Gemeinde ftand zunächſt unter dem Gerichte, und wurde im 
Einzelnen durch die Bürgermeifter und andere Communoffi: 
cianten — ‚Nebenämter, welche größtentbeils den Gerichte: 
und Rathsverwandten übertragen wurden — bejorgt. Dabei 
waren aber dem Gerichte in der Verfügung über das Ge 
meindevermögen die Hände fehr gebunden. Nicht blos zur 
Errihtung neuer, fondern aud zu Dauptreparaturen alter 
Gebäude war Erlaubniß der Randrechnungsdeputation nöthig ?!. 





19) v. Weishaar Handb. dritte Ausg. 8337. glaubt, daß die Beis 
fiter noch leichter hätten augsgetrieben werben können, als die Bürger, 
Die EommunD. aber behandelt hier Bürger und Beifiger gleih. C.O. 
©, 46. $ 11. u. 13. 89. Tit. U. $ 7. Was mit folhen Auszumeifenden 
weiter gefchehen follte, fagt die ED. nicht. 

20) Cynosura ecclesiast. p. 259. 

21) C.O. S. 72. $.1. Bei ‚geringeren Reparaturen über 5 fl. war 
wenigſtens die Zuſtimmung des Oberamtmanng nöthig. 
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Die gleihe Erlaubniß war erforderlich, wenn irgend eine For: 
derung der Gemeinden nachgelaffen, oder eine uneintreibbare 
Schuld in Abgang verrechnet ?, wenn ein Darlehen aufgenom= 
men®, oder Grundeigenthbum der Gemeinde veräußert *, oder 
auh nur eine Schafwaide verpachtet 3 werden follte. Ueber: 
haupt hatte der Stabsbeamte die genauefte Aufficht über die 
Berwaltung des Communvermögens zu führen, die Rechnun— 
gen zu renidiren und abzuhören, und jährlich genaue Berichte 
über diefelben an die Kanzlei einzufenden %, 

Reichen die Einfünfte der Gemeinden aus ihrem Grund: 
eigenthum (ihren vermietheten oder verpachteten Grundftücken, 
Waiden, Waldungen zc. 27) und aus den Abgaben, Gefällen 8, 


22) C.O. ©. 132. $ 17. 

23) C.O. ©. 9. $ 1. 

24) C.O. ©. 75. $ 2. Der Berlauf von Grundeigentum und bewegli⸗ 
hen Sachen follte „So hoch immer möglich urkundlich” gefchehen; C.O. 
S. 98. $ 13, und Geld der Communen nur gegen Unterpfänder ausgelie⸗ 
ben werden. C.O. ©. 98. $ 1 ff. 

25) Gen.Refe. v. 7. Sept. 1791; in Kapffs Samml. d. BOD. ır. 
©. 376. In der Comm.D. fand die letztere Beftimmung ‚noch, nicht. 
Vrgl. ED, ©. 81. $ 2. 

%) ED. ©. 9. $ 1. ©. 191. $ 1fl. 

27) v. Weishaar Handb: 2e Aufl. Th. J. $ 302. behauptet: die Aufs 
fiht über die Communwaldungen hätten nicht die Magiftrate, fondern bie 
dorftämter gehabt. Allein nur das Recht der Oberaufficht hatten die 
dorſtämter und allerdings ein fehr weit gehendes, fo daß z. DB. der jähr⸗ 
lie Holzfchlag, das einzelne zu fehlagende Holz, der Nutzungsplan über- 
haupt, wenn nicht die Commun felbft einen zu bilfigenden vorlegte, von 
dem Forfibeamten beftimmt wurde, Die nächfte Auffiht und Verwaltung 
der Communwaldungen aber fland dem Gerichte der Gemeinde zu, und 
daffelbe übte fie gewöhnlich durch befondere Waldmeifter aus; auch hatte 
es einen Theil der in den Gemeindewaldungen verübten Forfifrevel zu 
rügen und die Ruggelder für die Gemeinde einzuziehen. C.O. ©.86—93, 
S. 134. $ 1. und Landtagsabſch. v. 1739. $ 8. 

28) Die Abgaben beftanden hauptſächlich in einem jährlihen Bürger 
und Beiſitzgelde (45 fr. bis 2 fl.), in einer Wohnfteuer, welche die Nicht- 
Bürger und Beifiger zu zahlen hatten, in Brüdengeld, Thorgeld, Weg- 
geld. u. d. gl., in einer Viehſteuer, und in einer Steuer, welde die Ge— 
meinde von den Capitalien der bei ihr Angefeffenen (jedoch mit vielen 
Eremtionen) beziehen konnte, fofern der Staat nicht eine Capitalfteuer 


umlegte. C.O. ©. 95. $ 2. ©, 112, 113. ©. 116. $ 13. bis ©. 118. 
5, 1%, $ 9. 
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Zinfen und Strafen, die fie zu ziehen hatte, zur Deckung ihrer 
Ausgaben nicht Hin: fo Eonnte, fo weit die Betheiligten nicht zu 
fehr dadnrch gedrückt werden 9, der Ausfall (f.g. Com mun— 
ſchaden) durch Umlagen gedeckt werden. Diefe Umlagen 
wurden aber nicht blos auf die Bürger 30, und ebenfo wenig 
auf alle Bürger, fondern fie wurden auf die Gewerbe, 
welche innerhalb der Gemeinde getrieben werden 3, und 
auf alle Gebäude und andere Grundftüce, welche innerhalb 
der Gemeindemarfung liegen, wem fie aud gehdren mö— 
gen, wenn nicht eine befonders erlangte Befreiung urkundlich 
nachgemwiefen werden kann, gemacht??, Ueber den umzulegenden 
Eommunfchaden hatten in den Amtsftädten der Gtabsbeamte, 
Bürgermeifter und Gericht, in andern Gemeinden Schult— 
heiß, Gericht und Rath zu entfcheiden; nur mußte der Be: 
ſchluß des Magiftrats der legteren Gemeinden dem tabs: 
beamten zur Genehmigung vorgelegt werden 3, Auf die gleiche 
Weife Fonnte auch die Amtsverfammlung zum Zwecde ber 
Beftreitung der, den ganzen Stadt: und Amtsverband betref— 
fenden, gemeinfchaftlihen Ausgaben, zu welchen die Einkünfte 
aus ihrem Vermögen (denn Abgaben, wie Bürgergeld u. dgl. 
bezog der Amtsverband nicht) nicht reichten, einen |.g. Amts 
ſchaden auf die innerhatb des Amtsverbandes liegenden un: 
beweglichen Güter und auf die Gewerbe umlegen. Nur mußte 
bier der Beichluß der Amtsverfammlung der Landrechnunge- 
deputation zur Genehmigung vorgefegt werden *, 


29) C.O. ©, 101 $ 9. 

30) Wie v. Weishaar Handb. 2e Aufl. Th. I. $ 315 fagt. 

31) C.O. ©, 119. $ 25. ff. 

32) C.O. ©, 102. $ 1. ff. ©. 103. Sf. ©. 115. $ 7. ff. Es follten 
nach der C.O. ©. 104 nur ſolche Güter von Privaten vom Communſcha— 
den frei feyn, welche „durch klare Berträge, Freipeitsbriefe oder andere 
öffentliche Urkunden ausdrücklich freigeſprochen, auch im 3. 1629 nicht in 
die landſchaftliche Befteurung gefommen und. feitbem in der Ausübung 
diefer Freiheit verblieben find.” Verjährung foll kein Befreiungsgrund 
feyn. Außerdem waren noch beinahe durchaus die Kammer- und Kam- 
merfchreibereigüter und das Kirchengut von der Umlage des Communſcha— 
dens befreit. C.O. ©. 103. $ 3. u. 4. ©. 105. $ 10. und $ 11. 

33) Comm.O. ©. 109. $ 2, 

34) Comm.D. ©.:108. $ 1. ©. 109. $ 2. ©. 207. $ 1-3. 
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Um den Eommun: und Amtsjchaden (und auch die Staats: 
ftener) gehörig umlegen zu können, mußte bei jeder Gemeinde 
ein Steuer: oder Güterbuc, geführt, und in diefes unter 
dem Namen eines jeden Einwohners fein ftenerbares Vermö— 
gen genau verzeichnet und jährlich jede eingetretene Verände— 
rung eingetragen werden 3. 

Die Gemeindemitglieder genoßen unmittelbar mandye Bor: 
theile aus dem Gemeindevermögen, die |. g. Gemeinde 
nugungen. Namentlich gehörten hieher Holzgaben, welde 
aus den Gemeindewaldungen vertheilt wurden und in manden 
Gemeinden eine nicht unbedeutende Einnahme bildeten, andre 
Waldnugungen, Benusung der Allmanden, Scafwaiden ꝛc. 
Das Recht, an diefen Gemeindenugungen Theil zu nehmen, 
beftimmte ſich nach, Herkommen und Vereinbarungen in den 
verjchiedenen Gemeinden auf verfchiedene Weile *. Gewöhnlich 
hatten blos die eigentlihen Bürger vollen Antheil an den: 
ſelben, die Beifiger nur einen befchränkten, in. vielen Ge— 
meinden gar feinen; in manchen Gemeinden hing die Theil: 
nahme vom Grundbefige der Bürger ab, indem die Gerechtigkeit 
an den Beſitz gewiffer Häufer innerhalb der Gemeinde gebun: 
den, und jeder Bürger, dem ein ſolches Haus nicht gehörte, 
von der Gemeindenugung rechtlich ausgefchloffen war 37. 

Aus dem Dargeftellten ergibt ſich, wie wenig felbftitändig 
die Gemeinden der Regierung und den Stabsbeamten gegen: 
über waren; wenn man die landftändifchen Verhältniffe aus: 
nimmt, Dabei war die Grenze zwifchen den Rechten der 
Regierung und denen der Gemeinden jo wenig fcharf beftimmt, 
daß fie von Jener gar zu leicht überfchritten werden konnte, 
und in unfrer Periode nur zu häufig überfchritten wurde. 
Einen auffallenden Beleg biefür gibt der Erbvergleich von 
1770 (ob. ©. 368). Es ift beinahe Fein Recht der Gemeinden, 

von welchem in jenem Bergleiche die Regierung nicht zugibt, 





— 





— — —— — — — — — — — —s — — 


3) C.O. ©. 110. 
36) Weder die Comm. DO. noch andere Gefege enthalten allgemeine 
Normen über diefen Gegenftand. \ 


) S. z. B. v. Memminger Befchreibung des DA. Blaubeuren. 
1830. ©, 98, 
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daß es von ihr oder ihren Beamten verlegt worden fey. — 
Namentlich drang man den Communen häufig wider ihren 
Willen Gemeindebeamte auf, und fhon Johann Fridrich 
verfprach im Landtagsabſchied von 1608, daß es nicht mehr 
geſchehen folle #. Allein unter Eberhard Ludwig und noch 
mehr unter Carl Alerander und dann auch wieder zu Zeiten 
unter Herzog Earl wurden Gemeindedienfte in Städten und 
Dörfern geradezu verhandelt 9. Auch wurde durch ein Regu— 
lativ v. 49. Nov. 1762 eine Reihe von Amtsftellen auf Dör: 
fern gefchaffen, welche die Regierung vergab, und durch melde 
die Nechte der Gemeinden weſentlich gefränft wurden. Erft 
im Erbvergfeiche wurde diefe Einrichtung wieder aufgehoben, 
den Gemeinden die Wahl ihrer Schultheißen wieder hergeftellt 
und verfprochen, daß die „unmittelbaren Commundienfterfegun: 
gen“ Fünftig ganz unterbleiben follen . Häufig wurden aud 
Amtsorte willführlih von ihrem bisherigen Amtsverbande 
getrennt, und einer andern Amtsftadt für eine von diefer zu 
erlegende Geldfunme zugetheilt. Auch die wurde im Erb: 
vergleiche nicht in Abrede geftellt und verfprochen, Fünftig, 
wenn eine folche Trennung nöthig feyn follte, fie nur mit Zu: 
itimmung der Landftände vornehmen zu wollen #1, Oft wurde 
auch den Gemeinden ihr Recht der Bürgeraufnahme beein: 
trächtigt, und ihnen geradezu von der Regierung ein Bürger 
oder Beifiger aufgedrungen. Auch bier verfprach der Erbver: 
gleich, daß es Fünftig nicht mehr gefchehen folle *°, Nicht felten 
wurde fogar mit dem Vermögen der Gemeinden von der Re: 
gierung und ihren Beamten eigenmächtig verfahren; manche 
Auslagen wurden auf die Gemeinde: und Amtsfaffen decre: 





38) Er erließ auch dem gemäß einen Befehl am 15. Nov. 16185 f. 
Nov. IX. hinter der LandesO. $ 1. 
39) Brol. auh Pfaff Geſch. Wrtbgs Bo. U. ©. 472. 

40) Erbvergleich Class. VI. $ 7—13. 

41) Erbvergleih Class. VI. $ 14. 15. und Pfaffa. a. D. ©. 474. 

42) A. a.D.$9 233. und Pfaffa. aD. ©. 547. Achnlihe Klagen 
famen auch ſchon in früherer Zeit vor, 3. B. aus der Regierung von 
Sriedrich I. Landtagsabfch. von 1608 Art. 12, bei Reyſcher Staatd: 
grundgeſſ. Th. 11. S. 304; unter Johann — Nov. X. bin: 
ter der LandesO. 
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tirt, welche eigentlih der Staat zu tragen hatte; Frucht: 
vorräthe, Holz; aus ihren Waldungen, Häufer und Güterftücke 
wurden oft den Gemeinden geradezu weggenommen. Auch 
dieß ftellte der Erbvergleich nicht in Abrede, und verfprach 
Erſatz und Abhülfe #, 

Sn den Zunftverhältniffen trat in diefer Periode 
eine ‚wefentliche Aenderung nicht ein. Zwar war fie reidy an 
neuen und an revidirten Handwerfsordnungen,, welche theils 
von den Handwerken felbft zur Beftätigung vorgelegt, theils 
von dem Herzog unmittelbar. gegeben wurden. Allein diefe 
gingen ganz von dem ©.414 berührten Geifte aus, und konn— 
ten weder den Nutzen des Publikums, noc dag wahre Inter— 
eſſe der Gewerbe gehörig fürdern. Gie binden nad) allen 
Seiten hin die Hände, und greifen in die individuelle Freiheit 
der Bürger empfindli ein®, Außerdem wurden noch einige 
allgemeinere, alle Züufte betreffende Verfügungen 3. B. über 
einzelne Handwerfsmißbräude u. dgl. gegeben? Zu einem 


43) Erbvergleich Class. VI. $. 3. Die Comm.D. enthielt freilich in 
diefer Hinficht eine gefährlihe Befimmung. Während fie (S. 181. $ 16.) 
den Amtspfleger anweist, aus der Stadt- und Amtskaſſe ohne vorange⸗ 
gangene Bewilligung der Amtsverfammlung in der Regel nichts zu be- 
zahlen, fügt fie bei: „wozu ein Amtspfleger durch Unfere Fürſtliche be- 
fondere Befehle Iegitimirt it, da verfiehet ſich von felbften, daß 
es feines weiteren Decrets bedarf!“ 

44) A. a. O. $. 16. 19. und Class. V. $. 5. 

45) 3. B. Samml. der Handwerksordd. ©. 633, 643, 647. Auch die 
Bannrechte wurden häufig vermehrt, und namentlich unter Herzog Carl 
ſolche Rechte öfters auf eine, die Rechte der Privaten fehr kränkende, 
Weife verkauft. Bol. Pfaff Geld. Wribge B. 11. ©. 473, 474. Ein 
Refer. v. 25. Apr. 1767 und der Erbvergleich von 1770. Class. IV. $12. 
verfprach in dieſer Hinficht wegen des Müplenbanneg, daß „Alles in 
den vorigen Stand den Lagerbücern und dem Herfommen gemäß wieder 
eingerichtet werden folle.” 

46) 3. B. Ausſchreiben von Martini 1608 (Nov, VI. Hinter der Lan- 
desd.), vom 15. Nov. 1618 (ebendaf. Nov. X.), vom 24. Zul. 1620 
Cap. 7 (ebendaf. Nov. XUL); Patent v. 15. März 1726 (bei Riede 
Gerichtsgefi. Th. Il. ©. 332), in welchem beftimmt wird, daß „bei Ir— 
rımgen, was Handwerksſachen anbetrifft, folhe vor den Laden und dem 
Handwerk, fo fern es deffen befugt ift, hingegen andere burgerliche und 
das Handwerk eigentlich nicht angehende Gtreitigfeiten vor eines jeden 
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allgemeinen, umfaffennen Geſetze über die Gemwerbeverhäftnifie 
fam es nicht. 


c. Berhältniffe der Univerfität Tübingen in privatrechtlicer 
Hinficht. 

$ 60. Die Univerfität hatte die ganze verfloffene Period: 
hindurch ihren Widerftand gegen das Landrecht und die Lan 
desordnung mit Erfolg durchgeführt. Allein in diefer Periode 
änderte fih die Sache. Als unter Herzog Friedrid I 
Schritte zur Revifton des II. Landrechts gefchahen, fuchte man 
zum erften Mal auch die Univerfität in die Berathung zu 
ziehen (vrgl. ob. ©. 289 N. 2); fie wurde aufgefordert, zu be: 
richten: „ob und welcher Geftalt das Fünftige Landrecht von 
der Univerfität anzunehmen, und was Derfelben zum Belten 
darein zu bringen fey.“ Der Senat antwortete hierauf (17. 
Aug. 1600) ausweichend; er meinte, um fein echt, Statuten 
zu geben, gehörig zu wahren, werde es angemeffen feyn, nad 
Erfcheinen des neuen Landrechts neue Univerfitätsftatuten zu 
verfaffen ;_ in diefe molle er vom neuen Landrecht aufnehmen, 
was für die Univerfität paffe, und dann das Ganze höherer 
Genehmigung vorlegen. Die neuen Statuten legte aber der 
Senat lange ehe das neue Landrecht zu Stande Fam, ſchon 
im folgenden Jahre vor. In diefer berührte er auch das Erb: 
recht, aber auf eine Weile, bei welcher er im Wefentlichen 
fein früheres Erbrecht feithielt, und nur in einigen Punkten 
das Landrecht beruckfichtigte. Teſtiren ſoll können (und zwar 
entweder nach Nömijchen oder landrechtlichen Formen), mer 
nad dem „gemeinen Raiferlichen“, alſo dem Römiſchen, 
echte dazu fühig ifey; ein Ehemann foll in feinem leßten 
Willen über %, die Frau über Y3 der Errungenfchaft verfügen 
können; die Sinteftaterbfolge fol fid) nah dem Römifchen 
Rechte beftimmen; nur bei der Inteſtaterbfolge der Ehegatten 
fol nad) dem (zweiten) Landrechte getheilt werden, von der 





Orts ordentlicher Obrigkeit” ausgemacht werden follen; auch gehört noch 
hierher die Publicat. des Reichsfchluffes vom 23. Apr. 1772 (bei Kapff 
Samml. d. BOD. ꝛc. ©. 105 f.). 


J 
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Errungenschaft jedoch bei Finderlofer Ehe ! der überlebende 
Gatte, wenn ed der Mann ift 27, wenn e8 die Frau ift 7; als 
Eigentum an ſich ziehen, und von dem Uebrigen die Hälfte 
erben und die andere Hälfte in den lebenslänglichen Nießbrauch 
befommen. Der Herzog betätigte diefe Statuten ?; allein er fügte 
am Schluffe der Beitätigung bei, daß in allen von den Sta— 
tuten nicht berührten Punkten die afademifchen Bürger dem 
Landrechte, welches ja mit dem gemeinen Nechte größten: 
theils übereinftimme und mit den akademiſchen Berhältniffen 
wohl vereinbar fey, unterworfen jeyn follen, und fo war num 
auf eine, wie es fcheint dem Genate unerwartete, Weife durch 
Sriedrich I. mit nur wenigen Ausnahmen das Landredt 
auch auf der Univerfität eingeführt. Die Ausnahmen betrafen 
bios die angeführten erbredhtlichen Punkte, den privilegirten 
Gerihtsftand der akademifchen Bürger vor dem Confiftorium 
des Nectors (die Inventuren und Theilungen follen von dem 
Univerfitätsfecretaire und zwei Senatoren beforgt werden) und 
in zweiter Inſtanz mit den gemeinrechtlihen Fatalien vor 
dem Kanzler, und das Recht der Profeiloren, an das Reichs— 
fammergericht noch weitere Berufung zu ergreifen. Indeſſen 
machte doch bei den fpäteren Verhandlungen über das dritte 
Landrecht der Senat wieder den Verſuch, zu bewirken, daß 
im Landrechte der Univerfität feine Erwähnung gefchehe, um 
„allerley Disputiren zu verhüten“ (1608). Allein der Ober: 
rath war dagegen. Man könne, meinte er, die Privilegien 
der Univerfität befonders beftätigen und ihr erklären, daß das 
Landrecht im Uebrigen ihren Statuten Feinen Eintrag thun 


1) Daß dieß blos bei Einverlofer Ehe fo feyn folle, erklärt ſich aug 
der Zeit, in welcher der Vorſchlag gemacht wurde, und fpäter behielt 
man es, freilich unter ganz geänderten Borausfegungen, bei. Im Jahr 
1601 galt das zweite Landrecht. Diefes theilte bei der Inteftaterbfolge, 
wenn die Ehe kinderlos war, die Errungenfchaft unter die Gatten 
(anders das le Landrecht; vrgl. oben ©. 247 und ©. 254 Note 13. 
©. 78 Note 21), folgte dagegen, wenn Kinder da waren, dem 1. 
Landrecht, nach welchem die Errungenfchaft zur gefammten Erbmaffe ge- 
worfen und nicht beſonders unterfchieden wird. 

2) Statuta universitatis scholasticae studii Tubingensis; renovata a 
1601. Tub. 1602 4. 
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folle (23. Mai 1610). So wurde ed auch gehalten, und in 
feinem Eingange und Schluſſe das dritte Landrecht aud 
wieder auf die Doctoren und Regenten der Univerfität erftredt, 
und das Gleiche gefchah auc bald darauf bei der fiebenten 

JESRDERDEDUENS, während noch die fechste der Univerfität 
nicht erwähnte. 

Das befondere Recht der academifchen Bürger in Bezie— 
hung auf Errungenfchafr erlitt jpäter (1636, 1752) noch einige 
Aenderungen, bis es endlich auf den Antrag des Senats im 
J. 1779 dahin feitgeftellt wurde, daß das Güter: und Erbredit 
der Ehegatten fih durchaus nah dem Landrechte bejtimmen, 
und blos, wenn der veritorbene Gatte weder aus der ge 
trennten noch aus einer früheren Ehe Kinder hinterlafe, 
die Ausnahme eintreten folle, daß dem Manne von der Er: 
rungenfchaft 2, der Frau 1 als Eigenthum gehöre. Dagegen 
behielten auch die fpäteren Statuten die Beitimmung der Sta— 
tuten von 41602 bei, daß das Inteftaterbrecht, wenn nicht Ehe 
gatten erben, fich lediglich nach dem Römischen Rechte be: 
ftimmen folle, laffen aber die Stelle von der Appellation an 
das Kammergericht weg, und fegen für die Appellation an 
den Kanzler die landrechtlihen Formen feit ®. 


5, Eherecht. 


$ 61. Die Eheordnungen der früheren Periode (©. 175) 
waren fehr dürftig, und es zeigte fi) bald das Bedürfniß, 
gerade hier, wo die Anwendung des gemeinen Rechtes beſon⸗ 
dere Zweifel darbot, durch eine umfaſſendere Ordnung nad; 
zuhelfen. Indeſſen verging lange Zeit, bis es zu einer folden 





3) Bom Kanzler follte nur „ad Serenissimum“ appelfirt werben Fön 
nen; Statuta renovat. ad mand. Caroli Würt. Ducis. Stuttg. 1752. 4. 
Auch enthalten diefe Statuten und ſchon die von 1602 ein, jedoch fehr 
dürftiges, Erebitgefeg für die Studierenden. — Neben Tübingen entwi- 
ckelte fih auch die von Herzog Earl geftiftete Academie in Stuttgart 
zu einer Univerfität. Sie wurde von Kaifer Joſeph am 29. Der. 1781 
förmlich zur Univerfität erhoben („Hohe Carlsſchule“); allein als 
folhe blühte fie nicht recht auf, und nach Carls Tode wurde die ganze 
Anftalt aufgehoben (Febr. 1794). 
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fam, und man begnügte fi bis gegen das Ende des XVII. 
Sahrhunderts damit, theils die alte Eheordnung einzufchärfen, 
befonders den Geiftlichen, die Häufig eigenmächtig proclamirten, 
dispenfirten und entjchieden, mo fie nicht zu entfcheiden hats 
ten !, theils einzelne minder wichtige Beftimmungen über Ehe— 
hinderniffe ? und über Ehegerichtsprozeß 3 zu geben, und dafür 
zu jorgen, Daß der Auszug der Eheordnung gehörig auf der 
Kanzel verlefen werde %. Im Jahr 1687 aber fam eine ueue 
Ehe und Ehegerihtsordnung zu Stande, in welcher 
die zweite Eheordnung durd einen Zufag von drei neuen be- 
deutenden Theilen wefentlich vervollftändigt wurde. Gie erfchien 
unter dem Titel: Deff Herzogtbums Würtemberg 


1) Mit diefen Mißbräuchen befchäftigt fich eine Reihe von Gefegen, die 
eigentlich blos eine Einfchärfung des durch die zweite Eheordnung Be- 
fimmten enthalten, namentlich die G.Referipte v. 12. Jan. 1613 (bei 
EifenloHr Kirchengefl. Th. I. ©. 303), v. 22. Jan. 1627 (bei Riede 
Gerichtsgeſſ. Th. U. ©. 394), v. 18. April 1629 (Riede S. 398), und 
v. 30, Aug. 1658 (oral. Riecke a. a. O. Th. 11. ©. 13), ferner der 
Gen.Syn.Rec. v. 8. Mai 1695 Nr. 10; bei Eifenlohr K.Gefl. Th. J. 
©. 482. . * 

2) Die Beſtimmungen über das Traueriahr mußten mehrfach er- 
nenert werden. ©, bie angef. Nefee. v. 1627 und 1658. Auch wurbe 
feftgefegt, daß im zweiten Grade der Schwägerfchaft gleicher Linie nicht 
leicht dispenfirt werben folle. G.R. v. 27. Nov. 168; bei Riede Ge- 
richtsgeſſ. Th. 11. ©. 397, und das Hochzeithalten an Montagen ver- 
boten, weil die Sonntagsfeier durch die Vorbereitungen geflört werde, 
GR. v. 15. Febr. 1660; bei Eifenlohr K.Gefl. Th. I. ©. 339. 

3) Gen.Refer. v. 19. Sept. 1639 (bei Riecke Gerichtsgefl. Th. I. 
©. 416), v. 10. Febr. 1648 (Riecke a. a. O. ©. 42), v. 17. Mai 
und 20. Nov. 1649 (NRiede ©. 443, 445), v. 27. Juli 1652 (Riede 
&. 453); ferner G.Refer. v. 23. Sept. 1661, welches theils die in der 
Note 1 angeführten Verordnungen einfchärft, und einige nähere Beftim- 
mungen über Legitimation der Parthieen, Bervollftändigung der nöthi— 
gen Berichte des gemeinfchaftlichen Oberamts und Unzuläffigkeit eines 
Privatvergleichs über Aufhebung eines Berlöbniffes enthält (bei Riede 
Th. 10. S. 23). Auch diefes GR. mußte fpäter wiederholt eingefchärft 
werden (19. April 1671, 8. Mat 1676). 

4) Es wurbe deßhalb am 23. Sept. 1660 ein neuer Auszug aus ber 
zweiten Epeorbnung ($ 33. Note 15) gemacht, der aber in mehreren 
Punkten von der II. Eheorbnung felbft abweicht! ©. Riecke a. a. O. 
%. 1. ©. 20. 


Wächter, Württ, Brivatr. 1. 47 
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ernenerte Ehe: und Ehe-Gerichts- Ordnung ſamt 
der Cynosura ecclesiastica etc.’, und Fündigt fid, 
was fie auch in der Hauptfache wirklid) war, blos als Revi— 
fion und Zufammenftellung des bisherigen Nechtes an. Ihre 
erfte „Pars“ hat den Titel: „Eheordnung, wie felbige alle 
halbe Jahr ... auf allen Cantzeln ... . . Öffentlich zu ver: 
lefen«“ 6. Diefer Theil befteht blos aus einer Revifion der 
zweiten Eheordnung mit einzelnen Aenderungen und Zufä- 
gen und mit Weglaffung des legten, von den Gerichtskoften 
handelnden, Kapitels 6°, Da man aber mit ihm zugleich den 
Zweck verbamd, daß er ftatt der früheren Auszüge aus der 
Eheordnung auf den Kanzeln verlefen werden follte: fo be 
ginnt und fchließt er ganz wie eine Predigt, und wurde auch 
noch mit einem Kapitel über Vorbeugungen gegen Kindsmord 
vermehrt. Die IT, IIL und IV. Pars handelt nach ihren Ru: 
brifen vom Ehegerichtsprozgeß. Es mußten aber noch eine 
Menge Beltimmungen über das Eherecht felbft in fie aufge: 
nommen werden, weil Alles, was man in der Kirche nicht ver: 
Icfen laffen wollte, aus der I. Pars wegbleiben follte, und fo 


5) Stuttg. kl. 8. (214 SS.). Sie ift abgetheilt in 4 „Partes“, vie 
Partes zerfallen in Kapitel und dieſe in 88. Angehängt ift ihr ein fehr 
ausführliches Negifter, das zugleich über Die Cynos. eccles. ſich erfircdt. 
Eine zweite feitengleihe Ausgabe erſchien 1716 E. 8. Auch ift fie abge- 
druckt in der $ 33. Note 17 angef. Mofer’fhen Sammlung ©. 361 bis 
435 und in Riedes Gerichtsgeſſ. Th. II, S. 85—165. Die einzelnen 
Stellen werden gewöhnlich nad Seiten und $$. citirt, weshalb aud 
Riecke an den Columnen die Seitenzahlen der I. Ausg. bemerkt. Außer 
dem find noch bei Riecke einige Feine Abweichungen ver U. Ausg. von 
ver I. bemerft. 

6) Diefer Theil wird gewöhnlid durch Eheordnung (E.D.) citirt, 
dagegen die drei andern Theile durch Ehegerichtsordnung (E.G.D.). 
Ich werde alle 4 Theile bei Eitaten durch EheO. bezeichnen. 

6a) Eine Abweichung betrifft namentlih die Quellen, nad wel- 
chen das Ehegericht entſcheiden fol. Die zweite EheOrdnung beftimmt 
an ihrem Schluffe, bei Lüden der EheO. folle das Ehegericht „nach dem 
heiligen Gotteswort vnd den gemeinen gefchriebenen Keiferlihen 
Rechten“ entfcheiden, die dritte (S. 53) ſetzt dagegen feft, daß in folden 
Fällen das Ehegericht „entweder nah den gemeinen Rechten ond der 
evangeliſchen Consistoriorum üblihen Herfommen und Praxi entfcheiden, 
oder Vns ſolches Hinterbringen vnd fernere Refolution erwarten folle.“ 
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ift daher an den Faden des Prozeffes beinahe das ganze Ehes 
recht angefnüpft ". Das Geſetz, welchem man es fehr anfteht, 
daß es unter großem Einfluffe der Geiftlichfeit gemacht wurde, 
it im Ganzen nicht zu rühmen. Geine Beftimmungen find 
vielfach unzwecmäßig, häufig zu vag, laffen Willfür der Be: 
hörden und vielen Zweifeln Raum, und befchränfen in mans 
hen Punkten die Freiheit der Parthieen auf eine ganz unge: 
eignete Weife®. 

Das Ehegericht follte nun nach diefer neuen Eheords 
nung aus dem gefammten DOberrathe und zwei geiftlichen Con⸗ 
fiftorialräthen beftehen, und zu einem Urtheile außer dem 
Borftande Die Gegenwart von menigftens 5 Oberräthen und 
der beiden geiftlichen Mitglieder nöthig feyn?. Wie früher, war 
es für alle Ehe: und Verlöbnißſachen (fo weit fie nicht die 
Vermögensverhältniffe der Gatten betrafen) aus dem gan 
zen Lande ohne alle Eremtion competent; felbft die Univer- 
tät war von demfelben nicht ausgenommen !9, 


7) €3 ift fogar im ID. Th. ©. 137—145 eine weitläuftige Anleitung 
zu Berechnung der Berwandtichafts- und Schwägerfchaftsgrade (nad ka— 
nonifcher Computation, weil diefe in Ehe» und Strafſachen zu Grunde zu 
legen fey) beigefügt, „da man wahrzımehmen gehabt habe, daß die Be- 
amten in dieſem Falle fich Häufig ftoffen.“ 

8) Im. 3. 1798 erklärte der ftändifche engere Ausfhuß, daß bei kei— 
nem Theile der vaterländifhen Gefetgebung das Bedürf- 
niß einer Berbefferung dringender und allgemeiner aner- 
kannt zu feyn feine, als beiden Ehegefeten; daß bie mei- 
fen benachbarten Neichsftände ihre Ehegefege längft von der Barbarei 
der vorigen Jahrhunderte gereinigt haben, und daß man beinahe nur 
jedes beliebige Blatt der EheO. Iefen dürfe, um fih von der Nothiven- 
digkeit einer fchleunigen Revifion zu überzeugen. ©. der Landtag im 
Herzogth. Würt. v. Steeb. 9. 1. ©. 366 und auch bei Riede Ge— 
richtsgeſſ. Th. IM. ©. 746. Das Ehegericht meinte hierauf, es fey freis 
lich nicht zu mißfennen, daß umfre Ehegefege theils fehr unvolftändig 
ſeyen, theilg mit dem Geiſte neuerer Zeiten und der Cultur nicht gleichen 
Säritt gehalten haben; die Schilderung des Ausſchuſſes ſey aber doch 
ja übertrieben. Gutacht. v. 19. Aug. 1797, bei Riecke a. a. D. 

‚ 749, 

I) CHD. ©. 36, 37. Nah der Kanzleid. von 1660 war dag Ehe- 
gericht noch auf die gleiche Weife zufammengefeßt, wie zu Chriſtophs Zeit. 

10) ED. S. 40 f. | a 

9 Er 
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Diefe dritte Eheordnung bildet noch jetztt die Hauptquelle 
unfres proteftantiichen Eherechtes und Ehegerichtsprozefles. Nur 
in einzelnen Punkten wurde fie durch fpätere Geſetze geän: 
dert, gemildert und in Manchem, wie auch durch die Praris 
des Ehegerichts, näher beftimmt !, Die meiften einzelnen 
Geſetze über Eherecht aber, welche noch in diefer Periode er: 
Ichienen, enthalten blos Wiederholungen und Einfchärfungen 
einzelner Beftimmungen der Eheordnung ®, und nur wenige 
etwas eigentlih Neues. Die Lebteren betreffen hauptfächlicd 
Ehehinderniffe und befonders 3 folgende fünf Punkte. 

Häufig fuchten die Parthieen durh Trauungen im 
Auslande Borfchriften der Ehegefege zu umgehen. Deßhalb 
wurden ſolche Trauungen nur auf befondre Dispenfation für 
zuläffig erflärt. Allein es half dieß wenig,” da man, wenn 
die Dispenfation nicht eingeholt wurde, die Ehe doch nicht für 
ungültig erflärte, und fo ließen fi eben Manche im Aus: 





11) Auf diefe fpäteren Geſetze und auf die neuere Praris macht Riede 
in feiner oben angeführten Ausgabe der EheO. in ſchätzbaren Noten auf: 
merkfam. 

12) Mitunter beſtimmen fie auch Einiges näher. Befonders mußte wie- 
der eigenmächtiges Verfahren der Geiftlihen gerügt werden; Gen.Refer. 
v. 11. März 1723 (in Eifenlohrs Kirchengefl. Th. J. S. 586); irc.Refe. 
v. 10. Febr. 1757 (bei Hartmann Ehegefl. S. 395). Ein anderes Gefeg 
(Gen.Refer. v. 24. Nov. 1713, bei Riede Gerichtsgefl. Th. Il. ©. 245 
bis 251) fchärft die Beflimmungen der EpeD. über die Obliegenpeiten 
des gemeinfchaftlihen Oberamts bei Ehefachen Ceinleitendes Berfahren, 
Borunterfuchungen, Berichte an das Ehegericht 2c.) ein, und gibt einige 
nähere Borfchriften in diefer Hinficht und über die Berlefung der EheO. 
auf der Kanzel. Dan fieht aus diefem Gefege, daß die Ehefachen fo- 
wohl beim Ehegerichte als beim gemeinfcha,tlihen Oberamte nicht eben 
in der beften Ordnung und auch nicht immer fehr rafch behandelt wurden. 

13) Auch gehören hierher noch das G.R. vom 11. Jan. 1694 über das 
Berbot der Berlobungen der Tübinger Stipendiaten; das GR. v. 27. 
Nov. 1784 (erneuert d. 30. Jun. 1789) und v. 21. Jan. 1796, daß Sub: 
ftituten und Sorftferibenten ohne hergogliche Erlaubniß nicht heirathen 
ſollen (Riede aa. D. Tb. II. ©. 185 und 665); die Gen.Refee. v. 
22. Zun. 1712, vom 17. Mai 1727 und 3. Febr. 1729 (bei Hartmann 
Ehegeſſ. S. 266, 297, 310). daß Solchen, welche keine gehörige Unter: 
haltsmittel nachweifen können, die Ehe abzufchlagen fey, und GR. vom 
1. April 1754 (bei Eifenlohr a. a. O. Th. 1. ©. 661), welches nähere 
Beftimmungen über die gefchlofienen Zeiten enthält, 


⸗ 
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lande ohne Dispenſation trauen. Namentlich geſchah dieß 
von Unbemittelten, indem Solchen, welche ſich über Unterhalts— 
mittel nicht gehörig ausweiſen konnten, die Trauung abgeſchla— 
gen werden durfte 9, Deßhalb feste am Ende ein G.R. vom 
20. Dct. 1741 °5 feft, daß wer ohne herzogliche Eonceffion und 
ohne fih im Lande proclamiren zu laffen im Aus: 
lande ſich trauen laffen würde, fein Bürgerrecht verliehren, und 
ihm der Rücktritt in das Baterland nicht mehr geitattet wer: 
den folle. 

Ein zweiter Punkt betraf die Frage, welches Alter bei 
Männern zum Heirathen erforderlich fey. Die Eheord- 
nung ©. 150 beftimmte nur im Allgemeinen, daß nicht zu 
frühe gebeirathet werden folle, und diefe vage Beftimmung 
wiederholen auch andere Gefehe 16. Erft fpäter 17 wurde feit: 
gejegt, daß Feiner Mannsperfon vor dem 25ften Jahre ohne 
erhebliche Urfache zu beirathen erlaubt, und die Dispenfation 
bei Solchen, welche das 2Afte Jahr zurückgelegt haben, von 
den Bezirfsbeamten, bei Jüngeren von der Regierung ertheilt 
werden fol. Als Grund diefer Beftimmung wurde bis dahin 
blos die Nückficht auf das Fortlommen und den Hausitand 
des jungen Mannes angegeben. Allein fpäter wirkte auch die 
Rückficht auf Militärverhältniffe ein. Nach einer Verfügung 
Carl Aleranders 3 mußte jeder vermöglihe Minderjährige 
(einen unvermöglichen fol man gar nicht dispenfiren) für die 
Heirathserlaubnig zur „Sublevation der Kriegskaffe‘ 5 pE. 
feines Vermögens bezahlen! Dieß wurde zwar auf die Be: 
ihwerden der Stände bald wieder zurückgenommen ', dabei 

14) ©. Note 13. 

15) Bei Eiſenlohr Kirchengefl. Th. I. ©. 636. 

16) GR. v. 17. Mai 1727, 3. Febr. 1729; bei Hartmann Ehegefl. 
©. 297, 310. 

17) ER. v. 9. März 1733; bei Hartmann ©. 325. 

18) GR. v. 17. Nov. 1735; bei Hartmann ©. 332. 

19) Abfchied des gr. Ausfchuffes v. 17365 bei Reyſcher Staatsgrund» 
geſſ. Th. II. ©. 477. Vrgl. auch GR. v. 5. April 1752; bei Hart: 
mann Ehegefl. ©. 381. Ein GR. v. 9. Mai 1753 (bei Hartmann 
©. 385) beftimmte, daß Solche, die kaum das 19te Jahr zurüdgelegt 


haben, nur bei ganz befonders dringenden Umftänden dispenfirt werben 
follen. 
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aber feftgefett,, daß einem Minderjährigen nur vom Regie 
rungscollegium nach vorangegangener Communication mit dem 
Kriegsdirectorium die Dispenfation folle ertheilt werden Fönnen. 
Die Anfegung einer Tare für die Diespenfation und die Rüd: 
fiht auf Mititärverhältniffe (auf die Größe des zu Dispenfiren- 
den 2c.) führte jedoch noch zu manchen Beichwerden der Stände, 
bis endlich im Erbvergleiche 2 die Stände über diefe Fragen 
beruhigende Zuficherung erhielten. Zulegt wurde feftgejfeßt, 
daß bei Minderjährigen, welche das 23fte Jahr zurückgelegt 
hätten, das NRegierungscollegium, bei Jüngeren dagegen nur 
der Herzog felbit dispenftren könne. 

Ein dritter Punft betraf die Frage, bei welchen nahen 
Verwandtſchafts- und Shwägerfhaftsgraden 
Dispenfation ertheilt werden Eönne “. Die Eheordnung 
©. 73 beftimmte, daß in feinem Falle, in welchem das Mo: 
faifche Recht die Ehe wegen Berwandtichaft oder Schwäger: 
fchaft verbiete, vom Ehegericht dispenfirt werden foll, und 
fügte noch bei, daß dieß nicht blos von den im Mofaifchen 
Rechte ausdrücklich bezeichneten einzelnen Verwandt: 
fchaftsverhältniffen und Perfonen gelte, fondern auch auf an- 
dere, in gleihem Grade, wie die im Mofaifchen Nechte Ge: 
nannten, mit einander Berwandte oder Verſchwägerte zu erftre: 
cken ſey ?!, Zwar dispenfirte der Herzog fpäter in einigen hie: 
ber gehörigen Fällen. Allein es gefchah nur felten, gegen eine 
fehr große Taxe und nur aus ganz befondern Nückfichten 2. 
Das Ehegericht dagegen mußte ftets ſolche Gefuche abfchlagen, 
wenn auch, wie namentlich in dem in der Note 22 angeführten 
Falle, die triftigiten Gründe dafür fprachen. Es wurde def: 


20) Class. VI. $ 13.5; bei Neyfher a. a. D. ©. 601. 
203) Die anzuführenden Berhandlungen über diefen Punkt find beſon— 
ders aud in Hinficht der Frage über die Berbindplichfeit der Mo- 
faifhen Geſetze fehr von Intereſſe. 

21) Bekanntlich ift die Frage auch mach gemeinem Rechte beftricten. 
Bol. Mühlenbruch Pandektenrecht. Th. I. $. 504. 
. 22) Namentlich bei der Ehe mit der Schweſter und ber Schwefier: 
Zöchter der verftorbenen Frau; vrgl. Riecke Gerichtsgeff. Th, UI. ©. 716, 
wo mehrere ſolche Dispenfationsfälle angeführt find. 
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halb im Jahre 1784 das Ehegericht gefragt, vb es nicht räth- 
(ich fey, Die EheD. hierin zu ändern, und die im Mofaifchen 
Recht enthaltenen Eheverbote auf die in demfelben genannten 
Derfonen zu befchränfen. Die theologifche Facultät in Tü— 
dingen, welche auch darüber gehört werden follte, war geneigt, 
auf die Sache einzugehen; allein das Eonfiftorium und, durd) 
den Einfluß der Geiftlicykeit die Mehrzahl im Ehegerichte 
war dagegen, und fo ließ die Regierung die Sache beruhen (Refol. 
v. 23.$an. 1786). Zehn Jahre darauf brachte das Ehegericht felbit 
die Frage wieder in Anregung. Es Fam durch die dringendften 
Dispenfationsgefuche und durch Präjudicien benachbarter Eon: 
ſiſtorien in manche Berlegenheit, und gerade in diefen zehen 
Fahren war in den Anfichten über die Verbindlichkeit des 
Mojaifchen Rechts eine große Aenderung vorgegangen. Um aber 
fiher zu gehen, wollten die Eherichter erft hören, wie das 
Confiftorium über die Sache jeßt denfe (30. Jan. 1796), und 
diefes dachte nun in der That ganz anders darüber, als früher. 
Es erklärte geradezu, nachdem es noch mit dem Eonfiftorien zu 
Ansbach, Earlsruhe und Darmftadt über die Frage communieirt 
hatte, die Moſaiſchen Ehegefete als ſolche hätten für Chriſten 
feine Berbindlichkeit, weil fie ein Theil des übrigen abgefchafften 
jüdiſchen Gefeßes und manche Mofaifche Eheverbote blos na- 
tionell, temporell und local, und diefelben überhaupt im Neuen 
Zeftamente nicht beftütigt feyen. Es ſey daher ohne Anftand 
erlaubt, von jenen Eheverboten abzuweichen; namentlich könne 
man von der, durch Kirchengefege eingeführten, Ausdehnung 
auf Grade abgehen und aud Das aufheben, was von den 
Mojaifhen Eheverboten nur auf einem politifchen, blos auf 
die damalige Verfaſſung der Hebräer anwendbaren, Grunde 
berube, und deßhalb die Ehe mit der Schweiter und Schweiter: 
tochter der verftorbenen Frau, mit der Wittwe des Bruders 
und mit dem Bruder des. verftorbenen Mannes erlauben. Auf 
Diefes und auf das Gutachten der theologifhen Facultät in 
Tübingen, trug nun das Ehegericht (24. October 1796), mit 
der Ausführung des Konfiftoriums im Wefentlihen ganz 
einverftanden, aber von dem Grundfahe ausgehend, daß es 
vorderhand räthlicher fey, von der etwa erhaltenen Ueberzeu: 
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gung, daß in theologifcher Rückficht von den Eheverboten Mofis 
abgegangen werden könne, noc feinen Gebrauch zu machen, 
und die Dispenfation nur auf ſolche Heirathen einzufchränten, 
welche nach einer richtigen Hermeneutik in den Moſaiſchen 
Gefegen nicht verboten feyen, darauf an, die Ehen mit der 
Nichte, mit der verftorbenen Frau Schwefter, der Schwefter 
Tochter und Bruders Tochter, mit der Wittwe des Bruders, 
des Bruder-Sohns, des Schweſter-Sohns und des Mutter: 
Bruders, und mit der Schweſter des Schwiegervaters und der 
Schwiegermutter in Folge einer vom Geheimenrath zu erthei- 
lenden Dispenfation für zuläffig zu erklären 3, Nachdem nun über 
die Frage noch einmal ein Gutachten von der theologifchen 
Facultät eingeholt (v. 15. März 1797), und über daffelbe vom 
Ehegericht und der Regierung berichtet (1. Fun. 4797) wordei 
war, wurde der angeführte Antrag des Ehegerichts vom Her: 
z0g durchaus genehmigt (12. Sun. 1797) %, und, da durd) das 
beabfichtigte Gefe die Eheordnung eine Abänderung erleiden 
müßte, deßhalb die Sache an die Landftände gebracht. Dieſe 
nahmen ganz feinen Anftand, dem in Antrag gebrachten Ge: 
jege beizutreten ®, Ja fie gingen noch weiter. Gie trugen 
darauf an, daß die genannten Ehen geradezu geftattet werden 
möchten 6%, Golite aber die Negierung dieß bedenklich finden: 


23) Das Anbringen des Ehegerihts ift abgebrudt bei Riecke a. a. O. 
©. 715—732. ; 

24) Der Bericht des Ehegerichts v. 1797 ımd das Genchmigungsdecret 
bes Gcheimenraths find abgedrudt bei Riede a. a. D. ©. 733-737. 
Die nachher anzuführenden Actenftüde find ebendaſelbſt S. 737— 768 ab: 
gedrudt und auch im Landtage von 1797 v. Steeb H. UI. ©. 334 f. 
und den Berhandlungen des Landtages v. 1797 (ob. ©. 374) Br. II. 

25) In ihrer Erklärung vom 4. Aug. 1797 (bei Riede a. a. DO. und 
bei Steeb a. a. ©. ©. 353 f.) fagen die Landſtände unter Anderem: 
„fe glauben als entfhieden vorausfegen zu fünnen, daß bei der ganzen 
Sade einzig und allein Gründe der Staatsklugheit den Ausfchlag geben 
müffen, und fie unterfehreiben in diefer Hinficht mit voller Ueberzeugung 
das Urtheil, welches das Eonfiftorium über die Verbindlichkeit der Mo: 
faifhen Ehegefege gefällt habe.“ 

26) Diefer Befchluß wurde in einer fpäteren Sigung gefaßt und mit 
fehr beachtungswerthen Gründen in ber vorhin angeführten Eingabe un: 
terftüßt. 
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fo feyen fie auch dem Wege der Dispenfation nicht entgegen ; 
nur folle fie taxfrei ertheilt werden ?7, Allein die beiden leßteren 
Anträge genehmigte die Regierung nicht, obwohl die Stände 
in einer zweiten Eingabe vom 14. Oct. 1797 fie wiederholt zu 
unterftügen ſuchten *, und endlid) gaben auch die Stände hierin 
nah. Zur Publikation des fo befchloffenen Gefeges kam es 
aber nicht. Während die Stände die genannten Ehen allge: 
mein freigeben wollten, nahm die Regierung fogar Anftand, 
das Geſetz, welches dieſe Ehen für dispenfabel erklärte, nur 
öffentlich bekannt zu machen. DBergeblih machten die Stände 
darauf aufmerkffam, daß ja die Eheordnung jedes Gefuch um 
Dispenfation in den genannten Fällen für ein unverfchämtes, mit 


27) Diefen Befching faßten die Stände einftimmig; Steeb a. a. O. 
©. 340. In ihrer Eingabe fagen die Stände, daß die alten Dispenfa- 
tionstaren ohne einen bekannten rechtlichen Urfprung von einer ganz ge- 
ringen Summe allmählig zu einer bedeutenden und zum Theile ganz will: 
kürlihen Größe angewachſen fepen. Sie fehen übrigens die ganze Eins 
rihtung blos als eine proviforifche an, die in Kurzem durch eine durch- 
greifende Revifion der ganzen Matrimonialgefeggebung überflüffig werben 
follte, 

23) Auch in diefer Erklärung werden gewichtige Gründe gegen das 
Diepenfationsfpftem angeführt; Riecke a. a. O. ©. 751-754 und 
Stecb a. a. O. 9. V. ©. 15f. Der Regierung ſchien übrigens der Ton 
der erften Erklärung nicht ganz angemeffen zu feyn. Es fey, fagt fie u. 
2. in ihrem Deer. v. 16. Sept. 1797, nie die Frage geweien, die Mo- 
ſaiſche Ehegeſetzgebung an fich felbft angreifen zu wollen, fondern nur die 
von Mofes nicht ausprüdlich benannten Fälle für dispenfabel zu erklären, 
und die bürgerliche Freiheit ohne Hoffnung einer Dispenfation nicht noch 
weiter zu befchränfen, als es durch die Mofaifhe Geſetzgebung gefchehen 
jey. Hierbei könne die Frage von der Göttlichfeit diefer Gefeßgebung 
feld ganz unberührt gelaffen werden. — Was die Taren betreffe: fo 
fey der Herzog nicht gemeint, fich fein Iandherrliches Recht, Taren zu er- 
heben, befchränfen zu laffen. Das Ehegericht meinte, es laſſe fich leicht 
barthun, daß die Tare an die Stelle der üblich gewefenen Sportelgelber, 
Schreib⸗ und Kanzleigebüpren getreten fey. Die Stände dagegen glaub: 
ten, daß durch Anfegung einer Tare das verfaffungsmäßige Recht des 
Bürttembergers, nur von den Ständen bewilligte Abgaben zu bezahlen, 
gefährdet werde, felbft wenn man die Tare, was man aber nicht recht 
fönne, für ein Surrogat der Kanzleifportel betrachte. Riecke a. a. O. 
8. 755-757. 

29) Sie fagen, es geſchehe blog deßwegen, „weil fie Diejenigen nicht 
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Strafe an Leib und Gut.zu ahndendes, unjtatthaftes Anfuchen 
erkläre, und defhalb nothwendig befannt gemacht werden 
müffe, daß folche Dispenfationsgefuche nunmehr erlaubt feyen; 
auch das Ehegericht meinte, es verftehe ſich von felbft, daß 
das Geſetz befannt gemacht werden mülle, weil es auf die 
Beftrafung der fleifchlihen Vergehen in den genannten Ber: 
hältniffen wefentlihen Einfluß habe. Allein das Bedenken des 
Conſiſtoriums, welches alles Auffehen vermeiden und abwarten 
wollte, bis das Volk an die neue Theorie durch Erfahrungen 
mehr gewöhnt jeyn würde, behielt die Oberhand, und die Re- 
gierung ließ blos die Schlußerflärung der Stände dem Ehe: 
gericht mit dem Auftrage zu gehen, nunmehr einige lange im 
Anftande gebliebene Dispenfationen zu ertheilen (24. März. 
4798), aber das Geſetz felbft weder redigiren @, noch je pub: 
liciren. 

Der vierte Punkt betraf den Einfluß der Auswanderung 
auf die ehelichen und Familienverhältniſſe. Es erſchien hier— 
über ein ausführliches Geſetz am 9. Mai 1804, namentlich 
über die Fragen, in wie weit Fran vder Kinder gezwungen 
werden können, dem auswandernden Manne und den aus 
wandernden Eltern zu folgen, in wie weit die einfeitige Aus: 
wanderung des Mannes oder der Frau zu einer Ehefcheidung 
führen fünne, Minderjährige auswandern Fünnen u. dgl. ẽ!. 


feyen, die das in der Herzogl. Signatur bemerkte Seufzen der Untertha: 
nen, denen bie Alternative herrfhaftlicher Seits vorgelegt werde, entwe— 
ber ihrer Neigung zu entfagen, oder den verlangten Tar zu bezahlen, und 
die Yeßteres, als Eleineres Uebel, felbft vorziehen , durch längere Zöges 
rung veranlaffen möchten. Nur bitten fie, daß nicht die beabfichtigte Er: 
böhung der Tare über den bisherigen höchften difpenfablen Fall eintre- 
ten möge.” Vrgl. Riede a. a. D. ©. 762 und Note 724. 

30) Deßhalb Tieß auch Niede in feiner Samml. d. Gerichtsgefl. die 
gefammten Berhandlungen über das Geſetz abdruden. 

31) Abgedrudt bei Riede Gerichtsgefl. Th. TU. ©. 793—797. Schon 
früher hatte ein Gefeg vom 11. Zul. 1503 (bei Niede a.a.D.©.73) 
eine Befimmung über das hinterfällige Vermögen der Kinder, welches 
in der Nußnießung der austwandernden Eltern fteht, dahin getroffen, daß 
daffelbe im Lande behalten und den Eltern nur der Ertrag davon verab- 
folgt werden folle, wenn auch gleich bie Kinder mitauswandern, weil ben 
Kindern bis zur Volljährigkeit das Unterthanen: und Bürgerrecht vorbe: 
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Endlich wurden noch einige Ötreitfragen über die Privatitrafen 
bei der Ehefcheidung durch ein Geſetz vom 29. Jul, 1797 ent: 
fchieden 32, 


6. WBermögensverhältniffe der Ehegatten und Inteſtaterb⸗ 
recht der Gatten und Rinder, 


S 62. Die wichtigften und fühlbariten Aenderungen, welche 
das dritte Landrecht traf, bezogen ſich auf die Güterverhäliniffe 
und das Inteſtaterbrecht der Ehegatten. 

Die Beftimmungen über das Güterverhältniß der Ehe: 
gatten entwickelten fich bei uns fo zu fagen an der Hand des 
Erbrechts. Wie in den beiden erften Landrechten, fo werden 
im dritten Landrechte jene Vermögensverhältniffe blos gelegen: 
heitlich beim Erbrechte berührt, und in einer hHiftorifchen Dar— 
ftelung laſſen fich Ddiefelben vom Erbrechte überhaupt nicht 
frennen. 

Ueber den Grundfag des erften und zweiten Landrechts, 
bei einer Ehe, aus welcher Kinder vorhanden find, nad dem 
Tode des einen Gatten das gefammte vorhandene Vermö— 
gen — alfo auch das eigene des überlebenden Gatten — 
mit Ausnahme des Voraußes im e. ©. in eine Mafle zu: 
fammenzuwerfen‘, und diefe als Erbmaſſe unter die Kinder 
und den überlevenden Gatten zu vertheilen (ob. ©. 249, 250) wurde 
von den Städten und Aemtern viel geklagt, und mit Recht 
verwarfen ihn die Berfaffer des dritten Landrechts. An feiner 
Stelle wurde feftgefeßt daß der überlebende Gatte vor Allem 








halten bleibe. Diefe Beftimmung wurde im Gefege von 1804 $ 13. be— 
ftätigt. 

32) Abgedruckt bei Riecke Gerichtsgefl. ©. 710. Ueber das Datum 
bes Gefeges f. Riecke a. a. O. Note 692. Das Gefeg, eines der jehr 
wenigen G.Referipte, in welchem ausdrücklich gefagt ift, daß es „mit 
Einwilligung der Landfchaft” gegeben fey, wurde aus Beranlaffung eines 
fpecielfen Falles fhon im 3. 1790 durch das Negierungscollegium in An: 
tegung gebracht, und nachdem Juriftenfacultät, Hofgericht, Negierung und 
Geheimerratp darüber gehört waren, ber Entwurf am 29. Sept. 1794 
dem ftändifchen Ausfchuß, feiner nöthigen Einwilligung wegen, mitgetheilt. 
Auf deſſen Anträge wurde auch Einiges am Entwurfe geändert, (Aus d. 
Acten des Geh. Raths). 
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außer feinem Voraus im engern inne fein ‚ganzes Gon: 
dergut (f. oben ©. 245) und ebenfo auch die Hälfte an 
der Errungenſchaft als Eigenthum an fich ziehen, und die zu 
theilende Erbmaffe blos aus dem Sondergut des Derjtorbenen 
und der ihm gebührenden Hälfte an der Errungenjchaft befte: 
ben folle I Auch wurden dabei die Erbtheile des überlebenden 
Gatten und der Kinder anders beftimmt !”, FEbenfo wurde 
der Grundjag des II. Landrehts (über das L ER. |. ©. 47 
Mr. I.), bei Einderlofer Ehe ?idie Socialſchulden und die ehe 
lihe Einbuße, wenn die Errungenfchaft zur Deckung derfelben 
nicht reiche, itetS aus dem Vermögen des verflorbenen 
Gatten zu decken ($ 38. Note 40, 42), verworfen. An feine 
Stelle trat (mit Recht, wenn man einmal die Errungenfchafte: 
gejellihaft zu Grunde legt) die allgemeine Beftimmung, daß 
in allen Fällen die Gocialfchulden aus der Errungenjchaft, 
und, wenn diefe nicht reiche, je zur Hälfte aug dem Son— 
dergute eines jeden Ehegatten bezahlt, und daß in 
allen Fällen die eheliche Einbuß ebenfo zunächſt aus der Er: 
rungenfchaft gedeckt, und wenn fie nicht reicht, von jedem Gat: 
ten je zur Hälfte getragen? werden folle, daß jomit die reine 





1) L.R. IV. 7. $ 1-3. IV. 8 $ 1-3. Durch die Aufhebung jenes 
Grundfages fiel auch der oben ©. 279 Nr, 5 angef. Voraus der Kinder 
letzter Ehe weg. 

La) ER. a. a O. Auch für den Fall, wenn bei einer finderlofen Ehe 
zugebrachte Kinder des verftorbenen Gatten vorhanden find, wurden die 
Erbtheile geändert. ER. IV. 6. 83. 

2) Waren Kinder aus der Ehe vorhanden: fo hatte nach dem J. und 
1. L.R. eine Trennung der VBermögensbeftandtheile hinſichtlich der Schul: 
den und Einbuße Fein Sntereffe, weil hier die Erbmaffe aus dem ge 
fammten vorhandenen Bermögen mit Einfchluß des Vermögens bes 
überlebenden Gatten gebildet wurde. 

3) L.R. IV. 4. $ 2. 

HER. IV. 4. $. 6-8. Diefe richtige Aenderung rührt von Eifen- 
grein her; nur mißverftand ev» dabei das zweite ER. Er meinte näm— 
lich (Relat. Th. IV. f. 30 ff.), nach dem I. L.R. ©, 323 $. Ob aber ıc. 
$. Bollends ꝛc. müffe die Einbuße der lebenden oder verftorbenen Frau 
ſtets aus der Errungenfchaft, und wenn biefelbe nicht reiche, aus des 
Mannes Vermögen, dagegen die Einbuße des Mannes blog aus der 
Errungenfchaft, und wenn diefe nicht reihe, gar nicht weiter gebedt 
werben. So fey daher, meint Eifengrein, der Gewinn gemeinfchaftlic, 
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Verlaſſenſchaft des verftorbenen Gatten aus der Hälfte der 
Errungenihaft, jo weit von ihr nad) Deckung der Schulden 
und der Einbuße etwas vorhanden bleibt, und aus dem Son— 
dergut des DBerftorbenen (nad) Abzug der von demfelben etwa 
zu zahlenden Hälfte an Socialjchulden und Einbuße) beitehe >. 
Auf dieje Weife wurde das Princip der Errungenfchaftsgefells 
fhaft allgemeiner und confequenter durchgeführt, als es in den 
früheren Landrechten geichehen war 6, 





die Laſt aber blos auf den Schultern des Mannes gewefen, und man 
fche daraus, „daß die Compilatores des IV. Theils Landrechtes gegen 
die Weiber wohl affeetionirt gewefen.” — Allein fo unterfchied das I. 
EUR. gar nicht; es unterfchied nicht zwifchen Frau und Mann, fondern 
zwifchen verfiorbenem und lebendem Gatten. Es gibt flets 
deme lebenden Gatten, fey es Frau oder Mann, bei kinderlofer Ehe 
das Recht, wenn die Errungenfchaft nicht reicht, feine Einbuß aus dem 
Nachlaß des Berfiorbenen erfeßt zu verlangen. Vrgl. mit den 
obigen Stellen 1. L.R. S. 326 ff. $. Da es ſich aber:c. $. Aber in des ꝛc. 
Uebrigens war auch diefe Beftimmung nicht zu billigen, und Eifengreing 
im Texte angeführte Aenderung eine wefentliche Berbefferung. 

5) Da auf diefe Weife die Beftimmungen über Socialfchulden nnd 
Einbuße eine ganz allgemeine Beziehung erhielten, während über dieſe Fragen 
nach den Grundfäßen des II, Landrechts bios bei einer Einderlofen Ehe 
eine Beftimmung nöthig war (Note 2): fo wurde im IUII. L.R. aus jenen 
Beftimmungen und der Lehre vom Boraufe ein befonderer Titel (Th. IV. 
Tit. 4.) gebildet. Nur hätte man in biefem Zitel auch den Grundfaß, 
daß jedem Gatten von der Errungenfchaft ftets die Hälfte zuzumeifen fey, 
aufnehmen follen, indem auch dieſer durch das dritte L.R. ganz allgemein 
wurde. Allein man unterließ dieß, und mußte nun diefen Grundfaß in 
den fpeciellen Ziteln immer wiederholen. ©. ER. IV. 5. $.2. IV. 6. $2, 
IV. 7. $. 2. W. 8 $. 2. 

6) Dabei wurde auch das oben $ 38. Note 43 bemerkte Berfehen des 
weiten Landrechts bei der Beftimmung des Sondergutes der Gatten 
verbeffert. Als Eifengrein an die erfie, davon handelnde, Stelle des 
Landrechts (I. ER. ©. 263) fam, bemerkte er, daß diefe mit einer fpä- 
teren Stelle deffelben über das Sondergut des Weibes (II. L.R. ©. 322) 
nicht harmonire, nnd er fehlägf dem gemäß eine Aenderung vor. „Denn, 
fagt er (Relat. Th. UL 5. 31.), e8 habe hier ad vitandam contrarieta- 
tem die Dispofition nothwendig fupplirt, und dag ex testamento ex- 
tranei wie auch die ex titulo donationis simplicis vel causa 
mortis bekhommen güter von ben acquisitis inter conjuges communi- 
bus ausgefondert, und eines jeden Ehegemädhts Voraus (im w. ©. 
Sondergut) zugefchrieben werden müflen.“ Dem gemäß ändert er die erft 
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Außerdem trat noch in Hinficht des ftatutarifchen Nie: 
brauches eine wichtige Nenderung ein. Wach dem I. und I. 
Landrecht befommt der überlebende Gatte, ſo weit er nicht 
blos mit Stiefkindern erbt, die Erbtheile feiner Snteftatmit: 
erben in die lebenslängliche (itatutarifche) Nutznießung (oben 
©. 248 f.). Dieß wird im III. Landrechte fehr befchränft 
indem nach demfelben die Gtieffinder ſtets und auch die As— 
condenten des verftorbenen Gatten und feine vollbürtigen Ge 
fchwifter und vorverftorbener vollbürtiger Gefchwifterfinder, 
jo fern die Leteren nicht in der zweiten Claffe die einzigen 
Ssnteftaterben find, an dem, was fie mit dem Gatten ab inte- 
stato erben, das volle Eigenthum erhalten, und die Nub: 
niegung des Gatten ausjchließen follen 7. Ebenfo wurden aud) 
die nicht zu billigenden Beftimmungen über die Dererbung des 
hinterfälligen Vermögens und das Verfügungsrecht über daſ— 
felbe (©. 271) zum Theile auf zweckmäßige, zum Theile aber 
auf eine nicht ganz zu billigende Weiſe geändert, Der Gatte, 
welcher hinterfälliges Vermögen im Eigenthbum hat, foll über 
daffelbe unbefchadet der Rechte des Nutznießers frei verfügen 
fünnen; ftirbt er aber, ohne darüber verfügt zu haben, und 
ehe der Nießbrauch gefallen ijt: jo erbt fein Gatte, wenn Feine 
Kinder aus der Ehe vorhanden find, an jenem Dermögen 
nichts 8, außer der Verſtorbene würde blos folche Geitenver: 


genannte Stelle des II. Landrechts, beftimmt das Sondergut jedes Gatten 
dahin (ID. L. R. III.7. $3.), „was jedes Ehegemächt dem andern in die 
Ehe zugebracht, oder ererbt, oder durch VBergabung von Tode wegen oder 
fontten Schönkungsweiß befommen” und feßt damit auch die fpäteren 
Stellen (IV. 4. §. 4. a. E. $.5. a. E.) in Uebereinſtimmung. 

TER Th. IV. 5. 93.4 IV.6$41V7.$.41V8 845. 
Selbſt an dem, was andere Miterben erben, ift die ftatutarifche Nutznie— 
fung noch in etwas befchränft. Dagegen läßt das III. Landrecht die $ 38. 
Note 44 (in der erftien Hälfte) angef. Stelle des II. Landrechts weg. 

8) ER. Th. IV. Fit. 15. Auch noch andere nicht unwichtige Aende- 
rungen traf das III, ER. im Erbrechte der Ehegatten und Kinder. In— 
deffen find diefelben hier noch nicht zu berüpren. Dagegen weidt es im 
Uebrigen im SInteftaterbrechte nur in zwei Punkten vom Früheren ab. 
Den einen enthält Th. IV. 2.21. $. 8 (vgl. EUR. ©. 375), den andern 
der neue Tit. 23. des IV. Teiles, durch welchen ven Seitenverwandten 
ionfeits des zehnten Grades das Inteſtaäterbrecht aus einer irrigen Aufict 
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wandte hinterlaffen, welche mit ihm in einem entfernteren 
als dem zehnten Berwandtichaftsgrade ftehen. Denn dann 
erbt der überlebende Gatte Alles, fomit auch das hinter: 
fällige Vermögen. 

Bis man aber bei der Berathung des Landrechts zu die— 
jen Nefultaten Fam, wurde viel geftritfen und geändert, und 
Eifengrein war lange zweifelhaft, was er vorfchlagen follte. 
Zuerft mußte die Frage entichieden werden, welchen Antheil 
jeder Gatte an der Errungenfhaft haben folle?. Eifen: 
grein hatte in feiner Relation angetragen, e8 bei der Beſtim— 
mung des II. Landrechts, nad) welcher jedem Gatten die Hälfte 
gebührt, zu belaffen. Allein noch vor der Berathung änderte 
er feine Anficht und fchied dem Manne %, der Frau blos Yz 
zu 10, Bei der Berathung meinte Bocer, daß hier eine all: 
gemeine Beitimmung nicht wohl zu treffen feyn werde, 
„Unter den gemeinen Handwerfsleuten leifte das Weib faft fo 
viel in ihren Gefchäften, als der Mann, und für folche Fälle 
jollte es beim alten Rechte bieiben; was aber folche Perjonen 
belange, die in anjehnlichen Dienften ftehen, wie Räthe, Doc— 
toren, Paſtoren zc. und ein Stattliches mit ihren Bedienftun: 
gen gewinnen (qui habent castrensia et quasi castrensia): 
jo fey es nicht unbillig, hier dem Manne zwei Theile, dem 
Weibe blos einen an der Errungenfchaft zuzumeifen.“ Diefe 


über das Röm. Recht entzogen wird. Auch führte das dritte IR. die 
Dbfignation des Naclaffes und die Beibringensverzeichniffe ein. 

9) Schon beim Ill. Theil des Landrechs, bei den Teftamenten der Ehe- 
leute und der Frage, worüber jeder Gatte disponiren fünne. Zweites 
Landrecht ©. 263. Drittes Landrecht Th. I. Tit. 7. $. 2. Bol. N. 6. 

10) Eifengreins Relation zum IN. Th. Fol. 23. Genauer begründete 
er diejen Antrag erft in der Relation über den IV. Ip. Fol. 14-21. Er 
meint namentlich, daß die Weiber fih um fo weniger zu beflagen hätten, 
als fie ja nach gemeinem Rechte von der Errungenfchaft in der Negel 
nichts befommen. Auch gebe, fügt er noch in einem fpäteren Nachtrage 
auf dem Rande bei, das Recht der Univerfität Tübingen dem Weibe 
ebenfalls blos %Ys, und ſchon bei den Verhandlungen über das erfte Land- 
teht hätten Sichardus und Ruder eine Ungleichheit zwifchen Mann 
und Weib vorgefchlagen. Er meint damit das oben $ 36. Note 5. ange— 
führte Bedenken. 
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Anficht fand anfangs Widerfpruch 11; in einer fpäteren Sitzung 
aber vereinigte man fi) doch zu ihrer Annahme dahin, daf 
die Errungenschaft unter die Gatten nad) gleihen Theilen 
getheilt werden, an den „bonis castrensibus et quasi castren- 
sibus» jedoch der Mann 25, die Frau blos Yz befommen folle, 
Nun entitand aber die Frage, was denn zu den bona castren- 
sia und quasi castrensia zu zählen ſey. Nach mehrfältiger 
Berathung beftimmte man am Ende die Sache dahin: „was 
ein Mann mit feinen Kriegsdienften, desgleihen auch die Ge: 
lehrten mit und durch ihre Dienfte, Aemter und Verrichtungen 
erwerben“ 2, Eine folhe Beftimmung war freilich nicht zu 
billigen. Als daher kurz darauf die oben ©. 339 angeführte 
Enzlinifch:Eifengrein’sche Commiffton zufammenfam, wurde die 
Frage noch einmal berathen und einftimmig befchloffen , jene 
Unterfcheidung zu verwerfen, und dem Manne unbedingt 3; 
und der Frau blos Y; an der Errungenjchaft zuzufcheiden, weil 
fonft der größere Theil von Gütern, deren Erwerb doch ge: 
wöhnlih dem Manne zu verdanken fey, feiner Familie und 
feinem Berfügungsrecht entzogen würde, ſdie Frauen aber ohne: 
hin nach gemeinem Nechte an der Errungenfchaft gar nichts 
anzufprechen hätten.) Diefe Beftimmung ging nun auch in 
das Enzlin’fche Landrecht über, jedoch mit der von Enzlin bei- 
gefügten Modification, daß wenn die Fran blos beigebrachte 
Kinder hinterlaffe, der überlebende Mann nur Y/z von der Er: 
enngenfchaft erhalte, und 2/3 derjelben zu der Berlaffenichaft 
der Frau gehören follen 3, 

11) Namentlth war Bayer die Sache bedenklich; wolle man aber je 
ändern: fo folle man, meinte er, nicht „in specie der ofliciorum, ald 
fürftliyer Dienfte oder der SProfeffion Meldung tbun; dann fonft werde 
man inskünftige fagen: die, fo mit Revidirung des Landrechts umgegan- 

gen, haben es auf ihren Schlag gerichtet.” 

1 ©. das Bebenhäufer Protokoll S. 57 ff. 70 ff. und die Eorrectur 
in Eifengreing Relat. üb. d. IU. Th. Fol. 23b. Die Beftimmung, daß 
die Hochzeitsgefchenfe zu der Errungenfihaft und zwar zu den Theilen 
derfelben, welche unter die Gatten gleich zu theilen feyen, gehören follen, 
wurde auch ſchon bei dieſer Gelegenheit, und nicht, wie v. Weishaar 
anführt, erft fpäter nach Enzlins Sturze befchloffen. ©. das angef. Prot. 


©. 58. 
13) ©. Enzlinſches Landr. Th. IN. Tit. 7. ©. 350. Th. IV. Tit. 5. 
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Allein auch diefe Dijtinction taugte nichts, und fo kam 
man bei der legten Revifion am Ende dahin, nicht nur Enz: 
lins Aenderungen, fondern auch die von der Bebenhaufer 
Commiſſion befchloffene Unterfcheidung zu ftreichen, und fomit 
ed lediglich bei der Bejtimmung des zweiten Landrechts zu 
belafien. | 

Ein zweiter wichtiger Punkt war, ob man das Erbrecht 
der Gatten, wie es im zweiten Yandrecht beftimmt war, 
beibehalten folle, namentlich wenn der verjtorbene Gatte Feine 
Kinder hinterließ. Eifengrein war es bedenflih, daß 
hier das Landrecht vom Römischen Nechte fo fehr abweiche. 
Indeſſen beruhigt er fich Doch über dieſes Bedenken, theils 
aus allgemeinen Gründen, theils weil er findet, daß andere 
Particularrechte eben fo jehr von demfelben abweichen. Die 
Beltimmung des Landrehts aber gefiel ihm auch nicht; und 
nun war die Frage, was an die Gtelle geſetzt werden folle. 
Die alten vorlandredtlichen Gebräude (oben ©. 198), mit 
denen das Recht der Stadt Caſſel und Ulm übereinftimme, 
ihienen ihm doch dem gemeinen Rechte und der billigen Nück- 
fiht auf die Verwandten des verftorbenen Gatten gar zu fehr 
entgegen. Deßhalb wendete er fih an andere Particularrechte. 
Er führt ausdrücklich die Beftimmungen der Landredte von 
Churpfalz von 4582 und von Baden-Baden (oben 
©. 320, 324), ferner von Heffen-Darmftadt, der Graf: 
ihaft Solms und der Gtadtrehte von Wimpfen, Nürn— 
berg, Worms und Frankfurt an, und glaubt am Ende 
nad) manchem Schwanken % einen Mittelweg zwiſchen diefen 
Particnlarrechten, dem gemeinen Nechte und dem alten Land— 
rechte durch den Vorjchlag treffen zu fünnen, daß der über: 
©. 447. Tit. 7. ©. 452. Tit. 8 ©. 455. Aus dem Angeführten er- 
gibt fih auch, daß die Theilung ver Errungenfchaft in % und Ys nicht 
erft, wie Reyſcher Wiürtt. Privatr. $ 60. Note 2 fagt, ein Gedanke von 
Enzlin war. Die Commiffion vom Febr. 1606 ftellte lediglich Eifen- 
greins Borfchlag wieder her, und Enzlin war es vielmehr, welcher in 
einem Falle der Frau fogar 25 zufchied. 

14) Seine Relation ſchwankt hier auf eine merkwürdige Weife zwifchen 
verfchiedenen Anfichten; f. diefelbe über ven IV. Th. Fol. 9 ff. 


Wächter, Württemb. Privatr. 1. 28 
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lebende Gatte im oben genannten Falle zwar die Hälfte erben, 
an der andern Hälfte aber die jtatutarifche Nutznießung nicht 
befommen folle. Auch in der Commiffton machte die Gade 
viele Zweifel. Bocer wollte doch dem Gatten, wenn er mit 
Geitenverwandten erbe, die jtatutarifhe Nusniefung nicht 
entziehen, und ihm traten Bayer und Weiler bei, der Let: 
tere aus dem Grunde, weil den Ascendenten ein Pflichttheil 
gebühre, nicht aber den Geitenverwandten; Broll aber meinte, 
wenn man bei miterbenden Ascendenten dem Gatten die Nup: 
nießung abfpreche: fo müſſe man es anch bei vollbürtigen 
Gejchwiftern und deren Kindern thun, da diefe mit jenen in 
einer Snteftatclaffe erben, und ihm trat Eifengrein mit der 
DBemerfung bei, daß es fich hier ja von der Inteſtaterb— 
folge handle, bei welcher die Genannten einander gleich ftehen. 
Diefer Grund überzeugte endlich auch die Anderen, und fo ver: 
einigte man fich nach dreimaligem Abftimmen zu der Beftim: 
mung, welche im dritten Landrecht fteht ®. 

Eine weitere zweifelhafte Frage betraf das Erbrecht der 
Gatten, wenn Kinder aus der Ehe, ferner wenn beigebradte 
Kinder des verftorbenen Gatten vorhanden waren. Ueber den 
erfteren Yall hatte das zweite Landrecht die Beitimmung des 
erften (ob. ©. 249) durchaus beibehalten, die aber Eifen 
grein mit Recht nicht billigte; fie ftimme, fagt er, weder mit 
dem Nömifchen, noch mit irgend einem Deutfchen Particular: 
Rechte überein 5°, und nach der Anficht der Nechtsgelehrten 
ſey fie unbillig, unverantwortlih und parador. Mur wenn 
das Vermögen beider Gatten gleich groß ſey, lafle fie fih 
vertheidigen; fonft aber führe fie auf die wunderlichiten Re 


15) Die Entfoheidung wird im Protofolfe einfach und deutlich fo gege- 
ben: „@Quod praedefuncti conjugis ascendentes, item fratres et sorores 
utrinque conjuncti et cum illis concurrentes fratrum et sororum utrin- 
que conjunctorum filii filiaegue (non autem ulteriores, nec etiam ipsi 
fratres ex uno latere conjuncti, nec quoque fratrum utrinque conjuncto- 
rum filii filiaeque, si soli existant) statim suam hereditatis partem ple 
no jure accipere debeant; ulterioribus autem proprietario saltim jure 
deferatur, usufructu apud conjugem superstitem ad dies vitae rema- 
nente.” 

15a) Das Letztere war nicht richtig; wrgl. oben $ 36. Note 5. | 
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fultate 5, und es ſey wahrhaft abfurd, in einem folchen Falle 
den Gatten zu zwingen, fich ſelbſt bei lebendigem Leibe erben 
zu laffen. Auf diefes machte er einen ausführlichen Borfchlag, 
wie das Landrecht geändert werden Fönnte 7, verwirft ihn 
aber felbft wieder, und meint am Ende, wenn Kinder aus 
der Ehe allein, oder neben ihnen auch beigebrachte Kin 
der des verftorbenen Gatten vorhanden feyen: fo werde das 
Billigfte und Befte doch Das feyn, was das Römiſche Necht 
beftimme. Deßhalb trägt er darauf an, im genanuten Falle 
dem überlebenden Gatten alles nteftaterbreht abzuſpre— 
hen! Die Kinder follen das Gondergut des verftorbenen 
Gatten und deffen Theil an der Errungenfchaft allein erben, 
der überlebende Gatte blos fein Sondergut und feinen Theil 
an der Errungenfchaft an fich ziehen, und — hierin folle allein 
vom Römifchen Rechte abgewichen werden — den Nießbrauch 
an dem haben, was die Kinder erben 3, Wenn aber Feine 
Kinder aus der legten Ehe, fondern blos beigebrachte Kinder 
des verftorbenen Gatten vorhanden feyen: fo jolle der über: 
lebende Gatte bei Einem oder zwei Kindern Yz, bei drei oder 
vier Kindern "4, bei fünf oder mehr einen Kindetheil erben, 
dagegen an den Erbtheilen der Kinder den Nießbrauch nicht 
haben 9, Dieſe wunderlihen Borfchläge ließen ſich die Mit: 
glieder der Commiſſion „wohl gefallen“ 0, 

Allein mit Necht änderte alles Diefes Enzlin. Er be 
fimmte: wenn Kinder aus der legten Ehe allein oder neben 
ihnen beigebrachte Kinder des Derftorbenen vorhanden feyen: 


16) Er zeigt dieß ausführlich (Relat. über den IV. Th. Fol. 78b ff.) 
in einem Beiſpiele, welches v. Weishaar Handb. Th. I. ©. 203 ge- 
nauer anführt. Nur ift, was v. Weishaar bei Gelegenheit dieſes Bei- 
fpieles fagt, theilweife ungenau. Namentlih machte das erfte und zweite 
dandrecht feinen Unterfchied zwifchen dem Falle, wenn blos gemeinfchaft- 
liche, und dem Falle, wenn gemeinfchaftlihe und beigebradhte Kinder vors 
handen find, wenn man von dem oben ©. 279 angeführten Boraus ab- 
fieht. 

17) Relation über den IV. Th. des ER. Fol. 2-84. 

18) Die angef. Relat. Fol. 84b f. Fol. 92 f. 97 f. 

19) Die angef. Relat. Fol. 49—54. 

%) ©. das Prot. ©. 63, 69. 


28 * 


4156 Kap. 6. Dritte Periode. Friedrich I. bie Friedrich I. 1595-1805. 


jo folle am Nachlaſſe des Berftorbenen (jeinem Sondergute 
und feinem Theile an der Errungenfchaft) der überlebende 
Gatte einen Kindstheil erben, und an den Erbtheilen der Kin: 
der, bis fie fich verheirathen oder das 25fte Fahr zurücklegen, 
die Nutznießung erhalten ?!; jeyen aber blos beigebradte 
Kinder des verjtorbenen Gatten da: fo foll der überlebende 
Gatte bei einem Kinde "z, bei mehreren einen Kindstheil, und 
an den Erbtheilen der Kinder auf die angegebene Weife die 
Nutznießung befommen ??. Diefe Aenderungen Enzlins wurden 
zwar nach ſeinem / Sturze nicht ganz beibehalten; allein fie hat: 
ten doch die Wirkung, Eifengrein und feine Commiſſion 
auf vernünftigere Gedanken zu bringen. Gie befchloffen nun 
mehr, daß, mögen gemeinfchaftliche oder beigebrachte Kinder 
vorhanden ſeyen, der überlebende Gatte ftetsS miterben, und 
zwar bei einem Kind Yz, bei mehreren einen Kindstheil em: 
pfangen und an den Erbtheilen jeiner Kinder den lebens: 
länglichen Nießbrauch erhalten folle ®3, 

Die Art der Deckung der Socialſchulden und de 
Einbuße, wie fie oben bei Note 3 u.4 angeführt ift, wurde 
Ihon in feiner Relation von Eifengrein vorgeſchlageu, und 
ging auch bei der Commiffion ohne Widerrede durch. Ebenjo 
rührte auch die oben bei der Note 8 angeführte Beftimmung 
über das hinterfällige Vermögen im Wefentlichen von Eijen- 
grein her. Diefe Frage hatte bei dem zweiten Landrechte vie: 
len Streit veranlaßt (ſ. oben ©. 271 f.), und auch bei der 
Berathung des dritten wurde in der Commiſſion viel darüber 
gejtritten. Bocer, der ohnehin gerne Eifengrein widerfprad, 
meinte, wenn man dem Gatten das Erbrecht am hinterfälligen 
Vermögen entziehe, fo werde dDadurd mancher vom Heirathen 
abgehalten, und überhaupt ſey auch das hinterfällige Vermögen 
ein erworbenes Gut des Verſtorbenen. Allein endlich fand der 
Ihlechtefte Grund bei den Meiften Eingang. Eifengrein 
hatte ihn fchon in jeiner Relation geltend gemacht, Broll 


— — — 





21) Enzlinſches Landr. Th. IV. Tit. 7. ©. 452. Tit. 8. ©. 456, BT. 
22) Enzlinfches Landr. Tp. IV. Tit. 6. ©. 445. 
23) Drittes Landr. IV. 6. $ 3. 6. IV. 7. $ 3—5. IV. 8. $ 3-6. 


Güter: und Erbrecht der Ehegatten, $ 62. ? °.v 437 


griff ihn nun auf, und aud Weilerw'„gefiel.er nicht übel“ 9, 
Es habe ja, meinten fie, der verftorbene Gatte. die Erbichaft 
in Beziehung auf das ihm angefallene hinterfällige Bermögen 
noh gar nicht angetreten und erworben, und dep: 
halb wäre e8, wenn der überlebende Gatte au dieſem Vermö— 
gen erben würde, eine Art von Transmiffien, die, hier: nicht 
zu begünftigen fey °! Wenn nun gleich auf Diefe Weife für 
Eifengreins Anficht die Majorität war: fo wurde doc die 
Srage nicht erledigt. Eifengrein machte nämlich über die 
„zransmilfton“ des hinterfälligen Vermögens einen fo verwi— 
delten Borfchlag, daß die Commiſſion fich nicht getraute,. ſo— 
gleich über ihm zu entjcheiden, jondern ihn zu einer Fünftigen 
Deliberation ausfegte. Zu diefer Fam es aber nicht; und 
Enzlin entjchied nun bei feiner Superreviſion. Er ſtrich 
Eifengreing verwicelte Transmifftonscatus, ließ es bei der 
oben ©, 430 Note 8 angeführten Beftimmung, und feste nur 
noch bei, daß bei Finderlofer Ehe das hinterfällige Vermögen 
des Merftorbenen an die nächſten Erben des Rutznießers 
fallen jolle. Mit Recht aber wurde der lebtere Beifaß bei der 
legten Bebenhaufer Reviſion wieder geändert, und feitgejeßt, daß 
das Bermögen an des verftorbenen Ehegatten, als des 
Eigenthümers, DBerwandte und Erben, welche zur Zeit feines 
Todes die nächiten im Grad geweſen, jofern der DBerftorbene 
darirber nicht jonft verfügt habe, fallen ſolle 2, 

Auf dieſe Weile ftellte man endlich nach vielen Verhand— 
lungen und Aenderungen das Güterverhältnig der Ehegatten 
und ihr Snteftaterbrecht fejt, und bei der Art und Weile, wie 
dieß geihah, blieb es bis auf unfre Zeit. Nur wurde Ein- 
jelnes durch Gewohnpeitsrecht ergänzt und weiter ausgebildet. 
Hierher gehören u. A. die Eventualabtheilungen ($ 63.), und 
— auf den Grund von AR. 1. 76. $. 9.— ein wichtiges In— 
titut, von welchem im praftifchen Rechte näher die Nede feyn 





— — — — — —— —— — — —— — 


24) Eiſengrein Relat. zu Th. IV. Fol. 31 ff. Protocol ©. 61 fi. 
8.75. Bol. auch Griefinger Comment. B. IX. ©. 791, 792, 

2a) Vrgl. oben $ 35. Note 28. 

25) Landr. Tp. IV: Tit. 15. 
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wird, das Recht der Frau, die |. g. weiblichen Freiheiten 
anzurufen, und fidy dadurd von der Pflicht, die Socialfchulden, 
als folche, und die. eheliche Einbuße zur Hälfte zu tragen, zu 
befreien. Auch ‚die Geſetzgebung begnügte fich, das durch das 
Landrecht Feftgefeste nur in einigen Punkten näher zu beſtim— 
men und weiter auszuführen. Denn außer dem im $ 63. Be: 
rührten bejchränfte fie fih eigentlich blos auf Folgendes: 
Bekanntlich ift nah Römiſchem Nechte ein Ehegatte, 
welcher zur zweiten Ehe fchreitet, in den Verfügungen zu 
Gunften feines zweiten Gatten, ſobald Kinder erfter Ehe da 
find ,_fehr befchränft %. Er darf dem zweiten Gatten nicht 
mehr zuwenden, jey es durch Schenkung oder legten Willen, 
als dasjenige jeiner Kinder erjter Ehe, welches er am Schlech— 
teften bedachte, von ihm erhält. Handelt er gegen diefe Vor: 
jchrift: jo füllt das, was er dem zweiten Gatten zu viel hinter: 
läßt, unbedingt an die Kinder erfter Ehe zu gleichen Theilen. 
Diefe Beftimmung wurde auch in Württemberg in Anwendung 
gebracht. Allein in der Mitte des XVII. Jahrhunderts fieng 
man doch an, über ihre Anwendbarkeit etwas zweifelhaft zu 
werden, und namentlich Fam die Sache in einem Stuttgarter 
Prozefie, der ziemliches Aufjehen machte, im 5%. 1674 zur 
Spradye. Bei diefem Prozeffe entjchieden ſich zwar der Ober: 
rath, die Suriftenfacultät und der Herzog felbft für unbedingte 
Anwendung des Nömifchen Nehts?. Man fand aber do 
immer mehr, daß jene Beftimmungen des Römiſchen Rechts 
zu dem Syſteme des Landrechts nicht ganz paffen, indem, wenn 
man den Voraus und die jtatutarifche Nutznießung in’s Auge 





26) C. V. 9. (de secund. nupt.) cst. 6 (f. 9. lex hac edictali). 

27) Die Acten über diefen Prozeß find auf dem K. Staatsarchive (be: 
zeichn. Landr. IV. Nr. 17-32). Er betraf einen Eremten. Der Herzog 
wurde während des Prozeffes um authentifche Interpretation ange: 
gangen. Nachdem die Facultät fih für die Anwendung der 1. hac edi- 
etali erklärt (23. Apr. 1645), und der DNath ihr beigeftimmt und den 
Antrag, der Herzog folle „diefe sententiam pro praejudicio publiciren“ 
geftellt Hatte (17. Mai 1645), auch fogar der ftändifche Ausſchuß über die 
Sache gehört war, wurde das Urtheil nach dem Conſilium der Facultät 
auf einen Befehl des Herzogs, in welchem er fich für die Anfict 
der Facultät ausſprach, publicirt. 
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faßt, fhon nach dem Geſetze der zweite Gatte mehr befom: 
men Fann, als die Kinder eriter Ehe, und fie wurden deßhalb 
in einem Gen.Refeript v. 20. Jul. 1683 bedeutend modificirt 
und dadurch mit dem Geifte des Württembergifchen Rechts 
mehr in Einklang gefeut ®, 


7. Sbfignation, Sfnventarifation und Erbtheilungen,. Spätere 
Gefege in Beziehung auf Erbrecht überhaupt. 


$ 65. Die meiften nad) dem Landrechte erfchienenen Ge— 
jeße über Erbrecht hatten einige rechtspolizeiliche, die Gorge 
für den Nachlaß des Verftorbenen und für deffen gehörige 
Dertheilung betreffende, Vorſchriften zum Gegenftande. Das 
erite Yandrecht hatte mit folhen VBorfchriften begonnen, indem 
es die gerichtlichen Snventuren und Erbtheilungen allgemein 
machte. Das dritte Bandrecht vermehrte fie Durch die Zubrin- 
gensinventarien und die gerichtlichen Obfignationen, und Die 
ipätere Zeit bildete fie auf eine Weile aus, durch welche Die 
ntereffenten unter eine foftjpielige Staatsvormundjchaft ge: 
ſtellt wurden. 

Don einer obrigkeitlichen Berfieglung des vorhandenen 
Vermögens bei einem Todesfalle (Obfignation) fpricht 
weder das erfte noch das zweite Yandrecht. Allein noch vor 
dem dritten Landrecht wurde fie bei den eremten Perfonen 
(welche einen befreiten Gerichtsftand vor dem Oberrath hat: 
ten) wenigitens theilmeife eingeführt. Nach dem Staate der 
in 5. 1607 errichteten Qutelarrathsdeputation ($ 64.) follen, 
wenn ein eremter Ehegatte in Stuttgart ftirbt, zwei Mitglie: 
der der Deputation und der „Dupillenfecretär“ vor dem Bes 
gräbnig in der Regel! „alle Gemach und Käſten obfigniren, 
und nach einem Monat durch einen Gecretär und einen Kanzlei: 





23) Das Refe. ift oft abgedrudt worden, auch als Anhang zu ven Ausgg. 
des Landr. v. 1716 u, 1743; bei Riecke Gerichtsgeſſ. ſ. Daſſelbe Th. IN. 
S. 70 f. Das Nähere darüber im praktifi Theile, 

1) Der Staat fagt: „Bevorab in folheMkälfen, wenn vihlerley, aus 
mehr Ehen, oder junge ohnerzogene Kinder vorhanden, da fich einer Ber: 
nachtheiligung zu befahren, welches Sie, die Tutelares, nach Gelegenheit 
der Sachen zu erivegen wiffen werben.“ 
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verwandten ordentlich inventirt“ und eine Abjchrift des In— 
ventars innerhalb zwei Monaten der Deputation übergeben 
werden. Dieſe Einrichtung ging in das dritte Landrecht über. 
Es fol nad) demfelben ? innerhalb 8 Tagen nad) eines Ehe: 
gatten Tode, oder wenn Unterjchleif zu vermuthen, noch vor 
dem Begräbniffe Alles, deffen man in der Haushaltung bis 
zur fpätern Snventarifation entrathen Eönne, durch den Schrei: 
ber im Beifeyn einer dazu verordneten glaubhaften Perjon 
verfiegeit werden, e8 wäre denn, Daß alle Erben und Intereſ— 
jenten ? folches zu unterlaffen einhellig begehren würden. 
Außerdem nahm das dritte Landrecht auch die rechtspoli: 
zeilihen Vorſchriften des erjten und zweiten über die gericht: 
liche Inventur und Theilung und über die Sorge für Bezah: 
lung der Schulden der Ehegatten im Wefentlichen auf. Der 
überlebende Gatte ſoll bei einer Geldftrafe dafür forgen, daß 
innerhalb eines Monats nach der Beerdigung des Verftorbenen 
ein vollftändiges Berzeichnig des gefammten vorhandenen beider: 
jeitigen Vermögens Durch zwei Gerichtsperfonen oder andere von 
Amtleuten und Gerichten verordnete Männer und den Schreiber 
errichtet werde ?, und dann joll man alsbald die Erbtheilung 
vornehmen, Mur in vier Fällen wird die Unterlaffung des 
gerichtlichen Juventars zugegeben (das erſte und zweite Land: 
vecht ließ mehr Ausnahmen zu 6), namentlih wenn die Erben 
es einftimmig verlangen”. Bei der Theilung jelbit foll die 
Behörde vor Allem für die Befriedigung der Gläubiger der 





I) L.R. IV. 3. $2. Diefer S'kam erft durch Enzhins Revifion in das L.R. 
3) Die Frage, wer hier unter den Intereffenten zu verftehen fcy, war 
bis in die neuere Zeit beftritten. Vrgl. Reinhardt das Landredt ıc. 
3. 11. ©, 39, 40, j 

HER. IV.3.$ 3. Vrgl. die Stellen des J. u. 1. Landr. bei Riede 
Gerichts geſſ. Th. 1. S. 376, 378, 386. 

5) ER. IV. 3. 8 9. 

6) ©. die folgende Note am Ende. 

TER IV. 3.8.7. Nro. 4 Diefelbe Beftimmung enthielt ſchon das 
J. u. 11. 28. mit dem Beifügen: daß bei minderjährigen Erben unter 16 
Jahren Zuftiimmung ihrer Bormünder und nächſten Berwandten, 
bei Solden, die das 16. Jahr erreicht haben, blos der Rath der nächſten 
Berwandten (nicht auch ein Zuziehen von Bormundern) nötbig ſey; das 
111. Landrecht dagegen verlangt bei allen Minderjährigen Zuſtimmung 


* 
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Ehegatten forgen 8. Dieſe gerichtlichen Inventuren und Thei— 
lungen wurden gewöhnlich der vormundfchaftlichen Behörde, 
dem Waifengerichte, überlaffen. Der Schreiber, welcher das 
Meifte Dabei zu verjehen hatte, war ja auch Actuar des Wai— 
jengerichts, und bei der Sache felbft waren großentheils Min- 
derjährige betheiligt. 

Die angeführten VBorfchriften Sprach das Landrecht zunächit 
blos in Beziehung auf den Todesfall eines Ehegatten, der 
fein Teftament hinterlaffen hatte, aus, und auch die ſpä— 
teren Gejeße bis in das XVIII. Jahrhundert, welche diefe 
Vorſchriften wiederholen ?, erwähnen dabei in der Regel blos 
jenen Fall. Ueber den Fall, wenn verwittwete oder unver: 
heirathete Perfonen ohne Teſtament ftarben, enthielten die 
genannten Quellen Feine Beftimmung ", Hinterläßt der Erb: 
laffer ein Teftament: jo unterfcheidet day dritte Landrecht, 
wie fchon die beiden!früheren. Hatte er einen Teftamentsvoll: 


der nähften Verwandten und der Bormünder, fofern fie noch folce 
hätten. Hier glaubt nun Griefinger Comment. B. VII. ©. 138, das 
III. Landr. müffe aus den beiden früheren erflärt und die Unterſcheidung 
der Letzteren auch nach dem dritten als gültig angenoinmen werden, und 
fügt bei: „daß Diefes vor ihm noch Niemand berührt habe.” Das Tep- 
tere erklärt fih wohl; denn in dem genannten Punkte ift die Beftimmung 
der beiden früheren Landrechte offenbar durch das dritte Landrecht ab- 
fihtlich abgeändert worden. Uebrigens gibt Griefinger auch die Di- 
Rinctionen der früheren Landrechte nicht ganz richtig an. Sie verlangten 
bei Solchen, welche das 16. Jahr zurücgelegt haben, nicht, wie Griec- 
finger fagt, die Bewilligung ihrer nächften Freunde, fondern blog 
Zuthun und Rath derjelben. — Auch die Beftimmung der früberen Land— 
rechte, daß die Inventur unterbleiben folle, wenn der verftorbene Gatte 
alein oder in einer mit dem Ueberlebenden errichteten Verordnung fie 
unterfagt habe (f. die Stellen bei NRiede a. a. DO. ©. 377, 364), hebt 
dad dritte Landrecht IV. 3. 8.8. auf, und feßt feft: daß in einem folden 
Falle das Inventiren von Amtswegen vorgenommen und Eeineswegs gar 
unterlaffen werden folle. Die Motive diefer von Eifengrein vorge: 
ſchlagenen Beftimmung führt Grieſinger a. a. O. ©. 140, 141 aus 
Eifengreins Relation näher an. 

SER. IV. 3.859. 1V. 4. $1.1V.5.8 1.10.06. 81.6. IV. 7. 81. 
IV.S. 81. Prof. die in Note 4 angef. Stellen des J. u. 11. Landr. 

I) Namentlich das in der Note 41 angef. GNefe. v. 1620 und die in 
der Note 43 angeff. Gejese, bef. das v. 1724. Vgl. Note 19. 

10) Vrgl. auch EUR. IV. 16. 8 3. J. 6. 893. 
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ftrecfer ernannt: jo muß dieſer Durch den Schreiber in Gegen: 
wart zweier Gerichtsperfonen !! oder anderer ehrbarer Männer 
und der Erben inventiren laffen, und über die Bollziehung des 
Teftaments dem Gerichte feiner Zeit Rechnung ablegen ”. 
Verſieht er fein Gefchäft nicht gehörig oder will er es nicht 
übernehmen : fo tritt das Gericht an feine Stelle B. Iſt Fein 
Vollſtrecker vom Erblaffer ernannt: fo können die Teſtaments— 
erben Alles beforgen; zeigen fie fich aber fahrläjftg: To bat 
das Gericht das Gefchäft zu übernehmen 4%, Es mußte daher 
von den Erben, wenn fie auch privatim inventirten und theil— 
ten, jedenfalld wegen der dem Gericht obliegenden Aufficht, 
und auch wegen des Abzuges, einer Abgabe, welche von den 
in das Ausland kommenden Theilen des Nachlaffes zu geben 
war, vor der Erbtheilung eine Anzeige beim Stabsbeamten 
gemacht werden #”, 

Endlich führte das dritte Landrecht noch eine weitere rechte: 
polizeiliche Vorſchrift ein. Weil bei den ehelichen Güterver: 
hältniffen nach dem dritten Landrechte die Sondergüter eines 
jeden Ehegatten durdhaus getrennt bleiben, und es deshalb 
wichtig ift, ftets zu wiffen, was jeder Gatte in die Ehe brachte: 
fo follen Perfonen, welche eine Ehe fchliefen, wenn fie Beide 
oder die Eine früher verheirathet waren, noch vor Eingehung 
der Ehe, außerdem innerhalb 3 Monaten nad Abjchluß der 


11) Die beiden erften Landrechte verlangten hier blos cin Gerichte: 
mitglied (oder zwei andere ehrbare Männer), aber außerdem noch die Ge— 
genwart der Gläubiger und Schuldner des Erblaſſers. ©. die Stellen in 
Rieckes Gerichtsgefl. Th. I. ©. 363, 364. 

12) ER. II. 27. $ 2.5. 

13) AR. 11.27. $ 5. Ebenfo die beiden erften Landrechte. Der Grund, 
warum in diefem Falle nicht die Erben an die Stelle des Teftamente- 
vollftreders treten, lag ohne Zweifel darin, weil der Erblaffer durch bie 
Ernennung eines Erecutors andeutet, daß er die Vollfiredung des Teſta— 
ments den Erben nicht anvertrauen wolle. Griefinger Comment. ꝛc. 
3, VI. ©. 69%. 

14) ER. IU. 27. $ 6. 

14a) GR. v. 24. Zul. 1620. Cap. I. (Nov. XI. Hinter der L.O. u. 
bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. 1. ©. 371); ER. v. 21. Jun. 1648 (bei 
Riede a. a. D. ©. 442) und Commund. ©. 56 $ 7. 8. 
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Ehe ein genaues Verzeichniß des Vermögens, welches Jede in 
die Ehe brachte (Zubringens= oder Beibringens-In— 
ventar) errichten, und wenn fie während dev Ehe Sondergut 
erwerben würden, diefes im DBerzeichniffe nachtragen ®, Die 
Theilnahme einer Behörde bei der Errichtung diefes Verzeich— 
niffes fchreibt das Landrecht nicht vor 165 nur mußte die Be: 
hörde dafür forgen, daß die Gatten die Errichtung nicht unter: 
ließen, und dieſelben, wenn fie den Termin nicht einhielten, 
mit einer Eleinen oder großen Frevel beftrafen. 

An diefe Dorfchriften konnten fich die Unterthanen lange 
zeit nicht recht gewöhnen. Schon im J. 1620 mußte man die Be: 
ſtimmungen über Beibringens- und Verlaſſenſchaftsverzeichniſſe 
einihärfen, indem „man befunden habe, daß ihnen wenig 
nachgejegt worden, auch meiftentheils die Amtleute mit wenig 
Ernft darüber halten“ 17, Die Mahnung fruchtete jedoch wenig. 
In den Jahren 1642, 1645, 1648, 1656, 1661 u. 1724 mußte 
man fie wiederholen und die Beamten an die Beobadhtung 
jener Beftimmungen und der über Obfignationen, welche von 
ihnen „gar fchlechtlich“ befolgt würden, aufs Ernitlichite erin— 
nen 8, Sn der Sache felbit aber trafen dieſe Neferipte Feine 





15) L.K. IV.3.$ 1. Auch dieſes kam erft durch Enzlin in das 
Landrecht, 

16) Vrgl. auch Besold Disp. ad Part. IV. Landr. $ 8. a. E. Auch 
frätere Gefege des KV. Jahrhunderts gehen davon aus, daß es von 
den Ehegatten privatim zu errichten ſey.“ ©. 3. B. die VOO. v. 1657 
und 1658 in der Cynosura ecclesiast. ©. 245. 

17) Das in der Note 14a angef. G.Nefer. v. 1620. 

18) Gen.Refer. v. 3. Sept. 1642 (bei Niede a. a. D. ©. 48; Ein: 
Märfung der Beftimmungen über Obfignationen, Inventuren und Be— 
handlung der Schulden), G.Nefer. v. 5. Apr. 1645 und wörtlich wieder- 
holt v. 31. Zul. 1645 und 29. Sept. 1648 (bei Riede a. a. D. ©. 437, 
45) und GN. v. 8. Apr. 1656 (Riede Th. II. ©. 9); die leßteren 
vier Referipte fchärfen die Beftimmungen über Berlaffenfchaftsverzeichniffe 
ein und eifern gegen übermäßige Anrechnungen bei Tpeilungen ; ferner 
neue Etnſchärfung der Beftimmungen über Inventuren mit der Bemer- 
fung, daß fie auch für eremte Perfonen gelten, im G.R. v. 12. Jan. 1661 
und wörtlich wiederholt im G,Refer. v. 12. Febr. 1661 und, mit An— 
wendung auf die Hofdiener, im GN. v. 12: März 1661 (Niede Tg. UI. 
S. 41-23); ferner Einfchärfung der Seftimmungen über Obfignationen, 
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Aenderungen. Dagegen erfolgten im Laufe des XVIIL Zabr: 
Hunderts manche Aenderungen theils bei eremten, theils bei 
nichteremten Perſonen. 

Bei eremten Perfonen Fonnte, wenn fie auf dem 
Yande lebten, ihre Behörde, der Oberrath und fpäter der 
Tutelarrath, nicht wohl die Obfignationen vornehmen, und für 
Inventuren und Theilungen eine Zutelarrathsdeputation zu beftel- 
len, war jedenfalls Eojtipielig. Deßhalb wurde gewöhnlich dem 
Stabsbeamten des Bezirks in den einzelnen Fällen das Geſchäft 
übertragen, und derfelbe am Ende im J. 1730 durch ein Gefeg mit 
der Obfignation, die er mit zwei Gerichtsperfonen fofort 
nach dem Tode des Eremten vornehmen follte, allgemein be: 
auftragt , in Betreff der Derlaffenfchaftsverzeichniffe und der 
Iheilungen aber den Betheiligten die Wahl überlaffen, ob fie 
diefelben durch das Waifengericht des Orts oder durch eine 
auf ihre Koften zu beftellende Titularrathsdeputation bejorgen 








— — — — — — — — — —— —z, in — — 


Inventuren und Theilungen im G.R. v. 24 Apr. 1724 (bei Riecke a. a. 
D. ©. 327). 

Diefe wiederholten ernftlihen Mahnungen bewirkten mitunter, daß die 
Beamten von der andern Seite zu weit giengen und gegen die Beftim: 
mung des Landrechts im Th. AV. Tit. 3. $ 7. eine gerichtlihe Inventur 
und Theilung in Fällen vornahmen, in welchen fie fie nicht vorzunchmen 
yatten. Dieß veranlaßte viele Befchwerben, und es wurde deßhalb durch 
G.Referipte vom 6. Apr. 1725 und 6. Apr. 1735 (bei Riecke a. a. O. 
©. 329, 405) die Beobachtung des angef. $ 7, ernftlich eingefchärft. 

19) Gen.R. v. 11. Sept. 1730 bei Riecke Gerichtsgefl. Th. III. ©. 362, 
GR. v. 6. Apr. 1735 (Note 18 a. E.); CommunDd. ©. 54 $ 1. u. das 
die Beftimmung des G.R. v.%. 1730 wiederholende G.R. v.2. Fun. 1788 
Nr. VI. Dit. b.; bei Riecke a. a. DO. ©. 674. Noch wird von Nein 
hardt das L.R. Bd. II. ©. 36 ein GR. v. 22%. Febr. 1736 ange: 
führt, das aber wohl nicht eriftirt; Gerſtlacher, auf den er fich beruft, 
führt nicht ein folches, fondern eines vom 27. Sept. 1736 an, das aud 
von Reinhardt an andern Stellen 3. B. ©. 41 und von Öriefinger 
in f. Commentar z. B. B. VII. ©, 1411. angeführt wird; allein auch ein 
folches eriftirt nit, Das GR. v. 22. Dec. 1736, welches eigentlich ge- 
meint feyn und überhaupt häufig angeführt wird, wurde fchon im folgen: 
den Jahre wieder aufgehoben, und ich übergehe deßhalb hier vaffelbe. 
Ueber feine Geichichte, f. $ 64. Bei Eremten in’ Stuttgart wurde bie 
Obſignation durch den Secretär und ein Mitglied des Tutelarratbs be- 
jorgt, bei Hofdienern Durch dar Oberhofmarſchallenamt. 
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affen wollten , Dieſes Geſetz war noch in anderer Beziehung 
on Wichtigkeit. Es fprach zuerft beftimmt aus, daß die Bor: 
hriften über Obftgnationen und über gerichtliche Inventuren 
md Theilungen bei allen Todesfällen, ſey der Verſtorbene 
in Ehegatte oder nicht, werde er nad) dem Gefege oder aus 
inem Xeftamente beerbt, geiten jollen ?!, Dadurh wurden 
amentlich die Beftimmungen des Yandrechts über Teftamente: . 
xecutoren abgeändert, und ebenfo änderte auch das Geſetz bei 

xemten Perjonen die landredhtlihe Beitimmung über den 
Zeitpunkt der Obftgnation ?. Später ging man noch weiter. 
58 wurde bei Eremten die dffentlidhe oder gerichtliche 
Inventur und Theilung jelbft dann vorgefchrieben, wenn auch 
alle Erben über eine Privatinventur und Theilung einig feyn 
ſollten. Sogar wenn blos ein einziger volljähriger Erbe vor- 
handen fey, aljo eine eigentlihe Theilung gar nicht zu veran— 
falten ift, fol doch das ganze Gejchäft von der Behörde vor: 
genommen werden, und nur der Herzog jelbit davon dispen— 
ſiren können 3; aber auch wenn — rt — ſey doch die 








— — —— — — 


20) Das angef. G.R. v. 3. 1730; ferner GR. v. 18. (und 24.) Der. 
1748 (bei Riede a. a. O. ©. 491); TutelarrathsO. v. 1781. Art. 9. u. 
GR. v. 2. Zun. 1768 Nr. VI. Hit. b. bei Niede ©. 674. Die Vrivile- 
girten in Stuttgart hatten, mit Ausnahme der niederen Hofdienerfchaft, 
diefe Wahl nicht. Bei ihnen beforgte das Gefchäft ftets der Gecretaire 
und ein Mitglied des Tutelarraths f. d. angef. Geff.; beim Militär ein 
Dffeier und der Auditor und nur bei Dispenfation der Tutelarrath; frü— 
ber geichah eg immer durch den Zutelarrath, was aber im J. 1781 geän- 
rt wurde. TutelarrathsO. Art. 9. 

21) ©. auch das a. E. der Note 18 angef. GR. v. 1735. 

22) Sie foll nun ftets ſogleich nad dem Abfterben einer Perfon vor- 
genommen werden. Note 19. 

23) Zutelarr.D. v. 1781. Art. 15. und GR. v. 2. Juli 1788. Nr. VI. 
Dadurh wurde für Eremte die oben bei Note 1. angeführte und in 
ſpäteren Gefegen (ſ. Note 18 a. €.) beftätigte Beftimmung des AR. IV. 
3.$7. Nr. 4. aufgehoben, obwohl man die Stände gar nicht dabei ge- 
hört und die Tutelarrathsordnung nicht einmal allgemein bekannt gemacht 
hatte. Vrgl auh Griefinger a. a. DO. Bd. VI. ©, 104, 134. Der 
Art. 14 der Tut. RO. fcheint freilich beim erſten Anblide die Beftimmun- 
gen des Landrechts noch anzuerkennen ; allein nicht damit vereinbar wäre 
der Art. 15 und das GR. v. 1788, und aus dem Zufammenhang im 
Art, 14 gebt felbft hervor, daß der angef. $ 7. des Landrechts nur mit 
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privatim errichtete Snventur und Theilung dem Qutelarrath 
zur Golennifirung vorzulegen *! 

Auch in Beziehung auf die Beibringensverzeichniffe der 
Eremten wurde das Landrecht geändert. Nach der Tutelar: 
rathsO. v. 1781 Art. 10 follten fie innerhalb zwei Monaten 
nad Abjchluß der Ehe entweder durch die Tutelarrathsdepu: 
tation errichtet, oder wenigftens ein privatim errichtetes Der: 
zeihniß dem Qutelarrathspräfes vorgezeigt und dann ver: 
fchloffen in der Regiitratur hinterlegt werden. Die auf dem 
Lande wohnenden Eremten konnten hier wieder zwijchen dem 
Tutelarrathe und dem DOrtswaijengerichte wählen, und ihnen 
wurde ein Termin von drei Monaten vorgefchrieben 5, Allein 
die Praris dehnte den legtern Termin auch auf die in Stutt— 
gart wohnenden Eremten aus. Syedenfalls wurde durch dieje 
Beitimmungen die Vorfchrift des Landrechts, daß in gewiſſen 
Fällen das Verzeichniß vor Eingehung der Ehe zu errichten 
jey, welche man ohnehin nie recht beobachtet hatte, aufgehoben. 

Bei den Nichteremten änderte die Geſetzgebung weniger; 
allein die Praxis dehnte manche Beftimmungen, die für Er: 
emte gegeben waren, auch auf fie aus. Dieß that fie nament: 
lich bei dem Zeitpunkt der Verfieglung des Nachlaffes 6; ebenio 
bei dem Termin der Einreichung der Beibringensverzeichniffe?”, 
welche die Nichteremten üffentlich durch zwei Inventirer oder 
Theilrichter und den Schreiber errichten laffen follten 8, Auch 


Ausnahme des Nr. 4 beftätigt werben ſollte. Griefinger a. a. O. 
Weishaar Hob. 1. u. 2. Ausg. $ 146 Note b. Anderer Meinung ift 
Reinhardt Das Landrecht B. III. S. 49. 

24) ©. die in der Note 21 angeführten Geſetze. Wählten die Eremten 
auf dem Lande das Waifengeriht: fo hatten fie bei einer herzogl. Die- 
yenfation die Urkunde bei Jenem zu hinterlegen. 

25) Im Gen.Refer. v. 2. Jun. 1788. Nr, VI. lit. a. 

20) Note 22. Vrgl. auch Griefinger Comm. B. VII. ©. 87 f. 
Borgenommen, werben foll nun bei ihnen die Verfieglung durch den Stadt: 
und Amtfchreiber (in Dörfern den Gerichtsfchreiber oder Schultheißen) 
und einen Waifenrichter. CommunD. ©. 55. $ 2. Vrgl. ob. Note 4. - 

27) Die Praris nahm bier drei Monate an. Vrgl. bei Note 25. 

23) Comm.O. ©. 60. $ 33. Wollten fie das Inventar privatim errid- 
ten: fo hatten fie Dispenfation von der Regierung nöthig. GR. v. 22. 
Yun. 1788. Nr. VI. 
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in Beziehung auf ihre Berlaffenjchaftsinventur und die Thei- 
lung wurde am Ende bei ihnen das eingeführt, was bei 
Eremten galt. Gie mußten fie durchaus durch den Gtadt- 
und Amtjchreiber oder deſſen Oubftituten unter Zuziehung von 
drei weiteren Perſonen des Gerichts vornehmen lafjen ?, und 
fo wurde auch bei den Nichteremten die in der Note 25 be— 
rührte Beſtimmung des Landredhts aufgehoben 3, Die Be: 
ftimmung des Landrechts aber über fpätere Ergänzung der 
Beibringensverzeichniffe Fam nie recht in Gebrauch. Dieß war 
auch natürlich; denn die Beamten konnten über die Beobach- 
tung diejer Beitimmung nicht gehörig wachen, und für die 
Gatten war es fehr läftig, Nachträge zu dem bei den Behörden 
hinterlegten Verzeichniſſe zu liefern. 

Auch wegen der Vorfchrift, daß für die Befriedigung der 
Erbichaftsgläubiger bei der Theilung geforgt werden folle, hatte 
die Regierung viel zu kämpfen. Sie mußte häufig wiederholt 
werden 3, und erhielt durch einzelne Gejeße noch nähere Be— 
ftimmungen 32, 

Außerdem führte die Praris der Iheilungsbehörden beim 
ftatutarifchen Nießbraudhe ein neues, dem Landrechte ganz 
unbefanntes, Inſtitut ein, die f. g: Eventualtheilungen. 


29) Eomm.D. ©. 56. $ 9. 

30) Anderer Meinung find Griefinger a. a D. ©. 105, 137. 
v. Weishaar Hob. 1. u. 2, Ausg. $ 146. Allein das G.R. v. 2. Jun. 
1788. Nr. VI, welches weder Griefinger nod v. Weishaar berüh- 
ren, fagt, daß wenn bei ihnen je eine Ausnahme von der Regel eintreten 
möchte, fie befondere Dispenfation von der Regierung nöthig haben. Ue— 
brigens folle auch in dieſem Falle ein Eremplar der privatim errichteten 
Inventur und Theilung bei Gericht hinterlegt werden. Vrgl. auch Rein— 
hardt das Landr. ıc. Bd. I. ©. 673. 

31) Dieß geſchah namentlih in den G.Referipten v. 14. Jun. 1643, 
25. Nov. 1709, 27. Febr. 1717 und 14. Apr. 17851 Nr. 10 (bei Niede 
Gerichtsgeff. Th. II. ©. 430. Th. III. ©. 233, 278, 631). Eine ähnliche 
Vorſchrift enthielten ſchon die vorlandrecdtlichen Statuten 5. B. das Stadt- 
recht von Balingen, bei Repyſcher Statutarrechte ©. 161. Brgl. aud; oben 
$ 35. 

32) Das angef. GR. v. 1709 u. 1717; ferner die zweite MedicinalD. 
v. 16. Det. 1755. Tit. IL $ 21. (Riede Th. III. ©. 510) und die Eom- 
mund. ©. 57. $ 11. ©. 131. $ 13. Vrgl. auch. Griefinger Comment. 
Bd. VII. ©. 164 f. Reinhardt Das Landr, Th. I. ©. 69. 
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Wenn gleich die Erbtheile der Miterben im ftatutarijchen Nieß— 
brauch des überlebenden Gatten bleiben, jo foll doch nach dem 
Landrechte eine reelle Bertheilung der Erbichaft vorgenommen 
werden, fo daß danı die jedem Miterben zugetheilten Sachen 
dem überlebenden Gatten (als durdhaus fremde Sachen) in 
den Mießbrauch übergeben werden. Allein jchon nach Erlaffung 
des erften und zweiten Landrechts fanden an manchen Orten, 
3. B. in Herrenberg und Marfgröningen, die Hinterfallserben 
e8 rathjamer, mit dem überlebenden Ehegatten, ſo lange feine 
Nutznießung dauerte, gar nicht abzutheilen, weil-fie fürchteten, 
er möchte die den Hinterfallserben zugetheilten Güter vernad- 
läffigen. Eijengrein rügte die in feiner Nelation (zu 
Th. IV. Fol. 70) mit Recht als einen Mißbrauch, und fchlug 
vor, auf der Beftimmung des Landrechts (28 L.R. ©. 354 f.), 
daß nach der Inventur das vorhandene Vermögen fofort 
wirklich vertheilt werden folle, jedoch mit der Modiftcation zu 
beharren, daß, was an die Hinterfallserben fomme, unter 
ihnen erft nach des niefenden Gatten Tode abgetheilt werde, 
weil in der Zwijchenzeit ein Gut leicht im Werthe fteigen oder 
finfen könne. Diefer Vorſchlag ging aber nicht in das Land: 
recht über, fondern e8 wurde blos die eben angeführte Beftim: 
mung des zweiten Landrechts im dritten (L.R. IV. 3. 6 9.) 
wiederholt. Die Eonnte freilich nicht genügen; hatte ja ſchon 
die Erfahrung beim zweiter Yandrechte gezeigt, daß hier Uebel: 
ftände einreißen Eünnen. Wirklich wurde aud bald dag, was 
vor dem dritten Landrechte an einzelnen Orten geſchah und 
was Eifengrein gerügt hatte, durch die Theilungsbehörden zur 
allgemeinen Praris gemacht. Waren Hinterfallserben da: jo 
theilte man den Nachlaß nicht-reell ab, fondern fchlug blos 
die einzelnen zum Nachlaffe gehörigen Stücke an, berechnete, 
was an der Summe des Werthes den Hinterfallserben 
und was davon dem überlebenden Gatten ald Erben gebühre, 
und ließ dann den gefammten Nachlaß ungetheilt in den Hän: 
den des Lebteren (j.g. Eventualtheilung). Es blieb daher 

33) Dur fpätere Gefete wurde dann Diefes von der Praris cinge- 


führte Inftitut anerfannt und beftätigt ; f. 3. B. das in Note 18 angef. 
GR. v. 24. Apr. 1724 und die in der Note 19 angeff. Geſetze. 
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der Gatte in Beziehung auf den gefammten Nachlaß mit den 
Hinterfallserben in einer ungetheilten Gemeinſchaft (commu- 
nio pro indiviso), und erſt nad) feinem Tode wurde zur wirk— 
lihen Iheilung des Nachlaffes zwifchen feinen Erben und den 
Hinterfallserben gefchritten *—. An diefes Inſtitut Enüpfte dann 
jpäter die Communordnung das Inſtitut des ſ. g. Vorver— 
weijes. Gind Kinder Hinterfallserben: jo foll ihnen zur 
Sicherung wegen ihres hinterfälligen Vermögens nach der 
Größe ihres Erbtheils das ausjchlieglihe Eigenthum an 
Liegenichaften eingeräumt werden, die zur Erbfchaft oder dem 
überlebenden Gatten gehören, fo daß, wenn der Gatte etwa 
in Concurs Fam, die Kinder an jenen Gütern ein Abfondes 
rungsrecht hatten, Wenn aber fpäter beim Tode des Gatten 
zur Realtheilung gefchritten würde: fo foll dann jener Bor: 
verweis, foweit er feinen Zweck der Sicherung erreicht habe, 
gar nicht in Betracht gezogen, jondern die Nealtheilung ohne 
alle Rückficht auf denfelben, gerade. wie bei folchen Hinter: 
fallserben, für welche Fein Dorverweis eingeführt war, vor: 
genommen werden ®, 

Nicht felten kam es vor, daß die Theilungsbebörben Ver: 
ftöße gegen die Gefege machten. Die für fie gejchriebenen 
praftiihen Anleitungen (©. 300) Fonnten folchen Verſtößen nicht 
durchaus vorbeugen, und in einigen Fällen jah fid) die Regierung 
genöthigt, durch Erläuterungen einzugreifen. Dieß geſchah 
namentlicy durch das oben $ 62. Note 28 angeführte Geſetz von 
41685. Es gibt näher an, wie die Leichenkoſten des ver- 
forbenen Gatten in Rechnung zu bringen find, erläutert die 
Beltimmungen des Landrehts über Collation, welche oft 
ganz chief angewendet wurden, und verdeutlicht die Sache in 
einer Auflöfung vom VII „Casus.“ 

Endlich wurde noch gegen Angehörige folder Staaten, in 


Er) Bra. auch auch über t dieſes Inftitut v. Bolley 33 Auffäße 20. ©. 144f. 
v. Rein hardt Das Landrecht ꝛc. B. 1. ©. 141 f. Was v. Weis— 
haar in der dritten Ausgabe feines Handb. $ 927 über Begriff und 
Ratur der Eventualtpeilung und die Bedeutung des f. g. Vorverweiſes 
fagt, if irreführend. Weit beffer ift, was Derfelbe in der 1. u. 2. Aus» 
gabe $ 889, 890 über denfelben Gegenftand ausführte, 

3) Comm.O. ©. 58. $ 14. 

Wächter, Württemb. Privarr. I. ; Ä 29 
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“ welchen die Ausländer im Erbrechte nachtheiliger behandelt 
würden, als die Inländer, durd ein Gen.Refer. v. 8. Der. 
1725 Retorfion angeordnet 3. Allein auch diefe Vorfchrift 
wurde vielfach mißverftanden, und es mußte deßhalb fpäter 
eine Erläuterung derfelben gegeben werden. 7, 


8. DObervormundfchaftliche Behörden und VBormundfchafts: 
recht überhaupt, 


$. 64. Das Vormundſchaftsrecht ftand zunächft unter den 
Gerichten, bei Perjonen, welche feinen privilegirten Ges 
richtöftand hatten, unter den Stadt: und Dorfgerichten. Die 
MWaifengerichte (0. ©. 107) hatten dabei bejonders folche Ges 
fchäfte zu beforgen, die vor dem ganzen Gerichte nicht zweck— 
mäßig verhandelt werden Eunnten, wie die genauere Aufficht 
über die Vormünder, Nechnungsabhören, und, was mit dem 
Bormundfchaftsweien fo genau zufammenhieng, Erbtheilungen, 
Inventuren u. dgl. !. Auf die gleiche Weife gehörten die 
Bormundfchaftsfahen der eremten Perfonen vor ihr ordents 
lihes Gericht, alſo vor den Oberrath, welcher zugleich, wie 
überhaupt die Aufficht über ftreitige und nicht ftreitige Mechte: 
pflege, fo auch die über das Bormundichaftswefen der Nicht: 
eremten im ganzen Lande hatte. Bei dem Oberrathe aber 
beftand für die Eremten eine den Waifengerichten analoge 
Einrihtung bis in den Anfang diefer Periode nicht. Man übers 
zeugte fih jedoc immer mehr von ihrer Nothwendigkeit, in: 
dem durch das ganze Collegium das Sntereffe der Pflegbe: 
fohlenen nicht gehörig gewahrt wurde ?, und deßhalb fehte 
Friedrich I im $. 1607 eine befondere Tutelarrathsdeputa: 
tion nieder, welche beim Oberrathe im Wefentlihen das bil« 





36) Abgedr, bei Riede a. a. D. ©. 330. 

37) Durch ein G.Refer. v. 29. Dec. 1738 (nit wie v. Weißhaar 
anführt, vom 29. Det. 1727, auch nicht, wie Hochſtetter und Gerſt— 
lacher haben, vom 29, Dee, 1727); f. Riede a. a. D. ©. 349. 

1) 8.D. Tit. 42, Die Ober- und Unteramtleute und Gerichte werben 
bier Oberpfleger“ genannt. In einem G.Refer. v. 7. Febr. 1623 
nennt der Herzog fih den „Beneral-DOberpfleger.” 

2) Gerade darüber Hagt der nachher anzuführende Staat v. 1607 in 
in feinem Eingange fehr. 
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dete, was das Waijengericht bei den Stadt: und Dorfgerichten. 
Nach dem Staate, welchen Friedrich unter dem 21. Jul. 1607 
diefer Deputation gab ?, und welcher in den Jahren 1626, 
1639 und 4660 mit wenig Aenderungen erneuert wurde %, 
follte die Deputation aus zwei Mitgliedern des Oberrathe, 
einem Mitgliede der Rentkammer und einem des Kirchenraths 
(„Tutelares“) beitehen 5, eine Abtheilung des Oberraths bils 
den, und wichtigere Sachen an den ganzen Dberrath bringen ©. 
Shre TIhätigkeit hatte fich den Worten der angeführten Staate 
nah auf die Vormundſchafts- und Hinterlaffenfhaftsangele: 
genheiten „bei Kanzleiverwandsen“ zu erftrecken. Allein 
in fpäteren Referipten wird beftimmt ausgefprocdhen, daß fie 
die genannten Angelegenheiten bei allen Eremten im ganzen 
Lande zu beforgen habe; fo namentlich in dem G.Refer. vom 
41. Sept. 1730 und 22. Dec. 1736. Dieſes letztere Gejeß, 
welches zugleich der Tutelarrathsdeputation, oder wie fie jchon 
in der KanzleiO. v. 4660 heißt, dem Zutelarrathe eine theils 
weile andere Einrichtung geben wollte, wurde zunächft durch 


3) Er ift ſehr kurz und verweist hauptfächlich auf die in der L.O. ent- 
paltene Pupillenordnung. Ein Abdruck deffelben findet fi in (Ca. Frid. 
Elsässer) Flores sparsi ad prima stamina collegii tutelar. Würt. 
Erlang. 1776. p. 6—9. Diefe Schrift über die Gefhichte des ZTutelar- 
raths ift übrigens fehr dürftig. 

4) Auch deßhalb, weil der Oberrath, wie es fiheint, zu Zeiten die 
ganze Tutelarrathspeputation einfchlafen ließ. Sp heißt es in dem Staate 
von 1660: die fehlechte Beforgung des Pupillenwefens komme daher, daß 
der „früher geordnete senatus tutelaris eine Zeit lang verfigen ver- 
blieben.” Der Staat vom 14. April 1660 ift abgevrudt bei Riede Ge- 
richtsgeſſ. Th. I. ©. 17-19. Er ſtimmt beinahe wörtlih mit dem 
Staat von 1607 überein. 

5) Die Zahl der Räthe war in den fpäteren Zeiten verſchieden. Nach 
dem Staat von 1660 follte der „senatus tutelaris“ aus ſechs Mitgliedern 
beſtehen, und im 3. 1776 beftand er aus einem Reg.Rathe (Präfes), 
einem Kentlammerrathe, einem Kirchenrathe, zwei rechtsgelehrten Gehei⸗ 
menrathsſecretären und einem Kammerrathe (Rechnungsreviſor). Das 
Secretariat beſorgte früher ein O. Rathsſecretär, von 1683 an ein be— 
fonderer Tutelarrathefeeretär. Elfäffer führt die Secretäre und Räthe 
der verſchiedenen Zeiten näher an. 

6) Staat von 1607 und v. 1660; auch Kanzleid. v. 3. 1660 P. IM. 
zit, 1. 
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verderbliche Plane veranlaßt, welche S ü 5 Oppenheimer (©. 565) 
mit dem Vormundſchaftsweſen des ganzen Landes hatte, und 
feine Gefchichte zeigt, wie weit man damals in die wichtigften 
Privatrechte einzugreifen verjuchte. 

Auf den Borfchlag von Süß und feinen Genoffen wurde 
eine neue Pupillenordnung ausgearbeitet. Nach diefer follte 
die Tutelarrathsdeputation in ein felbftftändiges Collegium 
(Zutelarrathscollegium,. bejegt beinahe durchaus mit Genoffen 
von Süß) verwandelt, demjelben das Pupillene Snventur: 
und Theilungsweien des ganzen Landes untergeordnet, und, 
was der eigentliche Zweck war, bei ihm eine befondere, durch 
einen „Waiſenpfleger«“ — ernannt war dazu ein Hauptgehülfe 
von Süß, Erped.R. Hallwachs — zu verwaltende, Pupillen- 
cafje errichtet werden. An diefe Caſſe follten alle Gapitatien 
und alles Geld der Pupillen. des ganzen Landes abge 
liefert, und um fie recht zu füllen, alle bewegliche und unbe: 
weglihe Sachen der Pupillen veräußert und in Geld um: 
gefegt, dann diefe Pupillengelder von der Gaffe zu 6 Prozent 
Zinfen und mit einem abfoluten Vorzugsrecht bei Concurfen 
in der I. Claſſe ausgeliehen, den Pupillen felbft aber blos A 
in einigen Fällen 5 Prozent gutgeichrieben und davon nur dag 
zu ihrer Erziehung unumgänglich Nothwendige abgegeben wer: 
den! Das Uebrige von den ihnen gutgefchriebenen Zinfen 
und das Capital jollten die Pupillen erft bei ihrer Derheira- 
thung ausbezahlt erhalten! Die Mitglieder des Zutelarraths 
jollten aus der Pupillencaffe befoidet werden, die Inventuren 
und Theilungen bei Eremten felbft beforgen, bei andern unter 
ihrer Auffiht dur die Stadtfchreiber und Waifenämter be: 
forgen laſſen. Diefes Geſetz, vom Herzoge bereits unterjchries 
ben (50. April 1756), ftieß jedoch in feiner Ausführung auf 
Anjtände. Der landfchaftliche größere Ausfchuß hatte vergeb: 
lich gebeten, ihm die projectirte Ordnung zur Mitberathung mit: 
zutheilen. Als fie nun aber wirklich ausgefertigt und an den Gehei— 
menrath ausgeſchrieben wurde? : legte der Ausſchuß (9. Mai 1736) 
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7) Es wird häufig behauptet, die Pupillenordnung ſey wirklich im gan- 
zen Rande publicirt worden, und dag Project wegen der Pupillencaffe zur 
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eine kräftige Profeftation gegen diejelbe ein ®, welche, obwohl 
höchit ungnädig aufgenommen, doch wirkte. Der Plau mit 
der allgemeinen Pupillencaffe wurde aufgegeben, und blog 
die Berwandlung der Qutelarrathsdeputation in ein Tutelar— 
rathscollegium, dem das ganze Inventur: und Theilungswefen 
des Yandes auf die in der Pupillenordnung projectirte Weife 
untergeben wurde, in einem Gen.Refer. v. 22. Dec. 1736 ? 
durchgeführt. Allein gleich nah Earl Aleranders Tode 
wurde durch ein Decret v. 22. Aug. 1737 diefer neue Tutelar: 
rath wieder aufgehoben, und der alte „ſowohl ratione perso- 
naram als modi traetandi“ wieder Hergeftellt . Nur erhielt 
jpäter dir Tutelarrath die Oberauffiht über das Vormund— 
ſchaftsweſen im ganzen Lande, und zu diefem Zwecke mußten 
nun jährlich Prlegichaftstabellen an ihn eingefchickt werden *. 

Unter Derzog Earl erhielt der Iutelarrath einen neuen 





— 
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Ausführung gekommen. Vrgl. z. B. Pfaff Geſch. Württemb. Bd. 11 
S. 408. Allein daß dem nicht fo ſey, hat Riecke Gerichtsgeſſ. Th. 111. 
5. 416 nachgewiefen. Die PupillenO. ift abgedrudt in v. Moſers Pa- 
triotiſch. Archiv Bo. I. ©. 139—155. 

I) Diefe Proteftation it abgedrudt in v. Moſers Patriotiſch. Archiv 
3.1. S. 155—180. Der Ausfchuß berief fih darin auf fein verfaffungs- 
mäßiges Mitwirfungsrecht bei neuen Geſetzen, wies die unerpörten Ein- 
griffe, welche durch das beabfühtigte Gefeg in die heiligften Privatrechte 
gemacht würden, nach, ımd bemerkte namentlich, daß dadurch „ven Eltern 
ihre von Gott, Natur und Necht zufommenden Refugniffe, über das den 
Kindern hinterlaffene Vermögen VBorfehung zu thun, genommen, das Er» 
fenntmiß der Magiftrate aufgehoben, und die Verfügung über das Ver— 
mögen aller Unterthanen einigen wenigen Perſonen mit den größten Be» 
denklichkeiten überlaffen würde.” Er fprad dabei die Heberzeugung aus, 
daß der Herzog in diefer Sache durch feine Rathgeber „be> 
trogen“ worben fey, bezeichnete als einen ſolchen „böfen Rath— 
geber“ namentlich Hallwachs, und bat, „dieſem untreuen Diener und 
üben Ratbgeber doch weiter fein Gehör zu geben, vielmehr ihn mit allem 
Ernft, Andern zum Erempel, firafen zu laſſen.“ 

9) Abgedrudt bei Riede a.a. O. ©. 492-424. 

10) Riede a.a. D. ©. 46. Vrgl. auch G.Refer. v. 18. (oder 24.) 
Dee. 1748; bei Riede a. a. ©. ©. 791. 

1) Publicationgrefer. zum Staat und Unterricht für Bormünder v. 22. 
Jul. 1776; bei Ride a. a. O. ©. 603. TutelarR.D. v. 3. 1781 Akt, 6. 
Art. 8. a. GR. v. 2. Juli 1783 Nr, V.; bei Riecke a. a. ©. S. 673. 
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ausichließlihen „Staat und Ordnung“ !'?, welcher fid) ge: 
nau über die DOrganifation des Nathes, über die Perfonen, 
welche einen privilegirten Gerichtsftand haben und ihm zu: 
nächft unterworfen find B, über feine Obliegenheiten bei Obfigna= 
tionen, Zubringens- und Verlaffenfchaftsinventuren und Theilun: 
gen, bei Beftellung und Beauffichtigung der Pfleger, Rechnungs: 
abhör u. dgl. verbreitet. Dabei blieb aber die ganze Stellung 
des Tutelarraths im Wefentlichen unverändert. Er ftand, wie 
alle in der Kanzlei vereinigten Collegien, unter dem Geheimen: 
rathe, hatte aber, wie früher, alle wichtigeren Sachen an das 
Regierungscollegium zur Entfcheidung zu bringen '%, und blieb 
in einem ähnlichen Berhältniffe zu diefem Eollegium, wie das 
Waifengeriyt zu den Stadt: und Dorfgerichten 6. In der 
Drganifation der Behörden, weldye das Vormundſchaftsweſen 
der Nichtprivilegirten zu beforgen hatten, trat außer dem bei 
Note 11 Bemerkten keine Aenderung ein. 

Was das Bormundfhaftsreht felbit betrifft: fo 
blieb die Hauptquelle deffelben auch in diefer Periode, auper 
dem gemeinen Rechte, die in den früheren Landesordnungen 
($27.) enthaltene Pupillenordnung, welche in die neuefte 
Landesorönung wörtlich überging 16. Auch berührt dag Land: 
recht einzelne Punkte des Dormundfchaftsrechtes. Es gibt 
einige Beftimmungen über die Obliegenheiten des Stadt: und 


12) Die Ordnung wurde nicht durch den Drud befannt gemacht, fon- 
dern nur an den Zutelarrath ausgefchrieben, fpäter aber mehrmals abge- 
brudt, 3. B. bei Kapff Sammlung ©. 205 ff. bei Riede a. a. O. 
©. 637—654. 

13) TutelarrathsO. Art, 79, Nähere Beftimmungen gab noch eine 
Refolut. v. 27. März 1799; bei Riede a. a. DO. ©. 641. Note 642. 
„19 TutelarrathsO. Art. 5. 

15) Die TutelarrathsO. hebt dabei Art. 6. heraus: daß der Tut. R. 
fo wenig, als „jeglihes anderes Waifengericht, ein eigentliches 
Judicium ausmache, daß deffenBefcheide nicht in die Kraft Rechteng erwachſen, 
fondern daß vielmehr denjenigen Parthieen, welche fih bei einer Zutelar- 
räthlichen Verfügung zu beruhigen nicht gedenken, freiftehe , auf ihre Ge- 
fahr fih auf ven Weg Rechtens zu berufen, und um Remiffion an ein 
Stabt®ericht zur rechtlichen Entfcheidung zu suppliciren.“ Vrgl. auch 
CommunO. ©. 57. $ 12. 

16) 8.0. Zit. 31—46. 


Bormundfchaftsreht. $ 64. 455 


Amts: oder Gerichtsichreiberse, namentlih über die Stellung 
der Pflegrechnungen 17, über das gefegliche Pfandrecht der Be— 
vormundeten an dem Vermögen der Pfleger 8, über die Ber: 
träge verpflegter‘ Perſonen ? und Ertheilung und Wirkung 
der venia aetatis ?®, über das Verfahren gegen Solche, welche 
gerichtlich für Verſchwender zu erklären find?!, und über die 
Sorge für Erziehung und Vermögen der Minderjährigen *. 
Eine wichtige Wenderung des gemeinen Nechtes in Hin 
fiht der DBeräußerungen von Pupillenfahhen wurde durch 
ein fpäteres Geſetz getroffen. Schon darin wich die Pupillen: 
ordnung 3 vom gemeinen Nechte ab, daß fie die Nothwendig— 
keit eines richterlichen Decrets auf unbewegliche Sachen bes 
ihraänkt ®, Gie behielt aber die unpaflende gemeinrechtliche 
Beltimmung bei, daß das Gericht die Veräußerung nur ges 
ftatten fünne, wenn fie für den Mündel nothwendig fey, 
nicht aber auch, wenn Nüslichkeitsrückfichten, feyen es noch fo 
entihiedene, fie räthlich machen. Dieſes Lebtere nun wurde 
mit Recht durch ein Gen.Refer. v. 12. Sun. 1683 * geändert. 
Außerdem wurden zu verfchiedenen Zeiten noch nähere Beſtim— 
mungen über die Behandlung der Bormundfchaftsrehnungen 
und über die Verwaltung der Bormundfchaft in einzelnen 
Beziehungen gegeben 7 und im %.1776 eine allgemeinere aus: 


MER. J. 6. $ 72-76, aus dem I. L.R. 23 ff. 

18) ER. II. 8. $ 6. aus vem 1. ER, ©. 238. Vrgl. auch LandesO. 
Tit. 2,9 3. a. €. 

19 L.R. TH. 1, Tit. 26. (zweites L.R. S. 241) Vrgl. auch ER. II. 
9, 6 16. IT. 21. $ 7. 

20) ER. Th. UI. Tit. 27. (zweites UR. ©. 242). 

21) L. R. Th. I. Tit. 30. (zweites UR. 247 ff.). 

2) LER. IV. 11. $ 2. IV. 12, (zweites UR. ©. 341 ff.). 

23) LandesO. Tit. 34. $ 3. 

24) Bol. auch den unten anzuführenden Staat für Vormünder C. 111.59. 

3) Abgedrudt bei Riecke Gerichtsgefl. Th. IU. ©. 169. 170; au 
hinter den Ausgaben bes Landrechts v. 1716 und 1743. 

26) Hierher gehören die G.Refec. v. 21. Mai 1627 (Rechnungsabhör, 


ogl. Riecke Gerichtegeff. Thl. I. ©. 397), v. 2 1699 CPflegreih- 


nungen ; vrgl. Riede Th. II. ©. 203) , vom 2. Jun. 1788 (bei Riede 
Th. II. S. 669 ff. Pflegrechnungen), v. 31. Ang. 1798 (bei Riede 
6. 773; Plegfchaftstabellen) und vom 10. Sept. 1803 (bei Riede ©. 787 
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führlihere Snftruftion für die Vormünder hauptſächlich auf 
den Grund der bis dahin erlaſſenen Geſetze befannt gemacht ””. 
Endlih trat noch eine nicht unwichtige Aenderung bei der Er: 
theilung der Jahrgebung in diejer Periode ein, eine Aen- 
derung, welche in der in diefer Periode vorberrihenden Ric: 
tung, die unteren Behörden zu beichränfen und die Zaren zu 
vermehren, großentheils ihren Grund hatte. Nach dem Yant: 
rechte Fonnten Amtleute und Gerichte Den Minderjährigen, 
wenn fie das zwanzigfte Jahr erreicht hatten, die j. 9. venia 
aetatis ertheilen, und fie dadurch von der Vormundſchaft be: 
freien und in die eigene Verwaltung ihres Vermögens ein: 
fegen®. Auch geht das Landreht und die Pupillenordnung 
durchaus davon aus, daß ein Minderjähriger, welcher heirathe, 
gerade jo zu behandeln fey, als ob er die Jahrgebung erlangt 
habe. Die Bormundjchaft über ihn hört auf, und er befommt 


bis 791; Stellung, Probe und Abhör der Pflegrechnungen). Weber die 
Nefcripte vom 20. Nov. 1645, 20. Det. 1652 und 5. März 1735 (auch 
Pflegrechnungen betr.) f. Riede Th. 11.9.640.R. 64. Auch Comm.O. 
©. 198. $4. ©.54. $ 1. ff. — Das GN. v. 7. Febr. 1623 (bei Riede 
Th. 11. ©. 389) hatte blog eine vorübergehende Beziehung. Außerdem 
wurde auch das gemeine Recht darin geändert, daß man dem von der 
Bormundfchaft Freigewordenen nicht geftattete, dem Vormunde die letzte, 
ber obervormundſchaftlichen Behörde zu ftellende, Rechnung nachzulafen, 
und das Dermögen privatim zu übernehmen. TutelarratfsDd. v. 1781. 
Art. 21, wiederholt im GR. v. 24. Dec. 1748 (bei Riede Th. IM. 
©. 492). 

27) „Staat und Unterridt für einen Bormünder und 
Dfleger. Nah der... PupillenDrdnung und den wegen pflegfchaftlichen 
Sachen ergangenen Generalfteferipten.” v. 22. Zul. 1776. Die früheren 
Gefege werden im Publicationgreferipte (wie auch in der TutelarrathsO.) 
ausdrüdlich beftätigt. Er ift fpäter öfter abgedrudt worden, bei Riecke 
Gerichtsgeſeſſ. Th. IN. ©. 603—614. Der Tutelarrath hatte ihn zu ver: 
fafien, fchöpfte aber großentheils, wie fchon Niede a. a. ©. ©. 605 Note 
614 bemerkt, aus einer Zufammenftellung, welche das Stuttgarter Stadt- 
gericht Schon im Anfange des XVII. Jahrhunderts für die feiner Gerichts— 
barkeit unterworfenen Bormünder unter dem Titel: „Staat und Unter, 
richt, wornach fih Pie von dem Stadt-Gericht Stuttgart angenommene 
Pfleger der Wapfen zu achten haben“ gemacht hatte. Dieſe Letztere ift 
abgedrudt bei Elſäſſer a. a. D. (Note 3) ©. 14-24. 

3) ER. Th. N. Tit. 27. Vgl. L.O. Tit. 44. 
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die Derwaitimg des Dermögens in feine Hände ?. Beides 
aber wurde im XVII. Jahrhundert geändert. Ed wurde im 
%.1752 beftimmt, daß „da die concessio veniae aetatis unter 
vie Regalien gehöre“, Fünftig der Herzog felbft fih die Er: 
tbeilung derfelben vorbehalten haben wolle, und fo mußte da— 
her die venia aetatıs durch die Regierung beim Herzog nach— 
gefucht werden ®. Ebenfo wurde auch, fpäter der landrechtliche 
Grnndfaß über die Wirfungen der Heirath eines Minderjähs 
rigen aufgehoben und feitgejegt, daß, wenn ein Minderjähris 
ger die Erlaubnig zum Heirathen befommen habe, er dadurch 
die Derwaltung feines Vermögens nicht erlange und von der 
Vormundſchaft nicht frei werde, fondern zu den leßteren Zwe— 
cken noch eine zweite, bei dem Herzoge nachzufuchende, Die: 
penfation nöthig habe, daß jomit die „venia aetatis ad effe- 
cum nubendi“ (ſo drückt fih das Gefeß in Hinficht auf 
männlide Minderjährige aus) die „veniam aetatıs ad ef- 
fectum propriae bonorum administrationis“ nicht in fich be— 
greife 31, 


I, Vogtei über Frauensperfonen 5 Sorge für die Frauen 
bei Interceſſionen. 


6 65. Das Germanifche Inſtitut der Geſchlechtsvor— 

29) ER. IV. 6. $5. IV. 8. $6. IV. 9. $ 1. Auch 1. 26. $ 2. 
11.9. $ 16. 2,0. Tit. 44. ©. 90. 

30) G.Refer. v. 5. Zul. 1732; in Gerſtlachers Samml. Bd. J. ©. 196. 
TutelarrathsO. v. 1781. Art. 21. 

31) G.Refer. v. 20. Zul. 1789; in Kapſfs Samml. ©. 371. Grie— 
iinger Comment. Bd. IV. ©. 1093 führt ein Nefeript v. 6. Sept. 1774 
an, welches ſchon das Gleiche befiimmt haben foll; ich kenne es aber 
nicht näher. Auch hier wieder wurde das Landrecht ohne Zuftimmung der 
Stände geändert, und das Geſetz hatte auch Beſchwerden ber Stände zur 
Folge ; allein fie fcheinen zu keinem Refultate geführt zu haben. Bolley 
Das Wichtigfte v. d. RechtsVerh. d. W. Unterth. 3te A. ©. 334. 

1) Es wird der paffendfie Ort ſeyn, dieſes Inftitut hier darzuftellen. 
Daſſelbe it, wie fih unten zeigen wirb, jeßt nicht mehr praftiih, war 
aber bis in die neuere Zeit in den Verfehrsverhältniffen von einer ehr 
empindlihen Wichtigkeit, und muß, abgefehen davon, daß ce bei früher 
geſchloſſenen Geſchäften auch jetzt noch wor Gericht zur Sprache kommen 
kann, ſchon zu dem Zwede näher gekannt werden, um die Gränzen zwi— 





- 
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mundfchaft blieb in dieſer Periode unverändert, wie es 
in der vorangegangenen Periode beitand ?. 

Jede Perſon weiblichen Geſchlechts, welche nicht wegen 
Minderjährigfeit, Geiftesfrankheit oder Verfchwendung einen 
eigentlichen Vormund hatte, jtand unter einer Gefchlechtsvor: 
mundfchaft oder vogteilihen Gewalt. Ihr Vogt war bald 


fhen dem Praftifchen und Unpraftifchen, namentlich auch in Beziehung auf 
die Verwaltungsrechte des Ehemanng, fiher beftimmen zu können. 

2) Die Quellen deffelben find hauptfählih das Landrecht Th. 11. T. 29. 
Th. 1. T. 16. $ 7. u. Tit. 18. $ 2. Die erftere Stelle ging wörtlich aus 
dem 1. Landrechte, durch welches hierin das erfte in Einigem geändert 
wurde (ob. ©. 267) in das dritte über ; die zweite Stelle fehlt im I. u. 
II. Landrecht, enthält aber eine Beftimmung, die auch frhon früher galt; 
die dritte fteht im Wefentlichen ſchon im I. u. II. Landr. f. unten Not.14. 
Eine ausführliche Darftellung der Lehre über Geſchlechsvormund— 
ſchaft nah Württ. Recht enthält Joach. Wibel Tractat. posth. de 
contractib. mulierum etc. Stuttg. 1656 (402 pp.) 4. Wibel (geboren zu 


Herßfeld 1594, Prof. des Rechts in Tübingen 1639 bis 1653, und Hof- 


G.AF.) gab von jenem Tractate blos einen Vorläufer, oder wie er fagt 
einen Auszug, in einer Diff. heraus (Constitutio ducal. würt., quae ha- 
betur jure top. Würt. P. 2. tit. 29... . commentario illustrata. Tubing. 
1644), und der ganze Traktat felbft erſchien erft nad feinem Tode. Er 
erlangte feiner Ausführlichkeit, prattiſchen Reichhaltigkeit und feines ge— 
lehrten Ballaftes wegen in der früheren Praris großes Anſehen, leidet 
aber an mandem Geſchmackloſen, Prineiplofen und Unwiffenfchaftlichen. 
Außerdem entwideln noch dicfe Lehre nach Württ. Rechte Ka. Ludw. Chpp. 
Röslin (Kanzleiadv.) Abh. v. befonderen weiblichen Rechten. Stuttgart 
1775, 1779. 2 Bde kl. 4. (beſ. Bv.I. ©. 71—238. Bd. II. S. 260-276); 
ferner die Commentatoren des Landrechts zu Th. D. Fit. 295 Weis: 
baar in der 1. u. 2, Ausg. f. Handb. Th. J. $ 264—275 und Ca. Frid. 
Reinhardt Lehre vom Gant und Gantverfahren ꝛc. Stuttg. 1819 
©. 275-341. 

3) ©. die Stellen der Note 5. Nur Frauen, welche zum Handeltreiben 
legitimirt waren, hatten bei ven ihren Handel betreffenden Gefchäften 
feinen Vogt nöthig (WechfelD. Cap. 2. $ 6.). Auch hatten bei allen ih— 
ren Gefchäften ſolche Ausländerinnen feinen nöthig, welde nad den Ge- 
fegen ihres Wohnorts nicht unter einer Geſchlechtsvormundſchaft ftehen. 
Die legtere Frage war übrigens flets fehr beftritten. Bgl.Grie finger 
Comment. B. IV. ©. 172—176 und die dort Angeff.; v. Weis haar 
Hob. 1. und 2. A. $ 266. Reinhardt a. aD. ©. 3299. Ihre Ente 
fheidung hing mit der fpäter zu erörternden Frage über Anwendung der 
f. 9. statuta personalia und mixta zufammen. 
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ein aligemeiner, bald ein befonderer, je nachdem er 
für alle ihre Angelegenheiten oder nur für ein befonderes 
Rechtsgefchäft beftellt wurde *. Der allgemeine Vogt der Ehe: 
frauen war fchon nad) dem Gefete ihr Ehemann (Ehes oder 
rehter Vogt)s; eine gerichtlihe Beftätigung oder Ber: 
pflichtung Fam hier nicht vor; im Uebrigen beftellte den Vogt, 
und zwar wie ihn die Frauensperfon wählte, wenn fie 
feinen abfolut Unfähigen (z. B. einen Minderjährigen) präs 
fentirte, die ordentliche Obrigkeit des Wohnorts der Frauens— 
perfon, das Stadt: oder Dorfgericht, bei Eremten das Re: 
gierungscollegium , fpäter der Tutelarrath 6, und verpflichtete 
ihn durch eidliche Angelobung an den Gerichtsftab. Auch 
konnte. einen befonderen Vogt jede mit Gerichtsbarkeit ver— 
iehene Stelle ernennen, wenn vor ihr das betreffende Rechts— 
gefhäft vorzunehmen war, und mußte von Amtswegen einen 
Vogt zu folchen Gefchäften der Frau beftellen (Kriegs vogt, 
ein Name aber, der fpäter auch für alle Vögte der Frauen 
gewöhnlich wurde), wenn fie ohne Vogt auftrat ?. Die f. 9. 





4) Eine Frauensperfon konnte neben ihrem allgemeinen Vogt wohl 
au einen befonderen haben (3. B. wenn ihr allgemeiner Vogt nicht ge⸗ 
rade am Ort der Errichtung des Gefchäfts anweſend ift, oder fonft aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit und um Ungelegenheiten zu vermeiden), und 
mußte einen haben, wenn ihr allgemeiner Bogt bei dem Geſchäfte ſelbſt 
betheiligt war. 

5) 2.R. U. 29. $ 2. J. 18. 8 2. 

6) Doch konnte die Frauensperſon hier auf ihren privilegirten Gerichte. 
fand verzichten, und fih einen Bogt vom ordentlichen Gerichte ihres 
Vohnorts beftellen Iaffen. Griefinger Comment. B. IV. ©. 1192. 

7) 3. 8. die Gerichte (auch das Ehegericht) bei Prozeffen, bei Inven— 
turen, Theilungen ꝛc. L.R. I. 16.5 7. 1.18. $ 2. HofG.O. von 1654 
%.1. Tit. 8. 5 6 (Riecke Gerihtsgefl. TH. II. ©. 473). Nur dem 
Baifengerichte fprach man die Befugniß, einen Vogt zu beftellen, in der 
Regel ab, während doch der Tutelarrath fie hatte, und fogar bie zu 
einer Theifung abgeordnete Deputation deſſelben einen Bogt beftellen konnte. 
- Schöpff Process. appellat. Ed.2. p. 106. v.Beishaar a. a. O. S 267. 
Vrgl. auch oben $ 64. Note 15. Doch wollten Einige hier die Aus— 
nahme machen, wenn „die waifengerichtliche Handlung als eigentliche ge- 
richtliche Handlung (2%) anzufehen fey“, 5. B. Griefinger Comment. 
8. V. S. 1193. Erf fpäter (18195 f. Reg.Bl. v. 1819 ©. 563) wurde 
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friegspogteiliche Gewalt beftand übrigens an und für fich nicht 
in einer eigentlichen Gewalt über die Srauensperfonen. Der 
Vogt als folcher befam weder die Berwaltung ihres Vermö— 
gens, noch konnte er für fie ohne ihren Willen irgend einen 
fie verpflihtenden Verwaltungsact ausüben. Geine Zuziehung 
war bios nöthig, wenn auf eine für fie verbindliche 
MWeife die Frauensperfon „ihre liegende Güter oder etwas 
Nahmhaftes oder Anjehnlihes von fahrender Habe 
verändern (veräußern), oder ihre Güter mit Zinfen und Gül- 
ten bejchweren, oder einigen andern Contract und Handthie— 
rung £reffen und fürnehmen“ wollted; und die Verpflichtung 
des Vogtes ging dann hier blos dahin, der Frau beizuftehen 
und in ein ihr nachtheiliges Gefchäft nicht einzupilligen. Das 
Vermögen aber blieb durchaus in den Händen der Frau. 
Nur war es mißlich, fich mit ihr in ein Gefchäft einzulaffen, 
wenn nicht die Zuftimmung eines gehörig beftellten Vogtes 
beigebracht werden Eonnte. Denn wenn fie in den angege: 
benen Fällen Verpflichtungen übernahm, ohne den Vogt ge: 
fragt zu haben, oder der Vogt feine Zuftimmung verweigerte: 
jo war das Gefchäft für fie nicht verbindlich, und fte Eonnte 
es als ungültig angreifen '%, Hatte aber der Vogt in das 





in einem Geſetze ausgefprocdhen, daß auch das Waijengericht für die von ihm 
vorzunehmenden Inventuren und Theilungen Kriegsvögte beftellen könne. 

8) ER. 11. 29. $. 2. 

9) E38 wurde fogar, ausgenommen bei gerichtlichen Aeten, den Frauens— 
perfonen fein Bogt beitelft, fo lange fie nicht felbft um einen baten. 

10) Die Hicher gehörige Stelle des Landrechts (1. 29. $ 2.) äußert 
fih nicht beftimmt über die Folgen, wenn der Vogt nicht zugezogen wurs 
de, oder er feine Zuftimmung verweigerte. Die Doctrin und Praxis aber 
entfchied die Frage nah Analogie von L.R. II. 25. $2, (eine Stelle, dir, 
wie aus ihrem Inhalt, befonders wenn man damit L.O. Tit. 45. ver: 
gleicht, aus Haugs Motiven und aus dem Gegenſatze des Tit. 29. her- 
vorgeht, blos von eigentlichen Vormundſchaften fpribt), und nahm 
an, daß das Gefchäft ein f. g. negotium claudicans fey d. h. die Frau 
durch daffelbe nicht gebunden werde und fie und ihre Erben, Bürgen ꝛc. 
die Wahl haben, entweder es durch Einreden, und wenn fie es fchon er: 
rüllt hat, durch eine Rückforderungsklage als ungültig zu behandeln, oder 
e8 gelten zu Taffen und ihren Contrahenten auf Erfüllung zu belangen. 
Nur Fonnte natürlich im letztern Falle der Contrabent verlangen, daß 
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Geſchäft eingewilligt: ſo wurde es, ſo weit es nicht aus allge— 
meinen Gründen an einem Mangel litt, für ſie vollkommen 
verbindlich, außer er hätte ſeine Einwilligung in Fällen gege— 
ben, in welchen er ſelbſt bei dem Geſchäfte betheiligt war !, 
Die Stellung des Ehemanns als Vogt feiner Frau war 
im Wefentlichen Diejelbe. Denn das Landrecht Ipricht aus: 
drücklich alle angeführten Grundjäge gleihmäßig in Beziehung 
auf Ehefrauen und auf die ehevogteiliche Gewalt des 
Mannes, wie in Beziehung auf Unverheirathete und 
Wittwen aus. MWeberhaupt hatte ja in dieſer Hinficht das 
erfte KYandrect dem Ehemanne feine Vogtrechte beinahe ganz 
genommen, und an feine Stelle einen dritten Vogt und das 


auch fie erfülle und die Zuftimmung ihres Bogtes noch beibringe; denn 
ſonſt hätte er ja gar nicht mit Sicherheit erfüllen können. 

11) Ausnahmen, in welchen zur Gültigkeit des Geſchäfts fein Vogt nö— 
thig war, gab es nur wenige, nämlich außer den in der Note 3 ange- 
führten blos: a. wenn die Frau durch das Gefchäft nicht eine Verpflich- 
tung übernahm, wie bei Annahme von Schenkungen; b. wenn das Ge; 
fhäft, abgefehen von Veräußerung und Belaftung von Liegenſchaften, 
unbedeutende Gegenftände betraf. Dieß fagt die Stelle der Note 8 aus. 
drüdlih. Denn wenn diefe Stelle fjogar Beräußerung von Fahrnig, 
fobald fie nicht etwas Namhaftes betrifft, der Frau ohne Vogt geftattet: 
fo müffen auch andere Berträge von minder bedeutendem Belange für fie 
verbindlich feyn. Allein unfre Schriftfteller beſchränkten gewöhnlich die 
Ausnahme auf minder bedeutende Haushaltungsgegenſtände, ohne da- 
bei jene Iandredtlihe Stelle zu berühren G. B. Griefinger Comm. 
B.1V. ©. 1180. Reinhardt Lehre vom Sant ©. 327. v. Weis— 
haar a. a. D. $ 274), während fie doch an andern Stellen bei der 
Entwidlung der Lehre von der Kriegsvogtei anführen, daß die Frau bloß 
bei Berträgen über nahmhafte Gegenftände eines Vogtes bevürfe, 
z. B. Grieſinger a. a. O. S. 1175, 1179, Note e Weispaar a, 
a. O. $ 273. c. wenn die Frau das Geſchäft beſchwor, nach den Grund— 
ſätzen des Canoniſchen Rechts über Wirkſamkeit des Eides, welche hier 
vom Württ. Rechte nicht geändert wurden. Grieſinger Comm. Bd.IV. 
©. 1181. Bolley Lehre v. d. öffentl. Unterpfändern. Tüb. 1802. ©. 141. 
Uedrigens fügten Manche noch ganz unbegründete Ausnahmen bei: 3. B— 
daß die Mutter mit den Kindern ohne Kriegsvogt bindende Verträge ein- 
gehen könne; fo Griefingera. a. D. ©. 1182, und die dort Note m 
Angeführten, Auch die Tübinger Yuriftenfacultät erkannte mehrmals in 
diefem Sinne, „weil hier die ratio statuti, daß die Frau einen ihr ſchäd— 
Iihen Contract wider Willen errichte, ceffire”, und führt dafür fogar 
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Gericht gefegt (ob. ©. 246), und ihm nur die Berwaltung 
des gefammten Vermögens überlaffen, jedoch auch hier mit 
Ausnahme tes Falles, wenn die Frau „eigene Güter hätte, 
darin der Mann von Rechts wegen ohne befonder der Frauen 
Mandat nichts zu thun oder zu laffen Härte“ ® (f. g. bona 
receptitia). Das zweite Landrecht änderte zwar Jenes, allein 
nur in jb weit, daß es den Ehemann anderen Bögten im 
MWefentlihen gleich fest ($38. Note 12), und Diefes wurde 
wörtlich in das dritte Landrecht (II. 29. $ 2.) aufgenommen. 
Der Ehemann hatte daher als Bogt nur diefelben Rechte, 
‚wie jeder andere Bogt, blos mit dem DBorzuge, daß die Frau 
ihn als ausichlieglichen Vogt anerkennen mußte, wenn er 
nicht felbft beim Gejchäfte betheiligt war, oder es fich nicht 
von bona receptitia handelte, indem die Frau bei Handlungen 
über die Lesteren fich einen andern Vogt wählen konnte. 
Dabei unterlag er nocd einer befonderen Beichränfung; denn 
wenn er beim Gejchäfte ſelbſt betheiligt war und der Gegenftand 
den Werth von 100 Gulden überfchritt: fo reichte die Zuzie— 
hung eines zweiten Vogtes nicht hin, fondern die Handlung 
mußte nodh einem gerichtlichen Erkenntniffe unterworfen 
werden 3, Dagegegen gebührte aber allerdings dem Mann 
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eine Stelle aus Jeſaias an! (Harpprecht Responsa. Vol. V. p. 617 sq.) 
Daß eine Frau ohne Zuziehung eines Kriegsvogtes Teſtamente, Codieille 
und Schenkungen von Todeswegen errichten konnte, ergibt fih ſchon dar—⸗ 
aus, daß diefe bis an ihren Tod mwiderruflichen Gefchäfte fie nicht ver- 
pflichteten. Wibel unterfuchte noch, ob die Frau auch ohne Kriegsvogt 
beichten könne ! 

12) Erſtes L.R. ©. 72; bei Riede Gerichtsgeff. Th. I. S. 231. 

13) UR. 1. 29. $ 2, a. E. Vrgl. auch oben $ 38. Note 12. Mande 
bezogen die Beichränfung nicht blos auf den im Texte genannten Fall, 
Sondern glaubten, nach der angeführten Stelle des Landrechtes fey in al. 
fen Fällen, in welchen überhaupt ein Kriegsvogt zuguziehen fey, alfo auf 
bei Unverheiratheten, oder bei Ehefrauen da, wo ihr Mann nicht betheis 
ligt ift, ſobald das Gefchäft mehr als 100 Gulden betreffe, gerichtlices 
Erfenntniß nöthig. So 3. B. Plebst Novantig. dispp. ad part. Il 
Landr. $ 242. v. Weishaar Handb. 1. u. 2. Ausg. $ 272. Man ver: 
gleiche aber dagegen Griefinger Comment. Bd. IV. ©, 1196 und die 
dort Angeführten; auch das Gele vom 19. Jun. 1808 $ 17. Reg.Bl. 

5, 326. 
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bei folchen ehelichen Güterverhältniffen, bei welchen die Gatten 
in einer, wem auch nur theilweilen, DBermögensgemeinfchaft 
(eben, alſo namentlich bei der Errungenfchaftsgefellichaft, die 
Verwaltung des gemeinfchaftlichen Vermögens und des Gon- 
derguts der Fran, jo fern und fo weit die Frau nicht vorbe— 
haltene Güter (bona receptitia) bejaß '*. Diejes Verwaltungs: 
recht des Mannes berührt jedoch das Landrecht nur ganz kurz 
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14) Das 11. L.R. nahm über dieſe vorbehaltenen Güter im We- 
fentlihen vie bei Note 12 angef. Stelle des I. Landrechts auf. Das 1. 
und I, Sandrecht fagt: daß mit folhem Gute und um daffelbe die Frau 
„ohne den Mann wohl rechten, auch kaufen , verkaufen und handthieren 
fünne, doch mit der Befcheidenpeit, wie unten im zweiten Theil weiter 
georbnet“ ſey. Das III. L.R. I. 18. 8 2. läßt blos die Stelle von Kau— 
fen, Berfaufen ꝛc. weg, weil diefe, wie Haug meinte, nicht in den pro- 
zeſſualiſchen Theil gehöre, fagt aber, daß die Frau über folche Güter ohne 
Wiſſen und Willen ihres Mannes wohl prozeffiren fönne, nur fey ihr dann 
ein befonderer Kriegsvogt zu beftellen. Zu diefen bona receptitia (oder 
wie das Landrecht fie bezeichnet „fo ein Frau eigen Gut, darin der Mann 
von Rechtswegen ohne befondern ber Frauen Befehl und Mandat nichts 
zu thun oder zu laſſen hätte”) gehört bei der Errungenſchaftsgeſellſchaft 
bios folhes Vermögen, welches die Frau zur ausſchließlichen Verwaltung 
fih ausdrücklich vorbehalten, oder ihr Semand unter der Bedingung, daß 
es bios in ihrer Verwaltung fiehen folle, durch Schenkung oder leßten 
Willen zugewendet hat. Noch weiter wollte bei der Berathung des erften 
Theils des Landrechts die Commiffion gehen und rein dem Römiſchen 
Rechte folgen. Sie befchloß, daß die oben angeführten Worte: „darin der 
Mann .... zu laffen Hätte“ geftrihen werden follen, „ut hic $us tam de 
receptitiis quam paraphernalibus intelligi possit,” fo daß alſo der 
rau, gegenüber vom Manne, in ihrem gefammten Sondergute, fo weit 
28 nicht als eigentliche dos beftellt würde, freie Verwaltung eingeräumt 
werden follte, und für die gleiche Anficht war auch im Ganzen Haug, 
indem er fih auf C. VIII. 43. de solutt. est. 11. u. V.14. de pact. conv. 
cst. 8. bezog. Es wurde auch wirklich in der oben $ 48. Note 22 a. €. 
angef. Reinfchrift jene Stelle weggelaffen. Allein man corrigirte fie nad» 
her wieder hinein, und ſchon hieraus, wie aus der Stelle der Note 15 
geht hervor , daß man fpäter dem Manne nur bei den eigentlichen bonis 
receptitiis fein Berwaltungsrecht nehmen wollte. — Auch gegen das ganze 
Infitut der Kriegsvogtei hatte Haug große Bedenklichkeiten, aber blog 
weil ed dem Römifhen Rechte unbelannt war. Doch beruhigt er ſich 
am Ende, befonders „weil das Statut ſchon über 50 Sahr in viridi ob- 
servantia geiwefen und ne mulieres propter imbecillitatem sexus et con- 


silü facile decipiantur.* 
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und nebenbei d, und jest Daffelbe, wie auch meift die jpäteren 
Württ. Schriftfteller, nicht mehr in Verbindung mit der vog— 
teili hen Gewalt des Ehemanns. Es war aber auch weniger 
nöthig, genauere Beftimmungen über die Wirfung dieſes 
Berwaltungnrechtes, namentlich über die Frage, wie weit die 
Fran durch dDiefes Necht des Mannes an Eingehung von 
Verbindlichkeiten, Schuldenmaden u. dgl. gehindert merde, zu 
geben, als hier allerdings die vogteiliche Gewalt des Mannes 
jedenfalls ergänzend eingriff, indem die Ehefrau auch abgeie 
ben von jenen Verwaltungsrechten ohne feine Zuftimmung 
eine nahmhafte Verbindlichkeit nicht gültig eingehen Eonnte, 
jofern fie fein vorbehaltenes Gut hatte. 

Das ganze Snftirut der Gefchledhtsvormundfchaft aber 
wirkte in der Art, wie e8 nach dem Landrechte beftand und 
wie es jpäter gehandhabt wurde, auf die Sicherheit des Ber: 
fehrs ſehr nachtheilig ein. Einer Frau, welche nicht verheira: 
thet war und die ihr Vermögen jelbft verwaltete, wurde ein 
Kriegsvogt nie aufgedrungen, wenn es ſich nicht von gericht: 
lihen Acten handelte. Sollte nun Seder, der mit ihr zu thun, 
ipr Zahlungen zu machen, mit ihr fonft Gefchäfte zu fchliehen 
hatte, jedesmal darauf dringen, daß fie ſich erit einen Kriege: 
vogt beftellen laffe, oder den Vogt, den fie fich etwa beitellen 
ließ, um ibn, wo es ihr gut dünkte, ala Rathgeber zu 
benügen, beiziehe? Gollte, wenn der Ehemann beim Gejchäfte 
einer Ehefrau betheiligt war, der Contrahent noch die Beftel: 
lung eines befonderen Vogts oder gar bei Sachen über 10 
Gulden eine Berhandlung vor Gericht verlangen? Der Eon: 
trahent wußte häufig von diefer Nothwendigfeit gar nichts, 
und wenn er davon wußte, fo Fam es doch unzählige Male 
vor, daß er fich darauf verließ, Die Frau werde auch ohne 
Kriegsvogt ihr Wort halten, und fo wurde die Gautel unzäk 
lige Male unterlaffen. Allein häufig hielt die Frau eben nicht 


-_—— 





15) ER, III. 7. $ 3. Diefe Stelle fagt: „daß das Weib von dem 
ihrigen ohne Borwiffen und Bewilligen ihres Mannes als dem die Ad— 
minifiration und Verwaltung darin gebührt, etwas zu veräuffern umd 
hinzugeben nicht mächtig.“ 
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ihre Wort, befonders wenn fie fpäter in Verlegenheit kam; und 
wollte fie es auch halten: fo Fonnten immer noch ihre Erben 
pder bei einem Concurſe der Contradictor ihr Wort umjtoßen. 
War aber aud ein Kriegsvogt zugezogen: fo blieb das Ge— 
ſchäft nicht vor Anfechtung ſicher. Denn bei. Bielen fehlte es 
an der gehörigen Beftellung 1%. Bon der andern Geite ges 
währte das Inſtitut in der Art, wie man es behandelte, den 
Frauen nicht einmal den nöthigen Schuß, Die Frau konnte 
fih den gefälligiten Kriegsvogt wählen, und war ihr Vogt 
nicht biegfam, ihn ohne Schwierigkeit mit einem Nachgiebi- 
geren vertaufchen, und bei gerichtlihen Verhandlungen griff 
man, wenn nicht ein anderer Vogt da war, häufig zum Kanzlei: 
oder Gerichtsdiener oder Dorfjchägen , denen die VBerhältniffe 
der Frau völlig unbekannt waren. So war das Inſtitut viel: 
fach eine bedeutungslofe Formalität !7, ‚von der andern Geite 
aber ein Mittel, fi dem gegebenen Worte zu entziehen, unter 
dem Diele auf die empfindlichite Weile zu leiden hatten. 
Uebrigens glaubte man durch diefes Inſtitut noch nicht 
gehörig für die Frauen geforgt zu haben. Denn man behielt 
außerdem noch für eine Glaffe von Gefchäften ein zum Schutze 
der Frauen vom Nömifchen Rechte eingeführtes Inſtitut bei, 
welches in der Art, wie e8 bei ung galt, eben jo viel gegen 
fih hatte, als die Kriegsvogtei — daS Senatus consultum Vel- 
lejanum und die fpätere darauf fich beziehende Röm. Gefeb: 
gebung. Es bezog fich daffelbe auf alle Interceſſionen der 
Frauensperſonen d. h. auf Gefchäfte, Durch welche eine Frauens— 
perſon die Schuld eines Dritten, ohne ſchon nach allgemeinen 
Grundſätzen dazu verbunden zu ſeyn, über ſich nimmt, ſey es 
ganz oder theilweiſe, und ſey es ſo, daß der bisherige Schuldner 
noch dabei verpflichtet bleibt, wie bei der Bürgſchaft, oder 


16) Brgl. auch v. Bolley Bemerkk. zu dem Pfandgef. ꝛc. Bd. IM. 
©. 1133. v. Hufnagel in den Vholgn der Kammer d. Abg. v. 3. 1828. 
IV. Beil,Heft ©. 155 f. 

17) Für die Ehefrauen hatte aber das Inflitut eine gute Seite. Es 
war ihnen dadurch ein in manchen Fällen wirkfames Mittel gegeben, gegen 
gefährliche pecuniäre Zumuthungen des Mannes ſich durch die Entfchuldi- 
gung, daß ihr Vogt dagegen fey, zu ſchützen. 

Wächter, Württ, Brivatr. I. 30 
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völlig befreit werden follte. Das Römiſche Necht glaubte ge 
rade hier, weil zu folchen Interceſſionen die weibliche Gutmü— 
thigkeit, Weichheit und Unerfahrenheit um fo leichter verleiten 
fann, als blos ein Verſprechen dabei nöthig ift, bei wel 
chem man an die Folgen und an das fpätere Zahlen nidt 
immer denkt, die Frauen durch folgende Beftimmungen fchügen 
zu müffen 3: die Interceſſion einer Frau ift an fich nicht un 
gültig. Die Frau kann aber, wenn der Gläubiger gegen fie 
Elagt, mit einer Einrede aus dem SC. Vellejanum die Klage 
von fich abweijen und die Zahlung verweigern, und fogar, 
wenn fie, weil fie ihr Necht, die Leiftung zu verweigern, nicht 
Fannte, freiwillig zahlte, das Gezahlte zurückfordern. Die 
gleiche Rechtswohlthat genießen ihre Erben und Bürgen. Zaplt 
aber die Frau aus der Interceſſion, während fie wußte, daf 
fie zur Zahlang nicht verbunden fey: jo Fann fie das Gezahlte 
nicht zurückfordern, weil, wenn es zum Zahlen kommt, Gut: 
müthigkeit und leichter Sinn weniger gefährlich wirken, und 
die geichehene Zahlung gewöhnlich gehörige Ueberlegung be 
weist. Anch gab es einige Fälle, in welchen fie ausnahmsweiſe 
zur Zahlung des Verſprochenen gezwungen werden Eonnte; 
namentlih wenn. fie bei der Interceſſion argliftig verfuhr, 
wenn der Gläubiger ein Minderjähriger war und er vom 
Hauptichuldner und deſſen Intercedenten feine Befriedigung 
erlangen Fonnte, oder wenn ‚die Forderung eine Brautgabe 
betraf, ferner wenn die Frau für ihre Snterceffion im Geldes 
werth entjchädigt wurde, oder fie den Gläubiger fpäter auf: 
forderte, jtatt den Schuldner zu belangen, unmittelbar fie in 


18) Das ältere Röm. Necht kannte auch eine Gefchlechtsvormundfhaft 
über Frauen (tutela mulierum), welche mit unfrer kriegsvogteilichen Gr 
walt viele Achnlichkeit hatte. S. Zimmern Geſch. des Röm. Privatr. 
Heid. 18%. Bo. I. $ 244. 245. Walter Röm. Rechtsgeſch. Br. ]. 
©. 578—581. Allein fie milderte fich fhon im Anfange der Imperatoren⸗ 
zeiten fehr, und verlor fich ſpäter ganz, und fo blieb blos dag SC.Velle 
janum (wohl aus den fetten Negierungsjahren des Kaifers Claudius) 
als Befchränkung und zugleich als Schub der Frauen übrig. Ueber bie 
Motive deffelben, bei welchen auch noch berührt wird, daß überhaupt 
folche Gefchäfte für die Frauen unziemlich feyen ſ. D. XVI. 1. (ad SC. 
Vellej.) .1.81.2.1.2.$1-5.1.4$ 1 
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Anfpruch zu nehmen, oder fie die Interceſſion nady zwei Jah— 
ren wiederholte "9. Noch weiter ging fpäter Ju ſtinian. Er 
beftimmte: 4. zur Interceffion einer Frau feye eine Öffentliche 
und von drei Zeugen üunterjchriebene Urkunde nöthig. Ohne 
eine ſolche Urkunde folle die Interceſſion ſchon an fih null 
und nichtig fenn, auch in den Fällen, in welchen fie nad) 
älterem Nechte ausnahmsweiſe wirffam war, außer die Frau 
hätte eine angemeflene Entjhädigung für die Interceſſion er: 
halten, 2. Wenn die Frau in einer folchen öffentlichen Ur: 
funde intercedire: jo werde dadurch die Interceſſion keines— 
wegs vollfommen verbindlich, fondern es trete nun das ältere 
Recht ein, d. h. die Frau hat nun immer noch die Rechts: 
mittel aus dem SC. Vellejanum gegen die Interceſſion, 
ausgenommen in den Fällen, in welchen nach älterem Rechte 
die Sinterceffion völlig verpflichtend war ?!; wenn aber 3. eine 
Ehefrau für ihren noch lebenden Ehemann intercedire: fo 
fol die Interceſſion unbedingt nichtig ſeyn, follte fie auch in 
einer Öffentlichen Urkunde gefchehen, ausgenommen die Frau 
hätte aus der Snterceffion Nuten gehabt R. 

Ein Verzicht auf diefe f. g. weiblihen Rechtswohl— 
thatengalt nach Röm. Rechte nicht. Die Beftimmungen waren ja 
gerade zum Schutze der Frauen gegen die Verlegenheiten, in welche 
leichter Sinn und weiblihde Gutmüthigkeit und Unerfahrenheit 
fie bringen möchte, eingeführt, und fchon deßhalb hätte hier 
die Zuläffigkeit eines Verzichts, durch weldhen der ganze Schuß 
bedeutungslos gemacht worden wäre, etwas Widerfinniges 
enthalten 3. Allein hier trat nun das Ganonifche Recht mit 


19) Ueber diefe Ausnahmen, deren Ausdehnung fehr beftritten ift, f. 


Thibaut Pandectenrecht. 8. Ausg. $. 606. Mühlenbruch Vanvecten- 
tet. 6. 488. 


20) C. IV. 29. (ad SC. Vellej.) eit. 23. 

21) Const. 23 cit. 

22) Nov. 134 cap. 8. Aus diefer Novelle ift die in C. 1. c. ſtehende 
Authentica Si qua mulier etc. genommen. Nur aus einem Dolus 
fonnte noch gegen die Frau geklagt werden, oder wenn ber Gläubiger 
nicht wiffen konnte, daß fie für ihren Mann intercedire. Vrgl. noch M. 
8. Mayer Commentar des Württ. Pfandgef. Th. I. S. 267, 268. 

23) Thibaut Pandectent, $. 603. Note z und Eropp in Heifed und 


50 Er 
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feinen unjuriftifhen Principien über die Wirkſamkeit des Ei- 
des ein. Nach diefen mußte die Frau dur eine beſchwo— 
rene Interceſſion, und durch eine Interceſſion, bei welcher 
die Frau eidlich ihren Rechtswohlthaten entfagte, vollfom- 
men gültig verpflichtet werden. Nur entitand hier über die 
Form dieſer Entjagung viel Streit, namentlich darüber, ob fie 
vor Gericht gejchehen müſſe, ob ein Angeloben an- Eidesftatt 
hinreiche, und ob, wenn die Synterceffion einfach befchworen 
worden fey, dieß genüge, oder nicht noch eine Entfagung auf 
die Nechtswohlthaten und eine Belehrung über diefelben hin- 
zufommen müffe. Diele aber gingen nocd weiter, als das 
Ganonifhe Recht; fie nahmen an, daß jede einfache, aud 
nicht befchworene, Entfagung auf die Rechtswohlthaten hin: 
reihe (vergl. Note 235). Nur ftritt man hier wieder darüber, 
auf was die Entjagung gehen müfle, ob auf das SC. Velle- 
janum, oder auf die const. 25. ad SC. Vellej. u. f. w. 

Sn dieſer Befchaffenheit ging auch diejes Necht mit der 
Aufnahme des Röm. und Canon. Rechts zu uns über, mit al: 
Yen feinen Mängeln und Zweifeln, und das Wenige, was die 
Württ. Gefege daran änderten, trug nur dazu bei, die Un: 
fiherheit und Gtreitigkeiten zu vermehren. Das Landredt 
fpriht blos von der Interceſſion der Ehefrauen für ihre 
Ehemänner. Es wiederholt den Gab des neueften Röm. 
Rechts, daß ſolche Interceſſionen nichtig ſeyen, und fügt 
blos zwei Ausnahmen bei, die eine, wenn der Gläubiger be= 
weifen fünne, daß die Synterceffion zu der Frau eigenem oder 
ihrer Kinder Nuten wirklich gereicht habe; die andere, 
wenn fie „es (die Interceſſion) aus freiem Willen und gemei- 
ner Haushaltung zu gutem thete, ſolches auch vor Gericht ges 
nugfamlich erfcheinte“ %, Daß mit diefer legtern Ausnahme 
— — — — — — — — — — — 


Cropps Juriſt. Abholgen B. J. Hamb. 1827. Nr. X. Die Anſichten find 
übrigens hierüber, was zu verwundern ift, fehr getheilt. Vrgl. Grie 
finger Commentar Bd. IV. ©. 1163, 1164 und die dort angef. Litera⸗ 
tur. Nur eine Ausnahme lich das Röm. Recht bei der Mutter und 
Großmutter, welche die Bormundfchaft über ihre Kinder übernahmen, zu. 
Nov. 118 cap. 5. Ueber diefe Ausnahme ift bei. zu vgl. Emmerich in der 
Zeitfchrift für Civilr. u. Proz. ꝛc. Gieß. Bo, II. ©. 212—225. 

24) &R. V. 29. $ 1. Der Iedtere Sag fehlte im I. Landrecht, wurde 
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der Fall gemeint ift, wenn die Frau für eine Socialſchuld 
(eine im Intereſſe der ehelichen Errungenfchaftsgefellfchaft ein— 
gegangene) auch zu der ihren Mann treffenden Hälfte fi) ver: 
bindlih made, ift Far. Allein fchon der Beifag: fol: 
ches auch ꝛc. gab zu manchen Zweifeln Anlaß, Auch wurde 
jonft über die Ausnahme geftritten, und am Ende bildete fich 
über fie eine ganz ſchiefe Praris, durch welche die ganze Aus: 
nahme, gegen das Geſetz, wieder aufgehoben und auf fie Das 
angewendet wurde, was von allen andern Interceſſionen 
der Ehefrauen für ihre Männer galt 4. Bon der andern 





aber fhon in das zweite auf den Wunſch des fländifchen Ausfchuffes auf- 
genommen $ 33. Note 11. Haug, der bier, wie fo häufig in feinen 
Relationen, flüchtig ift, mißverfteht offenbar das Landrecht, indem er aus 
den zwei Ausnahmen nur eine macht, d. h. mur die legtere Ausnahme 
und zwar nur dann gelten läßt, wenn das Gericht fich überzeuge, daß. die 
Interceffion in jenem Falle der Frau und ihren Kindern wirklich zum 
Nutzen gereicht habe. Er ließ fich zu diefer Anficht durch das Römifche 
Recht (die Stellen der Note 22, welche er auch anführt) verleiten, wäh— 
rend fihon die Gefchichte des II. Landrechts ihn eines Befferen hätte be» 
lehren können. Denn ſchon im I. L.R. ftand die erfte Ausnahme, und | 
auf ausbrückliches Verlangen der Stände wurde im II. L.R. die zweite 
beigefügt. Uebrigens find auch einige ältere Württ. Schriftfieller G. 2. 
Bibel) der Haugfchen Anficht, aber auch, wie überhaupt gewöhnlich, ohne 
die Rechtsgeſchichte zur Auslegung des Landrechts zu benüßen, und 
fpäter wurde am Ende im Refultate Haugs Anficht Praris, wie aus 
dem in der Note 26 Gefagten erhellt. 

23) Manche legten dieß fo aus, daß die Interceffion vor Gericht 
geihehen müffe. Doch waren die Meiften dagegen. ©. die Literatur bei 
Öriefinger Comment. Bd. IV, ©. 1157. Jedenfalls aber mußte die 
Frau noch die Einwilligung eines befondern Kriegsvogtes haben. Grie- 
ſinger a. a. O. ©. 1148. Allein dabei übergingen die Meiften Schrift⸗ 
ſteller ganz, daß allerdings, ſobald der Gegenſtand mehr als 100 Gulden 
betrug, nah ER. II. 29. $ 2. a. E. auch ein gerichtliches Erfenntniß 
nöthig war. 

\. 26) Die meiften Württ. Schriftſteller verlangten nämlich, daß auch im 
genannten Falle die Frau ihren Rechtswohlthaten unter Angelobung an Eides⸗ 
Ratt entfagen müffe, wenn die Interceffion gelten folfe, und biefe gemeine 
Deinung ging, obwohl Griefinger, ver fie eine „höchſt häßliche“ 
nennt, a. a. O. ©. 1149—1154 fie ſehr gut widerlegte, auch v. Bolley 
Lehre von den öffentl. Unterpfändern S. 73 und Weishaar Hob. 2. 
Ausg. $ 515 fie für theoretifch falſch erklärten, in die Praris über. Das 
durch wurde aber diefe ganze landrechtliche Ausnahme in der That Aufe 
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Geite wollten Biele iu den meiten der Fälle, in welchen nad) 
Röm. Recht die Einrede aus dem SC. Vellejanum weg— 
fiel (Rote 19), auch die Interceſſion einer Ehefrau gelten laſ— 
ſen 27, ohne zu bedenken, daß. ſchon nah Röm. Nechte die 
Nov. 434 dagegen war (Mot. 22), wenn man aud) für 
Württemberg die abfolute Sprahe des Landrechts gar nicht 
hätte berückfichtigen wollen. — Noch mehr Streit und Zweifel 
aber machte die Frage, ob, wenn die Ehefrau ihren Redts: 
wohlthaten entjage, nach dem Landrechte ihre Interceſſion 
gelte, und, wenn man dieß bejaben wolle, wie die Entfagung 
gefchehen müſſe. Der Gerichtsgebrauch entfchied fich hier, wie 
es jcheint, allmählig für die freilich nach den Geſetzen nidt 
zu rechtfertigende 3 Anficht, daß die Interceſſion dann gültig 


gehoben und die Snterceffion für eine Socialſchuld ganz in die Kate, 
gorte anderer Interceffionen der Ehefrauen für ihren Mann gefept! 

27) 3.3. Griefinger a. a. D. ©, 1150 Note ii, Reinhardt 
Lehre vom Gant ©. 341. 

28) Unfre Schriftfteller ftellten hierüber häufig ſehr willkührliche und 
unbegründbare Anfichten auf. Haug war in feiner Relation zweifelhaft, 
ob eine befhworene Snterceffion der Ehefrau gegen das Landrecht gelte. 
Er meinte aber am Ende, es feye ebendeßhalb beffer, den ganzen Punkt 
im Landrechte zu übergeben, und weder die eine noch die andere Opinion 
in das Landrecht zu fegen! und fo ſchweigt das Landrecht hierüber. Gibt 
man zu, daß in diefem Punkt das gemeine Recht durch das Landredt 
nicht aufgehoben worden fey, was aber fehr die Frage ift, jedoch unite 
Schriftfteller unbedenklich bejahten (vrgl. 3. B. v. Weishaar Hob. 2. 1. 
$ 515.): fo konnte man nur dahin entfcheiden: a. eine beſchworene 
Interceffion für den Ehemann ift gültig, ebenfo b. eine SInterceffion bei 
welcher die Frau der Beflimmung des Landrechts II. 29. $ 1. oder 
c. im Allgemeinen ihrem Rechte, die Interceffion als unverbindlich anzu— 
greifen, eidlich entfagt. Weder eine Entfagung auf das SC. Velleja- 
janum, noch auf die auth. si qua mulier fonnte fireng genommen etwas 
nüßen. Denn nicht wegen diefer Quellen, fondern zunächft nur wegen 
der Beftimmung des Landrechts war die Interczffion ungültig. Zuzie 
hung eines Kriegsvogts war nicht nöthig, weil der Eid auch den Kriegs— 
vogt entbehrlih macht (Note 11). Allein die älteren und neueren Württ. 
Scriftfteller waren über diefe Fragen meift anderer Meinung. Brol 
z. D. die Anführungen bei v. Bolley Lehre v. d. öffentl. Unterpfändern 
©. 70 f. v. Weishaar a. a. O. Griefingera. a. O. ©. 114 ff. 
Der Letztere und v. Bolley erkennen ven Satz unter a. an, geben zu, 
daß bie Entfagung wicht vor Gericht geſchehen müſſe (a, M. iſt v. Weishaat 
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jey, wenn die Frau der Auth. si qua mulier und dem SC. 
Vellejanum vor Gericht oder einer gerichtlihen Deputation 
nah vorangegangener Belehrung 9 mit. Angelobung an den 
Gerichtsftab an Eidesftatt unter Beiſtimmung eines Kriegs- 
vogtes entfage. ; I 

Ueber Siuterceffionen der Frauensperfonen für dritte 
(nicht für den Ehemann) beftimmt das Landrecht nichts, und 
bier trat daher an fi) durchaus das gemeine Recht ein, nur 
daß in den Fällen, in welchen nad gemeinem Rechte aus: 
nahmsweiſe die Interceſſion gültig war, noch ein Kriegsvogt 
zugezogen werden mußte, fo weit dieß die oben ausgeführten 
Grundfäge über Kriegsvogtei mit ſich brachten; ferner daß 
die Interceſſionen der Handelsfrauen in Handelsſachen durch— 
aus verbindlich waren %, und daß befondere Beftimmungen 
in Hinfiht auf Interceſſionen nah Wechſelrecht galten ®, 
Allein für die übrigen Fälle war in Beziehung auf Inhalt 
und Anwendung des gemeinen Rechts wieder Vieles in Streit 





0.0.0.) und daß im Falle vonc. eine befondere Belehrung der Frau über ihre 
Freiheiten nicht nöthig ſey; unrichtig ift aber, wenn fie glauben, daß nach 
der gemeinen Praxis zur Entfagung ein Eid nicht nöthig fei, daß die 
Entjagung auf das Senatusconfult und die Authentike genüge ac. 
Die Praris neigte fih, wie im Terte bemerkt it, dahin, theils mehr, 
theild weniger zu fordern, als fie hätte fordern ſollen. Uebrigens ging 
die Anficht der Praris in fpätere Gefege über, welche die Sache beis 
länfig erwähnen 3. B. Gen.Refer. v. 24. Mai 1663, bei Hochftetter 
Ertract Th. I. Anh. ©. 87, 83; Geſetz v. 19. Jun. 1808. $ 10. Reg. 
Bl, ©. 324. Auch nahm man durdaus an, daß durd eine ſolche Entfagung 
die Interceffion auch für die Erben verpflichtend werde, während nad ges 
meinem Nechte es beftritten ift, ob die Ganonifche Wirkſamkeit des Eis 
des fih auch auf die Erben erftrede. 

29) Man denke fih unfre Dorfgerichte, welche eine Fran über das — 
„Senatus consultum Vellejanum“ und die „Authentica 
si qua mulier“ belchrten, und dann die Bauersfrau, wie fie fo belehrt 
dem SC. und der Authentica feierlich entfagt! 

30) WechſelO. Kap. 2. $ 6. Leipziger (orgl. ob. ©, 16) Wechſel⸗ 
Ordnung $ 2, 

31) Die Verſchreibung war hier für die Frauensperfon verbindlich, 
wenn ihr gerichtlich beftellter Kriegsnogt, falls er wechfelfähig ift, ober 
der Stabsbenmte bezeugte, daß der Ausftellerin „bie den Weibsperfonen 
nach gemeinem Rechte zuftehenden Freipeiten erklärt worden fegen und fie 
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und Zweifel, namentlicd, wieder die Frage über die Zuläffigkeit 
und die Art und Weije der Entfagung 3. 

So war auch durch dieſes Inſtitut die Rechtsunſicherheit 
vermehrt und der Gläubiger neuen Chicanen ausgefest, und 
im Verkehre machten fich die Mängel deffelben,, wie die des 
friegsvogteifihen, nur zu häufig auf eine fehr empfindliche 
Weile fühlbar 8, 


10, Eigentbumsverhältniffe und Neallaften. 


$. 66. Das dritte Landrecht berührt die Eigenthumsver: 
bältniffe nur in einigen wenigen Beziehungen gelegenpeitlid 
und vorübergehend (oben ©. 34). In den meiften Punkten 
mußte daher bier aus dem gemeinen Nechte und aus 
dem, was durch einzelne Verordnungen und durch Gebraud 
fi) gebildet hatte, ergänzt werden, und auch in der jpäteren 


fich derfelben begeben habe, wie auch, daß ihr die Folgen eines Werfels 
eröffnet worden feyen.” WechſelO. a. a. D. 

32) Auch hier gilt wieder das in der Note 283 Ausgeführte; nur muhte 
die Frauensperfon im Falle von b., wenn fie in einer öffentlichen und von 
drei Zeugen unterfchriebenen Unkunde intercedirt hatte, dem SC. Veleja- 
num, wenn aber die Interceffion nicht in einer ſolchen Urkunde geſchah, 
den durch Const. 23. C. ad SC. Vellej. eingeräumten Rechten eidlich ent- 
fagen. Allein auch bier waren die Anfichten der Schriftfteller fehr ver- 
ſchieden. Man vrgl. 3. B. v. Weishaar Hob. 2. Ausg. $ 1445., wel- 
her verlangte, daß die Frau „der Wohlthat des Belle. Rathſchluſ— 
fes nad vorheriger Belehrung mittelft Angelobens an Eidesftatt entſa— 
ge”, v. Bolley a. a. D. ©. 70, welcher eine einfache, nicht eidliche 
Entfagung auf die zum Beften des weiblichen Gefchlechts eingeführten 
Rechtswohlthaten für hinreichend hielt, Reinhardt Lehre vom Ganntır. 
S. 337, 340, welder die in der Note 31 angef. Stelle ver Wedfeld. 
auf alle Interceffionen einer Frauensperfon für einen Dritten ausdehnt 
und annimmt, daß eine folche Snterceffion, felbft wenn fie nicht in einer 
öffentlichen Urkunde gefchehe, gültig fey, fobald die Frau „nach vorgängi- 
ger Belchrung eines Sachverftändigen auf die Einrede des SC. Velle 
janum mit Beiziehung und Einwilligung ihres Geſchlechtsvormunds ent- 
fagt habe“, während doch, von Anderem abgefehen, die WechſelO. ein be- 
ftimmtes Zeugniß in der Snterceffionsurfunde felbft, und zwar 
vom gerichtlich beftellten (nicht vom gefetlichen) Kriegsvogt oder vom 
Beamten verlangt, und das Object der Entfagung anders beftimmt. 

33) Vrgl. auch v. Bolley Bemerfl. zum Pfandgef. Bd. J. ©. 159. 
Bd. 1. ©, 1137 ff. 
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Zeit dieſer Periode half die Geſetzgebung nur fehr wenig nad). 
Was fie aber that, war mit geringen Ausnahmen ganz im 
Sinne der früheren Zeit — wenig Beftreben, die Laften und 
Beichränfungen des Grundeigentbums zu mildern, fondern 
mehr ein Yortbauen im Sinne der oben $ 28. f. $ 32. geſchil— 
derten Richtungen. 

Namentlich blieb es in den Derhältniffen der Bauern: 
lehen und Emphyteufen beim alten Recht (ob. ©. 163 f.)' 
Die Beftimmung der Landesordnung !, daß zu Veräußerun— 
gen, Dertheilungen und Berpfändungen derfelben die Zuſtim— 
mung des Dbereigenthümers erforderlich fey, ging aud) in das 
dritte Kandrecht über. Nur wurde dabei fchärfer herausgeho: 
ben, daß fie blos auf das Derhältniß eines Obereigenthümers 
zum j.g. Nutzungseigenthum, nicht aber auf das des Zinsberech— 
tigten bei reinen Zinsgütern (©. 164) fich beziehe ?. Indeſſen 
wurde jene Beftimmung oft nicht beobachtet, und mußte def: 
halb zu verfchiedenen Zeiten wieder eingefchärft werden, z. B. 
durh G.Referipte v. 16. April 1716, 9. April 1717, 7. Mai 
1752 3, Don der andern Geite aber gingen häufig auch die 
Beamten an weit, indem fie gegen die klare Beſtimmung des 


1) VI. und VII. 2,9. ©. 34; auch oben ©. 100 nah Note 17. 

2)ER. 1.9. $ 15—18. Haug gründet in feiner Relation die Bes 
fimmung auf C. de jur. emphyt. est. ult. Diefe aber, fagt er, „beziehe 
fih allein auf bona emphyteutica und Erbzinsgüter, deren Eigenthum 
bei vem Domino directo, und nur das utile dominium bei dem posses- 
sori et colono fey, Solches auch auf die fundos censuales, auf die Gü— 
ter, fo allein einen beftändigen Urbarzing geben, da das Eigenthum und 
Nutzung und alfo utile et directum dominium beieinander bleibt, zu ex— 
tendiren, wäre valde durum.“ Auch meint er, würde es gegen den Sinn 
der Landesorbnung und gegen die tägliche Praris ſeyn. Demzufolge be— 
fimmt das Landrecht, daß die Zinsgüter frei veräußert und fo getheilt 
werden können, daß der Zins dem Ratum nach dem Theile folgt, aber 
aus einer Hand (Zinsträger) dem Zinsherrn zu reichen ift. Vrgl. 
auch oben ©. 309. 

2a) Diefe NReferipte f. im Auszuge bei Gerſtlacher Samml. Bd. 1. 
©. 157 ff.; das v. 3. 1732 abgedrudt bei Riecke Gerichtsgef. Th. IT. 
S. 3%. Ebenfo mußte auch die a. E. der Note 2 angef. Beftimmung 
über Zinsträger wiederholt eingefchärft werden; z. B. GR. v. 5. * 
1788, bei Gerſtlacher a. a. O. 
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Landrechts die Veräußerung und Verpfändung bloßer Zins: - 
güter von einer Einwilligung des Zinsherrn abhängig machen 
wollten. Deßhalb wurde durch ein ausführliches G.R. v. 3. Mai 
1756 ? erklärt: daß bei VBertheilungen, Beräußerungen und 
Beränderungen von blofen Zinsgütern ? eine Einwilligung des 
Zinsherrn nicht nöthig, bei Lehengütern aber und Emphyteu: 
fen 5 eine Zujtimmung des Lehensherrn erforderlich und ohne 
diefelbe die Veräußerung nichtig fen. 

Für die Abldfung der auf dem Grundeigenthume lie 
genden Reallaften gefchah in diefer Periode, wie in den frü— 
heren, durch die Geſetzgebung nichts, wenn man die einzige 
Beftimmung ausnimmt, daß ewige Geldzinfe, welche 4 Pfund 
Heller nicht überjteigen, wider Willen des Berechtigten — 
„jeder Schilling mit gedoppeltem Hauptgute als zwei Pfund 
Heller“ — abgelöst werden können ®, 

Ueber Auflegung ewiger Zinfen und Gülten auf 
ein Grundflück wiederholte das dritte Landrecht der Sache 
nach durchaus die oben ©. 166 angeführten Beftimmungen 
des früheren Rechts. Es erlaubt daher immer nod mit 
gerihtlihem Erkenntniß das Auflegen ewiger Zinfen, ſey e 
als census constitutivus oder ald reservatus, wenn nur ein 
Gut nicht lediglich um einen folchen refervirten Zins ver: 
fauft und bingegeben wird, Die Praris der erkennenden 


3) Abgedrudt bei Riede a. a. D. ©. 513—516. 

4) Bei berrichaftl. Zinsgütern foll blos eine Anzeige an die Beamten 
gemacht werben, damit die Haiſchbücher und Zinsregifter in Ordnung er— 
halten werden. 

5) Das Geſetz unterfcheidet „Salllehen und bona emphyteutica” und 
begreift unter den leßteren die Erblehen und die Emphyteuſen. 

6) GR. d. 26. Mai 1655; in Hochſtetters Ertract Th. 1. ©. 0. 
Uebrigens kamen nicht felten in Folge freien Bertrags größere Ablöſun— 
gen, namentlich bei Gefällen, welche die Kammer zu beziehen hatte, vor. 
Nur vergaßen hier oft die Beamten, den Ablöfenden ihre Zing- u. Gült 
verfchreibungen zurüdzugeben, fo daß fpäter bisweilen noch die Laſt von 
den Unterthanen fortgefordert wurde. S. das in der Note 11 angel. 
G.R. $ 60. 

TER. 1.9. $ 10. 11.° Zwar behaupten die $ 32. Note 34 ange 
führten Schriftfteller wie nach der Landesorbnumg fo auch nach dem Land— 
recht das Gegentheil. Allein wie nach der Landesordnung, fo ift es nad 
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Gerichte fcheint fich aber meift dahin geneigt zu haben, unter 
Privatperfonen die Conſtituirung ewiger Zinfen nicht zu ge— 
ftatten 8, was fie allerdings Eonnte, da hier die Gültigkeit des 
Geſchäfts von der Zulaffung des Gerichtes abhängt. 
Außerdem wurden noch über den Bezug der Zehenten 
und der Zinjen und Gülten und über die Behandlung der 
Bauernlehensverhältniffe, fo weit die Kammer und das Kir: 
hengut dabei intereffirt war, einzelne Beftimmungen in In— 
ftructionen an Beamte und in andern adminiftrativen Geſe— 
ben gegeben. Namentlich gehören hieher die zweite Zehent— 
ordnung v. 27. Sun. A618, die erfte Herbftordnung 


dem dritten Landrecht unzweifelhaft, daß die Auflegung ewiger Zinfen 
geftattet if, Blos nach dem I. und IL, Landrecht, wenn man dabei die 
LandesO. nicht berüdfichtigt,, hätte man darüber flreiten können. $ 32, 
Note 34. Das II. Landrecht aber läßt gerade die etwas zweifelhafte 
Stelle des I. u. 11. Landrechts weg, und fagt blos: daß „ohne Unſer oder 
Unferer Amtleut und Gericht Borwiffen und Erkenntniß .... die Hän— 
fer oder andere liegende Güter mit neuen Dienftbarfeiten und Zinfen be- 
ſchwert: viel weniger einig Gut um ewigen unablöslichen Bodenzing oder 
Landgarben hingegeben noch verkauft werben, bei Strafe 10 Gulden... . 
und darneben derfelbe Contract oder Handlung nichtig und von Ohn— 
würden feyn ſolle.“ Wenn aber, fügt das Landrecht bei: „ein Verkäufer 
bei der Kaufhandlung ihm oder feinen Erben einige Dienftbarfeit, jähr- 
lihe Zins oder Gülten auf dem verkauften Gut andingte: ſo ſoll ſollchis 
Geding, fofern es rechtmäßiglich fürgegangen, kräftig feyn.” Es ift hier 
alſo blog, wie nach der Landesordnung, das Hingeben oder, Verkaufen ei— 
ned ganzen Guts um einen Zins (ob. ©. 166), feineswegs aber das 
Auflegen eines census constitutivus verboten. ©. auch Griefinger 
Comment. Br. U. ©. 547—549, Ganz in der ©. 167 angef. Disp. 
$ 10. Sa man könnte nah der Faffıng des Landrechts noch darüber 
fireiten, ob nicht mit Bewilligung des Gerichts auch das Erftere zuläffig 
gewefen fey. Doch wird man in bdiefer Hinfiht den $. des Landrechts 
aus der LandesD. auslegen müflen, auf welche auch Haug, ohne aber 
weiter etwas beizufügen, ſich beruft. 

8) Anders bei Gemeinden nnd der Kammer. Wedherlin Magaz. 
für W. Schreiber. H. III. ©. 115. 

9) Sie hat ganz denfelben Titel, wie die erfte ($ 32. Note 31). Ein 
neuer Abdruck erfchien 16495 auch ift fie mit einigen fpäteren Neferipten 
abgedrucdt in den Summlungen der allerhand Ordnungen (S. 377.). Ueber 
den Kleinzehenten erfchien noch im J. 1650 eine befondere Ordnung, 
Beiffer Nachrichten ꝛc. ©. 187. Auch über Novalzehenten wurden ein= 


4 
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v. 20. Sept. 1595 und die zweite v. 10. Sul. 1607., ein 
wichtiges G.R. v. 24. Mai 1663 „der geifte und weltlichen 
Beamten Berrichtungen betreffend“ , welches nicht nur nd: 
here Beftimmungen zu der Zehent: und Herbftordnung gibt, 
fondern auch noch über viele andere Verhältniſſe fich verbrei: 
tet "2, und mehrere mit diefen Berhältniffen zufammenhängende 
den Grundeigenthümer befchränfende Berbote eigenmächtiger 
Gulturveränderungen "3. | 


11, Befchräntungen des Eigenthbums durch Forft: Jagd: 
Fifcherei: und Waiderechte und durch das Salpeter: und 
Bergregal. | 


$ 67. Die Gefeggebung über Wald und Waide, Jagd, 
Fifcherei und Gewinnung von Foffilien wurde in diefer Pe: 
riode der Form nad beinahe durchaus erneuert, aber gan; 
in dem inne, von welchem die Grundlage, die alten Forft: 
Fiſch-Waid- und Bergordnungen ausgingen, jo Daß es ma: 
teriellim Wefentlihen beim Alten blieb. Nur vermehrte 


— 


zelne nähere Beftimmungen gegeben. ©. die Reſer. bei Hochftetter Cr- 
traet Th. I. ©. 261 und Comm.O. T. 71 83. 

10) Ein neuer Aborud derfelben erfchien 1649. Fol. Auch ftcht fie in 
der Sammlung der Allerhand Ordnungen. Weiffer aa. O. ©. 65. 

11) Das Geſetz ift abgedrudt im Anhange zum I. Th. von Hodftet- 
ters Ertract; auch in der oben $ 55. Note 11 angef. Ausgabe der 
Allerhand Ordnungen v. 1767 ©. 1135—1257 als Anhang zur Ford. 
Ein ganz ‚ähnliches Geſetz hatte fhon Johann Friedrich unter dem 
24. Zul. 1620 erlaffen, und das v. 1663 bildet blos eine Revifion des 
Letzteren. 

12) Es bandelt unter Anderem von Erb- und Falllehen, Zins— 
gütern, Einzug der Fruchtgülten, Frucht» und Weinzehenten und Zehent 
verleipungen und Anderem zur Zebent: und Herbftordnung Gehörigem, 
Auffiht über Eultur der Felder, Frohnen, Verwaltung der Waldungen, 
von Haltung der Lager» Haifch- und Zinsbüdher, von den Amtswohnun: 
gen, vom Hauptrecht bei Leibeigenen, fogar vom gerichtlichen Erkenntnis 
bei Berpfändungen. 

13) Nov. X. $ 6. Hinter der L.O. (Ausfchreiben v. 15. Nov. 1618) 
Gen.Refer. v. 30. Dee. 1641 und 24. Nov. 1645 (Hochfletter Ertract 
35.1. ©. 248) ; G.R. v. 29. Sept. 1779 und 23. Aug. 1798. ©. Bol 
ley das Wichtigſte ꝛc. ©, 261. Vrgl. auch L.O. Zit. 21. $ 44, 
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man noch in Einigem die von der früheren Zeit eingeführten 
Beihränfungen und polizeilichen Vorfchriften, und dieß mit: 
unter in folhem Grade, daß an ihre gehörige Befolgung in 
vielen Fällen nicht zu denken war, und auch hier wieder die 
Geſetzgebung durch theilweife unausführbare und nie ausge: 
führte Geſetze ſich empfindlichen Eintrag that !. In Anderem 
dagegen ging die Ausübung noc, weiter, als das Geſetz, und 
Ihadete wieder in einer entgegengefesten Richtung dem Ber: 
trauen auf die ſchützende Kraft des Gefeges und auf das gute 
Recht. Dieß war befonders bei den Forft: und Jagd ver— 
hältniffen der Fall. Schon unter Fridrich I wurde die Auf: 
fiht, welche nad der Forftordnung die Beamten über die 
Derwaltung der Waldungen der Gemeinden und anderer Per: 
jonen führen follten, über Gebühr ausgedehnt und den Eigen: 
thümern die Benützung ihrer Waldungen gegen den Ginn 
der Korftordnungen verfümmert; auch litten die Unterthanen 
durh das Wild vielen Schaden, und felbft die befchränften 
Befugniffe, die ihnen die Gefege zur Abwehr diefes Schadens 
ließen (©, 121), wurden ihnen oft von der Verwaltung ver: 
fümmert. Johann Friedrich verfpradh gleich nach feines 
Vaters Tode in diefen Beziehungen Abhülfe und ftrenges Ein: 
halten der Forftordnung und anderer früherer Gefege . Zu: 
glei traf er Anftalt zu einer Revifion der V. Forftordnung, 
welhe auch wirklich wenige Jahre darauf zu Stande fam und 
unter dem A. Jun. 1614 befannt gemacht wurde. Allein auch 
diefe ſechste Forftordnung? ift, wenige Zufäße abgerech— 
net, nichts Anderes, als ein wörtlicher Abdruck der V. Forſt— 


1) Man leſe 3. B. nur die unten angef. Fifcherorbnung v. 3. 1719. 

2) Im Landtagsabfchied vom 3. 1608 Art. 8. und 95 bei Reyſcher 
Staatsgrundgeff. Th. I. ©. 303. 

3) Unfre Schriftfteller nennen fie die fünfte, indem fie die unter der 
Defterreichifchen Regierung erfchienene überfahen ($ 25. Note 17). Ihr 
Zitel it: Dep Herzogthumb Wirtemberg ernewerte Vorſt— 
ordnung. MDEXIV. (135 Seiten) Fol. Ein neuer feitengleicher Ab- 
druck erichien Stuttg. 1649. Fol. Auch ift fig in den oben $ 55. Note 9 
bis 11 angeführten Sammlungen der Allerband Ordnungen und im Corp. 
jur. venator. forest. Fritschian. ed. Sam. Stryck. Lips. 1702. P. II. 
p. 136—180. abgedrudt. Weiffer führt noch außerdem eine Ausgabe 
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ordnung, und die Prineipien, von welchen die Lehtere ausgeht, 
find in der neuen durchaus beibehalten %. Hundert Jahre ſpaͤ— 
ter (1755) dachte die Regierung daran, die VI. Forftordnung 
einer neuen Reviſion zu unterwerfen. Es Fam jedoch nicht zur 
Ausführung, und jo bildet die jechste Forftordnung die neuefte 
jest noch geltende; nur wurden von Zeit zu Zeit Nefcripte er: 
laffen, welche Einzelnes weiter ausführten oder modificirten, 
und unter vielen Klagen über Nichtbefolgung der Geſetze und 
über Willführ und Nachläffigkeie der Forftbeamten das befte 
gende Recht einfhärften °. 5 


von 1668. 12 an; allein «8 es iſt dieß blo⸗ der Abdruck, welcher einen Theil 
der zweiten Ausg. der Sammlung der Allerh. Ordnungen v. 1666 bildet. 

4) Die fechste Forftordnung ift, ganz wie die fünfte, in drei Tpeile ab» 
getheilt. Der erfte Theil ift wörtlich aus der fünften abgefchrieben, ſo— 
gar mit Einfchluß der Vorrede (vrgl. ob. $ 38. Note 23 a. E. Schmid: 
Iin Hdb. d. Forfigefeggbg. Th. I. ©. 34 fcheint diefe für neu zu halten; 
allein es ift darin blos der Name des Herzogs neu), Nur in der Anord— 
nung findet fich eine Heine Abweichung, indem einige Titel, welche in ver 
V. Forftordnung am Schluffe des erften Theils ftehen, in der ferhsten 
©. 3 f. eingerüdt find. Im II. Th. kamen einige Zuſätze hinzu; der 
eine enthält genaue Vorſchriften über die Beauffichtigung des Holzſchla— 
ges in den Eommunmwaldungen (S. 40. $. Dieweil auh ꝛc. ©. 4 $. 
Und damit ꝛc.), Maien- und Spißruthenhauen (S. 66, 67) und der britie 
einige Beftimmungen über Holztäge und Forfifrevel (S. 79 $. Wa aber ic, 
$. Und wer ꝛc. ©. 80 $. Ebnermaffen $. Und nachdem ꝛc.). Auch if 
der Eingang, den die V. F.O. hatte, weggelaffen,, im Uebrigen aber die 
V, wörtlich abgedrudt. Der IN. Theil enthält blos zwei neue Titel von 
Hundhabern und Hundaufftodung (S. 102—104), eine Bervollftändigung 
des Titels von wilden Obftbäumen (S. 106 $. wa ꝛc. big $. aber x.) 
und von Imen (über das Recht an Bienenfhwärmen,, welche in einem 
Walde fich ſetzen, $. Dieweil ꝛc. $. Wa aber ꝛc.), und einige $$. über 
Rildern (S. 18. $. was ıe. ©, 130. $. wann ꝛc.). Alles Uebrige if 
wieder wörtlih aus der fünften. Dan ließ fogar die alten Wilder 
gefege abdrucken, und auf die inzwifchen erfchienene neue Wildererordnung 
von 1583 wird blog verwiefen! Namentlich gingen auch die oben $ 2. 
Note 24—26 angef. Beftimmungen in die VI. F.O. über, vgl. VI. 5.2. 
©. 56, 69, 81 mit der angef, Note 24 ; ferner VI, 5.0. ©. 85, 38, 4-3. 
©. 57, 63, 76, 83. mit der angef. Note 25 und ©. 69, 76, 86 mit der 
angef. Note 26. 

5) Sie find größtentheils enthalten in der $ 55. Note 11 angef. Ausg. 
der Allerd, Ordnungen von 1767, und auch in dem $ 55. angeführten 
Realinder von Pfeil ausgezogen. Befonders zeichnet fih ‚das $ 66. 
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Ueberhaupt hörten in der ganzen dritten Periode die Be— 
ſchwerden über die Forſt-und Jagdverwaltung nicht auf, und 
fie bildeten einen ftehenden Artikel der Gravamına, fo oft die 
Sandftände zufammenfamen. Holzabgaben, welche rechtlich 
gefordert werden Eonnten, wurden, felbit aus Gemeindewal: 
dungen, durch die Beamten erjchwert 6; den Gemeinden die 
rechtmäßige Benügung ihrer Waldungen zu Zeiten theilweife 
entzogen, oder wenigftens „oft jauer genug gemacht“; von 
den Forjtmeiftern die Unterthanen mit übergroßen Strafen 
belegt, und „jonften fehr hart bedruckt“, den Gemeinden die 
Rügungen in ihren eigenen Waldungen widerrechtlicher Weife 
($ 59. Note 27) entzogen, der Zutrieb in die herrichaftlichen 
Maldungen, das Eichelnlefen u. f. w. den Berechtigten erfchwert, 
das in den Gemeindewaldungen, auf den Allmanden, felbft 
auf den Feldgütern wachjende wilde Obft den Eigenthümerh 
weggenommen, ihnen fogar unterfagt, wilde Obftbäume zu 
pfropfen © 8, und mitunter von der Regierung auch in andern 


Note 11 1 angef. Geſetz durch Sorge für die Wälder, Anordnung neuer 
Anpflanzungen u. dgl. aus. Ueber die Verwaltung der Waldungen der 
Sammer und des Kirchenguts ift noch zu vergl. der Fürftbrüderl, Erbver- 
gleich v. 11. Febr. 1780, Art. N, in Reyſchers Staatsgrundgefl. 
Th. U. ©. 620 f. 

6) Der Ausfhußabid. v. 3. 1736 Chei Reyfher a. a.O. ©. 475, 476) 
verfpricht, Diefer gegründeten Beſchwerde abzupelfen. 

7) Dieß gibt die Regierung im Landtagsabfh. v. 3. 1739 (bei Ney- 
fher a. a. D. ©. 525) zu und verfpricht über Beobachtung der Forftord- 
nung zu, wachen. 
8) Mles Diefes führt der angef. Landtagsabfch. (bei Reyſcher a. a. O. 

©. 523, 524) als gegründete Befchwerden an, und verfpricht Abhülfe ; 
auch erfchien zu diefem Zwede ein ausführliches Gen.Refer. v. 18. April 
1739 (in der Sammlung der Allerh. Ordnungen v. 3. 1767 ©. 1074-1089). 
Aehnlihe Beſchwerden über Willkühr der Forfibedienten bei Verwaltung 
der Commun- und Privatwaldıngen erneuerten ſich aber fpäter immer 
wieder, Vrgl. GR. v. 15. Oct. 1744 (in der Samml. ver Allerhand 
Ordnungen v. J. 1767 ©. 1055; dieſes enthält außer ernftlichen Ein- 
härfungen der ForftO. manche nähere Beftimmungen über die angeführ- 
ten Punkte z. B. Nro. XV über das Recht an wildes Obst ıc); 
Rezeß v. 22. Sept. 1753 (bei Reyſcher a. a. O. ©. 545), das dadurch 
veranlaßte G.R. v. 12. Novbr. 1753 (in der Sammlung der Allerh. Ord- 
nungen v. 3. 1767 ©. 1048); GR. v. 16. Gebr. 1754 (welches auch 
das Umpergehen der Forftbedienten in den Weinbergen zur Herbfizeit, mit 
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Dinfihten mit den Privatwaldungen verfahren, als ob fie ihre 
eigenen wären ?, Die freie- Pürfchgerechtigkeit, welche manchen 
Gemeinden zuftand (S. 120), wurde denfelben gröftentheils 
entzogen *, auch nicht felten der Anfpruch an Kgagdfrohnen" 
über Gebühr ausgedehnt, obgleich) die Regiernng von Zeit zu 
Zeit aud in diefer Hinficht Abhülfe verfpradh und die ſchon 
früher fo häufig gegebene, ©. 120 bei Note 9 angeführte, Zu: 
Tage e mehrfach wiederholte u, Beſonders häufig und dringend 








oder ohne Hunde, um um darin zu jagen ‚ wodurch viel Schaden verurſacht 
wurde, abſtellt), Erbvergleich v. 3. 1770 Claß. V. (Reyſcher a. a. O. 
©. 594), und herzogl. Entſchließung v. 17. März 1798, 1.5 (Reyſcher 
a. a. D. ©. 536). 

9) ©. die Stellen der Note 8; ferner Erbvergleih v. 3. 1770 EL V. 
$ 5. und oben $ 59. Note 44. 

9a) Vrgl. Shmidlin Hob. d. Forfigefeßg. Th. I. ©. 13, 14; ferner 
Landtagsabfch. v. 3. 1739 Art: 7-u. Erbvergleih v. 1770. Claß. V. 613. 
Eine Pürſchordnung erhielten die Städte und Aemter Balingen, Ro 
fenfeld, Ehingen, Sulz, Dornhan und Alpirsbach v. 20. Febr. 1737. Sie 
ift abgedrudt im Realinder der 5.0. ©. 191—200. 

10) Die Berbindlichkeit zu Jagdfrohnen leitet v. Weis haar Hand⸗ 
buch II. Ausg. $ 321. lediglich aus der Leibeigenſchaft her. Allein wenn 
fie auch häufig auf Anfprüce der Leibherrn ſich gründen morhte, fo war 
doch die Leibeigenfchaft keineswegs durchaus Grund derfelben. Sie ent 
ftanden vielfach aus grundherrlichen und Iandesherrlihen Anfprücen, und 
erftrecften fich über ganze Gemeinden, welche nicht Teibeigen waren. Dem 
die meiften Gemeinden Altwürttembergs waren Jagdfrohnpflichtig. Vrgl. 
Weckherlin Darft. ver Grundff., nach welchen Fropndienfte auszuglei— 
chen find. Stuttg. 1798 ©. 21. Die Regierung ftügte fie flets auf den 
Snhalt der Pagerbücher und auf das Herfommen. Vrgl. auch ©. 120. 

11) Aus dem XV. Jahrhundert find in diefer Hinficht die, meift durd 
Befchwerden der Stände veranlaßten, im Realinder der ForſtO. ©. 16, 
166, 168, 170, 171—176 angef. vielen Keferipte zu vergleichen ; aus dem 
XVII. Jahrh. befonders der Landtagsabſch. v. 1739 Art. 20, das in vr 
Note 8 angef. GR. v. 1744 Nr. XV], der angef. Receß v. 1753 Art], 
Erbvergleih Claß. V. $ 7. u. 12, und die angef. Entſchließung v. 3. 17% 
Nr. I. 2. Auch in Betreff des Hundaufſtockens wurde die Ford. 
nicht immer eingehalten. Landtagsabſch. v. 1739 Art. 18. G.Refer. v. 20. Jul. 
1782, in Kapffs Samml. S. 280. Ueber die vielen Mißbräuche, welche 
bei Wolf jagdsfrohnen vorfamen, f. Shmidlin Hob. der Forftgeſeßg. 
Th. J. ©. 351 f. und Realinder der F.O. ©. 476 f. Näpere Normen 
über die Jagdfrohnen überhaupt geben auch das Gen. ‚Reier. v. 12. Nov. 
1753 (in der Samml, der Alferh. Ordn. v. 1767 ©. 1048-1052), 68. 
v. 26. April 1773 (namentlich daß die Zagdfropnen nie mehr über bie 
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waren die Klagen über den Wildfhaden, welchen in die— 
fer Periode nie auf die gehörige Weife abgeholfen wurde. 
Schon Friedrich I. hatte auf die Befchwerden der Stände 
befhloffen, jährlich vier Hauptforſte (ſtatt wie bisher -drei) 
bejagen zu laffen, um den Wildftand zu mindern 2; vier Jahre 
fpäter wird das Verſprechen wiederholt, im Uebrigen aber, da 
man jolchen Beichwerden nicht auf einmal abhelfen fünne, zur 
Geduld ermahnt 8; die Klagen wiederholten fich aber bald 
wieder dringender, und Johann Friedric, verjprad von 
Neuem Abhülfe, und bezog fich auch darauf, daß er durch 
Einräumung von Önadenjagden (widerruflicher. Ueber— 
tragung von Jagden an Privatperfonen) bereits den Wild» 
ftand zu mindern gejucht habe Y. Die Befchwerden dauerten 
aber unter Johann Friedrich fort (vrgl. 3. B. Landtagsabſch. 
v. 4618), und nach feinem Tode glaubte man, auf einem ans 
dern Wege ein Mittel gegen das Uebel zu finden. Der Ad: 
minitrator Ludwig Friedrich verjprah im J. 1629, für 
ih und die Herrfchaft blos fünf Forfte zum Jagen vorbehalten 
und die übrigen an die Aemter oder Andere verpachten 
und aud) jonjt für Wegſchießen des Wildpretts Gorge fragen 
zu wollen 5. "Aber auch Diefes wurde nicht gehörig ausge: 
führt und fruchtete nicht *, In den Sahren 1635, 1665, 
1666, 1674 mußten die Landftände die alten Klagen wieder: 
holen, 15 und auch im XVII. Jahrhundert namentlich unter 
den Herzogen Carl Alerander und Carl Eugen wurden 
die Unterthanen durch) das Wild auf das Empfindlichfte be: 


Grenzen eines Dberforfts auszudehnen feyen; beiBreyer Elem. 
jur. publ. W. p. 574) und die Comm.O. ©. 152—154, ©. 155 $ 6. 
Vrgl. auch Schmidlin a. a. DO. ©. 1851-202. 

12) Landtagsabſch. v. 1595, bei Neyihera. aD. ©. 255. 

13) Yandtagsabfch. v. 1599, bei Repſcher a. a. O. ©. 269. 

14) ©. die Stelle der Note 2. 

15) Landtagsabich. v. 1629 Art. 17. 

15a) Uebrigens wurden auch fpäter einzelne Jagddiſtrikte oft verpach— 
tet; namentlich in denfelben die Vogeljagd. Vrgl. auch Schmidlin a. 
a. d S. 297. 

16) Im J. 1674 klagten die Stände, daß wegen des immer noch fort: 
währenden Wildſchadens viele taufend Morgen Feldes ungebaut liegen ! 

Wähter, Wirkt. Brivatr. I. 31 
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früher fo häufig gegebene, ©. 120 bez, 4 tn > 2, 
ſage mehrfach wiederholte il. Beſch ya =. Pr = = 
Las Jette, ————— G —— 
oder ohne Hunde, um darin zu jagen 4 % %& 2 2 S = - € 
wurde, abſtellt), Erbvergleih dv. I, 2.77.72 4:4 2 
S. 594), und Herzogl. Entfhließun, 7 7,4 2 ehe 
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93% „„anden aus Gnade ein 


buch II. Ausg. $Y %° A 
fie auch häufig 1 4 4" 17. Aug. 1674, im Realin. 
doch die Leibeir, 7 % oo 
fanden vielfar, 2, ? . durfte der Eigenthümer des Boden! 
erſtreckten fir, & ” „tat 1771 (bei Riede Gerichtsgefl. Th. IL. 
vie meiften) sildfhaden ſich äuffern follte: fo folle Nieman 
Wedher! „und anbefohlenen forſtordnungsmäßigen Huth ver 
chen fin? a ‚achtiger Weife mit Schießen oder fonftigem Zobt- 
Inhalt ‚sildpretts felbft zu helfen beigehen laffen, fondern jede 
11° ‚erforftämtern die fehleunige Anzeige davon thun und fchleumige 


Ber ht Erfag) fih gewärtigen.“ Der Herzog bemerkt dabei, „da 
4e «at Dintanfegung feines Jagdregalis und Plaifirs eine Menge Bih- 
v tt wegzupürfchen befohlen habe.“ 

19a) E8 heißt im Landtagsabſch. v. 3. 1739 Art. 5., daß man va 
Feldſchützen ſolche Hunde künftig geftatten folle. 

20) Der angef. Landtagsabſch. Art. 6. fagt, daß man den Unterthanen, 
wenn fie berechtigt feyen, Wildzäune zu führen, oder folches die Notk- 
durft erfordere, auf ihr geziemendes Suppliciren nach befindenven Un: 
fländen in Eonformität der Lagerbücder und ihrer Rechte künftig dabei 
an die Hand gehen werde. Vgl. auch den in Note 2 angef. Landtagsabit. 

21) S. auch das G.Refer, v. 25. Jun. 1666 im Realind. ver FL. 
S. 471. Die Wölfe durften nach einem Refer. v. 3, Febr. 1652 (Realin. 
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rte einige Leute beeidigt werden follen, welche 








* * it gehende Wildprett blind ſchießen oder 
—— * mel es abtreiben durften ?., Mach der 
u Kauf Anfuchen der Gemeinden das zu 


3 den Forstbeamten weggejchoflen 
ten aber dafür ein Schußgeld 


— a — * F nach einer Taxe kaufen, und 
FR — — —* % Solche Maßregeln Eonnten 
as R ZEN * “Earl erlaubte am Ende 
CH — u % ihrer Mitte einen vder 
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CHIC ICH DEN I Rehe, nicht aber 
PETE je Wild, jedoch 

BR nur mit Kugel 
ma ‚ und Friedrich IL. 
wen” Stände auch auf die Hafen 
u‘ .B jährlich auf jeder Markung in 
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ergen eine Treibjagd von den Förftern 
er Communwildfhügen angeftellt werden 
chätzenswerth auch diefe Einrichtung war: fo 
doch bei den Beſchränkungen, welchen fie unterlag, 
gehörig wirken. 
Die Beſtimmungen über Benügung der Fiſchwaſſer 
wurden in diefer Periode ebenfalls mehreren Revifionen unter: 
- worfen, welche aber meift das früher Angeordnete blos wörtlich 
- wiederholten, und nur durd einzelne Zufäge vermehrten. In 
S. 47) die Gemeinden dur beeidigte Perfonen unbedingt wegichießen 
laſeen; allein es fiheint wenig davon Gebrauch gemacht worden, und bie 


Einrichtung bald wieder abgekommen zufeyn. Shmidlina.a.D.©.351. 
2) G.Reſer. v. 28. Gun. 1679; im Realind. d. 5.0. ©. 472, 

3) Commund. ©. 71. $ 11. 

.. 9) 6.fefer. v. 14. Mai 1791, und Staat der Communwildſchützen 
de 29. Jun, 1791. Niheres über den Inhalt diefer Verordnungen ſ. bei 
“ Gutfher Die Pflichten und Rechte d. Württ. Bürger. ©. 187, 188. 
— Roller Grunde. d, Württ. Polizeir. Bd. I. 1800. ©. 2337, 238, und 


1) 
vs 


* Schmidlin a. a. O. 228 f. 


20) Entſchließung v. 17. März 1798 Nr. U. 1.; in Reyſchers Staats— 
grundgeſſ. Th. I. S. 635. 
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einträchtigt 7. Eine Berbindlichkeit des Yagbdberechtigten, 
den Wildjchaden zu erjegen, wurde nicht anerfannt 8, während 
von der anderen Geite das Recht der Nothwehr denfelben 
Befchränkungen, welche die frühere Periode eingeführt hatte 
(S. 4124), unterworfen blieb ?; die Feldſchützen wurden jogar 
oft gehindert, „unfhädliche“ Hunde zu halten 9 , und der 
Errichtung von Wildzäunen legte man häufig Schwierigkeiten 
in den Weg? Endlich führte man auf die immer dringen 
deren Befchwerden gegen das Ende diefer Periode das Inſtitut 
der Communmwildfhügen ein. Früher wurde blos zu 
Zeiten Einzelnes und nur Unbedeutendes in diefer Hinficht 
den Gemeinden geftattet. So erlaubte der Landtagsabſch. von 
1642 da, wo die Forftfnechte nicht ausreichen würden, einige zu 
beeidigende Bürger aufzuftellen, welche mit den Forftleuten das 
ſchwarze Wild mwegichießen jollten ?!; jpäter wurde beitimmt, 


17) Man vrgl. Ausfhußabih. v. 3. 1736 Art. X Nr. 5; Landtagsab; 
fchied v. 3. 1739 Art. IV; Rezeß v. 3.1753 Art. 15 Erbvergleich Caß. V. 
$ 6; Entichliegung v. 1798 Nr. II 1; auh Pfaff Gefh. Wirthge 8.1. 
©. 544. 

18) Nur in befonderen Fällen wurde nach Umftänden aus Gnabe ein 
folder Erfaß geleiſtet. Brgl. auch Refer. v. 17. Aug. 1674, im Realind, 
der 5.0. ©. 473. 

19) Richt einmal Schwarzmwild durfte der Eigenthümer des Bodens 
tödten, Ein G.Refer. v. 13. Mai 1771 (bei Riede Gerichtsgefl. Th. IL. 
©. 596) fagt: „wenn ein Wildſchaden fih äuffern follte: fo folle Niemand 
außer der gewöhnlichen und anbefohlenen forftorpnungsmäßigen Huth der 
Felder fih eigenmächtiger Weife mit Schießen oder fonfligem Todt- 
machen des Wildpretts felbft zu helfen beigehen laſſen, fondern jedes— 
mal den Oberforftämtern die fehleunige Anzeige davon thun und fehleunige 
Hülfe (nicht Erfag) fih gemwärtigen.” Der Herzog bemerkt dabei, „daß 
er mit Hintanfegung feines Fagdregalis und Plaifirs eine Menge Bild: 
prett wegzupürfchen befohlen habe.“ 

19a) Es Heißt im Landtagsabſch. v. 3. 1739 Art. 5., daß man den 
Feldſchützen ſolche Hunde künftig geftatten folle. 

20) Der angef. Landtagsabſch. Art. 6. fagt, daß man den Unterthanen, 
wenn fie berechtigt feyen, Wildzäune zu führen, oder folches die Noth- 
durft erfordere, auf ihr geziemendes Suppliciren nach befindenven Um: 
fänden in Eonformität der Lagerbücher und ihrer Rechte künftig dabei 
an die Hand gehen werde, Vgl. auch den in Note 2 angef. Landtagsabſch. 

21) ©. auch das G.Refer. v. 25. Jun. 1666 im Realind. der FD. 
S. 471. Die Wölfe durften nach einem Refer. v. 3, Febr. 1652 (Realind, 
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daß in jedem Orte einige Leute beeidigt werden follen, welche 
auf das zu Schaden gehende Wildprett blind fchießen oder 
auh mit einer Trommel es abtreiben durften ?*. Mach der 
Communordnung jollte auf Anfuchen der Gemeinden das zu 
Schaden gehende Wild von den Forjtbeamten weggejchoffen 
werden; die Gemeinden mußten aber dafür ein Schußgeld 
zahlen, das geichoffene Wild nach einer Taxe Faufen, und 
dem Jäger fein Jägerrecht laffen 3. Solche Maßregeln Eonnten 
freilich wenig helfen. Erft Herzog Carl erlaubte am Ende 
feiner Regierung den Gemeinden, aus ihrer Mitte einen vder 
zwei unbefcholtene Männer als Gemeindewildfhügen aufzus 
ftellen, welche auf Feldern, Wiefen und Weinbergen das 
Ihwarze und rothe Wild mit Einjchluß der Nehe, nicht aber 
Hafen und das übrige zur Eleinen Jagd gehörige Wild, jedoch 
ohne Hunde mit fih zu führen, und nur mit Kugel: 
bühfen follten wegichießen dürfen *, und Friedrich IL. 
dehnte dDieß auf den Antrag der Stände auch auf die Hafen 
mit der Zuficherung aus, daß jährlich auf jeder Markung in 
den Feldern und Weinbergen eine Treibjagd von den Förftern 
in Gemeinfchaft der Communmwildfhügen angeftellt werden 
jole®, So jchäßenswerth auch diefe Einrichtung war: fo 
konnte fie doch bei den Befchränfungen, welchen fie unterlag, 
nicht gehörig wirken. 

Die Beftimmungen über Benügung der Fiſchwaſſer 
wurden in Diefer Periode ebenfalls mehreren Revifionen unter: 
worfen, welche aber meift das früher Angeordnete blos wörtlich 
wiederholten, und nur durch einzelne Zufäge vermehrten. In 
S. 477) die Gemeinden durch beeidigte Perfonen unbedingt wegfchießen 
laſen; allein es fcheint wenig davon Gebrauch gemacht worden, und bie 
Einrihtung bald wieder abgefommen zu feyn. Schmidlin a. a. O. S. 351. 


22) G.Refer. v. 28. Jun. 1679; im Realind. d. 5.0. ©. 472. 

23) Commund. ©. 71. $ 11. 

A) G.Reſer. v. 14. Mai 1791, und Staat der Communwildſchützen 
v. 29. Jun. 1791. Näheres über den Inhalt diefer Verordnungen f. bei 
Gutfher Die Pflichten und Rechte d. Württ. Bürger. ©. 187, 188. 
Roller Grunde. d, Württ. Polizeir. Bd. I. 1800. ©. 237, 238, und 
Schmidlin a. a. O. 28 f. 

25) Entſchließung v. 17. März 1798 Nr. U. 1.; in Reyſchers Staats— 
grundgeſſ. Th. UI. S. 635. 
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diefem Ginne erfhien ſchon im J. 41602 eine fünfte Fiſch— 
odnung 6, welcher bald eine fechste (42. Jan. 16415) folgte”, 
Beide enthalten beinahe wörtlich die Beftimmungen der vierten 
Fifchordnung, nur mit einer Reihe von Zufäßen, die in dem 
alten Sinne der polizeilichen Beſchränkungen und Beauffidti: 
gungen gemacht wurden. Hundert Sahre fpäter erfchien die 
fiebente und legte Fifhordnung. Es wurde nämlich 
unter dem 6. Jul. 17149 der Filcherzunft eine Ordnung gegeben. 
In dieje Fifcherordnung nahm man (Art. 14—46.) die fechste 
Fifhordnung auf, aber mit manchen wefentlichen Aenderungen 
und Zufägen, jo daß dadurch die frühere Fijchordnung gan; 
aufgehoben wurde 8, Dieſe fiebente Fifchordnung vermehrt 
aber noch die polizeilichen Vorfehriften der fechsten, und 
manche ihrer Anordnungen gehen jo weit, daß fie wohl felten 
befolgt wurden. 

Auch die Geſetzgebung über die wichtigen Waidever— 
hältniſſe wurde in diefer Periode formell durchaus erneuert, 
der Sache nad aber das Alte theils wörtlich wiederholt, 
theils wenigitens ganz im Geijte defjelben darauf fortgebaut ®. 
Aehnliches geſchah hinfichtlich des Bergregals. Bejondere 
Aufmerkfjamkeit fchenfte Herzog Friedrich I. der Betreibung 
der Bergwerke. In einer „Bergfreiheit“ vom 1. Sun. 1597 
jegte er eine befondere Behörde für Bergwerksfachen nieder, 
und gab wiederholt unter verfchiedenen Abgaben den Bergbau 
frei 9, und bald darauf machte er eine jehr ausführliche 

26) Bgl. oben ©. 131, 132. Bon diefer neuen Fiſch-O. wurde nicht, 
wie Schmidlin a. a. O. Th. 1. ©. 323 anführt, ein Theil in die 
Forſt-O. v. 3. 1614 aufgenommen ; vielmehr ift, was in diefer Forf-d. 
ſteht, blos ein Abdruck deffen, was fihon in der Forſt-O. v. 3. 1567 
($ 238. Note 37) enthalten war. 

27) Sie ift abgedruckt Hinter ver VII. Landes-D. als Nov.IX. ©.305— 317. 
In die VU. LandesO. ſelbſt (Tit. 67.) wurde die vierte Fifchordnung 
aufgenommen, weil und wie fie in ver VI. Landes-⸗O. ftand (ob. ©. 132). 

23) Man follte deßhalb nicht, wie es gewöhnlich gefihieht, die feste 
Fiſch⸗O. als noch geltende Duelle anführen und behandeln. — Die 
Fiſcher-O. mit der fiebenten Fiſch-O. ift abgeprudt in ver Samml. der 
Handwerks⸗O. ©. 883— 920. 


29) ©. oben ©. 132. Note 38 a. E. 
30) Bgl. oben S. 136. Diefe Bergfreiheit ift auch abgeprudt in 
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Bergordnung unter dem Titel „Berdh Ordnung fampt 
der Berckh Freiheit MDXCIX“ durch den Druck befannt 3", 
Diefe neuefte 3 Bergordnung vom A. San. 1599 enthält die 
Bergfreiheit von 1597 3, und eine ausführliche, in V. Theile 
abgetpeilte #*, Ordnung über alle Bergwerfsverhältniffe. In 
derjelben find namentlich nähere Beftimmungen über die von 
den Bergwerfen zu bezahlenden Abgaben, über das Baurecht 
auf fremdem Grund und Boden und die dafür an die Eigen: 
thümer zu leiftende Entſchädigung P, und über Gerichtsbarkeit 
und Prozeß bei Bergftreitigfeiten enthalten. Die Lebteren 
jollen, wenn die Betheiligten bei einer auf ein fummarifches 
Verfahren zu fällenden vorläufigen Entfcheidung fid) nicht 
beruhigen wollen, von einem aus dem Berghauptmann und 
zwölf Nichtern * beftehenden Gerichte mit dem Rechte der 
Berufung an den Herzog entfchieden werden 7, Die Oberauf: 
fiht über das Bergwefen führte eine befondere Bergwerfe- 





— — nn — 


(J. J. Moſers) Sammlg. Allerlei ... Württ. betreffender Urk. Th. 1. 1732 
S. 318-331. Vgl. auch Note 33. 

31) Fol. 163 Seiten. Ein ſpäterer Abdruck iſt mir nicht bekannt. 

32) Zn den Jahren 1715 und 1736 faßte man zwar den Plan zu 
einer Revifion der BergO.; es fam aber nicht zur Ausführung. 

33) Beinahe wörtlich erneuert wurde dieſe Bergfreipeit in einem Patente 
vom Mai 1710 Cabgedrudt bei Mofer a. a. DO. ©. 496—446). Es ifl 
in XXX. Art. abgetheilt, und weicht nur in zwei wichtigeren Punkten 
(über Erecution an den Bergantheilen wegen Schulden und über die Zeit 
des Anfangs der Berzehntung; Art, XII. XXV.) von der Bergfreiheit 
v. 1597 ab. Eine ähnliche, nur kürzer gefaßte, Erneuerung der Freiheit 
der Bergwerke geſchah auch ſchon früher durch ein Nefer. v. 21. Mai 1663. 
Auch die zu verfchiedenen Zeiten einzelnen Bergwerfen befonders ausge» 
fertigten Freiheiten flimmen in der Hauptſache mit jener allgemeinen 
Bergfreiheit überein, fo 3.8. das bei Riede Gerichtsgefl. V. IN. ©.35 
angef. — 9 für Chriſtophsthal. 

34) Die Theile zerfallen in numerirte Artifel, und diefe in nicht nu— 
merirte FFen. 

35) ©. auch Erbvergleich v. 1770 Class. VI. $ 20. 

36) Die Richter find der Bergmeifter, zwei Berggefhworne, 
und neun weitere vom Berghauptmann aus den älteften Bergleu- 
ten, Schichtmeiftern, Steigern oder andern Unpartheiifhen gewählte 
Schöffen, 

37) BergO. Th. V. Art. UI-VH. 
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deputation, fpäter (Refer.:v. 28. Nov. 1722) ein Oberberg: 
amt in Stuttgart. 

Auch aus dem Rechte nah Salpeter zu graben wurd, 
befonders mit Nückficht der Wichtigkeit des Salpeters für die 
Bereitung des Pulvers, allmählig ein Regal gemacht, welches 
in die Privatrechte noch weit empfindlicher und befchränfender 
eingriff, als das Bergregal. Die herrfchaftlihen Salpeterſie— 
der durften in allen GStällen und andern Gebäuden, wen fie 
auch gehören mochten, nach Galpeter graben; um möglidit 
viel Salpeter zu gewinnen, wurden die Unterthanen in man 
chen, dem Galpeter ungünftigen, Aenderungen ihrer Gebäude 
befchränft; man mußte mande Frohnen an das Galpeter: 
regal zu Fnüpfen, und den Galpeterfiedern wurde ein Lounge: 
‚ recht auf verkaufte Afche eingeräumt. Ueber dieje und andere 
Beichränfungen, für welche die zu verfchiedenen Zeiten erlafle: 
nen Salpeterordnungen ® zum Theile nähere Beftimmun: 
gen gaben, und über die Art ihrer Ausübung führten die 
Landitände oft dringende Befchwerden. Gie hatten aber feinen 
andern Erfolg, als die allgemeine Zuficherung, daß man den 
Mißbräuchen bei a Ausübung des Regals fteuern mwolle®, 
bis es endlich im J. 1800 den Ständen gelang, durd Zu: 
fiherung einer an die Kammer zu zahlenden Rente die gänz 
liche Aufhebung des Salpeterregals und der damit verbundenen 
Srohnen und andern Laſten zu erwirfen , Allein in ber 
folgenden Periode wurde das Regal wieder bergeftellt, und 
erft unter der Regierung Königs Wilhelm auf die Bitte der 
Stände bleibend aufgehoben. 

An allen diefen, die Privatrechte befchränfenden, Regalien 
aber war es den Württ. Juriſten des XVII. Sahrhunderts 


38) Die erfte Salpeter-O. kenne ich nicht. Die zweite erfchien 1652, 
bie dritte, in XIV. Artifeln, unter dem 11. San. 1665. Sie ift in ber 
dritten Ausg. der Allerh. Ordnungen (oben ©. 377 Note 10.) abgedrudt. 

39) ©. 3. B. Landtagsabſch. v. 1739 Art. 35. Erbvergleich Class. IV. 
$ 14. bei Reyſcher Staatsgrundgefl. Th. II. ©. 531, 591. 

40) Vergleich v. 27. Zun. 1800, bei Reyſcher a. a. O. ©. 639. Das 
Lofungsrecht bei verkaufter Afche wurde ſchon durch ein Refer. v. 13. Jun. 
1798 aufgehoben. 


Gerichtliche Infinuation der BVeräußerungsverträge. 5 68. 487 


noch nicht genug. Auch das Neht Marmor zu brechen, 
und nah Torf zu graben, wollten fie zu Regalien ftempeln %, 
Sie konnten aber weder Gejeg noch Herfommen für ein folches 
Regal anführen. 


12. Gerichtliche Sinfinuation der Verträge über Veräußerung 
von Grundeigenthum, 


$ 68. Ueber gerichtliche Inſinuation der VBeräußerungs- 
verfräge des Grundeigentbums hatte die Gefeßgebung der 
vorangegangenen Periode Beftimmungen erlaffen, welde zu 
vielen Klagen Beranlaffung gaben. Bei der Berfaffung des 
III. Landrechts fuchte man diefen abzuhelfen. Zunächſt mußte 
im dritten Landrecht das neuefte Geſetz über diefen Gegenftand, 
welches in der genannten Periode erfchien, das von A584, bes 
rücfihtigt, und ihm gemäß die Beftimmung der früheren 
Landredhte geändert werden. Dabei mußte man aber den 
innern Widerfpruch, den dieſes Gefeß enthielt (©. 307), heben. 
Mit der Beftimmung, daß ſolche Verträge nach Ablauf von 
44 Tagen, wenn die Parthieen von ihrem Reurecht nicht Ge: 
brauch machten, ohne alles gerichtlihe Erfenntniß gültig und 
verbindlich werden !, war eine Befugniß des Gerichts, über 
den Inhalt des Vertrags auf eine die Parthieen verpflichtende 
Weife zu erkennen, unverträglih, und es mußte daher dieſe 


4) Breyer Elem. jur. pbl. W. $ 323. Sixt. Jac. Kapff D. 
(Praes, God. Dan. Hoffmann) de regali marmorum jure. Tub. 1757. 4. 
p. 22 ff. Die Bemerkungen, welde der Präfes zu dieſer Diff. ſchrieb 
(God. Dan. Hoffmmani Florum sparsio in jus marmoris regale. 
Tub. 1759 (80 pp.) 4.) betreffen meift blog Naturgefchichte, Kunſt und Röm. 
Aterthümer. Doch entfcheidet er fich ebenfalls mit ein paar ungenügenden 
Vorten p. 75, 76 für das Regal, meint übrigens, daß, licet marmor 
nondum ubique ipso actu et summo gradu regale censeatur, jus regale 
tamen plerumque sit, bene esse queat et omnino fieri mereatur! 
As unter Herzog Carl Zorfgruben eröffnet wurden, follte nun aud das 
Zorfgraben Regal werden! So Sirt. Jar. Kapff Rechtl. Unterfuchung 
der Frage: Ob der Torf zu den Regalien gehöre ? Tüb. 1767 (8 6.) A. 

1) Natürlich voransgefegt, daß fie nicht an einem Mangel litten, 


der fhon nach allgemeinen Grundfäten das Recht gab, einen Vertrag 
anzugreifen, 
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Befugniß und ebenfo die im zweiten Landrecht ? enthaltene 
Beſtimmung, daß die gerichtliche Inſinuation des Dertrags 
„pro substantia, als ein weſentlich Stuck« des Dertrags, 
alfe als Bedingung feiner Gültigkeit erfordert werde, aufge 
hoben werden. Haug wollte dieß freilich nicht einjehen. Nad 
feinen Borfchlägen follten die Beftimmungen des Geſetzes von 
1584 über die Wirkungen des nicht ausgeübten Reurechts in 
das Landreht aufgenommen, und dabei doch namentlich 
beftimmt ausgedrückt werden, daß die gerichtliche Inſinuation 
ein weſentliches Erforderniß der Gültigkeit des Dertrages 
jey, und daß Die Gerichte über den ganzen Inhalt des Der: 
trages, nicht blos darüber, ob er nach den Gefegen zuläßig, 
jondern auch, ob er Feiner Parthie nachtheilig ſey, zu erkennen 
haben! Mit Recht aber wies ihn die Commiffion mit diefen 
Dorfchlägen ab, Gie ftrich ihm alle Stellen, in welchen er 
dem Gericht ein Necht, über den Inhalt und die Zuläßigkeit 
des Dertrags zu erfennen, einräumen, und die gerichtliche 
Inſinuation für ein Nequifit der Gültigkeit des Vertrags 
erklären wollte3, und dann wurde im Uebrigen das Gefeh 
von 4584 in das dritte Landrecht ftatt der Beftimmungen des 
zweiten Landrechts aufgenommen ?. 


2) Theil I. ©. 24. 

3) As Motiv der Commiffion gibt das Protocoll an: „quod insinua- 
tionis alia causa non sit, quam ut judici innotescat et constet, wer folde 
Güter hernach zu beiteuern habe, Et insuper laeso remedium ordinarium 
legis 2. C. de resc. vend. adhuc supersit,* Haug hatte auch noch bean- 
tragt, die Befiimmung des Landrechts in Th. II. Tit. 9. $ 2. blos auf 
Mobilien zu befchränfen, weil ja bei Liegenfihaften die gerichtliche In- 
fintation ein wefentliches Erforberniß der Gültigkeit des Kaufvertrags fey. 
Auch dieß verwarf die Commiffion, weil die Snfinuation nicht ein essen- 
tiale contractus fey. Endlich befchloß noch die Commiſſion, Daß auch die 
bei Note 2 angeführte Beftimmung des zweiten Yandrechts zu ändern fey. 
Es heißt darüber im Protocoll: „statwerunt domini, delenda esse illa 
verba „pro substantia etc.,* quia secundum novam constitutionem de 
ann. 1584 insinuationes non amplius sunt de 'substantia, lice 
sint necestitatis; quia aliud est, esse de substantia et esse de necessi- 
tate.“ Vrgl. Landr. 1. 6. $ 79. 

4) Aus dem Gefege von 1584 ift namentlich im Wefentlichen genom- 
men bie zweite Hälfte des $ 1., ferner $ 3, 4, 6. des Tit. XIII. Th], 
des dritten Landrechts. 
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Dadurch hatte nun die LXehre von der gerichtlichen Inſi— 
nation der DBeräußerungsverträge eine wejentliche Umgeftal- 
tung.erlitten 5. Doch blieb es nicht durchaus bei den Beitim: 
mungen des IH. Landrechts. Man ging fpäter von dem 
Grundfage aus, daß doch ein Erfenntniß des Gerichts 
über den Vertrag ftattzufinden habe. Nur Eehrte man hierin 
nicht ganz zum alten Necht znrüd. Das Gericht follte durch 
jein Erfenntnig Feineswegs über den Inhalt des Vertrags 
Etwas feftfegen, oder die Gültigkeit des Vertrags bedingen, 
oder die Partieen fonjt irgend binden und verpflichten Fünnen. 
Es ſollte blos den Erwerber auf die auf dem Gute ruhenden 
Laſten und auf Anfprühe Dritter aufmerffam machen ?, für 
die Sicherftellung der Gläubiger, namentlich des Staats und 
der Gemeinden, forgen 8, und wenn der Bertrag an einem 


5) Auch wurde die oben ©. 304 Note 4 angeführte Beftimmung ge- 
ändert. In jedem Dorfe fol ein „Contractsbuch,“ oder, wie es 
auch genannt wurde, ein Kaufbuch errichtet, und in baffelbe der Ber- 
trag eingetragen werben, Nur über die Gieglung der Bertragsurfunde 
blieb eg bei der dort angef. Beftimmung. III. Landr. 1. 13. $ 7. Auch 
beftimmte noch das UI. L.R. a. a. D. $ 8., daß ſolche Briefe (von deren 
Ausfertigung aber die Gültigkeit des Bertrags in feiner Weife abhing) 
mit vem Stadtfiegel (nicht mit dem des Beamten) befiegelt, und von 
zwei „Sieglern“ unterfchrieben werben follten. Vrgl. auch noch über dieſe 
Gontraetsbüher L. R. I 6. $ 77-82. $. 152. 

6) Häufig überfahen diefes die Alteren Württ. Schriftfteller, 3. B. die 
bei Griefinger Commentar B. 11. ©. 625 Note q. Angefühtten, und 
ah Griefinger felbt a. a. D. B. II. S. 461. Doc bericdtigte der 
Letztere feine Anficht felbft wieder a. a. O. B. U. ©. 618 und 8. 1. 
6.625, ging aber dabei auf der entgegengefegten Seite zu weit, indem 
er nun meint (B. III. ©. 627), die in den folg. Noten angef. Gefeße 
feyen in Beziehung auf das gerichtlihe Erkenntniß zn den Beftimmungen 
des erften und zweiten Landrechts zurüdgefehrt. — Nur einige Berträge 
gibt e8, deren Gilltigfeit ſchon nach dem Landrecht bald von der geſche— 
benen Infinuation, bald von einem genehmigenden gerichtlichen Er- 
fenntniffe ausnahbmsmweife abhängt. Das Nähere darüber gehört ing 
praktifhe Necht. Brol. 3. B. in den folg. Bänden die Lehre v. d. Schen- 
tungen und den Serpituten; auch $ 66. und 71. 

7) G.Reſer. v. 30. San. 1651, abgedrudt bei Riede Gerichtsgeſſ. 
3.11. ©. 448, 449. Das Gefeg mußte, da es oft nicht befolgt wurde, 
fpäter wieder erneuert werden durch ein G. Reſer. v. 30. San. 1666. 

8) GReſer. v. 27. Febr. 1717, abgedrudt bei Riecke a. a. O. B. III. 
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wefentlihen Mangel leide, fein Erkenntnig mit der Wirkung 
verweigern Eönnen, daß nun das Gut nicht auf den Namen 
des neuen Erwerbers in die Öffentlichen Bücher eingefchrie 
ben wird ?, 

Gerade in diefer lesteren Beziehung hatte das ganze 
Snftitut der gerichtlichen Infinuation befondere Wichtigkeit. 
Die dffentlihen Abgaben an Staat und Gemeinden wurden 
hauptfächlih auf das Grundeigenthum und die Gewerbe um: 
gelegt %. Zu diefem Zwece mußte man in den Gemeinden 
Güter- oder Steuerbüder (Grundbücher) führen, in 
welche unter dem Namen ihrer Eigenthümer alle zur Markung 
gehörige liegende Güter verzeichnet wurden !. Die Führung 
diefer Bücher, welche dem Stadtjchreiber mit Zuziehung von 
zwei Gteuerjegern unter Oberaufficht des Gerichts und des 
Regierungscollegiums oblag ?, wurde hauptfächlich durch die 
bisher angeführten rechtspolizeilihen Einrichtungen möglid 
gemadt. Die Behörde befam von den. meiften Veräußerun— 
gen unter Lebenden durch die Vorfchriften über Inſinuation, 
und von den bei Todesfällen eintretenden Eigenthumsverände 
rungen durch die Inventur- und Theilungsacten amtliche 
Kenntniß. 

Uebrigens hatte der Umftand, daß man in diefes Güter: 
buch als Eigenthümer eines Grundſtücks eingetragen wat, auf 


N m ñ 
S. 278—280, Commun-D. ©. 26, 27. ©. 131 $ 12. Die Beftimmungen 
der C.O. wurden wieder eingefihärft im G.Refer. v 14, April 1781 Nro.9., 
bei Riecke a.a. D. ©. 630. 

9) Siehe die Stellen der Note 8. In der folgenden Periode wurden 
alfe diefe Beftimmungen zufammengefaßt in dem Gefeg vom 19. Jun 
1808 $ 2. f. NReg.Bl. ©. 321 f. 

10) Bgl. auch oben ©. 410. 

11) Bei der Theilbarkeit des Grundeigenthums (nur bei Lehen gůtern 
trat eine Beſchränkung ein, die aber doch die Theilungen keineswegs bins 
derte, vrgl. auch $ 66. und ©. 367 in der Note 10.) und der großen Aut 
dehnung, mit welcher von diefer Theilbarfeit mit der fteigenden Bevöllerung 
Gebrauch gemacht wurde, konnte man dieſe Bücher nicht nach den Gü— 
tern, fondern mußte ſie nach den Perſonen der Eigenthümer führen. 
Vrgl. auch v. Georgii Entwurf einer Pfand- und Hyp.Orbnung 
Stuttg. 1823 S. 395 f. 

12) CommunO. ©. 110 8 1-4. ©. 114 8 2. 


Gerichtlihe Infinuation der Beräußerungsverträge. $68. 491 


die Eigenthumsverhältniffe felbft Feinen Einfluß, und ein un— 
richtiger Eintrag oder die Unterlaffung des Eintrags einer 
Eigentbumsveränderung präjudicirte dem wahren Beredhtigten 
fo wenig, als ein folcher Eintrag irgend eine Bedingung oder 
eine Art des Eigenthumserwerbes bildete. Nicht einmal eine 
Rechtsvermuthung für das Eigenthum konnte auf den Eins 
trag gebaut werden. Nur in Adminijtrativverhältniffen be— 
handelte die Behörde, bis zur rechtlichen Entfcheidung des 
Gegentheils, den Eingetragenen als Eigenthümer. Ein ent: 
gegengejeßter Grundfag wäre auc dei der Weiſe, wie noch im 
XVII. Sahrhundert in vielen Gemeinden die Güterbücher 
geführt wurden, gefährlich geweien B. Manche Eigenthums: 
veränderungen konnten oft lange Zeit der Behörde unbekannt 
bleiben, weil die Vorfchriften über Inſinuation nicht immer 
befolgt wurden und weil überhaupt die Erwerbung des Eigen: 
thums nicht an den Eintrag in öffentliche Bücher gebunden, 
fondern auf allen den Privatwegen, wie fie das Römiſche 
Recht zuläßt, möglich war; wurde aber der Behörde die 
Eigenthumsveränderung befannt: fo trug man fie doch nicht 
fogleih in das Güterbuch ein "5; in vielen Gemeinden wurden 
die Güterbücher an fich fehr ungenau, und von den Nicht: 
juriften, die den Eintrag beforgten, nicht felten unrichtig ge— 
führt, und in manchen Gemeinden hielt man ungeachtet der 
allgemeinen Borfchrift der Communordnung ® gar feine Güter: 
bücher, fo daß in diefen das Kauf= oder Contractsbuch und 
die Inventur und Theilungsacten die Stelle des Güterbud)es 
nothdürftig vertraten. 








——— 
— — — — —— — 





13) Genaue Beſtimmungen über die Führung der Güterbücher gab bie 
Communordnung ©. 110 f. (Kap. V. Abſchn. 7. „Bon denen Steuer- 
oder Güterbüchern“) und ©. 113 f. (Abfchn. 9.). 

14) Nah der Eommund. ©. 113 $ 1. foll das Ab- und Zufchreiben 
der Güter, mit welchen fih das Jahr über eine Beränderung zugetragen 
bat, jährlich blog einmal an Georgii vorgenommen werben, und nur 
in „Haupt = und großen Städten” zweimal, wenn es in benfelben ſchon 
von langen Jahren ber fo eingeführt gewefen fey. 

15) Commund. ©. 110 $ 1. Auch die Beftimmung der ED. ©. 112 
$ 8., daß „die auf jedem Gebäude oder Gut haftenden Befchwerden“ im 
Güterbuche zu bemerken f yen, wurde häufig nicht beobachtet. 
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13, Forderungenrecht im Allgemeinen. 

$ 69. Das Landredht handelt in einem beſonderen Theile 
- (Th. IL) vom Forderungenrechte, aber freilich im einer fehr 
beichränften Beziehung. Es verbreitet fich blos über Ber: 
tragsrecht überhaupt in einigen fehr Furzen ZTiteln, und 
dann noch etwas. genauer über einige einzelne wichtigere 
Bertragsverhältniffe !,. und Dabei gibt es dann noch in 
feinem erjten Theile Einiges über das Verhältniß perfünlicher 
Forderungen bei einem Concurfe der Gläubiger *. Alles 
Uebrige, was das Landrecht nicht berührte — der größte Theil 
des Forderungenrehts — follte, foweit nicht einzelne andre 
Gefege, 3. B. die Landesordnung, Bauordnung und Hand: 
werfsordnungen, Beitimmungen gaben, aus dem Römifchen 
Rechte ergänzt werden, und auch in dem, was das Fandredt 
an den genannten Gtellen über YForderungenrecht berührt, 
fchließt es fih, mit Ausnahme weniger Lehren, durchaus an 
das Römische Neht und. an die Anfichren an, welde in 
jenen Zeiten über den Inhalt des Röm. Nechts herrichten. 
Dieß fogar fo fehr, daß es, während es von dem Grundſatze, 
daß jeder an ſich gültige Vertrag eine Klage auf Erfüllung 
erzeuge, ausgeht, doch bei den unbenannten NRealcontracten 
das unbefchränkte Neurecht, wie e8 die Doctrin jener Zeit im 
Römiſchen Nechte finden wollte, zugibt. 

So war es daher beinahe lediglich das Römiſche Recht, 
aus welchem man die Grundfäße über Forderungenrecht zu 
bilden hatte, und daffelbe blieb auch die Hauptquelle diejed 
wichtigen Nechtstheiles. Denn die fpätere Gefeggebung dieſes 
Zeitraumes beließ es auch hier bei dem durch das Landrecht 
gelegten Grunde. Sie griff nur in wenigem Einzelnen ergänzent, 





1) ©. oben ©. 240, 351, 348, 349. 

2) Th. I. Zit. 75. f. unten $ 72. 

3) Th. D. Tit. 23. Diefe Verbindlichkeit und Klagbarkeit fügt es aber 
nicht auf Deutfhes Gewohnheitsrecht, fondern ebenfalls auf das Römi- 
fhe Recht! Das erfte Landrecht ©. 181 nimmt dafür den Grund aus 
D.IT. 14. de pact. 1. 1. pr. und beim dritten Landrecht fügt Haug (Relat. 
301. 222. u. 2%.) den Sat lediglich darauf, daß er nicht blos juri 
naturali, fondern auch Juri civili (dem Röm. R.) gemäß fey, und führt 
dafür die 1. 1. eit. und D. XI. 5. (de constit. pecnn.) I. 1. an. 
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modifieirend oder erläuternd ein, wie gerade ganz befonders 
dringendes Bedürfnig oder ein. befonderes, öfters übel ver- 
ftandenes, Intereſſe da und dort ein Eingreifen zu erheifchen 
ihien. Bei diefer ihrer Thätigfeit fchloß fie fich größtentheils 
an das Landrechk und die Yandesoprdnung anz nur in Wenigem 
wich fie wefentli) ab (z. B. beim Zinjenrechte, bei welchem 
fie mehr zu den Grundfäßen des Röm. Nechts zurückkehrte), 
nur wenige, von jenen Quellen gar nicht berührte, Inſtitute 
regelt fie, 3. B. Wechfelrecht, oder führt fie neu ein, 3. B. 
die Nothwendigkeit einer Verfiherung der Gebäude gegen 
Feuersgefahr. 

Um daher den Gang, den im Forderungenrechte unſer 
Privatrecht in diefem großen Zeitraume nahm, Darzuftellem, 
bedarf es bios einer Entwicklung deifen, worin die fpätere 
nachlandrechtliche Gejeggebung thätig war, und der wenigen 
Lehren, in welchen das Landrecht fih an das Römiſche Recht 
nicht anfchloß, fondern, ganz oder theilweife Germanifchen 
folgend, einen vom gemeinen Civilrechte abweichenden Weg 
einſchlug. 


14, Geſetzgebung über Zahlung von Geldſchulden. 

$ 70. Die Quellen des gemeinen Rechts Außern fich bei: 
nahe gar nicht über die wichtige Frage, nad welchen Grund: 
fügen Geldfchulden bei eingetretener Münzveränderung zu 
zahlen find. Im XVII. Sahrhundert führte der Verkehr bes 
jonders Häufig auf diefe Frage, weil gerade ig diefe Zeit fo 
viele Münzveränderungen fielen, und machte den Mangel einer 
feften Entjcheidung derfelben fehr fühlbar. Das II. Land: 
recht enthielt zwar hierüber einige Beftimmungen (II. A. 
$ 17.), aber blos in der befchränften Beziehung auf Zurück 
zahlung von Darlehen, und auch in diefer nicht einmal voll: 
fändig; überdieg glaubte man bald, daß die Weile, wie das 
Landrecht die Frage entjchied, fich nicht billigen laffe. Die 
große Münzverwirrung, welche kurz nad) Erlaffung des Land: 
rechts eintrat, und die Abihägung und Umprägung der gang: 
baren, viel zu leichten, Münzen, zu der man fehreiten mußte, 
machte eine umfaffendere Entfcheidung der Frage dringender. 
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Zu diefem Zwecke erjchien zuerit (7, Febr. 1623) ein Geſetz 
über Zurüchahlung von Gelddarlehen, wenn der Gläubiger 
unter Bormundfchaft fteht !. Allein diefes genügte feiner 
befchränften Beziehung wegen wieder nicht; auch war es un: 
genau gefaßt. Deßhalb wurden bald darauf in einem Mün; 
edifte vom 23. Aug. 1623, welches viele Münzen bedeutend 
abfchäßte, über die berührte Frage allgemeinere Beftimmungen 
gegeben *. Da aber auch fie bei der Anwendung auf mande 
Zweifel führten und nody manche Fragen unentfchieden ließen: 
fo folgte unter dem 6. Febr. 1624 ein umfaflendes Gefep?, 
welches den Gegenftand im Wejentlichen erfchöpfte und das 
DVerdienft hat, eine nad) gemeinem Rechte zweifelhafte und 
fehr beftrittene Lehre für uns zu einer ficherern Entjcheidung 
gebracht zu haben ?. 


15. Beſchränkungen bei Verträgen aus Fürforge für den 
öconomifhen Wohlftand der Bürger; befonders Zinfen 
reht, Wuchergeſetze, Ausdehnung der gerichtlichen 
Inſinuation bei Verträgen, Befchränfungen bei 
Verfiherungen gegen Feuersgefahr. 


$ 74. Die Aufmerffamteit der Gefeggebung nahmen in 
diefer Periode befonders diejenigen Verträge in Anfpruc, bei 
welchen man aus Fürforge für den öconomiſchen Wohlftand 
der Bürger polizeiliche Befchränfungen für nöthig hielt. 


1) Abgedrudt bei Riecke Gerichtsgefi. Th. II. ©. 289, 290. 

2) Seinen Inhalt gibt Sattler Gefhichte Würtbgs. unt. d. Herzogen ıc. 
Th. VI. ©. 194 näher an. 

3) Abgedrudt bei Riecke a. a. D. ©. 391—393. In Beziehung auf 
Zahlungen wurde in biefer Periode, um Interfchlagungen von Seiten ber 
Adminiftratoren vorzubeugen, auch noch feftgefegt, daß wenn ein Schul: 
ner oder beim Gante ein Güterpfleger ein der Herrfchaft oder einer mil 
den Stiftung zuftehendes Capital zurüdbezahle, er neben der Quittung 
fih auch die Schuldverfihreibung ausantworten laffen müffe, widrigenfalls 
er gehalten fey, den Betrag der Schuld, wenn er nicht der Caffe zu gut 
gefommen fey und vom Abminiftrator nicht erfegt werben fünne, noch 
einmal zu bezahlen, G.Refer. 31. Jan. 1774 und 22. März 1780 (1. 
Riſecke Gerichtsgefl. Th. 11. ©. 601). 

4) Ueber die Frage, in welchen Münzforten eine Geldſchnuld zu bezahlen 
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Hieher gehörte zunächft ein erneuertes Verbot nachtheiliger 
Spiele in einem Gefeg vom 23. Nov. 1795 1). Daffelbe 
beftimmt genauer, als das frühere Recht?, weldhe Spiele 
verbotene find (alle Hazardſpiele, d. h. folche, bei welchen 
über Gewinn und Verluſt der reine Zufall entjcheidet, mit 
Einfchluß des Einfegens in Lotterien ?) und die Strafen für 
Spieler und Gehülfen beim Spiele, und fest Verluſt alles 
„auf das Spiel ausgefegten und in der Banque befindlichen 
Geldes,“ welches zu milden Zwecken verwendet werden foll, 
feft. Ueber die privatrehtlihen Wirkungen des Spielvertrags 
bei unerlaubten Spielen und der Darlehen zum Spiele äußert 
fih das Geſetz nicht. Es blieb daher in dieſer Beziehung 
ganz bei den Beftimmungen der Yandesordnung (oben ©. 112 
Tote 18) und, foweit dieje hierin Lücken hat, des gemeinen _ 
Rechts ®. 

Befonders aber war es das Zinfenmaaß und der Wus 
cher, der übermäßige und von den Gefegen mißbilligte Gewinn 
aus Benügung des Eigenthums im Handel und Wandel, mit 
welchem ſich die Gefesgeber in diejer Periode viel beichäftigten. 

Auh nach der Reformation hielt unfre Gefeggebung 
noch an dem Sanonifchen Verbote des Zinjennehmens (©. 85) 
feit. Allein die gerechten Anforderungen des Verkehrs waren 
bier mächtiger. Unter den verfchiedenften Formen fuchte man 
das Verbot zu umgehen; die Gerichte, obgleich fie nicht auf 
Zinfen erkannten, fchritten doch, wenn nicht das Uebermaß 
groß war, nicht leicht gegen den Zinfennehmer mit Strafen 
ein, und allmählig kam die Gewohnheit auf, geradezu ſich 
Zinfen verfprehen zu laffen. (Brgl. Note 7.). Schon die 


if, gibt die Wechfelordnung v. 1759 Kap. 1V. $ 29. 30. einige nähere 
Beftimmungen. 

1) Abgedrudt in Kapffs Sammlung ©. 398—402. Einen Auszug 
gibt Riecke Gerichtsgefl. Th. I. ©. 692. 

2) ©. oben ©. 100 Note 25., S. 112 Note 18. 

2a) Bon diefem handelt theilweife auch ein G.Refer. v. 29. April 1779, 
bei Kapff a. a. ©. S. 170-172. 

3) Vrgl. auch Wechſelordnung Kap. I. $ 8. Wie weit die gemeinrecht⸗ 
lichen Beflimmungen hier eingreifen, ift beftritten und nicht ohne Zweifel, 
Das Nähere darüber bei der praktischen Darftellung. 


e 
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VI. Landesordnung ließ — gegen das erfte Landrecht — in 
einem Falle ein jolhes Verſprechen indirect zu (ob. ©. All), 
und ebenfo das zweite Landredht?, indem hierin Beide zu 
einem altdeutichen Gewohnheitsrechte, das durch das Canoni— 
ſche Recht verdrängt war, zurückkehrten »; im Uebrigen aber 
verbietet auch das zweite Yandrecht immer noch Zinfen beim 
Darlehen, und läßt beim Verzuge blos eine Klage auf Erſatz 
des erweisbaren Intereſſes zu. Bei dem dritten Landredt 
aber ging man weiter. - Die Praris der Neichsgerichte hatte 
ſich inzwifchen für die Zuläßigkeit von Berzugszinfen erklärt 
und ein Reichsgeſetz dieſes bejtätigt 6, und demgemäß räumt 
auch das III. Landrecht dem Gläubiger ein Recht auf Berzuge: 
zinfen, fünf vom Hundert für das Jahr, ein’. Noch weiter 
wollte Haug gehen. Er trug geradezu darauf an, jedes Zins: 
verfprehen, wenn es fünf vom Hundert nicht überfteige, 
für gültig zu erklären, und die Commiſſion ftimmte ihm bei®, 





4) Zweites Yandr. ©, 230; in Riedes Gerichtsgefl. Th. I. ©. 316. 
Die Stelle ging auch in dag dritte ER. (U. 7. $ 4.) über. 

4a) ©. unten $ 74. bei Note 13., und die dort in Note 13, angef. 
Schrift von Phillips. 

5) Zweites Landr. ©. 183, 1855 bei Riede a. a. D. ©. 29%, M. 

6) NReichsveputationsabfch. v. 1600 $ 139, 

DER 1.1.95 Die in der Note 5. angef. zweite Stelle des 1. 
ER. wurde dafür weggelaffen, aber im $ 5. beigefeßt, daß dem Schuld— 
ner unbenommen bleibe, wenn er einen, den Betrag von 5 pC. über: 
fteigenden, Schaden nachweifen könne, ihn vor den Gerichten zu verfolgen. 

8) Im Protocol (zu ER. U. 1. $ 5.) heißt es: „Bleibt beim alten 
Tert, hoc addito, quod de usuris quincuncibus pacisci li 
ceat“ Haugs Gründe für feinen Antrag waren, nachdem er Göttli- 
ches, Sanonifches und älteres Reichsrecht als rationes dubitandi berühct 
hatte: die Bebürfniffe des Verkehrs forderen dringend die Zulaffung der 
Zinsverfprehen, weßhalb auch das Röm. R. fie zulaffe, und ein be 
fhränftes Maaß diene felbit zum Schuße der Schuldner („ut ergo, 
fegt er bei, alibi necessitas jus facit, ita in hoc casu necessitas 
usuras permitti4“); auch fey es bereits gewöhnlich, fih, namentlich 
bei auf Furze Zeit gegebenen Darlehen, Zinfen zufagen zu laffen, und 
der Gültfauf komme haufig in der Form vor, daß man die Gült nicht 
mehr auf ein Grundſtück radizire, fondern eben um das Capital cine 
jährliche Leiftung kaufe „obligatione saltim personali, absque hypotheca 
bonorum“ (vrgl. Eichhorn D. Rechtsgeſch. Th. AI. $ 450.), und dich 
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Allein der vorgejchlagene $ wurde von Enzlin gejtrichen, und 
ftatt dejjelben im dritten Landrecht, wie fchon im erjten und 
zweiten, gefagt: wer ein Capital auf eine gewilfe Zeit hinleihe, 
folle „mehr und weiter nicht, dann die hingeliehene 
Summe wieder fordern und annehmen,“ und fo das 
Zinsverfprechen wiederholt verboten, und nur der Beifag ge- 
macht, daß Verzugszinfen im oben angegebenen Maaße geftat: 
tet feyn follten. Dabei Fürzte man im Uebrigen den $ des 
alten Landrechts etwas ab, indem das Verbot, nicht mehr 
ale das Capital zu fordern, nicht ſo emphatifch, wie im 
II. Landrecht, ausgedrückt, und die Strafdrohung für die 
Uebertreter, die ja auch ſchon in der Landesordnung ftand, 
auf welche der folgende $ verwies, weggelaffen wurde 9, Allein 
die Gewohnheit hatte fchon zu fehr für das Zinsverfprechen 
entjchieden; die Stimmung vieler höherer Beamten war ihm 
günftig; es wurde immer nngefcheuter geübt, und fo konnte 
Johann Friedrid zehn Jahre nach Erlaffung feines Land: 
rechts Das nicht mehr verweigern, was er im Landrecht noch 
unterfagt hatte. In einem Ausjchreiben vom 22. Febr. 1620, 
in welhem er Beitimmungen gegen Wucher bei Viehverftel- 
lungen und bei Anlehen auf Vieh gibt, fagt er, daß „die: 
jenigen, fo Geld hinzuleihen haben, erinnert ſeyn follen‘, 
jelbiges umb ein gewohnlidhen landläufigen Zins 
zu thun 0, und in fpäteren Gefegen wird noch bejtimmter 


fey doch vom verzinglichen Darlehen in nichts Weiterem verfchieden, aid 
daß der Schuldner das Capital zurüdzablen fünne, wann er wolle, und 
man es ihm nicht Fündigen dürfe. Endlich beruft er fih noch auf den 
Vorgang in Sachſen und Medlenburg. 

9) Das 11. Landrecht fagte: daß, wer Geld, Wein ꝛc. hinleihe, „nicht 
mehr oder weiterd zu bezahlen, dann die Hauptfumma, andingen, 
noch deßhalben fordern vnd nehmen, alfo, daß er gänzlich fein Gewinn, 
Uebernutz, noch Vortheil davon empfahen fol. Wer das nit helt, der— 
felbig fol der Hebertretung vnd Gebür nach geftraft werden. Dann fol 
Leihen fol on einichen Gefuch, vnd ganz vergebens befchehen.“ 

10) Das Ausfchreiben fteht als Nov. XII. Hinter der L.O., und ift auch 
font abgedrudt, namentl. bei Riecke Gerichtsgefl. Th. II. S. 366—368. 
Gerſthacher gibt ihm’ in feiner G.Sammlung, wie auch Riede be» 
merkt, die falfhe Jahrszahl 1622, Die meiften Württ. Schriftfteller 
glauben, fchon das Landrecht habe a, a. DO. die Zingverfprechen geftattet. 

Wächter, Württemb. Brivatr. I. 52 
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ausgefprochen, daß Zinsverträge erlaubt und gültig feyn 
follen 4, 


Befonders ſuchte Griefinger Commentar B.1. ©. 14—18 dieſes zu 
erweifen, und meinte (B. 11. Borr. S. VIII.), er habe es „aus den bün- 
digftien und ganz neuen Gründen“ erwiefen, und auch Reinhardt 
Das Landr. B. J. ©.2 trat ihm durchaus bei. Allein aus dem im Terte 
Gefagten erhellt wohl das Gegentheil. Das II. Landrecht gebraucht für 
das Verbot der Zinfen dieſelben (nur nicht fo viel) Worte, wie das 
I. u, D. Landrecht (man folle fie weder fordern, noh annehmen; 
auch Eihhorn D. Staats- und Rechtsgeſch. Th. IV. ©. 510 legt bie 
Stelle auf gleiche Weife, wie ich, aus), und verweist ganz auf die LO, 
welche jedes Zinsverfprechen zu den wucherlichen Berträgen zählt, Aug 
überfahen Griefinger und feine Borgänger ganz, daß Haug auf das 
Freigeben ber Zingverfprechen angetragen hatte, der von ihm gefertigte 
$ aber geradezu geftrichen wurde. Die Aenderung der Rubrif des $ 5. 
cit. (im U. L.R. Heißt fie: „Bon geliehenem Geld oder Gut fol fein 
Genie empfangen werben,” im II. L.R. aber: „Ob von gelichenem 
Geld oder Gut ‚gin Genüß empfangen werden möge“) kann nichts bewei- 
fen, da die neue Rubrik ebenfowenig Zingyerfprechen erlaubt, und durch 
die im $ geftatteten Berzugszinfen fih erfärt. Wenn aber ein Gefeh 
von Eberhard Il. von „den in NReichsconftitutionen, Fürſtl. Landrech— 
ten und Ordnungen erlaubten landläufigen 5 pCt.“ fpricht (Note 13.), 
fo beweist dieß felbft dann nichts, wenn auch die Berfaffer jenes Geſetzes 
geglaubt haben follten, das Landrecht (und andre Ordnungen?) erlauben 
53pCt. fih verſprechen zu laffen. Denn es würde daraus blos fo viel her: 
vorgehen, daß die Räthe Eberhards Il, fünfzig Jahre nach Erlaffung des 
Landrechts — das Landrecht falſch ausgelegt haben. Dagegen erklären die: 
jenigen Württ. Schriftfteller, welde gleichzeitig mit dem Landrechte 
lebten, das Landrecht dahin, daß eg Zinsverfprecden immer nod fort 
verbiete, nud bezeugen zum Theil, daß auch nach Erlaffung des Land: 
rechts die Gerichte folhe Versprechen als ungültig behandelten, fo na- 
mentlid Chph. Besold Disp. ad part. II. Juris. provincial. würt. 
Tub. 16233 $ 1.5; ferner der von Öriefinger angef. Lindeuspür umd 
der Mitberather des Landrechts Heinr. Bocer D. de usuris $ 10. Noteb. 
(in f. Dispp. de universo jar. Cl. IV. D. 20.). Plebst dagegen, 
auf den fih Griefinger beruft, fagt nirgends, daß das Landredt 
Zinsverfprechen erlaube, fondern führt dafür blos Stellen des Römis 
ſchen Rechts an. 

11) ©. die Note 13. u. folg. — Bei der völligen Zerrüttung aller 
Berhältniffe und der großen Verarmung, welche der dreißigiäprige 
Krieg herbeigeführt hatte, mußte für Communen und Privaten, melde 
durch Auffchwellen der Zinfe in Noth gekommen waren, durd eine außer: 
ordentliche Maaßregel geforgt werden. Schon die Reichsgefeßgebung (Jüng- 
fer Reichsabſchied v. 1654 $. 173, 184.) hatte feftgefegt, daß vom den 
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Nun handelte es fich aber um das Maaß der erlaubten 
Zinfen bei Zinsverträgen. Das angeführte Gefeg von 
Sohbann Friedrich ließ diefes ziemlich unbeftimmt. Es 
war aber natürlih, daß man fünf vom Hundert jährlich als 
das höchite erlaubte Maaß behandelte; denn felbft beim Gült— 
faufe waren nicht mehr, als 5 pCt. erlaubt, obwohl bei diefem 
der Schuldner in einer vortheilhafteren Lage, felbft noch nad) 
den Beftimmungen der VII. Landesordnung ?, war. Jenes 
Maag ſprachen auc, fpätere Gefege für Zinfen aus Gelb: 
darlehen beftimmt aus, namentlih ein G.Refer. vom 
12. März 1660 3, Allein wie man früher gegen das Zinfen: 
nehmen überhaupt fchwer ankämpfen fonnte, fo machte jetzt 
das Feſthalten am gefeglich beftimmten Zinsfuße viele Schwie- 
rigkeit, und die Regierung felbit lähmte zu Zeiten durch ihr 
. eigenes Beifpiel die Geſetze . In der zweiten Hälfte des 





rüfftändigen Zinfen den Schuldnern 54 nachgelaffen ſeyn follen. Tpeil- 
weife weiter ging ein Gefeg von Eberhard 111. vom 3. Febr, 1655 (bei 
Riecke Gerichtsgefl. Th. II. S.3—5). Es beftimmt, daß, mit wenigen 
Ausnahmen, die rüdftändigen Zinfen, welche Communen ſchuldeten, „ge- 
fallen“ feyn follen, und daß Privatperfonen nur die von 1650 an ver- 
fallenen Zinfen, und auch diefe nur in gewiffen Terminen, zu bezahlen 
haben. Um viefelbe Zeit wurden auch die Zinfen von mehr als 4 Mil: 
lionen landfchaftlicher Capitalien theils wegen ver bebrängten Lage des 
Landes, theils weil die Gläubiger häufig die Forderungen unter dem 
Rominalwerthe an ſich gebracht hatten, theils weil die Capitalien vielfach 
in zu leichter Währung angeliehen worden feyen, auf die Hälfte herab- 
gefegt (f. g. balbzinfende Capitalien). Vrgl. Landtagsabich. v. 1652, bei 
Reyſcher Staatsgrundgeff. Th. II. S. 387.; Sattler Geſch. Würtbgs. 
unt. d. Herzogen. Th. IX. ©. 109, 128, 135, 144; Breyer Elem. 
jur, publ. Wirt. Ed. 2. p. 510. 

12) ©. unten $ 75. | 

13) Bei Gerfillader Samml. d. Geil. Th. I. S. 120. Schon viel 
früger erlaubte Eberhard III, aus einem Fruchtdarlehen 12%; pCt. 
an Sruchtzinfen zu nehmen. ©. das S. 501 angef. G.Nefer. auch Note 20. 

14) As 3. B. unter Carl Alerander das Süß' ſche Bantalitäts- 
amt errichtet wurde (S. 365), frhärfte man von Neuem ein, daß man 
nit mehr, als 5 pCt. fich verfprechen laffen dürfe; aber, fügte man bei, 
dem Herzog, jedoch nur ihm, fiehe als Landesherrn frei, die Zinfen 
bei der Banfalität nah Gefallen zu erhöhen, Vrgl. Riecke Gerichtsgeſſ. 
Th. 1, ©, 408, 409, 
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XVIII. Jahrhunderts kam der fechste Zinsgulden fo jehr in 
Gebrauch, daß felbft manche Gerichte anfingen, darauf zu er: 
fennen, und die Regierung fich gedrungen fand, für die ver: 
gangene Zeit eine Art von Amneftie eintreten zu laffen, und 
auch für die Zukunft in einigen Fällen 6 pCt. zu ge 
jtatten. In einem Geſetz vom 22. Gept. 4798 8 wird unter 
Berufung auf das Geſetz v. 1660 und auf dem jüngiten 
Reichsabfchied von Neuem die Zufage oder Annahme des 
fechsten Zinsguldens für verboten erklärt (bei einer Strafe 
von 20 Gulden), und dem Schuldner das Necht eingeräumt, 
den bezahlten fechsten Zinsgulden am Capitale abzurechnen, 
oder, wenn er dieſes fchon bezahlt hat, mit einer befonderen 
Klage zurüchzufordern. Diefes Recht foll er aber bios bei 
den von Publication des Geſetzes an bezahlten jede: 
ten Zinsgulden haben, und bei Wechſel- und Kaufmanns: 
fchulden !6 follen 6 Procente allgemein geftattet feyn. — Schon 
im folgenden Jahre aber fah man ſich gendthigt, eine weitere 
Ausnahme zu machen. Für die Gemeinden hielt es in jenen 
Kriegszeiten ſchwer, Geld zu bekommen, und als ein Haupt— 
hinderniß ſah man das Verbot des jehsten Zinsguldens an. 
Deßhalb wurde in einem G.Refer. vom 19. Nov. 1799 den 
„Eommunen oder fonftigen üffentlichen Gaflen“ erlaubt, mit 
Genehmigung der oberauffehenden Behörde (bei Gemeinden 
der LYandrechnungsdeputation) auch zu jechs pCt. Geld auf 
zunehmen. Freilich war dieſes Geſetz blos gegeben „in Rück— 
fiht der gegenwärtigen Zeitumftände“; allein man ertheilte 
auch jpäter nicht felten die gleiche Erlaubniß. Bei folden 
Ausnahmen war um fo mehr die Wirfjamfeit des Gefehes 
von 4798 gelähmt. Man fand in ihm eine unnatürliche und 
ftaatsdconomifch nicht zu rechtfertigende Befchränkung; viele 
Privaten nahmen gar feinen Anftand, 6 Procente fich ver: 
fprechen laffen und die Schuldner zahlten fie meift willig, bis in 
der neueften Zeit befondere Umftände die Frage in und außer 

15) Oben ©. 373 Note 17. Es wurde nach Bernehmung der Land- 
Rände erlaffen. 


16) D. h. Schulden, welche ein Kaufmann als Kaufmann in feis 
nen Hanbelsverhältniffen mit anderen Kaufleuten macht. 
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den Gerichten und bei der Gejeßgebung von Neuem zur 
Sprache, und bei diefer zu einer befferen Entfcheidung brachten. 

Bei Zinfen aus anderen als Geldcapitalien z. B. Frucht: 
und Weinzinfen (j.g. Ueberjauf !”) aus dargeliehener Frucht 
und Weinzc. ging die Gejeßgebung zum Theile von einem 
anderen Maaßftabe aus. Ein G.Refer. vom 14. Wärz 1642, 
welches von verfchiedenen Formen und Fällen des Wuchers 
handelt 8, läßt aus dargeliehener Frucht 121, pEt., vom 
Sceffel ein Simri, Zins zu. Nur für einen Fall wurde 
dieß fpäter befchränft. Bei Anlehen nämlich, welhe Gemein— 
den aus den Eommunfruchtvorräthen geben, beftimmte die 
Communordnung *, daß das Darlehen nur auf ein Jahr 
gegeben, wenn ed aber nad einem Sahre nicht beizutreiben 
fey, das Eapital nach dem mittleren Marftpreife, wie er an 
Martini war, zu Geld angefchlagen, und dann blos mit 5 pE@t. 
verzinst werden folle%, Bei Weinzinfen ging man fogar 
fo weit, von einem dargeliehenen Eimer Wein welcher im 


17) Den Ausdruck „Weberfauf” gebrauchen die Gefete nicht bios bei 
Frucht = fondern auch bei Weinzinfen; z.B. G. Reſer. v. 27. Mat 1645, 
bei Riecke Gerichtsgefi. Th. 11. ©. 439, 

18) Abgedruckt bei Riſecke Gerichtsgefl. Th. II. S. 418—421. Das 
Römische Necht, welches für die Regel 6 pCt. Zinfen geftattet, erlaubt 
hier auch 12 pCt. €. IV. 32, (de usur.) est. 23. 26. $ 1. Indeffen hatte 
unfer Gefetgeber bier wohl fohwerlich das Röm. Reit im Ange. 

19) ©. 176. $ 18. 19, . 

20) Unſre Schriftfteller wollen beinahe durchaus dieſe Beftimmung vers 
allgemeinern, und daraus herleiten, daß überhaupt bei Fruchtvarlehen 
nur im erften Sabre 12 pCt. genommen werben bürfenz; fo 3. 3. 
Bolley das Wichtigfte ꝛc. Ze Ausg. ©. 222, Weishaar Handb. 3 4. 
$1025, und auch in den Motiven zu dem von der Negierung im %. 1838 
bei den Ständen eingebrashten Entwurf eines Polizei-Strafgefegbuhs (zu 
Art. 72,) wird dieß als beftehendes Recht angeführt. Allein nach welchen 
Interpretationsgrundſätzen rechtfertigt es fich, jenes fpezielle, blog von 
Gemeinden handelnde, Geſetz gegen die allgemeine Anorbnung des 
älteren Gefeges zu verallgemeinern? Vrgl. Thib aut Pandectenrecht. 
Be Ausg. $ 41. 51. Dan kann hier nicht fchließen, daß, wenn die Ge: 
meinden befchränft werben, noch mehr es auch die Privaten werben müffen. 
Dieß hier um fo weniger, als die Communfruchtvorräthe hauptfächlich 
zur Aushülfe in der Noth beftimmt waren (orgl. Bolley a.a.D. ©. 273), 
und hier alfo günftigere Beftimmungen für den Schuldner befonderen 
Grund Hatten. Und wenn man bier verallgemeinert, warum verall- 
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folgenden Jahre in neuem Wein zurüchbezahlt werden follte, 
einen halben Eimer „anftatt eines Ueberfaufes oder Zinfes“ 
zu gejtatten ?!, 

Außerdem war die Gefeggebung dieſes Zeitraumes 
noch befonders reich an Beftimmungen gegen den in ande 
ren Formen, als in einem übermäßigen feften gleid: 
artigen Geld= oder Frucht: und Weinzins, fich Außernden 
Wucher, in denen derjelbe fich ficherer dem Geſetze entziehen 
zu können glaubte. Namentlich verbreiteten ſich die Geſetze 
vielfach über folgende Berhältniffe?: 1. ungleichartige 
gemeinert man denn.nicht auch die übrigen Beftimmungen der angeführten 
6$. der Communordnung? — Ich berühre hier Diefes und manches Andere 
sont’ dermalen noch beftehenden Rechte näher, weil zu hoffen fleht, 
daB Vieles von dem jeßt noch Beftchenden in furzer Zeit blos der Reis 
gefhichte angehören wird, ©. den V. Zeitraum. 

21) Das in der Note 17. angef. Geſetz von 1645. Freilich if ver 
neue Wein meift weniger werth, als der alte; aber das Verhältniß kann 
auch gerade umgekehrt feyn, und der Zing konnte, je nachdem der alte 
Wein war, auf mehr als 100 pCt. fommen. Das Gefeß beruft fih 
auf altes Herkommen. 

22) Am Genaueften ftellt dieſe Beftimmungen in ihrem Detail zufam 
men Bolley Das Wichtigſte v. d. Rechstohltnſſen wirttr. Unterthanen. 
3e Ausg. S.216—225 u, ©. 272, — Zn Hinfiht der Strafen des Wu— 
ders, den die Geſetze durch Abfchluß des wucherlihen Vertrags als 
vollendet anfehen, untericheidet fchon die Yandesordnung S. 120 (Tit.56. 
59.) zwifchen vorfäßlihem, wenn das erlaubte Maaß beftimmt durch 
ben Bertrag überfihritten ift, mag ſich auch bis zum Bezug des Nußens 
oder der Zinfen der Werth der flipulirten Gegenflände noch fo fehr ändern, 
von fpäteren Gefegen auch notorifher Wucher genannt, (Confiscation 
des ganzen Capitals, neben weiterer arbiträrer Strafe), und dem Fall, 
da es „nicht böslicher, wucheriſcher, fürfeglicher weiß geschehen wäre” 
f. g. culpoſem Wucher (Confiscation des An Theiles des Capitals), 
wenn das erlaubte Maaß zwar überfchritten wird, zur Zeit des Vertrages 
aber dieß nicht fiher und beftimmt, fondern nur mit Wahrſcheinlichkeit vor: 
auszufehen war. War nicht einmal das Leßtere der Fall: fo tritt feine 
Strafe ein, fondern blog die allgemeine Folge des Wuchers, Nichtigkeit 
des Vertrags, fo weit er fih als wucherlich erwies und Zurüdforberung 
des Wuchers; f. au die unten angef. G.Reſer. v. 1620 $ 11.; v. 1642; 
befonders das dv. 1692 (Note 29.), die aber für einzelne fpecielle Fälle 
zum Theile andre Strafen feftfeßen, mitunter auf eine ſchwer zu verein: 
gende Weiſe. Bolley Das Wichtigfte ic. S. 218f. Neinhardt Das 
Landrecht. B. J. ©, 9. Weishaar Handb. 3e Ausg. $ 1026-1029. Ein 
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Zinfen, namentlich Frucht = und Weinzinjen aus Gelddarlehen. 
Die Gefebgebung fuchte hier das Maaß von 5 pCt. im Auge 
- zubehalten, kam aber, da fie in Einzelnheiten fich verlor, und 
meift nur an die Preife der Dinge, wie fie eben zu ihrer Zeit 
waren, Dachte, oft jehr von diefem Princip ab 3, 2. Die 
Derftellung von Zug: und Melkvieh d.h. der Bertrag, 
vermöge deffen man Semanden den Gebraudh von Vieh auf 
eine beſtimmte Zeit überläßt gegen eine jährliche Leiftung an 
Geld oder Früchten oder anderen Sachen (3. B. eines Kalbs) 
oder an Dienften. Die Gejege juchten bier die Leiltungen 
möglichft genau zu beftimmen, um einer gerade hier fo gar 
häufigen Uebervortheilung des Landmannes vorzubeugen 9. 
3. Wucher bei einer Pfandgegennugung 9. 4. Gogenanntes 








G.Refer. vom 5. Sept. 1695, das Weishaar $ 1026. anführt , eriftirt 
über diefen Gegenftand nicht. Es ift ohne Zweifel das vom 5, Dec. 
1692 gemeint, 

23) Namentlih auch bei den Strafen der Ueberſchreitung; G.Reſer. 
v.5. Dee. 1692 (Note 29.) Class. XIV. XXI. XXI. XXV. 

24) Außer der Landesd. handeln hievon das bei Note 10. angef. 
G.Reſer. 0.1620 (in 11 $$en) ; das in Note 18. angef, G.Nefer. v. 1642 
(4$$en) ; ein G.Refer. v. 8. Dec. 1665, bei Riecke Gerichtsgefl. Th. 11. 
©. 49 (Beftimmungen über TZaration des Beftandvichs und Einfchärfung 
der früheren Gefege), das in der Note 29. angef. G. Reſer. v. 5. Dee. 
1692 Class. Xl. XXVI. Bolley a. a. ©. ©. 224, 225. 

25) Das IL Landredt (II. 7. $ 4.) verweist bierüber, wie dag U. 
Landrecht, auf die oben ©, 111 angef. Beitimmung der Landesd, Nad 
dem GRefer. v. 5. Dee. 1602 (unt. Note 29.) Class. XXIV, ift der 
Bertrag, falls er „einen nctabeln Erceß in fih hätte, auf die Aequität 
zu reduciren.“ Hierdurch ift der oben S. 111 angef. Grundfaß, daß bei 
der Antichrefe auf das Verhältnis des Capitals zum Werthe des (auf 
Koften des Gläubigers zu bebauenden) Gutes zu fehen fey, nicht aufge- 
boben, und nicht, wie die Meiften annehmen G. B. Bolley a. a. D. 
©. 10, Reinhardt Das Landr. B. J. ©. 133) feftgefebt, daß auf 
den wahrfcheinlichen Ertrag des Gutes und defien Verhältniß zum ers 
laubten Zinfenmaaße gefehen werden folle. Nur wenn dem Bertrage 
doloſer Wucher unterliegt, und dieß fpäter entdeckt wird, ift der bezo— 
gene Nutzen zu Gunften des Schuloners auf das erlaubte Zingmaaß zu 
reduciren. Class. cit. Auch wird, wenn das Verhältniß zwifchen Capital 
und Gutswerth zweifelhaft ift, der durchfchnittliche Ertrag nad) dem Sinne 
des Geſetzes jedenfalis mit zu berüdfichtigen feyn. — Uebrigens gehört ' 
die Class. XXIV. des angef. G,Neferpts zu den am Schlechteſten gefaßten 
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Leihen von’ Geld auf Früchte oder Wein, d. h. eigentlich 
Kauf von Frucht oder Wein mit Borausbezahlung des Kauf 
preifes und Greditertheilung in Beziehung auf die fpäter 
zu liefernde Frucht oder den Wein. Einen ſolchen Kauf ver: 
bot die Landesordnung bei Früchten (nicht beim Weine), 
wenn er zum Zwecde des Wiederverfaufes der Früchte ge: 
fchloffen wurde bei Confiscation des Kaufpreifes. Nur fo 
weit der Käufer die Früchte zu feinem Haushalte oder Gewerbe 
nöthig habe, foll der Kauf zuläßig feyn. Im letzteren Fall 
darf aber dann der Kauf und ebenfo das Leihen auf Wein 
und jeder Kauf von Früchten auf dem Halme, oder von 
Wein am Gtoce, oder von Heu und Dehmd auf den 
Wiefjen bei Nichtigkeit des Gejchäfts nicht um einen zum 
voraus feit beftimmten Preis gejchloffen werden, fondern 
blos um den Preis, den die Frucht an Martini hat 25°, oder 
den die Fünftige Fruchtrehnung, oder beim Weine die Wein: 
rechnung feitfest %. Zinſen oder Ueberfauf wurden hier deßhalb 








Stellen unfrer Wuchergefete, und bietet in Manchem ganz unauflöd 
liche Schwierigkeiten und Widerfprühe dar. Bolley a. a. O ©, 
221, 225 Note m. 

25) Brgl. über diefe Fälle auch Griefinger Comm. 8. II. 
©. 535—542. Auch bei einem folhen beziehungsweiſe beftimmten Preife 
blich das Gefhäft ein Kauf. A. M. it Weishaar Handb, 3A, $ 1072. 
©. aber unten im praft. Theile die Lehre vom Kaufe. 

26) Landes⸗O. ©. 129, 130 (it. 60.). Die Frucht- und Bein 
rechnung beftand früher nicht, wie Viele, 3. B. auh Niede Geridts 
geff, Th. IH. ©. 67 Note, Griefinger Comm, B. 1. ©. 538 anzı 
nehmen frheinen, in einer obrigfeitlihen Ausmittelung des, aus den 
am Herbfte gezahlten oder verabredeten feiten Preifen gezogenen, mittleren 
Preiſes an jedem einzelnen Orte (ver f. g. mittleren Schläge) , fondern, 
wie bei der Wollenrechnung (f. Landes-O. ©. 137) in einer obrigfeitlichen 
Beftimmung des Preifes. Sie ſcheint zuerft von Ulrich V. im J. 1456 
eingeführt worden zu feyn. Vrgl. Steinhofer Chronik B. 1. ©. 13. 
Sattler Grafen Th. U. ©. 2305 ferner Landes-O. ©. -130. Tit. 6. 
$6. G.Refer. v. 23. Sept. 1630 (f. Niefe a. a. D. und Gerfilader 
Samml. B.1. S. 148), G.Refer. v. 28. Sept. 1708 (bei Niede a. a. O. 
©. 227) und die Gefste der Note 23a. Solche Weinrehnungen wurden 
bis in dag XVII. Jahrhundert gewöhnlich gemacht, Fruchtrechnungen aber 
weniger. Ein G.Refer. v, 14. März 1642 (Note 18) fehreibt vor: „daß 
hinfüro durchs ganze Land, nach Art und Gelegenheit der Weinrechnung, 
eine unpartheiiiche Fruchtrechnung durch Amtleute und Gericht nach billigen 
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nicht gejtattet, weil der Schuldner durch den Genuß des Gel: 
des ohne Zinſen für die möglichen Nachtheile der Nechnung 
entichädigt werden follte 7. Die fpäteren Geſetze fchloßen fich an 
diefe Grundfäße an; nur erweiterten fie beim Leihen auf Früchte 
und Kauf von Früchten auf dem Halm den Preistermin (nach der 
Ernte, von Jacobi bis Martini) 8, geftatteten den Kauf 
von Wein auf Schläge %3*, und fügten noch gegen verſchie- 
dene Formen der Uebertretung des Geſetzes ? und über den 


Dingen gemacht, nach jedes Orts Gelegenheit zwifchen Michaelis und 
Martini publieirt, und die Früchte, worauf einer geliehen, folder Rech— 
nung gemäß bezahlt” werben follen. Allein es wurde dieß wohl felten 
gehalten (ſchon in einem G.Refer. vom 4, Sept. 1649, bei Niede Ge- 
rihtsgefl. Th. U. ©. 444 mußte es wieder eingefchärft werben), und au 
an die Stelle der Weinrechnung traten fpäter die mittleren Schläge. 

27) ©. bef. das in Note 29 angef. G.Refer. v. 1692 Class. IV. XV. 
und Bolley a.a. D. ©. 224. Das Gleihe gilt au, wenn Frucht, 
zueinem beftimmten Preise angefchlagen, mit der Bedingung gege— 
ben wird, daß der gleiche Werth wieder an Frucht und zwar bie Lebtere 
nah dem Preife gerechnet, den fie zwiſchen Jacobi und Martini bat, 
zurüdbezahlt werden fol. Das angef. G.Nefer. Class. XII. Man 
fireitet darüber, was für ein Vertrag das Ießtere Geſchäft fey. 
Griefinger Commentar B. I. S. 19 foheint es für ein Darlehen zu 
halten; das Gefet erklärt e8 für einen Kauf, und ebenfo Bolleya. a. 
D. ©. 223 und Reinhardt Das Landr. B.1. ©.7. Allerdings kann 
der Bertrag Kauf feyn; er kann aber auch Darlehen fey, wenn die Ab» 
fiht der Parthieen nicht zunächft darauf ging, Geld, und ftatt des Geldes 
Frucht an Zahlungsftatt, für Frucht zu geben, fondern, was hier häufig 
der Fall feyn wird, Frucht zu leihen gegen Heimbezahlung von Frucht, 
und nur das Quantum: der beimzuzahlenden Frucht nach dem Berhält- 
niffe des Preiſes der hingeliehenen Frucht zum laufenden Preife der heim- 
zuzahlenden Frucht beftimmt werben foll. 

23) Das in der Note 29 angef. G.Refer. v. 1692 Class. III. 

23a) D, h. den Preis, oder fo und fo viel über den Preis zu zahlen, 
den Andere an demfelben Orte im Herbfte für Wein abichließen werben. 
(auf den höchſten, niederften Schlag, mittlere Schläge). G.Refer. vom 
23. Sept. 1751 (bei Gerftlacher Samml. B. J. ©. 147% Solche Käufe 
verboten noch die G.Nefee. v. 33. Sept. 1706 (bei Riecke Gerichtsgefl. 
Th. 11]. 226), vom 28. Sept. 1708 (bei Niede ©. 225), vom 30. Sept. 
1710 (Riede S. 229), vom 22. Sept. 1718 (Riede ©. 314) und vom 
"s Sept. 1726 (Riede ©. 336). Ueber Leihen gegen Frucht auf 
Schläge f. das angef. G.Refer. v. 1692 Class. XX. 

29) G.Reſec. v. 27. Mai 1645 (Note 17), v. 26. Sept. 1701 (Gerft- 
lacher Samml. B. I. ©. 146), und befonders G,Refer, v. 5. Dec, 1692 
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Sal, wenn unter der Form eines Tauſches der Wuder 
verdeckt ift 30, nähere Beftimmungen bei. 

Bei vielen diefer Beitimmungen aber verlor fich die Ge 
ſetzgebung, ftatt mit wenigen einfachen Grundjägen die Grenzen 
des Erlaubten genau zu beftimmen, in ein faum überjehbares 
Detail, das fie felbft fo wenig zu handhaben wußte, daf fie 
ſich nicht jelten in einem und demfelben Geſetze auf eine aud 
dem fcharflinnigiten Interpreten unauflösbare Weife wider: 
fprach 31; viele ihrer Beftimmungen waren Dabei nur ein 
Refultat der Preife der Verkehrsgegenſtände, wie fie gerade 
zur Zeit des Gefeges beftanden, und paßten daher nach wenigen 
Jahren nicht mehr recht; fo daß alles Diefes die Gefege felbit 
großentheils unwirfjam machte, und man immer von Zeit zu 
Zeit, aber meijt ohne rechten Erfolg, fie wieder einfchärfen 
mußte 3, 


(bei Riede Th, IH. S. 177—184). Diefes enthält unter wiederholten 
Klagen über die fo häufig vorkommenden wucherlihen Contracte Entichei- 
dungen über eine Neihe von, größtentheils höchſt fpezialifirten, Fällen, 
welche es in „AXVII Classes“ eintheilt. Class, I-VIN. X. XU. XI. 
XV. XX. handeln. vom Leihen auf Frucht (ſ. auch Note 23. 25. 27.3, 
30.). Allein die Borfihriften dieſes G.Nefer. wurden fehr häufig über 
treten, und mußten mehrmals wiederholt werden. So lich es Earl 
Alerander unter d. 15. Dec. 1734 wieder publiciren („bei jeßigen 
elenden Zeiten, dba bereits viele vergleichen contractus usurarii wieder 
vorgehen“), und Herzog Earl ließ es unter dem, 19. Jan. 1770 wieder 
einfchärfen. 

30) Hierher gehören die Class. XVI. und XVII. des angef. G.Refer. 
9. 1692 über den Fall, wenn Dinkel oder Kernen für „geliehenen” Hafer 
verfprochen wird. Solche Gefchäfte find nach den Wuchergefegen dann zu 
beurtheilen, wenn die in anderen fungibeln Sachen zu gebende Gegen- 
leitung angeborgt wird, und die Lestere ift dann nach dem Verhältniß 
ihres Werth zum Empfangenen mit Hinzurechnung der erlaubten Zinien 
zu reduciren. Ein gleiches Gefhäft ift es, wenn für Brod Fünftig zu 
liefernder Dinkel verfprochen wird. Hier kann aber der Bertrag aud 
Kauf feyn, wenn das Brod gekauft und der Dinkel an Zahlungsfatt 
gegeben werden foll. Brgl. das angef. G.Refer. Class. XV. 

31) ©. 5. B. Bolley Das Wichtigſte ꝛc. S. 218 Note f. ©. 219, 2%. 
Weispaar Handb. 3 A. $ 1028 Note a. 

32) In den voranftehenden Noten famen viele Belege hiefür vor. Ebenſo 
wurden auch noch durch ein G.Refer, v. 19. Jan. 1770 (bei Kapft 
Samml. ꝛc. S. 88— 90) die früheren Wuchergefege im Allgemeinen 
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Um noch fräftiger dem Wucher entgegenzumwirfen, ordnete 
man an, daß jeder Vertrag über VBiehverftellung und über 
Leihen auf Früchte innerhalb 8 Tagen nach feinem Abſchluſſe 
bei Gericht infinuirt, und vom Gerichte über feinen Inhalt 
und feine Zuläßigfeit erfannt werden, und die Unterlaffung 
der Inſinuation Nichtigkeit des Vertrags und noch eine arbi— 
träre Strafe zur Folge haben fol #3, Außerdem wurde die 
Verfügung der Landesordnung über gerichtliche Inſinuation 
antichretifcher Verträge vom III. Landrechte beftätigt ®. Dieß 
war freilich wieder gar zu weit gegangen. Um mögliche Un: 
gebührniffe zu verhüten, ſetzte man alle Bürger unter läftige 
polizeiliche Maßregeln, die man nicht einmal recht durchführen 
konnte. Unzählige Male wurden die nfinuationen unter: 
lafien, beim antichretifhen Dertrage kamen fie ganz außer 


— — — — 








eingeſchärft. Im J. 1817 wiederholte ein Geſetz (vom 2. Jun. Reg. Bl. 
S. 341) die oben angeführten Beſtimmungen über Leihen auf Früchte 
und Kauf von Früchten auf dem Halm. Blos eine tranſitoriſche Verfü— 
gung enthielt das, bei dieſer Lehre von Andern angeführte, G.Reſer. v. 
%ıs Aug. 1692 (bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. UI. ©. 175). 

33) Das in der Note 18 angef G.Nefe. von 1642. 

34) Ob auch antichretifche Verträge bei unterlaffener Infinuation 
nichtig feyen, ift beftritten. Die älteren Schriftfteller und alle Commen- 
tatoren des Landrechts bis zu Griefinger einfchließlih (Comment. B.1, 
©. 421, 422) bejahen es durchaus; ebenfo Bolley Das Wichtigſte ꝛc. 
©. 217. Dagegen wird es von Weishaar Handb. 3e A. $ 610, 
Reinhardt Das Landrecht ꝛc. B. I. ©. 132 (der unrichtig anführt, daß 
Bolley in dem angef. Werke der gleichen Meinung fey) und Mayer 
Komm. des Württ. Pfandgef. B. II. S. 24 verneint. — Das U. Landrecht 
beruft fih auf die IV. L.O., und diefe fehreibt Infinuation vor; zu ihrer 
Zeit aber hatte die Unterlaffung einer vorgefchriebenen gerichtlichen Inſi— 
nation allgemein Ungültigfeit des Gefchäfts zur Folge (oben ©. 305), 
und jo fann auch der Einn des 11. L. R. wohl fein anderer feyn, als 
dab die Unterlaſſung bier Ungültigfeit des Gefhäfts zur Folge haben 
ſolle. Vrgl. auh Griefingera.a. O. Nur fann nah dem G.Refer. 
von 1692 die unterlaffene Infinuation nicht die Wirfung haben, daß der 
Gläubiger das Recht auf Zinfen überhaupt verliert (oben Note 26). 
Urbrigeng bemerkt fhon Griefinger, daß das Gebot der Infinuation 
bei diefen Verträgen gar nicht befolgt werde. Jedenfalls würde, wenn 
Veishaars und Reinhardts Anſicht die richtige wäre, das Geſetz 
eine lex imperſecta geweſen ſeyn. Denn die Uebertretung hätte dann 
gar keinen Nachtheil zur Folge gehabt. 
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Gebrauch (Mote 34a. E.), und Strafen wegen Unterlaffung 
wurden beinahe nie erfannt ®. 

Einen ähnlichen polizeilichen Zweck, wie die eben ange 
führten Borfchriften — möglichen Uebervortheilungen der In— 
tereffenten vorzubeugen — hatte die nody unpaffendere Beſtim— 
mung des III. Landrechts, daß jede Eeifton einer Forderung von 
mehr als 50 Gulden, wenn fie in Folge eines Kaufes ge 
fhehe, in derjelben Weife gerichtlich zu infinuiren ſey, wie 
die Deräußerungsverträge über Liegenfchaften, jedoch hier das 
Gericht das Recht und die Pflicht haben foll, über den In— 
halt des Bertrages zu erkennen $ Allein auch bier über: 
wog der Nachtheil des Mittels, durch das der Derfehr auf 
unerträgliche Weife beſchränkt wurde, die möglichen Vortheile, 
die man fich von ihm verſprach, und die Macht des Bedürf: 
niffes war wieder größer als die des unpaffenden Geſetzes ?". 
Das Gefe wurde felten, fpäter nie mehr befolgt, und Fam 
ſo ganz außer Anwendung 8, Das gleihe Schickſal hatte 





35) Auf gleiche Weife ging es mit den Beitimmungen über Aufkauf, 
welde, in den Grundzügen ſchon in der L.O. enthalten, durch fpätere 
Gefege noch ausgedehnt wurden, Nicht blog Lebensmittel, fondern aud 
eine Menge anderer Dinge, Holz, Wolle, Unfchlitt ze. zum Zwecke des 
Wiederverfaufes aufzufaufen wurde bei Eonfiscation verboten. Bolley 
Das Wichtigſte ꝛc. S. 269 f. Unzählige Webertretungen ließ man hin— 
gehen, und benüßte man je einmal zu Zeiten dag Geſetz: fo mußte dann 
feine Anwendung Gehäffigfeit erzeugen. 

36) ER. U. 13. $ 2, 

37) Öriefinger Comm. 3. II. ©. 629 nennt die Vorfohrift „ſehr 
heilfam.” Allein auch die Erfahrung bewies, daß fie es nicht war. Freilich 
gab es mitunter Gerichte, denen felbit diefe Vorſchrift nicht genug war. 
So meinte, wie Öriefinger anführt, ein Stadtgericht, nad dem $ 2. 
eit. bedürfe jedes Darlehen gerichtlicher Infinuation, und fragte deß— 
balb im J. 1736 bei der Regierung an! 

38) Unter den Scriftftellern war Streit darüber, ob die Unterlaffung 
der Infinuation Nichtigkeit der Ceffion zur Folge habe. Die Aelteren 
bejahten meift die Frage, Spätere 3. B. Griefinger a. a. D. ©. 630 
verneinten fie mit Necht, nur nicht aus ganz richtigen Gründen. Das 
Landrecht ftellt den Fall ganz unter die Grundfäge über Infinuation der 
Liegenfchaften, nur daß dem Gerichte hier bei feinem Erfenntniffe mehr 
Gewalt eingeräumt wird. Es fonnte alfo Tin Unterlaffungsfalle nur das 
oben angeführte 14tägige Reurecht ftattfinden. Vrgl. ©. 487, 488. 
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eine andere damit in Verbindung ftehende Verfügung des 
Landrechts auch ſchon in. diefem II. Zeitraume. Die beiden 
erftern Landrechte und die VI. Landesordnung hatten beftimmt, 
daß jede Ceſſion einer Yorderung nichtig feyn folle, wenn 
fie niht mit Erlaubniß des Gerichts geichehe 9. Diefe 
Beftimmung wollte auh Haug in das II. Landrecht aufs 
nehmen 2, und feine Collegen jtimmten ihm bei. Allein fie 
fam nur mit bedeutenden Aenderungen in daifelbe. Zu der 
Gejfton einer Forderung von mehrals zwanzig Gulden folle 
(nit Erlaubniß, jondern blos) Vorwiſſen des Gerichts, 
alſo blos eine Anzeige bei demfelben nöthig feyn; auch wurde 
die Androhung der Nichtigkeit für den Unterlaffungsfall weg: 
gelaffen 4, Ob dieß geſchah, weil man meinte, es verftehe 
ſich die Nichtigkeit von felbft #?, oder weil man die Nichtigkeit 


39) Oben ©. 111. 

40) Er meinte, diefe Stelle „fundatur in J l.et3. D. IV. 7. de alienatt. 
judicii mutand. caus.,“, und fagt, die Beftimmung fey gegeben „ad evi- 
tandas omnes cessiones, quae simulate et fraudulenter fieri possunt.* 

41) L.R. U. 33. $A. Die Befchränfung auf mehr als 20 fl. fam 
durch die nachenzlinfche Superrevifion (S. 344) in das Landrecht; die 
übrigen Aenderungen rührten von Enzlin her. Reinhardt (Das 
Landr. B. J. ©. 403) meint, der angef. $ 1. ſtehe in offenbarem Wider- 
fpruche mit der in Note 36 angeführten Stelle. Dieß wäre richtig, wenn, 
wie Griefinger Comm. B. III. ©. 630 u. B. IV. ©. 1247 zu glauben 
fheint, der angef. $ 1. blos von Berfauf einer Forderung handelte, 
Alein der $1. gibt eine allgemeine Regel für Eeffionen überhaupt („fein 
Forderung einem Andern in einigem Weg übergeben und zueignen“), 
ſo fern die Forderung 20 fl. überfteigt, namentlich alfo auch für die Fälle, 
wenn die Geffion durch Schenkung, Tauſch oder auf andere Weife ge- 
ſchieht, und die Stelle der Note 36 gibt dann noch befondere Beftim- 
mungen für Geffionen durh Berfauf, wenn die Forderung 30 fl. 
überfteigt. 

42) Die älteren Commentatoren des Landrechts, Plebf, Beſold, 
Lauterbach ad h. I. waren für Nichtigkeit; für dieſe Anficht Konnte 
man allerdings anführen theils C. I. 12. de legg. cst. 5., theils ER. 
1.33. $ 2. Denn diefer $ 2. fagt: Welchem „alſo“ (d. h. auf die 
in $ 1. bemerkte Weife, fomit mit Vorwiſſen des Gerichts) die Forderung 
übergeben werde, auf den gehe das Recht des Cedenten über. Allein 
gegen die Nichtigkeit fprach fehon der Umſtand, daß ein Verkauf der 
bedeutendften Forderung bei unterlaffener Inſinuation nicht nichtig war. 
Oben Note 38, 
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bier ausjchließen wollte, darüber war Gtreit. Die fpätere 
Doctrin und Praris nahm das Lebtere an®, neigte fich aber 
doch dahin, eine arbiträre Strafe im Falle der Unterlaffung 
für zuläßig zu halten %. Die war freilich offenbar gegen 
das Landrecht; denn von einer Strafe fpricht es nirgends. 
Mochte man fi allmählig hiervon überzeugen %, oder 
mochte immer mehr die Ueberzeugung vom Ungeeigneten einer 
ſolchen Befchränfung des Verkehrs fi geltend mahen — 
genug, die ganze Verordnung Fam fchon gegen das Ende des 
III. Zeitraumes völlig außer Gebrauch 6, | 

Eine wohlthätigere, durdy die Fürforge für den Wohl: 
ftand der Unterthanen veranlaßte, Befchränfung bei Berträgen 
wurde durch Herzog Carl eingeführt, in Beziehung auf Der: 
fiherung von Gebäuden gegen Feuersgefahr 77, Gefellfchaften 


-43) Chn. Frid. Hehl (Praes. Chph. Frid. Harpprecht) D. jur. 
Württ. de cessione nominis XX. florenos excedentis etc. Tub. 1764. 4. 
p- 9. sq., und das in dem Nachworte des Präfes abgedrudte Refponfum 
der Zur, Fac. v. 2. Det. 1756, nach welchem die Facultät und das Hof— 
gericht in diefem Sinne ſprachen; ferner Griefinger Comm. 3. IV. 
©. 1247. 

44) So Hehl a. a. O. und früher auch die Juriftenfacultät und das 
Hofgeriht. Dagegen mit Recht Griefinger a. a. O. ©. 1248. 

45) Dann war allerdings, wenn man weder Nichtigkeit noch Strafe 
zugab, das Gefeß eine lex imperfecta, die nichts wirken und ganz nad 
Belieben übertreten werben fonnte, 

46) Hehl I. c. p.27. Griefingera. aD. ©1248. Bolley Das 
Wichtigſte ꝛc. ©. 339. Zu den polizeilichen Befchränkungen bei Eeffionen 
gehört auch noch das Berbot, herrſchaftliche Schuld- und Kammer« 
zettel (d. h. Forderungen an die Kammer für gefertigte Arbeiten, gelei- 
ftete Dienfte und gelieferte Waaren) einzuhandeln, weldes in dieſer 
Periode zuerft in Beziehung auf Eaffiere und vorgefeßte Beamte (bei 
Caſſation, weil Kammer und Gläubiger dabei übervortheilt werben könn— 
ten), und fpäter noch in Beziehung auf jeden Dritten ausgefprocden 
wurde, G.Nefer. v. 11. Nov. 1733 und 3. Zul. 1739, in Gerſtlachers 
Samml. B. 1. ©. 171 f. Allein die V.O. ſetzt am Schluffe bei, auf 
den Zettel folle beftimmt angegeben werden, wie theuer er bei der Ceſ— 
fion bezahlt worden fey, und fheint daher bei diefer Form die Ceſſion 
zu geftatten. Vrgl. auch Griefinger Comment. B. IV. ©. 1249. 

47) Ferd. Chph. Harpprecht Diss. (Praes. God. Dan. Hoff- 
mann) de assecuratione aedium. Tub. 1761 (70 pp.) 4. — eine ausfüpr- 
liche Entwicklung der ganzen Lehre, die auch hiſtoriſch nicht ohne Intereffe 
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zum Zwecke folcher DBerficherungen beftanden früher in Würt— 
temberg nicht, und auch die Geſetzgebung bejchäftigte fich nicht 
mit diefem Gegenftande %#. Erjt im Fahr 1754 bildete fich 
eine auf Gegenfeitigkeit gegründete Fauerverficherungsgefellfchaft 
für Gebäude %, welche aber nad) wenigen Sahren ſich wieder 
auflöste. Im Jahr 4771 vereinigte fi mit Genehmigung der 
Regierung wieder eine ähnliche Geſellſchaft. Allein ſchon zwei 
Jahre fpäter nahm fich der Staat der Sache auf eine wirfe 
famere Weile an. Eine „allgemeine Brandverficherungsords 
nung“ vom 16. San. 1773, welche unter Mitberathnng einer 
landitändifchen Commiſſion erlaffen wurde, gründete eine all 
gemeine vom Staate verwaltete Brandverfiherungsanitalt, 
an welcher mit wenigen Ausnahmen jeder Eigenthümer von 
Gebäuden theilnehmen mußte, während ihm zugleich die 
Derfiherung feiner Gebäude bei anderen Gefellichaften unter 
jagt wurde 9, Zugleich enthielt die Ordnung manche, auch 
in anderen Beziehungen privatrechtlich wichtige, Beftimmungen. 


16, Wechſelrecht. 
$ 72. In einem Zweige, der auch das Obligatipnenredyt 
vielfach berührte, war die Geſetzgebung des III. Zeitraumes, 
EEE EN — en nee 
iſt. Fir das Württemb. Recht aber ift fie frhon deshalb weniger von 
Vihtigfeit, weil fie vor der Einführung der allgem. Brandverficherung 
gefchrieben wurde, Ä 

45) Feuerlöfhordnungen wurden mehrere erlaffen, mit einigen 
Beftimmungen über den zu leiftenden Erfat, wenn Gebäude zur Abwen⸗ 
dung der Feuersgefahr niedergeriffen werden; die 1. IE u. III. Feuer-O. 
für Stuttgart vom 29. San. 1703, 15. Dee. 1716, 9. Oct. 1750, 
und die für Ludwigsburg v. 15. Sept. 1730 (die berührten Beftims 
mungen derfelben find abgedrudt bei Riede Gerichtsgefi. Th. 111. ©. 217, 
494). Diefe Feuerordnungen wurden auch im übrigen Lande publicirt, 
und mit den nach den Drtsverhältniffen nöthigen Mopdiftcationen für 
allgemein gültig erklärt, und dienten der Landfeuer-D. v. 12. Jan. 1752 
(3 ©. F01.) , neben welcher fie aber noch gültig blieben, zur Grundlage. 
Vrgl. Weiffer Nachrichten v. d. Geſſ. ꝛc. ©. 90, 81. Riecke a. a. O. 
S. 497. 

49) An der Stelle ihrer Statuten v. 1754 erhielt fie im J. 1756 neue 
Statuten vom Herzog in 63 $$. Vrgl. Harpprecht I. c. $ 32, 
34. 35. 

50) Brot. Weiſſer a. a. O. ©. 39-33. 
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freilich nicht gerade auf bie erfprießlichite Weile, befonders 
thätig, im Erlaffen neuer und NRevidiren alter Handwerks— 
ordnungen. Ueber ein MNechtsinftitut aber, das gerade für 
den Verkehr fehr wichtig war und das in manden Dinftchten 
der Nachhülfe der Gefeßgebung ſehr bedurfte, fchwieg fie 
lange Zeit ganz. Bis in die Regierungszeit Herzog Carl 
hatte man fein Gejeg über Wechſelrecht, weder eine um— 
faffende Ordnung, noch Enticheidungen einzelner Fragen. War 
auch gleich der Dandeleverfehr Württembergs im Ganzen nicht 
bedeutend, fo machte fich doch der Mangel bejtimmter gefeß: 
licher Normen über diefes durch Gewohnheitsrecht von Stalien 
nach Deutfchland übertragene ! Snjtitut und eines befonderen 
Wechfelverfahrens allmäplig fühlbar. Auch hielt der Herzog 
e8 für zweckmäßig, die f. g. Wechfelftrenge, das Nedt 
des Gläubigers, über den fäumigen Schuldner Arreft zu ver: 
hängen, welche mit dem Wechfelrehte an und für fich gemein 
rechtlich nicht verbunden war ?, im Lande einzuführen Aus 
diefen Gründen ließ Derzog Earl den Entwurf einer Wechiel- 
ordnung (von Joh. Zac. Mofer) verfaffen, bei welchem die 
in Siegel Corpus jur. eambialis Tom. I. (1742) abge: 
druckten NWBechjelordnungen, namentlich die Churf. Branden: 
burgiſche von 1734 und die Preußijche von 4724, zum großen 
Theile wörtlid als Quelle benüßt wurden, und denfelben am 
22. Mai 1756 dem ftändischen Ausfchuffe zu feiner Erklärung 
mittheilen. Allein bei dem Ausichuffe fand die Sache gewal— 
tige Bedenklichfeiten, indem er dem ganzen Vorhaben nicht 
vecht traute. Er erklärte fih ganz gegen eine „Einführung 


1) Es if auch in den Reichsgefegen anerkannt, 3.B. Jüngſt. Reichs— 
abſch. v. 1654 $ 107.5 die Stelle fagt, daß nach Kaufmannsgebraud und 
aller NRechtsgelehrten Meinung bei Wechfeln die parata executio firads 
Platz haben folle, und beftätigt diefen Gebraud. 

2) Brgl. Eihhorn Deutih. Privatr. $ 127. Nach manden vor 
landredtlihen Statuten und Gebräuchen galt allerdings ein ähnliches 
Recht auf Perfonalarreft bei Schuldklagen (vrgl. auch Eichhorn a. a. O. 
$ 125.); allein es wurde mit der Einführung des Landrechts weſentlich 
modificirt. II. Landr. I. 75.9 9. 1.76.92 (eben fo ſchon im L Landr.). 
Das im Folgenden über die Gefchichte ver Wechfel-D. Gefagte ift aus Ur- 
kunden des Archivs des K. Geheimenraths und der Landſtände entnommen. 
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des Wechjelrechts“ und bejonders anftößig war ihm die Wechfels 
firenge; Württemberg fey, meinte er, durch feine Natur und 
feine Berhältniffe auf Feld: und Weinbau und Viehzucht und 
auf Weinhandel, nicht aber auf anderen Handel und auf Manu: 
fafturen 2c. gewiefen; wegen weniger Kaufleute aber — denn 
höchitens einigen Kaufleuten und den fchlechten Haushältern 
und Schuldenmachern fünne es einigen Nutzen bringen — folle 
man fo viele andere Unterthanen nicht durch die fehädliche 
Einführung des Wechjelrechts, von der bis jest in Württem- 
berg nie die Rede gewefen fey, in Noth bringen; man habe 
fi bisher beim Landreht und den Landes: und anderen Ord— 
nungen „itattlih wohl befunden“; dieſe Geſetze feyen, was 
Schuldrecht und Erecution betreffe, vollfommen genügend und 
es fomme nur darauf an, daß fie von den Gerichten beffer 
gehandhabt werden; genüge aber Diefes nicht, fo folle man 
durch ſolche Gefege helfen, welche nicht gegen die Landesver: 
fafung anjtogen oder ihr doch näher kommen, als die auf 
mancherlei Weiſe dagegen anftoßende (!) Wechfelordnung ?*®. 
Außerdem machte er noch gegen einzelne Beitimmungen des 
Entwurfes eine Reihe von Ausftellungen, welche Einiges Rid)- 
tige enthielten, zum Theile aber auch auf unrichtige Auffaffuns 
gen ſich ftüsten, und bat am Ende, der Herzog möchte doch 
noch die höheren Collegien über die Sache hören, und deren 
Anfihten dem Ausſchuſſe zu weiterer Entfchließung mittheilen. 
Der Herzog hörte zwar noch über den Entwurf die f. g. Com: 
merciendeputation, und ließ von dem Negierungscollegium 
unter feiner perfünlichen Theilnahme 3 den Entwurf beratben. 
Allein dem ftändifchen Ausfchuffe wurde nichts weiter mitge— 
theilt, indem das Negierungscollegium der Meinung war, 
dem Ausfchuffe komme bei der Gefeugebung blos das Recht 


2a) Vrgl. auch v. Weishaar Handbuch 3; Ausg. $ 20. 

3) Der Herzog intereffirte ſich überhaupt fepr für die Sage. 
Gegen die Nieverfegung eines befonderen Wechſelgerichts wurden ihm 
viele Einwendungen gemacht. Er widerlegte ſie, zum Theile treffend, in 
einer eigenhändigen Erörterung, in welcher die „rationes decidendi et 
dubitandi” ausführlich entwickelt werben. Auch arbeitete er die Normen 
über die Beſtellung des Wechſelgerichts, für welche im Entwurfe Raum 
gelaffen war, zum großen Theile felbft aus, 
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eines räthlichen Bedenfens zu ?, und diefes hatte man ja 
fhon. So ließ daher der Herzog „nach Selbſt eigener reifer 
Ueberlegung“ 5 unter dem 24. März 17596 eine „Derzoglid: 
Würtembergifhe Wechfel: und Wechſel-Gerichts— 
Drdnung“ als Gejeß durch den Druck 7 verfündigen. Sn: 
defien hatte doc der Bericht des Ausjchuffes zur Verbeſſerung 
des Geſetzes Etwas beigetragen. Namentlich hatte der Entiwurf 
beitimmt, daß Wechfelforderungen vor den Privathnpotheken 
Ioeirt werden follen, eine Beftimmung, gegen welche fich der 
Ausſchuß mit Necht fehr nachdrücklich erklärte, und fie wurde 
wirklich im Geſetze dahin geändert, daß folhe Forderungen 
unter den Privathypothefen der Zeitordnung nad) loeirt werden 
‘ jollen ). Auch wurde das Net, das der Entwurf den öffent: 
lichen Caſſieren einräumte, „von tragenden Amtswegen“ Wechſel 
auszuftellen, gegen welches der Ausichuß triftige Bedenken 
vorbrachte, ſehr bejchränft ). — Das Geſetz ſelbſt enthält IX 
Kapitel, welche in befonders numerirte $$ zerfallen; die erften 
vier handeln vom Wechfelrehte, das fünfte bis neunte vom 
MWechfelgerichte und Wechfelprozeffe; am Schluffe wird für die 


4) Weishaar a. a. O. $ 1233. Vrgl. oben ©. 149. 150. 

5) Statt dis, r Worte, welche im Eingange des Geſetzes ſtehen, fand 
im Entwurfe; „nad zuvor vernommenem unterthänigftem Gutachten 
Unferer treugehorfamften Prälaten und Landſchaft.“ 

6) Diefes Datum hat die Wechſel-O. am Schluffe. An die einzelnen 
Beamten wurde fie mit dem Auftrage weiterer Bekanntmachung dur 
ein gedrudtes Nefe. v. 7. Juni 1759 verfendet. Das Nefeript (Cabgedr. 
bei Riecke Gerichtsgeff. TH. II. S. 569) beftimmt auch noch näher, 
durch welche Verfonen die Wechfelarrefte vollzogen werden follen. 

7) Stuttgart 1759. gr. Fol. 36 Seiten. in zweiter feitengleicer 
Abdruck erfhien Stuttg. 1802, mit einer Beigabe der in Note 6, 10, 11 
angef. Refee.; auch wurde fie ſpäter noch in anderen Werfen abgedrudt, 
f. Riede Gerichtsgeſſ. Th. III. ©. 529 Note 552. Niede gibt fie a. 
a. D. ©. 529-568. Diefe Riecke'ſche Ausgabe ift noch befonders fchäß- 
bar wegen der in ven Noten gegebenen Nachweifungen von Präjudizien 
der W. Gerichte über einzelne Fragen des Wechſelrechts. 

8) Wedhfel-D. Kap. VIL $ 7. 

9) Wechſel⸗O. Kap. U. $3. Der Entwurf wurde auch noch in andern 
einzelnen Punkten geändert. Er beftand aus 6 Kapiteln. Im Geſetze 
wurden aus dem fechsten Kap. zwei Kapitel gemacht, und dann noch 
zwei Kapitel hinzugefcht. 
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Punkte, über welche das Geſetz nichts ausdrücklich feſtſetzt, 
die neueſte Leipziger Wechſelordnung (vom 2. Oct. 1682) 
als ſubſidiäres Geſetz „ſubſtituirt.« Das Wechjelgericht, zus 
fammengejegt aus einem Geheimenrathe.als DVorftand, drei 
herzoglichen Räthen, dem Oberauditor, dem Oberamtmann 
von Stuttgart und drei Kaufleuten, erhielt jeinen Gib in 
Stuttgart, und an daffelbe wurden alle Wechfelfachen vom ganzen 
Lande gewieſen; nur in ganz klaren Saden follen die Staabs— 
beamten außer Stuttgart, aber in folchen atıch bei fonft exem— 
ten Beflagten, enticheiden und verfahren Eünnen. Die Appel: 
lation, welche jedoch fehr bejhyränkt wurde, ging an das Hofz 
gericht. 

- Außer der Wechjelordnung wurden in diefem Zeitraume 
nur noch zwei Geſetze, welche das Wechfelrecht betreffen, ges 
geben. Das eine, vom 49. Mai 1760, enthält eine authen- 
tiihe Auslegung des Kap. II. $ 5 der Wechjelordnung über 
die Wechfelfähigkeit der Handwerker zc, 1%; das andere, vom 
28. März 1761, fordert zur Gültigkeit der Wechfel der afti- 
ven Württ. Gubalternoffiziere bis zum Hauptmann oder Ritt: 
meiſter einfchließlich die Unterfchrift des Regiments: oder Ba— 
taillons-Commandanten, weil die Erfahrung gezeigt habe, 
daß die Ausfteller durch die in der Wechfel:D. ihnen einges 
räumte unbefchränfte Wechfelfähigkeit leicht in Schulden und 
Schaden geftürzt werden I, 


17. Loſungsrecht. 


$ 73. Die Lehren des Forderungenrechts, bei welchen 
das Landrecht feine gewöhnlihe Quelle, das Nömifche Necht, 
verließ, und fi an Germanifches anfchloß, find hauptfäch- 
lih gerichtliche Inſinuation der Verträge über Veräußerung 
von Grundeigentyum, Verträge der Frauensperfonen (mit 
Ausnahme der Interceſſionen derfelben, bei denen e8 wieder 





10) Abgedrudt bei Riede a. a, O. S. 536 Note 560. ©. auch oben 
Note 7. 

11) Das Geſetz (abgedr. bei Riede a. a. DO. ©. 576) enthält fomit ' 
eine Abänderung der Wechfelordnung. Es nennt fih aber fehr uneigents 


ih eine Interpretation und Reftriction ver W.O. a 
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theilweife dem Röm. Rechte folgte), und das Lofungsredt, 
Die beiden erfteren Inſtitute und ihre weitere Ausbildung 
durch die Gefeggebung, Praris und Doctrin diefes Zeitraumes 
mußten jedoch fehon oben in einer anderen Verbindung dars 
geftellt werden. 

Das Lofungsredht (©. 308) bildete bis zum Schluſſe 
des folgenden IV. Zeitraumes einen der wichtigften und ums 
faffenditen Theile unfres Forderungenrehts, aber zugleich 
aud, einen der. übelſten. Es befchränkte feiner Natur nad 
und bei der großen Ausdehnung, die ihm das III. Landredt 
und die fpätere Gefebgebung gab, und der verhältnigmäßig 
langen VBerjährungsfrift, die ihm gefegt wurde, den Ber: 
Eehr empfindlich und untergrub feine Sicherheit; es war durd 
die vorgefchriebenen Formalitäten bei feiner Ausübung, durd) 
die unbeftimmte Faſſung mancher gejeglihen Beftimmungen 
und durch das Schweigen der Gefeße über einzelne praktiſch 
wichtige Fragen die Quelle vielfacher Controverfen und jo 
vieler Prozeffe, daß lange Zeit in unfrem Vaterlande bie 
meiften Prozeſſe — Lofungsprozeffe gewefen jeyn jollen. Erft 
durch die Geſetzgebung Königs Friedrich wurde hier gründ: 
lih geholfen, und mit einem Eräftigen Zuge fo weſentlich 
reformirt, daß das Lofungsreht nun feinem größten Theile 
nach nur noch der Gefchichte angehört . Es ift fomit um fo 
mehr hier der Ort, dieſes Recht in der Art und Weile, wie 
es in dem III. Zeitraume fich geftaltet und eines der widti- 
geren Momente unſres vaterländifhen Privatrechtd gebildet 
hatte, etwas ausführlicher darzuitellen. 

Die Aufgabe des II. Landrechts war bei den Lofungen 
zunächſt und hauptfächlic die, die vielen Lücken und zwei: 
felhaften Fragen, welche bei den beitehenden Loſungsrechten 
durch die Erfahrung ſich herausgeftellt Hatten, zu ergänzen 
1) In Weishaars fehr concis gearbeitetem Handbuche nahm die 
Lehre von den Loſungen in den früheren Ausgaben 111 Seiten (in Grie— 
ſingers Commentar 274 Seiten) ein; in der neueften Ausgabe, melde 
das Inſtitut von Standpunkte des neueften Rechts aus barftellt, und 
noch mit vielem Hiftorifchen die Darftellung untermifcht, waren blos 21 
Seiten nöthig. 
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und zu entſcheiden. Dazu hatte längft ſchon eine Commiſſion 
und der Bericht von Heiden (vb. ©. 518) gründlich vorberei- 
tet, und diefen Bericht legte auch Haug feinen Arbeiten beim 
II, Sandrecht zu Grunde. Dabei hatten die Berfaffer des III. 
Landrechts es in ihren Händen, dem Inſtitut der Lofungen 
eine möglichft befchränkte Richtung zu geben. Blos drei ges 
jegliche Lofungsrechte Fannte bei Liegenfchaften das beftehende 
Recht zur Zeit der Mevifion des II. Landrechts, und fchon 
Heiden hatte vorgefchlagen , dieſe Nechte nicht zu vermehren. 
Wirklich feste fih auh Haug in feiner Relation die Aufgabe, 
„die materia retractuum ſo viel möglich zu reftringiren, und 
feine neue Caſus ins Landrecht zu bringen; fondern allein 
die drei gefegten Cafus um Etwas zu erläutern.“ Allein uns 
vermerkt wurde ihm, wie zum Theile auch Heiden, unter der 
Hand aus einer beabfichtigten Neftriction eine wahre Erwei— 
terung, indem er und feine Mitrevijoren des Landrechts eine 
Reihe von NRückfichten und Billigkeitsgründen fanden, die 
ihnen die Einführung neuer Lofungsrechte zu empfehlen fchies 
nen?; die fpätere Geſetzgebung fügte aus gleichen Nückfichten 
und aus irrigen merfantiliichen Anfichten noch Neues bei, und 
den meiften W. Suriften bis an das Ende unfres Zeitraums 
war felbft Diefes nicht genug, und fie fuchten noch in mancher 
Beziehung die gefeglichen Fälle zu vermehren. Bon der andern 
Seite war das Landrecht allerdings auch darauf bedacht, durch 
genauere Beltimmungen mande Zweifel .zu heben. Go 
behnte ſich daher im dritten Landrechte diefe Lehre dergeftalt 
aus, daß, während das L und II. Ländredt nur einen $ 
über die Lofungen enthielt, das dritte zweiunddreißig 
zum Theile fehr ausführlihe (5 darüber gibt. 


— — —h — — — — — — — — — — — — — —— 


2) Wenn man den erſten $ bes Landrechtstitels von den Loſungen 
(II. 16.) liest: fo ſollte man meinen, die Verfaſſer ſeyen Heiden bei— 
getreten. Er fängt damit an: Im Lande feyen hauptfächlich drei Loſungen 
gebräuchlich, Zins, Mark⸗ und anbedingte Lofungen; bei biefen 
„dreien Zofungsgerectigfeiten foll es verbleiben” — allein 
dann ift noch beigefügt „und außerhalb deren und nachgeſetzten Feine - 
weiters geftattet werden.“ Unter diefen „nachgeſetzten“ kommen nun 
mehr als dreimal fo viele Loſungsrechte vor! 
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Mac) dem Rechte, das fich auf diefe Weile gebildet hatte, 
konnten Lofungsrechte begründet werden. 

I. unmittelbar durh das Geſetz. Die Lofungsredte, 
welche die Geſetze bei Veräußerung gewiffer Sachen gewiſſen 
Perſonen, und zwar mit der oben ©. 308 befchriebenen Bir: 
fung gegen dritte Erwerber der Sache *?, einräumten, waren 





3) Bon diefem älteren Lofungsrecht handeln, außer den im $ 77 an 
geführten älteren Commentatoren des Landrechts: 

H. Bocer D. de jure retractus; in der Sammlung feiner Dispp. 
Class. IH. disp. 22 (CT. 1. p. 840-860 ver oben ©. 338. angeführten 
dritten Ausg.). Es gilt von diefer D., was ©. 338 im Ganzen von den 
Bocerſchen Diss. gefagt il. — | | 

Joh. Andr. Frommann D. de jure retractus Wirtembergici ex 
suis principiis et imperii juris communis etc. Tub. 1769. 4. (80 &3.), 
auch ins Deutfche überf. v. Eh. 8. Speivel in: Vermiſchte Abhandlungen 
a. d. bürgerl. Rechtswiflenich. Ty. 1. (Frommanns Acad. Schriften) Ste. 

2. (Stutg. 1786) ©. 174—243. | 
S. Chn. Ernft Schwarz (Subftitut) Abh. üb. die Lehre v. d. Loſun— 
gen nach würtemb. Grundfägen. Tüb. 1786. 8. (92 SS.). 

Statt diefer Schriften aber und der populären Darftellung eines Un— 
genannten („Die Würt, Lofungen und Reluition, zum Gebrauh des 
Bürgers und Landmanns. Hall 1791, 8. 88 SS.) find zu gebrauden 
die vorzüglichen Ausführungen von 

Griefinger Eommentar üb. d. W. Landr. B. U. (1794.) © 
684— 953 und 

Weispaar Handbuch des W. Privatr., erfte und zweite Ausg. 
Th. IH. $. 1065— 1227. | 

Außerdem enthalten die im $ 77 angeführten Eonfilienfammlungen 
fehr viele Ausführungen über einzelne Fragen des Loſungsrechts. 

4) Auch die Württ. Schriftſteller ftritten, wie die Bearbeiter des gt 
meinen Rechts, darüber, ob das Loſungsrecht ein dingliches oder ein per 
fönliches, und ob die gegen den dritten Erwerber anzuftellende Retracte- 
Hage eine dingliche, oder blog eine actio personalis in rem scripta jtf. 
Für dinglich erflärten das Loſungsrecht und die Loſungsklage }. v. 
Grieſinger a. a. O. ©. 689, 831, 946 f. Weishaar aa. O. 
1087, 1136. Reinhardt Das Landrecht ꝛc. B. 1. S. 288 (welcher ſagt: 
der Satz, daß das Loſungsrecht ein dingliches ſey, ſey niemals beſtritten 
worden). Dagegen behaupteten die meiſten Württ. Schriftſteller, daß 
das Loſungsrecht ein perſönliches Recht und die Loſungsklage eine actio 
pers. in rem scripta ſey, z. B. Bocer I. c. thes. 31. Plebst Disp. 
. ad part II. Jur. Prov. W. $ 152, 153. Frommann I. c. $83, 0, 
SchoepffD.deretract. conventionali etc. p. 16, und das Gleiche ſprach auch 
die Tübinger Juriſtenfacultät vielfach in ihren Conſilien aus. ©. 3°. bie 
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— außer der fhon nad gemeinem Nechte begründeten, bei 
Veräußerung von Nitterlöhen dem Lehensherrn und den Le= 
bensfolgern zufommenden Lehenlofung ?a, — 

1 die alte Markflofung. Diefe wurde im MWefent: 
lichen jo beftätigt, wie fie nad) dem früheren Rechte (©. 310 f.) 
beftand ?b, Dabei gab das II. Landrecht einige nähere Be— 
ftiimmungen über das Marklofjungsreht in Weilern, einzelnen 
Höfen 20.5, und über das DVerhältniß mehrerer Marklöfer 
zu einander, und ertheilte das Recht zur Marklofung auch noch 
den Kirchen- und Schuldienern des Orts und deren Wittwen da, 
Allein es blieben bei diefer Loſung, welche wegen ihrer großen 
Ausdehnung und Häufigkeit die wichtigfte war, noch viele 
Fragen zweifelhaft und beftritten. Man ftritt z.B. ob blos 
Bürger oder ob auch Beifiger das Lofungsrecht haben 6, ob 
audy Die Bürger des Ortes, welche an einem dritten Orte 
wohnen (Ausbürger), ed ausüben können?, ob man es 


Stellen bei Griefinger a. a. D. ©. 947 Not. k. Mit Recht bemerkt 
aber Griefinger, daß die Frage von feinem fonderlichen praftifhen 
Momente fey. 

4a) Eichhorn Deutich. Privatr. $. 229. 

Ab) ER. II. 16. $ 17—21. Wolfg.’Ad. Schoepff D. de retractu 
territoriali, Germ. Marffofung. Tub. 1748 (44 pp.) 4. j 

5) Wenn die Bewohner folder Weiler ıc. das in ihrer Marfung lie— 
gende Gut nicht löſen wollten: fo fonnten bie Einwohner der Dörfer, unter 
deren Gericht folhe Weiler ꝛc. ftanden, die Lofung ausüben. L. R. I. 16, 
$ 19 a. E. Diefes Lofungsrecht, das allerdings fireng genommen feine 
Marklofung ift, nennt Griefinger Comm. B.1V. S. 909 Gerichtslo— 
fung. Spätere W. Scriftftelfer (Griefinger und Weishaar) räumten das 
gleihe Recht auch den Bewohnern jener Weiler an Gütern in den Dar- 
tungen jener Dörfer ıc. ein. | 

Ja) ER, 1. 16. $ 17. Brol, auch oben ©.408. Die erfte Commiffion 
hatte dies befchloffen, Enzlin aber es geftrichen. Allein bei der legten 
Revifion wurde es wieder hergeftellt. Die weltlichen Beamten, Amt- 
leute ıc. ſchloß ſchon die erſte Commiffion aus, weil die in Stuttgart dag 
Narklofungsrecht durch befondern Bertrag haben, und daraus hervorgehe, 
daB der Herzog den an andern Orten es nicht bewilligen wolle. 

6) Die fpätere Doctrin und Praris war für Bejahung diefer Frage. 
Öriefinger aa, ©. ©. 904. Weishaar Handb. 1. u. te Ausg. 
$ 1170 und die dort Angeff. 


7) Bolley das Wichtigſte, S. 368. Mit Recht verneinten Diefes die 
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gegen Ausbürger ®, und ob man es gegen Solche ausüben 
könne, welche erjt zur Zeit der Lofung Bürger werden wollten®, 
vb es bei feuer: und frohnfreien Gütern ausgefchloffen fey ", 
ob es auch jtattfinde bei Beräußerung von ſolchen Rechten, 
welche den unbeweglichen Sachen gleichgeftellt werden ıc. 
2. Die Lands oder Territorialsfofung '. . Ueber 
diefe blieb e8 durchaus ber dem früheren Rechte. Das Land: 
recht handelt nicht von ihr. Die VL, und VII. Fandesord: 





* 
Meiſten, namentlich Schöepff J. c. F11, Weishaar a.a.D.$ 1172; 
blos mit Diſtinetionen dagegen Grieſinger a. a. O. S. 903. 

8) Dieſe Frage mußten natürlich Diejenigen verneinen, welche die bei 
Note 7 berührte Frage bejahten. Allein aus der Verneinung der bei 
Note 7 berührten Frage folgte noch nicht die Bejahung der zweiten Frage. 
Wirklich wurde fie auch gewöhnlich verneint. ©. Schoepffl. c $ 17, 
Bolley Das Wichtigſte, ©. 368. Bejaht wurde fie von Weishaar 
a. a. O. $ 1173, blos mit Diftinetionen dagegen (mit benfelben, melde 
er bei der Frage bei Note 7 macht) von Griefinger Comm. B. I. 
©. 895, 904. 

9) 3.3. verneint von Bolley Das Wichtigſte ꝛc. S. 368, Griefinger 
a. a. O. ©.893, 903; bejaht von Weishaar a. a. O.; auch öfters von 
ben Consil. Tubingens., 3.8. Harpprecht Consil. XV. $77 sq. Auch 
darüber firitt man, ob man es gegen den Landesherrn ausüben 
könne, f. Weishaar a. a. D. $ 1174, Öriefinger a. a. D. ©. 3%. 

10) Manche bejahten Diefes, weil fie von der oben S. 310 Note 7 an 
gef. einfeitigen Anficht über den Entftehungsgrund der Markiofung aus 
gingen, und darauf bauend — gegen die richtigen Interpretationgregeln 
— die Haren und beftimmten Worte des Gefeges einfhräntten; fo 
3. B. Weishaar a. a. D. $ 1163, 1169. 

11) Haug hatte darauf angetragen, auch Diefes im Landrecht aus 
brüdlich zu bejahen, und die Commiffion ihm beigeftimmt; allein die be— 
treffenden Worte wurden fpäter (durh Enzlin) geftrichen und au bei 
der Endredaction des Landrechts weggelaffen. Die älteren Württ. Schrift: 
fteller aber, welche überhaupt die Verhandlungen über das Landrecht zur 
Auslegung deffelben nicht benügten, bejahten die Frage durchaus, und die 
Bejahung derfelben war communis Doctorum Tubingensium opinio. 
Zuerft erffärte ſich Eräftig dagegen Griefinger a. a. O. ©. 88 fu 
dann auch Weishaar Handb. Ite und 2te Ausg. $ 1169 und Bolley 
Das Wichtigſte ıc. ©. 369, 

12) Wolfg. Ad. Schoepff D. de retractu territoriali communi, jure 
perpetuae reluitionis et alienat. necessaria etc. Tub. 1742 (48 pp.) 4 
Weishaar Handb, Ite und 2te Ausg. $ 1164-1166. 
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nung 2. aber wiederhohlen im Weſentlichen die oben ©. 315 
angeführten Beftimmungen der V. Landes.D. | 
Dagegen berührte das III. Landrecht die mit der genannten 
Loſung zufammenhängenden, durch das frühere Recht einge: 
führten, und durch die Berhältniffe im Deutjchen Reiche aller: 
dings gerathenen Befchränfungen der Ausländer beim Erwerbe 
von Liegenfchaften, das, freilich nicht ganz richtig (ob. ©. 314), 
fogenannte Recht der ewigen Auslofung B, Es beftätigte unter 
Berufung auf die Landesordnung die Unzuläfftgkeit und Uns 
gültigkeit 4 jeder Veräußerung von Liegenjchaften an Auslän— 
der, welche für eine Gegenleiftung gefchieht, wenn nicht vom Her: 
zog ſelbſt Dispenfation erlangt wird, und die Vorſchrift der 
Derfteigerung der durch Erbgang, Schenkung, Ausftattung oder 
rihterlihen Zufchlag an Ausländer gefallenen Liegenjchaften ®. 
Sndeffen wurden dieſe Beftimmungen im Laufe diefes Zeit- 
raumes oft übertreten, und es mußte deshalb ihr Inhalt mehr— 
fach erneuert, namentlih an die Behörde, bei welcher Die: 


— — — —— — — — — — — 


12a) Landes-⸗O. ©. 42, 43. (Tit. 20. 6 5—7.). Sie ſetzt zur Aus- 
übung diefer Lofung eine Frift von einem Monat. — Als Quellen diefer 
Lofung führt Reyſcher W. Privatr. Bo. 1. $ 177 Note 3 (blos) an: 
LD, Tit. 17. $ 6, 7. u. GR. v. 27. Nov. 1736. Allein Feine dieſer 
Stellen handelt von der Landlofung. 

13) ER. U. 9. $ 12, 13. Vrgl. VI. u. VII. Landes⸗O. ©. 36, 4. 
zit. 17. $ 4—8. Tit. 20. $ 2—4, 

14) Die L.O. hatte auch noch eine Strafe von 20 Pfo. Heller feftge- 
feßt. Das Landrecht erhöhte fie auf 20 Gulden, und die VII. Landes-D. 
verweist deßhalb in einem Marginale (ob. ©. 359) auf diefe Beftimmung 
des L.R., ohne aber zu bemerken, daß das L.R. die Strafe blos im 
Gall der Bollziehung der Veräußerung durch Uebergabe des Gutes will, 
während die L.O. ſchon für den Fall des Abfıhluffes des Beräußerungs- 
vertrages die Strafe feitzufegen ſcheint. 

15) Beichränft wurden diefe Beftimmungen im Verhältniß zu Border 
öſterreichiſchen Unterthanen durch einen Staatsvertrag mit der Bor« 
beröft. Regierung zu Freiburg v. 1. Juli 1774 (bei Niede Gerichtsgeff. 
Th. II. ©. 602, 603). Namentlih follen Güter, welche jenen Unter— 
thanen durch Erbſchaft oder Vermächtniß anfallen, nicht verfteigert werden, 
fondern bei ihnen blog die Landlofung flattfinden, aber nicht blog dann, 
wenn der Defterreiher das Gut verfauft, fondern auch wenn er cd 
vertaufcht, oder auf andere Weife veräußert. 
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penjation nachzuſuchen fey is, und an die Verfteigerung der 
einem Ausländer zugefallenen Güter 77, mehrfach erinnert 
werden. Dabei wurden die früheren Beftimmungen nod in 
der Hinficht verfchärft, daß ein verpfändetes Gut einem aus— 
ländifchen Gläubiger nicht mehr zugefchlagen, fondern derjelbe 
nur aus dem Werthe des Gutes befriedigt werden follte ",. 
— Endlidy fonnte noch die Frage entftehen, wie es mit ſolchen 
Liegenfchaften zu halten ſey, welche mit herzoglicher Genehmi: 
gung an einen Ausländer veräußert wurden, wenn diefer das 
Gut jpäter weiter an einen anderen Ausländer veräußerte, 
Sollte hier nun nicht wenigitens die Landlofung ftattfin 
den? Unſre Schriftſteller berührten dieje Frage nicht, ver: 


16) Hier ſchwankte die Gefeßgebung. Ein GR. v. 27. Jun. 1644 (bei 
Riecke Gerichtsgeſſ. Th. U. ©. 4355 es iſt ohne Zweifel daſſelbe 
Reſc., weldhes Gerſtlacher Smig. Bb. I. S. 165 unter dem unridti- 
gen Datum v. 27. Juni 1664 hat) wiederholte, daß nicht die Beamten, 
fondern nur der Herzog Dispenfation,, oder in Hinfiht des Termins der 
BVerfteigerung Prorogation ertheilen könne. Allein im Widerfpruch mit 
diefem Gefege und dem früheren Recht beftimmt nicht Tange nachher ein 
G.R, v. 27. Aug. 1653 (bei NRiede a. a. D. ©. 453), daß die Amt- 
leute Beräußerungen von Liegenfchaften an Ausländer „ohne fonderbare 
erhebliche Urfachen nicht Teichtlich geftatten oder die Sache an die Kanzlei 
verweifen” follen! Später aber kehrte man zum früheren Rechte zurüd; 
namentlich beftätigt ein GR. v. 21. Dee. 1735 (bei Riede a. a. O. 
Th. 11. ©. 411) in Hinficht der Veräußerung von Liegenfchaften an Aus: 
länder durchaus die Beftimmungen der Landes.D. mit den Worten: „das 
e8 bierunter bei Unferer $. Landeg- Ordnung ohnabgeändert ver— 
bleiben und wenn auch gleich ein oder anderer privatus einen etwelden 
Nachtheil hätte, es ohne einige Dispenfation dabei. gelaffen werben follte.“ 
Manche wollten daraus herleiten, daß hiernach auch vom Herzog nie 
mals mehr Dispenfation ertheilt werden folle, 3. B. Reinhardt Das 
Landr. Th. 1. S. 189, Allein es ift Har, daß — was auch die Praris 
und die Schriftiteller des XVII. Sahrhunderts, 3. B. Schoepffle 
durchaus annahmen — durch jene Beftimmung der Herzog fich und feinen 
Nachfolgern keineswegs die Hände binden wollte, und man ann baper 
nicht die Taxordnung v. 1809 fo anführen, ale ob erft dieſe wieder eine 
Dispenfation als möglich zugebe. — Uebrigens kommen auch na ch dem G.R. 
von 1735 öfters eigenmächtige Nebertretungen des Geſetzes vor, wie bie 
Rüge in e. G.R. v. 16. Dec. 1739, bei Riede a. aD. ©. 446. beweist. 

17) GR. v. 12. Aug. 1722 u. v. 27. Nov. 1736 (bei Riede a. ad. 
Th. UI. ©. 322, 421.). | 

17a) ©.R. v. 7. Zun. 1798, bei Riede a. a. O. ©. 769. 
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neinten fle aber mittelbar dadurd "8, daß fie die Landloſung 
auf Güter, welche vor 1536 an Ausländer veräußert wurden, 
befchränkten, während der in Note 15 angeführte Staatsver: 
trag für die Bejahung der Frage ſprach ®, 

3. Die alte Zinslofung 9.. Bei dieſer fchloß ſich das 
Sandreht an das frühere Recht an, und nahm auch über 
das Verhältniß mehrerer Zinslöfer zu einander ganz die Be: 
ſtimmungen des Gefeßes v. J. 1588 (ob. ©. 316) auf. Nur 
gab es einem Zweifel Raum, Die Zinslofung enthielt eigent: 
lich zwei Fälle. Nah ihr konnten, wenn ein Lehengut 
vertheilt wurde, und fpäter einer der getrennten Theile ver: 
äußert wird, die Inhaber der übrigen Theile den veräußerten 
Theil löſen; das gleiche Necht hatten aber auch bei einem 
getheilten wahren Zinsgute (S. A164) die Eigenthümer der 
übrigen Theile %. Das Landrecht aber fpricht nur vom erfteren 
Falle. Indeſſen ergänzte Doctrin und Praris die Lücke des 
Landrechts aus der Landesordnung *!, und lieg auch im letz— 
teren Falle das Lofungsrecht zu, obwohl nach der oben in 
Note 2 angeführten Beftimmung des Landrechts fich es hätte 
mit Grund beftreiten laffen. Später aber hob ein Generals: 





13) In einer andern Beziehung ging Schoepff zu weit. Er be- 
bauptet 1. c. $ 24, 27, auch bei einer vom Negenten ertheilten Diepen- 
fation zur Beräußerung an den Ausländer finde doch gegen den Ausländer, 
wenn nicht ausprüdlich das Gegentheil gefagt fey, das Recht der f. 9. 
ewigen Auslofung ſtatt. Denn im Zweifel fey die Dispenfation bloß als 
interimiſtiſche Erlaubniß zur Erwerbung zu behandeln! 

19) Denn er bejaht fie ſogar bei den Vorderöſt. Unterthanen, die er 
doch hier jedenfalls nicht firenger, als andere Ausländer, behandeln will. 
Der Ausdrud: „ewige Auslofung” wird in diefem Bertrage, wie auch 
von Andern bisweilen der Ausdrud: „ewige Wiederlofung” für 
bie Landlofung genommen. 

19a ER. 1. 16 $ 7, 8. — Wolfg. Ad. Schoepff D. de jure re 
tractus censualis. Tub. 1744 (56 pp.) 4. — Diefe Schrift handelt blos 
von diefer Zinslofung, nicht auch von den anderen unten anzuff. 
Zinslofungen. 

20) Oben ©. 309, 311.5 oder, wie Griefinger Comm. Bo. IV. 
©. 798, der das in der Note 22 angef. G.R. überfchen zu haben feheint, 
aus der Herbſt-O. v. 1807 $. 40, und aus der Analogie ber — 
Landrechtsſtelle. Vrgl. Note 27. 

21) Oben ©. 313, Note 14. 
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refeript 2? jeden Zweifel, und entfchied beftimmt für das Lo— 
fungsrecht auch im leßteren Falle. 

Dies waren allein die alten, für das ganze Sand einge: 
führten, gejeglichen Sofungsrechte. Wie fehr wurden fie aber 
nun noch vermehrt ! 

Unter dem von den „Zinslofungen“ handelnden Ab: 
ſchnitte fteht im Landrechte noch ein $ (II.A6 $ 10), der zwei 
neue Lofungsrechte einführt, und die Dockrin und fpätere 
Praris fügte diefen dann noch ein drittes bei. Haug hatte 
nämlich vorgefchlagen, dem Eigenthümer eines reinen Zins 
gutes, wenn der Zinsherr das Recht auf den Zins (Gült, 
Sandgarbe ꝛc.) veräußere, ferner dem Dbereigenthümer eines 
Lehengutes oder einer Emphyteufe, wenn der Nusungseigen: 
thümer fein Necht (feine „nießliche Gerechtigfeit“) veräußere, 
ein Lofungsrecht an dem DBeräußerten einzuräumen, fich aber 
dagegen erflärt, daß auch der Nubungseigenthümer, 
wenn der Obereigenthümer fein Obereigenthum veräußere, das 
Dbereigenthbum löſen Eönne 3, Er fchlug demgemäß einen 
Artikel vor, in deffen erfter Hälfte das Lofungsrecht bei Zins: 
gütern, in der zweiten das des Obereigenthümers bei Lehen: 
gütern ausgefprochen wurde, das Lestere jedoch auf eine Weiſe, 
dag man durd die Faſſung über den Ginn der erften Hälfte 
fhon etwas zweifelhaft werden mußte. Enzlin aber fcheint 
das erftere Lofungsrecht von einem Rechte des Nutzungseigen— 
thümers auf Lofung des Obereigenthums verftanden zu haben, 
und wollte blos das zweite zulaffen. Deshalb feßte er in die 
erite Hälfte des $ ein nicht hinein, und fagte in der zweiten 
Hälfte, daß dagegen bei dergleichen Gütern der Obereigen- 
thümer das Nußungseigenthum löfen könne. Bei der lehten 
Reviſion wurde das nicht wieder geftrichen, im Uebrigen aber 





— — — — — — 


22) Das oben ©. 474 angef. G.R. v. 3. Mai 1756. Daß übrigens 
die Zinslofung wegen gemeinfchaftliher Zehnten nicht flattfinde, dafür 
war — Doctrin und Gewohnheitsrecht. Grieſinger a. a. O. S. 
800 f. 

23) Aus dem von Heiden geltend gemachten Grunde, weil nur der 
dominus directus eine „superioritas” habe, mit der das Retraktsrecht ver- 
bunden fey. 
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die Enzlinfhe Faſſung gelaffen *, fo daß nun der erfte Theil 
des $, gegen feine Worte, durch den Nachſatz blos eine Bes 
ziehung auf veräußertes Nutzungseigenthum erhielt und dies 
glauben machen mußte, die Stelle fpreche nicht von Zins— 
gütern, fondern blos von Bauerlehen, und räume dem Lebens: 
mann ein Lofungsreht am veräußerten Obereigenthum und 
dem Obereigenthümer ein Lofungsrecht am veräußerten Nutzungs⸗ 
eigenthum ein. Nahm man aber nun diefes an, wie es die 
Meiften thaten ®, fo konnte man blos jene beiden Lofungss 
rechte zugeben, nicht aber auch noch dem Zinsmann bei einen, 
aus reinen Zinsgütern zu. reichenden, veräußerten Zins ein 
Lofungsrecht einräumen, weil nach jener Anficht das Landrecht 
von diejem Falle nicht jprach. Allein die Doctrin und Praris 
nahm es mit dem Schaffen neuer Loſungsrechte nicht genau. 
Sie gab auch dem Zinsmann ein Lofungsreht, weil es — 
doch urfprünglih im Sinne der Derfafler des Landrechts ges 
legen fen, ihm eines zu geben 26, oder weil die Analogie der 
angeführten Landrechtsftelle dafür fey 77, und fo entwickelten 


24) Auf einen Bericht von Haug, den Griefinger Comm. Bo. IT. 
©. 845 anführt. Auch in diefem Bericht fpricht Haug blos von Lofung 
der, den Bauersleuten beſchwerlichen, Gülten, und die deßhalb zuzulaffen 
ſey, nicht aber von Lofung des Obereigenthums. 

25) Diefe Anficht hatten auch die neueften Schriftfieller, 3. B. Gries 
finger Comm. Bp. 11. ©. 841 f., der die Stelle durchaus blos auf 
Güter, welche im Ober- und Nußungseigenthum fteben, bezieht, ohne 
aber den hiftoriihen Zufammenhang genau zu berühren, und auf die 
gleihe Weife machen es meift die älteren W. Schriftſteller; derf. Anficht 
iſt auch Weishaar Hob. Ite und 2te A. $ 1137 f., der zwar bie 
Geſchichte der Stelle ausführt, aber überfieht, daB Haug, geftüßt auf 
Heiden, dem Nubungseigenthümer ganz beftimmt das Loſungsrecht ab- 
ſprach. Bei diefer Anfiht hätten aber diefe Schriftftelfer auf feinen 
Ball auch bei Zinsgütern ein Lofungsrecpt am Zinfe einräumen follen. 

26) Auf diefe Weife enticheidet fogar Weishaar Hndb. lte a. 2te 
Ausg. $ 1197. 

27) Sp Öriefingera. aD. ©. 845. Freilich meint er (a. a. O. 
©. 698.), daß auch jura singularia ex ratione auf übergangene Fälle 
ausgedehnt werden fünnen, Allein wie war man befugt, die gefeßlichen 
Lofungsrechte, abgefehen von ihrer Singularität, bei der in der Note2 
angeführten Erklärung des Landrechts nach bloßer Analogie zu 
vermehren? — Diefem Einwand entging Besold (Disp. ad P. I. 
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fih aus jenem $ des Landrechts drei Lofungen, welche man, 
weil fie unter der Rubrik „Zinsipfungen“ ftehen, auch noch 
Zinslofungen nennt, nämlich: 

4, bei reinen Zinsgütern die Befugniß des Zinsmanns, 
das vom Zinsherrn veräußerte Zinsrecht zu löfen; 

5. bei Bauerlehen und Emphyteuſen die Befugniß des 
Dbereigenthümers, das veräußerte Nutzungseigenthum, und 

6. die Befugniß des Nubungseigenthümers, das ver: 
äußerte Obereigenthum zu löfen. Zu diefen Lofungsrechten 
fam dann nod 

7. durch die fpätere Gefeggebung die ‚mit der Zinglo: 
fung zufammenbängende Frohnlofung. Für den Fall, wenn 
ein frohnpflichtiges Gut getheilt und fpäter einer dieſer 
abgetrennten Theile veräußert wird, räumte das Landrecht den 
Eigenthümern der andern Theile Fein Lofungsreht ein. Man 
'zweifelte aber doch, ob nicht die Stelle des Landrechts über 
die (alte) Zinslofung auch auf diefen Fall auszudehnen fen, 
und da mehrfach Streit darüber entftand, bat endlich das 
Hofgericht um eine authentiiche Snterpretation des Landrechts 
über diefen Punkt, welche auch, und zwar bejahend, gege 
ben wurde ®, 

Zu den neuen gefeglichen Lofungsrechten, welche das 
Landrecht einführte, gehörte ferner 

8. die Theillofung. Schon die Landesordnung be- 
ftimmte, um nachtheiligen Trennungen von Gütern vorzubeu: 
gen, daß Amtleute und Gerichte bei Erbtheilungen eine 
Trennung von Häufern oder andern Gütern, wenn fie mit 
Schaden gefchehen würde, nicht zulaflen follen ?,. In diefem 


Jur. prov. W. $92) indem er annimmt, daß der $10 cit. des Landrechts 
auch von diefem Falle ausdrücdlich fprehe. Bocer dagegen und Plebst 
meinten, bei ablöslichen Zinfen habe der Zinsmann ein Lofungsrecht, nicht 
aber bei unablöslihen, eine Mittelmeinung, die fih wieder auf feinen 
Ball rechtfertigen ließ. Griefinger ging fogar noch weiter im Schaffen 
neuer Lofungsrechte nach Analogie, indem er auch dem Zinsherrn beim 
Berfaufe des Zinsgutes an dem Gute ein Lofungsrecht einräumte (a. a. 
D. ©. 853) ! 

23) Dur das oben ©. 364 Note 4 angef. GR. v. 2. März 1708. 

29) Landes-D. ©. 35. (Fit. 16 $ 4.). 


Loſungsrecht. Schulvenlofung. | 627 


Sinne nun fegte das III. Yandrecht weiter feit, daß in folchen 
Fällen, wenn doch bisweilen ſolche Güter „Noth halber“ ge: 
theilt werden müßten, fpäter aber ein abgetrennter Theil ver: 
kauft werde, die Inhaber der übrigen Theile, damit die Sache 
wieder zufammengebracdht werden möchte, die Lojung des Ver: 
äußerten haben follen ®. 

Diefes Lofungsrecht gab aber in der Theorie und Praris 
wieder manchen Zweifeln Raum. Das Landrecht ſpricht blos 
von dem Falle, wenn die frühere Theilung bei einer Erb— 
theilung geſchah. Manche beſchränkten daher auch das Lo— 
ſungsrecht auf dieſen Fall, Allein die Meiſten nahmen 
feinen Anftand, auch auf andere Theilungen das Lofungsrecht 
auszudehnen *. Befonders zweifelhaft war aber die Frage, 
wie denn die übrigen Nequifite, welche das Landrecht diefem 
Lofungsrechte jest, näher zu beftimmen jeyen, namentlich in 
welchen Fällen .Häufer und andere Güter „nicht füglich abzu— 
fondern“ feyen, in welchen Fällen fie „mit Schaden zertrennt“ 
genannt werden fünnen und was eine „Noth halber“ geſche— 
bene Theilung ſey ®. 

9) Schuldenlofung, d. h. das Recht des Schuldners, 
wenn der Gläubiger die ihm zuftehende Forderung verkauft, 
durch rn. des a die Forderung zu löfen und 


30) UR. 1.1.6 s6 6. — Joh. Frid. Kloz D (Praes. Mich. Grass) 
de retractu partiali ... Ad instar comment. succinct. ad Jus Prov. 
Wirt. P. I. Tit. XVI. $. Demnach aud ꝛc. Tub. 1712. (38 pp.) 4. 

31) Sp Kloz Il. c. Thes. HI. 

32) Namentlih auch Griefinger Comm. Bd. II. ©. 774 f. Der 
felbe ging fogar fo weit, gegen die Haren Worte des Geſetzes, wieder 
nah bloßen Analogicen das Lofungsrecht auch’ ftattfinden zn laflen bei 
einer ungetheilten Liegenichaft, die im Miteigentum Mehrerer (con- 
dominium pro, indiviso) ift, wenn der eine Miteigenthümer feinen Ans 
theil veräußerte (a. a. DO. ©. 780 f.). Weishaar Hndb. 1.0.2.9. $ 
1181 beruft fih für die im Terte bemerkte Ausdehnung auf ein GR. v. 
4. März 1735 (bei Riecke Gerichtsgeff. Th. II. ©. 409). Allein diefes 
G.R., das auch Griefinger a. a. O. ©. 776 auf die Theillofung be- 
zieht, fpricht gar nicht von. Lofungen. 

33) Vrgl. die vielen Erörterungen darüber bei Kloz 1. c. p. 4 sq. 
30 sg. Grieſinger a. a.O. © 790, Beishaara.a.D. $ 1179 
bis 1186. 
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fih dadurch von feiner Schuld zu befreien. Diefes Recht 
beftand nad manchen vorlandrechtlichen Localgebräuchen und 
Statuten. Mit der Einführung des Landrechts aber jah das 
Hofgericht diefe Localrechte, und fomit auch dieſes Lofunge: 
recht, als gefallen an, und feine Anficht wurde durch ein Ges 
fe von 41590 beftätigt 9. Zwar trugen bald darauf, als zur 
Nevifion des II. Landrechts Anftalt gemacht wurde, mande 
Städte, welche bier ihr .altes Necht nicht miffen wollten, 
dringend auf Wiederherftellung der Schuldenlofung an *, 
Allein Haug wollte hier doh Heiden folgen, der in feinem 
Berichte entichieden gegen ihre Einführung und gegen eine 
Abänderung des noch nicht lange gegebenen Geſetzes ſich ers 
Flärt hatte, und es wurde beichloffen, in das Landrecht zu 
fegen, daß „die Auslofung der verfauften Schulden allerdings 
abgeichafft werden“ (oder vielmehr abgefchafft bleiben) jolle. 
Diefe Beftimmung kam wirklich auch wörtlich in das dritte 
Landrecht 7, und doch führte daffelbe Landrecht die Schulden: 
lofung ein... Haug nämlich und feine Commiſſion ſetzten 
jenen Worten eine Eleine Parenthefe bei, in welcher die Schul⸗ 
denlofung völlig anerkannt wurde! 38 

Neben diefem Rechte des Schuldners zur Schuldenlofung 
blieben ihm auch noch Die Befugniffe, welche die Römiſche 
Lex Anastasiana begründet hatte. In der ADnAN, die 








34) Das — des Schuldners, die verpfändeten Saten, welde 
ihm verkauft wurden, wieder einzulöfen, wird bei ung auch Schul— 
denlofung genannt. Ueber dieſes Wiedereinlöfungsrecht des Schuldners 
f. $. 74, 

35) Oben ©. 317. Note 26, 27. 

36) ©. 3. B. den Stuttg. Vericht bei Grieſinger Comm. Br. II. 
S. 770, 771. 

37) L.R. 1. 16. $ 2 

38) Die Parenthefe, welche ſchon in der ©. 340 Note 22 a. € angef. 
Handſchrift fteht, lautet fo: „außerhalb diefes einzigen Falls, wann ber 
- Schuldner felber die auff ihme vom Schuldherrn verfauffte Schuld löſen 
wollte, welches ihme nit zu verwöhren.” Dadurch wurde der Satz, daß 
eine Austofung verkaufter Schulden abgeſchafft feyn folle, unmittelbar 
wieder aufgehoben. Denn der auggenommene einzige Fall war 
überhaupt der einzige, früher gebräuchlich gewefene, Fall einer folden 
Auslofung ! 
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Schuldner gegen unerlaubte Chifanen und gegen die Habfucht 
harter Speculanten zu fihern, hatte Kaifer Anaftafius fefts 
gefegt 39, daß wenn ein Gläubiger feine Forderung an einen 
Andern unterihrem Nominalwerthe verkaufe, der Geffionar, 
wenige Ausnahmefälle abgerechnet, nicht mehr vom Schuldner 
joe fordern können, ald was er felbft für die Forderung 
an den Derfäufer bezahlt habe. Das Gefeg wurde aber 
leicht umgangen; der Gläubiger verfaufte einen Theil der 
Forderung, und den Reft derjelben ſchenkte er dem Käufers 
Schenfungen aber hatte das Anaftafiiche Geſetz ausdrücklich 
von feiner Beftimmung ausgenommen. Um folcdhen Umge— 
hungen vorzubeugen verordnete daher Juſtinian ®, daf die 
Beftimmungen jenes Gefeges auch auf den Fall angewendet 
werden follen, wenn eine Forderung zum Theile verkauft, 
zum übrigen Theile verfchenft werde. 

Diefe Beitimmungen waren freilich legislativ in Feiner 
Weife zu billigen. Während fie den Schuldner gegen Habs 
juht und Chifane ſchützen wollten, beeinträchtigten fie von 
der andern Geite den redlichen Gläubiger auf das Empfinds 
lihfte, machten es ihm unmöglich, bei einem Geldbedürfniffe 
für Forderungen, die nicht gleich beizutreiben waren, einen 
Käufer zu finden, und hemmten und lähmten überhaupt den 
Geld» und Gapitalverfehr auf eine höchſt nachtheilige und ver— 
kehrte Weife *!, Dazu Fam dann noch, daß die Krage über 
den Umfang ihrer Anwendbarfeit, über die Zahl ihrer Aus— 
nahmen und noch mande andere praftiiche Punkte fehr bes 
fritten waren #2, und fo hatte man hier ein in fich fchlechtes 
und zugleich controverfenvolles und unficheres Recht. Dazu 
kam nun noch durch das III. Landrecht die Gchuldenlofung, 


—— — 


39) €. IV. 35 (Mandati) est.22. Heber diefe lex Anast. und was mit 
ihr zufammenhängt ift vorzügl. zu vergl. C. F. Mühlenbruch Die Lehre 
v. d. Eeffion der Forderungsrechte. Zte Aufl. Greifsw. 1836. $ 53. ©. 531f. 

40) C. 1. c. cst. 23. j 

4) S. nun auch Mühlenbruch a. a. O. ©. 533 f. Freilich gab 
es zu allen Zeiten auch Zuriften, welche die L. Anastasiana nicht genug 
zu preifen wußten. 

42) Man fehe 3. B. Glüd Erläuterung der Pandecten. Bd. XV. 
©. 464—473 und Mühlenbrud a. a. DO. ©. 539-551, 605. 

Wäaͤchter, Württemb. Brivatr. I. 34 
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welche, was den legislativen Mißgriff betrifft, mit dem Ana: 
ftafiihen Gefege auf gleiher Stufe ftand. Beide Inſtitute 
ergänzten nun einander. In Einigem war dem Schuldner 
das Anaſtaſiſche Geſetz vortheilhafter, bejonders deßhalb, 
weil er, um von der Schuldenlofung Gebrauch machen zu 
können, gleich oder wenigftens fehr bald baares Geld bei der 
Hand haben mußte; denn fie mußte mit baarem Gelde aus: 
geübt werden und verjährte in Jahr und Tag 2; von der 
f. g. Einrede des Anaftafifchen Geſetzes * aber Eonnte jelbit 
vom jAumigiten Schuldner ftets Gebrauch gemacht werden. 
In Anderem dagegen war die Schuldenlofung vortheilhafter. 
Bei ihr fanden die Ausnahmen, welche beim Anaftaftfchen 
Geſetze galten, nicht ftatt, ebenſo nicht die vielen Controverſen, 
welche die Anwendung jenes Gefeges unficher machten; aud 
konnte durch fie der Schuldner fhnell und mit großem Vor— 
theil von einer unaufgefündigten oder unauffündbaren Schuld 
frei werden. — Der fpäteren Gejeggebung diefes Zeitraumes 
aber war dies nicht genug. Sie bejtimmte, daß ber Landes 
und Gemeindefchulden die Lofung Feiner Verjaͤhrung 
unterworfen feyn folle, und als Zweifel darüber entftanden, ob 
die Schuldenlofung auch auf die unter der Form eines Gült 
faufes gemachten Schulden fich beziehe, wurde der von ihr 
handelnde $ des Landrechts auch auf „Auslofung der Gülten 
ertendirt.“ * 

10. Lofung der hinterfälligen Fahrniß. Diele 
wurde im IH. Landrecht betätigt, wie fie nach dem früheren 
Rechte beftand 6. Allein das Landrecht blieb nicht dabei ftehen. 
Es führte auf Haugs Vorfchlag 





43) ©. unten bei Note 82, und nach Note 88. 

44) Brol. über diefe auch Mühlenbruch a. a. D. ©. 606. 

45) Beides gefchah bald nach dem 30jährigen Kriege, zu einer Zeit, 
in der man befonderg geneigt war, Schuldner zu begünftigen, durd ten 
Landtagsabfihied von 1652 (bei Reyſcher Staatsgrundgefl. Th. U. ©. 
387). Die zweite Beftimmung lag aber ganz in der Natur, die der Gilt: 
fauf fchon damals hatte. $ 75. Wiederholt ift die erftere Beftimmung in 
Beziehung auf Communen im GR. v. 3. Juli 1683 (Hochſtetter Ertract 
x. Th. l. ©. 146) u. in der Commun-D. ©. 100 $. 6. 

46) Oben ©. 316. L. R. UI. 16 $4.1V.5 5 7. Weisbaar dandb. 
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44. ein Loſungsrecht auch für den Fall ein, wenn der Nußs 
nieger Hinterfälliger Güter feine Nutznießung oder 
vielmehr die Ausübung feines Rutzungsrechts verkauft. 
Hier fol die Nutznießung von den Miterben gelöst werden 
fönnen #7, Endlich beftanden nod) 

12. eine Reihe gejeglicher Kofungsrechte gegen Ausläns 
der in Beziehung auf gewilfe bewegliche Gegenftände des 
Verkehrs. Das Landrecht jpricht zwar aus, daß in der Regel 
an beweglichen Sachen Fein Loſungsrecht ftattfinde, und erklärt 
fi) ausdrüclich gegen Mißbräuche, welche früher in dieſer 
Hinfiht geübt wurden 8. Doch beftätigt es, außer der Lo: 
fung der Hinterfälligen Fahrniß, die von den Landesordnungen 
eingeführten Loſungen von Häuten und Fellen und von Wolle #, 





1te u. 2te Ausg. $ 1192—1194. Griefinger Comm. Bd. III. ©. 756 
bis 763, und Ca. Chr. Jaeger D. (Pr. Sixt. Jac. Kapff) de jure 
retrahendi res mobiles spec. Wirtembergico. Tub. 1771. 4. p. 22-27. 
Uebrigens waren auch bier einzelne Fragen nicht unbeftritten. Gries 
finger (a. a. D. ©. 762) wollte fogar auch diefes Zofungsrecht wieder 
ausdehnen, und nah Analogie der angef. Landrechtsftellen behaupten, 
jeder Eigenthümer einer im Nießbraude eines Dritten ſtehenden Sade 
(au einer unbeweglichen) könne, wenn der Nußnießer die Sache gültig 
verfaufe (freilich ein Fall, der, außer gerade bei der hinterf. Fahrniß, 
nicht leicht vorkommen fann) dieſelbe löſen. Mit Recht erklärte fich 
Beishaara. a. O. $ 1194 dagegen. 

TIER. U.16$5 Weishaara ad. 6 1195, 1196. Enzlin 
ſtrich dieſes Loſungsrecht; es wurde aber bei der letzten Reviſion wieder 
hergeſtellt. — Auch hier wollte Grieſinger a. a.D. ©. 773 f. wieder 
ausdehnen, und in jedem Falle, in welchem überhaupt ein Nubnießer 
feine Nutznießung vertauft, dem Eigenthümer ein Lofungsrecht geben. 
©. dagegen wieder mit Recht Weishaar a. a. D.; auch ſchon Xeltere 
, B. Srommann, erflärten fi gegen eine folhe Ausdehnung. 

48) ©. oben ©. 316 Note 23. Mit fpezieller Rüdficht auf die dort 
angef. Mißbräuche fagt das AR. (I. 16 $ 2.): „Infonderheit aber follen 
die bißpero gewehrte Mißbräuch in Auslofungen ver verfaufften fahrenden 
Haab und Güter, ald: Tung, Strow, Kutter, Holz, Frucht, 
Bein, Biehe... . abgefhafft, vnd diß Orts die Handthilerungen 
mit Kauffen vnd Berfauffen frey gelaffen werben.“ — Auch das in Note - 
6 angef. GR. v. 1649 fagt, daß zwifchen Unterthanen „die Auslofung 


fahrender Haab nach Inhalt Vnſer LandRecht und Ordnungen Fein Statt 
finde,“ 


49) ER. I. 16 5 3, 
34 * 
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und fpätere Gefege gingen noch weiter. Aus einer einfeitigen 
und verwerflichen Nückficht auf inländifche Käufer fuchten fie 
bei wichtigen DBerfehrsgegenjländen die Concurrenz des Aus: 
landes möglichft abzufchneiden, beeinträchtigten aber dadurd 
den Producenten und mittelbar den wahren Nutzen des Landes 
aufs Empfindlichite, und hemmten die Production ftatt fie zu 
begünftigen. 

Es konnte nämlich nach den Gefegen diefes III. Zeitrau: 
mes ein Lojungsrecht gegen Faufende Ausländer ausgeübt wer: 
den 50: a) bei Häuten und Fellen, d. h., wiees wenigſtens 
(päter ausgelegt wurde 31, bei gegerbtem und ungegerbtem 
Leder. Hier können 5? inländifche Handwerker, welche folches 
Leder zu ihrem Gewerbe nöthig haben, „einen Theil“ — nad) 
der gewöhnlichen Auslegung fo viel, als fie zu ihrem Gewerbe 
nöthig haben — ® löſen; b) bei Wolle. Bon dem, was Aus: 
länder kaufen, fünnen die Handwerker, welche Wolle verarbeiten, 
und nach ihnen andere Bürger die Hälfte löfen 3; ec) bei 


50) Bon diefen Fällen handelt, jedoch ziemlihd mager, die im ber 
Note 46 angef. Diff. von Jäger. Gegen die Bewohner der Reichsftadt 
Eßlingen und ihres Gebiets wurden zu Zeiten durch Werträge mit 
Eßlingen, dieſe Lofungsredhte an Hanvdelsartifeln ausgefchloffen. Ein 
Bertrag diefer Art wurde 3. B. im J. 1764 auf 20 Jahre gefchloffen. 
Jaeger. c. p. 34. 

51) G.K. v. 5. März 1757 (das Wefentl. abgebr. bei Jaeger. c.p. 
27). Griefinger Comm. Bd. III. ©. 763, Not. b. 

52) Die oben ©. 316 angef. Stellen der L.O. (Tit. 59 $ 3—5) und 
das in Note 51 angef. G.R. von 1757. Unrichtig wird hier auch noch 
von Manden das (ungedrudte, in der oben Seite 382 Note 18 angef, 
Sammlung befindliche) G.R. v. 31. Aug. - 1737 für diefes Lofungsredt 
angeführt. Es handelt zwar vom Verkauf von Häuten und Fellen, fpridt 
aber gar nicht vom Loſungsrecht. 

53) Jaeger. c. p. 38, und nah ihm Griefingera.a.dD. ©. 
763. Weishaar Handb. fe und 2e Ausg. $ 1198. 

54) Die oben ©. 316 angef. Beftimmung der VI. u. VII. 2,9. wurde 
in einem GR. v. 28. Sept. 1696 (in der oben S. 382 Note 18 angef. 
Samml.) wiederholt, und dann auf die im Texte bemerkte Weiſe erwei⸗ 
tert dur ein G.R. v. 3. Mai 1740 (bei Hochſtetter Ertract ıc. Bd. 
I. ©, 90). Nie darf aber zum Zwede des Wiederverkaufs, fondern 
blog zu dem des Handwerks oder von andern Bürgern zu dem des Haud- 
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Frühtenund Wein, weldhe von den Beamtenaus ihrer 
Adminiftrationan Ausländer verkauft werden. Diefe kann 
jeder Einwohner löſen 5; ja es fcheint fogar, daß auch dann, 
wenn Unterthanen Früchte an Ausländer verkauften, den 
andern Unterthanen ein Rofungsreht zuftand 6%, Noch mehr 
waren die Ausländer d) bei dem für das Land fo wichtigen 
Kaufe von Wein beichränft. Im Lande foll der Ausländer 
neuen Wein gar nicht einlegen dürfen 5”. Kauft er neuen 
Wein zum Ausführen: fo können ihn zuerft die fürftl. Kams 
mern, nach "nen die Untertanen des Ortes, wo der Wein 
verfanft wurde, und nad diefen alle übrige Unterthanen 
dur Loſung mwegnehmen!® e) bei Leinfaamen. Kauft 
ein Ausländer „ein großes Quantum :“ fo können es „die Uns 
terthanen“ löfen®®; f) bei Drucdpapier. Das Lofungsrecht 
ftand den inländifchen „Buchdruckern und Buchführern“ zu 0; 


re —— —— —— 


bdrauchs gelöst werden. Hochſtetter a. a. O. Durch ein GR. v. 
31. Mai 1773 wurde die Ausfuhr der Wolle ganz verboten; allein ein 
GR. v. 1. Apr. 1784 ſtellte das alte Recht wieder her. Grieſinger 
a. a. O. S. 765. Riecke Gerichtsgefi. Th. II. ©. 663. 

55) Die G. R. bei Hochſtetter Ertract Th. I. ©. 55, 56. 

56) Dies geht aus dem G. R. v. 4. Dec. 1649 (bei Riede Gerichts. 
gef. Th. III. ©. 447) hervor, weldes eine unftatthafte Ausdehnung dieſes 
Rechts abſtellt. Auch die in Note 55 berüprten G.RR. fprechen dafür, 
Doc führt, fo viel ich finde, fein W. Schriftfteller, außer Frommann 
in der Note 3 ang. Diff. tbes 56, diefes Recht an Griefinger 
Comm. Bd. I. S. 760 Täugnet es ausdrücklich. Allein das GR. v. 
3. Aug. 1771, auf das er fich beruft, nennt blos die Auslofung, der 
Früchte zwifchen Einwohnern der verfhiedenen Aemter verfaf 
fungswidrig. 

57) Außer zum Hausbrauch, wenn fie im Lande collectable Güter haben, 
f. das in der folg. Note angef. G.R. v. 1706. 

58) ER. v. 38. Sept. 1706 (bei Riecke a. a. D. ©. 225—277), 
im BVefentlichen wiederholt in einem G.R. v. 30. Sept. 1710, und wieder 
eingefhärft im GR. v. 22. Sept. 1718 (bei Riede ©. 314), ferner 
— v. 28. Sept. 1735 u. 23. Sept. 1751 (bei Bernlager Bd. J. 

180 f.). 

39) Circulare v. 20. Oct. 1752, bei Gerſtlacher Bp. 1. ©. 183. 
Blos den Oelmüllern will diefes Recht einräumen Weishaara. a. 
D. $. 119. A. M. ift mit Recht bei der allg. Sprache des Gefebes 
Öriefinger Comm. Br. II. ©. 767. 

60) GR. v. 4. Mai 1763 in der ©. 382 Note 18 angef. Samml. 
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g) bei Flachs, Hanf und Garn Fonnten „jeden Orts 
Dbrigkeit oder die zu Führung des Garn: und Leinwandhan: 
dels legitimirten Entreprenneurs“ fremde Käufer auslöfen 9; 
n) bei Vieh. Diefes können die inländifhen Metzger dem 
Käufer durch die Lofung entziehen, Endlich wurde auch noch 
bei dem Pactvertrage ein Lofungsreht gegen Ausländer 
‚eingeräumt. Wenn fie eine Schaafweide pachteten, Eonnten 
fie von den inländiichen Schäfern ausgelöst werden ®®, 
Man hatte fomit zwanzig gefegliche Kofungsrechte, und 
. mehr als die Hälfte derjelben betraf bewegliche Sachen. 
Dennoch behaupteten unſre Schriftiteller, das Lofungsreht 
finde in der Regel blos an unbeweglihen Sachen ftatt, 
eine Behauptung, die bei dem eben Angeführten, und bei der 
beinahe einftimmigen Anſicht unjrer Schriftfteller, daß nad 
dem Landrechte durch Vertrag und legten Willen audy an be: 


u. theilw. abgebr. bei Jaeger. c. p. 33). Es wurde auf eine von 
den Stuttgarter Buchhändlern und Buchdrudern über theures und 
feltenes Papier erhobene Beſchwerde eingeführt | 

61) G.R. v. 18. Mai 1728 und wieder beftätigt im G.R. v. 28. Oct. 
1729 (Beide in der ©. 332 Note 18 angef. Samml.). Später wurde 
den Ausländern der Kauf von Hanfıund Flache fogar ganz verboten; 
G.R. v. 2. Mai 1751 u. 20. Nov. 1776, angef. bei Jaeger I. c.p. 32. 
Weiffer Recht der Handwerker $ 249. Beide Reſer. find in der oben 
S. 382 Note 18 angef, Hartmannfhen Samml. 

62) Beftritten war, ob das Loſungsrecht bei Vieh überhaupt oder 
blos bei Maftochfen ftattfand. S. Griefinger Comm. Bd. I. ©. 
767—769, der aber, wie überhaupt die W. Scriftfteller, über diefe 
Frage die Gefege nicht durchaus genau nachſah. Ein ER. v. 16. Oct. 
1621 räumt den inländifhen Mesgern und nad ihnen allen Untertanen 
ein Loſungsrecht bei allem Vieh, das ind Ausland verkauft wird, ein; 
ein G.R. v. 17. März 1762 fpricht blos von einem den inländifchen 
Metzgern an Maſtochſen zuftehenden Lofungsredt; ein GR. v. 21. 
Det. 1763 gibt den inländiihen Mesgern „durchgängig bei allen Bird- 
täufen in,dem Lande ein Borfaufd- und Ausloſungsrecht.“ Die bei dieſer 
Brage von Manchen auch noch angeführten G.RR. v. 19. Jan. 1764 u. 
15. Mai 1765 handeln gar nicht vom Loſungsrecht. Alle angef. Referipte 
finden fih in der ©. 332 Note 13 angef. Hartmannfıhen Samml. 

62a) Deer. v. 1. Oct. 1746. Vrgl. Riede a. a. O ©, 482. Grie— 
finger a. a. D. ©. 370. Rote tt. 
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weglichen Sachen Loſungsrechte beftellt werden können 8, fi 
nicht recht begreifen läßt 8a. 

I. Die zweite Begründungsart des Lofungsrehts war 
die durch Feitfegung der Privaten, fey e8 durch Vertrag (ver: 
tragsmäßiges, bedungenes, oder wie das Landrecht es nennt, 
anbedingtes) oder dur legten Willen (f. g. teitamens 
tariſches. 

Nach gemeinem Rechte kann ein wahres, gegen den drit: 
ten Erwerber der Sache wirkſames, Lofungsrecht durch bloßen 
Dertrag nicht bejtellt werden %*, Einen anderen Weg ging 
das Württ. Recht. Schon nach den alten vorlandredtlichen 
Gebräuchen vieler Württ. Orte Eonnte man durch Dertrag 
Loſungsrechte beftellen, ja nad den Rechten mancher Orte 
war DBertrag die einzige Art und Weile, wie Lofungsrechte 
entjtehen koanten ®, und Chriftoph anerkannte in feinen 
Zandesordnungen dieſe Entftehungsart als eine allgemein 








63) Griefinger a. a. DO. ©. 370 Note w und die dort Angeführten. 
Brol. die folgende Note. 

63a) Man bezog fih auf EUR. II. 16. $. 2. Zunächft aber will diefe 
Stelle blos die Mißbräuche abfhaffen, welche früher durch Ausdehnung 
gefegliher an Liegenfhaften ftattfindender Lofungsrechte auf bewegliche 
Sahen eingeriffen waren. Dabei geht allerdings die Stelle davon aus, 
daß Lofungsrechte in der Regel blos an unbeweglichen Sachen zuläßig 
feyen, und den gleichen Grundfaß ftellten Heiden und Haug auf. Wenn 
diefes aber unfre Schriftfteller anerkannten; fo hätten fie nur in fo weit 
Ausnahmen zulaffen follen, als fie das Gefeg ausdrüdlih macht. Bei 
der anbedingten Lofung aber macht das Gefeg keine Ausnahme, d. h. 
geftattet nirgends auch bei Fahrniß die Feftfegung derfelben, fpricht viel 
mehr bei verfelben blog von einem Gute, ein Ausdruck, der nur auf 
liegenfchaft geht. So wurde daher die gefegliche Regel bei den gefepli- 
den Lofungsrechten durch die Gefeßgebung felbft, welche die Zahl der 
Ausnahmen über die Zahl der regelmäßigen Fälle feßte, und bei den 
vertragsmäßigen und teftamentarifchen Lofungsrechten durch die Jurispru—⸗ 
benz aufgehoben! 

64) Wolfg. Ad. Schoepff D. de retractu conventionali et testamen- 
tario. Tub. 1758 (44 pp.) 4. Die Schrift ift übrigens nicht jehr zu 
rühmen. 

64a) Eichhorn Deutſches Privatr. $ 101. Phillips Grundſfſ. d. 
deutſch. Privatrechts 2e Ausg. 1838. B. 1. $ 77. ©. 490. Mitter 
maier Deutfch. Privatr. Je Aufl. 1838. $ 286. 

65) Oben ©. 308. 
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gültige. Hieran ſchloß fih nun auch das III. Landrecht an. 
Es gibt einige befondere Normen für das vertragsmäßige 
Lofungsreht, behandelt es aber im Zweifel ganz nad) den 
Grundfäßen des gejehlichen Loſungsrechtes, und legt ihm deß— 
halb auch durchaus dieſelben Wirfungen gegen dritte 
Erwerber der Sache beiz weldhe die gefegliden 
Loſungsrechte haben %. Und doch foll ein folches Recht, 
das wenigftens in feinen Wirkungen den dinglichen gleichfam, 
nad) dem Yandrechte durch blogen Vertrag, ohne Eintrag 
in die Öffentlichen Bücher, entitehen. 

Bei den „anbedingten Loſungen“ unterjcheidet das Fand: 
recht, wie dieß auch ſchon vorlandrechtliche Gebräuche und die 
Gerichte bis zum III. Landrecht thaten 6® , noch bejonders die 
f. g. anbedungene Erbloſung — wenn bei Erbtheilungen die 
Miterben ein Loſungsrecht an den ererbten Sachen ausbedin: 
gen — und fest bei ihr zwei befondere Grundjäge feit. Es 
follen nämlich bier auch die „Descendenten und Leibserben‘ 








66) Auffallend ift, daß ginige wenige Württ, Schriftſteller, }. 8. 
Bocer, behaupten wollten, nah Württ. Recht gebe eine bedungene 
Lofung, mit Ausnahme der Erblofung, nicht ein Recht gegen den dritten 
Erwerber der Sache, und daß fogar Weishaar Handb. 1 u. 2e Ausg. 
& 1210., 3e 4. $ 1093. diefe Anfiht nach dem Landrechte für richtig 
bält, und die entgegengefegte blos als eine nun einmal allgemein ange 
nommene und durch Prajudicien unterftüßte behandelt. Man darf nur 
in dem Titel von Lofungen (L.R. H. 16.) den $ 1. 9. 12. und befonders 
14. lefen, ferner die $$ 2%6—30., welde am Scluffe der Lehre von 
den Lojungen ganz allgemein in Beziehung auf alle voranftehende (geieplice 
und bedungene) Lofungen fprechen, und den $ 13. u. 22. vergleichen mit 
den auch auf die anbedingten Loſungen ausdrüdlich bezogenen S$ 3-2. 
und wirb dann finden, daß in ihnen aufs Klarfte ausgefprochen ift, die 
felben Wirkungen, welche das gefetliche Loſungsrecht habe, habe au 
das bedungene. Auch zweifelten hieran die Württ. Gerichte nie. Vrgl. 
auch Schoepff I. c. p. 15, 16 und Griefinger Comm. 8. Il. 
S. 860 f. (bei welhem nur das über das gemeine Recht Gefagte unrid- 
tig it). Den „theoretifhen Grund“ aber, von dem Weishaara. a, 
D. glaubt, daß er fib für die letztere (richtige) Anficht etwa now 
anfiihren ließe, kann man nicht zugeben. Es beruht auf einer unzuläßigen 
Suppofition, die zu ganz eigenen und fehr weitgreifenden @onfequenzen 
führen würde. 

66a) S. vben ©. 308, 317 bei Note 25. 
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der Miterben daffelbe Lofungsrecht haben, wenn gleich ihrer 
im DBertrage Feine Erwähnung gefchehen ſey 67; wenn aber 
die Sache einmal veräußert worden ſey, ohne daß ein Bes 
rechtigter von feinem Lofungsrechte Gebrauch gemacht, nod) 
e8 fich für einen jpäteren DBeräußerungsfall vorbehalten habe: 
jo ſolle das Loſungsrecht erlofchen ſeyn 8. Diejen legteren 
Grundfag dehnten die Schriftfteller gewöhnlich auf alle be— 
dungene Loſungsrechte aus, weil dieſe bei der Erblofung, die 
doc bejondere Begünftigung verdiene, feitgejeßte Beichränfung 
um jo mehr in anderen Fällen ftattfinden müſſe 9, behandelten 
ihn aber. dabei — gegen den wahren Ginn des Landrechts — als 
etwas blos im Zweifel Geltendes, fo daß die Eontrahenten, 
jelbjt bei der Erblofung, ganz gültig das Gegentheil jollen ver— 
abreden können "0; den eriteren Grundjaß dagegen fahen fie für 
eine befondere Beichränfung der Erblofung an, indem fie 
annahbmen, das bedungene und teftamentarifche Loſungsrecht 
vererbe fich unbeſchränkt 7!, nur bei der Erblofung ſey die 
Bererbung, wenn nichts anderes verabredet worden, auf Descen— 
denten beſchränkt, während fchon die Eonjequenz fie hätte dahin 
führen follen, alle Vererbung beim anbedingten Lojungsrechte 





67) L.R. 1. 16. $ 15. Haug batte angetragen, die Vererbung auch 
bei den Seitenverwandten bis zum zehnten Grade eintreten zu laflen. 
Aber Enzlin ſtrich diefes, und beſchränkte das Recht auf „Kinder erften 
Grades.” Bei der letzten Revifion wurden dann Descendenten überhaupt 
geſetzt. Vrgl. auch ©. 308, 309. 

68) ER. U. 16. $ 16. Enzlin war mit Recht gegen die Zuläffigfeit 
eines Borbehalts in diefem Falle, und ftrich die betreffende Stelle. Allein 
auf einen fpäteren Antrag Haugs wurde fie (nur in geänderter Faffung) 
wieder aufgenommen, Vrgl. auh Griefinger Comm. B. 11. ©. 876. 

69) Griefinger a. a.D. ©, 877. Weishaar Handb. 1 u. 2e 
Ausg. $ 1208. A. M. war Schoepffl. c. p. 32, 33. 

70) Griefinger a.a.D. ©. 876 Note i. Weishaar a. a. DO. und 
die von Diefen Angeff. Dieß ließ ſich noch weniger rechtfertigen. Denn das 
Landrecht ſprach den Satz bei der Erbloſung als einen ganz unbedingten, 
präceptiven aus, und begriff ihn keineswegs unter denjenigen, deren Ab» 
anderung der Privatwilltühr anheimgeftellt wurde. Vrgl. ER. U. 16. 
$ 16. mit $ 13. ebendaf, Der gleichen Anfiht war Heiden in feinem 
Berichte, auf den au bier Haug fich beruft. 

11) Öriefingera.a. O. ©. 873 und die dort Angeff. Weispaar- 
a. a. O. 5 1208. 
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auszufchließen, und nur bei der Erblofung die angeführte 
Ausnahme zuzugeben 72, 

Herrichte über dieje Fragen und darüber, daß durch Der: 
trag ein Loſungsrecht blos dann beftellt werden könne, wenn 
das Eigenthum der betreffenden Sache auf einen Andern 
übertragen werde 3, im Ganzen wenigitens in der fpäteren 
zeit ziemlich Einigkeit: fo war dagegen Anderes beim anbe 
dingten Loſungsrechte vielfach beftritten. Go die Frage, ob 
der Vertrag fchriftlicy errichtet werden müffe *, und wie weit 
durch Privatwillführ die von den Gefeßen über das Lofungs: 
recht aufgeftellten allgemeinen Grundſätze abgeändert werden 
fönnen. Das Landredht räumt hier der Privatwillführ jehr 





72) Denn wenn fie einmal den bei Note 69 angeführten Grund geltend 
machten: fo konnten fie auch in diefem Punkte bei den übrigen anbe- 
dingten Lofungen doch nicht mehr einräumen, als bei der Erblofung! 
Uebrigens waren auch die Berfafler des Landrechts nicht conjequent. 
Heiden ging von derlinvererblichkeit des Lofungsrechts aus, und madte 
bios bei der Erblofung aus befonderer Rüdfiht auf das Verhältniß der 
Verwandten zu den Erbgütern eine Ausnahme, und fo hing Alles gut 
zufammen. Haug dagegen ging von der unbefchräntten Bererblicfeit 
des anbedingten Lofungsrechtes aus; dazu paßte dann aber gar nicht 
mehr eine beſchränkte Bererbung der anbedingten Erblofung. Denn 
warum follte bei diefer der Vertrag weniger wirken, als in anderen 
Fällen? während man bier doch urfprünglich begünftigen wollte. Allein 
die Ausnahme, melde im Sinne der Begünftigung gefegt wurde, blieb 
ſtehen, und erhielt nun gerade den entgegengefegten Sinn, den ber Be: 
fohränfung ver Erblofung gegenüber von den übrigen anbedingten Lofungen. 

73) Afo nur dur einen bei der Veräußerung der Sache abgeſchloſſe— 
nen Nebenvertrag. Griefinger a. a. D. ©. 863, 866 f. Bei 
haar a.a.D.$1205. Man leitete diefes her aus UR. 1.16. $ 12.... 
„wa in Erbtheilungen, oder fonften bei den getroffnen Käufen vnd Con 
träcten der Loſung halber etwas anbedingt, abgeredt, ond beſchloſſen 
würdt“, und aus L.R. U. 16. $ 1. „Item die anbedingte Lofungen, da 
in Bertheilung der Erbfchaften gemeinlich son den Erben, oder fonft im 
Berkauffen, Taufchen oder andern Gontracten, die Rofungsgerechtigkeit 
anbedingt ꝛc.“ 

74) In ER. U. 16. $ 12 wird diefes den Unterthanen gerathen, 
aber nicht vorgefhrieben. Manche, wie Besold, Hochstetter, 
Frommann nahmen es als unbedingte Vorfehrift. In der urfprüng- 
lihen Faffung lautete die Stelle als Vorſchrift. Allein Enzlin 
änderte auch hier wieder die Faſſung. 
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viel ein, ohne gehörig zu bedenken, daß hier die Verabredung 
der Parthieen auf die Rechte dritter Perfonen, des dritten 
Erwerbers der Sache, wefentlich einwirkt. Und doch follen 
nah dem Landrechte die Parthieen, welche das Loſungsrecht 
feſtfetzen, ganz nad Belieben die Berjährungszeit und 
die Leiftungeh und die Rechte des Löfers gegen den dritten 
Erwerber beftimmen können 7°. Biele wollten aber noch weiter 
gehen, und den Parthieen das Necht geben, aud) bei folchen 
Beräußerungsfällen, bei welchen in der Regel die Loſung aus— 
gefchloffen ift (unten Note 97 f.), die bedungene Loſung eintreten 
zu laſſen 76, 

Bon teftamentarifhen Lofungsrechte fpriht das 
gandrecht nicht 7”. Allein man zweifelte nicht, daß auch in 
teten Willen ein Lofungsrecht vermacht werden fünne, und 
begriff gewöhnlich unter dem bedungenen Lofungsrechte, wie 
ihon die Praris des XVI. Jahrhunderts, auch diejes let: 
willige, und das beftimmtefte Gemwohnpeitsrecht befräftigte 
diefe Anſicht. Nur ftritt man über Einzelnes, bejonders dar- 
über, ob beim teftamentarifchen Lofungsrechte gegen den drit— 
ten Erwerber die Retractsklage ftattfinde. Die, welche es 
(äugneten, fuchten, freilich auf eine ganz unzuläßige Weile, 
dadurch zu helfen, daß fie dem Löſer jtatt der Retractsklage 
eine — rei vindicatio und eine hypothecaria actio gaben, die 
noch dazu erft in dreißig Jahren verjähren follten 78! 





75) ER. II. 16. $ 13. 22. Aendern fie in diefen Beziehungen bie 
gefeglichen Beftimmungen:: fo nannie man das bedungene Lofungsrecht 
ein irreguläreg (retractus conv. irregularis), fonft ein reguläre®. 
Schoepff in der angef. Diss. p. 9. Griefinger a. a. D. S. 869. 

76) Bejaht wurde e8 3. B. von Shoepffl. c. p. 17 sq. p. 39 und 
Griefinger a. a. O. ©. 870, 877; mit Redt bagegen verneint von 
Weishaar Handb. 1 u. 2e Ausg. $ 1207. 

77T) Heiden begriff unter der anbedingten Lofung auch die teftamen- 
tarifhe, und Haug hatte wohl deßhalb nichts darüber angetragen. Die 
Kommiffion aber befchloß einen Artikel des Inhalts, daß, was von ber 
bedungenen Lofung im L.R. beftimmt fey, auch von der im legten Willen 
geordneten gelte. Allein Enzlin ftrich diefen Artikel. 

73) So z. B. Schoepff in der in Note 64 angef. Diss. p. 38 u. 42, 
der die hypothecaria actio (auf unbedingte Herausgabe der Sache) und 
Bocer Diss. Class. ill. diss. 22. thes. 34., der die rei vindicatio geben 
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Noch mehr Streit und Zweifel aber herrfchte über die 
allgemeinen gefeslichen Grundfäße felbft, welche bei allen Arten 
von Loſungen, den gefeßlichen wie den bedungenen, ſey «8 
unbedingt, ſey es in Mangel näherer Verabredung zur An: 
wendung kommen follten. Bor dem III. Landrechte hatte die 
Geſetzgebung diefe wichtigen Fragen beinahe ganz mit Gtill: 
Ichweigen übergangen. Bei der Berfaffung des III. Landrechts 
war man durch die Erfahrung und durch die Berichte der 
Städte und durch Heidens Arbeit auf die Lücke aufmerkjam 
gemacht, und man fuchte fie zu ergänzen; allein es geſchah 
nur theilweife und mit manchen Ungenauigkeiten. 

Eine Hauptfrage war zunädhft die, innerhalb welcher 

Zeit eine Loſung ausgeübt werden müffe. Die Gefebgebung 
vor dem III. Landrecht hatte diefe Frage allmählig ziemlich 
ausreichend beantwortet. Für die Landlofung hatte die Yan: 
desordnung eine Monatsfriit, für die der hinterfälligen Fahr: 
niß das II. Landredht eine Frift von 14 Tagen, und für die 
Marflofung das I. Landrecht, und für die anbedingte und die 
Zinslofung ein Gefeg von 1594 7 eine Verjährung von Jahr 
und Tag feftgefegt. Das IH. Landrecht blieb hierbei ftehen. 
Es wiederhohlte die Friſt von 14 Tagen bei der Loſung der 
hinterfälligen Fahrniß 9 und die Beftimmung, daß die „Zins: 
anbedingten und Marklofungen“ in Jahr und Tag von der 
Zeit an verjähren follen, in welcher der Löſer von der Ders 
äußerung der Sache Kenntniß erhalte 9. Wie follte es aber 





will. ©. dagegen Griefingera.a.D.© 881 f. Weishaar Hdb. 
1u,2e Ausg. $ 1206. Griefinger verbreitet fih ausführlich über das 
teftamentarifche Rofungsrecht in f. Comment. B. II. S. 3878-88. Er 
nennt biefe Erörterung „eine Seffion über Schöpff,” weil durd diefen 
diefe Lehre „häßlich verunftaltet“ worden jey. 

79) Oben ©. 313 Note 27. 

80) L. R. IV. 5. 8 7. 
81) L.R. U. 16. $ 22. Vrgl. Eichhorn Deutſch. Privatr. $ 176. 
Das Jahr und Tag des Landrechts nahm man aber nie im Sinne des 
Sädfifhen Rechts für 1 Jahr, 6 Wochen und 3 Tage, ſondern ſtets nur 
für 1 Jahr, bei Scaltjahren den Schalttag mit eingerechnet, und 
24 Stunden Noch einige nähere Beflimmungen über die Zeit, von 
welcher die Verjährung zu laufen beginnt, gibt ER. a. a. O. $ 3-2. 
Drol. Weishaar a. a. D. $ 1129 f. 
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bei den übrigen ſchon beſtandenen und bei den vom III. 
Landrecht neu eingeführten Loſungsrechten gehen? Daran 
dachten die Reviſoren des Landrechts nicht. Namentlich fragten 
bald nach der Publication des Landrechts mehrere Gerichte 
dringend an, wann denn die Schuldenloſung verjähre, und 
die Regierung machte auch Anſtalt, die Frage geſetzlich zu 
entſcheiden, kam aber am Ende doch nicht dazu 8. Ebenſo 
war die Verjährungszeit bei der Landloſung, hier freilich 
ſehr mit Unrecht, beſtritten. Viele nahmen gegen alle richtige 
Interpretationsgrundſätze an, daß auch auf die Landloſung 
die vom Landrechte für einige Loſungen feſtgeſetzte Friſt von 
Jahr und Tag anzuwenden, und die von der Landesordnung 
feſtgeſetzte Verjaͤhrungszeit durch das III. Landrecht aufgehoben 
worden ſey 8. Selbſt der oben Note 15 angeführte Staatsvertrag 





82) Die Anfichten der Schriftſteller waren hier fehr verfchieden. Lau- 
terbach Disp. ad part. II. jur. prov. W. $ 73 nimmt 1 Jahr (nicht Jahr 
und Tag) als Verjährungszeit; Schwarz (Loſungen $ 60.) meint, der 
Schuldner müffe fogleih, nachdem er von der Ceſſion Nachricht bekommen, 
löfen; Biele aber (4.3. Grass D. de retract. part. $ 22, Griefin- 
ger a. a. O. ©. 77, Weishaar a. a. D. $ 1203) hatten feinen 
Zweifel, daß die Zeit von Jahr und Tag auch hier einirete. Doch waren 
ipnen die früheren Berhandlungen über diefe Frage unbekannt. Schon 
am 23. Zul. 1615 fragten Vogt, Bürgermeifter und Gericht von Schorn- 
dorf an, wann denn bei diefer Lofung die Verjährung eintrete ; Manche, 
führten fie an, meinen in 8, Andere in 14 Tagen, Andere in einem 
Monat, Andere in Jahr und Tag. Das Hofgericht gab über die Frage 
ein, 24 Foliofeiten ftarkes, Gutachten an die Negierung, und entfchied 
Ah für vier Wochen; es führte unter Anderem auch ald Grund an, 
weil „alle Loſung widerrerhtlich, arg. 1. 14. C. de contrah. emt.” Allein 
fein Antrag, diefe Verjährungsfrift in einem Gefege zu verfündigen, blieb 
unberüdfichtigt. Im Jahr 1621, fragten wieder mehrere Gerichte dringend 
an, wie fie denn entfcheiden follten, und nun erhielten Bocer und 
Bayer den Auftrag, zu berichten, wie hierin das Landrecht zu erläutern 
fey. Ihr Gutachten (vom 16. Zul. 1621) aber, in welshem fie das angef. 
Hofgerichtsgutachten beinahe wörtlich abfchrieben, fcheint mit den Anfragen 
lediglich ad acta gelegt worden zu feyn. Dieb aus Archiv-Urk. 

83) 3. B. Schoepff D. de retractu territ communi. p. 20, der noch 
eine Reihe anderer, zum Theile ganz mwunderlicher, Gründe anführt, 
Öriefinger Comm. B. III. S. 916. Der Letztere überfah, daß die im 
IM. ER. für die Zins-, Mark- und anbedingte Loſung feftgefeßte Zeit 
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icheint durchaus von der gleichen Anficht auszugehen *. Bei 
den übrigen Lojungsfällen wendete man gewöhnlich die 
(andrechtlihe Verjährungsfrift an 85, Bei dieſer Friſt unter: 
ſchied das Landrecht noch die ſ. g. Monatsloſung. Wird 
in den erſten 4 Wochen gelöst: jo kann der Löfer mit dem 
Gute auch die Früchte des. erften Jahres verlangen, nict 
aber, wenn erft nad) Verfluß von 4 Wochen die Loſung aus: 
geübt wird, | 

In Beziehung auf die bei Ausübung des Lojungsredts 
zu beobachtenden Formen fnchte das Landrecht durch eine 
Reihe genanerer Beftimmungen die Küche des früheren Rechts 
zu ergänzen #7, Allein hundert Jahre fpäter Flagt ein Geieh, 
daß fo yiele weitläuftige und foftbare Prozeffe befonders dep: 
halb entſtehen, weil die Unterthanen jene Beftimmungen de 
gandrechts nicht verftehen, und daß „bei den meiften Gerichten 
ganz irrige und widerrechtliche Meinungen über jene Formen 
obwalten,“ und jucht deßhalb fie theils deutlicher zu geben, 
theils in Einigem genauer zu beftimmen. Nach diejem Ge 
fege 8 muß der Löſer „dem Käufer den Kauffchilling, wie 
folcher baar oder zielweife pure aut conditionaliter verglichen, 
fammt dem Weinkauf ® und was fonft gebührlich aufgegangen, 


— — — — — — —— 


von Jahr und Tag nicht erſt durch das dritte L.R. eingeführt 
wurde, ſondern ſchon vor dieſem beſtand. 
84) Er ſetzt gegen bie Rorderöfterreichifihen Unterthanen , die er dod 
jedenfalls nicht härter behandeln wollte, als andere Ausländer, dieſe 
Friſt feſt. Indeſſen berührten die ſes Argument unſre Schriftſteller nicht. 
85) Von dieſem Grundſatze und überhaupt davon, daß die Berjährung 
von Jahr umd Tag durchaus im Zweifel einzutreten habe, fcheint auf 
das in Note 88 angef. Gef. v. 1739 auszugehen. Weber die teftamenta- 
rifche Lofung vrgl. bei Note 78. 
86) ER. II. 16. $ 22-25. 
86a) Wolfg. Ad. Schöpff_D. de eo, quod justum est circa obla 
tionem atque depositionem pretii in retractu. Tub. 1748 (26 pp.) % 
Griefinger Comment. 3. I. ©. 923-952. Weishaar Hob. 1u.2 
A. $ 1113— 1132. 
87) ER. 11. 16. $ 26-30. 
83) G.Reſer. v. 29. Mai 1739; abgedr. bei Riecke Gerichtegefl 


Sp. I. ©. 433— 440. 
89) Ueber die Frage, wie viel als Wein- oder Leutkauf (da 
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wirklich zu bezahlen anbieten, und da er der Loſung ftatt thun 
und das Geld annehmen will, ihm gleich auch darzählen; 
wo aber der Käufer der Lofung nicht ftatt geben, noch die 
angebotene Bezahlung annehmen wollte, joll der Löfer das 
Geld fammt dem Weinkauf, fo er zu hinterlegen begehrt, den 
Amtleuten, Bürgermeifter und Gericht, das ift, 
vor einem ganzen gefeflenen Gericht, nicht aber vor deffen 
einzelnen Perfonen, oder, wo er diefen Weg der gerichtlichen 
Deppfition nicht erwählen wollte, vor foniten zwei ehrbaren 
Männern, die er als Depofitarivs bejonders dazu zu erwählen 
und zu erbitten hat, darzählen, und wann es aljo darge. 
zählt, in einen Sack oder Beutel oder auch in einem Papier 
gleich obfigniren und verpitjchirt hinterlegen, auch daffelbe bis 
zu Austrag des Handels unangegriffen liegen laflen“ 9%, Die 
geringfte Verfehlung gegen dieſe Formen zog Derluft des 
Lofungsrechtes nad fih. Und doch war und biieb über diefe 
Formen noch Manches beftritten, 3. B. ob Compenfation bei 
der Zahlung zuläßig jey?!, wie es zu halten jey, wenn der 
Kauf auf Zieler gefchloffen worden %, wem und wie im 
Nähere über diefes Inftitut f. im praftifchen Theile) in Anrechnung ge— 
bracht werden könne, entfland viel Streit. Deshalb und weil auch in 
andern Berhältniffen (wenn ein Verwalter fremden Bermögens Theile 
deffelben zu veräußern bat) die gleiche Frage häufig entftand, beftimmte 
ein G.Refer. v. 3. April 1745 (abgedr. bei Riecke Gerichtsgefl. Th. IT. 
©. 478) das in Anrechnung zu bringende Maaß des Weinfaufes bei 
Loſungen und bei Berfteigerung von Oant », Wittwen », Waifen » und 
Commungüterftüden näher. Für die Verfteigerung von Commungüterſtücken 
wurde fpäter in der Commun-O. (Kap. 3. Abfchn. 3. $ 5. ©. 76) das 
zuläßige Maaß noch mehr herabgefeßt. Ilnbegreiflich ift, wenn Griefin- 
ger Eomm. 3. II. ©. 573 glaubt, die Commun-D. müffe hier aus dem 


(älteren) G.Refer. v. 1745 verbeffert werben, und ihre Befimmung 
deßhalb für unanwendbar erklärt. 

90) War durch diefe Depofition die Verjährung des Lofungsrechts unter« 
drohen: fo mußte dann innerhalb Jahr und Tag, von der Depofition 
an gerechnet, die Loſungsklage angeftellt werden. ER. U. 16. $ 29. 

9) Bejaht wurde e8 3. B. von Schöpffll. c. p. 16, verneint von 
Beispaar Handb. 1 u. 2e Ausg. $ 1115. 

92) Vrgl. Griefinger Comm. 3. II. ©. 931 f. mit Weishaar a. 
a. O. $ 1118. 
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legteren Falle Caution zu beitellen jey® und Anderes, und 
die Formen felbft gaben zu einer Menge von Chifanen Ber: 
anlaſſung. 

In der Natur der geſetzlichen Loſungsrechte lag es, daß 
ſie nur von Dem ausgeübt werden können, in deſſen Perſon 
die beſonderen Vorausſetzungen, unter welchen und wegen 
welcher das Loſungsrecht vom Geſetze ertheilt wurde, zutra— 
fen, daß ſie alſo nicht an Andere abgetreten, noch für Andere 
ausgeübt werden können. Aus guten Gründen aber ging das 
Landrecht noch weiter. Es ſoll nach ihm kein Loſungsrecht, 
alſo auch nicht ein anbedingtes, zu Gunſten Dritter ausgeübt, 
Dritten niht „zu. Gutem gelöst« werden können ä», und. 
daraus folgte dann von felbit, daß noch weit weniger ein 
—Loſungsrecht an Dritte abgetreten werden konnte. Allein 
diefe Beſchränkungen wollten unfren Gelehrten und Gerichten 
nicht recht zufagen. Gie nahmen beinahe einflimmig die vere 
tragsmäßigen und teftamentariichen Lofungsrechte aus. Diefe 
follen zu Gunften Dritter ausgeübt ® und felbft, mit Ausnahme 





93) Vrgl. Weishaar a.a.D. $ 1119—1121 und die dort Angeführten. 

94) ER. I. 16. $ 32. Nur den iojungsberectigten Eltern erlaubte 
das in Note 83 angef. Gefeb von 1739, ihr Recht zu Gunften ihrer 
Kinder auszuüben. Auch verftand es ſich von felbft, daß für einen Drit- 
ten, wenn er ebenfalls Lofungsberedhtigter war, das Recht aus— 
geiibt werden konnte, Öriefinger a.a.D. ©. 958 und 2.R. $ 32. cit 
Brol. auh G. Phillips Grundfl. des gem. D. Privatr. 2e Ausg. 1833 
3,1. $ 77. Note 19. 

95) ©. Öriefinger a. a. O. S. 957, Weishaar a. a. O. $ 1106, 
4110, und die von Griefinger Angeführten. Nur fehr Wenige, z. ©. 
Besold Diss. ad part. II. J.P.W, $ 124. fheinen gegen folche Ausnah— 
men zu fepn. Genügende Gründe für folhe Ausnahmen fonnte man 
freilich nicht beibringen. Dafür, daß das Landrecht den Grundſatz als 
einen ganz allgemeinen, für alle Lofungsrechte gültigen feftfegen wollte, 
forach befonders auch noch der Umſtand, daß der Sat ganz am Schluſſe 
der Lehre von den Lofungen ausgefprochen wurde. Und doch entzog man 
eine Reihe von Fällen aus einer angeblichen ratio legis der beſchränkenden 
Bekimmung des klaren Geſetzes. Nach manchen vorlandrechtlichen Ge— 
bräucden, z. B. in Stuttgart, mußte, um einer Ausübung des Loſungs— 
rechts für Dritte vorzubeugen, der Löſer das gelöste Gut Jahr und Tag 
fang behalten. Veräußerte er es vor diefer Zeit: fo fonnte Derienige, 
dem er es durch die Loſung abgenommen hatte, es wieder an fich ziehen. 
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der anbedingten Erblofung, an Dritte abgetreten % werden 
fünnen. 

Endlid gab es noch andere wichtige allgemeine Fragen, 
bei denen es dem Landrechte nicht gelang, zu einem feften und 
fiheren Rechte zu führen. Ueber die wichtige Frage, bei wel: 
hen Veräußerungen ein Lofungsrecht überhaupt geltend ge— 
macht werden könne, äußert es fich fehr unbeſtimmt “, und 





Haug ſchlug die Aufnahme diefes Grundſatzes in das Landrecht vor; 
allein fie unterblieb, 

96) Mich. Grass D. de cessione jur. retractus, occassione et pro 
illustrat. jar. prov. Wurt. P. II. tit. 16. $. ult. Tub. 1713 (16 pp.) 4. 
$ 22 sq. Griefinger a a. O. ©. 387. Weishaar a. a. O. 
$ 1109, 1110, 1211, Ein Theil führte dafür an, daß Rechte aus Ver— 
trägen und letzten Willen überhaupt abtretbar feyen, Andere auch den 
falfihen Saß (gegen den fih mit Recht ſchon Grass I. c. erklärt), was 
vererblich ſey, ſey ceffibel, und was nicht vererblich fey, fey nicht 
ceffibel; und daß das bedungene Loſungsrecht frei vererbfich fep, nahm 
man ja an. Das Landrecht wollte hierüber, wie aus der Rubrif des 
$ 32, eit. hervorgeht, eine Beftimmung geben; Griefinger meint, fie 
fey den Berfaffern in der Feder geblieben, weil im Terte des $ nichts 
vonder Eeffion feht. Allein der $ entfcheidet indirect die Sache auf das 
Unzweifelbaftefte. Haug hatte eine Beftimmung vorgefihlagen, die aber 
fhon deßhalb nichts taugte, weil fie fih den Worten nach blos auf 
Zins- und Marflofung (nicht auch auf die übrigen gefetlihen) und auf 
Erblofung bezog. Sie wurde daher (fchon in der ©. 340 Note 22. a. 
E. angef, Handſchrift) mit Necht geftrühen, aber nichts an ihre Stelle 
gefeßt, und auch dieß nicht mit Unrecht; denn da der $ dem Loſungs— 
berechtigten fogar die Ausübung feines Rechts zu Gunften eines Dritten 
unterfagte: fo lag darin ganz von felbft und noch weit mehr, daß er 
fein Recht nicht an Dritte ganz abtreten fünne. Daß die BVerfaffer des 
Landrechts fo dachten, ergibt fi auch daraus, daß in der Handſchrift 
neben der durchſtrichenen Stelle auf dem Rande ſteht: superflua. 

97) Es wurde fhon oben ©. 311 Note 10 bemerkt, daß bei biefer 
drage das I. Landrecht durh das zweite mefentlich verbeflert wurde ; 
allein das III. Randrecht kehrte zur Beftimmung des erften zurück. Heiden 
meinte, auch beim Tauſche müfle das Lofungsredht ausgeübt werden 
fönnen, und zwar unter Berufung auf das zweite Lanprecht und die 
Landesordnung, welche doch blos beim Kaufe die Ausübung des Rechts 
zugaben. Haug aber und die Commiffion traien ihm bei, und bezeich- 
nen daher bei der Marflofung (IR. II. 16. $ 17. f. oben ©. 311 Note 
10) die Veräußerungsfälle, welche zur Loſung berechtigen follen, durch 
„Kaufen, Berkaufen oder Vertauſchen“; Enzlin firi bei feiner erften 
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man ftritt daher fehr, ob das Recht blos ausgeübt werden könne 
beim Verkaufe der Sache und verfaufsähnlichen Gejchäften $, 





Revifion (oben ©. 341 Note 25) mit Recht das Vertauſchen meg; 
allein bei feiner zweiten Nevifion änderte er die Faflung des $, 
und bezeichnete die Veräußerungsfälle durch: wenn „ein liegend Gut... 
verfauft oder fonften verändert” wird. Im Uebrigen fpricht 
das Landrecht immer blos von einem Berfaufe, Nur feßte Enzlin 
bei der Erblöfung dem Worte „verfauft” auch wieder die Worte „oder 
verändert” bei. Durch dieſe Enzlin’fchen Aenderungen wurde bie 
Sache erft recht zweifelhaft. Sollte man annehmen, Enzlin habe 
Haugs Anficht gemißbilligt? Im Gegentheil! Da er flatt vertaufcht 
fegte „oder fonften verändert,“ diefe Worte aber ja fo viel fagen, 
als: „oder fionft auf irgend eine Weife veräußert,“ fo mußte 
man annehmen, er habe nicht blos noch beim Tauſche, fondern bei 
jeder Veräußerung dem Lofungsrecht flattgeben wollen, ein Grundfaß, 
der freilich zu den wunderlichften Eonfequenzen hätte führen müffen, ven 
‚übrigens aus allgemeinen Principien mit einigen Reſtrictionen felbft 
Griefinger (Comm. B. II. ©. 690 f.) vertheidigt. 

98) Angabe an Zahlungsftatt und richterlicher Zufchlag. Die Natur 
der Sache ift freilich für diefen Grundſatz, und deßhalb wurde er von 
Manchen vertheidigt; f. Weishaar a. a. DO. $ 1076—1084, und bie 
von ihm Angeführten. Nur konnte man ihn nicht aus dem Landrecht 
erweifen. Denn feineswegs ift die Gefchichte der Landrechtsftelfe IL 16. 
5 17., wie Weishaar a. a. DO. $ 1082 f. und Handb. Ze Ausg. B. 1. 
©. 82 f. glaubt, dafür; f. Note 97. Auch die fpäteren Gefege entichei- 
den die Frage nicht beftimmt. Das für das Lofungsrecht überhaupt wich- 
tige Geſetz v. 1739 (Note 88.) fpricht allerdings blos vom Kaufe und 
fchließt felbft beim Kaufe das Lofungsrecht dann aus, wenn ſolche Neben- 
feiftungen bedungen wurden, bei welchen es dem Verkäufer nicht gleich« 
gültig ift, von welcher Perjon fie ipm abgetragen werden. Dagegen geftattet, 
wie auch Griefinger a. a. O. S. 706 bemerkt, der oben Note 15 angef. 
Staatsvertrag die Landlofung auch bei Taufh und anderen Beränße- 
rungen. Eine Frage entichied aber aufs Beftimmtefte ein durch viele 
Präjudisien befräftigtes Gewohnheitsrecht. Nach vdiefem nämlich 
wurde das Lofungsrecht unbedingt ausgefchloffen,, wenn Ascendenten eine 
Sache an ifre Descendenten veräußerten (Schoepff D. de retract. 
convent. p. 19, Griefinger Comm. B. 111. ©. 737 f.) nicht aber, 
wenn Descendenten an Adcendenten veräußerten. Grieſinger a. a. O. 
©. 744 f. Ueber eine zweite Frage, melde früher fehr beftritten war, 
gab fhon dag II. Landr. eine beflimmte Entfcheivung. Es feßte fer 
(11.16. $9,), daß, wenn mehrere Güter, unter welchen ein dem Loſungs— 
recht unterworfenes ift, in einem Kaufe verkauft werden, das Lofunge« 
recht doch in Beziehung auf jenes einzelne Gut ausgeübt werben könne. 
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ob auch bei einer Theilung, wenigftens fo weit fie einen Kauf 
enthält 9, oder ob auch beim Taufche ®, vder gar noch bei 
anderen Gejchäften "1, Man ftritt ferner über die Frage, 
gegen welche Perfonen und von welchem Zeitpunfte an das 


Enzlin Hatte die entgegengefeste Entfcheidung in das L.R. hineincorri« 
girt; es wurde jedoch fpäter die urfprünglide, von Haug beantragte, 
wiederhergeftellt. Später wollten zwar Praris und Schriftfteller ungeachtet 
des Haren Buchſtabens des Gefeges Beſchränkungen machen. Allein ein 
G.Reſer. v. 38. Sept. 1740 (abgedr. bei Riecke Gerichtsgefl. Th. IM. 
S. 456) verwirft fie ausdrücklich, da das Gefeg ganz allgemein, ohne 
Ausnahme, klar und deutlich fpreche, und „feine widrige Praris und Ob- 
fervanz per interpretationem doctrinalem oder usualem jo fchlechter Dingen 
eingeführt werben möge.“ Und doch wollte Schoepff D. de retract. 
censual. $ 16 auch nah Erlaffung diefes G.Refer. noch Reftrictionen 
machen, und Einige fohrieben ihm nah 3. B. Schwarz von Würt. 
tofungen $ 32. ©. dagegen Griefinger a. a. O. S. 828 f.; er nennt 
Schöpffs Behauptung „unverfhämt, unüberlegt,” und feine Gründe höchſt 
erbärmlich , abfurb, kopflos u. drgl. Uebrigens bietet die Dogmenge- 
fehichte des Lofungsrechts, wie ſchon gezeigt wurde, mehr als ein Beifpiel 
willkührlicher Befchränfungen und noch mehr willführlicher Ausbehnungen 
Harer und beftimmter gefeglicher Vorſchriften, felbft auch bei Griefingers 
Arbeiten, dar. 

99) Selbfi in den Fällen, in welchen die Theilung nichts Anderes ift, 
als Verkauf, wollten die Meiften die Loſung ausfchließen, aber freilich, 
wie fhon Griefinger zeigte, aus zum Theile ganz wunderlichen Gründen, 
Auh der Grund, aus welchem Weishaar Handb. 1 u. 2e 4. $ 1081. 
(3e A. B. Ul. ©. 82) die Frage verneinte, weil man ſonſt gegen den 
gewöhnlichen (??) Zwed der Loſung, leichtere Erhebung der auf einer 
Sade hHaftenden Laften, anftoßen würde, war willführlid. Zugegeben 
wurde bier das Lofungsredht u. X. von Schoepff D. de retr. convent. 
$8und D.de retract. territ. comm. $ 13. und von Griefinger Comm. 
3. III. ©. 695 f., 717—712. 

100) In der Regel ſchloß man hier das Loſungsrecht aus, ließ es 
aber zu, fobald dem Beräußerer nicht ein wefentlicher Nachtpeil dadurch 
zugeht, daß ein Anderer an die Stelle des Erwerberg trete, namentlich 
wenn eine Sache um eine fungible Sache vertaufht wird; fo Griefin- 
ger aa D. ©. 637, 690-724 und die von ihm ©. 702 angef. 
Bocer, Frommann, Schoepff u. 4. Brgl. Note 98. Andere bes 
jahten beim Tauſche ganz allgemein die Frage, 3. B. Plebst Disp. ad 
part. Il. jur. prov. W. $ 154. 

101) So laſſen Manche das Loſungsrecht auch bei Schenkung, Erwerb 
durch Vermächtniß ze. zu; 3.8. Plebst a. a. O. Besold Disp. ad part. 
U. jar. prov. W. $ 81. Für das Gleiche ift auch Griefinge r a. a. O. 6.687, 
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Loſungsrecht ausgeübt werden fünne !%, von welcher Zeit an der 
Löſer die Gefahr der Sache zu tragen habe, ob der Käufer, wenn 
ihm die Sache durch Lofung entzogen werde, eine Regreßklage 
gegen den Verkäufer habe !8, Am Zweifelhafterten und Be 
ftrittenften aber war die Frage über das Verhältniß mehrerer 
Lofungsberechtigter zu einander 19, eine Frage, melde bei 
der großen Zahl der Loſungsrechte gerade zu den praftiich 
wichtigiten gehörte. 





694 f., 702 f., 707 f., fobald nur der Fall nicht der Art fey, daß der 
Beräußerer die Sache nicht veräußert haben würde, wenn fie der Er- 
werber nicht behalten könnte (eine Beſchränkung, die er auch auf den 
Berfauf anwendete a. a. D. ©. 729 f. 745). Brgl. auch oben Note 79. 

102) Häufig behauptete man, das das Loſungsrecht nicht eher, als 
nahdem dem Käufer die Sache übergeben worden fey, alfo nicht 
gegen den Berfäufer ausgeübt werden könne; fo nicht nur manche 
Ueltere, fondern auh noch Weishaar Handb, 1 u. 2e Ausg. $ 1087, 
1083, 1111, 1112, 1135, obgleih das Landrecht aufs Beitimmtefte da- 
gegen if. Die Verjährung der Loſung kann nämlich doch nicht eher zu 
laufen beginnen, als big man das Recht hat, vom Loſungsrecht Gebrauch 
zu machen. Nach dem Landrecht beginnt aber die Verjährung zu laufen, 
fobald der Löfer vom abgefchloffenen und perferten Veräußerungsvertrag 
Kennntniß befam. L.R. 11. 16. $ 23—25. Landes-O. Tit. 20, $ 5. Aud 
fagen andere Stellen beſtimmt, daß von diefem Zeitpunfte an gelöst 
werden fünne, UR. 11. 16. $ 26. 1IV.5.$7. Der richtigen Anficht 
find Griefinger a. a. O. ©. 725, und die von ihm Note e im Anf. 
Angefüprten. Vrgl. auch Einhorn D, Privatr. $ 100. Phillips D. 
Privatr. 2e Ausg. $ 77. Note 2, 

103) ©. 3. B. die verfchiedenen Anfichten,, welche Weishaar Handb. 
1 u. 2e Aug. $ 1143, 1144 anführt. Mit Unrecht verneinte Weishaar 
die Frage unbedingt, und ſchlug auch das praftifhe Moment der Frage 
zu gering an. 

104) Obwohl die Verfaffer des IIT. Landrechts auf die Wichtigkeit der 
Frage durch viele Klagen und Streitigkeiten und durch Heidens Bericht, 
welcher umfaſſende PVorfchläge hierüber enthielt, aufmerffam gemacht 
waren: fo entfcheiden fie fie doch nur fehr lückenhaft, und berühren blos 
Einzelnes; ſ. L.R. 1. 16. $ 7. 8. (oben nah Note 19a.); $ 15 (daß bei 
mehreren Erblöfern das Loos enticheiden folle), $ 17 (Daß die bedungene 
Lofung der Marklofung vorgehe), $. 20 (daß bei mehreren Marflöfern 
Prävention, und bei Solden, die fi zugleich meldeten, das Loos 
enticheide). Wie viele höchſt zweifelhafte und befirittene Fragen noch 
übrig blieben, darüber f. Weishaar Handb. 1 u. 2e Ausg. $ 1214— 1227, 
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18, Pfand = und Prioritätsrccht. 

6. 74. Die Geftalt, in welcher das Pfand - und Priori- 
tätsrecht bis vor wenigen Jahren in Württemberg galt, erhielt 
e8 hauptjächlich durch das erite und dritte Yandrecht.- Schon 
das I. Landrecht ſchloß fich theilweife an das Römifche Recht 
an, noch weiter ging in diefem Anfchließen das III. Landrecht, 
und fo galt auch bier im Ganzen das Römiſche Recht mit 
einer Reihe von einzelnen Abweichungen, Modiftcationen, 
näheren Bejtimmungen und Zufägen, welche das Landrecht 
und zum Theile auch die fpätere Geſetzgebung beigefügt hatten. 
Die Prineipien diefes Pfand = und Prioritätsrechtes aber wur: 
den durch umfalfende Gejege im Jahre 1825 und 1828 durch: 
greifend geändert, und der bei weiten größere Theil des in 
diefer Dinficht bis dahin beftandenen Nechts verlohr feine uns 
mittelbar praftiihe Bedeutung, während aber die Kenntniß 
dejjelben jelbit für das jest Geltende, um die Entftehung, die 
Gründe und häufig auch den Sinn des Letzteren zu erflären und 
feitzuftellen, von vielfachem Intereſſe bleibt. Deßhalb ift 
jenes Necht und die Art und Weife, wie es fich entwickelte, 
hier genauer darzujtellen, dabei aber unerläßlich, etwas weiter 
auszuholen, und auch auf die Grundlage des Landredts, 
auf das Nömifche Recht, näher einzugehen. 

Seiner Natur nach iſt das Pfandrecht, wenigftens in der 
Regel, ein dingliches Recht!, weßhalb es auch von unfren 
Schriftſtellern durchaus bei der Lehre von den dinglichen Rech— 
ten entwickelt wird. Allein dieſes dingliche Recht ſteht in 
einer unmittelbaren und unzertrennlihen Beziehung zum For: 
derungenrechte, hängt durchaus vom Dafeyn eines Forderun— 
genrechts, eines perfünlihen Rechts, ab, hat blos die 
Beitimmung, ein perfönliches Necht zu fihern, und bildet fo 
eine wichtige Ergänzung des Forderungenrehts. Deßhalb 
entwickle ich feine Gefchichte an diefer Stelle. 

Die einzige Aufgabe und der einzige Zweck des Pfand: 
rechts ift, einem Gläubiger die Befriedigung wegen einer ihm 
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1) Ueber den Streit, der in dieſer Beziehung unter den Bearbeitern 
des gemeinen Rechts in neuerer Zeit fih erhob, kann erſt im praktifchen 
Theile näher die Rede feym 
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zuftehenden Forderung zu fihern. Es foll durch das Pfand: 
recht dem Gläubiger die Befugniß eingeriumt werden, auf 
den Fall, daß er von jeinem Schuldner nicht befriedigt wer: 
-den wird, an eine Sache fih zu halten, und zwar in der 
Regel fo, daß er fie zum Verkaufe bringen, und aus ihrem 
Erlöfe fih bezahlt machen fann. Soll ein ſolches Necht den 
Gläubiger gehörig fihern: jo darf es nicht blos ein perſön— 
liches, nur gegen den Berteller des Pfandes verfolgbares 
ſeyn; denn fonjt würde der Gläubiger feine Sicherheit verlich- 
ren, fobald der Verpfänder die Sache an einen Dritten ver: 
äußerte. Es muß vielmehr ein dingliches Recht feyn, d. h. 
unmittelbar an die Sache jelbit fo gehen, daß e8 gegen jeden 
fünftigen Erwerber oder Inhaber der Sache geltend gemacht 
werden kann. Dieß erkannte aud) dag Römifche und das 
Württembergifhe Recht an. — Durch ein an feiner Sache 
bejtelltes Pfandrecht ift jedoch der Verpfänder nicht gehindert, 
die Sache auch noch an Andere zu verpfänden. Hier aber ver: 
langt wieder die Sicherheit des Pfandgläubigers und jchon 
die ftrenge Gerechtigkeit, daß ein folches ſpäter erworbenes 
Pfandrecht nicht dem früher erworbenen vorgehe, daß viel 
mehr der frühere Pfandgläubiger fordern kann, vor dem 
fpäteren aus der Sache befriedigt zu werden. Nur eine 
Ausnahme würde fich rechtfertigen laſſen; die, daß diejenigen 
Pfandgläubiger einen Vorzug vor Aelteren haben follten, welche 
eine gewiſſe, gejeglich vorgejchriebene, Zurm bei der Erwerbung 
ihres Pfandrechts beobachteten; denn dann hätten die, weldye ſich 
nicht durch dieſe Form ihren Borrang ficherten, ihr Zurückiteben 
fich jelbit zuzuschreiben. Diefe natürlichen und gerechten Grundjäge 
aber erfannte weder das Römische noch das Württember: 
giſche Recht durhaus an. — Endlich verlangt die Sicherheit 
des Gläubigers, der ſich durch ein Pfandreht ſchützen will, 
daß ihm ein Mittel gegeben werde, entweder mit Beſtimmtheit 
zu erfahren, ob die Sache nicht ſchon vorher an Andere ver: 
pfänder wurde, oder wenigjtens durch die Form der Beitellung 
feines Pfandrechtes fich vor jedem anderen, ihm unbefann: 
ten, den Vorzug zu fichern. Diejes Mittel fann entweder 
darin beftehen, daß man neben den Fauftpfändern nur folde 
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Hypotheken zuläßt, welche in öffentliche Bücher eingetragen 
find, was dann weiter dahin führen würde, nur bei Riegens 
fhaften eine Hypothecirung zuzulaffen, oder wenigftens darin, 
den Fauftpfändern und den in Öffentliche Bücher eingetragenen 
Pfandrechten den Vorrang vor jedem anderen Pfandrechte 
einzuräumen, wobei man aber am Ende aud wieder dahin 
fommen müßte, foldhe Öffentliche Verpfändungen nur bei Lie: 
genfchaften zuzulaffen. Diefe legteren Grundfäse erfannte das 
Römiſche Recht gar nicht an, und wie wenig fie auch in 
Württemberg vom II. Landreht an feitgehalten wurden, 
wird ſich unten ergeben. 

Sm Römischen Rechte bildete ſich das Pfandrecht alls 
mählig in drei Formen aus. Die eine war die fiducia 
pignoris jure contracta. Pier wurde die Sache dem Gläus 
biger übergeben, und ihm an derjelben das Eigenthum ein: 
geräumt mit der Verpflichtung, fie dem Schuldner wieder 
zurückzugeben, wenn die Schuld getilgt wird. Damit hatte 
der Gläubiger als Eigenthümer der Sache volle Sicherheit, 
und er Fonnte natürlich auch, wenn feine Forderung nicht 
bezahlt wurde, die Sache verfaufen und fo fi bezahlt machen. 
Indeſſen hatte es doc, fein Unbequemes und Mißliches, dem 
Gläubiger das Eigenthum der Sache einzuräumen, und auch 
für den Gläubiger hatte das Derhältnig eine gefährliche Seite. 
Denn wenn die Sache durd Zufall zu Grunde ging: fo mußte 
er in jo ferne den Zufall tragen, als er dadurch feine Forde— 
tung an den Schuldner verlor ?. Das zweite Inſtitut war 
das pignus im engeren Ginne (dad Fauftpfand). Hier 
wurde auf den Gläubiger nicht das Eigenthum, fondern blos 
der Befts der Sache übertragen, mit dem Nechte, wenn feine 
Sorderung nicht bezahlt wird, die Sache zu verfaufen und 
ih aus dem Erlöfe zu befriedigend. Allein auch hier hatte 





2) S. meine Bemerff. im Archiv für civilift. Praris B.XV. ©. 134f. 
3) Urfprünglih war wohl mit dem pignus blos ein Retentionsrecht 
verbunden; fpäter dehnte man auf Daffelbe die bei der Hypothef vom 
Prätor eingeführte dingliche Klage aus. Das Verkaufsreht der Sache 
beim pignus und der hypotheca gründete man anfangs auf ausdrücklichen 
Vertrag der Partpieen (Gajus Inst. UI. 64. D. XLVII. 2. de fnrt. 1. 63), 
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der Derpfänder das Unangenehme, die Sache aus feinen 
Händen geben zu müffen, während doch im der Regel für die 
Gicherheit des Gläubigers genügend gejorgt it, wenn ihm die 
Möglichkeit des Verkaufs der Sache gehörig garantirt wird. 
So fam man dann zu dem Grundfage, daß das dingliche 
Pfandrecht auch ohne Beſitzübertragung der Sache durch einen 
bloßen Vertrag ſolle beſtellt werden können, ſo daß hier der 
Verpfänder die Sache in Händen behielt, und der Gläubiger 
nur feiner Zeit die Sache dem Inhaber abfordern fonnte, um 
fi) aus ihrem Verkaufe bezahlt zu machen. Dieß die hypo- 
theca (auch unter pignus im weiteren Ginne begriffen). 
Ueber das Verhältniß mehrerer Pfänder, welche an derjelben 
Sache verjchiedenen Perſonen beftellt wurden, galt im älteren 
Römiſchen Rechte durchaus der Grundſatz, daß das Alter 
enticheide, d.h. das früher erworbene Pfandrecht den Dorzug 
vor dem fpäter erworbenen habe. 

Diejes Syſtem war einfach und gerecht. Nur ficherte es 
den Gläubiger nicht gehörig. Allein ſtatt hierin noch zu beffern, 
jhlug das Römiſche echt bei der weiteren Ausbildung feines 
Pfandrechts einen Weg ein, Durch den das JInſtitut auf alle 
Weife verjchlimmert wurde, indem fowohl über die Entitehung 
und den Gegenjtand der Pfandrechte als über ihr Verhältniß 
zu einander Grundjäße, aufgeftellt wurden, die fich in Feiner 
Weiſe billigen ließen. Die Hypothek entftand durch bloßen 
Vertrag zwilhen den Parthieen (paetum hypothecae ; das 
Pfandrecht hieß bier und beim Fauıipfandvertrag conven- 
tionale pignus), oder durch ein Vermächtniß in einem 
legten Willen (ſ. 9. pignus testamentarium); allein 
hierbei blieb man nicht jtehen. In vielen Fällen ließ das 
Römifche, Recht almäplig auch durd bloße gefeßliche Fiction 
Hypotdefen entſtehen, indem auf eine, den Grundſätzen des 
Privatrechts nicht entſprechende, Weiſe mit manchen Forderun— 
gen die Geſetze ganz von ſelbſt ein Pfandrecht an Sachen des 
Schuldners verknüpften, ohne daß die Parthieen nur irgend 
an eine Verpfändung dachten (tacita hypotheca, |. 9. 


fpäter als etwas fih von felbft Verſtehendes auf die Natur des Pand- 
schts D. XIII. 7. (de pign. act.) I. 4, . 
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pignus legale) ?. Dabei war es, zuläßig, nicht blos einzelne 
©achen (specialis hypotheca, Specialpfand), fondern auch 





4) Nach Römiſchem Rechte Hatte nämlich ein gefegfihes Pfandrecht: 

1. Der Fiscus am ganzen Vermögen nicht blos Deffen, der ihm 
a) Abgaben oder b) aus einem VBertrage Etwas fohuldig ift (wie 
man meift annimmt), fondern ec) auch aller feiner übrigen Schuldner, 
foferne die Schuld nicht eine Strafe betrifft, und foferne er nicht in die 
Forderung eines Privaten eintrat. D.XLIX. 14. (de jur. flsc.) 1. 6, 17. 
37. 46. $ 3. C. VL. 73. (de priv. fisc.) c. 2. 3. 

2. Die Ehefrau (nicht auch die Braut), wenn fie eine rechtgläubige 
Chriſtin ift, a) wegen ihrer dos und b) der ihr zugeficherten propter 
nuptias donatio, am ganzen Vermögen ihres Mannes. C. V. 13. 
(de rei ux. act.) c. un. $ 1. 13. V. 12. (de jur. dot.) c. 30. Nov. 109. 
c. 1.2.; c) wegen ihres übrigen Vermögens (VBaraphernalguts), das 
fie dem Manne zur Verwaltung gibt, aber nur dann, wenn es in Capi— 
talien befteht, die der Mann eincaffirte. C. V. 14. (de pact. conv.) 
c. 11. 

3. Der Ehemann wegen feiner Forderung auf Entrichtung einer 
dos am Bermögen des Berpflichteten. C. V. 13, (de rei ux. act,) c. un. 
$. 1. 

4. Die Kinder a) am Vermögen der Eltern wegen deflen, was 
ipnen durch Eingehung einer zweiten Ehe zufiel. C. V. 9. (de sec. 
nupt.) c. 6. $ 2. c. 8. $ 4. Nov. XXII. c. 22., b) am Bermögen des 
Vaters wegen ihres von ihm verwalteten von der Mutter oder deren 
Ascendenten ihnen zugefauenen Vermögens. C. V. 9. (de sec. nupt.) c. D. 
$5. VI. 61. (de bon. quae libb-) c. 6. $ 4., c) am Bermögen des 
Stiefvaters wegen Forderungen gegen die Mutter aug der von ihr ges 
führten Vormundſchaft, wenn fie bei ihrer weiteren Berheirathung nicht 
die Vormundfchaft niedergelegt und Nechnung abgelegt hatte. C. VIII. (5. 
(in gb. caus. pign.) c. 6. 

5. Unmündige, Minderjährige und Wahnfinnige am Bermögen ihrer 
Vormiünder wegen Forderungen aus der Vormundſchaft. C. V. 37. (de 
adm. tut.) c2 20. V. 13. (de rei ux. act.) c. un. $ 1. Nov. XXI. c. 40, 
CXVIII. c. 5. und C. V. 70. (de curat. fur.) c. 7. $ 5. 6. 

6. Die Kirhe und Armenftiftungen am Vermögen ihres Em- 
phyteuta, wenn er die Emphyteuſe verfchlechtert. Nov. VII. c. 3. $ 2. 

7. Der Vermächtnißnehmer wegen feines Vermädtniffes an 
allem Dem, was der Erblaffer dem mit der Nusbezahlung des Vermächt— 
niffes Belafteten hinterließ. C. VI. 43. (commun. de legt.) e. 1. 2. 

8. Derjenige, an welchen das einem Wittwer oder einer Wittwe 
unter der Bedingung des Nichtwiederheiratbeng Hinterlaffene bei der Ueber— 
tretung der Bedingung zurüdfält, wegen dieſes Anfpruches am ganzen 
Bermögen des Wittwers oder der Wittwe. Nov. XXII. ce. 44. 

9. Der Vermiether einer unbeweglichen Sache wegen feiner 
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bas ganze Vermögen (generalis hypotheca, General 
pfand) zu verpfänden®, und auch viele gefeßliche Pfandrechte 
gingen an das ganze Vermögen des Schuldners. Diefes Ge 
neralpfand hatte die Wirkung, daß auch alles fpäter erworbene 
Bermögen unter den Pfandnerus fiel s, und die vom Schuldner 





fämmtlihen Forderungen aus dem Mietheontract an den Sachen, welde 
ner Miethsmann in das gemiethete Grundſtück zu feinem Gebraude ein 
brachte. D. XX. 2. (in quib. caus. pign.) Il. 2—6. 

10. Der Berpacter einer Sache wegen feiner fämtlichen Forderun- 
gen aus dem Pachtvertrage an den Früchten des gepachteten Grundftüds. 
D. L. c. J. 7. 

11. Wer zum Wiederaufbau eines Gebäudes dem Eigenthümer 
oder mit deſſen Willen dem Baumeiſter Geld lieh, wenn das Geld wirt: 
Lich zu diefem Zwede verwendet wurde. D. I. c. 1. 1. 

12. Unmiündige an den Saden, welche ein Dritter mit ihrem Gelde 
für ſich kaufte. D. XXVII. 9. (de reb. eor.) l. 3. pr. XX. 4, (qui pot.) 
1. 7. pr. C. VII. 8. (de serv. pign.) c. 6.— Es find dieß fomit, wenn 
man beim Fiscus auch nur zwei Pfandrechte zählt, wenigftens fechs- 
zehn gefegliche Pfandrechte! 

Vebrigens ift in Beziehung auf die meiften biefer Pfandrechte rüd- 
firhtlich ihrer Ausdehnung und der Zeit, von welcher an fie datiren, auch 
über die Frage, ob es nicht noch weitere gefegliche Pfandrechte gibt, viel 
Etreit. Vrgl. Mühlenbruch Pandectenr, $313, 314. Sintenis Handb. 
d. gem. Pfandr. Halle. 1836. ©. 291—343, Ka. Ad. v. Bangerom Leit 
faden für Pandert. Borlefgen. Marb. 1839. B. 1. 767-775, und bie von 
Diefen angeführte Literatur. 

5) €. VII. 17. (quae res pignor.) cst. 9. Nicht über die Sade, 
fondern blog über den Sinn der Worte generalis und specialis hypotheca, 
generaliter und specialiter obligare, ift Streit; namentlih behaupten 
Manche, das Römifche Recht begreife unter der generalis hypotheca nidt 
blos die Berpfändung des ganzen Vermögens, fondern and mehrerer 
Bermögensftüde, welche nicht einzeln, fondern blos durch einen Eolles 
etivnamen bezeichnet feyen, 3. B. einer Heerbe, Bibliothekꝛc. Die”ge- 
wöhnlihe und wohl auch richtige Meinung ift jedoch die im Texte ange 
gebene. Im früheren Römifchen Rechte umfchrieb man allerdings mehr 
die Sache, weil der Sprachgebrauch wohl lange Zeit etwas ſchwankte. 
Vrgl. 8. 8. Fr. Sintenis Handb. des gem. Pfandredts. ©. 481 f. 
Fried. Ad. Schilling Lehrb. f. Inftit. und Gefchichte des R. Privatr. 
294. 1837. B. II. $ 207. Note d. Ueber die bei einem foldhen Generals 
yfande ausnahmsweiſe nicht unter den Pfandnerus fallenden Sachen f. 
die Angeff. und v. Bangerow a. a. O. ©.753. 

6) Const. 9. cit, Früher wurde bei den Römern diefes im Berpfän- 
Dungsvertrage in der Regel ausdrücklich bedungen. — Unfre Eiviliften ftreiten 
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aus feinem Bermögen veräußerte Sache dem Pfandners 
unterworfen blieb’. Das Fauftpfand endlich entitand theils 
durch den mit der Uebergabe der Sache verbundenen Fauſt— 
pfandvertrag, theils durch richterliche Einweifung (missio ın 
possessionem, praetorium pignus) und durch Auspfändung 
(pignoris capio; |. 9. pignus judiciale). 

Bei diefen Entitehungsarten des Pfandredts war es — 
und die bildete einen der Hauptmängel des Römiſchen Pfand: 
ſyſtems — dem Gläubiger, der durch ein Pfandrecht fich 
fihern wollte, ganz unmöglich, ſich zu vergewilfern, ob nicht 
auf der Sache, die ihn fihern follte, ſchon ältere und beſſere 
Pfandrechre hafteten. Es war ihm aber auch unmöglich, 
duch Eintrag feines Pfandrechts in ein öffentliches Bud) 
fid) für fein Pfandrecht einen Vorzug gegen unbekannte Pfand: 
rechte zu fichern; dem Römiſchen Rechte war das Snititut 
der Hypothekenbücher unbekannt. Zwar Fannte das jpätere 
Römische Recht auch öffentliche Pfandrechte, aber in einem 
ganz anderen Sinne Das Röſmiſche öffentliche Pfandrecht 
bezog fi) blos auf den mehr oder minder zuverläßigen Ber 
weis der Entftehungszeit des Pfandredhts. Kann 
diefer Berbeis durch Öffentliche oder ihnen gleichitehende Urkun— 
den geführt werden: fo begründet dieß einen Vorzug, weil in 
joihen Fällen ein betrügliches, bei anderen Pfandrechten durch 
Collufion mit dem Schuldner leicht mögliches, Zurückdatiren 





aber. darüber fehr, von wann an das Pfandrecht an dieſen fpäter 
erworbenen Sachen fi) datire, ob vom Erwerb der Sache oder der Zeit 
der Berpfändung des Bermögens an. In Württemberg war- bie Pra- 
ris enifchieden für das Legtere. 

7) Dieß ift übrigens fehr beftritten, indem Manche meinen, der Pfanbd- 
nerus hafte hier nicht auf den einzelnen Sachen, fondern nur auf der 
universitas des Vermögens, Um jede Mißdentung zu umgehen, pflegten 
die Römer folden Berpfändungen die Elaufel beizufügen, daß bie bona 
perinde, ac si specialiter res fuissent obligatae, haften follen D. XX. 
1. )de pign. 1. 15. $ 1., und diefes wurde dann zum fich von felbft ver- 
ftehenden Rechtsfag ; f. außer der ganz allgemeinen Sprache in C. VIII. 26. 
(de remiss. pign.) c. 10, VIII. 14. (de pign.) c. 15., noch die ganz fpe- 
ziellen Entfcheidnngen der Frage in VII. 28. (de distr. pign.) c. 17. V. 
9. (de sec. nupt.) c. 8. $ fin. VU. 73. (de priv. fisc.) c. 6. X. 2. (de 
conveniend. fisc. deb.) c. 1. 
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der Entitehungszeit des Pfandrechts nicht zu fürchten ift. Dep: 
halb war zu einem dffentlihen Pfandrechte Fein Eintrag in 
ein Gerichtsbuch, kein richterliches Erfenntniß, Feine Compe— 
tenz des Nichters nöthig, fondern ein Öffentliches Pfandrecht 
war nach Römiſchem Nechte ein Solches, deffen Entftehung 
durch eine unter der Auckorität irgend einer Öffentlichen Be: 
hörde, welche jus actorum et fidei publieae hatte, oder eines 
dffentlihen Notars ausgefertigte Urkunde erwiefen werden 
kann (ſ. g. hypoth. publica, Öfentlihes Pfandreht). Ihm 
ftand ganz gleich ein Pfandreht, das auf eine von drei un: 
bejcholtenen männliden Zeugen unterfchriebene Urkunde fich 
gründet (j. 9. hyp. quasiı-publiea) ®. Dieſe Pfandrechte 
follen beim Beweije des Pfandrechts durch Urkunden den Bor: 
zug vor anderen Pfandrechten, welche nicht durch folche Ur: 
funden, fondern durd bloße Privaturfunden erwiejen werden 
(1.9. hyp. privata, Privatpfandredt), dann haben, wenn 
diefe dem bloßen Alter nad beſſer ſeyn würden, 
als jene. Allein fchon über die Ausdehnung, welche diefer 
erft von einem fpäteren Kaifer eingeführten Beftimmung zu 
geben fey, ließ fich jtreiten, und war auch von jeher bei uns 
viel Streit 9, Viele beichränfen die ganze Beſtimmung blos 
auf das Verhältniß folder Pfandrechte zu einander, die Durch 
Dertrag entitanden, Andere beziehen fie auf dag Verhältniß 
von Pfandrehten aller und jeder Art (gefeglicher, vertrags: 
mäßiger ꝛc.) zu einander, jo ferne fie fich fonft nach dem bloßen 
Alter ordnen würden; Andere wollten fie auch auf das Ber: 
hältniß nicht privilegirter Pfänder zu privilegirten anwenden !9, 
und endlich ftritt man, in wie fern das Geſetz auf das Ver: 
hältniß der Pfandrechte, deren Alter durh Urkunden 
erwiefen wird, zu folchen Pfandrechten, deren Alter auf andre 
Weife nachgewiefen werden kann, anzuwenden fey. Sedenfalls 
aber wurde durch den Vorzug der Römiſchen Öffentlichen und 
quafisöffentlichen Pfänder für die Sicherheit des Gläubigers 


8) €. VIII. 18. (qui potior.) c. 11. 

9) Vrgl. Sintenis Handb. dv. gem. Pfandredts. ©. 266— 273 
v. Vangerow feitf.ıc. S. 809-812. 

10. 3. B. Bolley Lehre von den öffent. Unterpfänd. $ 119—125. 
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gar nicht gehörig geforgt. Denn weil die Publicität nicht 
durch den Eintrag in ein Öffentliches, jedem Betheiligten zur 
Einfiht offen ftehendes, Buch bedingt war: fo Fonnte der 
Gläubiger, welcher fich ein Öffentliches Pfandrecht beftellen ließ, 
nie wiffen, ob nicht ſchon ältere, und jomit beifere, Öffentliche 
Pfandrechte auf der Sache hafteten. Auch gingen die gehörig 
erweisbaren älteren gejeslichen Pfünder, von denen der 
Gläubiger bei ihrer großen Zahl fich fo häufig gar nicht ver: 
gewiffern konnte, den jüngeren Öffentlichen vertragsmäßigen 
vor, und jedenfalls war alle Sicherheit, die etwa noch das 
öffentliche Pfand geben Fonnte, zerftört durch das traurige 
Privilegieninftem. 

Es gaben nämlid — und dieß war der zweite Haupt: 
mangel des Römiſchen Pfandrehts — die Gefege manchen 
Pfandrehten einen Borzug vor Anderen in der Art, daß die fo 
privilegirten Pfandrechte anderen an derjelben Sache jtattfin- 
denden früher erworbenen, wenn auch öffentlichen, in der 
Befriedigung aus den verpfändeten Gegenjtänden vorgingen. 
Durch diefen widerrechtlichen Grundfaß, vermöge deffen früher 
erworbene Nechte durch einfeitige Begünftigungen gebrochen 
wurden, war vollends eine Sicherung des Gläubigers ganz 
unmöglich gemadt. Hatte 3.3. der Gläubiger fih ein öffent— 
liches Pfandreht an den Gütern feines Schuldners beftellen 
laffen, das ihn völlig ficher zu ftellen jchien: jo durfte nur 
der Schuldner heirathen, und das Heirathsgut feiner Frau 
vergeuden, und es war um die Gicherheit des Gläubigers 
gefchehen, indem die Frau, mittelft ihres gefeglichen und zu— 
gleich privilegirten Pfandrehts am Vermögen des Mannes 
wegen ihres Heirathsgutes fih zuerft aus den Pfändern be— 
friedigen durfte, und den anderen minder oder gar nicht 
privilegirten Gläubigern fiel blos der etwa übrig bleibende 
Reit zu. Dabei drückte fi das Römiſche Recht über dieſe 
wichtigen. Privilegien zum Theile fo ungenau aus, Daß über 
ihren Umfang und über ihr Verhältniß zu einander ſtets 
großer Sreit war. 

Goneurrirten daher mehrere Gläubiger, welche an den 
jelben Sachen — feyen e3 einzelne, oder das ganze Vermögen 
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einer Perfon — Pfandrechte hatten, und reichten die Pfänder 
zu ihrer Befriedigung nicht hin: fo ging zunächſt feineswegs 
das früher erworbene Pfandrecht dem jüngern, auch nicht zu: 
nädhft das dffentlihe dem Privatpfandrechte, fondern das 
privilegirte den übrigen vor. Dieß führte auf zwei 
Claſſen der Pfandgläubiger. In der, eriteren kamen die 
privilegirten und gingen den übrigen unbedingt vor, umd 
unter den privilegirten hatten Einige wieder einen unbedingten 
Vorzug vor anderen privilegirten , Dann Famen alle f. 9. 


11) Privilegirt waren folgende Pfandrechte und zwar in folgender 
— 
.Das geſetzliche Generalpfand des Fiscus wegen rückſtändiger Ab- 
— wenigſtens nach der gewöhnlichen Meinung unter Berufung auf 
C. IV. 46. (si propt. publ. pens.) c. 1. 

2. Das Pfandrecht Deffen, welcher zum Anfaufe einer militia (ge- 
wiſſe käufliche Stelfen) Geld lieh, und fih in einer von Zeugen unter- 
fehrtebenen Urkunde ein bevorzugtes Pfandrecht an der militia ausbedang. 
‚Wov. XCVU. c. 4. 

3. Des Argentarius, der zum Ankaufe einer Sache Geld lieh, 
und fihb die Sache in einer von Zeugen unterfchriebenen Urkunde 
verpfänden ließ. Nov. CXXXVI. c. 3. (vie Nov. ift aber nit 
glo ffirt). 

4. Das gefeßliche Generalpfand der Ehefrau wegen ihrer dos, wenn 
fie ſelbſt Hagt oder ihre Kinder. C. az 18. (qui pot.) c. 12. Nor. 
XCVII. c. 2, 

5. Das Pfandrecht, welches a) für ein zur juriftifchen oder phyfi- 
fchen Erhaltung oder Ausbefferung einer Sache, oder b) zur Anfıhaffung 
oder Berfertigung‘ einer Sache gegebenes Geld darlehen an biefen Sa- 
chen erworben wurde. D. XX. (qui pot.) 1. 3. $ 1. 1. 5. 6. Nor. 
XCVII. © 3.4, f. g. Privilegium weget versio in rem. Da für 
ſolche Anlehen, außer dem Falle der Note 4. Nr. 11, kein Legalpfand 
beftand: fo mußten die Darleiper, um ein priv. Pfandrecht an der Sache 
zu haben, die Sache durch Bertrag fich verpfänden laffen, wenn der Fall 
nicht zu Note 4, Nr. 11. gehörte. Wer eine Sade auf Borg ver: 
kaufte hatte kein gefeßliches Pfandrecht an derfelben, noch war, wenn 
er fih ausdrücklich ein Pfandrecht an der Sache vorbepielt, daſſelbe pri- 
dilegirt. e) Das in der Note 4. Nr. 12 angeführte Pfandrecht f. bie 
dort angeff. Stellen. 

6. Das gefegliche Generalpfand des. Fiscus wegen Forderungen aus 
Verträgen. Diefes ift aber nur privilegirt an den Bermögensftüden, die 
der Schuldner nach dem gefchloffenen Contracte erwarb. D. XLIX. 14. 
(de jur. üsc.) 1. 28. - 
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einfache oder fimple (nicht privilegirte) Pfandrechte. Erft 
unter mehreren gleich privilegirten zu einander, fo wie unter den 
nicht privilegirten entfchied das Alter, und hier, wenn der Be: 
weis defjelben durch Urkunden verfucht wurde, die Deffentiichkeit 
des Pfandes. Eoncurrirten mit den Pfandgläubigern noch andre 
Gläubiger, deren Forderungen nicht durd) Pfandrechte gefichert 
waren (blos perfünliche Gläubiger, ehirographarii): fo ftanden 
fie, foweit die Sachen des Schuldners verpfändet waren, den 
Pfandgläubigern nah, weil das dingliche Recht jtärker iſt, 
als das blos perfünliche. Bei dem Berhältniß der blog 
perfönlichen Gläubiger zu einander fand dann wieder eine 
befondere Rangordnung ftatt. Manche Sorderungen genoffen 
(wogegen im Wefentlihen nichts einzuwenden war) ein per 
fönliches VBorzugsrecht (privilegium exigendi), mittelft deffen 
fie vor anderen perfönlichen Forderungen auf Befriedigung 
Anſpruch machen konnten. So famen daher nach den Pfand: 
gläubigern die bevorzugten perfönlichen Gläubiger, und erfi 
zulegt alle übrige nicht bevorzugte perſönliche Gläubiger , 
welche, fo ferne für fie noch etwas übrig blieb, diefen Reſt 
des Vermögens des Schuldners nach der Größe ihrer Forde: 
rungen unter fich theilten *, Nur Eine Forderung gab eg, 


ö— — — — — —— — — — 
Uebrigens iſt auch hier beinahe Alles; der Umfang und die Eriften; 
einzelner Privilegien und die Rangorbnung höchſt beftritten. Sintenig 
Handb. d. gem. Pfandr. ©. 642 f. Meine Abh. im Arh. für civ, 
Prar. B. XIV. ©. 366—393 v. Vangerow Leitfaden für Pand. Bor: 
ef. B. 1. ©. 802—808. Nur eines dieſer Privilegien, das unter Nr. 5, 
angeführte, kam in feinen Grundzügen durch die Röm. Suriften auf, 
indem fie davon audgingen, ber Pfandgläubiger verdiene ſchon an fich 
einen Vorzug, welcher durch ſein Geld das ganze Pfand vom Untergange 
rettete, oder verbeſſerte, oder dem Vermögen des Schuldners erwarb oder 
erhielt (salvam fecit totius pignoris causam). Die Hebrigen wurden von 
den Kaifern eingeführt. 

12) C. VII. 72. (de reb. auct. jad.) c. 6. Privilegia exigendi hatten 
auffer dem in Note 12a angef. Falle: a) der Fiscus wegen aller fei- 
ner Forderungen, was ihm aber wegen der allmäplig erhaltenen geſetzli⸗ 
chen Pfandrechte meiſt ohne Intereſſe war. Nur mit Forderungen auf 
Strafen kam er in der letzten Claſſe; ob in dieſer zuletzt, iſt zweifelhaft. 
C. X. 7. (de poen. fisc.) c. un. D. XLIX. 14 (de Jur. fisc.) 1. 6. 17, 
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welche jo jehr privilegirt war, daß fte felbit vor den Pfand: 
gläubigern befriedigt werden mußte, die Forderung Deffen, 
der die Koften für die Beerdigung des Schuldners oder der 
Perfonen, welche Derfelbe zu beerdigen verbunden war, vorge: 
fchoffen oder beftritten hatte 122, 

An diefes Recht nun ſchloß fi) unfer Particularrecht 
größtentheis an. — Bloße Hypotheken waren dem Deutſchen 
Rechte lange Zeit fremd. Bewegliche Sachen wurden zum 
Zwec der Derpfändung dem Gläubiger in feinen Gewahrjam 
übergeben, wobei er fie jedoch nicht nügen und gebrauchen 


37. b) Städte wegen aller ihrer Forderungen. D. XLII. 5. (de reh. 
auct. jud.) 1. 33, $. 1. ec) Bevormundete Perfonen gegen den Bormund 
wegen Forderungen aus der Vormundſchaft. D. I. c. 1. 19. $ 11. 0—23. 
d) Die Ehefrau, welcher aber, foferne fie rechtgläubig war, wie auch einigen 
der unter c. fallenden Gläubiger, wegen fpäter eingeräumter Generalpfand- 
rechte das Privilegium nutzlos wurde, und die Braut wegen ihrer Dotal- 
forderung an den Ehemann oder Bräutigam. D. J. c.1.17.$1. 1. 18. 19. pr. 
e) Wer zur Wiederderftellung eines Gebäudes oder Anfıhaffung, Erbau- 
ung oder Ausrüftung eines Spiffes Geld lieh, oder das Kaufgeld cre 
didirte. D. I. c. L. 24. $ 1. 1.26. 34. N) Wer bei einen Argentarius 
Geld unverzinslich deponirte. D. I. c. 1.24. $ 2, D. XVI. 3. (depos.) 
1. 7. 8 2. 3. 18 g) Derjenige, mit deſſen Gelde ein privilegirter 
Gläubiger befriedigt wurde. D. de reb. auct. jud. etc. I. 24. $ 3. Hebri- 
gens ift auch hier über einzelne Privilegien, ihre Ausdehnung und über 
die allerdings fehr zweifelhafte Rangordnung fehr viel Streit. Brol. 
Mühlenbruch a. a.O. $ 173. Thibaut Pandectenr. Se Ausg. $ 810. 
Schweppe Eoneurg ac. 3e Ausg. $ 76. 77. 

12a) Dieß ift wenigfteng die gewöhnliche Meinung, und man führt 
für ein folhes abſolutes, felbft ven Prandrechten vorgehendes, privi- 
legium exigendi an D. XI. 7. (de relig.) 1. 14. $ 1. 1. 26. 45. XLII. 3. 
(de reb. auct. jud.) 1. 17. pr. $ 1. ©, aber Schweppe Spyſt. bes 
Concurſesꝛc. Ze A. 1829. $ 68.— So ergeben fich alfo fünf Claſſen der 
Gläubiger, nämlich: 

1. Cl. 1. Die Leichenfoften; 2, der Fiscus mit feinem. Pfandrechte 
am Vermögen des Schuldners wegen rüditändiger Abgaben (nad ber 
gewöhnlichen Meinung vrgl. Note 11). 

11. Cl. Die in Note 11 Nr. 2—6. angeführten privilegirten Pfand 
gläubiger. 

111, Cl. Die nicht privilegirten Pfand gläubiger. 

IV. €. Verfönlihe Gläubiger mit einem privilegium exigendi. 

V. Cl. Nicht privilegirte perfönliche Gläubiger (nudi chirographarii). 


Pfandrecht. Römifches Recht. $ 74. 561 


durfte, aber die Gefahr der Sache tragen mußte. Auch an 
unbeweglichen Sachen entitand nur Durch Uebertragung der 
Semwere, wozu hier noch gerichtliche Auflaffung kommen 
mußte, ein Pfandredht; bei folchen Sachen aber war mit dem 
Beſitze des Gläubiger das Necht auf den Genuß der Sache 
während des Befiges verbunden (Note 15). Außerdem Fam 
bei Liegenfchaften ein der Nömifchen Fiducia ganz ähnliches 
Inſtitut Häufig vor. Der Schuldner verfaufte die Sache 
an den Gläubiger um das Kapital und behielt fi das 
Wiedereinlöfungsrecht vor. Ein den mit Hnpothefen verficherten 
verzinslichen Darlehen ähnliches Inſtitut, welches die Hypotheken 
lange Zeit erfegte, war der Gültfäuf (©. 85). Epäter fchloß 
fich an diefen allmäplig die reine Hypothek bei Liegenichaften 
an, aber ftets nur mit Beobachtung der Form des gerichtlis 
hen Erfenntniffes, weil in der Hypothek eine dingliche Bela: 
ftung und eine Art von Veräußerung des Grundeigenthums 
lag. Dadurh, daß man allmählig auch Renten am ganzen 
Vermögen verfaufte *, wurde die Beftellung von Hypotheken 
an beweglihen Sachen und am ganzen Vermögen vorbereitet. 
Noch früher drangen geſetzliche Hppothefen an einzelnen 
Sachen und am ganzen Bermdgen ein, und manche perfünliche 
Forderungen erhielten durch Gewohnheitsreht und Gtatute 
einen Vorzug bald vor anderen perfönlichen Forderungen, bald 
fogar vor Pfandforderungen. — Go war e8 aud in Würt- 
temberg, ald man zur Verfaffung des erften Landrechts 
schritt 5, und dieſes folgte großentheils noch diefen Principien, 
und zu bedauern war e8, Daß beim dritten Landrecdht die 
einfachen Principien des erften und zweiten (das zweite ſtimmt 
hier ganz mit dem erften überein) durch den überwiegenden 
Einfluß des Römischen Rechts verdorben wurden '6, 

13) Eihhorn Deutfh. Privatr. $ 121. 188. Phillips Deutich. 


Privatr. 2e Ausg. $ 109. Mittermaier Deutih. Privatrecht. Je Ausg. 
$ 260. 

14) Eihhorn Deutfch. Staats- und R.Geſch. Th. In, $. 450. 

15) Vrgl. oben ©. 86. 

16) lieber das Württ. Pfand - und Prioritätsreht, wie e8 bis zum 
Sahre 1825 galt, find außer ben älteren Conmnentatoren des Landrechts, 
die aber hier, wie gewöhnlich, fehr dürftig find, befonders zu vergleichen: 

Wächter, Württemb. Brivarr. 1. 36 
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Das erfte und zweite Landrecht 17 verwirft die Römiſche 
Theorie vom pignus publicum und quasi-publicum; es hält 


Epn. Glieb. Gmelin (Prof. in. Tüb.) Die Ordnung der Gläubi— 
ger bei dem Gantprogeffe, nah dem Römiſchen, Zeutfchen und bef, 
Württemb. Recht. Nebft e. Anh. v. d. Verbindlichkeit einer Ehefrau zu 
Bezahlung der bei d. Gantprozeffe über des Ehemanns Vermögen einge: 
Hagten Schulden. Stuttg. u. Tüb. 1e Ausg. 1774. 5e u. letzte Ausg. 
1813 (800 ©.) 8. — Dem Bude ift am Schluffe ©. 602 f. ein „Grundriß 
der Dröng. der Gläub. nah Wirt. R.“ nad den 5 Claſſen angehiüngt, 
bei welchem aber zu beachten ift, daß Gmelin über die Ausdehnung der 
dort angeführten Rechte feine Anfichten, namentlich in der In Ausgabe, 
vielfach in feinem Buche berichtigte, aber im Grundriffe, der die Reſul— 
tate des Ganzen enthalten follte, meift noch die alten von ihm felbk 
aufgegebenen Grundfäge ftehen ließ! Beifpiele werden unten Note 84, 
102, 121 vorkommen. 

Griefinger Commentar üb. d. Württ. Landrecht. B. I. (1793) 
©. 393—522. 

Her. Ernft Ferd. Bolley Die Lehre v. öffentlichen Unterpfändern 
nah Röm. Deutfch. und Württemb. Rechte. Tüb. 1802 (350 ©.) 3. 

Weis haar Handb. d. Württ. Privatrehts. 1 u. 2e Ausg. B. U. 
$ 510-598. 

Ca. Erd. Reinhardt Die Lehre vom Bannt und Ganntverfahren 
nah Röm., nach Gemeinem, und nah Württ. Recht. Stuttg. 1819. 
(378 ©.) 8. 

Derfelbe Das Landr. des Königr. Württ., neu bearbeitet und er- 

läut. 3. 1. (1821.) S. 119— 164. 
| (Gaupp ob. ©. 168 N. 1.) Meberfiht und Prüfung der Gefege üb. 
db. Ordnung d. Gläubiger bei d. Gantprozeffe, nah Römifchen, Zeutfhen, 
bef. Württembergifhen, auch Franzöſ. Rechten. Stuttg. 1821. (248 ©.) 8. 

Außerdem geben auch die fpäter näher anzuführenden Schriften über 
das neuefte Württ. Pfandrecht fehr häufig auf das Ältere Pfandrecht ein. Den 
Zuftand vor dem AU. Landrecht berühren die genannten Schriften nicht 
näher, mit Ausnahme weniger. einzelner Beftimmungen der früheren Land- 
rechte, 3. B. über öffentliche Pfänder, Die Diss. de pignoribus et 
hypothecis von Bocer (in f. Dispp. Class. 11. d. 12.) und die Dis. 
gleichen Zitels von Chph. Besold Tub. 1695 geben gemeines Redt, 
und berüpren blos an ein paar Stellen mit einigen Worten das Land» 
recht, und auch da zum Theile fehr ungenau. So führt Besold I. c. 
p- 52 das Landrecht für einen Sat an, von dem gerade das Gegentfeil 
im Landrecht fleht. 

17) Bom I. u. II. Landrecht gehören hierher zwei Abfchnitte, der eine 
über gerichtliche Erecution und Ordnung der Gläubiger „Bon Angrif, 
Pfandung vnd Berganttung“ (I. Landr. Th. I. S. 112—138; II. Landt. 
Th. 1. ©. 151—177, bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. I. S. 273— 287); der 
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an dem Deutſchen Grundfage bei Beftellung eines Pfand: 
rechts an Liegenjchaften feſt; es Fennt nur vier privilegirte 
Pfandrechte und häuft auch nicht die abfolut privilegirten 
perfönlichen Borzugsrechte, fondern läßt nur zwei zu; es 
räumt durch feine Prioritätsordnung dem Gläubiger die Mög- 
lihfeit ein,. durch gerichtliche Pfänder ſich in der Negel 
wahrhaft zu fihern, und gewährt ihm durch eine einfache 
Ereeutionsordnung Ausfiht auf rafche Befriedigung "a. Die 
Quelle des I. und II. Landrechts waren bier theils frühere 
Gewohnheiten, theils und hauptſächlich (meift wörtlich) das 
Gtadtreht von Freiburg vom Jahr 41520, und auch das 
Römifhe Recht, das aber hier ganz wefentlid” modificirt 
ericheint. 

Als Entftehungsarten des Pfandrechts bezeichnet das erite 
Landreht, neben der richterlihen Einweifung und Pfändung, 
freiwillige Beftellung. und das Gefeß; als die beiden Haupt: 
formen des Pfandrechts das Fauftpfand, welches aber nicht 
mehr auf Gefahr des Gläubigers fteht '®, und die Hypothek, 
unter dem gemeinfchaftlihen Namen Pfand oder Unter: 
pfand 9; als Gegenftand des Pfandrechts einzelne beftimmte 
Fahrnißſtücke („benannte Fahrniß einfegen“), die gefammte 
Fahrniß des Schuldners („nichts benanntlichs, fonder die 
Farnuß in gmein verpfanden vnd einjegen“) %, einzelne be— 
ſtimmte Liegenfchaften, und nur beim gefeglichen oder ftills 


zweite „Bon Pfandungen (im Sinne von Pfandrecht) und was denen 
anhangig“ (I. Landr. Th. 11. ©. 188— 198; U. Landr. Th. II. S. 229 - 240); 
bei Riede ©. 315— 321. 

17a) Das Römifhe Recht war au in diefer letzteren Beziehung 
böhft ungenügend. Will der -Pfandgläubiger das Pfand veräußern, um 
fih wegen ver fälligen Schuld bezaplt zu machen: fo muß er, in Er 
manglung befonderer Berabredungen, dem Verpfänder diefe Abfiht ans 
zeigen, hierauf zwei Jahre lang auf Zahlung warten, und dann erft 
= er das Pfand veräußern ! C. VIII. 34, (de jur. dom. impetr.) c. 3, 


18) ©. die Stelle bei Riede a. a. O. S. 317. 8. Wa aber ze. aus 
dem Freiburger Stadtr. F. 41b. 


19) ©. die Stellen bei Riede aa. DO. ©. 277. ©. Bann dem ıc. 
©. 315. $. Welchem farende ıc. 


20) Die Stellen bei Riede a.a.D. ©. 277. Tit. Wie farende ıc. 
56 * 
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fchweigenden Pfandrecht das ganze Bermdgen des Schuld: 
ners („welchen tacite, das ijt, ftillfchweigendt, auß jonder 
gutthat. der Recht, ohn jhr eigen bedingen, alle des Schuld: 
ners Haab und Gut verpfendt fein“). 20a, 

Was die freiwillige Berpfändung betrifft (vom I. Pand: 
rocht, im Gegenfage zur gefeßlichen oder ftillichweigenden, 
ausdrucfenlihe genannt ?): fo findet an der Fahrniß 
ſtets bloßes Privatpfand ſtatt, ſey es in der Form des Faulft: 
pfandes oder der Hypothek; dabei hat der Gläubiger, wenn 
ihm einzelne beftimmte Fahrnißſtücke verpfändet find, das 
Recht, fie ſtets als Fauftpfand anzufprehen ?, falls nicht 
das Gegentheil verabredet ift. An Liegenfhaften kann 
ein Pfandreht nur beftellt werden durh Einſchreiben in 
dag Gerihtsbuh?,. Befondere Unterpfandsbücher aber 
kennt das I. und II, Landrecht noch nicht. 


20a) Bon einem vertragsmäßigen am ganzen Bermögen fpricht es 
nit. Die Bormünder mußten zwar nach der V. und VI. Landes-O. 
(V. 2.9, Fol. 38b. VI. 2.9. ©. 77) treue Verwaltung bei Berpfändung 
ihres Vermögens („bei Berpfändung eweres felbs ... . Haab vnd Güter“) 
beihwören, und darauf verweist das J. und M. Landrecht bei den ge 
feglihen Generalpfändern. Note 33. 

21) ©. die Stelle bei Riede a. a. DO. ©. 284. $. Sp dem ıc. a. E. 
©. 385. $. Wie ıc, 

22) Dieß fagt ganz Mar die Stelle des I. und II. Landrechts bei 
Riede aa. D. ©. 315 1. ER ©. 19. I. EUR. S. 233), eine 
Stelle, die auch in das dritte ER. (11. 7. $ 1.) überging. Die älteren 
Eommentatoren des Landrechts berühren diejen Punkt nicht; die fpäteren 
aber 3. B. Griefinger und Reinhardt legen die angeführte Sielle 
bes I. Landrechts („Welchem fahrende Haab fonderlich zu Vnterpfand 
eingefegt, die mag er zu Handen vnd in fein Gewahrfamin nemen“) fo 
aus, als ob dieſes Recht nur ftattfinde, wenn ein — Fau ft pfandvertrag 
geihloffen worden fey. Dieß ift aber ganz gegen die Worte der Stelle, 
die fich Hiftorifch Corgl. auch Freib. Stadtr. F. 41.) und aus rationellen 
Gründen ganz ‚gut erflärt. Das I. ER. fcheint, wenn der Gläubiger 
das Pfand nicht in feinen Befitz ‚nahm, die Hypothek an dem einzelnen 
Fabrnißſtück blos dann gegen andre Gläubiger für gültig zu erklären, wenn 
der Gläubiger fie durch eine „Berfchreibung beweifen konnte” (das Freib. 
Stadtrecht nicht einmal dann, wenn er eine foldhe Berfihreibung hat); 
das 11. L.R. ſetzte aber der Berfohreibung bei „ober andere glaubhafte 
Beweiſung.“ 

23) „Welcher ein ligendt Gut vmb Schulden einſetzt, vnd verunder⸗ 
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Geſetzhiche Pfandrechte gibt es nad dem I. Landrecht 
eilf “. Es ift nähmlich ftillfchweigend verpfändet 

4. dem DBermietber eines Gebäudes „um den Zins und 
allen Schadfall und Abgang“ Alles, was der Miethsmann an 
SDausrath oder andrer fahrender Haabe in das Gebäude führt 
oder bringt *; 

2. dem Berpachter einer Sache „um die Penfton die 
Früchte, fo darauf wachſen, deßgleichen andere Haab, fo in 
Dafielb Gut bleiblic eingebracht“ ift 5; 

3. Demjenigen, welcher zur Erbauung oder zur Beffe 
rung eines Hauſes Geld leiht oder fonft zu diefem Zwecke 
für den Bauherrn ausgibt, für das Gegebene das Gebäude 77; 


vfandet, der foll daſſelb zum wenigften in das Gerichtsbuch ein- 
fihreiben faffen. Will er aber ein Zins auff ein Gut fohlahen [Bült- 
kauf, oben S. 85], fo foll er es offentlich vor einem Gericht fertigen, 
ond des, vermög Bnfer Landesorbnung, zuvor Erlaubnuß vnd Vergön⸗ 
dung [gewöhnlich von der Kanzlei] aufbringen. Sonft wann anderfi ge 
handelt würdt, foll die Berpfandung oder Zinßverſchreibung 
fein frafft haben.” L L.R. Th. II. S. 189 1. L.R. Th. LU, ©. 
230; bei Riede a. a. O. ©, 316. Unter Berpfändung wird aber im 
Nebrigen im Landrecht in der Regel auch der Fall des Gültkaufs begriffen, 
und von Berpfänden „um Schulden und um Gülten“ gefproden. — 
Die ganze angeführte Stelle ift wörtlich aus dem Freiburger Stadtrecht 
genommen, nur daß Daffelbe beim Güktfauf die Worte und des bis 
aufbringen und die Worte oder Zinfverfhreibung nicht hat, 

24) I. Landr. Th. I. ©. 194 f. 1, CR. Th. U. ©. 236 f., bei 
Riſecke Gerichtsgeſſ. Th. I. ©. 319 f. 

25) Dur die Aufnahme diejes Legalpfandes (des Römiſchen an den 
invecta et illata) ſchloß fih das Landrecht an ältere Württ. Statute, 
die es ſchon hatten, anz f. oben ©. 86. Note 10. Die Stelle iſt übri- 
gens theilweife aus dem Freib. Stabtr. 5. 42b, 

26) Zunähft aus dem Freib. Stadtrecht F. 43, und von biefem aus 
dem Röm. Recht; nur folgte das Landrecht mit dem Freib. Stadtrecht 
bier der irrigen Anficht mander Civiliften, welche ſchon nah Röm. R. 
diefes Pfandrecht auh auf die Illaten bezogen, und befchränfte das 
Pfandrecht bloß auf die Forderung des Pachtzinſes. 

27) Diefelben Quellen wie Note 26. Das Röm. Recht gibt aber das 
Pfandrecht bloß bei Geld, das dem Bauherrn zur Wiederherftel- 
lung eines Gebäudes geliehen wird. Auch hier folgte das L.R. mit dem 
Freib. Stadtregt irrigen Anfichten mander Eiviliften über das Röm. N. 
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4. Demjenigen, welcher irgend feine Sache auf Borg 
verfauft, diefe Sache für den Kaufichilling 28; 

5. Wenn ſich Jemand aus fremdem Gelde, das ihm 
nicht geliehen ift, irgend eine Sache anſchafft, dem Eigen: 
thümer des Geldes für daffelbe die angeichaffte Sache”. 

Endlich feste das I. Landrecht ſechs gefegliche Pfandrechte 
am ganzen Bermdgen des Schuldners feit, won denen 
die drei erften fehr weitgreifend und jehr vag beftimme waren. 
Es foll nähmlich 

6. wegen alles Deffen, was „dem Landesfürften von 
Dberkeit wegen, aud 7. des FürftentyHumbs armen Kaften 
vnd Spitaln, vnd dann 8. den Gtetten, Dörfern vnd lecken, 
von gemeines Nuges wegen fchuldig würdt, es jey Stewr, 
Zinß, Freuel oder anders“ das ganze Vermögen des 
Schuldners #, 

9, der Frau wegen ihres Heirathsguts („Eheiteuer“) das 
Dermödgen ihres Manns, ferner 

410. den Kindern wegen ihrer in der Derwaltung und 
Nießung ihres Vaters oder ihrer Mutter ftehenden Güter das 
Dermögen der nießenden Eltern #, und 








23) Doch macht hier das ER. aus Rüdfiht auf den Verkehr die rich— 
tige Beſchränkung, daß bei beweglihen Saden, wenn der Schuldner 
fie verkauft (ohne die böſe Abficht zu haben, den Gläubiger um das 
Pfand zu bringen), das Pfandrecht erlifcht. Vrgl. auch über dieſes 
Pfandr. Weishaar Hob. le u. 2e Ausg. $ 547, 548. — Diefes Pfand» 
recht nahm das L.R. ohne Zweifel aus altwürtt. Statuten, die es aber 
auf Liegenfihaften beichräntten. ©. oben ©. 86. Note 10. 

29) Schon im Röm. Recht, das aber das Pfandrecht blos Unmündigen 
gibt. Die Stelle ift aus dem Freib. Stadtrecht. 

30) Bei Riecke a. a. O. S. 321. $. Was einer Vns ꝛc. Die Stelle 
iſt theilweife aus d. Freiburger Stadtrecht, wo die Schulv fo bezeichnet 

ift: „Was ouch einer vem gemeinen gut fhuldig würbt, es fp ſtüt, 
zin$, freuel oder anders.” Mande altwiürtt. Statute gaben in 
diefen Fällen zwar fein Pfandrecht, aber doch ein abſolut privilegirted 
. perfönliches Borzugsrecht; ob. ©. 86. Note 11. 

HILR Th.1. ©. 134 U. ER. Th. J. ©, 174 (bei Riede a. 

a. O. S. 235). 8. Doch foll die Frau ꝛc. Das EUR. leitet dich aus 

dem gemeinen Rechte her. Die angef. Stellen überfab Griefinger 

Comm. B. II. ©. 492. 

32) Aus dem Röm. Recht, das aber das Pfandrecht micht in dieſer 
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44. den „Pflegkindern und andern Perfonen, deren Güter 
durch Pfleger verwaltet werden“, das Vermögen der Pfleger 3 
ftillfchweigend verpfändet feyn. 

Die Prioritätsordnung war für die Öffentlichen Pfänder 
noch ziemlich fihernd. Der Sahe nad macht bei einem 
Eoncurfe der Gläubiger das I. Landrecht, indem es zugleich 
durch Feftftellung eines eigentlihen Eoncursprozeffes den 
übrigen Deutjchen SParticularrechten voranging #, ſechs 
Claſſen #*, 

Sn der eriten Glaffe fommen nad alter Gewohnheit 
perfönliche Forderungen, welche ein abſolutes privilegium 
exigendi haben, die Koften der Beerdigung des Schuldners 
und der Fiedlohn d. h. der rücktändige Kohn der im Kohn 
und Brod des Gemeinfchuldners geitandenen Perfonen 3, 
und nad ihnen noch zwei abfolut privilegirte Pfahdrechte, 
nähmlic) zwei der geſetzlichen Generalpfandrechte, der „gemein 
Nug vnd Herrichaft“ (Fiscus und Communen) #, 





Ausdehnung gibt. Noch einmal erwähnt ift diefes Pfandrecht im III. Sp. 
des I. u. I. Landrechts (bei Riede a. a. O. 382.) und bei dieſer 
Gelegenheit auch die Berfolgbarkeit des Generalpfandes gegen dritte 
Befiger einzelner, aus dem verpfändeten Bermögen veräußerter, Sachen 
ausgefprocen. 

33) Aus dem Freib. Stadtrecht, und von diefem aus dem Röm. Recht, 
das aber Hier wieder beichränfter ift, genommen. Das Landrecht bezicht 
fih außerdem noch auf die Landes-D. Note 20 =. 

34) Im Titel: „Wann ond wie einer von fein Gütern abtreten mög” 
S. 135f. Vrgl. Eihhorn D. Staate- u. R.G. B. IV. ©. 527 $ 576. 
Alles, was das dritte Landrecht hierüber enthält und was aus demfel« 
ben Eichhorn anführt, ſteht mit wenig Abweichungen fhon im Land» 
reht von 1555. 

34a) I. ER Th. J. S. 131 f. II. L.R. ©. 170 f., bei Riede a. a. 
D. ©. 284 f. 

35) Vrgl. ob. ©. 86. Note 11. Dagegen überfahen die Berfaffer des 
Landrechts das oben ©. 99 angeführte Privilegium, welches Ulrich in 
feiner Kaften-D. eingeführt hatte. Im IN. Landredt (I. 75. $ 29) wurbe 
es ergänzt. Die Stelle des I. u. II. Landrechts ift wörtlih aus dem 
Sreiburger Stadtrechte, mit Ausnahme weniger Worte; f. unt. Rote 4. 
- 36) Das Landrecht erklärt diefes näher durch „wo der Schuldner bar 
Gelt, Stewr, Schatzung, Frevel oder anders fihuldig were bliben, 
das fol dem gemeinen Gut oder Nug vor andern allen bezalt wer- 
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In der zweiten Glafle, der Claffe der privilegirten 
Pfandrechte, kam blos ein Pfandreht. Denn nad) den I. und 
II. Landrecht waren blos drei Pfandrechte privilegirt 37; die 
eben angeführten zwei abjolut privilegirten und dann noch ein 
fpezielles Conventionalpfand; wer nähmlich „zu nothwen- 
digem Bau und Unterhaltung eines verpfändeten Gutes“ etwas 
lieh, und fid) für das Anlehen das Gut ausdrüdlid ver 
pfänden ließ, geht in der Befriedigung aus dem Gute 
den Pfandgläubigern der folgenden Claffen, wenn fie aud 
älter find, vor 8, 

Sn der dritten Elaffe kommen alle „eingejeßt, verjchrie: 
ben vnd benannt“ oder die „ausdruckenlichen“ Unterpfänder, 
aljo die freiwilligen, im Gegenſatze zu den geieglichen, und 
zwar fo, daß durchaus das ältere Pfandrecht dem jüngeren 
vorgeht. Da an Liegenjchaften blos in das Gerihtsbud 
eingetragene Pfandrechte gültig waren: fo machte fich hier 
das Derhältniß ſehr einfach ®, und der Gläubiger, der fi 
durch Liegenjchaften verfichern laſſen wollte, Fonnte fich durch 
Einficht des Gerichtsbuches Leicht über den Stand der Gadıe 
vergewiffern, und war, wenn noch Niemand eingetragen war, 
gegen alle fpätere Pfandgläubiger, mit Ausnahme der in die 
I. und 11. Claſſe geſetzten, gedeckt. 

In der vierten Claſſe Eommen die gefeglichen Pfand: 
rechte. Sie jtanden alſo allen vertragsmäßigen, felbit den 
Privatpfandrehten nah, ein Grundfag, Durch welchen die 
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den.” Es iſt dieß Das vorhin unter Nr. 6 u, 8 angef. geſetzliche Pfand— 
recht. Die Stelle. iſt theilweiie aus dem Freiburger Stadtredt F. 31. 

37) Das Pfaudrecht wegen des Heirathsgutes ging blos den einfaden 
geſetzlichen Pfandrechten vor. 

38) Aus dem Römifhen Rechte, welches aber das Privilegium auch 
noch in anderen Fällen gab, ſ. Note 11. Nr. 5. 

39) Die Gläubiger diefer Claſſe zerfielen in 2 Abtheilungen ; a) !ir 
genichaftspfandgläubiger; diefe konnten blos öffentliche ing Gerichtsbuch 
eingefchriebene feyn, und vroneten fi) nach dem Alter; b) Fahrnispfand: 
gläubiger; dieſe hatten bloß Privatpfandrechte (denn, wenn fie aud die 
Röm. Form der Publicität antwendeten: fo konnte dies nad dem 1. u. 
1. Landrecht nidyis Befonderes wirken), und ordneten fih auch lediglich 
nach dem Alter. 
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Schädlichkeit folher Pfandrechte fich fehr befchränkte %. Unter 
Diejen gejeglichen Pfandrechten- geht die Deirathsgutsforderung 
Der Frau an ihren Mann und ihrer mit dem Gemeinfchuldner 
gezeugten Kinder allen andern vor; dann kommen die übrigen 
nach ihrem Alter a, 

Sn der fünften Claffe fommen von den „gemeinen Gläu: 
bigern, welche gar kein Unterpfand haben“, diejenigen, deren 
Forderung mit einem (einfachen) privilegium exigendi 
verjehen iſt. Das I Landrecht gibt aber nur zweien For: 
derungen ein jolches Privilegium, nähmlich „angedingtem 
Geſind- und Lidlohn des nächſten Jahrs und Hauß— 





40) Bei dem Concurs des Schuld ners hatten fie dadurch eigentlich 
blos die Wirkung eines privilegium exigendi; aber gegen dritte Befiger 
äußerten fie allerdings ihre weitere Wirkung als Pfandredt. Beim Il. 
Zandrecht hätte man den weiteren Schritt thun follen, diefe Rechte blog 
für privilegia exigendi zu erklären; ftatt deffen aber bebielt man fie nicht 
nur als Pfandrechte bei, fondern ging noch viel weiter. — Gmelin 
Drong. der Gläub. Kap. VL. $ 111 S. 453 behauptet, nad dem 1. u. 
U, Landrecht feyen die gefeglichen Unterpfänder allen Privatunterpfändern 
undedingt vorgegangen. Dies tft aber gegen den Haren Inhalt diefer 
Landrechte, nnd ein unbegreifliches Hineintragen der Beftimmungen eines 
Geſetzes vom J. 1736 in die alten Landrechte. 

40a) ©, die Stellen bei Riede a. a. O. S. 285 6. Doch follıc. Bei 
dem Borzuge, den man der Dos gab, wollte man wohl dem Römi— 
ſchen Rechte folgen. Diefes wurde aber von der damals herrfchenden 
Anſicht falfh, nähmlich dahin ausgelegt, daß die Dos bloß den geſetz— 
lichen Pfandrechten vorgehe. Diefer Anfiht war namentlih auch Si— 
hbardus Nur darin wib man abfichtlidh vom Röm. Rechte ab, daß 
man die Dos den jüngeren vertragsmäßigen Pfandrechten nachfegte. 

41) Diefe Stelle ift im offenbaren Widerſpruch mit der oben bei Note 
35 angeführten Beftimmung, nach welcher dem Liedlohn überhaupt ein 
Vorzugsrecht in der erften Glaffe gegeben wird. Die Berfaffer des II. 
Landrechts bemerften es, ftrichen daher diefe Stelle ganz weg. Durd 
das Freiburger Stadtrecht erklärt es ſich übrigens vollfommen, wie 
die Verfaffer des 1. Landrechts zu dieſem fonderbaren Widerſpruch 
famen. Das genannte Stadtrecht feßte nähmlich in die erfte Claſſe 
blos den während der letzten Krankheit des Schuldners verdienten 
Liedlohn („darnach die, fo ihm in folcher Krankheit gedient hätten, ihres 
Lidlohns ꝛc.“), und in die fpätere Claſſe den Liedlohn vom legten Jahr 
überhaupt. Die Berfafier des I. Landrechts dehnten die erftere Stelle 
auf den Liedlohn überhaupt aus („darnach die fo ihm in folder Krank: 
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zins«“n. In der fehsten Claffe endlich folgen alle übrige 
perfönliche Gläubiger, unter welche der Reſt der Maffe nad 
der Größe ihrer Forderungen vertheilt wird #, 

Bei den Grundfägen über Realifirung des Pfandrechts 
fhloß fi) das I. Landrecht an alte Gewohnheiten an. Will 
‚der Gläubiger das Pfand angreifen, um fid aus demfelben 
bezahlt zu machen „Vergantung, die Gantt9 %: fo muß 
zuerſt die „Thädigung“ eingeleitet werden #3, Acht Tage 
nach Ablauf des Zahlungstermines kann der Gläubiger um 
Citation des Schuldners bitten, damit derjelbe von dem Amt: 
mann „leiner Tadung gewarte“, Erfcheint der Schuldner: fo 
fol der Amtmann ihm „ehädigungsweiß“ 44 Tage Zahlungs: 
termin fegen. Zahlt der Schuldner nicht: fo folgt nun „der 
Angriffe, Diefer befteht in der Uebergabe des Pfands 
an den Gläubiger, mit der Ankündigung an den Schuldner, 
daß, wenn er die Sache nicht innerhalb 14 Tagen einlöfe, 
„ner Sant t“ vorgehen werde. Iſt ſämmtliche Fahrniß über: 
haupt verpfändet: fo werden einzelne Stücke, deren Werth 
den Betrag der Schuld um Yz überfteigt, dem Gläubiger über: 
antwortet; meldeten fich mehrere Gläubiger: jo werden die 
Fahrnißftücke gerichtlich deponirt. Bei Liegenfchaften gefchieht 
die Uebergabe mit Symbolen. Der Amtmann foll „wie aus 
uraltem Gebrauch und Herfommen des Fürſtenthums gemöhn: 
lich“, dem Stadt: oder Dorffnecht befehlen, mit dem Gläu— 
biger in oder auf das Unterpfand zu geben, auch den Schuldner 
dazu laden. „Und fo das Unterpfand ein Haus wäre, joll 
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heit oder auch ſonſt gedient oder geſchafft hetten, ihres Lidlohns ꝛc.“), 
dachten aber, als ſie an die zweite Stelle kamen, nicht mehr daran, und 
ſchrieben deßhalb bei dieſer das Freiburger Stadtrecht rein ab, 

42) Aus alten Statuten und Gebräuchen, 

43) ©. die Stelle bei Riecke a. a. O. © 2385. $ Wa dann ꝛt. 
Vrgl. oben ©. 86 Note 12. 

44) J. L. R. Th. l. S. 117 f. M. L.R. TH 1 ©. 156 f.; bei Riede 
Gerichtsgeſſ. Th. I. S. 275 f. Vrgl. auch mit dem Folgenden Phillips 
Deutſch. Privatr. 2te Ausg. B. I. ©. 594. 

44a) Ueber dieſe Tädigung f. auch die vorlandrechtlichen Gebräude 
bei Fiſcher Berf. e. Gefch. der teutfch. Erbf. Th. I. S.210 und Rey 
ſcher Altw. Statutarredte S. 408. 
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der Knecht daraus jchneiden einen Spon, were es ein Wein: 
gart, Daraus fchneiden ein Reb, wer es ein cher, daraus 
bauen ein Schollen, were es ein Wiefe, daraus hauen ein 
Wafen, vnd das geben dem Gläubiger“, 

Nach fruchtlofem Ablauf der 14 Tage kann der Gläubiger 
den Amtmann angehen um „das dÖffentlihe Ausrüffen, 
Bmbtragen vder Bmbfhlahen“ Die Fahrniß wird 
nun einem gejchwornen Stadt: oder Dorffäufer zum Verkauf 
übergeben. Kann er fie in 14 Tagen nicht gut anbringen: fo 
wird fie „an offnem Markt mit offnem Ruf oder Gantt“ 
durch den Serichtsdiener um baar Geld an den Meiftbietenden 
verkauft, Das Geld von dem Gerichte den Gläubigern (nad) 
ihrer Priorität) zur Tilgung ihrer Forderungen ausbezahlt. 
Den etwanigen Ueberfhuß erhält der Schuldner; fo weit aber 
der Erlöß nicht reicht, bleibt der Schuldner verhaftet ®, 
Meldet fich Fein Käufer: fo wird die Sache dem Gläubiger 
nach billigem Anfchlag zugeſchlagen. Bei Liegenfhaften 
muß der Gläubiger „den Spon, Schollen, Neben oder Wafen, 
die er Durch den Angriff befommen“, dem Gerichtsfnecht vor 
Gericht übergeben; dann wird drei Donnerftage nad) einander 
das Pfand auf dem Markte oder Dorfplage öffentlich umge: 
tragen und ausgerufen, und am letzten Donnerftag demjenis 
gen zugefchlagen, der bis zu Leutung der Abendglode am 
Meiiten dafür geboten hat, und am anderen Morgen vor Ge: 
richt der Kauf gefertigt. Will Niemand auf das Pfand 
bieten: fo kann der Amtmann dem Schuldner nody einen Ter: 
min bis zu vier Wochen fegen, nad deffen fruchtlofem Abs 
laufe der Gläubiger in „wirkliche Poſſeſſion und Nieſſung“ 
des Guts für feine Forderung ohne Rückſicht auf den 
Werth der Sache gefeßt wird. In beiden Fällen aber, 
mag es dem Gläubiger zugefprochen werden oder ein Dritter 
es kaufen, kann der Schuldner das Gut mit Bezahlung 
der Hauptfumme, um melde das Gut vergantet worden, 
des Sntereffes zu 5 pCt., der Gantfojten und des auf das 
Gut gemachten nothwendigen und nüglichen Aufwands wieder 


— _ 
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45) Vrgl. auch Phillips a. a. O. ©. 5W. 
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an fich Löfen 6. Läßt der Schuldner das Jahr verftreichen: 
fo fann jeder Dritte innerhalb 44 Tagen es an fich ziehen, 
wenn er mehr, als die genannte Einlöjungsfumme zahlen 
will und der Inhaber ſich nicht zu gleicher „Ueberzahlung“, 
die dann dem Schuldner zu Gut fommt, erbietet. Nach Ab: 
lauf diefer Zeit verbleibt das Gut dem Inhaber, außer es 
wäre ein Biertheil mehr werth, als die genannte Einlöfungs: 
fumme; dann hat der Schuldner und fein Erbe noch ein wei: 
teres Jahr Erlöfungsfrift 97, 

Nur wenige Aenderungen waren nöthig, um diefes Pfand: 
und Prioritätsrecht fo zu reformiren, daß es nicht viel mehr 
zu wünſchen übrig ließ. Statt aber hier den rechten Weg 
zu geben, ſchlugen der Verfaſſer des III. Landrechts und die 
fpätere Gefeßgebung in diefem Zeitraume gerade den entge 
gengefegten Weg ein. Die guten Geiten jenes Rechts wurden 


46) Vrgl. auch unten Note 112 f. Auch das Römiſche Recht Fennt 
fhon ein Wiedereinlöfungsresht des Sculoners, aber nur, wenn dem 
Gläubiger die Sadhe vom Regenten, an den er fih deßhalb zu wenden 
bat, zugefproden wird; nach demfelben versährt das Necht erft in 
zwei Jahren. Die Wiederlofung unfres Landrechts aber fügt fich nicht 
auf das Römifche, fondern anf früheres vaterländifches Recht (Note 47), 
das firh hier ohne Zweifel unabhängig vom Röm. Recht gebildet hatte. 

AT) Bon diefer ſ. g. eigentlihden Schuldenlofung, welche ſchon die 
vorlandrechtlichen Gebräuche und Statute hatten (I. 3. B. Fiſcher a. a. 
O. S. 245, 246, 256; Reyſcher a. a. O. ©. 489), handelt fchon die 
1. HofGO. v. 1514, und zwar zum größten Theile mit denfelben Wors 
ten wie das l. u. II. Landrecht, nur mit einer wefentlichen Abweichung. 
Ter Schuldner fol nähmlich dag Wiedereinlöfungsreht innerhalb Jahr 
und Tag, aber nur dann haben, wenn das Gut *a mehr werth if, 
als die Forderung an ſich beträgt; zahlt er nicht innerhalb der genannten 
Zeit die Einldfungsfumme mit „der Heberbefferung des Viertheils über die 
Schulden over Gülten“: fo kann innerhalb 14 Tagen jeder Dritte löfen, 
(wenn er noch mehr bietet). Nach diefer Zeit, fo wie, wenn das Gut 
nicht über das Biertheil beffer war, findet Fein Loſungsrecht ſtatt. — 
Auffallend ift, daß dieſe PBeftimmungen auch in die Ill. HofG. vom 9. 
1557 wörtlich übergingen,, (1. die Stelle bei Riecke Gerichtsgefl. Th. I. 
©. 146 147), obwohl fie dem Landrecht, auf weldes die 9. ©. O. 
- „dirigirt” werden follte, direct widerfpraden. Streng genommen wurde 
daher hierin die I. HofGO. durch das I. Landrecht, dieſes durch die IN. 
HFGD., und dann diefe wieder durch das II. Landrecht geändert! Brgl. 
über ein ähnliches Ueberfehen oben ©. 283, 2384. 
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beinahe durchaus aufgegeben, jeine Schattenfeiten nicht nur 
beibehalten, fondern noch möglichft vermehrt, und fo bei die: 
jem, für den Eredit des Örundeigenthümers und die Sntereifen 
des Eapitalijten überaus wichtigen, Nechtsinftitute auf eine 
nicht zu rechtfertigende Weiſe von der Gefehgebung verfahren. 

Haug hatte bei feinen Arbeiten über das II. Land— 
recht 7a nicht entfernt den Gedanken an eine Derbeflerung 
des Pfand: und Prioritätſyſtems. Indeſſen wollte er es doch 
noh im Wefentlichen bei den Beltimmungen des I. u. IL. 
Landrechts belaffen. Aber fchon die Commiſſion änderte in 
einem Hauptpunkte 3 auf eine jehr tadelnswerthe Weife. Sie | 
beitimmte, daß unter den nicht privilegirten Pfandrechten 
lediglih das Alter entjcheiden folle, bob alſo den guten 
Grundſatz der früheren Yandrechte, daß die geſetzlichen 
Pfandrechte unbedingt den vertragsmäßigen nachitehen jollen, 
auf 2. Dadurch war der Sicherheit der vertragsmäßigen Pfand: 
rechte, jelbft der Öffentlichen, der größte Abbruch gethan. Denn 
nun gingen die vielen gejeßlichen Pfandrechte, namentlich die 
gefährlichen Generalpfandrechte, ſowohl diejenigen, welche das 
Landrecht fanctionirte ®, als auch die noch weiteren, welche dag 
Römische Recht enthielt — denn Doctrin und Praxis glaubten, 
auch hier das Pandreht aus dem Röm. Nechte ergänzen zu 
müſſen °! — allen jüngern, felbit den öffentlichen, vertrags— 


47a) Das III. Landrecht handelt, wie die früheren, vom Concurs— 
und Privritätsrechte im eriten Theile (Zit. 75. 76.) und vom Pfandrecht 
im 2ten Theile Tit. 7 (Pfandrecdt überhaupt) und Tit. 8 (gefeßliche 
Pfandrechts. 

48) Die zweite Hauptänderung betraf das Verfahren bei der Realifi— 
rung des Pfandrechts. Unten bei Note 110 f. 

49) Landrecht I. 75. $ 27. 31. 

50) ©. Note 102. 103. 

51) Daß neben den im Landrechte feftgefegten gefeßlichen Pfandrechten, 
welche größtentheils zunachft aus dem Freiburger Stadtrecht und von 
diefem aus dem gemeinen Nechte genommen find, auch noch die übrigen 
geieglichen Pfandrechte des gemeinen Rechts gelten follen, fagt das Land⸗ 
recht nirgends. Vielmehr liegt darin, daß das Landrecht die gefeglichen 
Pfandrechte genau beftimmt, ein Ausfchließen Anderer, Allein fon 
Haug ſcheint anderer Anficht gewefen zu feyn. Denn er fagt in feiner 
Relation über Th. I. Zit. 75 bei der Location der gefeglichen Pfand« 


57% Rap. 6. Dritte Periode. Friedrich I. bis Friedrich II. 1593-1805. 


mäßigen Pfandrechten vor, während es doch meijt dem Gläubiger, 
der fich durch ein Öffentliches Pfandrecht fihern wollte, unmög— 
lih “war, genau zu erfahren, wie weit das Vermögen des 
Schuldners ſchon durch ältere gefegliche Pfandrechte belaftet 
fey. Allein nicht genug! Das I. u. II. Landrecht fpricht nicht 
ausdrücklich von einer Zuläffigkeit vertragsmäßiger General: 
pfandredhte (am ganzen Vermögen, die Liegenfchaften mit 
einbegriffen). Es wurden aber doch ſolche Pfandrecte viel 
fach beftellt und von den Gerichten anerkannt ®, und das 
dritte Landrecht erklärte fih ausdrücklich für dieſe Zuläffig: 
keit 3, Einiger Schuß gegen die Nachtheile folcher Pfand: 


—— 








rechte, es wäre zu weitläuftig, hier die im Th. SI. verzeichneten gefet- 
lihen Pfandrechte und „alle die casus. welche in Pandecten und Coder 
Titt. ex quib. causis pignus tacite ete. enthalten find” anzuführen. Unſte 
Scrififieller und die Praris (übrigens ohne diefe Bemerkung Haugs im 
Arge zu haben) zweifelten auch gar nicyt daran, daß hier das Landredt 
aus dem NRömifchen Rechte zu ergänzen fey, und von der gleichen Bor, 
ausfegung ging fpäter ein G. Resc. v. 17. Zul. 1756 (bei Riede Ge— 
richtsgefi. Th. 11. ©. 517. 518) aus. Bei diefer Ergänzung des Land— 
rechts aber wurde häufig das Römiſche Recht mißverftanden „ und dadurch 
der Kreis der geieplichen Pfandrechte noch weiter ausgedehnt. So gab 
man 3. B. der Ehefran gewöhnlich wegen ihres gefammten Parapher— 
nalvermögens ein geſetzliches Vrandrecht am Vermögen ihred Mannes, 
Consil Tubingens T. 1. c. 173 nro. 156. T. III. c. 295. nro. 4, 
Weishaar Hob. Ite u. 2te Ausg. $ 550., und wenn man auch fpäter 
den Irrthum einfab (wie 3. B. Gmelin Ordng. d. Gläub. äte Aufl. 
©. 481): fo hatte fih auf den alten Irrthum ſchon ein Gewohnpeitsredt 
gebildet, dem man folgen zu nrüffen glaubte. Dagegen führte die irrige 
Auslegung des gemeinen Rechts bei unfren Schriftftiellern in Anderem zu 
einer Befchränfung der gefeglichen Pfandrechte. Wenigfteng fehrieb die 
gemeine Meinung unfrer Schriftfteller dem Fiscus außer den in uniren 
W. Gefegen ausbrüdlich bezeichneten Fällen mur noch wegen Forderungen 
aus Berträgen ein Regalpfand zu. Vrgl. Note 105. 

52) Wie Haug in feiner Relation bezeugt. 

53) L.R. I. 75. $ 33. Diefe, von Haug vorgefchlagene, Stelle fagt: 
Wenn einem Gläubiger „alle des Schuldners Haab und Güter, 
liegends und fahrends, insgemein verfhrichen“ werden: fo 
gehe diefer Generalpfandgläubiger fpäteren Spezialpfandgläubigern bei 
den, den Letzteren verpfändeten Sachen, falle er fih aus dem übri— 
gen Bermögen nicht befriedigen könne, vor. — Zugleich fügte 
Haug noch einen ‚weiten $ (LUR. I. 75. $ 34) bei über den Fall der 
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rechte lag aber nach dem I. u. II. Landrecht doch darin, daß 
fie, jo weit fie Liegenjchaften berührten, nur gültig waren, 
wenn fie in das Gerichtsbuch eingetragen wurden, wegen des 
oben ©. 564 angeführten, jede Verpfändung von Liegen: 
fchaften betreffenden, Grundfages. Allein auch hier traf das 
III. Landrecht eine Wenderung, die nachtheiligfte, welche es 
treffen konnte; es hob die Nothwendigfeit auf, bei Liegen: 
fchaften die Berpfündung in das Gerichtsbuch einzutragen. 
Die betreffende Stelle des I. u. II. Landrechts (oben Note 23) 
lautet nähmlich im II. Landrecht fo: „Wann ein ligend Gut 
onderpfandsweile verichrieben oder verhafft würdt, foll daffels 
big in das Gerichtsbuch eingefchrieben, oder fonften ver: 
mög gemeiner gefchriebnen Rechten beweißlidh 
fürgenommen werden“% Durch diejen Beifag wurde 
eine verftragsmäßige Verpfändung auch bei Liegenfchaften auf 
alle die Weifen für zuläffig erklärt, welche das Römiſche 
Recht billigte. Dadurch hatte man nun drei verfchiedene Arten 
der vertragsmäßigen DBerpfändung bei Liegenjchaften und beim 
ganzen Vermögen; das Öffentliche oder gerichtliche Un— 
terpfand durd Eintrag in das Gerichtebuh 9; das quafi- 
öffentliche Unterpfand, durch Beftellung vor Notar und 
Zeugen * oder auch blos vor drei Zeugen, und das Privat: 


Berbindung des Generalpfandes mit fheziellen Verpfändungen. Hier foll 
der Gläubiger, wenn er mit anderen Specialpfandgläubigern colli 
dirt, von biefen zunächft an feine Specialpfänder (mit einer exceptio 
excussionis realis) gewiefen werben und er nur im Nothfalle vom 
Generalpfand Gebrauch machen können. — Belanntlih ift über biefe 
Frage nad gemeinem Rechte bis in die neueften Zeiten viel Streit. 

54) Landr. U. 7. $ 3. Hier trifft der Borwurf, das frühere Recht 
verfchlechtert zu haben, zunächft nicht Haug und feine Commiffion , fon« 
dern, was felten it, Enzlin, von dem die Nenderung herrührt. Allein 
bei der letzten Reviſion hätte die Commiffton die Enzlinifche Anderung 
wieder aufheben können und follen. 

55) D. h. das deutfchrechtlich-öffentliche. 

56) Nah Römifhem Rechte gehörte diefes zum Öffentlichen, nicht 
zum quafisöffentlihen. Allein in Württemberg zählte man eg gemöhn- 
lich zum quafiöffentlihen; fo namentlich die Gefete vom 19. März und 
3. Mai 1736. Unt. Note 61. Diefelbe Wirkung, wie diefes quafl-öffent- 
liche, hatten natürlich nach dem Ill. Landrechte auch die anderen Pſand⸗ 
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unterpfand, wenn bei der Berpfändung Feine diefer Formen 
beobachtet wurde. Auch Eonnte nun ein Fauftpfand an 
Liegenſchaften ohne alle befondre Form und ein teftamenta: 
riiches Pfandreht an denjelben beitellt werden 57, 

Bei diefer großen Neuerung aber, die im zweiten Theile 
des III. Landrechts getroffen wurde, bedachte man nicht ein: 
mal gehörig die Aenderung, die man bereits im erften Theile 
getroffen hatte. Denn aus dieſer Letzten (f. ©. 573 bei und 
nach Mote 49) folgte nun, daß das Privatpfandredht an 
Liegenfchaften, jobald es älter war, dem Öffentlichen vorging, 
daß überhaupt die Deffentlichfeit und der Eintrag in das 
Gerihtsbuh gar Feinen Vorzug vor andern Pfandrechten 
begründete, und gefegliche, richterliche (im Sinne der oben ©. 
555 angeführten pignora praetoria und judicialia), teitamen: 
tarifche und vertragsmäßige und bei den Lebteren üffentliche 
(gerichtliche), quafisöffentlihe und private lediglich blos nad 
dem Alter ſich untereinander ordnen mußten, jo daß auch 


rechte, welche nah Röm. Rechte zu den öffentlihen gehörten, nämlich 
die dur irgend eine öffentlihe, zu ſolchen Beglaubigungen ermächtigte, 
Behörde bezeugten. Ob diefe vom II. Landrecht zu dem Öffentliden 
Prandrechte dem Begriffe nach gezählt wurden, ift nicht zu ermitteln, 
da das dritte Landrecht fih über dem Begriff der öffentlichen Pfand— 
rechte nicht erflärt. Die fpätere Gefeggebung und Praxis aber zählte 
fie nicht zu den eigentlichen öffentlichen Pfandrechten; f. unten von Note 
65 an. Darüber aber war man in Württemberg einverftanden , daß bei 
ung die Unterfcheidung in üffentlihe, qauaftsöffentlide und Privathppo— 
thefen fi) blos auf vertragsmäßige Pfandrechte beziehe. 

57) Die unrichtige Anfiht von Harpprecht und Griefinger, nad 
welcher e8 doch einige Fälle geben follte, in welchen ohne gerichtliche 
Beftätigung ein Pfandrecht nicht gültig fey, widerlegt Bolley Lehre v. 
d. öffentl. Unterpf. ©. 21 Note b. 

58) Daß auf diefes Refultat das Landrecht führe, erkennen nur Wenige 
an, 3. B. Besold Disp. ad Part. I. Jur. prov. W. $ 148, Jo. Hear. 
Hochstetter Theses Jur. Wirt. Priv. Stuttg. 1778 Th. VI, Bolley 
a. a. O. S. 21. 22 (nit ganz damit übereinzufiimmen ſcheint, mas 
Derf. a. a. O. ©. 215 Nr. 2 fagt), Reinhardt Lehre vom Gannt. 
©. 229 Note 3. Viele fahen hier die Stelle des Il. Landrechts bios 
als eine Berdeutlihung der Stelle ver früheren Landrechte an! So 
3. B. Kapff und Klüpfel in den Note 183 angeff. Abhdlgen. Beim 
teftfamentarifhen Pfandrechte verftand ſich aber von felbft, daß wenn 
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der vorfichtigfte Gläubiger Feine Möglichkeit mehr hatte, ſich 
durch eine Öffentlihe Berpfändung auch nur einigermaaßen 
gegen ältere unbekannte Dfandrechte zu decken. Hier griffen 
nun zwar Doctrin und Praris ein. Sie befferten; aber nur 
zum Theile und auf eine ganz unbefugte Weile. Sie trugen 
nähmlih Beitimmungen des Römifhen Redhts in das 
Landrecht hinein, indem fie den Öffentlichen und quafis 
öffentlhichen Pfändern geradezu einen Borzug vor den ver: 
tragsmäßigen Privatpfändern einräumten, und jpätere Ges 
ſetze, beſonders das nachher anzuführende Gejes von 1756, 
erfannten dieß durchaus an, und behandeln diefen Vorzug als 
einen längft ganz’ zweifellos beftehenden Sat. Die Praris 
ging aber nocd weiter und änderte aud das Verhältniß der 
gejeglihen Pfandrechte. Diefe nahmen nach dem I. und II. 
Landrecht mit Recht unbedingt die letzte Stelle unter den 
Pfandgläubigern ein, durch das III. Landrecht aber wurden 
fie jehr mit Unrecht allen übrigen gleichgeftellt. Die Praris 
jedoch drückte fie wieder herab, ließ fie nicht mit dem öffent— 
lichen und quaftzöffentlichen nach dem Alter concurriren, ſon— 
dern behandelte fie wie Privathypothefen, und locirte fie bei 
den Legteren nach dem Alter 9. Allein dieß mißftel fpäter der 
Gefeggebung. Auch fab man denn doch allmählig ein, 
daß die Gleichftellung der quafizöffentlichen mit den öffentlichen 
Mfandrechten dem Deutfchen Princip des dffentlihen Pfand: 
rechts völlig widerjtreite, und den Werth der öffentlihen ganz 
vernichtete, und daß dadurc die Gläubiger „in den größten 
Schaden gejegt“ werden %, Als daher bei der beabfichtigten 
Revifion des III. Landrechtes unter Carl Alerander die 
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ein Erblaſſer an ſeinen Sachen Jemanden ein Pfandrecht vermachte, der 
Letztere bei einer Concurrenz mit Gläubigern des Erblaſſers, ſelbſt mit 
Nichtpfandglaͤubigern, dieſen nachſtehen mußte, weil fein Pfandrecht ein 
bloßes Vermächtniß iſt, das nur nach Abzug der Schulden gelten kann. 

59) Die Juriſtenfacultät ſagt in ihrem unten angef. Bericht vom J. 
1735, fie habe ſtets fo locirt! | 

60) Diefen Grund führt das gleich zu erwähnende Gef. v. 1736 mit 
dem Beifügen an, daß bei jener Gleichftellung „mand übler Hauspalter 
feine böfe Oekonomie lang verfteden“ könne. 

Wächter, Württemb. Privatr. I. | 57 
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Suriftenfacultät in dem ©. 366 Note 14. angeführten Berichte 
v. %. 1735 unter Anderem den Antrag machte, die quaſi— 
Öffentlichen Pfandrechte in die Kategorie bloßer Privatpfanr: 
rechte herabzufegen: jo hatte dieß, obwohl man weder zu der 
Kevifton des III. Landrechts nody zu der projectirten neuen 
Eoncursordnung fam, doch wenigftens die Wirfung, daß in 
einem Gefeze vom 49. März 1736 (mit einem Nachtrage vom 
3. Mai 1756) beftimmt wurde, die „hypothecae quasi publicae, 
ſo coram notario et testibus Dder auch nur coram tribus 
testibus errichtet werden“, follen Eünftig nicht mehr einen 
Borzug vor den SPrivathypothefen haben, jondern nur mit 
den Legteren nac dem Alter geordnet werden. Zugleich än: 
derte daflelbe Geſetz die Praris ab, welche fich über die geſetz— 
liben Pfandrechte gebildet hatte. Statt aber hier zu der 
guten Bertimmung der früheren Landrechte zurückzukehren, 
fchlug man einen neuen, einen vierten Weg ein, der gar 
nicht zu billigen war. Es wurde beitimmt, daß die ftillfchwei: 
genden oder gejeslichen Hypotheken den Privathypotheken ohne 
Nückficht auf das Alter vorgehen und unmittelbar nad) den 
Öffentlichen locirt werden follen 61, 

Diefe Beitimmungen, bei weldhen es bis zum %. 18% 
blieb, drückten gegenüber von den gefeglichen, die. Privat: 
hypotheken auf eine ungeeignete Weiſe herab 61%, und ließen ihnen 





61) Die angeff, Geſetze von 1736 find abgevrudt bei Riecke Gr 
richtsgeſſ. B. ML ©, 413, 45. Der Nadtrag, das Gef. v. 3. Mai, 
betrifft die Frage über die Rückwirkung des Gefehes vom 19. Mär. 
In dem Legteren ift nähmlich gefagt, „daß vom 1. Jun. 1736 an dit 
hypothecae quasi publicae den privatis nicht mehr präferirt werden follen.“ 
Dieb wollten Manche fo anwenden, als ob auch die vor dem f. Jun. 
beftellten quafi-öffentlihen Hypothefen ihren Borrang verliehren follten- 
Mit Necht wurde nun dieß in dem zweiten Geſetze für irrig erklärt, umd 
ausgefprochen, daß alle vor dem 1. Junius (als felbft nach Erlaflung 
des Geſetzes vom 19. März) beftellten quafisöffentl. Hypotheken aus 
fünftig den Privat-Hypotheken vorgehen follen. 

612) Hochstetter Thes. J. W. priv. Th. X. meint, es fey „sapien- 
tissime” gefcheben. In einem Berichte des ſtändiſchen Ausſchuſſes vom 
3. 1323 (Vhdlgen der Kammer der Abg. von 1823 u. 1824, Ile ao. 
Beil. 9. S. 98) wird aus einem offenbaren Ueberſehen dieſer Vorzug 
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wenig Werth mehr übrig, während fie von der andern Geite 
Dem Verkehr jehr gefährlich waren, indem fie als dingliche 
Dechte gegen jeden jpäteren Erwerber der Sache wirften; das 
gegen wurde der Werth und die Wichtigkeit der öffentlichen 
Hypotheken durch jene Normen an fich jehr gehoben. Allein, 
wenn man auch bier auf dem rechten Wege war, fo half 
Dieß doch dem verunglückten Pfand: und Prioritätsſyſtem nicht 
auf. Denn während die Gejeggebung auf Die angegebene 
Weiſe die Öffentlichen oder gerichtlichen Hypotheken mir Recht 
bob, vernachtheiligte fie durc einen falihen Weg, den fie in 
einer anderen Beziehung einjchlug, gerade dieſe Hypotheken 
10 ſehr, dag auch fie wenig Öicherheit mehr gewähren fonnten. 
Man behielt vas Syſtem der Pfandprivilegien bei, und die 
Geſetzgebung begnügte fich nicht einmal mit den Pfandprivis 
legien, welche die beiden erjten Yandrechte feftgefegt und das 
Ill. Yandrecht wiederholt hatte &%, fondern vermehrte noch jehr 
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der geſetzlichen vor den Privatpfändern, fo wie der der öffentlichen vor 
den gefeglichen, fchon dem Römiſchen Rechte zugeichrieben. 

62) Das dritte Yandrecht I. 75. $ 30, 31 fchliefit fich bier ganz an 
das zweite L.R. an. Es wiederholt eigehtlich blos die Pfandprivilegien 
des 1. Landrechts, nähmlih a) den Fall des „Gemein Nutz und Herr. 
ſchaft“ b) das Priv. bei Anlehen zu „nothiwendigem Bau und Unterhals 
tung eines Gutes“ und e) den Borzug der Dog mit einer Mopifitation 
(diefen Fall kann man aber zu den eigentlich privilegirten Pfandrechten 
nicht zählen f. unt. Note 186) und bei diefem fügt es noch bei, daß das 
gefeglihe Prandrecht des Berfäufers auf Borg, wenn der Mann vor 
feiner Berheiratbung eine unbeweglihe Sade kaufte, dem Dotalpfand 
vorgehen foll (I. 75. $ 32). Dabei beſtimmte es den Fall des unter a 
angeführten Pfandprivilegiums genauer, als die früheren Landrechte, 
dahin: „die Herrfhaft, Gemein-Nutz, vnd Oberfeit, alſo daß, wo der 
Schuldner Steur, Schaßung, Frevel oder dergleichen ſchuldig vec- 
bliben , folche vor allen andern bezalt werden follen.” Man zählte alfo 
dahin, wie man mußte, 

1. das gefeglihe Generalpfand des Fiscus wegen Strafen und 
Abgaben aller Art, 

2. das gefetlihe Generalpfand der Gemeinden (ER. U. 869. 
und dort „von gemeines Nutens wegen“) wegen Strafen und aller Ge- 
meindeabgaben. Dagegen war e8 

3. in Rüdfiht auf die angeführte Landrechtsſtelle zweifelhaft, ob 
auch das gefeßliche Generalpfand des Fiscus, der Gemeinden, der 
Klöfter und Armenanftalten wegen Gülten und Zinfe namentlich 
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die Zahl diefer Privilegien (j. Note 122), "und Doctrin und 
Praris halfen in eben diefem Geifte noch recht mit, indem 
fie, nicht zufrieden mit den in den Gejegen feitgejegte Wri 
vilegien, von dem Grundfabe ausging, daß das Lanı. 

auch hier aus dem Römiſchen Rechte zu ergänzen ſey, und daf 
daher die Pfandprivilegien des Röm. Rechts neben denen des 
Württ. Rechts gelten 8. Zugleich wurde noch einer Reihe be 
deurender perjünlicher Forderungen durch die fpätere Gefep: 
gebung in der Art ein perſönliches Vorzugsrecht ertheilt, 
dag fie ihre Location im der erften Claſſe erhielten, ſo— 
mit allen nicht abfolut privilegirten Pfandrechten vorgingen 8®, 


aus Lehen (Note 103) hierher gehöre. Die Gerichte fhwanften und locir- 
ten folhe Forderungen öfters fogar in die legte Claffe, offenbar gegen 
L.R. 11.8869 Durch ein GR. v. 14. Mai 1695 (bei Riede Ge- 
richtsgeſſ. Th. III. ©. 194) wurde aber entihieden, daß auch dieſe For: 
derungen unter IR. II. 8. $ 9. und 1. 75. $ 30. fallen, alfo ein pri» 
vilegirtes gefegliches Pfandrecht in der 1. Elaffe haben follen. Auch 
mußte man, fo fern pia corpora ein Recht auf andere Abgaben und 
Strafen haben, biernach ihr Legalpfand (L.R. 1.8 $ 9.) für privifegirt 
erflären. ©. auch Reinhardt Bom Gant ©. 216. 

63) Diefe Ausdehnung der Pfandprivilegien war ganz gegen den Sim 
des Landrechts. Das Landrecht verweist hier nirgendg zur Ergänzung 
auf das gemeine Redt. Es fagt (I. 75. $ 27.) bloß, daß „von gedad:- 
ter Regul (nach welcher das Alter entfheiden fol) volgende Fall aus 
genommen“ feyen, und bier führt es nun vier abfolut privilegirte per- 
fönlihe Borzugsrehte und die in Note 62 angef. privilegirten Pfand» 
rechte auf. Dffenbar war es unftatthaft und gegen den Sinn des Land» 
rechts, nicht nur in den „Folgenden Fällen” eine Ausnahme anzunehmen, 
fondern auch in den nicht folgenden Fällen, d. h. in den wei— 
teren Fällen des Römischen Rechts! Auch deutet hier Haug in feiner 
Relation nirgends auf eine Ergänzung aus dem Römiſchen Rechte hin; 
man fieht vielmehr aus derfelben, daß Haug beftimmt annahm, eine 
ſolche Ergänzung dürfe und folle hier nicht eintreten. — Allein der Hang, 
das Römifhe Recht in unfer Landrecht Hineinzutragen, war bier wieder 
Härter, ald Wort und Geift des Landrechts, und unfre meiften Schrift . 
fteller , und mit ihnen die Praris, fügten die Römifchen Privilegien noch 
denen des Landrechts bei. Vrgl. Rote 122, 

63a) ©. unt. Note 121. Sogar. der Lotterie, melde ein Marquis 
Marfi im 3. 1772 errichtete, wurden dur ein G.R. v. 27. Jan. 1772 
wegen Forderungen an die Eollecteurs diefelben Privilegien eingeräumt, , 
welhe dem Fiscus wegen Forderungen an feine Berwalter zufiehen. Im 
3. 1779 aber wurde die ganze Anftalt wieder aufgehoben. 
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und daher ein eben fo gefährlicher Feind für die Öffentlichen 
Pfandrechte wurden, wie es die privilegirten Pfandrechte waren. 
Dabei war gerade eine der praftiich wichtigften Fragen fehr 
beftritten, und zweifelhaft, und die Geſetzgebung, welche diefe 
Frage mit wenigen Zeilen hätte enticheiden können, that 
nichts zn ihrer feften Enticheidung. Durch den Vorzug, den 
nach dem Angeführten die Öffentlichen oder gerichtlichen Pfand: 
vehte vor den übrige? einfachen Pfändern erhielten, wurde 
die Frage befonders wichtig *, was zur Entitehung eines 
öffentlichen Pfandrechtes nothwendig fey und den wefentlichen 
Charakter der Deffentlichkeit des Pfandrechtes bilde. Ueber 
diefe an fich fo einfache Frage Außerten fich die fpäteren Ge: 
fege, welche die Sache berühren, fehr fchwanfend, jo daß ein 
ausgezeichneter Kenner und Bearbeiter unſres älteren und 
neueren Pfandrechts noch neuerlich fagte ®, obgleich er ein 
ganzes Buch über öffentlihe Unterpfänder gefchrieben habe: 
jo jey er Doch in Verlegenheit, anzugeben, worin nach unfren 
bisherigen Gefegen das wahre Merkmal und die wejentlichen 
Bedingungen einer öffentlichen Verpfändung beftehen. 

Das III. Landrecht gibt über diefe Frage, wie ſchon ans 
geführt wurde (Mote 56), Feine Entjcheidung. Es erwahnt 
blos der in das Gerihtsbuc eingetragenen Pfandrechte, 
jet ihnen aber, ohne ihnen einen Namen zu geben, alle 
anderen, gehörig erweisbaren Eonventionalpfandrechte in Wirf- 
famfeit gleih. Die nach dem III. Landrecht erlaffenen Geſetze 
aber gingen bei diefer Frage augenfcheinlich von der Deutſch— 
rechtlichen Beftellung aus, und feßen voraus, daß das Unter: 
pfand, wenn es ein Öffentliches feyn foll, durd) einen Be: 
ſchluß des Gerihts in ‚ein Geichtsbud eingetragen werden 
müſſe. Nur fügen fie noch eine Menge andrer Vorfchriften 

64) Bis zum 9. 1736 war fie minder wichtig weil bis dahin die 
hyp. quasi publica der öffentlichen glei ftand. 

65) v. Bolley Bemerkungen zu dem Pfandgetge (v. 1525) ıc. B. il. 
1827. ©. 834. — Eine Zufammenftellung des Inhlts der auf das öffent: 
liche Pfandrecht ſich beziehenden Gefege geben Boley Lehre ved. öffentl. 
Unterpforn. S. 180-188 und Reinhardt Da Landr. B. J. ©. 125 


bis 130, Erſterer über die Gefege von 1620— 198, Letzterer über die 
unter König Friedrich erlaffenen. 
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hinzu, bei denen es allerdings auf den erften Anblick zweifel: 
baft icheint, ob ein Theil derjelben und weicher zur Eyriiten; 
des gerichtlichen Pfandes wejentlich jey. 

Das erfte Geſetz in diefer Beziehung, welches zugleich die 
eigentlihen Unterpfandsbücher einführie, wurde ſchon 
wenige Jahre nach dem Landrechte erlajfen; es iſt ein Gen. 
Neic. vom 24. Jul. 1620 % Diefes Elagt über Die Gerichte, 
welche leichtfinnig über Verpfändungen erfennen, und oft von 
anderweit verpfändeten oder von fremoen Gütern fälſchlich 
bezeugen, daß fie noch frei und daß fie Eigenthum des Der: 
pfänders feyen. Um diefem entgegenzufommen, ordnet es an, 
daß die Gerichte, „io über Verſetzung der Unterpfand Amts: 
halb zu erfennen haben, bei angeregter Erfanntniß“ unter: 
fuchen follen, ob die Sache „ledig, auch deffen, der fie ver- 
fhreiben laffen will, ganz eigen; ob fie nicht zuvor, aud) wie 
hoch und um was Summen, anderwärts verjchrieben, und ine 
gemein, ob der Darleiher darauf um Hauptgut und um land: 
läufiges Intereſſe genugfam verfichert jey“, Um diejes Er: 
kenntniß den Gerichten zu erleichtern und damit Fein Gut 
fünftig böher, als ſich gebühre, verjchrieben werde, jollen in 
jedem Orte „Hinder ſatz- oder Underpfandsbüder 
angelegt, und darin der Name des Gläubigers und die ver: 
pfändeten Güter „in Städten und Dörfern den Gaſſen nad, 
auf dem Felde aber den Halden oder Zeigen nady“ eingetra: 
gen werden. Iſt das Erfenntniß mangelhaft: fo Fann der 
Glaubiger wegen des Schadens, ‚welchen er etwa dadurd er 
fitt, alle Mitglieder des Gerichts, welche dem Erfenntniß 
beiwohnten oder hätten beimohnen jollen, in Anfpruch nehmen“. 


ne — — 
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66) Nov. XIII. hinter der LandesO. Es handelt von ſehr verſchiedenen 
Dingen; ſ. ob. ©. 360 Note 115 fein $ 4. gehört hierher. | 

67) Natürlich fo, daß dieſe f. 9. Subfidiarflage auf Erfah in 
Fällen, in welchen der Schaden fi) davon herichreibt, daß das Gericht 
das Gut irrig für Eignthum des Verpfänders oder für noch unverpfünde 
u. dergl. erflärte, nır dann ftattfindet, wenn das Gericht aus den ibm 
zu Gebot ſtehenden Aten und Gerichtebücern über das Berhältniß der 
Sabre Ausfunft finden könnte. — Diefe Beftimmung des Gef. v. 1620 
wurde wörtlich wiedrhoplt in dem in Note 75 angef. Gej. v. 1808. 6. 
Ueber die Subfiviarfage gegen das Gericht ift bei. zu vergleichen Boller 
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An dieſes Geſetz fchloffen fih alle jpätere Gefege über 
denfelben Gegenftand an. Zunächit wiederhohlte die oben ©. 
476 angeführte Berwaltungsinftruction von 4665 wörtlich einen 
Theil des Geſetzes von 1620, und die GeneralBdD. über das 
Landrehnungsweien von 4702 jchärft unter jtarfen Klagen 
über fchlechte Führung der Unterpfandbücher die Beftimmuns 
gen über deren Einrichtung ein und gibt Anweifung, wie das 
bis dahin Unterlaffene noch nachgehohlt werden fol 8, Allein 
die Klagen über die nachläffige Befolgung des Geſetzes von 
1620 dauerten fort. Deßhalb wird in einem G.R. vom 9. 
Mai 1745 fein Inhalt mit dem Bemerfen wieder eingejchärft, 
„daß oft auch die mit obrigfeitlichen Berbriefungen verfehenen 
Hläubiger Durchfallen und das leere Nachjehen haben“, und 
beſtimmt, die Gerichte follen bei ihrem Erfenntniffe namentlich 
auch in den Gteuerbüchern nachſehen, ob die Güter nicht be: 
reits mit verfallenen herrichaftlihen Schultigkeiten jo befchwert 
find, daß der Gläubiger deßhalb Gefahr laufen möchte 880. 
Ebenſo Ichärft die Communordnung von 1758 die früheren 
Borjchriften wieder ein, und gibt an, wie man die ungenau 
geführten Unterpfandbücher verbeffern und in Orten, wo 
fie noch ganz fehlen, fie errichten jolle®. Dabei jchreibt fie 
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Lehre v. d. Öffentl. Unterpforn. S. 9839-342, Weishaar Handbnch 
fe und 2e Ausg. $ 588--2598 (welche übrigene nicht in Allem überein« 
fimmen), Reinhardt a. a. O. ©. 126, 127, Kapff Merkw. Eivil- 
Rechtsſprüche. S. 58-67. 

65) Einen ganz ungenauen Auszug aus dieſer Gen.B.D. über diefen 
Punkt gibt Hochſtetter Ertrace ꝛc. B. 1. ©. 61, auf den fi) lediglich 
die jpäteren Schriftfteller beziehen, indem fie zu überſehen fcheinen , daß 
das von Hocftetter bei feinem Auszuge fo betitelte „Generalrese. v. 
27. März 1702“ nichts andres ift, als die oben S. 401 angef. Borläu- 
ferin der CommunO. 

68a) Einen Auszug aus dem GR. gibt Bolley Defftl. Unterpfor. 
— 183; zuerſt vollſtändig abgedruckt iſt es bei Riecke Gerichtsgeſſ. Th. 
1. ©. 471. 

69) Die Borfchrift wurde übrigens nicht überall befolgt ; denn noch am 
Ende des XViil. Jahrhunderts gab eg manche Gemeinde, welde fein 
Unterpfanpbuh hatte, zum Theile aber auch defhaib, weil in manchen 
Gemeinden — beinahe gar keine gerichtlige Berpfändungen vorfamen, 
dndern man fich mit Privatpfändern beaniünte. Im 5. 1522 aber waren 
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bei beabfichtigten gerichtlichen Derpfändungen vorläufige Aus: 
fertigung von gerichtlihen Unterpfandszetteln vor. Dieſe 
find eigentlich blos das Project einer Fünftigen Berpfän- 
dung, mit deſſen Hülfe der Geldbedürftige ein Anlehen zu 
befommen fuht. Der Schuldner erklärt darin feine Ab— 
fiht, Geld aufnehmen zu wollen, gibt die Bedingungen an, 
unter denen er es zu thun gefonnen ift, bezeichnet die Pfänder, 
welche er einjegen will, und das Gericht fügt fein Erfenntniß 
über- die Pfänder, ob fie frei find, dem Schuldner gehören 
u. f. w., den Anfchlag der Pfänder und Notizen über den 
Vermögensſtand des Schuldners.bei. Hat dann der Schuldner 
einen Gläubiger gefunden: fo foll auf den Grund des Unter: 
pfandjettels der „fürmliche Gültbrief“, die gerichtliche Obli— 
gation über Darleben und Berpfändung aufgenommen, 
und das eingeſetzte Specialunterpfand in das Pfandbud 
eingetragen werden 7%. Zugleich fügt die Communordnung 
ein Formular für die beiden genannten Urkunden bei, deſſen 
fich die Purthieen bedienen können, Formulare aber, durch 
welche der Berfafler der Comm. O. feiner Jurisprudenz nicht eben 
große Ehre machte. Die wunderlichiten Claujeln werden in 
denjelben. gehäuft, manche widerjprechen geradezu den Ge: 
fegen, ‚und in beiden ijt das Inſtitut der Römiſchen Fiducia 





— 


alle Gemeinden mit Pfandbüchern verſehen. S. beſ. v. Georgii Ent— 
wurf ce. Pfand-Ordnung. Sttg. 1823 ©. 152 f. 337. Die Form, in 
welcher das Pfandbuch gewöhnlich geführt wurde, und welche auch die 
Comm.D. (und das Note 77 angef. Gefeg v. 1808 :$ 11) vorſchrieb, 
war die, dab man nah den Schuldnern die Schuldverfchreibung und 
bie Pfänder in chronologiſcher Ordnung , wie fie contrahirt wurden, ein- 
trug und dem Ganzen ein Negifter über die Schuldner anhängte. In 
vielen Orten aber (in manden altwürtt. und in vielen neumürtt.) 
wurden alle Bürger des Orts entweder in alphabetiicher oder anderer 
beliebiger Ordnung eingetragen, und bei jedem die Schulppoften mit den 
Pfändern bezeichnet. Nach den Güterftüden war fein einziges Inter: 
pfandsbuch eingerichtet. Nur merkte man an manchen Orten in den Gi- 
terbüchern (S. 490) furz auch die auf den Gütern haftenden Pfandregte 
an. v. Georgiia.a. DO. © 38 f. 

70) Commun-D. ©. 50 f. $ 1-6. ©. 99 $ 2. PVeränderungen des 
Eigenthums durch Erbfchaft und Theilungen follen im Unterpfandsbuch 
angemerkt werden; Comm.O. ©. 52 $ 6. 
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mit der Hypothek verbunden, ohne die Unvereinbarkeit beiver 
Inſtitute und die ganz befonderen Wirkungen, welche eine 
ſolche Elaufel, wenn man fie beachten wollte, hätte haben 
müffen, zu bedenken TI, 

Die Beftimmungen der Communordnung und der früheren 
Gefege wiederhohlt dann wieder im Wejentlihen ein Geſetz 
vom 414. April 1781 7 in Beziehung auf gerichtliche Verpfän— 
dungen für verzinstiche Darlehen (Gültfauf $ 75). Wie aber 
fhon die Communordnung und andre Gefeße, fo fcheidet auch 
diefes Geſetz 3 nicht genau das Außerweientlihe und blos 
Neglementäre von dem zur Gültigkeit der gerichtlichen Ber: 
pfändung Weientlihen, und vermehrte durch feine Beſtim— 
mungen die Unficherheit über die wejentlichen Requifite des 
Öffentlichen Unterpfandes %. Auch die Gejege der folgenden 
Periode 75 machten es nicht beſſer. Ein Geſetz „über die Bes 
handlung der willführlichen Gerichtsbarkeit in den Orten, 


711) Es Heißt in den Formularien: der Schuldner überlaffe in den ver- 
friebenen Gütern dem Gläubiger das wahre Eigenthum und den 
wirklichen Befig, jedoch jo, daß der Schuldner fie im Namen des 
Eigenthümers nugen und nießen dürfe! Die Gerichte nahmen meines 
Wiſſens auf dieſe Elaufel feine Rüdfiht, und ſahen fie für eine nichts— 
fagende Zufage an. Vrgl. auch Gmelin Ordng. d. Gläub. ©. 155. 
Gie ging noch weiter, als die Elaufel des constitutum possessorium, 
die man früher nicht felten einer Hypothef beifügte (Consil Tubingens. 
Tom. VI. cons. 12. nr. 6 sq.), wurde aber wohl dadurch veranlaßt. 
Vrgl. auch v. Bolley Bemerk. zum Pfandgei. (v. 1325). B.1. ©. 
334. Note 2. 

12) Oben ©. 322 Note 1. 

73) Näheres über Daffelbe und das damit zufammenhängende Geſetz 
v. 17. März 1798 f. $ 75. 

74) Das Gefeg weist auch die Gerichte an, in Anfehung der Mitver- 
bindung der Ehefrauen bei gerichtlich verfiherten Anlchen und deren 
förmlichen Berzichts auf ihre weiblichen Freiheiten das Erforderliche zu 
beobachten, was dann auch von den fpäteren Gefegen wiederhoplt wurde. — 
Daß aber die es Geſetz und andre den Gültkauf mit der Aufnahme ver- 
jinslicher Gapitalien verwechſelt habe, wie 3. B. Bolley glaubt, ift 
unrichtig. ©. unten $ 75, bef. Note 14. 

75) Bis zum 3. 1825 wurde nichts Wefentlihes am Pfandipftem ge» 
ändert. Deßhalb will ich (ähnlich wie bei den Loſungen) die Geſchichte 
und den Zuftand des Pfandrechts bis zur neuen Gefgggebung (1825) pier 
zuſammenhängend geben. 
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weiche Feine. ordentliche Gerichte haben“ vom 19. Jun. 4808 
$ 8—14 76 wiederhohlt die Beitimmungen der früheren Ge: 
jege, und führt fie noch genauer aus, aber auch ohne irgend 
das zur gerichtlichen Derpfändung Wejentlihe vom Unweſent— 
lichen zu trennen 77, und auf die gleiche Weife verfuhr das 
legte ® Geſetz über Diejen Gegenftand, ein Gefeg vom 8. 
Sept. 1810 7, welches „unter Ausfonderung aller verwirrenden 
und rechtlich unwirkſamen Glaufeln der früheren Formulare“ 
neue Formulare für gerichtlihe Schuld: und Pfandverfchrei: 
bungen, ohne aber die Parthieen an diefelben zu binden, 
einführt, und bei diefer Gelegenheit die bei der Pfandbe— 
ftellung in Betracht fommenden Hauptpunkte wieder heraushebt. 

Unter dieſen Umjtänden war es natürlich, daß die An: 
fichten über die Frage, was zur Beitellung eines gerichtlichen 
oder dftentlihen Pfandrechts weſentlhich ſey, jehr getheilt 
waren, und wenn Diele auch in einzelnen Hauptpunften über: 
einftimmten: fo ftritten fie doch über andre, in dem Reſul— 
tate nicht minder wichtige. | 

Bor dem III. Landrecht waren blos die ins Gerichtsbud 
in Folge eines Erfenntniffes des zuftändigen Gerichts einge: 


— — — — — —— — — —— — — — —— —— —— —— — — 


76) Regierungsblatt ©. 323 f. 

77) Das Gefeg gibt näher an, was der Magiftrat vei feinem Erkennt: 
niffe zu berüdfichtigen babe, ſchreibt dann vor, daß vie Unterpfandsbe— 
fellung durch das Erkenntnis zu beftätigen, und die ganze Berhandlung 
in das Protocollbuch (wie das Gef. v. 1751) und das Pfand vom Actuar 
in das Unterpfandbuch einzutragen fey, fest Näheres tiber die Ausferti- 
gung der Unterpfandszettel (das Gef. nennt fie einen „Auszug aus 
dem Unterpfandsbuche, welchem noch diejenigen Notizen beigefügt find, 
worauf der Beamte bei Ertheilung der Erlaubniß zur Geldaufnahme 
feiner Amtsuntergebenen Rüdfiht zu nehmen hat“) fe, welder dem 
Dberbeamten zuzuftellen fey, um zu der Gapitalaufnahme und Ausferti- 
gung einer förmlichen Schuldverichreibung feine Erlaubniß zu erhalten, und 
beftimmt, daß. dann dieſe Verfhreibung vom Stadt- und Amtsjchreiber 
auf den Grund des Unterpfandzettels auggefertigt, und mit dem Ober 
amtsſigill beiiegelt werde. 

75) Zwar führt Reinhardt Das Landredt. B. J. ©. 129 u. Lehre 
v. Gant ©. 234 noch ein „Geſetz“ vom 11. Mai 1314 an. Allein das 
von ihm Angeführte ift fein Geſetz; f. Note 81. 

79) Reg. Platt &, 415—430. 
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tragenen Pfänder öffentlich. ‘ Durch das III. Landrecht wurde 
diefen deutjchrechticch Öffentlichen Pfändern auch jedes andre 
„uach gemeinem Recht beweislich furgenommene“ in Nangords 
nung und Zuläffigkeir gleichgestellt. Ob dadurch auch der 
Begriff des Öffentlichen Pfandrechts geändert werden jollte, 
darüber könnte man ftreiten (Note 55). Allein die jpätere 
Geſetzgebung nahm durchaus das Gegentheil an, wie die ans 
arführte Gefchichte derfelben beweist. Das erfte Gejeg, das 
furz nach dem Yandrecht über Öffentliche Pfänder nähere Be— 
fimmungen gibt, das von 1620, fest ganz den deutſchrecht— 
lichen Begriff voraus, schließt ſich an das landredtliche Re: 
quifit des Eintrags in das, Gerichtsbuch an, und verlangt ein 
Erfenntniß des Gerichts; ganz im derfelben Richtung äußern 
fi Die folgenden Gefege, und als das Gefeb von 1756 den 
Grundjaß, daß den öffentlichen Pfandrechten auch andre gleich: 
ſtehen follen, aufbob, und nun der Begriff der öffentlichen 
doppelt wichtig wurde, fiel es weder der Praris noch irgend 
einem jpäteren Gejege ein, auch die blos durch irgend eine 
öffentliche Behörde beweislih gemacten, einen 
Theil der NRömifcherechtlih öffentlichen, zu den Öffentlichen 
Pfandrechten zu zähten. 

So hätte man nach unfren Geſetzen und nach aller Gon: 
jequenz zum Öffentlichen Pfandrechte fordern jollen, daß Die 
Parthieen die Abficht haben, ein Öffentliches Pfandrecht zu 
beftellen %, und das Pfandrecht durch ein Erfenntniß des 
competenten Gerichts bejtätigt und in ein Gerichtsbuch (Proto— 





50) Aus diefem und aus andern Gründen fonnte natürlich ein Privat» 
unterpfand nicht dadurch ein öffentliches werden, daß der Gläubiger oder 
der Schuldner e8 durch den Gerichtsichreiber in das Unterpfandsbuch ein- 
fhreiben ließ. S. aub Bolley Lehre v. d. Hfftl. Unterpforn. ©. 226 
Note b und das bei Note 76 angef. Gef. v. 1803, $ 11. Solche Ein- 
Ihreibungen waren übrigens an viclen Orten Sitte; 3. B. in dem V- 
Zeitraume bis zum J. 1825 war es in 54 Oberämtern gewöhnlich, die 
Privatunterpfänder, damit das Gericht bei öffentlichen PVerpfändungen 
daranf Nücficht nehme und eine mehrfache Berpfändung derjelben Sache 
verhüte, auf diefe Weife in die Pfandbücher eintragen zu laſſen. An 
einigen Orten aber wurden zu ſolchen Annotirungen befondre Bücher ge» 
balten. v. Georgii Entw. e. Pfand-Orpnung. ©. 154, 340, 391. 
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collbuch oder ein anderes) eingetragen werde. Nur wenn für , 
verzinslihe Darlehen ein Herichtliches Pfand beftellt 
werden follte, war noch in manden Fällen die Einhohlung 
einer ftabsamtlihen Erlaubniß zur Capitalaufnahme nöthig 9, 
Außerwefentlich aber mußte jeyn, ob das Gericht bei feinem 
Erfenntniffe die Unterfuhungen vollitändig oder unvoll: 
ftändig oder auch gar nicht vornahm, welche die Geſetze ihnen 
zur Pfliht machten. Denn dieſe bezweckten blos, den Gläu: 
biger auf Das aufmerkſam zu madhen, was ihm für feine 
Sicherheit zu willen wichtig war, und die Gefehe erklärten 
fich felbft fehr deutiich über die Folgen der Unterlaffung diejer 
Pflicht; fie jegen für einen ſolchen Fall nicht Ungültigfeit des 
Pfandes, fondern nur eine Schadenserfaspflicht des Gerichts 
feft 806, 

Allein einen andern Weg ſchlug die Württembergifche 
Doctrin und theilweife aud die fpätere Praris ein. Mur 
wenige ältere Gcriftiteller und eine Bekanntmachung des 
Juſtizminiſteriums vom 5. 1814 jtellte eine ähnliche Anſicht 
auf, wie die eben von mir entwickelte 8, Die fpäteren 


80a) Hierüber f. $ 75. 

80b) Leber die Frage, wie, diefe Unterfuchungen anzuftellen waren, 
und worauf fie fich zu erftreden hatten, f, die vorzügliche Darftellung bei 
Weishaar Hand. fe u. 2e Ausg. $ 529—534. 

81) Ferd. Chph. Harpprecht D. de pignore publico. Tub. 1714. 
$ XVıll. XX. (in f. Diss. acad. Vol. 1. Nr. 27.). Er fordert zur 
Öffentl. Hppothek, namentlih unter Berufung auf das Geſetz von 16%, 
daß fie „in loco judicii coram toto senatu praevia causae 
cognitione constituatur, libroque publico inseratur. fer 
ner Gabr. Schweder D. de auctoritate publ. ad pignoris sen hyp. 
publ. constitutionem necessar. Tub. 1716, (in f. Disputatt. Tom. Il, 
Nr. 33.) p. 339f. Er fagt p. 341: Idem in hoc ducatu Wurt. dicen- 
dum, quod nimirum jus et nomen publici pignoris illud solum merea- 
tur, quod praevia diligenti causae cognitione, coram toto senalu 
constitutum, libro publico insertum est, und beruft fich dabei 
auch auf ein Refponfum der Tüb. Zuriftenfacultät vom 10. Zul. 1685. — 
In einer Bekanntmachung vom 10. Mai 1814 (Reg.-Bl. ©. 197) erklärt 
fih das Juftizminifterium mit Recht dagegen, daß (was in jeder Hinfiht 
unzuläßig. war) von mancden Gerichten und Nechtsgelehrten den bloßen 
Unterpfandszetteln, ohne daß eine fürmliche Schuldverfihreibung 
auegeferiigt wurde, die Kraft eines öffentlichen gerichtlichen Unterpfands 
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Schriftfteller und unter ihnen die Hauptjchriftiteller über das 
Pfandrecht, v. Omelin, v. Bolley, Griefinger, v. Weis: 
haar gingen von anderen Anfichten aus. Gie waren darüber 
einverftanden, daß weder die Erlaubniß des Gtabsbeamten 
zur Capitalaufnahme®?, noch die Ausfertigung eines Unter- 
pfandzetteld, noch die der fürmlichen gerichtlihen Schuld: 
verfchreibung 8, noch ein beftimmter gerichtlicher Anjchlag der 
zu verpfändenden Sachen 8a zur Begründung eines Öffentlis 
hen Pfandes nöthig fey; ja fie waren fogar darüber einver: 
ftanden, Daß weder der Eintrag in das Unterpfands— 
buch, noch in irgend ein andres gerihtlihes Bud 
oder Protocoli nöthig ſeys. Ueber Das aber, was 


beigelegt werde, und fpricht feine Anficht dahin aus, daß „die gerichtliche 
Hypothek durch die bei Ausftellung des Unterpfandzettels gefchehenen ma— 
giftratifhen Verhandlungen noch nicht als beftellt anzufehen fey, fondern 
et durch Eintragung des Namens des Gläubigers in das Gerichts- 
protocoll und Unterpfandebuh, wovon die fürmliche Ausfertigung der 
Schuldverſchreibung eine Folge fey, thre Vollendung erhalte.” Ueber die 
Rabeamtlihe Erlaubniß bei gerichtlihen PVerpfändungen für verzinsliche 
Darlehen war auch die fpätere Doctrin und Praris von ber früheren fehr 
verihieden. Darüber fann aber erft zu $ 75. das Nähere vorkommen. 

32) Gmelin Ordng. d. Gläub. Je A. ©. 432, 433. Griefinger 
Comm. B. II. ©. 418. Bolley Lehre v. d. Öffentl. Unterpf, ©. 200, 
22,224. Weishaar Handb. 1 u, 2e N. $ 525. Brgl. unt. $ 75. 

83) Gmelin.a a. O. ©, 446. Öriefinger a a. O. ©. 47. 
Bolleya. a. O. S. 223. Ä 

83a) Gmelin a. aD. ©, 439. Bolley a. a. O. ©. 211, 212. 
Nirgends forderten auch die Gefege einen folden Anſchlag unbedingt auch 
nur ale Pflicht des Gerichts gegenüber vom Gläubiger, gefchweige daß 
fie ipn als Nequifit eines öffentlihen Pfandrechts aufgeftellt hätten. 

84) Bolley a. a. O. ©. 213 f., 217 f,, 219. Weishaar a. a. O. 
523 f., 58. Gmelin fagt zwar in der feiner Ordnung der Glb. ange- 
hängten Location der Gläubiger S. 604, daß in der 111. Claſſe Diejenigen 
fommen, „deren Unterpfand öffentlich nach vorgängiger gerichtliher Er— 
kennung beſtellt, und in das öffentliche Unterpfandsbuch einge⸗ 
tragen iſt.“ Allein dieß ſcheint blos aus Verſehen aus früheren Auflagen 
als Reft einer früheren anderen Meinung ſtehen geblieben zu feyn. Denn 
in der voranſtehenden Entwicklung erklärt er fich in der 5n Aufl. ©. 442 
durchaus gegen die Nothwendigkeit eines Eintrags in ein Gerichtsbuch 
und - tritt Bolley beil — Aub Griefinger Comm. 3. 11. ©, 416 
füprt unter dem, was „zur Beftellung eines gerichtl. Unterpfande erfor 
dert wird,“ den Eintrag ing Pfandbuch an, und belegt dieß fogar mit 
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wirklich erforderlich und hinreichend fey, waren die Anfichten 
getheilt. Bohley birlt neben der Abficht der Parthieen, ein 
öffentliches Pfand zu beitellen, ’ das Erfenntnif des zujtändi- 
gen Gerichts für weſentlich; mit dieſem Erfennen über Die 
Unterpfänder fey der Act der gerichtlichen DBeitellung eines 
Pfands geihloffen; und dann könne der Beweis des gericht: 
lihen Pfandes durh Zeugen, oder. Gerichtsbücher oder dur 
die Obligation felbft geführt werden; aber zum Wefen des 
gerihtlihen Pfandes gehöre noch, day das Ge 
riht alle die Unterfuhungen angejftellt babe, 
welche die Geſetze aus Nücjicht auf die Sicherheit 
des Gläubigers vorjchreiben® Dieje Anficht batte 
im Ganzen auch Griefinger und in den fpäteren Ausgaben 
feines Buches folgte ihr aub Gmelin’b, Allein uber 
andere, für die Gültigkeit des Öffenrlichen Pfandrechtes ebenio 
wichtige, Fragen waren auch dieſe Gchriftiteller unter fid 
verjchiedener Anſicht; namentlich über die Frage, welches 
Gericht das zuftändige jey 9, ob das Gericht bei Ertheilung 





den Worten des Landrechts „in das Gerichtsbuch eingefchrieben werden,“ 
beruft ficb auch dabei auf die oben Note 81 angef. Diss. von Schwe- 
der ınd Harpprecht; und doch erklärt er hinterher (a. a. O. ©. 419 
Note k), daß, wenn der Eintrag unterlaffen werde, das Pfand dennoch 
ein öffentlibes fepy! Die befonderen Gründe, mit welchen diefe Schrift— 
fteller die Nothwendigkeit eines Eintrags in ein Gerichtsbuch beftreiten, 
ließen ſich unſchwer widerlegen. So beruft ſich Grieſinger auf bie, 
offenbar finguläre und deßhalb nicht auszudehnende, Beftimmung in IR. 
111, 3. $ 15. Auch ift es nicht richtig, wenn Bolley a. a. D. ©. 215 
fagt, das Geſetz von 1620 habe den Begriff der gerichtlichen Pfänder geän- 
dert, und beftimmt, daß nicht die eingefhriebenen, fondern bie mit 
Einwilligung des Gerichts nach vorgängiger Unterfuhung beflellten Pfän— 
ver als gerichtliche gelten follen. Das Geſetz v. 1620 hat an den frühe: 
ren Requifiten nichts gemindert, und wenn Bolley, wie es a. a. O. 
gefchieht, zugibi, daß vor 1620 ein Einfhreiben (in irgend ein Ge— 
richtsbuch) nöthig war: fo mußte dieß auch auch nach dem Gef. v. 1620 
fortbefteben, da es diefes Nequifit nirgends aufhob. 

844) Lehre v. d. öffentl. Unterpf. ©. 188 -225; auch ©. 236, 239. 

84b) Ordnq. der Gläub. 5e Ausg. ©. 422 f., 431—442. Vrgl and 
Note 84 im A. 

85) Bolley a. a. O. ©. 196 erklärte fi für das Gericht des Wobn- 
orts des Schuldners; Gmelin a. a, ©. 440 und Griefingera. a. 
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des Erfenntniffes am Gerihtsorte verfammelt geweſen 
ſeyn müffe 6, und über die Beſtellung öffentlicher General— 
hppothefin. Daß Generalfypothefen gerichtlich beftellt werden 
konnten und ganz die Rechte gerichtlicher Pfänder gaben, ſo— 
bald fie mit einer öffentlihen Speci al hypothek verbunden 
wurden, darüber wurde in der Negel nicht gezweifelt; auch 
fam dieje Verbindung befonders feit der Communordnung, die 
fie in ihre Formulare aufnahm, ganz gewöhnlich vor. War 
aber auch die Beitellung einer öffentlichen Generalhypothek 
ohne befondre Verpfändung einzelner Liegenfchaften zuläßig ? 
Gmelins? und Andere verneinten eg, weil hier eine ſohche 





O. S. 415 für das.der gelegenen Sache. Für das Lestere entſchied auch 
das angef. Gef. v. 1303 88., und allerdings fprachen auch triftige Griinde 
für diefe Anficht. Allein bei der anerkannten Zuläßigfeit öffentlicher Ges 
ner al hypotheken konnte diefer Grundſatz nie feftgehalten werden: Nament— 
lich nahm man durchaus an, und lag auch ſchon in den Beſtimmungen 
der Comm.D., daß wenn der Schuldner eine Liegenſchaft beim Gericht 
der geiegenen Sache öffentlich verpfändete und damit eine Generals 
bopothbef verband, durch die Beftätigung dieſes Gerichts die letztere 
Hppothek, wo auch die übrigen Sachen gelegen ſeyn mochten, zur öffent» 
lien wurde. ;Brgl. auch Bolley Bemerkk. zum (neuen) Pfandgef, 
3.1. ©. 842. 

56) Bejaht wurde die Frage von Griefinger a.a.D. ©. 415; 
verneint von Bolley Defftl. Unterpf. S. 210. Auch über die nothwendige 
Zahl der Gerichtsmitglieder war Zweifel. Die Juriftenfacultät fol oft 
bei gerichtlichen Obligationen die Unterfchrift von zwei Richtern und des 
Schultheißen für genügend angenommen haben. Bolley a. a. D. 
©. 204 f. wendete zuerft auf diefe Frage die Analogie des bei gerichtl. 
Teftamenten Geltenden an, und forderte zum Erfenntniffe wenigftens einen, 
aus dem Borftand, vier Richtern und dem. Actuar beftehenden Gerichte- 
ausſchuß, und die Späteren traten ihm bei, obwohl diefe Analogie, 
wie nun auch Bolley Bemerkk. zum Pfandgef. B. DI. ©. 843 zugibt, 
manchem Bedenken unterworfen werden konnte. Das angef. ‚Gef. v. 
1803 8 22 erklärt auch einen Ausſchuß für hinreichend, aber nur, wenn 
der Magiftrat ans mehr als fieben Mitgliedern befand, fegt aber über 
die Größe des Ausſchuſſes nichts feſt. Erft durch das IV. Organif.Evikt 
v. 31. Dec. 1813 $ 39 wurde die ganze Frage entfchieden; es erklärt . 
einen eigentlihen Ausfhuß für unzuläßig, und verlangt, daß fiets mit 
Einichluß des Vorftandes ein Mitglied mehr, als die Hälfte fämmtlicher 
Mitgliever des Gemeinderathes nöthig fey. Diefe Stelle fiheint Rein 
hardt Das Landr. Bl. S. 130 überfepen zu haben. 

87) Ordnung d. Gläub. Je. S. 439, 440. Vrgl. auch untern Note 98 
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Unterfuchung des Gerichts, wie bei Specialpfändern, und eine 
dem Gläubiger zu gebende Berficherung über die Zulänglid: 
keit der Pfänder nicht möglich fey, auch die vorgeſchkiebenen 
Forinulare das Öffentliche Generalpfand blos in Verbindung 
mit Specialpfändern anführen. Bolley dagegen bejahte die 
Frage mit Necht Te, obwohl die Bejahung mit feiner Anficht 
über Entitehung des Öffentlichen Pfandrechts fich fchwer in 
Einklang bringen ließ 87®, und auch ein Geſetz von A811, das 
fogar Gmelin jelbit anführte, ſprach entfchieden für die Be: 
jahung der Frage 8, 

Bon einer ganz anderen Anficht über die Begründung 
Öffentlicher Pfandrechte ging Weishaar aus. Er führte 
mit Recht aus, daß die dem Gerichte vorgejchriebenen Unter: 
fuhungen etwas zum Öffentlicher Pfande Wefentliches nicht 
enthalten ®, Allein er ging von der andern Geite zu weit, 
intem er daß Landrecht nah Römiſchem Nechte interpretirte, 
dabei aber das Römiſche Necht doch nicht confequent anmwen: 
dete, und den Zufammenhang und Geift der jpäteren Würt: 
tembergijchen Gefege nicht gehörig beachtete. Blos der Beweis 
durch eine Öffentliche Urkunde, meinte er, made das Pfand— 
recht zum öffentlichen; ein Erfenntniß des Gerichts,.oder eine 
Beitätigung des Pfandes durch das zujtändige Gericht 
fey durhaus nicht nörhig; Öffentlich ſey ein Unterpfand, 
vor welchem Gerichte es auch bejtellt worden feyn möge, 
„wenn nur die von den Parthieen gejchehene Beftellung (mit 
der Abficht, ein Öffentliches Pfand zu beitellen) mit Wiſſen und 
Willen irgend eines Gerichts oder eines Gerichtsausfchuf: 
fes (Note 86) in das Gerichts- oder Unterpfandsbuch oder 
Gerichtsprotocoll eingetragen, oder wenn e8 ohne in die 





87a) Lehre v. d. Öffentl. Unterpf. ©. 237 f. 

. 87b) Brol. Bolley Bemerkungen zum Pfandgef. (v. 1825). 3. U. 
©. 837, 838. 

83) Denn dieſes Gefe (vom 2. Sept. 1811 Reg.-Bl. ©. 473) Tepte 
fett, daß Commundiener, welche eine Öffentliche Verrechnung führen, ger 
richtliche Generalhypotheken (ohne Spectalpfänder) einlegen follen, konnte 
alfo an ihrer Zuläßigkeit nicht zweifeln. Vrgl. auh Bolleya. a. O. 
©. 845 und unten Note 97. 

89) Vrgl. oben bei Note 80b. 


% 
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Gerihtsacten eingetragen zu feyn, vermittelft 
einer befonderen gerihtlihen Urkunde, deslinter: 
pfandgszettels oder der gerihtlihen DObligation, 
erwiefen werde.“ Dagegen fey die von den Gefegen vor— 
geichriebene Unterfuhung des Gerichts und das gerichtliche 
Erfenntniß etwas blos außerweſentliches, zur Sicherheit des 
Gläubigers Eingeführtes; dieſes Erfenntniß aber fey aller: 
dings blos Sache des zuftändigen Gerichte, des 
Gerihts der gelegenen Sache, während jedes an 
dere Gericht.durd eine von ihm ausgefertigte Urkunde 
über die gefchehene Berpfändung ein öffentliches Pfandrecht 
entftehen machen könne V. 

Diefe Anficht befam gewichtige Anhänger an Georgii?! 
und ſelbſt an Bolley, welcher fie jpäter, wenigftens nad) der 
Theorie, wenn auch nicht nad der Praxis, feiner frühes 
ren vorzog ?. Allein fie war, von Anderem abgefehen ®, 
doch in der That im offenbarſten Widerfpruch mit allen Gefe: 
ben über öffentliche Pfandredhte vom J. 1620 an. Laffen die 
Geſetze nach ihren Worten und ihrem Geifte nur irgend die 
Annahme zu, daB das erfennende Geriht nicht da: 
jenige fey, vor welhem das dÖffentlihe Pfand 
beftellt werden müſſe? daß hier zwei ganz ver 
Ihiedene Gerichte ganz unabhängig von einander thätig 
jeyn fünnen? daß vor ganz anderen Gerichten das Pfand 
wirklich bejtellt werden fünne, andere Gerichte ein Erfenntnif 
darüber zu geben haben? daß ein Gericht, welches über 


90) Handbuch 1 u. 2e Ausg. $ 522—539. 

91) Entwurf e. Pfand-Ordnung ıc. ©. 132. 

92) Bemerff. zum (neuen) Pfandgef.2c. B. II- S. 838f . Jedoch gibt 
Derſ. a. a. DO. ©. 841 zu, daß wegen Mangelhaftigfeit der ges 
richtl. Unterfurhung einer Hypothek niemals die Deffentlichkeit abgefprochen 
wurde, und daß naͤch der Praris das erforderliche gerichtl. Erfenntniß 
blos in der Erflärung des Gemeinderathe über die Zuläßigkeit ber 
Berpfändung, in einer Beftätigung der Pfänder, beſtand. 

93) Ein Hauptfundament der Argumentation Weishaars iſt (a. a. 
D. $ 526), „das Landrecht fage: ein öffentliches Unterpfand iſt das« 
ienige, welches durch eine öffentliche Urkunde erwiefen if.” Allein Diefes 
fagt das Landrecht weder direct, noch indirect. 

Bädter, Würfttemb. Private. I. 38 
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ein Pfandrecht zu erkennen nicht befugt ift, deſſen Erkennt: 
niß über das Pfand „nichtig“ ſeyn foll, doch durch feine 
Beurkundung ein öffentliches Pfandreht foll begründen 
fünnen %? Und wie hätten dieſe Geſetze fih nur irgend 
ein genügendes Erfenntniß des zuftändigen Gerichts als mög: 
lich denken, wie hätten fie das Inſtitut der Pfandbücher ein: 
führen Eönnen, wenn auch vor jedem anderen Gerichte ein 
Öffentliches Pfand hätte beftellt werden und daffelbe gültig 
feyn fünnen, ohne daß das zum Erfenntniffe zuitändige Ge: 
richt (wenn der Gläubiger fein Erfenntniß verlangte) etwas 
davon zu. erfahren hatte; wie ferner follte durch einen bloßen 
Unterpfandszettel, welcher, wie Bolley treffend jagt *, den 
durch Pfänder zu fihernd.n Darlehensvertrag blos vorberei: 
ten foll, der blos das Project eines Fünftigen Pfanddar: 
lebensvertrags ift und mit dem der Geldbedürftige feinen 
Gläubiger erft ſucht, ein Öffentliches Unterpfand begründet 
und bemwiefen werden Fünnen 9 ! 

Die Gerichte und die Gerihtsprarie folgten bei die: 
fer Frage, wie es auch fonjt meijt der Fall feyn wird, großen: 
theils der Doetrin, und hielten fo zu verjchiedenen Zeiten an 
verfchiedenen Grundfägen. Die Auriftenfacultät in Tübingen 
fgeint bis in die Mitte d8 XVII. Jahrhunderts im Ganzen 
dem nach meiner Anficht richtigen Grundfag gefolgt zu feyn, 
welchen auch die oben ©. 588 angeführten älteren Schrift: 
fteller vertheidigten; fie forderte Abficht der Parthieen, ein 
Öffentliches Pfand zu beftellen, Beitätigung der Beitellung 
durch ein Erfenntniß des zuftändigen Gerichts und Eintrag 
des Pfands in ein Gerichtebuch *». Bon der gehörigen An: 
ftellung der vorgefchriebenen Unterfuhungen machte fie die 





mu — — — 


934) Vrgl. Weishaar a. a. O. $ 540, 

94) A. a. O. S. 837. 

95) Vrgl. auch Note 81, und bei Note 99 und oben S. 584. 
96) So fagt fie in einem Reſponſ. vom J. 1736 (wenige Wochen nad 
Erlaffung des Geſetzes über die hyp. quasi-publica): ad publicae hypo- 
thecae constitutionem expressa conventio et conlirmatio magistratus ac 
publico libro specialis insertio necessaria est. Consil. Tub. Vol. VIII. 
p. 491. nr. 10. ©. auch Note 831. 
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Deffentlichfeit nicht abhängig. Die fpätere Praris aber verließ 
eines der angeführten Requiſite. Gie verlangte zur Deffent: 
lichkeit des Pfandes nicht mehr den Eintrag in ein Gerichtes 
buh 7, fondern blos Erfenntniß des zuftändigen Gerichts, 
jedoch wieder ohne Rückficht darauf, ob eine vollftändige ges 
richtlihe Unterfuchhung voranging oder niht®,. Aber in andes 
ren damit zufammenhängenden Fragen ſchwankte fie, wie die 
Doctrin, und nod größeres Schwanfen fcheint in diefem 
Sahrhundert durch die entgegenftehenden Anfichten der Schrift: 
fteller, befonders Weishaars gegenüber von den anderen, 
in die Gerichte gefommen zu feyn. Manche Gerichte und 





97) Brol. auch Bolley Lehre v. d. Öffentl. Unterpforn. ©. 213 f., 218 
und Denf. an der in Note 92 angef. Stelle. Die vorliegende Frage mußte 
befonders auch bei der Einführung des neuen Pfandgeſetzes im 9. 
1325 zur Sprache kommen, da bei der Purification des Pfandweſens den 
bis dahin beftellt gewefenen öffentlihen Pfändern ihre Stellung zu fichern 
war. Hier ging nun die Gefeßgebung von der im Texte angeführten 
Praris aus, daß ein Eintrag in ein Gerichtsbuc zur Deffentlichkeit des 
Pffandes nicht erforderlich fey. Berhandlungen der Kammer der Abg. v. 
1323 u. 1824, 1. außero. Beil.Heft S. 368 $ 2. ©. 418 8 2, Ein- 
führgsgef. des Pfandgeſetzes v. 1825. Art. 13. 16, Anmeldungsinftruction 
v. 1825. $ 20. Im llebrigen aber erflärte man ſich nidt über die Er- 
forderniffe des öffentlichen Pfandrechts, fondern verwies im Allgemeinen 
auf die früheren Gefeße, namentlich auf das von 1808 und die in Note 83 
a. E. angef Stelle des IV. Ediets, mit ausdrüdlicher Bezeichnung einiger 
nad dem bisherigen Recht zweifelhafter Punkte, namentlich des Falls, 
wenn blos das Gericht des Wohnorts des Schuldners, ohne allgemeine 
Vermögensverpfändung und ohne daß zugleih Güter auf feiner Markung 
verpfändet wurden, über die Verpfändung der zu andern Markungen ge- 
börigen Güter erfannt hatte (Note 85), und fogar des Falls der Eontti- 
tuirung einer öffentlichen Generalpypothef ohne Berbindung mit Sperial- 
pfündern, von dem man ungeachtet des Geſetzes von 1811 (Note 88) 
erflärte, daß bei diefem Pfande das Recht der Deffentlichfeit „nach der 
älteren Gefeggebung zweifelhaft ſey“, und überließ die Sache vorkom— 
menden Falles gerichtlicher Entfcheidung. ©. die angef. Stellen und Ein- 
führungsinftruction v. 1825. $ 62. 89. 122. 123. Bolley Bemerff. z. 
Pfandg. B. 11. ©. 844, 845. 

98) Vrgl. Note 92. Doch fcheint zu Zeiten die Tübinger Facultät die 
Möglichkeit der Unterfuhung gefordert, und deßhalb die Zuläßigfeit 
Öffentlicher Generalhypotheken ohne Specialpfänder — zu baben. 
Bolley Lehre v. d. öffentl. Unterpf. ©. 237. 

38 * 
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Gonfulenten der Gerichte ließen fi von Weishaars Anficht 
fo weit influenziren, daß fie felbft durch einen bloßen Unter: 
pfandgzettel ein Öffentliches Pfandrecht für begründet annah— 
men, fo daß endlich das Yuftizminifterium im J. 1814 ſich 
gendthigt ſah, wenigftens gegen diefe Anficht fich Öffentlich 
zu erklären 9, 

Sp wurden die großen Uebelftände, welche das geltende 
Pfandſyſtem an fich jchon hatte, noch dadurc gehäuft, daß 
eine Menge Zweifel und Controverfen über die praftifch wich: 
tigften Fragen, nicht blos über die eben entwickelten, fondern 
auch noch über viele andere herrichten, 3. B. über die Aus: 
dehnung mancher gefeßlichen und mancher privilegirten Pfand: 
rechte, über die Zeit, von welcher an manche Pfandrechte fi 
datiren, über Location einzelner Pfandrehte, Neconvalescenz 
eines, z. B. wegen mangelnden Eigenthums, ungültig beſtellt 
gewejenen Pfandes u. f. wm. — : 

Faffen wir nun die Refultate kurz zufammen: fo beruhte 
das Pfandreht und die Drönung der Gläubiger in dieſem 


Zeitraume und in den beiden nächiten bis zum Jahre 1825 


auf folgenden Grundfägen: 

Mögliher Gegenſtand des Pfandrechts war jede Sache 
und jedes Recht, welches und fo weit es an ſich veräußerlich 
ift. Sowohl an einzelnen genau beftimmten Sachen und an 
einer Gefammtheit von Vermögenstheilen, 3. B. an der gan: 
zen „Fahrniß“ (Beides Specialpfand), als auch am ge 
fammten gegenwärtigen und fünftigen Bermögen einer Perfon 
(Generalipfand) war ein Pfandreht zuläßig. Je nachdem 
dem Gläubiger das Pfand zugleich in feinen Beſitz übergeben, 
und ihm bis zur Befriedigung wegen feiner Forderung ein Recht 
auf den Befiz des Pfandes eingeräumt wird, oder Dieles 
nicht gefchieht, war das Pfand ein Fauftpfand oder eine 
Hypothek. Beides war fowohl bei beweglichen als bei 


99) ©. oben Note 81 a. E. Selbſt Gmelin Ordnung d. Gläub. 
©. 446 und Griefinger Comm. B. 11, ©. 417, obwohl fie über die 
Begründungsweiſe des öffentlichen Pfandrechts andrer Anficht waren, ald 
Weishaar, meinten do, es künne die gehörige Beftellung eines öffent 
bichen Pfandrechts durch den Unterpfandszettel bewiefen werden | 
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unbeweglichen Sachen zuläßig, und Beides wurde unter dem 
allgemeinen Namen Unterpfand begriffen 10, In der 
Natur des dadurch ertheilten Pfandrecdhts aber war zwifchen 
Hypothek und Fauftpfand fein Unterfchied Wa; auch Eonnten 
Beide an derfelben Sache verfchiedenen Perfonen zuftehen, und 
bier hatte dann das Fauftpfand an fich keinen Vorzug vor 
der Hypothek, jo daß der Fauftpfandgläubiger Demjenigen 
nachftehen und das Fauftpfand im Gollifionsfalle überlaffen 
mußte, welcher vor ihm an der Sache eine Hypothek erworben 
hatte, oder fpäter etwa eine privilegirte Hypothef am ganzen 
Vermögen des Schuldners erwarb !@b, 


Das Pfandreht entftand auf diefelben Weifen, wie nad) 


100) Daß unfre Gefete bis zum 3. 1825 unter Unterpfand nicht blos 
die Hypothef, fondern auch das Fauftpfand begreifen, dieß zeigt fchon 
ein flüchticer Anblick verfelben. Namentlich ift dieß der Fall beim Land» 
recht, welches in der Rubrif des Tit. 7. Th. N. die Worte „de pigno- 
ribus et hypothecis*“ überfegt durch „Bon Unterpfanden“, und in 
den $$ 1. 2. 5. 8—10. des angef. Titels auch das Fauftpfand an beweg- 
liden oder an unbeweglichen Sachen immer durch „Unterpfand“ bes 
zeichnet. Es ift daher unridhtig, wenn v. Reinhardt Das Landr. 8.1. 
©. 219 nach diefem früheren Rechte einen Gegenfag zwifchen Unterpfand 
und Fauftpfand macht, und meint, die Rubrik des angef. Titels „Bon 
Unterpfanden” ſey nicht paflend, „weil der Titel nicht blog von Unter- 
pfändern, fondern auch von Fauftpfändern handle“, Einen foldhen Gegen» 
fat führte erft die Gefeßgebung von 1825 ein. 

100a) Vrgl. Griefinger Comment. B. 11, ©, 401—406. 

1006) Ganz unbeftritten war übrigens diefer nach juriftifcher Confequenz 
gar nicht zu bezweifelnde Satz nicht; doch war die Meprzapl der Schrift 
fteller und auch die Praris entfchieven für in. ©. auch Kapff Merkw. 
Rechtsſprüche. B.1. S. 246—256. Beftrittener war die Frage, in welchem 
Berhältniffe ver Fauftpfandgläubiger zu abfolut privilegirten perfönligen 
Gläubigern des Schuldners, ferner zu. nachſtehenden Hypothefargläubigern 
und zu den Gläubigern der IV u. Vn Glaffe in Beziehung auf fein Re- 
tentionsredht am Fauftpfand flehe, das ihm nach den Gefegen auch 
wegen folcher Forderungen an den Berpfänder zukommt, für die ihm bie 
Sache nicht zum Pfand gegeben wurde (C. VII. 27. etiam ob chir. c, 
un.). Biele behaupteten, daß er diefes Recht im Eoncurfe gar nicht 
geltend machen könne, indem fie aus der Natur des Concurſes ganz 
unftatthafte Folgerungen zogen; Andre aber gaben ihm gegen die bezeich« 
neten Gläubiger das Ret.Recht bald unbedingt, bald, was richtiger war, 
mit Diftinctionen. Kapff a. a. ©. 
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Römiſchem Rechte (S.552f.), und hiernach theilte man es ein 
in nothwendiges ol — welches ohne Zuthun und ohne 
Zuftimmung Desjenigen, deſſen Sachen verpfändet werden, 
durch gefeglihe Beſtimmung (gefeßliches oder ftillfchweigen: 
deg 11a Pfandrecht ©. 552) oder durch richterliche Einweifung 
oder durch Auspfändung im Erecutionswege (Nömifch richter: 
liches oder prätoriiches ©. 555) entftand — und in freiwilk 
liges, welches durch eine Willenshandlung des Verpfänders, 
durch einen Vertrag (vertragsmäßiges) oder eine leßtiwillige 
Verfügung (teftamentarifches) entjteht. 

Gefegliche Pfandrechte gab es wenigftens zwei und 
zwanzig. Denn das dritte Landrecht wiederhohlte die eilf 
Legalpfandrechte der früheren Landrechte (Th. II. Tit. 8.), wobei 
es zwei noch erweiterte 1? und die Praris die zweite Erweis 


101) Ein nothwendiges Pfandrecht kann man nicht blos dos im Terte 
bezeichnete nennen, fondern auch Dasienige, welches Jemand zu beftel- 
len verbunden if, fey es in Folge einer gefeplichen Vorſchrift, wie 
der Nießbraucher zur Sicherung des Eigenthümers, oder in Folge einer 
lestwilligen Auflage, oder in Folge eines gegebenen Berfpreceng, z. B. 
wenn man einem Gläubiger die Beftellung eines öffentlichen Pfandes zu— 
fagte. Indeffen wird in diefem Sinne der Ausdruck nothwendiges 
Pfandrecht, pignus necessarium, gewöhnlich nicht genommen. In ven leg» 
teren Fällen fann man den Anfpruch des Gläubigers auf Pfandbeftellung 
Pfandrechtstitel nennen, nach dem Sinne, welchen ein übrigens un» 
römiſcher Sprachgebrauch dem Worte titulus oder titulus adquirendi, im 
Gegenfaße zum modus adquirendi, gibt. 

1018) Der Ausdruf fillihweigendes Pfandrecht wird auch für 
einen Fall des vertragsmäßigen genommen, wenn nämlih das Pfand 
beftellt wird durch einen, wie man fagt, fillfhweigend abgefchloffenen 
Vertrag, bei welchem ver Verpfänder nicht durch ausdrückliche Willen 
erflärung,, fondern blos durch concludente Handlungen feine Zuftimmung 
zur Berpfändung gibt (f. g. pignus conventionale tacitum). Beifpiele 
f. in D. XX. 1. (de pign.) 1. 26. $ 1. XX. 2. (in quib. caus. tac.) 
1.5. $ 2. 

102) Die eine Erweiterung (die zweite f. Note 103) betraf das Pfand: 
recht an einem Gebäude wegen des zur Erbauung oder Beflerung deffel- 
ben Gegebenen, indem es aud dann flattfinden foll, wenn Jemand zu 
jenem Zwede „Steine, Holz oder dergleihen Materialien gegeben“ hat. 
ER. U. 8. $ 2. Eine Coniroverfe, welche ‚über die Ausdehnung diefes 
Pfandrechts befonders durch Gmelin erregt wurde (vrgl. Bolley Be; 
trachtunnen Kb. verſch. Nechtsmater. Stuttg. 1800 ©. 123 f., Bei 
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terunng noch weiter ausdehnte 3; die fpätere Gefeßgebung 
feste noch fünf hinzu 1%, und aus dem Römiſchen Rechte 


haar Handb. 1 u. 2e Ausg. $ 545.) hob fih dadurch, daß Gmelin in 
der 5n Ausg. feiner Ordnung der Gläub. ©. 533 feine falfche Anſicht 
zurücknahm. Sreilih aber ließ er in der angehängten Glaffification der 
Gläubiger S. 606 feine frühere Anficht ftehen. 

103) Das III. Landr. gab nämlich das Pfandrecht, welches der Fiscus, 
die Armenanftalten und die Gemeinden des Landes wegen Forberungen 
„von gemeinen Nutzens wegen, es fey Zins, Frevel oder Anderes“ nach 
den früheren Landrechten hatten, auch den Klöftern LR.I.8$9, 
und die Doetrin und Praris (f. Griefinger Comm. II. ©. 513) dehnte 
das den Armenanftalten und Klöftern Eingeräumte auf alle pia corpora, 
die ganze Kirche mit einbegriffep, aus. Griefinger a. a. DO. Note x 
glaubte, diefe Praris fey dur e. Gef. v. 1793 beftätigt worden. Allein 
diefes Gefeg fpricht von einer andern Frage f. Note 127 Nr. 7. Ueber die 
grage, für welche Forderungen diefes Pfandrecht hafte, konnte man bei 
der etwasungenauen Spracde des Geſetzes ftreiten, und wurde auch geftritten. 
Die Praris war aber mit der überwiegenden Mehrzahl der Schriftfteller 
dafür, blog folgende Forderungen des Staats, der Gemeinden, der Kirche 
und anbrer pia corpora hieher zu rechnen a) Forderungen auf Strafen; 
b) Forderungen auf Stahtd -» und Corporationsabgaben, Steuern aller 
Art ꝛc. c) Forderungen auf Gülten und Zinfe aus Lehen und Zinsgütern 
(Zinß“). Vrgl. auh Note 62. Nur wenige (Besold Disp. ad P. I. 
Jur. P. W. $. 146 und Griefingera. a. O. S. 514 f.) wollten noch 
weiter gehen und den milden Stiftungen und Gemeinden auch wegen 
aller ihrer übrigen Forderungen ein Legalpfand am ganzen Vermö— 
gen des Schulpners geben. Dagegen vrgl. Weishaar Handb. 1 u. 2e 
A. 555 f. und auch die Praxis, — die der Juriſtenfacultät, war 
entſchieden dagegen. 

104) Es erhielten nämlich 

1, die Gültträger bei Erblehen und: Hofgütern des Fiscus und 
der Kirche (das Geſetz fpricht von den Gültträgern der beiden Fürſtl. 
Kammern, worunter der Fiscus und das Kirhengut verflanden wurde, 
f. das in Note 121 Nr. 5. angef. Gef, v. 1714) an das Vermögen ihrer 
Mitcenfiten wegen rüdftändiger Gültbeiträge dieſelben Rechte, welche 
Fiscus und Kirche wegen Gültforderungen haben, alfo ein gefetliches 
(vrivilegirtes) Pfandrecht. G.Refer. v. 16. Sept. 1722, bei Riecke Ge- 
richtsgeſſ. Th. III. ©. 323: Dit Unrecht wollten Diefes Manche wegen 
Gleichheit des Grundes auf die Gültträger der pia corpora überhaupt 
n der Gemeinden ausdehnen, 3. B. Reinhardt Lehre v. Gant. 

. 217. 

2. der Fiscus wegen Criminalunterſuchungskoſten und der Koſten 
der Verpflegung des Angeſchuldigten, ſoferne die Unterſuchung vor Erken— 
nung des Gantprozeſſes begonnen hat, ein geſetzliches (und priv.) Pfand 
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nahmen Schriftſteller und Praris wenigftens noch ſechs 
herüber 105, | | 

Die Errichtung des Pfandrechts durch Bertrag war an 
Feine befondere Erforderniffe gebunden, außer daß zum Fauft: 
pfande Befigübertragung, und wenn ein General= oder Spe— 
cialpfand die bevorzugte Location eines Öffentlidhen oder 
gerihtlihen haben jollte, Goncurrenz des Gerichts nad) 
den oben ausgeführten Grundfägen nöthig war. Im Uebrigen 
aber Eonnten ohne alle Dazwifchenkunft einer Öffentlichen Be: 
hörde von den SParthieen fowohl an beweglichen als an 
unbeweglichen Sachen, und an einzelnen Sachen wie am 
ganzen Vermögen, Pfandredhte (Privatpfand) beftellt werden, 


recht am ganzen Bermögen befielben; G.Refer. v. 13. Dee. (nicht Sept., 
wie bei Gerftlacher fteht) 1746; bei Riede a. a. O. ©. 484. 

3. Wechfelforderungen ein gefeglihes Prandreht am Bermögen des 
Schuldners. Nur follen diefe andern Legalpfandrechten nachftehen und 
mit den Privatpfandrechten ſich ordnen. Wechſel-O. Kap. VII $ 7. 

4. Die Praris nahm an, daß auch den Gemeinden ein Legalpfand- 
reht am Vermögen ihrer Verwalter und Beamten wegen Reften zuſtehe 
(Consil. Tubingens. Vol. U. c. 107. nr. 27. Kapff Merkw. Eivil- 
rechtsſpr. B. I. ©. 457), und fpätere Gefege (f. Nr. 5.) gehen auf 
von diefer Anfiht aus. Ein folhes Pfandrecht wurde dann auch 

5. den ritterfchaftlichen Gutsbefigern wegen aller aus der Gutsver: 
waltung entfpringenden Berbindlichkeiten und einigen Standesperrn ein- 
geräumt, wenn fie auf die Patrim.Gerichtsbarfeit verzichten. ©. bie 
in Note 121 Nr. 11. angeff. Declarationen. 

Mande führen noch weitere geſetzliche Pfandrechte auf. Allein in 
den Fällen, die fie anführen, gaben die Geſetze kein Pfandrecht, fondern 
. blos ein privilegium exigendi, allerdings aber in der I. Glaffe. Note 

121 a. €. 

105) Nämlich 1. das Generalpfand des Fiscus wegen Forderungen 
aus Berträgen, namentlich auch wegen Refte feiner Verwalter (Note 4 
Nr. 1. 6. Note 51); 2. das Pfandrecht der Frau wegen der propter 
nupt. don., und 3. wegen ihres Paraphernalvermögens in der Note 51 
angeg. Ausdehnung, dem bie Praris auch noch 4. ein Pfandrecht wegen des 
Vermögens, das die Frau in Nutznießung hatte und der Mann zur Ber: 
waltung befam, beifügte (Weishaar Handb. 1 u. 2e Ausg. $ 550. 
Note c.); 5. das Note 4 Nr. 3. angeführte Pfandreht des Ehemanns, 
6. das Note 4 Nr. 7. angef. Prandrecdht der Bermähtnißnehmer — 
Die Note 4 unter Nr. 4 a. 4 c. angeführten Tegalpfandrechte konnten in 
Württ. feine Anwendung finden, und die Note 4 unter Nr. 6. u. 8. an— 
geführten überfahen die W. Schriftſteller, und mit ihnen die Praris, 
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und zur Gültigkeit eines ſolchen Pfandrechts gehörte blos Die 
Beobachtung deffen, was überhaupt zu einem Bertrage erfor: 
dert wird, und derjenigen Formen, denen etwa der Schuldner 
feiner perjünlichen DVBerhältniffe wegen bei Deräußerungen und 
Belaftungen des einigen unterworfen war. Deßhalb war 
bei verpfändenden Frauensperfonen noch die Zuftimmung eines 
Kriegsvogtes (©. 460), und wenn fie eine Sache für fremde 
Schulden verpfändeten, zur völligen Gültigkeit die gehörige 
Entjagung auf die weiblichen Freiheiten (©. 471 f.) nöthig, 
und bei Ehefrauen hatte der Mann gewöhnlich aus einem 
doppelten Grunde, als Kriegsvogt und als gefeglicher Ber: 
walter des Bermögens einzuwilligen (©. 461 f.), und ver: 
pfänveten fie das Jhrige für ihren Mann: fo mußte das 
oben ©. 468 f. und 462 Angeführte beobachtet werden. 

Sn weldhem Umfange das Pfandreht für die in. Frage 
ftehende Forderung haften foll, dieß hing zunächſt von der 
Beitimmung der Parthieen, und beim gefeslichen Pfandrechte 
von der Des Geſetzes ab. Wurde nichts Näheres beftimmt, 
fondern das Pfand überhaupt eben für die in Frage ftehende 
Forderung beftellt: fo haftete es auch für alle Zugehörungen 
derfelben, namentlich für verfprochene Zinfen, wenn fie nicht ' 
erjt nad) der Verpfändung verfprochen wurden, für Fünftige Ber: 
zugszinfen, für die wegen der Schuld etwa verurfachten und 
zu erjegenden Prozeßfoften, und für die vom Gläubiger auf 
das Pfand gemachten Auslagen, jo weit fie der Derpfänder 
zu erfegen hat !6, Ueberhaupt war zur Gültigkeit des Pfand— 
rechts eine nähere Beitimmung des Betrages der 
Forderung, für welche das Pfand Außerften Falles haften 
follte, durchaus nicht nöthig. Es konnten für eine Schuld, 
wie fie eben beftand, wenn auch ihr Betrag noch gar nicht zu 
ermitteln war, ja für Eünftige, in ihrem Zuftandefommen und 
DBetrage völlig ungemwiffe, Schulden z. B. für Fünftige 
etwanige Gafjenrefte, vffentliche und Privatpfänder beftellt 
werden, und auch die Gejege geben für mehrere folcher völlig 





106) ER. 1.75. $ 27. verglichen mit C. IV. 32. (de usur.) c. 4. VIII. 
14. (de pign.) ce. 6. D. XIII. 7. (de pign. act.) I. 11. $ 3.1.8. $ 5. 
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unbeſtimmter Forderungen gefegliche Pfandrechte (Mote 104). 
Dadurh wurde freilich eine genügende Gicherftellung eines 
fpäteren Gläubigers ganz unmöglich gemacht. Denn wer fpäter 
ſich Ddiefelbe Sache 3. B. das Vermögen eines ſolchen Schul: 
ners verpfänden laffen mollte, Eonnte niemals ermeflen, ob 
auch zu feiner Deckung die Sache reihen werde. Mehrere 
folher in Eriftentwerden und Größe ungemwiffer Forderungen 
waren noch dazu privilegirt, jo daß fie auch die wohlerwor: 
benen Rechte früherer Gläubiger gefährdeten. 

Was die Natur des Pfandrechts und die mit demfelben 
verbundenen Rechte betraf: fo war Durchaus anerfannt, daf, 
mit Ausnahme des Falles einer verpfändeten Forderung, das 
Pfandreht ein dingliches Recht an die verhaftete Sache 
‚ gebe. Wenn daher der Schuldner, welcher die verpfändete 
Sache ungeachtet des darauf haftenden Pfandnerus an Dritte 
zu veräußern befugt bleibt, von diefem Nechte Gebrauch madt: 
10 kann der Gläubiger zum Zwecke der Nealifirung feines 
Rechtes die Sache mit der Pfandklage (hypothecaria actio) 
dem dritten Erwerher ohne allen Erfaß wieder abfordern , 
Nur hatte der dritte Befiger das Recht, vom Gläubiger zu 
verlangen, daß er erft den Hauptichuldner und deſſen Bürgen 
ausflage, und brauchte ihm erft dann zu weichen, wenn da— 
durch Feine vollftändige Befriedigung zu erlangen war (Ein: 
rede der Vorausklage f. 9. beneficium exeussionis perso- 
nale '972); auch konnte er fih die Sache dadurch erhalten, 
daß er den Gläubiger wegen feiner Pfandforderung vollitän- 
dig befriedigte 7b, Alles Diefes galt auch beim General: 
pfande. Wenn der Schuldner einzelne, zu feinem verpfän— 
deten Bermdgen gehörige Sachen an Dritte veräußerte, 
oder jolche Sachen auf andre Weife in die Hände Dritter famen: 
jo Eonnte der Gläubiger fein Pfandrecht an der Sache ebenfalls 


107) ER. I. 7. $ 16. 17. 

107a) Personale, im Gegenfage zu dem in Note 53 berührten Fall. 
Haug trug diefe Beftimmung aus dem Nöm. Rechte in das Landr. 11.7, 
$ 17. über. ©. auch L.R, IV. 10. $ 2, 

107b) D. XX. 1. (de,pign.) 1. 16. $ 3. XX. 6. (quib. mod. pig».) 
.2. l. 12. 8 1. 
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gegen den dritten Beſitzer geltend machen !W, freilich ein 
Grundjag, durch welchen der Verkehr in hohem Grade gefähr: 
det werden mußte. 


108) Bekanntlih ift diefe Frage ſchon nach gemeinem Rechte beftritten 
Note 7. Allein die herrſchende Anficht, auch bei den neueren Civiliften, ift 
für Bejahung der Frage, und allerdings läßt fih auch nach der ausdrüd- 
lihen Entfcheidung in einer Reihe von Stellen des Röm. Rechts (Note 
7) nicht bezweifeln, daß das Röm. Recht fie beiahte. Vrgl. Mühlen— 
bruch im Archiv fur civilifl. Praris B. XVII. ©. 345, Sintenis 
Handb. des gem. Pfandr. Halle 1836. S. 490-493, Schilling in der 
Note 5 angef. Schrift $ 207. Auch nah Württemb, Redte war die 
Frage befiritten. So wurde fie z. B. von der Juriftenfacultät im J. 1805 
verneint, vom D.J.Collegium in Stuttgart dagegen im J. 1806, und 
vom DObertribunale im 3. 1520 bejaht. Die gründlichen (vom D.Zrib. 
Director v. Baur) verfaßten, hauptfächlich das Römifhe Next erör- 
ternden, Entiheidimgsgründe zu dem letzteren Erfenntniffe, mit denen 
auch v. Georgii Entwurf e. Pfandordnung ꝛc. ©. 133 fih einverftanden 
erklärte, find abgedrudt in Kapff Merkw. Rechtsſprüche ©. 425—447. 
Allein v. Bolley besweifelte noch fpäter die Nichtiafeit einer Bejahung 
der Frage (Bemerkk. zum Pfandgef. B. I. ©. 735 f. Entwürfe von 
Gefeten für das Königr. Württ. Stuttg. 1835 ©. 218) und fein Zweifel 
feheint bedeutenden Einfluß auf, eine Beftimmung der Pfandgefeßgebung 
vom 3.1825 über Rückwirkung des neuen Geſetzes in einem mit diefer 
Frage zufammenhängenden Punfte gehabt zu haben (f. die in Note 97 
angef. Ständ. Vhdolgen ©. 362, und Einführungsgefeg von 1525 Art. 10.), 
durch welche erworbene Rechte fehr befchränft wurden. Denn auch nach 
Württ. Rechte lieh fih, wenn man felbf vom gemeinen R. ganz abfehen 
wollte, die Berfolgbarfeit einer unter einem Generalvfande enthaltenen 
Sache gegen Dritte nicht beftreiten. Ob der Gläubiger und ob der 
Schuldner an diefe Wirfung des Generalpfandes bei der Beftellung dee 
Pfandes dachten (v. Bolley Bemerff. zum Pfandg. H. ©. 739), kann 
unmöglich Etwas entſcheiden, da ein bloßes Nichtvenfen der Eonftituenten 
an alle juriftifhe Folgen und Wirfungen eines von ihnen gewollten 
und beftellten Rechts niemals diefe Folgen ausschließt. Es fommt daher 
blos darauf an, ob die Berfolgbarkeit gegen Dritte durch die Natur 
des Generalpfandes ausgefchloffen wird, Daß im Allgemeinen jedes 
Pfandrecht gegen Dritte Befiger verfolgbar ift, fagt beftimmt die Stelle 
der Note 107. Diefe Stelle zu reftringiren und von ihr das General- 
pfand auszunehmen, würde fihon an ſich fehr gewagt und bedenklich 
feyn. Man könnte hödftens daran denken, e8 aus dem Grunde zu thun, 
weil die Natur der universitas juris, des verpfändeten Vermögens, es 
mit fih bringe, daß nur auf vem Ganzen als Soldhem der Pfanpne- 
zus bafte, und daher eine einzelne Sache durch Beräußerung aus dem 
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Die einzige etwas beffere Seite des Pfandrechts diefer 
Periode war das Berfahren bei der Befriedigung des 
Dfandgläubigers durch den Verkauf des Pfandes. Das IL 
Landrecht änderte hier beinahe durchaus die Beitimmungen der 
früheren Landrechte, Ichaffte die alte „Ihädigung“ und andere 
Formen, die mit den alten Gewohnheiten zufammenhingen, 
ab, vereinfachte Manches, ging aber von der anderen Geite 
zu weit, indem es den ganzen Derfauf in der Regel lediglich 
dem Gläubiger überließ. Der Gläubiger fann nämlich, wenn 
er nicht bejondre Verabredungen über die Art des Derfaufes 
mit dem Verpfänder getroffen hatte 19, fobald die Schuld 


Ganzen vom Pfandnerus frei werde. Diefen Grnnd müßte man aber 
verwerfen, fobald man von dem von Bolley a.a. D. ©. 859 ausge: 
ſprochenen Princeip ausgeht, daß nah dem früheren Rechte (big zum 
3. 1825) die Generalpypothef „glei war einer Berpfändung 
aller einzelnen Bermögensftüde”, und er ift auch wirklich zu 
verwerfen (Mühlenbruch a. a. D.). Sedenfalld verwirft ihn aufs 
Beftimmtefte unfer Landrecht, und entideidet unfre Frage aufs Un- 
zweifelhaftefte. Im vierten Theile nämlih (Zit. 10. $ 1. 2.) ſpricht 
das Landrecht wiederholt von dem gefeglichen Pfandrechte, das den Kin- 
dern wegen ihres hinterfälligen Vermögens am gefammten Bermö- 
gen der nicffenden Eltern zufteht, und fügt bei: wenn bie Eltern „folde 
ihren Kindern ftillfehweigend verpfändete Güter” d. h. Theile des eltern: 
lichen Vermögens, an Dritte veräußern: fo follen die Kinder, foferne fie 
von ihren Eltern feine Befriedigung befommen können, die Befugniß 
haben, diefe aus dem Generalpfand an Dritte veräußerten „Haab 
und Güter als ihr Unterpfand anzugreifen, und mit Redt 
zu verfolgen“. , 

109) Das Landrecht (I. 75. $ 12.) erklärt unter Berufung auf das ge 
meine Recht folhe Verabredungen ausprüdlih für zuläßig. Vrgl. auf 
ER. 1.7. $ 13. 14. 15. In dem angef. $ 13 wird, wie nad gemei- 
nen Rechte, die Verabredung, daß, wenn der Schuldner die Schuld auf 
dag; verfprochene Ziel oder auf Mahnung nicht zahle, das Pfand dem 
Gläubiger um die Schuld verfallen feyn folle (lex commissoria), und die 
Verabredung, daß der Schuldner ohne Zuftimmung des Gläubigers fein 
Pfand gar nicht (anders, wenn eine beftimmte Zeit feftgefegt if) Löfen 
dürfe, für ungültig, dagegen die Berabredung, daß das Pfand an ben 
Gläubiger um einen, „durch ehrbare, erfahrene Leute” gefegten Preis 
verfauft werben folfe, für zuläßig erklärt, und der Verabredung, daß der 
Gläubiger ſich eigenmächtig in den Befiß des Pfandes fegen dürfe, melde 
die früheren Landrechte für ganz wirkungslos erklärten, die Wirkung er: 
tpeilt, daß wenn es zur Execution kommt, ver Gläubiger fogleich (mit 
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verfallen und vom Schuldner zugeftanden „oder mit unmider- 
iprechlicher Kundfchaft bewiefen oder mit Urtheil zuerkannt 
ift“, verlangen, geradezu und ohne Thädigung durch den Rich: 
ter innerhalb Monatsfrift in dem Befig der Pfänder gejegt 
zu werden 10, War er jchon vorher im Befige der Pfänder 
oder erhielt er ihn nun auf die angegebene Weile: fo hat er 
den Schuldner zur Löſung der Pfänder dreimal in Zwijchens 
räumen von je 10 Tagen aufzufordern. Löst der Schuldner 
nach der dritten VBerfündigung nicht: fo Fann der Gläubi- 
ger das Pfand fofort verkaufen (nur muß er es in möglichft 
hohem Preife thun) und fi) aus dem Erlöſe befriedigen. Den 
etwanigen „Ueberfauf“ muß er dem Schuldner hinausgeben; 
reicht aber der Erlös zur Befriedigung des Gläubigers nicht: 
fo bleibt der Schuldner für den Reſt verhaftet 11. Findet der 
Gläubiger feinen Käufer: jo muß er das Pfand an 3 Sonn: 
tagen nad) der Predigt ausrufen laffen. Iſt aber auch diefes 
fruchtlos: jo kann er es fih vom Gericht nad, billigem Ans 





erft innerhalb eines Monats) in dem Befib des Pfandes geſetzt zu werben 
verlangen Fann, Vrgl. Weishaar Handb. 1 u 2e U. $ 564-566. 
Griefinger Comm. B. U. ©. 446—457. Diefe angef. $$ find beinahe 
ganz aus dem Freiburger Stadtrechte genommen. 

110) ER. I. 75. $ 17. 18. 


MI) EUR. a. a. D.$ 13. Ueber die Wirkung eines folchen Berkaufes 
fagt das Landrecht weiter nichts. Es traten daher die gemeinrechtlichen 
Beftimmungen ein. Namentlich erlofch durch den Berfauf und die Zah 
fung des Preifes das Pfandrecht an der Sache, und der Schuldner wurde 
von feiner Schuld frei, wenn der gezahlie Preis zu ihrer Dedung reichte. 
D.XX. 5. (de distr. pign.) L. 9. pr. XLVI. 3, (de solutt.) 1. 26. Hatten 
verfihiedene Perfonen an berfelben Sade Pfandrechte: fo entſchied die 
Rangordnung der Gläubiger, Berkaufte der befte Pfandgläubiger: fo er— 
lofhen auch die Pfandrechte der Mebrigen; der Berfauf von Seiten eines 
fhlechteren Pfandgläubigers aber bob die Pfandrechte der Anderen nicht 
auf. (C. IV, 10, (de obl. et act.) c. 6. 7. VIII. 18. (qui pot.) %. 6. VII. 
20. (si antig.) e. 1), felbft nicht einmal die der ihm nachftehenden, außer 
er hätte den beften Pfandgläubiger mittelft vollftändiger Befriedigung be— 
feitigt. C. VID. 18. (qui pot) c. 8., vrgl. auch D. XLU. 1. (de re jüd.) 1. 
15. 85.3 v. Löhr im Archiv für civiliſt Prax. B. XIV. ©. 169 f., Fritz 
Erläut. zur Wening-Ingenpeims Lehrb. d. g. Civilr. Freib. 1834. 9. IL 
©. 532 f., v. Vangerow Leitf. zu Pand.Borlefl. B. 1. ©. 813. 
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ichlag gegen Abrechnung an feiner Forderung ? zujchlagen 
faffen. Der Schuldner aber hat ſowohl im letzteren Falle, 
als auch dann, wenn an einen Dritten das Pfand veräußert 
wird, falls die Sache eine unbeweglide ift, ein Jahr 
fang, vom Tage der „Einfegung“ an gerechnet 2, das Wie 
dereinlöfungsrecht, oder wie das Landredht es nennt, die 


Wiederlofung (j. g. Schuldenlofung) "®. 
Kommt es zu einem fürmlichen Eoncurfe der Gläubiger: 
fo verkauft das Gericht die Pfänder und befriedigt die Gläu— 


—— 


112) Auch wenn das Pfand eine unbeweglihe Sache war. Den ©. 571 
unt, angeführten Grundfaß hob das III. Landr. auf. ER. 1. 75. $ 14. Bei 
ausländifchen Gläubigern wurde das Verbot des Zuſchlags (oben ©. 522) 
wieder aufgehoben durch das Geſetz v. 8. Sept. 1810 (Note 79) und das 
frühere Recht in diefer Beziehung wieder bergeftellt. 

112a) D.h. von dem Tage an, an welchem dem befißenden Gläubiger 
die Sache zugefchlagen, oder dem Erwerber. die Sache übergeben wurde. 
Das diefes der Sinn der Worte fey, ergibt fih aus dem II. Landrecht 
Th. J. ©. 163— 165. Unſre Schriftſteller waren der gleichen Anficht, über⸗ 
ſahen aber, daß hier eine Vergleichung mit dem IIJ. Landrecht über den 
Sinn der Worte keinen Zweifel laſſe, und ſo ſah das Hofgericht im J. 
1796 bei einem Falle, den ein Untergericht ganz falſch entſchieden hatte, 
die Sache nach dem Landrechte wenigſtens als zweifelhaft und im Land⸗ 
rechte nicht beſtimmt entſchieden an (Kapff Merkw. Rechtsſprüche ıc. 
S. 241 f.), entſchied aber am Ende doch richtig. 

113) ER. I. 75. $ 15. 16. Durch diefe einfache Beftimmung wurde 
die Wiederlofung, wie fie nach den früheren Landrechten beftand (oben 
©. 571, 572) wefentlich geändert. Die Einlöfungsfumme beftimmt das ıl. 
ER. wie die früheren; nur feßt es bei, wenn ber Schuldner innerbalb 
des erften Monats nicht löſe (die Lofung Feine f. g. Monatslofung 
ift): fo follen dem Gläubiger oder Käufer die Früchte des Jahre flatt 
des Intereffes und der gewöhnlichen Baufoften verbleiben. — Man firitt 
bier noch über die Frage, ob bei der Ausübung diefer Wiederlofung die 
oben ©. 543 f. angeführten Förmlichkeiten der Lofungen beobachtet werden 
müffen, und ob ver Schuldner fie auch zum Beften eines Dritten, um 
diefem fogfeich die Sache zu überlaffen, ausüben könne, Mit Recht ver- 
neinte das Hofgericht die erfte Frage, und bejahte bie zweite. Kapff 
a.a. O. ©. 239—241. — Die Diss. von Jos. Frid. Seybold de 
jure reluendi. Comm. max. ad jus Prov. Wurt. P. I. tit. 75. $. Do 
fo ꝛc. $ und fo ꝛc. Stuttg. 1773 (22 pp.) 4. ift ſehr mager; auch gebt fie 
auf das frühere Recht nicht ein, und leitet diefe Wieverlofung des Land 
rechts Iediglich aus dem Röm. Rechte her. Brgl. Note 46, 47. 
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biger nach ihrer Priorität 19, Diefer gerichtlihe Verkauf 
wurde aber allmählig auch in allen anderen Fällen Regel. 
Denn wenigitens bei unbeweglihen Gaden fam der Ber: 
kauf des Pfandes durd den Gläubiger außer Gebraud, 
und die Gerichte leiteten ftets den Verkauf ein und vollzogen 
ihn 192, Bei dem gerichtlichen Berfaufe und dem Zufchlage 
der Pfänder jtellt das Landrecht noch einen ganz bejonderen, 
auch Schon in den früheren Landrechten enthaltenen 1, Grund: 
fa auf. Erfteigert ein Pfandgläubiger das Pfand oder 
wird es ihm gerichtlich zugeichlagen: fo erlöfchen an demjelben, 
wenn e8 eine unbewegliche Sache iſt, andre Pfandrechte nicht, 
felbft nicht die Pfandrechte derjenigen Gläubiger, welche vom 


114) EUR. 1. 76. $. 6. 1. 75. $ 36 f. Auch hier äußert fih das Land— 
recht nicht näher über die Wirkungen des Verkaufes und des gerichtlichen 
Verfahrens überhaupt auf die Pfänder,, mit Ausnahme der folgenden im 
Terte erwähnten Fälle. Es mußte daher der Grundſatz ded gemeinen 
Rechts eintreten, nach welchem beim gerichtlichen Verkaufe gegen Baar- 
sahlung verkauft werden foll, wenn jedoch der Käufer nicht zahlt, das 
Gericht jedenfalls die verfauften Sachen, als vom Pfandverbande nicht 
gelöst, wieder. an fich ziehen, und einem neuen Berfaufe zu Gunften der 
alten Pfandgläubiger unterwerfen konnte. Die Pfandrechte erlofchen da— 
ber auch Hier erſt durch die wirkliche Zahlung des Kaufpreifes. D. XLU. 
1. (de re jud.) 1. 15. $ 7, v. Bolley Bermifchte jurift. Auffüge. Stuttg. 
1331 ©. 317, 318, Derfelbe Bemerfk. zum Pfandgef. B. 11. ©. 840. 
Wurde zunächft blos zu Gunſten eines ſchlechteren Pfandgläubigerg ver: 
kauft: fo galt doch der gerichtliche Verkauf und machte die Pfandrechte an 
der Sache erlöfchen, aber nur dann, wenn der beffere aus dem Er- 
löfe befriedigt wurde, I. 15. $ 5. eod., oder wenn die abwefenden Gläu— 
biger präclufivifch geladen und in einer Lage waren, in welcher ihnen vie 
Ladung befannt werden konnte und nicht erfchienen. Denn im letzteren 
Falle erloſchen die Pfandrechte der nicht Erſchienenen. C. VIII. 26. (de 
remiss. pign.) c. 6. Zu weit ging Bolley Lehre v. d. öffentl. Unterpf. 
8.302 f., wenn er auch ohne jene Borausfeßungen dur den öffentlichen 
Verkauf und die Zahlung an das Gericht die befferen Pfandrechte erlöfchen 
laffen wollte. ©. auh Mayer Comment, des Pfandgef. B. 11. 232. 

11a) Vrgl. auch Bolley Bemerkk. zum Pfandgeſ. S. 936. Ueber 
ein eigenthümliches Gewohnpeitsrecht, das auf dem Schwarzwalde bei Berz 
‚Reigerungen der Pfänder Herrfchte, das „Schuldendraufſchlagen“ f. Rein- 
bardt Lehre v. Gant. ©, 198, 

115) Erfies Landr. Th. I. S. 198 f. I. Landr. S. 167, bei Riede 
Gerichtsgeſſ. Tp. I. ©. 381. | 


/ 
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Gerichte unter Androhung des Ausfchluffes geladen waren und 
nicht erichienen. Denn das Landrecht jet ganz allgemein feft b: 
wenn beim gerichtlichen Verkaufe ein Pfandgläubiger die 
ihm verpfändete Sache Fauft, oder er fie jonit im vorhin an: 
geführten Zufchlage erhält und die Sache eine unbeweg— 
liche t7 ift: fo kann Doch noch gegen einen ſolchen Pfanz: 
gläubiger Jeder, dem diefelbe Sache verpfändet war, „unge: 
achtet, daß er zugegen, und von der Verganntung Willen: 
{haft gehabt“, fein Pfandrecht innerhalb eines Jahres geltend 
machen, und die Sadye dem Befiger abfurdern, und zwar nicht 
blos, wenn es beffer, fondern jelbft dann wenn es 
ſchlechter war !8, als das Pfandrecht Desjenigen, der die 
Sache erworben hatte 19, War es beffer: fo hat er dem 


— 





116) L.R. J. 75. $ 38. 39. 40. 

117) Weishaar Handb. 1 u. 2e Ausg. $ 587 (vorgl. auch $ 582) 
dehnte diefes Necht zu weit aus, indem er der Befchränfung deffelben 
auf unbemweglidhe Sachen nicht erwähnt. Ebenfv madte es Plebst 
Disp. ad Part. I. Jur. prov. $ 170. Sn einer anderen Beziehung gab 
der Sache eine viel zu weit@ Ausdehnung Lauterbach Diff. jur. comm. 
et Wurt. ad Part I. L.R. $ 98. 

118) Diefen Punft übergeht Weishaara. a. DO, in $ 587 ganz, und 
fiheint in die ſer Hinficht die Beftimmung des Landrechts im Widerſpruch 
mit den Haren Worten des Geſetzes ($ 39 cit., und auch theilmeife mit 
dem von ihm im $ 532 Gefagten) auf den Fall zu befchränfen, „wenn 
ein dem Kläger nahgehender Pfandgläubiger das Pfand erhalten“ 
babe, Richtig gibt Hier die Sache ſchon Plebstl. c. 

119) Eine völlig andre Auslegung gibt Bolley Bemerff. zum Pfand» 
gef. B. 1. ©. 256. Note 1 (orgl. auch Deff. Lehre v. d. öffentl. Unterpf, 
©. 303, 304) den angeführten $$ 38—40 des Landrechts. Er glaubt, 
dag man es als fehr zweifelhaft betrachten fünne, ob dieſe Stellen bie 
Wirkung der Edictaleitation beſchränken, ob fie nicht vielmehr beftimmen 
wollen, daß bei unterlaffener Ebictalcitation das Pfandrecht des 
befferen Gläubigers, ungeachtet diefer Unterlaffung, doch ſchon in einem 
Sabre verjähre, wonach alfo die Stelle nicht eine Begünftigung des 
Gläubigers, fondern eine „Beichränfung der gemeinrechtlichen Verjäh— 
rungszeit in dem Falle, wo auch gemeinrechtlich das Pfand nit 
fogleih mit der Beräußerung (unter Bezahlung des Kauf 
preifes) erlofhen wäre“ enthalten würde. — Allerdings enthalten dieſe 
Stellen auch eine folhe Beſchränkung; allein fie geben noch viel weiter. 
Sie ſetzen das im Terte Gefagte feft felbft auch zu Gunften eines ſchlech— 
teren Gläubigers und ohne Rüdfiht, ob eine Edictalcitation 
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Befier blos die etwa ausgelegten Gantkoften und die auf 
das Gut gemadhten Baus und fonftigen nothwendigen Koften 
zu erjegen; war es fchledhter, fo muß er dem Befiger Die 
Forderung, um welche derfelbe das Gut erhalten, mit dem 
Intereſſe und allen Unkoften bezahlen. Der Beſitzer Fann je= 
doch die Klage dadurch abwenden, daß er den Kläger wegen 
feiner ganzen Pfandforderung befriedigt; auch verjährt hier 
die Klage ſchon inygerhaib eines Jahrs, welches von der 
„Sant“ an, oder wenn der Kläger „erhebliche Urfachen feines 
Unwiffens der Vergantung“ nachweifen kann, von der Zeit 
der erlangten Wiſſenſchaft lauft. 

In den Grundjäßen über das Verhältniß mehrerer Gläus 
biger zu einander, welchen an denfelben Sachen, ſeyen es ein— 
zelne vder das ganze Dermdgen des Schuldners, Pfandrechte 


erlaffen ift oder nicht. Einestheils ift zu beachten, daß jene Stellen 
unter der Rubrif de concursu et praelatione creditorum ftehen ; andern 
theils feheint hier Bolley mit Weishaar nicht gehörig beachtet zu 
haben, daß das Landrecht feine Beftimmung ganz ausdrücklich auch für 
den Fall gibt, wenn im Namen des befjern Pfandgläubigers das 
Gericht einfchritt, und diefer beffere Pfandgläubiger die Sache im ge— 
rihtlihen Verkaufe Faufte oder fie ihm zugefchlagen wurde, Bier follen 
nach dem angef. $ 39 des Landrechts auch die ſchlechteren Pfandrechte 
nicht erlöfchen, fondern noch ein Jahr lang geltend gemacht werben 
können. Die ganze Beftimmung erklärt fi) wohl unter Berüdfihtigung 
des früheren Rechts (vgl. oben Note 47.) und des Freiburger Stadt— 
rechts Fol. 27b, 238, aus welchem die angef. Stellen genommen find, 
Wie der Schuldner das dem Gläubiger zugefchlagene oder an ihn oder 
irgend einen Dritten verkaufte Pfand ein Jahr lang löfen kann, fo 
foll ein Pfandgläubiger ein ähnlihes Recht wenigftens gegen einen 
Mitpfandgläubiger haben. Erwirbt ein Solder im Gante dag 
Gut: fo erlöfchen auch in Fllen, in welchen es gegen die fonftige 
Regel wäre, andere, yelbft ſchlechtere, Pfandrechte an derfelben 
Sache nicht, fondern können noch ein Jahr lang geltend gemadt wer- 
den, Es ging aber daraus auch eine Begünftigung des Mitpfandgläubi- 
gers, der die Sache erwarb, hervor, indem felbft dann, wenn nad der 
fonftigen Negel die Nechte der übrigen Pfandgläubiger nicht erlofchen, 
num doch ihre Rechte gegen ihn in einem Jahre verjähren. — Kaufte der 
Miüpfandgläubiger die Sahe vom Schuldner (nicht im „Gant“): fo 
fünnen ohnehin andre Pfandrechte, die ſchlechteren durch das jus offerendae 
. pecuniae, gegen ihn ohne Beichränfung anf ein Jahr geltend gemacht 
werden. C. VIII. 20 (si antiquior) c. 4. 
Wächter, Württemb. Privater. I. 539 
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oder blos perfönlihe Forderungen gegen denjelben Schuldner 
zuftanden 70, wurde in diefem Zeitraume, wie fchon oben 
gezeigt worden ift, das Syſtem des früheren Nechts in hohem 
Grade verfhlimmert. Namentlich wurde die Sicherung des 
Släubigers mittelft einfacher, wenn auch gerichtlicher, Pfand: 
rechte beinahe unmöglich gemacht durch die abfoluten Vorzugs— 
rechte, welde die Geſetzgebung allmählig einer Neihe der um: 
faffendften perfönlichen Forderungen ertheilte 12!, und durch 





120) Nicht bedeutend ift Joach, Wibel Comment. de jure praelationis 
s. priorit. in concursu cred., ad hujus aevi, ac praes. fori Württ. usum 
accomod. Tub. 1648 (60 pp.) 4. 

121) Nach den beiden erften Landrechten gab es (außer dem in Ulrichs 
KaſtenO. beftimmten Falle Note 35) blos zwei Forderungen, welde ein 
perfönlihes abfolutes Vorzugsrecht (ein privilegium exigendi in ver 
erften Claſſe) Hatten, Begräbnißfoften und Liedlohn; das dritte Land: 
recht fügte nur noch eine bei, die Koften ver Krankheit, im welder 
der Schuldner farb (L.R.I.75 $28), wohin natürlich auch die Koften für 
Arzneimittel gezählt wurden (I. MedizinalO. v. 1755. Tit. I. $ 21. 
Riecke Gerichtsgefl. Th. II. ©. 511). Allein die fpätere Gefeßgebung 
fügte noch acht, oder da man den erften Fall wenigftens für drei rechnen 
muß, zehn Fälle beil Sie gab: nähmlich ein privilegium exigendi in ver 
1. Claſſe noch 

4. noch den Zucht-, Baifen- oder Irrenhäuſern wegen aller 
und jeder Forderungen, ohne alle Ausnahme! Zuerft wurde dieſes Pri- 
vilegium dem Ludwigsburger Zucht- und Arbeitshaufe gegeben (Privit. 
des gen. Haufes v. 9. März 1737, und da die Gerichte es befchränten 
wollten, weil es ihnen doch gar zu weit zu gehen ſchien, eine befräfti- 
gende authent. Erklärung v. 3. Zul. 1755; Beides bei Kiede a. a. O. 
©. 425, 508), und dann durch ein Geſetz v. 11. Febr. 1810 $ 22. 
(Rg. BI. ©. 64) auf die genannten anderen Anftalten ausgedehnt. 

5. dem SKirchengut wegen Anlehen von Saat- und Unterhal— 
tungsfrüdten, wenn fie nach dem Zeugniffe des Beamten oder Ge- 
richts wirklich zu dem genannten Zwede gemadt wurden. GR. v. 11. 
Aprif 1714, bei Riede a. a. D. ©. 363, 264. Der Fiscug ge 
nießt nach diefem Gefete für die gleiche Forderung daffelbe Vorzugsrecht 
in der I. Claffe; da er aber wegen ber Forderung auch ein gefeßliches 
Pfandrecht am ganzen Bermögen des Schuldners (in Folge der Anwen- 
dung des Röm. Rechts) hatte: fo hatte er nicht blos ein abfolut privile- 
girtes perfönliches Vorzugsrecht, fondern ein abfolut priv, Pfandredt. 

6. den Gemeinden wegen gleicher Anlehen, GR. v. 4. Zum. 1736, 
bei Riede a. a. D. ©. 417. Vrgl. auch Kapff Merkw. Civilrechtsſp. ©, 
338, Manche wollten dieſes Privilegium auf alle milde Stiftungen 
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eine nicht minder ftarfe Anzahl von Privilegien, welche theils 
fhon das Pandrecht und dann noch im weit größerer Aus— 


— — — — — — — — — 
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ausdehnen. Allein Dieſes erklärte ausdrücklich für unzuläff ig ein GR, 
v. 22. San. 1743; bei Riede a. a. D. ©. 469. In früheren Zeiten 
wurde zeitweife bei befondrer Noth folchen Darlehen überhaupt ein Pris 
yilegium eingeräumt; fiche die G.Nefee. v. 3. Febr. 1694, v. 3. Aug. 
1699, ©. A. Zul. 1710; bei Riecke Gerichtsgeſſ. B. IN. ©. 184, 203, 
238 Note. Allein dieſe Geſetze (welche Gerſtlacher Sammlg. B. J. S. 
46 und Gmelin in ven früheren Ausgaben ſ. Ordng. der Gläub. ganz 
irrig für forldauernd anwendbar hielten) waren blog tranſitoriſch Gmelin 
nahm auch in den ſpäteren Auflagen ſeiner Schrift ſeine Anſicht zurück, 
ließ aber doch in ſeiner Location der Gläubiger die alte Anſicht ſtehen 
(vrgl. die 5te Aufl. ©. 198 mit 603). 

7. allen pia corpora (Kirche und Anftalten zum Unterricht oder 
zur Unterftügung ‚Kranfer und Bebürftiger) beim Goneurfe ihrer Ver— 
waltungsbeamten wegen Refte derfelben. Das Privilegium nähmlich, 
welhes in dieſer Hinfiht Herzog Ulrich den Armenfäften und Spitalen 
gegeben hatte (S. 99) und das in den fpäteren Kaftenorbnungen wieder: 
hohlt und auch in das II. Landr. 1. 75. $ 29 (wo aber ftatt Schuld» 
nern gelefen werden muß Schuldherrn) aufgenommen wurde, dehnte 
die Doetrin (3.8. Plebft, Befold, Lauterbach u. A.) und nad ihr 
die Praris auf alle pia corpora und auch auf die Nefte untergeorpneter 
Verwalter 3. B. Küfer, Kaftenfnechte ıc. aus. Diefe Ausdehnung wurde 
endlih, um jeden Zweifel zu heben, in Nüdfiht auf die „feit mehr als 
einem Jahrhundert beftehende Praris” beftätigt dur ein G.R. v. 1. Jar. 
1793 (bei Riede a. a. DO. ©. 680) nach vorgängiger Bernehmung der . 
Regierung, des Hofgerichts und der Yuriftenfacultät, welche durchaus 
dafür fih erklärten (nur eine Minorität der Regierung meinte, daß „ein 
ſolches erorbitantes Privilegium eher zu reftringiren, als zu ertendiren 
ſey“. Arch. Urk.). Zugleich beftimmte jenes Gefe& näher, welche Anftalten 
überhaupt zu den pia corpora zu rechnen feyen. 

8, ber Brandfhadenscaffe wegen Refte des Eaffierd und ber 
mit dem Einzuge der Beiträge Beauftragten; und 

9. Derfelben wegen der fohuldigen Verfiherungsbeiträge. I. Brand- 
ſchadenverſich.O. v. 1773 $ 59, 67, 73. IL Brandſch. Verſich. O. v. 17. 
Dee. 1807. $ 20. Reg. Bl. v. 1808. ©. 40, 4. Vrgl. auch Kapff 
Merkw. Civ. Rechtsſp. B. 1. ©. 410. 

10. Dur e. Gef. v. 21. Sept. 1817 (Rg.B. ©. 455) wurde den Apo- 
thefern für Arzneien, welche fie innerhalb fechs Monaten vor ausgebroche— 
nem Gante an den Gemeinfchuloner abgaben, für den Fall ein Vorzugs— 
veht in der I. Ef. eingeräumt, wenn auf dem Necepte der Arzt oder 
Wundarzt bezeugte, daß Gefahr auf dem Berzug hafte, oder der Kranfe 
des Anborgens bevürftig fey. Endlich wurden 

11. den Rittergutsbefisern und Standesherrn , — fie auf bie 

39 * 
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Dehnung die fpätere Geſetzgebung diefes Zeitraumes einer 
Reihe von Pfandrehten beilegte, und welche noch dazu die 
Doetrin und Praris aus dem Römiſchen Nechte zu vermehren 
bemüht war !??, Auch waren die Pfandgläubiger durch ein: 
zelne der f. g. Abſonderungsrechte ſehr gefährdet. 





Patrim, Gerichtsbarkeit verzichten, „in Hinfiht der mit ihren adelichen 
Befisungen verbundenen Gefälle die nähmlichen Vorzugsrechte, wie den 
K. Kameralämtern” eingeräumt. Declarat. der ſtaatsrechtl. Vhltn. des 
vormals reichsunmittelb. Adels v. 8. Dec. 1821. $ 30. Reg. Bl. S. 888, 
Decl. d. Berpältn. des Haufes Walde v. 25. Aug. 1819. $ 27. Reg. 
Bl. ©. 532. Deck. der Verh. mehrerer fürftl. u. gräfl. Häufer v. 2, 
Sept. 1819. Reg. Bl. ©. 600. 

Gewöhnlich wurden dieſe Fälle namentlih die unter 1—9 nicht zu 
den perfönlich bevorzugten Forderungen, fondern zu ben privilegirten ge: 
fegliden Pfandrechten gezählt; 3. DB. von Weishaar Hob. eu. 
2e A. $ 577. Allein mit Unrecht. Nirgendg geben die Geſetze wegen 
der genannten Forderungen ein Pfandrecht, fondern fie privilegiren blos 
die perfönliche Forderung, geben ihr blos ein privilegium exigendi 
in der erften Claſſe. So geben z. B. die unter Nr. 4 angeführten Ge— 
feße den Zuchthäufern u. f, w. blos „ein Jjus singulare praelationis 
in der erften Elaffe vor dem Liedlohn“ (wie kann man hieraus ein 
geſetzliches Pfandrecht folgern ?), bie unter Nr. 5 und 6 angeführten 
Gefege den dort bezeichneten Forderungen „ein Vorzugsrecht in der 
erften Glaffe gleich nach den Steuern”, das Gefeß unter Nr. 7 „ein 
abfolutes Borzugsreht, kraft deffen fie in die erfte Claſſe gefegt 
werden”. Wo das Gefeg mit dem „jus praelationis“ eine „tacita hypo- 
theca” verbinden will, fagt es dieß, wie es auch feyn muß, ausdrüdlic. 
©. z. 3. das Rote 104 Nr. 2 angef. Gef. v. 1746. — Reinhardt 
nimmt fogar beim Liedlohn ein geieglihes Pfandrecht an (ehr. v. 
Gant ꝛc. S. 210), wobei er no das f. g. höchſt perfönliche Recht mit 
dem perfönlichen Rechte verwechfelt, Nur den Fall von Nr. 7 könnte 
man nad der Praris zu den Legalpfandrecten zählen, da bie Praris 
auch in Württ. das gefegliche Pfandrecht der Bevormundeten, freilich auf 
unftatthafte Weife, auch auf Stiftungen und Eorporationen rüdfichtlich der 
Bermögensverwalter derfelben ausdehnte, f. 3. B. Gmelin a. a. O. ©. 
214, eine Anfiht, von der auch die Note 104 angeff. Derlaratt. ausgehen, 

123) Privilegirt waren (wenn man vorerft vom Hereinziehen des Rom. 
Rechts abfieht) ſieben geſetzliche Pfandrechte am ganzen Bermögen 
des Schuldners, nähmlich ſchon nach dem IH. Landrerhte die drei Pfand: 
rechte, welde Note 62 Nr. 1—3 angeführt find; durch die ſpätere 
Gefeßgebung wurden dann noch weiter privilegirt 

4. das gefeglihe Generalpfand des Fiscus ‚wegen Fruchtanlehen. 
Note 121 Nr, 5; 
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5. das gefegliche Generalpfand des Fiscus wegen Inquiſitionskoſten; 
Note 104 Nr. 2. 

6. das gefegliche Generalpfand‘ des Fisens wegen Nefte feiner Ver— 
mwalter (Note 105 Nr. 1). Diefes erhielt durch ein Gef. v. 7. Febr. 1809 
(RI. Bl. ©. 57) daſſelbe Vorzugsrecht, das im gleihen Falle bie pia 
corpora genießen (Note 121 Nr. 7). 

7. Das gefeglihe Generalpfand der Gültträger des Fiscus umd ber 
Kirche am Vermögen ihrer Mitcenfiten; f. das Note 104 Nr, 1 angef. 
Gef. v. 1722. 

Außerdem war noch ein vertragsmäßiges Specialpfandrecht priviles 
girt, ein Privilegium aber, über deffen Umfang viel Streit war, Das - 
Landrecht I. 75. $ 31 privilegirte nähmlih das Pfandrecht Deffen, welder 
„u notbwendigem Bau und Interhaltung eines Gutes“ lieh, und 
diefes Gut fih ausdrüdlih verpfänden lief. Hier war es 
nun zweifelhaft, ob unter folden Gütern auch Häufer zu verfteßen 
jeyen. Auch mußte das Hereinzichen des Röm. Rechts Zweifel erregen. 
Nah Röm. R, war ja jedes Pfandrecht, das man für ein Darlehen zur 
Anfhaffung , Berfertigung oder Beflerung irgend einer Sache an derfelben 
fih beftellen ließ, oder, wie beim Darlehen zum Wiederaufbau eines 
Gebäudes nach den Geſetzen hatte, privilegirt (Note 11). Wolfte man 
nun das Landrecht aus dem Rom. R. ergänzen: fo mußte man auch das 
eben Angeführte gelten laffen. So machte es die Yurifienfacultät, und 
behandelte daher das Legalpfand, weldhes das Landrecht mit dem Dar- 
Ichen zum Bau neuer oder Wiederaufbau oder zur Befferung alter Häufer 
gibt (AT. 8. $ 2) ohne Weiteres als privilegirt. Das Hofgericht aber 
verwarf hier mit Recht das Hereinzichen des Röm. Rechts, und hielt 
fih fediglih an den angef. $ 31 des Landrechts; nur Iegte es das Wort 
Gut dahin aus, daß es auch Häufer bedeute. Diefe Anficht des Hof- 
gerihts wurde durch eine authent. Auslegung v. 6. Zum, 1741 (bei 
Riecke Gerichtsgefl. Th. IH. S. 461) dahin zum Gefeg erhoben, daß, 
wer „zu Bau und Befferung eines Haufes Geld Leihe“, zwar ein 
Legalpfand nach L.R. 11.8. $ 2, ein privilegirtes Pfandrecht aber 
nur dann habe, wenn er fih das Gebäude ausdrücklich verpfänden 
ließ, . 

Durch diefe Entiheidung waren die weiteren Pfandprivilegien des 
Römiſchen Rechts wegen versio in rem (S. 558) aufs Beftimmtefte aus- 
geihloffen. Allein unfre fpäteren Schriftfteller nahmen die Sache meift 
andere. Sp meinte Weishaar Hob. 1e u. 2e U. $ 576, wer zur Er- 
dauung eines neuen Haufes Geld leihe, und ſich daſſelbe verpfänden 
faffe, habe zwar nah dem angeführten Geſetze fein prisilegirtes 
Pfandrecht (dieß ift unrichtig f. Bolley Betracht. üb. verſch. R.Mat. 
©. 112 f.), aber nah Römiſchem Rechte, nach der const. 7. C. qüi 
pot. u, Nov. XCVIL 3. Habe er eines — auch bei ung, Dabei beging 
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rechte a amd zwar zunächft das f. g. ordentliche Abſon— 
derungsrecht, jus sep. ordinarium 23, betrifft: fo verftand 





Weishaar die Inconſequenz, nun Doch nicht auch die anderen Röm. 
Pfandprivilegien wegen versio in rem bei und anzuwenden. Noch weiter 
gingen die meiften anderen Schriftfteller. Sie trugen durchaus die Bes 
fimmmmgen des Röm. Nechts über privilegirte Pfandrechte, die fie zum 
Theife noch über Gebühr ausdehnten G. B. in Hinficht des Verkäufers 
einer Sache auf Borg) auf unfer Recht über; nur forderten fie bei der 
versio in rem zum Zwecke des Privilegiums, daß der Gläubiger 
(ſollte er auch nach dem Landrechte ſchon ein Legalpfand haben, wie in 
dem Kalle von ER. II. 8. 8 S) fih ausdrüdlih an der Sache ein Pfand 
beftelfen ließ. Gmelin Ordng. d. Gläub. Je A. ©. 381 f. ©. 323 f. 
Bolley Das Wihtigfte ꝛc. ©. 442, 443. Griefinger Comm. B. I. 
©. 499 f. 492, ©. 510. Diefe, den Gefegen widerſprechende (ſ. au 
Note 63) Anficht wurde auch in unfren Gerichten herrſchend, und bei 
der Gefetgebung vom 9. 1325 ging man ganz von ihr aus (vrgl. An- 
meldgs-Snftruft. v. 15. Apr. 1325 $ 15, 19. Einführungs-Snftruct. v. 
15. Dec. 1825 $ 119. Berfügung des K. DOber-Zrib. v. 4. Jun. 182. 
Lit. B. HL), fo daß in diefer Hinficht durch Doctrin und Praris fih 
wenigſtens das Nefultat ergab, daß man noch in die zweite Claſſe ſetzte: 

1. den Fiseus wegen Forderungen aus Verträgen mit feinem nad 
Röm. Rechte privilegirten Pfandrecht an den Sachen, die der Schuldner 
nach dem Contract erwarb; 

2. Denjenigen, welcher zur Anſchaffung einer Sache Geld Lied, und 
fih die Sache verpfänden ließ; 

3. Denjenigen, welcher eine Sache auf Borg verfaufte, und fih ein 
Pfandrecht an derfelben vorbehielt (pactum reservatae hypothecae) ; 

4. den Pupill mit feinem Pfandrecht an der mit feinem Gelde ge 
fauften Sache. Ja fogar die Ehefrau mit ihrem Pfandrechte wegen des 
Dos fegten die Meiften in die zweite Claffe! Note 191—193. 

Der einzige Schriftfteller, fo viel ich finde, welcher hier den richtigen 
Weg ging, und diefe unftattpaften Ergänzungen aus dem Röm. Rechte 
verwarf, ift Reinhardt Lehre vom Gant. ©. 227, 231. 

1228) Schon die Geſchichte der Gefeßgebung des V. Zeitraumes magt 
es nothwendig, hier diefer Rechte genauer zu erwähnen. Mandes von 
dem, was in dieſer Hinficht bis zur Mitte des V. Zeitraumes galt, 
wurbe durch jene Gefeßgebung abgefchafft, und gehört jetzt blos der Ge 
ſchichte an. 

123) Separationg- oder Abfonderungsreshte im weiteren Sinne nennt 
man gewöhnlich alle bis zur Note 163 angeführte Rechte, und tpeilt 
fie in ordentliche, vermöge welcher ein Dritter eine Sache wegen eines 
ihm an berfelben zuftehenden dinglichen Nechtes oder Cin den Fällen bei 
Note 136) zwar mittelft eines perfönlichen Anfpruches aber aus dem 
Grunde, weil der Schuloner gar Fein Necht am derfelben erworben hats 
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es fich von felbft, daß die Gläubiger des Schuldners, 
ſollten fie auch Pfandgläubiger deffelben feyn, wenn fie deffen 
Vermögen in Anfpruch nehmen, doch nur Das anfprechen 
fünnen, was und in foweit es wirklich zum Vermögen des 
Schuldners gehört oder woran ihnen gültige Nechte einges 
räumt werden Ffonnten und wurden. Gehörte daher eine in 
den Händen des Schuldners befindliche Sache nicht dem Schuld; 
ner, fondern einem Dritten: fo kann fie der Letztere vermöge 
feines Eigenthumsrechts mit der Eigenthumsklage an fich 
ziehen, ohne fich mit den Gläubigern des Schuldners, ſelbſt 
nicht mit den privilegirteften, in Concurrenz einlaſſen zu 
müſſen 14, Er vindicirt die Sache und fondert fie dadurch 
vom Concurſe ab (eigentlicher Bindicant, oder Separatiſt 
ex jure dominii) s. Deßhalb konnte auch die Ehefrau beim 
Gante des Mannes das ihr gehörige Vermögen, foweit es 
wirklich noch vorhanden war, e8 Eonnten die Kinder beim. 
ante des Vaters ihr in der Derwaltung deffelben befindliches 
Vermögen als Bindicanten an fidy ziehen. Das gleiche Recht 
hatten die Kinder beim ante des Gatten, der ihr hinter: 
fülliges Vermögen zu nießen befam, an den Gütern, die 
ihnen vermöge des f. 9. Vorverweiſes (©. 449) als Ei— 
genthum angemwiejen waren 16, jedoch in diefem Falle nur 
und fie nicht zu feinem Bermögen gehört, von ber Maffe des Schuldners fondert 
und für fih mit Ausſchluß aller Gantgläubiger in Anfpruh nimmt, — 
und in außerordentlihe, vermöge welher gewiffe Gläubiger des 
Schuldners, welche ihre Befriedigung aus dem Vermögen des Schuld— 
ners fuchen, aus einem Theite diefes Vermögens abgefonderte Befrie- 
digung, mit Ausfchluß der übrigen Gläubiger verlangen können; ſ. auf 
Note 127, 153. 

124) ER. I 75. 8 37. 

125) Wenn das Gericht die dem Dritten gehörige Sache zur Befricbi« 
gung der Gläubiger des Schuldners veräußerte, und die Sache eine un 
bewegliche war: fo veriährte die Eigenthumsflage, mit welcher ber 
Dritte die Sache dem Erwerber abforvdern Tann, (ſehr abweichend vom 
gemeinen Rechte) ſchon „in 10 Jahren, den nädften nach der Gant 
gegen den Abmwefenden, und in acht Jahren gegen den Gegenwärtigen.” 
2.R. 1.75. $ 41, 42. Diefe Beftimmung enthält ſchon das I. Landrecht, 
das fie aus dem Freiburger Stadtrecht Fol. 28 nahm. 

126) Diefes ganze Inftitut des Borverweifes bildete eine große Ano- 
malie und hätte niemals eingeführt werben follen und zeugt, wie Bolley 
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dann, wenn die Gläubiger wegen des Erbtheiles, für welchen 
diefe Güter hafteten, fie nicht befriedigen wollten 77, Nach 


richtig fagt, vom unjurivifhen Geifte der Berfaffer der Commun:O. Zu 
weit ging aber Bolley, wenn er (Betracht. üb. verfch. R.Mater. ©. 
131—175. Lehr. v. d. Hfftl. Unterpf. ©. 120. Drei und dreißig Auffäge ꝛc. 
©. 147—168.) behauptete, daß durch den Vorverweis die Kinder gar 
nicht Eigenthümer der ihnen angemwiefenen Güter geworden feyen, 
und deshalb auch Fein Abfonderungsrecht, fondern ein bloßes Prandredt 
an denfelben haben. Die Gerichte und, fo viel ich weiß, alle andere W. 
Shhriftfteller behandelten die Kinder als Eigenthümer jener Güter und 
gaben ihnen das Abjonderungsredht. Dagegen war Bolley der Erfte, 
welcher die großen Nachtheile und Ineonvenienzen des Inſtitutes genan 
hervorhob, f. Denf. an den angeff. Orten „ und befonders Entwurf einer 
Amtsinfiruet. für Gerichtsnstare ©. 35 f., 56 f., 109 f. Bemerkk. zum 
Pfandgeſ. B. J. ©, 183 f. und in d. Bholgen d. Kammer d. Abg. v. 
1823 u. 1824, Is aord. Beil,H. ©. 242 f., während Andre, 3. B. 
Griefinger Comment. VI. ©. 136 f. das Inftitut fehr rühmten. 
127) Denn der VBorverweis hatte doch blos den Zweck, den Kindern 
wegen einer Forderung Sicherheit zu verſchaffen, ein Abfonderungs- 
recht aber, das blos zu dem genannten Zwede und blos fofern und 
foweit diefer Zweck noch micht erreicht ift, flattfindet, muß durch die Er- 
füllung jenes Zmwedes, dur Zahlung der Forderung, zu deren DBefriedi- 
gung e8 lediglich dienen foll, erlöſchen. Doch war auch Diefes fehr be- 
firiiten, 3. B. von Gmelin a. a. O. ©. 116 f. und Weishpaar a. a 
D. $ 890 in der Notea. Gmelin führt für feine Anficht zwei Ent- 
fheidungen ver Zur, Facultät von 1785 und 1801 an. Allein die Facul 
tät verließ fpäter diefe Anficht und entſchied fih im J. 1803 für die oben 
vertheibigte. Kapff Merkw. Civ. Rechtsſp. B. I. ©. 343 f. Auch die 
Gefeßgebung des V. Zeitraumes ging beflimmt von der richtigen Anficht 
aus. In die gleiche Kategorie gehören die. bei Note 130—135, 147, 153 
angeff. Abfonderungsrechte, Bet der Gefeßgebung des V. Zeitraumes 
über das Pfand- und Prioritätswefen nannte eine Commiffion der Kam— 
mer der Abg. nur diejenigen Abfonderungsberedhtigten Separatiften, 
welchen e8 blos um Befriedigung wegen Geldforderungen im der Art 
zu thun ift, Daß es den andern Gläubigern freifteht, die Gegenftände 
jenes. Rechts gegen Zahlung. der zu Geld zu berecpnenden Forderung des 
Berechtigten in der Maffe zurüdzubehalten, und gab blos Denjenigen, 
welchen es bei ihrem Abfonderungsrechte um die Sade felbft, um 
fie zu behalten, zu thım if, den Namen Bindicanten. Vrgl. 
Bolley Bemerff. 3. Pf.G. I. ©. 631. In den Inftructionen jener Zeit 
z. B. Anmeldgs Inſtr. v. 15. Apr. 1825. 9 6,9 f. u. im Aufrufe des 
D.Trib. v. 4. Jun. 1825. Lit. B. werden die erfigenannten Abſonderungs⸗ 
rechte uneigentliche, bie Leßteren eigentliche genannt, Diele Der 
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jenen Grundjäßen mußte auch, wenn dee Schuldner eine Sache 
ins Eigenthum fo erwarb, daß beim Eintritte eines gewiſſen 
Umftandes fein Eigenthbum rückwärts aufgelöst wurde, im 
Falle des Eintritts dieſes Umftandes der Nücerwerber 
als Vindicant die Sache fordern Finnen 18, Es folgte aud) 
daraus für den Verkäufer einer Sache’ ein Abjonderungsrecht, 
wenn der Schuldner das Eigenthum an der gefauften Sache 
nicht erworben hatte, ſeh es, weil er den ihm nicht geborgten 
Preis wicht bezahlt "9, oder der Berfäufer ihm zwar denſelben 
geborgt, aber fih bis zur völligen Zahlung des Preifes das 
Eigenthum der Sache vorbehalten hatte 3%; der Verkäufer 


nennungen weichen aber vom gewöhnlichen Sprachgebraude (ſ. den Tert) 
ab, und man hat fi deßhalb vor Berwirrungen zu hüten. 

123) 3. B. in der Regel bei einem Erwerbe unter einer auflöfenden 
Bedingung. Auch gehört hierher der Fall einer Schenfung unter der Auf- 
lage einer Alimentation des Schenkers. C. VII. 55. (do donatt. quae 
sub mod.) c. ]. 

129) Denn der Käufer erwirbt das Eigentum der Sade erft wenn fie 
übergeben ift und er wegen des Preifes den Verkäufer befrie- 
digt bat oder der Leßtere ihm den Preis borgte. J. Il. 1. (de rer. 
div.) $ 41. D. XVIII. 1. (de €. E.) 1. 19, 53. Daß dieß auch in Württ. 
gelte , erfannten mit der Praris alle unfre Schriftfieller an. Nur Hoch- 
stetter (in den Not. 53 angef. Theses R Th. XV.) zweifelte daran, 
weil das UN. UI. 8. $ 8. dem Verkäufer blos ein Pfandrecht wegen 
des Preifes an der verfauften Sache gebe. Allein jene Stelle hat blog 
den Berkauf auf Borg im Auge. Weishaar Hdb. le u. 2e Ausg. $ 
547 Note d. Gmelin Ordng. der Gläub, ©. 142 f. Griefinger 
Eomm. B. I. ©. 508. 

130) Welhe Wirkung bier das lediglich die Sicherheit des Kaufpreifes 
bezweckende pactum reservati dominii habe, wenn die Varthieen fich nicht 
genauer über die Wirkungen vereinigten, darüber ift bis in die neueften 
Zeiten unter den Bearbeitern des gemeinen Rechts, viel Streit. Nament- 
ih glauben Biele, .diefer Vorbehalt des Eigentbums, fey fein 
eigentliher — Vor behalt des Eigenthums, fondern das Eigentbum gebe 
ungearhtet des Vorbehalts auf ven Käufer über; nur bilde der Vorbehalt 
eine Refolutivbedingung, wegen welcher, wenn fpäter der Preis wegen 
Infolvenz nicht bezalt werden könne und die Gantgläubiger ihn zu zahlen 
nicht bereit feyen, das Eigenthum des Käufers fih rückwärts auflöfe, 
und deßhalb der Berkäufer die Sache vindiciren könne. Diefe Anfticht 
läßt fie aber nicht rechtfertigen. Der Bertäufer bleibt durch den 
Borbehalt Eigenthümer, indem eine einzelne Wirkung des Geihäfte 
(der Hebergang des Eigentums) durch eine Suspenfinbedingung bins 
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konnte hier als Vindicant die Sache wieder an fich ziehen, 
wenn nicht die Gantgläubiger e8 vorzogen, ihn wegen feiner 


ausgefhoben wird bis zum intritt diefer Bedingung (Zahlung des 
Preifes; D. XIX. 2. (locati) 1.20. $ 2.1. 21). So bald nun gemiß ift, 
daß diefe Bedingung nicht eintritt: fann er fein Eigenthum geltend machen, 
und die Sache vindieiren. In Württemberg war ftets die leßtere An- 
fiht die berrfhende. Zwar führt Froben Erörtt. einzelner Lehr. dee 
Kom. R. ꝛc. Sttg. 1836 (ein Nachdruck von Thibauts Dictaten) an, 
daß Gmelin Ordng. d. Gläub. Kap. 2. $ 51. die erfiere Anficht ver: 
theidige. Allein dieß ift unrichtig. Auch wird bisweilen angeführt G. B. 
von Bolley Bemerkk. zum Pfandſ. I. ©. 70), daß Weishaar (Hndb. 
1e u. 224. $ 1460-1474) „dem Vorbehalte nur die Wirkung eines aus— 
gezeichneten IUnterpfande” beilege, Allein dieß thut Weishaar nidt. 
Er nimmt auch an, daß der Berktäufer Eigenthümer bleibe (a. a. O. 
$ 1461, 1464, 1470). Dagegen war allerdings über die weiteren Wir— 
tungen des Gefchäfts Streit unter unfren Schriftfiellern. Namentlid 
meinte Weishaara. a. O. $ 1469-1473, der Berfäufer habe, wenn 
der Käufer infolvent fey, ftets den vollen Kaufpreis, wenn er auch den 
Erlös aus der Sade überfteige, anzufprechen, aber blos diefen (nidt 
die Sache felbft) und zwar fo, daß der Güterpfleger die Sache zu ver 
äußern fuchen müſſe und der Verkäufer dann den Erlöß vermöge Abfon- 
derungsrehts befomme, oder wenn der Verkauf nicht gelinge, die Sade 
dem Berkäufer an Zahlungsftatt zugefchlagen werde, in beiden 
Fällen aber, wenn ber Erlös oder der Werth der Sache den urfprüng- 
lihen Kaufpreis nicht erreiche, der Verkäufer den Mehrbetrag des Kauf: 
preifes in der fünften Claſſe fordern könne. Weishaar trat dadurch 
ganz der AUnficht bei, welche Heinr. Bunz Beiträge 3. d. Lehr. v. Con- 
eurfe d. Gläub. nah Würt. R. Ludw. 1807. Nr. III. aufftellte, ohne 
aber irgend bie juriftifchen Unauflöslichfeiten diefer Anfiht (3. B. daß dem 
Berfäufer die ihm ſchon gehörige Sade ing Eigenthum an Zahlungs: 
ftatt zugefichlagen werbe!), welche Bolley fehr gut nachgewieſen hatte, zu 
löfen. Dagegen zeigten Ca. Henr. Fetzer D. (Praes. Chn. Glieb. Gmelin) 
de jure separationis, quod .... venditorf in re vend. *competit. Tub. 
1799 (52 pp.) 4. p. 41 sg. (der nur, wie auch Gmelin Ordng. d. Gläub. 
©. 146—151 in einigen anderen Punkten nicht ganz richtig entfcheidet) 
und befonvders Bolley Lehre v. d. öfftl. Unterpf, ©. 82—91 und inf. 
Drei und dreißig Auffüße ꝛc. ©. 372—386, daß bei einer Snfolvenz des 
Schuldners der Verkäufer blos die Sache felbft vindieiren, weil er aber 
"Dadurch in Wahrheit vom Kauf wieder abgehe, den etiwanigen Ueberſchuß 
des Kaufpreifes über den Werth der Suhe nicht fordern könne; daß 
aber die Concursgläubiger das Recht haben, durch volle Bezahlung 
der Kaufforderung die Bindication der Sache abzuwenden. Diefe Anfiht 
tpeilt auhd Reinhardt Lehr. v. Gant ©, 18 f. Bei den Gerigten 
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Forderung vollftändig zu befriedigen BI, Ebenfo mußte Den 
jenigen ein Abfonderungsreht zuftehen, welche vermöge be= 
fondrer gefeglicher Begünftigung eine Sache, die ein Dritter 
mit ihrem Gelde für ſich Faufte, geradezu ald ihr Eigen 
thum (mit einer vindieatio utilis) anjprechen Eonnten. Diefe 
Begünftigung genoffen a) der Mündel, wenn mit dejfen 
Gelde der VBormund , b) der Soldat, wenn mit deflen 
Gelde fein Gejchäftsführer 33, e) die Ehefrau, wenn der Mann 
mit dem Gelde, welches fie ihm (ungültig) jchenkte 1% oder 
welches zu ihrer Dos gehörte 19, eine Sache für ſich kaufte. — 


übrigens wurde die Sache beinahe durchaus in der Weife behandelt, wie 
es Bunz und Weishaar vertheidigten, 

131) S. Note 127, 130. 

132) Ob hier der Mündel eine vindicatio utilis hat, iſt unter den Ci— 
piliften nicht unbeftritten.. Doch it die Mehrzahl dafür, und mit Recht. 
C. V. 51 (arbitr. tut.) c. 3. In Württemberg wurde dieſes Recht 
nicht bezweifelt. Man ging aber gewöhnlich noch viel weiter, und wollte 
auch der Kirche und den milden Stiftungen überhaupt und den 
Städten das gleihe Recht einräumen, wenn ihre Verwalter mit dem 
Gorporationsgelde für fih Sachen fauften. Freilich konnte man für diefe 
Ausdehnung kein Gefeß anführen; allein die Stelle des Geſetzes vertrat 
bier die Autorität ſ. g. praktiicher Schriftiteller. Vrgl. auch Gmelin a. 
a. D. ©. 82. Davon, daß den angeführten Korporationen dieſes Necht 
in Württ. bis zum %. 1823 zugeftanden habe, ging auch die Regierung 
mit den Ständen aus. ©. Entwidlungsßef. v. 21. Mai 1828. Art. 74, 88. 

133) C. UI. 32 (de rei vind.) c. 8. Häufig wird der Fall zu fehr 
beſchränkt, indem man gegen das Gefet behauptet, das Geld müſſe zu 
dem caftrenfifhen Gute des Soldaten gehört haben. Bon einer, 
andern Seite aber dehnte man eg meilt zu fehr aus, indem man gegen 
jeden Dritten, der mit dem Gelde des Soldaten ſich etwas kaufte, dem 
Soldaten die vindicatio utilis gab (jo allgemein in Wirttemberg; auch 
das angef. Gef. v. 18% Art. 74 ging von diefer Anficht aus), während 
die c. 8 blos vom Geihäftsführer des Soldaten fprict. 

134) D. XAIV. 1. (de don. int. vir. et ux.) 1-55. Die Württ. 
Schriftſteller übergehen meift diefen Fall. Angeführt wird er von Rein- 
hardt Lehre v. Gant. ©. 53. 

135) D. XXI. 3. (de jur. dot.) I. 54. Diefes Abfonderungsrecht 
war übrigens fehr beftritten wegen C. V. 12. (de jur. dot.) c. 12. Vgl. 
Zhibaut PfanpR. Se Ausg. $ 346. Sp wurde es namentlih von 
Gmelin a. a. D. verworfen, und auch ſchon die frühere Praxis frheint 
fih gegen Daffelbe erflärt zu haben; f. 3. B. Harpprecht Responsa. 
R. AXClI. or. 292 sq. Vrgl. das angef. Gef, v. 1838. Art. 52. Nr, 1. 
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Auch folgte aus dem angeführten Grundfaße weiter: wenn 
der Schuldner die Sache durch ein Gefchäft in die Hände be 
Fam, das ihn zum Eigenthümer der Sache nicht maden 
konnte, noch follte — 3. B. in’ Folge! eines Hinterlegungs— 
oder eines Leihvertrags vder als DBerwalter fremden Gutes, 
Bormund 2c.: ſo konnte der Berechtigte auch mit der per: 
ſönlichen Klage aus dem Geſchäfte, mit der actio depositi, 
commodati tt. f. w. fie von Gante abjondern, follte er auch 
ein Eigenthum an der Sade nicht erweifen können "6, 
Denn bei den genannten Gefchäften ift fo viel gewiß, daß die 
Sache niht zum Vermögen des Schuldners gehört, 
außer es Fünnte ein fpäterer Eigenthumserwerb derfelben nad: 
gewiefen werden. Dagegen Eonnte Demjenigen fein Abjonde- 
rungsrecht zujtehen, welcher blos einen perfünlichen Anſpruch 
an den Schuldner auf Ueberlaffung und Eigenthumserwerb 
einer dem Schuldner gehörigen Sache hatte "37, 

Aus dem oben angeführten Grundfage folgte ferner, da 
Derjenige, welchem andere dingliche Rechte an einer dem 
Schuldner gehörigen Sache zuitanden, fie ebenfalls mittelit 
Abjonderungsrechts geltend machen konnte. Wer 3. B. ein 
Emphyteut- oder Lehenrecht, einen Nießbrauch, ein Recht auf 
Grundzinfen an der Sache des Schuldners hatte, mußte diefe 
Rechte gegen alle Gläubiger des Schuldners und jeden jpäteren 
Erwerber der Sache geltend machen fünnen, da fie die Sache 
ſelbſt afficirten, der Verfügung des Schuldners entzogen ſind 
und ſomit weder durch eine perſönliche Verbindlichkeit des 
Schuldners, noch durch eine fpätere dingliche Belaſtung 


136) Schweppe Syſtem des Concurſes. 3e Ausg. Gött. 1829. $ 44. 
S. 83 und die dort Angeführten. Einzelne waren aber hier andrer An— 
ſicht; z. B. Gmelin Ordng. d. Gläub. ©. 158 läugnete in diefem Falle 
das Abſonderungsrecht, wihrend er £8 fogar in den meiften Fällen ver 
folgenden Note zugab! 

137) Wenn er 3.8, mittelft einer condietio indebiti, ‚einer condictio ob 
eausam datorum u. dgl. von dem Schuldner die, in. das Eigenthum des 
Schuldner übergegangene, Sache fordern will, Hierher gehört aud 
der Anſpruch ats einen pactum de retrovendendo, der Anſpruch auf 
Nebergabe einer Sache in Folge eines gefchloffenen Kauf- oder Schen⸗ 
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verfümmert werden Eonnten. Dieß war aud allgemein aner: 
fannt. Mur darüber Fonnte Zweifel enttehen, ob bei wahren 
NReallaften auch wegen rückſtändiger Leiftungen 5. B. 
rüchtändiget Gülten aus Zinsgütern dem Berechtigten ein 
Abjonderungsreht am Gute zufomme. Schon das Römifche 
Recht ſah die Grundfteuern als dingliche Laſt des fteuer: 
prlichtigen Gutes jo an, daß das Gut felbft für die rück 
ftändige Öteuer hafte 138, und bei gehöriger Durchführung 
der Natur einer Deutfchen Neallaft mußte man Daffelbe aud) 
bei Gülten und Zinfen aus Zinsgütern und bei allen anderen 
auf das Grundftück felbft radicirten Leiftungen 39 zugeben. 
Denn das Gut ift eigentlich die Peiftung fchuldig, und der 
Beſitzer defjelben hat fie blos als Solcher und im Namen 
des Gutes, nicht aber als perjünlich DVerpflichteter, abzutras 
gen, und wie er durch Aufgeben des Gutes fich jeder Leiftung 
diefer Art entziehen kann: jo tritt ebenſo von der anderen 
Geite der Fünftige Befiger in die Verpflichtungen des Guts 
ein 40, Allein die vorherrjchende Meinung unter den Bear: 
beitern des gemeinen Nechts ift gegen dieſe Anficht 4, und auch 

138) D. XXXIX. 4. (de publican.) I. 7. „Imperatores . . rescripse- 
runt: in vectigalibus ipsa praedia, non personas, conveniri, et ideo 
possessores etiam praeteriti temporis vectigal solvere 
debere.“ XLIX. 14. (de jur. fisc.) 1. 56. €. X.16. (de annon.) c. 3. 
Uebrigens wird auch diefes von Manchen beitritten. Diefe erklären dann 
die angeführten Stellen aus einem dem Fiscus zuftehenden Pfandrechte. 
Allein dieß ift nicht wohl möglid. ©. bef. Ludw. Dunder Die Lehre 
v. d. Reallaſten. Mrb. 1837. ©. 167 f. 

139) 3. B. bei einem aus den Früchten eines Gutes zu reichenden und 
auf das Gut als Reallaſt gelegten Leibgedinge, Ob in einem ſolchen 
Falle eine Reallaft begründet werden könne, ift nad gem, Recht beftritten; 
Dunder a. a O. ©. 187 f. Sn Württ, aber nahm man cs fo an. 
Brot. auch Bolley Bemerkk. 3. PfandG. B. 1. ©. 76 und die dort 
Angef. u. Priorit. Gef. v. 1825 Art. 4, Nr. 4. Ueber den Fall des Gült— 
oder Rentenfaufes f. $ 75. 

140) Dunder a. a. O. ©. 169 f. 173, Phillips Deutfh Privatr. 
2e Ausg. B. 1. $ 119. 

141) So find 3. B. unter den Neueren dagegen, und fehen die rüd- 
fändige Leiftung blos als eine Schuld Deſſen an, bei welchem fie, wäh- 
rend er Befiger des Gutes warl, verfiel Eihhorn Deutſch. Privatr. $ 
166, Mittermaier Deutfh. Privatı, Je U. $ 175 Ar. 11, R. Mau- 
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die Würtiembergifchen Juristen gingen in der Negel von diejer 
Anfiht nicht aus. Die Mehrzahl derjelben — die Aelteren 
durchaus, wie es fcheint — legten der Forderung auf rüd: 
ftändige Neallaften fein Abjonderungsrecht bei, ohne übrigens 
die Frage genauer zu unterjuchen, oder ſich dabei auf Beſtim— 
mungen unfrer Particulargefege näher einzulaffen. Nur dar: 
über fchwanften fie, ob folchen Forderungen nicht ein Pfand: 
recht zufomme; in der Negel aber erfennen fie auch in diejer 
Beziehung an, daß bei uns nur der Fiscus und die Gemein: 
den und milden Etiftungen ein (privilegirtes) Pfandrecht wegen 
folcher Forderungen haben 92, Diefe Anficht und DBerfahrungs: 
weije war wirklich nah unjrem Particularrechte die rich 
tige. Unfre Gefege 193 fehen die verfallene Reallaft als perjön: 
liche Schuld des Beſitzers an, bei welchem fie verfällt, und geben 
deßhalb dem Fiscus, den Gemeinden und den milden Stiftun— 
gen ein privilegirtes Pfandreht am ganzen Dermögen 
(nicht blos an der pflichtigen Sache) Desjenigen, zu deſſen Be: 
fißzeit die Reallaſt fällig wurde #, Mit diefem Grundſatze 
ift aber das Recht, auch gegen den fpäteren Befiger Leiftungen 
geltend zu machen, welche vor feiner Beftszeit fällig wurden 


renbreder ?ehrb. d. gem. D. R. $ 251, Schweppe Spyftem des Con— 
eurfes 20. 3e A. $ At. 

142) Man vergleiche in Beziehung auf das im Terte Gefagte 3. 8. 
Joach. Wibel in der oben ©. 610. angef. Disp. p. 5 sq. p. 27 sq. 
Lauterbach Coll. Pandectar. L. LXI. tit. 5 $ 14 sq. $ 35, 36. Con- 
silia Tubingens. T. II. (v. Lauterbach) ce. 27. nr. 11. c. 194. nr. 74. 
T. VI. (G. Schweder) c. 74. nr. 17 sq. T. VIll. (v. Schoepff) c. 4 
nr. 26, 54, 57, 72, 76. c. 105. nr. 33. T. IX. (v. Schoepff) c. 17. nr. 
9. e. 18. nr. 7 sq. Ferd. Chph. Harpprecht Responsa. resp. XCIII. 
nr. 175 sq. 252 sq. Ejusd. Differentiar. jur. comm. et Wurt. Conti- 
nuatio. 1705. $ VII, VIII. in f. Diss. acad. Vol. 11. p. 1827. 

143) ER. 1. 75. $ 30. 11.8. $ 9 und Gen.R. v. 27. Febr. 1717, bei 
Riecke Gerichtsgefl. Th. I. ©. 279. Es ift natürlich hier noch nicht 
von dem Rechte die Nede, welches durch die Geſetzgebung der Jahre 
1525 und 1828 eingeführt wurde. Webrigens ift auch nach diefer Geſetz— 
gebung die Frage beftritten, wie fich im praftifchen Theile ergeben wird. 

144) Sie feßen in diefer Beziehung die Reallaſt in gleiche Kategorie 
mit den perfönlicen Leiftungen aus einem Gutsverbande z. B. den kei— 
ftungen aus einem Erblehen. 
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und für welche der frühere Beſitzer haftet, nicht wohl zu ver: 
einigen. Indeſſen find doch unter den neueren Württ. Rechts-— 
gelehrten Mehrere, welche das Abjonderungsrecht wegen rück: 
ftöndiger Reallaften durchaus vertheidigten 3, und auch von 
den Gerichten wurde in der neueren Zeit die Frage verſchieden 
entſchieden 146, 





145) Ausdrücklich dagegen erklärt ſich Gmelin Ordng. d. Gläub. 
S. 86, 88, aber ohne ſich auf die Frage genauer einzulaſſen. Für das 
Abſonderungsrecht ſind Bolley Bemerkk. zum Pfandgeſ. B. J. S. 76. 
Note 3, und Reyſcher Württ. Privair. B. J. ©. 451 (dieſer nad dem 
älteren und dem neueften Rechte). Wenn aber Bolley fagt, „mit der 
Anficht von Runde (der das Abfonderungsrecht annimmt) fiimmen auch 
die früheren W. Gefeße überein”, und bafür die Landrechtsftellen der 
Note 143 und das Geſetz von 1695 (Note 62, das zunähft nicht einmal 
von Neallaften fpriht) und Gmelin (Drong. ꝛc. ©. 236) anführt: fu 
fcheint dieß auf einer Berwechslung des Abfonderungsrechts mit einem 
Pfand- und BVorzugsrechte zu berufen. Auch Lauterbach, welden 
Bolley für das Abfonderungsreht anführt, fpricht Tediglich won einem 
Pfand» und Vorzugsrechte. Sp ferne dem Berechtigten wegen feiner 
Neallaft ein Pfandrecht an der Sache zufommt, kann er daffelbe natürlich 
auch wegen ber .rüdftändigen Yeiftungen gegen einen neuen Befiger der 
Sache geltend machen, und zwar, bei einem Concurſe deffelben, fein 
Pfandrecht mittelft Abfonderungsrehts verfolgen (Note 147 f.). Allein 
dieß ift eine völlig andere Rrage, und der praftifche Unterfchied äußert fich 
namentlich im Goncurfe des erfien Befigers, der während feiner Belißzeit 
die Feiftungen fchuldig wurde. Gegen Diefen ſteht ja beim bloßen ' 
Pfandrecht dem Berechtigten fein Abjonderungsrecht zu, und wird dann 
hier die Sache im Ereeutionswege verfauft: fo bleibt nur die Reallaſt an- 
fih, keineswegs aber die Pfandichuld wegen ber rüdftändigen Leiſtungen 
auf der Sache. 

146) In einem Falle, im weldhem einer unfrer Standesherrn einen 
Rüdftand einer beveutenden auf Ochſenhauſen gelegten Rente vom 
fpäteren Befiger forderte, entichied das D. J. Collegium im %. 1815 
gegen den Kläger, das D.Tribunal aber in den 33. 1817 u. 1819 für 
denselben. S. Kapff Merkwürdige Civ. Rechtsſprüche. B. J. ©. 38-58, 
Die genannten Gerichte hielten ſich aber bei ihren Entfcheidungen lediglich 
an gemeines Recht, und berühren weder Württ. Geſetze noch Württ. 
Schriftſteller. Das DO.Tribimal beruft fih u. U. für die Verfolgbarfeit 
der rückſtändigen Nente gegen den dritten Befißer auf die „überein: 
ſtimmende Anficht der Nechtsgelehrten“, und führt dafür an Knip- 
schild Tract. de fideic. XII. 45, Thomas Fuldiſches Privatr. Th. I. 
$.154, Mevius Deeis. P. IV.d. 403 und Dabelow Lehr. v. Koncurs 
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Endlih mußte auch dem Pfandgläubiger in einem 
Falle ein Abjonderungsrecht zufommen. Dem ftrengen und 
gerechten Princip nach jollte, wie fchon berührt wurde, das 
wohlerworbene ältere Pfandrecht unbedingt jedem jüngeren, 
fpäter erworbenen und nod) mehr jedem blos perjünlichen An- 
ſpruche vorgehen. Allein gerade dieſe Regel wurde von unfrem 
gemeinen und particulären Rechte auf die traurigite Weile 
durchlöchert durch den Vorzug der privilegirten Pfänder vor 
einfachen, und durch bejondere Borzüge gewifler einfacher 
Pfänder vor andern, fowie durch den Dorzug abfolut privile 
girter perfünlicher Forderungen. Dieſe Vorzüge beziehen fi 
aber blos auf die Gläubiger einer und derfelben Perfon und 
auf die Pfandrechte, welche fid) von derfelben Perfon her: 
fchreiben, und wirken nicht gegen ein Pfandrecht an derſelben 
Sache, welches früher beiandern Perſonen auf einegültige Weiſe 
entftand 77, Wenn daher Jemand an einer Sache ein Pfand: 
recht erwarb, ehe fte in das Eigenihum des Gemeinfchuldners 
fam: fo ging diefer Pfandgläubiger aus den Zeiten eines 
früheren Eigenthümers allen Gläubigern des Gemeinfchuldners 
. und allen Pfandrechten vor, welche bei Diefem an der Gade 
entitanden waren, und er Eonnte die Sache vermöge Abfon: 
derungsrechts in Anſpruch nehmen 18, falls ihn nicht die 
Gläubiger des Gemeinjchuldners wegen feiner Pfandforderung 
- befriedigen wollten. Diefen, in neuerer Zeit nad) gemeinen 
Hecht fehr beftrittenen 19, Grundſatz vertheidigten von we 


Th. 1. S. 133, welche allerdings jene Anſicht, und zwar nach gemeinem 
Rechte mit Recht, vertheidigten. 

147) Meine Abh. Ueber das Berhältuiß des bei einem früheren Ei- 
genthiimer erworbenen Pfandrechts zu den bei fpäteren Eigenthiimern an 
der Sache erworbenen privilegirten PISREEROSER: sim Arch. für civil, 
Praris. B. XIV. ©. 340-397. 

148) Eine Ausnahme bildet der Fall, wenn * Gemeinſchuldner Erbe 
des Pfandbeſtellers war, und Diejenigen, welche beim Erblaſſer ihre 
Pfandrechte erhalten hatten, von dem bei Note 154 angef. außerord. Ab⸗ 
fonderungsreste feinen Gebrauch machten. S. meine angef. Abhdlg. ©. 
396. Aus diefem Grunde war bas Erfenntniß des O.Tribunals vom 
3. 1820, weldes v. Bolley Bermifchte jur. Aufff. ©. 188 anführt, 
unrichtig. 

149) ©. meine angef, Abhandlung ©, 341 f. 
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die Württ. Suriften; ebenfo war unfre Praxis ſtets und 


unbedingt für ihn 0, und bei der Gefehgebung des Jahrs 


41825 erfannte man ihn durchaus als richtig an 2, und die 
Geſetzgebung des Jahres 1828 behandelte ihn als bis dahin 
rechtlich beitanden 5%. Freilich aber wurden durch dieſes Ab: 
fonderungsrecht die Öffentlichen Pfandrechte, welche der Ge: 
meinfchuldier an feiner Sache bejtellt hatte, und felbft die 
privilegirten Pfandrechte, welche bei ihm entitanden, fehr ges 
fäHrdet und höchſt unficher gemadt. Denn es ging ihnen 
jedes, bei einem früheren Eigenthümer der Sache entftandene 
Pfandrecht, felbft ein Privatpfandreht und ein bei ihn 
an der Sache entjtandenes geſetzliches Pfandreht — Pfand: 
rechte, von denen der jpätere Erwerber und deſſen Gläubiger 
bänfig gar feine Kenntniß befommen konnten — unbedingt vor. 

Die angeführten Abjonderungsrechte ergaben fi fchon 
ans der Natur der in Frage ftehenden Rechtsverhältniffe. 
Unfer pofitives Recht — das Römifche, welches auch hierin 
bei uns ganz anwendbar war — ging aber noch weiter, Es 
räumte auch gewilfen Gläubigern des Gemeinſchuld— 
ners, welche ihre Befriedigung aus dem Vermögen deffelben 
fuchen, in gewiffen Fällen das Recht ein, eine Abfonderung 
eines Theiles des Vermögens des Gemeinſchuldners 
zu verlangen, und fi aus demjelben mit Ausſchluß der übri- 
gen Gläubiger zu befriedigen. Ein’ folhes Recht — ſ. 9. 


150) Bon denjenigen Scriftitellern, welche vor der Gefeßgebung des 
J. 1825 gefchrieben haben, erinnere ich mich Keines, der ſich gegen dieſes 
Abfonderungsrecht erklärt hätte, und die im Terte bemerkte Praris be- 
ftand ſchon im Anfange unfres Zeitraumes und blich feft big zur neuen 
Geſetzgebung über Abfonderungsrechfe vom 3. 1823. Bral. auh Gmelin 
Ordng. d. Gl. ©. 84, Bolley Bemerkk. zum Pfandgeſ. ꝛe. B. 11. ©. 
633—635 , und über deren Gründe für das Abjondrger. zum Th. meine 
angef. Abd. ©. 343 f. 

151) Anmeldungs Inſtruct. v. 15. Apr. 1525. $ 11, 12. Einführungs«- 
Snftruet. v. 15. Dee. 1825. $ 104. Aufruf d. O.Trib. v. 4. Jun. 1825. 
Lit. B. or. 1. 3. Warum in bdiefen Berfigungen das Abſonderungsrecht 
in der Regel nur in vem Falle angenommen wird, wenn das Pfandrecht 
ein ſpezielles war, dieß erklärt fih aus der oben ©. 603 Note 108 angef. 
irrigen Anficht über die Nichtverfolgbarfeit der Generalpfänder gegen Dritte. 

152) Entwidlungsgefes v. 21. Mai 1823, Art. 74. 2r Abſ. 

Wihter, Württ. Brivatr. I 40 
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eigentlihes Geparationsredht, oder Geparationsredt 
ex jure crediti, im Rom. Rechte allein Separatio g« 
nannt, und von den Praftifern durh außerordentliches 
Abfonderungsrecht, jus sep. extraordinarium bezeichnet * 
— ftand zu: 

1. allen Gläubigern eines Erblaffers und, fo ferne nad 
deren Befriedigung noch Etwas übrig blieb, aud den Ber: 
ntächtnißnehmern deſſelben rückjichtlich der Erbichaft, welde 
der Gemeinfchuldner von diefem Erblaffer erworben hatte. 
Diefe Eonnten eine völlig abgefonderte Befriedigung aus dem in 
das Eigenthum des Schuldners übergegangenen Vermögen des 
Erblaffers verlangen 1%, fo daß felbft Denjenigen von ihnen, 
welche blos persönliche Anfprüche an den Erblaffer hatten, 
weder Pfandrechte vorgingen, welche der Erbe inzwiſchen auf 
fein DBermögen oder den Nachlaß insbefondere legte, noch 
perfönliche Privilegien, welche feine Gläubiger gegen ihn er: 
worben hatten »6. Diejes Abfonderungsrecht fiel aber weg, 
wenn und foweit bereits eine ſolche Vermiſchung des Vermö— 
gens des Erben mit der Erbfchaft erfolgt war, daß eine Tren: 
mung unmöglich wurde 156; wenn und foweit der Erbe Erb: 
ſchaftsſachen im guten Glauben veräußert hatte 157; ferner 
wenn die Gläubiger des Erblaffers den Erben als ihren 
Schuldner beftimmt anerkannt hatten, 18 und endlich wenn 
fie innerhalb fünf Jahren vom Antritte der Erbichaft an von 


nn — — — — — — — — — —— — —— 


153) Vrgl. oben Note 123. 

154) Reichte die Erbſchaft nicht zu ihrer Befriedigung hin: fo entſtand 
ben unter ihn en ein Particularconcurg, 

155) D. XL. 6 (de separationib.) 1. 1. $ 1, 3, 4, 17.1.4,5, 6. 
Aus der Natur diefes Rechts folgte von felbft, daß bei mehreren Erben 
das Abfonderungsrecht unbeſchränkt in Beziehung auf die ganze Erb 
ſchaft flattfand, ohne Rüdfiht darauf, wie die Erben unter fih 
theilten und ob fie dem Einen mehr Sachen zutheilten, als der Werth 
feines Antheiles an den Schulden beträgt. Vrgl. auh Bolley Bemerfk. 
3. Prandgef. ꝛc. B. 1. ©. 209 Rote 3. 

156) D. L. c. 1.1.8 12 

157) D. L. c. L. 2. 

158) D. L. c. 1. 1. $ 10, 11, 15, 16 1. 7. C. VII, 72 (de bonis auci. 
jud.) c. 2. 
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ihrem echte nicht Gebraudy machten 9, Außerdem hatten 
noch ein Abjonderungsrecht 





159) D. 1. c.1.1.$ 13. Weishaar (Odb. fe m 2e A. $ 874. 3e 
A. S 902) behauptete unter Berufung auf die oben ©. 447 Note 32 an- 
geführten Gefege Coon 1709, 1717 und die Commun-O.), nach dem Wiürtt. 
Rechte, wie es in biefem und dem folgenven Zeitraume beftand, fey 
diefes Abfonderungsreht der Erbfihaftsgläubiger Feiner Berjährung 
unteriworfen gewefen, und auch Bolley (Bemerkk. zum Vfandgef. B. 1. 
©. 209 f. 8. 111. ©. 1317) glaubt, daß nach jenen Geſetzen „es keinen 
Zweifel leiden fonnte, daß das Abfonderungsrecht der Erbichaftsgläubiger 
nicht auf die Dauer von fünf Jahren befchränft war“. Der gleichen An- 
ficht ift auh Seeger Erläut. d. Pfandgef. B. I. ©. 175. Jene Gefege 
geben zunächſt Normen über das von der Theilungsbehörde bei einer 
Erbtpeilung zu Beobachtende; frhreiben mit Recht vor, daß die Behörde 
dabei vor Allem auf Befriedigung der Gläubiger durch Zahlung oder 
mit Zufimmung Derfelben auf andre Weife Bedacht nehme, und 
fügen bei, daß Theilungen,, Anweifungen und dergl., welche die Behörde 
ohne Beobachtung diefer Vorſchriften vornehme, ungültig feyn, feine 
Berjährung damwider zum Nachtheil der Gläubiger Platz greifen und bie 
Behörden geftraft werden follen. — Ob nun hierbei jene Gefeße an die 
Verjährung des gemeinrechtlihen Abfonderungsrechts der Erbſchaftsgläu— 
biger dachten, ift doch wohl zu bezweifeln (namentlich konnten fie den 
Fall nicht im Auge haben, wenn blos ein Erbe va war, weil bier erſt 
weit fpäter bie Eoncurrenz der Theilungsbehörde eingeführt wurde; oben 
©. 445). Sie hatten blos das Verhältniß der Erbichaftsgläubiger zur 
Theilungsbehörde und zu mehreren Erben im Auge, während das Ab 
fonderungsrecht weit mehr gegen die Gläubiger der Erben gerichtet if. 
Bei anderen Wiürtt. Schriftftellern finde ich die Behauptung der Unver— 
jährbarfeit des Abfonderungsrechts nicht, fondern fie befchränften es auf 
die gemeinrechtlice Zeitz 3. B. Ömelin Ordnung ꝛc. ©. 173, Mayer 
Comm. des PfandG. B. I. ©. 305 (welche nicht einmal einer entgegen» 
fiehenden Anficht erwähnen). Allein bei der Gefeßgebung des Jahres 
1825 foheint man allerdings davon ausgegangen zu feyn, daß das Abfon= 
derungsrecht bis dahin der gemeinredtlichen Verjährungszeit nicht unter— 
worfen gemwefen ſey. ©. Vhandlgen der UI. Kammer v. 1823 u. 1824, 
llltes av. Beil.Heft. ©. 255 (Berichterftatter der Commiffion war v. 
Bolley) Man fchloß fih aber num doch mit Recht an dag gemeine 
Recht an, und fegt e eine Verjährungszeit feſt, und zwar ſtatt fünf Jahren 
ſogar bios drei Jaͤhre, und ließ dieſe Zeit ſogar auf früher begründete 
Abſonderungsrechte, fo ferne fie nicht angemeldet wurden, rückwirken. 
Pfandgeſetz v. 1825. Art. 40. Ergänzungsgef. Art. 5. Einführungsgef. 
Art. 9. Einführungsinftruct. v. 15. Dec. 1825. $ 105 (diefe unterfcheidet 
in diefer Hinficht genau das Recht der Erbichaftsgläubiger gegenüber von 
den Erben und gegenüber von den Gläubigern a ‚ eine Uns 
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2. die Gläubiger eines Hauskindes, welches ein caſtren— 
fiihes Sondergut befaß. Diefe können aus diefem Sonder: 
gute Befriedigung verlangen mit Ausfchluß derjenigen Gläu- 
biger, welche mit dem Hauskinde, ehe es Goldat wurde, 
contrahirten, oder welhe vom Hausvater Zahlung fordern 
fünnen 9, Allein an diefen Separationsrechten war es der 
Praris noch nicht genug. Gie fügte nod) 

3. den Fall bei, wenn ein Kaufmann verfchiedene Hand: 
(ungen führt, oder feine Handlung in verfchiedene ſ. g. Kauf: 
laden trennt. Hier follen die Gläubiger einer jeden Handlung 
oder taberna Geparation des zu derfelben gehörigen Vermögens 
und vorzugsmweife ihre Befriedigung aus demjelben verlangen 
können. Obwohl diefes Abfonderungsrecht nur auf eine ganz 
ungeeignete Ausdehnung einiger Stellen des Röm. Nechts geftügt 
werden konnte 161: fo wurde es doch bei uns vom Gerichte: 
gebrauche durhaus Angenommen 162, Außerdem wollten noch 
Manche bei einer Gefellfhaft, wenn über einen der Geſell— 
ſchafter Concurs ausbricht, in der Art ein Abfonderungsredt 
einräumen, daß von dem an die Concursmaſſe abzuliefernden 
Antheile des Zahlungsunfähigen, der demfelben am Gejell: 
fhaftsvermögen zufommen würde, vor Allem fein Antheil an 
den Gefellichaftsfchulden in Abzug zu bringen fey 68. 
terſcheidung, von der überhaupt die neue Gefeggebung ausging, und 
welche wohl auch von der alten nicht verwifcht war. 

160) Ueber dieſes Sep.R. hat man blos eine etwas zweifelhafte Stelle, 
D.1.c.11.$9. Vrgl. auch Fritz im Arch. für civ. Praris B. XU. 
S. 330 f. Uebrigens konnte daſſelbe, wie fhon Gmelin Ordng d. GI. 
©. 165 bemerkt , in Deutfchland überhaupt felten zur Anwendung fommen. 

161) D.XIV. 4. de trib. act. 1. 5.$15.16. Selbſt Schoepff D.de 
eoncursu cred. particular. Tub. 1753. 4. p. 26 und Gmelin (Dr 
nung ꝛc. ©. 164) erklärten fich gegen dieſes Separationgrept. 

162) Bolley Benterff. zum PfandG. B. 1. ©. 637. Auch die Ge— 
feggebung des V. Zeitraumes ging davon aus, daß e8 bis dahin be- 
ftanden habe. Vrgl. Entwidlungsgef. v. 21. Mai 1828, Art. 74. 

163) Entfchieden angenommen war dieses Abfönderungsrecht in Würt⸗ 
temberg wohl nicht. Die Bertheidiger deffelben folgerten ed hauptfächlic 
aus D. XVU. 2, (pro soc.) 1. 27. 30, aber wohl mit Unrecht. Nur 
legislative Gründe mögen für Daffelbe in einigen Bezichungen ſprechen. 
Für das Sep.Redt war 3. B. Gmelin a. a. D. ©. 179-164; dage— 
gen aber Reinhardt Pehre v. Sant. ©. 136, 196. Vrgl. auch Bollep 
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Außer den Abfonderungsberechtigten mußten endlih vor 
den Gantgläubigern auch Diejenigen befriedigt werden, welche 
an die Gefammtheit der Gantgläubiger Forderungen zu machen 
Hatten (ſ. g. Maffegläubiger), da die Santgläubiger doc) 
unbedingt vor Allein ihre eigene Gläubiger befriedigen müffen. 
Namentlich gehörten hierher die Gantkoſten und die Auslagen, 
welche zum Beften der Maffe gemacht wurden. Gtreng ges 
nommen find folche Koſten eine gemeinfchaftlihe Laft aller 
Gläubiger, denen fie zu Gut kamen oder für welche fie gemacht 
wurden, und fo follten fie ratenweije unter fie getheilt werden. 
Altein bei uns wurden fie ſtets aus der Maſſe felbit vor 
allen Gantgläubigern bezahlt *, fo daß eigentlidy derjenige 
Santgläubiger allein fie zu tragen hatte, bei welchem gerade 
in Der Befriedigungsordnung die Maffe zu reichen aufhörte. 

Was im Uebrigen die Ordnung der Gläubiger bei einem 
Gante des Schuldners betraf: fo machte das III. Landrecht 
der Sache nad fünf Claffen. Denn es 509 die dritte und 
vierte Glaffe der früheren Landrechte in eine zufammen, ins 
dem es die einfachen Pfänder ſämmtlich nach dem Alter locirte 
(©. 573). Durcd das Geſetz von 1736 wurden aus den fünf 
Claſſen eigentlich fieben;z denn es theilte die einfachen Pfän> 
der in drei Claffen, da nach ihm die Öffentlichen Pfänder un: 
bedingt den gefeglichen und diefe den Privatpfändern vorgehen 
jollten. Indeſſen machte man doc immer der Form nad) 
nur fünf Glaffen, obgleich der Sahe nad fieben. May 
theilte nähmlich die dritte Claffe in drei Abtheilungen, 

Diefe fünf Elaffen waren folgende 16; 

a. a. ©. 8.1. ©. 636 f. 8. UI. ©. 1272 f. Ueber das Abfonderungs- 
recht der Lehend- und Stammgutsgläubiger f. Gmelin a. a. D. ©. 
174 f. Bolley a. a. O. B. 11. S. 1291 f. 

164) Schon die Consilia Tubingens. beweiſen Dieſes zur Genüge. In— 
deſſen fonnte man höchſtens nur politiſche und legislative Gründe für 
den Grundfag geltend machen, aber ihn aus dem beftchenden Rechte 
nicht begründen. Ueber die verfch. Anfichten in der Theorie orgl. Gmelin 
a. a. O. S. 59 f. Reinhardt a. a. O. S. 155 f. Bolley a. a. O. 
©. 644 f. 651 f. und beſonders Gaupp in der ©. 562 angef. Ueberficht 
©. 34 f. Gmelin wollte den Maffegläubigern fogar einen Borzug vor 
den Abfonderunggrechten geben. 

165) Die Zinfen genoßen flets den Borzug der Hauptforderung , und 
liefen, wenn es nicht Verzugssinfen waren, auch während des Gantver- 


650 Kap. 6. Dritte Periode, Friedrich I. bis Friedrich IL 1593-1505. 


Erfte Elaffe. Theils abfolut privilegirte Pfandredte 
am ganzen Vermögen des Schuldners, fheils abfolut privite 
girte perfünlihe Forderungen in folgender Ordnung: 

4. Koften des Begräbniffes und der letzten Krankheit des 
Schuldners (Mote 424), und Forderungen der Apotheker für 
Arzneien in dem ©. 614 Mr. 410 bemerften Falle. 

2. Säimmtliche Forderungen der inländiicheu Zucht-, Waiſen— 
und Srrenhäufer (S. 610). 

3. Liedlohn 16, 

4. Der Fiscus und milde Stiftungen wegen Reſte der 
Derwalter (Mote 122 Nr. 6. Note 121 Wr. 7.). 

5. Der Fiscus wegen Strafen, Öffentlicher Abgaben und 
Steuern aller Art, Gülten und Zinfe *2, die Gemeinden wegen 
gleicher Bezüge, und ebenfo die milden Stiftungen 8; Ritter: 
gutsbefißer und einzelne Standesherrn unter gewiffen Boraus: 
feßungen wegen Gülten und Zinfe (Note 124); die Brand: 
verficherungscaffe wegen Nefte der Verwalter und rirckjtändiger 
Beiträge (Mote 421 Nr. 8); die Gültträger des Fiscus umd 
der Kirche wegen Forderungen an ihre Mitcenfiten (Mote 122); 
der Fiscus wegen Inquiſitionskoſten 1685, 





fahrens. L.R. 1.75. $ 27. Das ©. 322 Note 1. angef. Gef. Nr. 1i. 
Gmelin Ordng. d. Gl. ©.38. Bolley Bemerfk. 3. PrandG. II ©. 667. 

166) Note 121. Vrgl. auch Bolley Das Widtigfie ꝛc. ©. 444. 
Note b. In die Kategorie des Liedlohns zäplte man auch Befoldungen, 
namentlich die von Patrimonialherrn -und von Gemeinden gefchuldeten. 
Ueber Penfionen war Streit (fehr mit Recht; denn dieſe kann man 
doch nicht mehr unter jene Kategorie bringen). Allein auf den Antrag 
des D.Tribunals und des (damahligen) D.Zuft.Coll. entfchied ein Staate- 
Din.Deer. v. 26. Sept. 1808, daß Befoldungen und Penfionen ber 
Diener der fürftl, und gräflichen Häufer unter die Liedlöhne locirt, 
und auch während des Goneurfes des Patrimonialherrn andbezaplt werden 
follen. Das Gutadt. des O.Trib. und den Abdruf des Deer. ſ. bei 
Kapff Merkw. Eiv. Rtsfp. L S. 390-396. 

167) Note 62. Das gleihe Recht wegen folder Bezüge („Steuern, 
Strafen oder anderer Einkünfte” f. das in Note 122 angef. Gef. v. 
1809) geftand man auch dem Kammerfchreibereigute zu. Schoß die Ge- 
meinde eine Staatsfteuer für den Steuerpfligtigen vor: fo ging das Bor: 
zugsrecht des Fiscus auf ihre Erfaßforderung gegen den Steuerpflichtigen 
über. Gef. v. 22. Nov. 1800 in Knapp Repertor. B. U. ©. 397. 

168) Note 62. Vrgl. auch Kapff Merkw. Civ. Rechtsſp. I. ©. 333. 

168a) Note 122, Nr. 5. Daß die im Texte unter Nr. 5 aufgeführten 
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6. Der Fiscus, Gemeinden und Kirche wegen Frudtan: 
leben 9, 

Zweite Elaffe. Privilegirte Pfandgläubiger. In diefe 
Clafje gehörten nach den Geſetzen blos zwei fpezielle Pfand: 
rechte, nähmlich Anlehen zur Erhaltung oder Ausbefferung 
einer unbeweglihen Sache, uud Anlehen zur Erbauung eines 
Gebäudes, wenn für dieſe Anlehen die Sache ausdrücklich 
verpfändet wurde 170%, Allein von den Meiften und auch von 
der Praxis wurden hierher noch die ©. 614 in der Mote 4122 
unter Nr. 4—4 angeführten Pfandrechte aus dem Römiſchen 
Rechte gezogen. 

Dritte Elaffe Einfahe, nicht privilegirte, Pfand: 
gläubiger. Hier gingen in der eriten Abtheilung die Öffents 
lichen Pfandrechte allen übrigen vor; dann folgte in der 
zweiten Abtheilung die große Zahl der gefeglihen Pfand: 
rechte mit Ausnahme des Pfandrechts der Wechfelgläubiger; 
zulegt Famen in der dritten Abtheilung das eben genannte 
Pfandrecht und die übrigen einfachen Pfandrechte '7!. Beftritten 
war aber, in welche Abtheilung die (Mömifch:) richterlichen 
Pfandrechte (©. 598) zu feßen feyen. Die Praris fehte fie 
mit Necht in die dritte Abtheilung 172, 





Forderungen ein gleiche 8 Vorzugsrecht haben , war beftritten. Allein aus 
L.R. I. 75. $ 30 verglichen mit den in Note 62, 121, 104, Nr. 2 ange- 
führten Geſetzen v. 1695, 1773, 1808, 1722 und 1746 rechtfertigt ſich 
tas Gefagte. 

169) Note 121. Nr. 5, 6. Note 122, Ar. 4. 

170) ©. 613 Note. Konnte aus der fpeziell verpfändeten Sache der Gläu- 
biger nicht befriedigt werben: fo fam er mit feiner Forderung, fo weit bie Sache 
zu feiner Befriedigung nicht reichte , theils in die IVte, theils in die Vte 
Glaffe. ©. 637, 638.— Bolley Lehr. v. d. öfftl, Unterpf, ©. 288 nlaubte, 
die privilegirten vertragsmäßigen Privatpfänder ftehen. ven einfachen 
öffentlihen Pfändern nad. Allein dem widerfpricht fchon entfchieden L. R. 
. 1. 75. $ 31; das Gefeß von 1736 aber berührt gar nicht das Verhältniß 
der privilegirten Pfänder zu den nicht privilegirten, und bie übrigen 
Gründe Bolleys find blos legislative. Die Praris und die herrichende 
Meinung unter den Schriftftellern war gegen jene Anficht. 

171) Oben ©. 578, 629 und ©. 600 Note 104 Nr. 3. 

172) Consil. Tubingens. Vol. VIII. c. 63. nr. 27 sq. Gmelin Ordng. 
d. Gläub, ©. 453. Vrgl. auch Einführungs-Inftruct, v. 15. Der. 1825. 


652 Kap. 6. Dritte Periode. Friedrich L bis Friedrich MH. 1593-1305. 


Die Pfandrechte jeder einzelnen Abtheilung diefer Claſſe ord- 
neten unter fih nach dem Alter. Nur in der zweiten Abtheilung 
gingen die Ehefrau und ihre mit dem Gemeinfchuldner gezeugte 
Kinder wegen der Deirathegutsforderung allen übrigen gefeß- 
lihen Pfandrechten vor mit Ausnahme des Älteren Pfand: 
rechts des Verkäufers einer unbeweglichen Sadhe. Denn wenn 
der Mann ein Gut vor feiner Verheirathung auf Borg ge: 
Eauft habe, follen der Verkäufer und feine Erben der Frau 
"ind thren Kindern vorgezogen werden 173, 

Allein über diefe Location der Dos war viel Gtreit. Es 
war fchon fehr ungeeignet, daß unjre Yandrechte der Römijchen 
Dos einen Vorzug einräumten, während die Bertellung einer 
folhen Dos zur Errungenjchaftsgejellichaft gar nicht paßte '*, 





$ 132. In die erſte Abtheilung, alio unter die öffentlichen Pfandrechte, 
wollte fie fegen Bolley a. a. D. S. 239 und Bemerkk. zum PfandG. 
3. 1. ©. 860; in die zweite Abtheilung unter die gejeglichen Pfandrechte 
wurden fie 5. B. von Georgii Entwrf. e. Pfand⸗O. ꝛc. ©. 336 geiekt. 

173) ER. 1. 75. $ 31, 32. 

174) Wie fpäter aus der praftifchen Darftellung erhellen wird, waren 
es blos wenige Punkte, in welchen die Beftellung einer Röm. Dos bei der 
Errungenichaftsgefellihaft ein praftifhes Moment hatte, befonders der 
angeführte wegen des gefeßlichen und theilmeiie bevorzugten Pfandrechts, 
und daß bie Frau (f. L.R. 11. 32. $ 1. und oben ©. 427. Note 32) 
bei einer Scheidung , wenn fie die Schuldige ift, an den Mann die Dos, 
und nur dann, wenn feine Dog beftellt ift, den vierten Theil ihres Vermögens 
verliehrt. Mit Recht aber präfumirte man vom Beibringen ver Frau 
niemals, daß es oder ein Theil veffelben Dos fey (Consil. Tubingens. 
T. 1I. c. 173. nr. 156. T. Ill. c. 295. n. 44). Sollten jene Punkte ein» 
treten: fo mußte das, was die Frau beibrarhte oder ihr in die Ehe ge- 
geben wurde, ausprüdiih für (Römifhe) Dogs erklärt worden feyn. 
Da man aber in den Zubringensinventaren gewöhnlich eben Alles, was 
die Eltern dem Kinde in die Ehe mitgaben, aber in ber Regel blos 
Diefes, Heirathsgut nannte: fo entftand immer großer Zweifel, was 
denn vom Beibringen der Frau etwa Römifche Dos feyn folle, Deßhalb 
fchrieb ein Gen.Refe. v. 18. Dec. 1806 (Rg. Bl. ©. 148) vor, die Be» 
börde habe bei jedem Zubringensinventar von Amtswegen dafür zu for 
gen, daß die Interejienten fih beftimmt darüber erffären, ob das Beis 
bringen der Frau oder ein Theil deſſelben und welcher als „Dotalgut“ 
beftellt feyn folle, und fie über die rechtlichen Folgen diefer Erklärung zu 
belehren. Allein mit diefer Belehrung ging es meift wunderlich zu. 
Nie Behörde , welche fie machen follte (ob. ©. 446), verftand gar häufig 
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Indeſſen war doch nad) den früheren Landrechten wenigitens 
über die Location Fein Streit möglid. Die Dos hatte eben 
die erfte Stelle in der vierten Claſſe (©. 569). Durch den 
Grundſatz des III. Landrechts aber, daß alle einfache Pfänder 
untereinander nach dem Alter fich ordnen, und die vertrage: 
mäßigen feinen Borzug mehr vor den gejeglichen haben fjoller, 
wurde die Sache jchwierig. Nun ging die Dos den jüngeren 
öffentlichen und nicht öffentlichen ! und, wegen der für fie 
gemachten Ausnahme, allen, felbitden älteren, gejeglichen 
Pfandrechten vor, und ftand den älteren Conventionalhypotheken 
nach, Diefen aber gingen noch ältere gejesliche Hypotheken 
vor. Wie follte nun 3. B. locirt werden, wenn ein Legal— 
pfand, ein jüngeres Eonventionalpfand, und eine noch jüngere 
Dotalforderung zufammtentrafen? Das Erfte ging dem Zweiten, 
das Zweite der Dog, die Dos aber wieder dem Erften 
vor 76! Durch das Geſetz von 1736 aber fiel dieje ganze 
Schwierigfeit weg. Dieſes Gefe (vb. ©. 578) ſetzte a) die 
geſetzlichen Pfandrechte den einfachen Privatpfandrechten uns 
bedingt vor. Nun mußte alfo auch die Dos allen, felbft den 





ſelbſt die Sache nicht, und mit allen Erplicationen fonnte man doch den Bauern 
und Handwerkern mit ihren Frauen felten die Sache Har machen. Bolley fagt 
aus feiner reichen Erfahrung, bei 50 Fällen fey nicht ein Erflärer 
gewefen, der die Sache verftanden, und bei 500 Fällen nicht ein Bes 
lehrter, der die Sache begriffen hätte. Vielmehr habe man eben in jeder 
Schreibftube gewiffe Formeln eingeführt, welche mechaniſch abgefchricben 
wurden. „Wie viele Parthicen, fügt er bei, mögen wohl das Opfer 
biefer mechanisch abgefchriebenen Formeln geworben ſeyn“! Bholgen der 
Kammer d. Abg. v. 1823 u. 1824. IIIs av. Beil.H. ©. 250. Bolley 
Bemerkk. 3. PfandG. 8. 1. S. 177-182, 

175) EUR. J. 75. $ 31. 

176) Die älteren Schriftftelfer vor 1736 laſſen fih gewöhnlich auf diefe 
Schwierigkeit nicht ein. Sie fagen eben, die Dos fey in der Art privi- 
legirt / daß fie den anderen gefeglichen Dfandrechten vorgehe. Plebst 
D. ad part. 1. J. P. W. $ 165. Lauterbach Jur. Comm. et Wirt. 
Different. P. I. $ 96. Consil. Tubingens. T. 11. c. 173. n. 156. T. IL 
c. 295. n. 45. Auf die Schwierigkeit aufmerkfam macht Besold D. ad 
P. J. J. P.W. $149, aber löst fie nit. Auch Haug berührt fie nicht. 
Er fagt : das Landrecht ziehe die Dos blog andern gefeglihen Pfand» 
rechten vor, und dabei folle es bleiben. 
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älteren, Privatpfandrechten vorgehen 17. Dabei fette jenes Geſetz 
b) die einfachen gefeglihen Pfandrechte den Öffentlichen un: 
bedingt nad. Hierdurch fiel die Prämiffe des III. Land: 
rechts, aus welcher allein die Dos den jüngeren öffentlichen 
Pfandrechten vorgezogen wurde; mit ihr mußte aud) die Folge 
fallen, und fo ergab ſich in diefer Hinficht einfach die Location 
der Dos, wie fie ©. 6352 gegeben wurde, Allein unfre Schrift: 
ftelleer machten „ier neue Schwierigkeiten, wo das Geſetz 
keine hatte. Gie behaupteten immer noch, die Dos gehe den . 
jüngeren dffentlihen Pfandrechten vor 178; ja fie nahmen ge: 
wöhnlicy an, die Dos gehe auch den jüngern privilegirten 
Privatpfandrechten der zweiten Glaffe vor 179: denn ſie gingen 


177) Diefe Folge des Grundfaßes des Gef. v. 1736 wurde von Manchen 
verfannt; fo theilweife von Sixt. Jac. Kapff D. de dote pignori ante- 
riori expresso postponenda, ad J. P. Wirt. I. 75. $ volgents ꝛc. Tub. 
1778 (28 pp.) 4. $ 3 sg. 21 sq. p. 24. Brol. ob. Note 58. Berührt 
wird fie von Hochstetter Theses J. W. priv. Sttg. 1778. Th. XIV, und 
-fpäter machten befonders Benj. Frid. Pfizer Rechte und Berbindlichkeiten 
der Weiber bei e. Concurgproz. üb. d. Vermögen ihrer Männer. Th. IL. 
. 17%. ©. 212 f. und Bolley Lehr. v. d. öfftl. Unterpf. ©. 191.- Rote 1. 
gehörig darauf aufmerkſam. Auch Gmelin fiheint es im den älteren 
Ausgaben feiner Ordnung d. Gläub. überfepen zu haben, trägt es aber 
in den fpäteren Ausgaben nach Bolley nah, fo jedoch, daß er dabei 
die alte Anficht auch ftehen ließ, umd daher in Dem, was er fagt, fi 
ſelbſt widerfpricht ; vrgl. die Ste Ausg. ©. 337, 333 mit ©. 339. Da- 
gegen fuchte Klüpfel (O. Trib.R.) Ueber einzelne Theile d. bürgerl. R. 
Sttg. 1817. ©. 208—215 wieder zu zeigen, daß allerdings auch nad 
dem Gefege v. 1736 die Frau dem älteren Privatpfandgläubiger nad: 
ſtehen müffe. Allein feine Prämiffen ftüsten fih auf unrichtige Hiftoriiche 
Vorausſetzungen und auf ein Mißverfiehen der Beftimmungen des erften 
Landrechts (und des zweiten, mit welchem aber Klüpfel a. a. O. Note 1 
das dritte verwechfelt). Die Bertheidiger diefer Anficht mußten dann natür- 
lich auf den wunterlihen Grundſatz fommen (den auch Klüpfela.a.D.$12 
zugibt) , daß die Frau mit ihrem Legalpfand wegen des Parapbernal 
guts den ältern Privatpfandgläubigern vorgeht, während fie mit dem 
angeblich privilegirten Legalpfand wegen der Dos dieſen Gläubigern 
nachſteht! 

178) So Pfizer a. a. O. Bolley a. a. O. Weishaar Hob. le 
u. 2e X. $ 580. Reinhardt Lehre vom Gant. ©. 230. 

179) Kapff ll. c. p. 12sq. p. 21. Weishaara. a. O. $ 580, ber 
aber dabei (Lin. 4) fich ſelbſt widerfpriht; Gmelin Orbng d. "GI. ©. 
359 (mit demselben Widerſpruche, wie Weishaar; vrgl. Denf. S. 33. 
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durchaus davon aus, das Pfandrecht wegen der Dos fey ein 
eigentliches privilegirtes Pfandrecht, und müfle daher im 
Zweifel mit den privilegirten Privatpfandrechten dem 
Alter nad) fich ordnen 180; nur ftehe es vermöge befondrer Be— 
ftiinmung einem älteren einfachen öffentlichen Pfandredite 
und dem älteren Verkäufer eines Gutes nah. Wie follte aber 
nun loeirt werden, wenn mit einem jüngeren, privifegirten 
Privatpfandrecht und mit einem älteren, einfachen Öffentlichen 
Pfand die Dos concurrirte? Das Erfte ging dem Zweiten, 
Das Zweite der Dos vor, diefe aber follte wieder dem Erften 
vorgeben. Gewöhnlich wendete man hier nun den Gab an: 
si vinco vincentem te, vinco etiam te ipsum, und feste die 
Dos über alle Beide 81, während eine confequente Ans 
wendung jenes Satzes auf einen reinen Eirfel oder ein ſich 
ewig drehendes Nad führen mußte, dag man am Ende nur 
durch einen ganz willführlichen Machtipruch zum Stehen brin: 
gen Fönnte 82. und überhaupt der Satz auf ein ſolches Ver— 








180) Bevorzugt oder, wenn man ſo will, privilegirt war es alferdingg,, 
aber bios bevorzugt vor den Pfandrechten der zweiten Abthlg. der 
dritten Elaffe, und hier nicht einmal unbedingt; deßhalb es aber zu 
den Pfandrechten zählen, welde man gewöhnlich privilegirte nennt, mußte 
zu Unrichtigem führen. Denn privilegirte Pfandrechte nennt man gewöhn« 
lich folche, die vor alfen übrigen einfachen Pfändern den Borzug haben. 
Nannte man nah Württ. R. das Dotalpfand privilegirt: fo mußte man 
ebenfo alle öffentlihe Pfandrechte und alle gefeßliche auch privilegirt 
nennen! Denn die öffentlichen waren ohne Rüdfiht auf das Alter bevor- 
zugt vor den gefeßlichen und dieſe wieder vor den übrigen. 

181) Kapffl.c.$7.9. Weishaar u Gmelina. a. O. 

182) Wenn nach diefem Sate die Dos an die erfie Stelle gefeßt ift: 
fo fonnte nun nach demſelben Satze der öffentliche Pfandgläubiger die 
erfte Stelle verlangen, weil er an fich dotem vincit; dann fonnte aber 
wieder ber privilegirte Privatpfandgläubiger die erfie Stelle verlangen, 
weil er den öffentlichen nicht privilegirten vincit u. f. f£ Dem Eirkel 
fuchte man dadurch zu entgehen, daß man fagte — aber freilih nur 
fagte, und mit nichts bewies — diefe Negel vürfe man hier blos in 
favorem dotis anwenden. So 3. B. Kapffl. c. p. 13. Das Gleiche 
that man denn auch beim Berhältnig ver Dos zum Älteren Pfandrecht 
des Gutsverkiufers, der nah dem Landrecht der Dog vorgehen fol. 
Man feßte ihn der Dos nad, fobald ein privilegirtes Privatpfand 
eoneurrirte, das jünger war, als das Dotalpfand. Kapffl. c. p. 17. 
22 59. Weishaara. a. O. 
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häftnig gar nicht anwendbar war 8, Da aber jo die Dos 
nach Umständen in die zweite Claffe Fam, und man ihr Pfand: 
recht überhaupt. als ein „privitegirtes“ behandelte, das nur in 
gewiffen Fällen je nad der Goncurrenz den einfachen älteren 
Eonventionalpfändern nachſtand: fo feste man fie geradezu in 
die zweite Claſſe, wie dieß auch fchon mehrfach die Tübinger 
Juriſtenfacultät im XVII. Jahrhundert unter einer ganz uns 
zuläffigen Beziehung auf das Röm. Mecht that '*, und da in 
den Ueberfihten, welhe Botley 5 und Gmelin 185 über 
die GConcursclaffen gaben, die Dos ohne alle Beichränfung 
in die zweite Glaffegejest wurde 137, und man in den Schreib: 
ftuben bei der Fertigung eines Locationserkenntniſſes gar häufig 
eben lediglich jene Ueberfichten zu Grunde legte: fo fam eg, 
dag man oft Das gefährliche Legalpfand der Ehefrau wegen 
der Dos rein als privilegirtes Pfandrecht der zweiten 
Claſſe behandelte! 

Vierte Elaffe. In diefer famen, wie nach dem L 
Sandredt, Diejenigen Gläubiger, welche für ihre Forderungen 
fein Pfandrecht, aber ein perfönliches, jedoch nicht abjolut 

153) Diefe Regel, welche die Aelteren befonders auf D. XLIV. 3 (de 
div. temp. praesc.) 1.14. $3 ftüßten, verwerfen für ähnliche Fälle auch fehr 
viele Eiviliften, zum Theile mit Beziehung auf D. XX. 4 (qui pot.) 1. 
16, namentlich Schweppe Eoncursic, 3Ze A. $ 73. ©. 147, Seuffert 
Erörtt. zu Schweppe’s Lehrb. B. U. ©. 140 f. Frande Beiträge B. J. 
©. 105 f. Fritz Erläutt, zu Wenings Lehrb. ©, 520, Mühlenbrud 
Pandect.R. $ 173 a. E. Auch Bolley verwirft die Regel in f. Bemerff. 
zum PfandG. B. 1. ©. 697 f. 714 und bemerkt richtig, daß fie jeden 
der mehreren Gläubiger gleih gut zum erfien und zum legten machen 
würde. Ueber die Weife aber, wie in folhen und ähnlichen Collifions- 
fällen die Sache zu löfen wäre f. bef. (gegen die zuerft genannten Siprift- 
fteller) Bolley a. a. D. und in Sarweys Monatsfhrift ꝛc. B. 1. ©. 
412—422. 

134) Consil. Tub. T. VIII. c. 64. ar. 37 sq. c. 94 nr. 94 (von Schoepff). 

135) Das Wihhtigfte ꝛc. 3e A. ©. 442. 

136) Brgl. oben Note 16. — Reinhardt (Gant ©. 231) fagt in 
diefer Hinficht nicht mit Unrecht von Gmelin: „Wie viele Ungerechtigkeiten 
mögen die fünf Auflagen ſeines Werkes fhon in diefer Beziehung veran- 
laßt haben“. 

137) Diefes geſchah fogar auch im 3. 1825 in der Anıneldungs-Inftr. 
$ 18° und dem Aufrufe des O.Tribunals unter Lit. B. III. 1. (oben Note 121). 
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privilegirtes, Borzugsrecht hatten. Das 1. und IL. Landrecht 
privilegirte auf diefe Weife blos zwei Forderungen, oder viel: 
mehr, da die eine aus einem Verſehen in diefe Elaffe geſetzt 
wurde (Mote 41), blos eine, den rücktändigen Hauszins. 
Diefes wiederhohlte auch das III. Landrecht; allein e8 fügte bei, 
daß das gleiche Privilegium „auch andere ingemeinen Ned: 
ten privilegirte Gläubiger“ haben follen B, und dadurd Famen 
nun auch bei uns alle oben ©. 560 Note 42 angeführte Gläubiger 
in diefe Claſſe, fo ferne fie nicht ſchon in einer höheren Claſſe 
ftanden !9, Dadurch fonnten nun auch manche Specialpfand: 
gläubiger, wenn die verpfändete Sache ihnen in der zweiten 
oder dritten Claſſe Eeine Defriedigung gewährte, den Neft 
ihrer Forderung noc in diefer Elaffe fordern. Uebrigens blieb 
auch Hier unfre Praris nicht ftrenge beim Nömifchen echte 
ſtehen. Manche privilegia exigendi dehnte fie aus, z. B. 
das der Städte auch auf die Dörfer 9, und bei anderen in 
ihrer Ausdehnung beftrittenen folgte fie nicht felten einer 
irrigen Anficht über das Römische Recht. So gab fie nament- 
ih jedem Deponenten wegen feiner Forderung die Stelle in 
diefer Elaffe 9. — In der Negel wies man die erfte Gtelle 
in diefer Claffe dem Hauszins an, die zweite dem regelmäßi- 
gen Depofitum,, wenn die Sache nicht mehr vorhanden war, 
befriedigte die Uebrigen, wenn die Maffe nicht reichte, nad 
dem Berhältniß der Größe ihrer Forderungen, und feste zuletzt 
das unregelmäßige Depofttum . 

185) L. R. J. 75. $35. Jene wichtigen Worte wurden erft von Enzlin 
in das Landrecht hineincorrigirt. Ueber diefe privv. exigendi ift auch zu 
vergl, Lauterbach D. de priv. creditorum personali sinplich Tub. 
1662. 4. in f. Diss. acad. T. I. ps 902-934. 

189) Wie der Fiscus und Gemeinden wegen Strafen ꝛc., die Bevors 
mundeten ꝛc. 

190) Consil. Tubingens. T. II. c. 127. n. 14 sq. Kapff Merkw. Eiv. 
Rechtsſp. B. 1. S.411—413. Mitunter überfahen auch einzelne Gerichte 
das Privilegium der Städte ganz, und Ioeirten ipre Forderungen in die 
ste Claſſe. Dieß rügt u. A. das in Note 121 angef. G.R. v. 4. Jun. 
1736. Wibel Comment. de jur. praelat. etc. p. 52 sq. überging fogar 
ganz alle gemeinrechtliche privilegia exig. 

191) Gmelin Ordnung d. Gläub. S. 559 f. 

192) Sp nimmt es namentlib Omelin a. a. DO. ©. 562, 579 f. an, 
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In der fünften Claſſe endlih wurde unter alle übrige 
perjönliche Gläubiger der etwanige Reit der Maſſe nach der 
Größe der Forderungen vertheilt 6. 

Daß ein ſolches Pfand- und Prioritätsſyſtem mit allem 
Rechte ein wahrhaft trauriges und bodenloſes genannt werden 
konnte, iſt außer Zweifel. Auch der vorſichtigſte Gläubiger 
konnte ſich, wenn er noch ſo ſehr ſich zu decken ſuchte, ſelten 
vor Schaden ganz ſicher ſtellen. Hatte er auch nach ſorg— 
ſamer Unterſuchung des Gerichts öffentliche Unterpfänder 
ſich beſtellen laſſen, deren Werth das Dreifache ſeines Capi— 
talsbetrug 9% und ſelbſt ein Generalpfand damit verbunden: fo 
nahmen ihm doch nur gar zu häufig fpätere, oder frühere aber 
ihm unbekannt gebliebene, Gläubiger Alles zu ihrer Befriedi: 
gung weg. Allein man blieb bis in das XIX. Jahrhundert 
feft bei einem Syſteme, welches ftatt den Credit zu beleben 
und der Halt für die Sicherheit der Gläubiger zu feyn, ein Grab 
diefer Sicherheit und des Credits war, und erft durch Die Ge: 
feßgebung Könige Wilhelm wurde diefes Syſtem geftürzt 
und auch hier auf eine durchgreifende Weife geholfen. 


19, Gült: oder Rentenkauf. 

$ 75. Der Gültkauf beftand in feiner urfprünglichen Bes 
deutung in der Conftituirung einer wahren Reallajt an 
einer unbeweglichen Sache. Durch die gerichtliche Auflaffung 
erhielt der Käufer eine Gewere am gekauften Zins, und er 
konnte fein Recht gegen jeden Befiger des Guts verfolgen. 
Denn das Gut fchuldete den Zins und haftete für denjelben; 
aber auch blos der Zins wurde gefchuldet,. nicht der be— 





von welchem in biefem Punfte die Praxis felten abgewichen ſeyn wird. 
Der gleichen Anfiht war auch ſchon, nur mit Ausnahme des Hauszinfes, 
Lauterhach lic. $ 9. 

193) UR. 1. 75. $ 35. 

194) Nach dem oben S 586 angef. Gef. v. 19. Zun. 1808. $ 9. hatte 
das Gericht, wenn unter den Parthieen nichts Anderes verabredet wurde, 
darauf zu fehen, daß bie Unterpfänder wenigſtens diefen Werth hatten. 
Auch folte aus Öffentlichen und aus Vormundſchaftscaſſen in der Regel 
blos gegen eine folde ſ. & dreifache Verſiche rung Geld gelichen 
werden, Staat für Vormünd. v. 1776 Kap. III. $ 16. 
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J 
zahlte Kaufſchilling. Wurde der Zins nicht bezahlt: jo hatte 
der Nentenfäufer fi) blos an das Gut zu halten; es wurde 
ihm unbedingt zugefprochen; der frühere Eigenthümer aber 
konnte es gegen Zahlung der rückſtändigen Zinfe inner: 
halb einer gewiffen Zeit wieder löfen !; ging die Sache unter: 
jo ging auch das Necht auf den Zins verlohren; das Recht 
an den Zins ftand, wenigfteng foweit er noch nicht verfallen war, 
gewöhnlic, den unbeweglichen Sachen gleich und es galt von ihm 
Alles, was von unbeweglichen Sachen galt *. Gein Gut Eonnte 
aber der Eigenthümer von der Zinslaft befreien durch Wieder: 
fauf, d. h. dur Zurüchahlung des Kaufichillings. — Diefe 
Natur des Gültkaufes ? erkennen zum großen Theile noch 
unfre vorlandeechtlihe Gebräuche an, nur fing ein Herübers 
ziehen. der Grundjäße des Pfandverhältniffes den Charakter 
des Gültfaufes jchon zu verwifchen an, Später aber verlohr der 
Gültkauf und der in Folge deilelben beftellte Zins feine angege— 
bene Natur bei uns gänzlich5;esgabeinenvomverzine 
lichen, mit gerichtlicher HHpothekverſicherten, Darles 
henrechtlich verſchiedenen Gultkaufgarnichtmehr. 

Der Sache nach war Dieſes im Weſentlichen ſchon bei 
der Geſetzgebung Herzog Chriſtophs der Fall; fie behandelt 
den Gültkauf der Sache und dem rechtlichen Derhältniffe nad) 
als Aufnahme eines verzinslichen Capitals gegen gerichtliche 
Berpfändung einer Liegenfchaft;z nur der Form und dem 
Namen nach zählte fie und auch noch das III. Yandrecht den 
Gültfauf zum Kauf? 

Bis zum III. Landrecht galt nähmlich in diejer Beziehung 
——— 
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1) So z. B. auch das Stadtrecht von Bottwar und das damit liber- 
einftimmende von Marbad (f. die Stelle in Reyſchers Statutarr.S. 
489), welche bier nicht, wie oben ©, 85 Note 8. ungenau gefagt ift, von 
einem Verkaufe des Gutes fprechen. 

2) Vrgl. oben S. 203 Note 23. 

3) Dunder Lehre v. d. Neallaften. Marb. 1837. ©. 65—78. 

4) 1. L. R. 1.9. 95. Wie ſehr aber ſchon das I. EUR. den Gült- 
fauf auf ganz gleiche Stufe mit einer durch Hypothek verficherten Forbes 
rung ftellte, zeigen die ©. 109 Note 12 und bef. S. 564 Note 23 ab- 
gedrudten Stellen. 
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Eine der Hauptjorgen der Älteren Geſetzgebung war, den 
öconomiſchen Zuftand der Bürger möglichft zu controliren. 
' Gie behandelte in dieſer Hinficht die Bürger theilweife wie 
Unmündige. Eines der gefährlichiten Gefchäfte fchien ihr, 
Geld auf Zinfen aufzunehmen. Bis zum 5. 1620 war dieß 
nur in drei Formen möglid. Die eine war Verkauf eines 
Guts auf Wiederfauf, die andre die Antichrefe, in welchen 
beiden Fällen man die Früchte des Guts ftatt der Capital: 
zinfe genoß. Die dritte Form war der Gültfauf. Diefe war 
die häufigere, leichtere und defhalb gefährlichere. -Man glaubte 
daher diefe unter eine noch genauere Controle jtellen zu müſſen. 
Deßhalb reichte zum Gültkauf gerichtliches Erfenntnig nicht 
bin, fondern es war außerdem noc jedenfalls eine Er: 
laubniß des Stabsbeamten und feines Gerichts nöthig, 
alfo wenn der Bewohner eines Dorfes, in welchem fein Stabs— 
beamter war, Gülten verfaufen wollte, jedenfalls nod Zu: 
ftimmung des Gtabsbeamten und des Stadtgerichts, zu deſſen 
Sprengel das Dorfgericht gehörte ®.. Ya es war fogar, wenn 
das Capital den Betrag von 25 Gulden, fpäter durch eine 
Erweiterung, welche die VII. Landesordnung feitfegte 6, die 
Gumme von 100 Gulden überjtieg, und bei Gemeinden, 
welhe Gülten verfaufen wollen, unbedingt, Erlaubniß ber 
Kanzlei nöthig, für weldhe eine Sportel bezahlt werden 
mußte. Während daher zu einer gerichtlichen Verpfändung 
für andere Schulden ein auf ein gerichtliches Erfenntaiß er: 
folgter Eintrag in das Gerichtsbuch genügte, und nach dem 
III. Landrecht Liegenfchaften auch außergerichtlich verpfändet 
werden konnten: Fonnte dagegen, wenn man ein verzing 
liches Darlehen aufnehmen, und nicht den läftigen Der: 
fauf auf Wiederverfauf noch die gleich läftige Antichrefe, bei 
welcher der Schuldner jein Gruntftüc ebenfall8 aus den 
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in der L.O. geſagt, in welche das Geſetz (nur mit der nothwendigen 
Aenderung der Form, der Anrede des an die Vögte erlaſſenen Geſetzes) 
wörtlich aufgenommen wurde. LandesO. ©. 26, 29 (Tit. 14. $ 5, 9.). 

6) Zu einem der S. 359 angef. Marginalien zu $ 9 des Tit. 14. Die 
Erhöhung geſchah auf dringende Befrbwerben. 


Gültkauf. $ 75. 641 


Händen geben mußte, anwenden wollte, diefe Aufnahme blos 
in der Form des Gültkaufes gejchehen, d. h. einer ſolchen 
gerichtlichen Verpfändung, zu welcher außer dem Eintrag in 
das Gerichtsbuch und dem gerichtlichen Erkenntniffe noch eine 
adminiftrative Erlaubniß (des Beamten, beziehungsweife 
der Kanzlei) nöthig war. Fehlte es an diefer Erlaubniß: fo 
war das ganze Geihäft nichtig ”. 

Lag auch diefer gerichtlihen Berpfändung die Form des 
Kaufes einer Nente am Pfande zu Grunde: jo behandelten 
doc die Landrechte, die Yandesordnung und das Geſetz von 
1564 im Uebrigen das Derhältniß ganz als eine Pfandfchulbd. 
Sie jtellten es in ganz gleiche Kategorie mit dem Pfandrecht 
(Rote 7); fie nennen das Gejchäft „etwas zu Pfand verfchrei: 
ben um Gülten«“s, Zinfe auf fein Unterpfand aufnehmen 
(oben ©. 109) oder ein Hauptgut (Eapital) aufnehmen ?; 
fie behandeln die Gültjchuld, fowohl das Kapital als den 
Zins, als eine perſönliche, mit Hypothek verficherte, Schuld 
des Gültverfäufers, für welche er haftet, und das Gut nur 
in fo weit in Anfpruch genommen werden kann, wie übers 
haupt ein Pfand wegen Schulden; fie fegen dieſe Gültfchuld bei 
der Erecution in ganz gleiche Kategorie mit andern Pfands 
fhulden, ohne dem Gültfäufer weder für rückſtändige Gülten 
noch für die Gültforderung an fi ein Abjonderungsrecht eins 
zuräumen 9. Daß auch die Behörden jener Zeit die Sache 
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7) ©. die $ 74 Rote 23 angef. Stelle des J. u. II. Landrechts: Will 
er aberıc. Enzlin ſtrich diefe Stelle (S. 575). Aber ſchwerlich wollte 
er dadurch die Beftimmungen der L.O. aufheben, um fo weniger, als er 
gegen die Zuläßigfeit einfacher verzinsliher Darlehen war. ©.497. Frei— 
lid umging man die Sacde häufig dadurch, daß man blos eine perſön— 
liche Gülttaufte (S. 496 Note S und unten Note 21). Allein dich war ein 
unzuläßiges, wenn auch von der Praris häufig connivirtes, Umgehen des 
Gefeges, und nichts anderes, als ein reines _verzinsliches Darlehen, das 
der Gläubiger nicht fündigen konnte. 

8) I. Landr. ©. 1%. $. Weiter (bei Riecke Gerichtsgeſſ. I. ©. 317), 
mM. L.R. MII. 7. 8 7. 

9) Sp das Gef. v. 1564 und die Landes-D. Vrgl. L.O. Tit. 14. $ 5. 
Rr. 1. 

9a) Man vergleihe nur die Stellen des 1. Landr. ©. 116 f., 128 
(bei Riecke a. a. O. S. 205 f., 3831 f) I. L. R. 1 75. $ 38- 40. 

Wächter, Württemb. Vrivatr. J. 4 


642 Kap. 6. Dritte Periode Friedrich I. bis Friedrich IT. 1593-1805. 


lediglich fo auffaßten, geht am Klarfien aus einem Bericht von 
Landhofmeifter und Räthen vom 21. Aug. 1618 hervor ', in 
welchem fie bei Gelegenheit der DBorbereitung der VII. Lan 
desordnung zum Titel über den Gültfauf jagen: „da nad) der 
Landesordnung der Gültfäufer die Gült innerhalb 3—4 Jah 
ren ablöfen, alfo das Capital zurückzahlen foll (oben ©. 
104 Note 48): fo ftehen manche Zuriften im Glauben, nad 
4 Sahren fey die Obligation gefallen, und könne fid) der 
Gültkäufer feines Unterpfands nicht mehr behelfen, jondern 
fey im Eoncurfe unter die ereditores simplices zu loc» 
ven, und auch das Hofgericht habe bisher jo geurtheiltz fie 
aber und andre Suriften glauben, die Stelle der Landesord— 
nung fey anders zu verftehen und dahin zu erläutern: dap 
derjenige, fo Geld aufgenommen (fo bezeichnen fie aljo 
den Gültfauf), folhes in 5 oder A Jahren, auf den Fall 
der Gültkäufer Ablofung begehren würde, gewiß wieder abs 
löfen folle; daß aber, wenn der Gültfäufer die Ablofung nicht 
begehren und felbige über 5 oder 4 Jahre ſich verziehen würde, 
die Gültverſchreibung dennoch jederzeit bis nach völliger 
Ablofung in ihren Kräften verbleiben, auch dem Gültkäufer 
an feinem habenden Rechten verfchriebener Unter 
pfand und Priorität nichts benommen ſeyn ſolle.“ 
Diefe Auslegung wurde auch wirflih in die neue Landes 
ordnung aufgenommen !, und fo wurde beim Gültfaufe das 
Einzige, was ihn noch vom gewöhnlichen verzinslichen Darlehen 
mit Hypothek unterjchied, die Unanffündbarfeit des Darlehens 
von Seiten des Gläubigers, ebenfalls ganz aufgehoben "5 der 
Gültkauf war nun lediglich nichts andres, als die Aufnahme 
eines verzinslichen Capitals gegen gerichtliche Hypothek. 

BEER 

{0) Urkunde auf dem Königl. Staatsarchive. 

11) Ad DMarginale zu $ 10. Tit. 14. Den Beamten wurde fpäter 
mehrfach eingefchärft, für bie Ablöfung innerhalb der genannten Zeit Sorge 
zu tragen, befonders bei Gülten, melde den Kammern gefchuldet wurden, 

12) Nicht einmal in ven erfien 3—4 Jahren war das Capital uns 
auffindbar. Diefe Zeit war nur das Marimum der Borgfrift, die 
man dem Schuldner einräumen folte. Die Parthieen fonnten wohl einen 
früperen Zahlungstermin verabreden. So nimmt es au das Gef. d. 
1781. Ar. 7 Cunten Note 14) 
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Aber nun hätte man auch die oben angeführte Nothwen— 
digkeit einer adminiftrativen Erlaubniß zu foldhen Capi— 
talaufnahmen in der VII. Landesordnung aufheben, und den 
Ausdrud Gültkauf gar nicht mehr gebrauchen follen. Denn 
wie Fonnte man conjequenterweife diefe Nothwendigfeit beibes 
halten bei den Aenderungen, die das III. Landrecht in Bezie— 
hung auf Verpfändung von Liegenfchaften und das Gefek von 
41620 in Beziehung auf verzinsliche Darlehen (©. 497) getrof: 
fen hatte? Nun fonnte man ja verzinsliche Darlehen contra— 
biren ohne amtlihe Erlaubniß; man fonnte feine Güter für 
verzinsliche Darlehen verpfänden ohne eine foldhe Erlaubniß, 
der Schuldner Eonnte ohne fie und ohne gerichtlidhes Erkennt: 
niß für jedes verzinsliche Darlehen ein ihm ebenfo nachthei— 
liges Privatpfand, ja er Eonnte ein quafi Öffentliches Pfand: 
recht auf feine Güter legen, das bis zum J. 1736 dem ger 
rihtlihen ganz gleichſtand. Wie follte nun zur gerichtlie 
hen Berpfändung für verzinsliche Darlehen, zu dem früheren 
Gültkauf, eine befondere adminiftrative Erlaubniß nöthig feyn! 
E3 hatte diefe Erlaubniß ihre Bedeutung völlig verlohren. 
Allein man machte fi die Eonfequenz nicht klar, und behielt 
die betreffende Beftimmung in der VII. Landesordnung und in 
den jpäteren Gejegen bis zum Ende des XVIII. Jahrhunderts, 
und ebenfo auch den Namen Gültfauf bei, Aber die: 
fer Name war blos ein Ausdruck für ein völlig anderes 
Geſchäft; Gültfauf war blos der gewöhnliche Ausdruck für 
die Aufnahme eines verzinslichen Capitals gegen gerichtliche 
Berpfändung von Liegenfchaften; Gültbrief bezeichnete die 
Urkunde über die Eapitalaufnahme und über die Berpfändung, 
die f. g. gerichtliche Obligation, und nur dadurch unterfchied fich 
die gerichtliche Verpfändung für verzinslihe Darlehen (Gülts 
kauf) von anderen gerichtlichen Verpfändungen, daß bei jener 
zur Gapitalaufnahme Erlaubuniß des Gerichts und des Stabs— 





12a) So wiederhoplt namentlich die Kanzlei-O. v. 1660 P. IV. tit. 1. 
a. €. die Befimmung, daß beim Gültkaufe, wenn das Capital 100 fi, 
überfteige, Erlaubniß der Kanzlei (der Rentkammer und des Kirchenraths) 
nöthig fey, und über folde „aufnehmende Eapitalien” ein eignes Buch 
angelegt werben folle. 

41 * 
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beamten, und beziehungsweife der Kanzlei nöthig war ®, 
Dieß zeigen noch beſonders Flar zwei Gefege aus dem Ende 
des XVII. Jahrhunderts, welche bei diejer gerichtlichen Ber: 
pfändung einige wichtige Aenderungen treffen #. Das eine, 
ein G.Reſc. vom 414. Apr. 4781, erklärt den Gültkauf oder 
den Fall, von welchem die Landesordnung fpricht, durch „Ea: 
pitalaufnahmen, welche auf gerichtliche Berjchreibung gefchehen“, 
und befchränkt bei Privaten die Nothwendigfeit einer admini: 
ftrativen Erlaubniß zu folchen „Gült- und Gapitalaufnahmen“ 
anf den „gemeinen Mann“ BB; das andre, ein G.Reier. 
v. 17. März 1798 hebt bei ſolchen „gerichtlihen Verſiche— 
rungen“ die Nothwendigkeit von der Kanzlei eine Erlaubniß 
einzuhohlen und die damit verbundene Taxe auf, und be: 
ſtimmt, „daß die Erlaubniß hiezu bei den Stabsbeamten und 
Drtsmagiftraten, als weldhe ohnehin über die Güterverpfän: 
dung zu erfennen haben, eingehohlt werden folle*, Diefe aber 
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13) Dan leſe nur die Commun-O. ©. 51, 99 und die Geſetze, welche 
oben bei Gelegenheit der gerichtlichen Berpfändungen angeführt wurden. 
Auch nimmt die Commun-D. Capitalienfteuer und Gültenfleuer für 
gleichbedeutend. — Unter Gültfiaat verftand man eine abſchriftliche Zu- 
fammenftellung ſämmtlicher Gütlbriefe, die einem Gläubiger (. 8. 
einer Gemeinde, Stiftung, einem Mündel) gehörten. Comm.O. ©. 9. 

14) Abgedrudt bei Riede Gerichtsgefi. Th. AU. ©. 629 f. u. 714. 
Diefe Gefepe wurden öfters mißverflanden. So meinte Bolley Lehre 
v. d. öffentl. Unterpf. S. 22, 178, 220 f., fie hätten wie auch ſchon die 
Comm.O. die BVorfipriften der Landes-O. über Gültfauf auf Capital: 
aufnahmen ausgedehnt und beide Gefchäfte miteinander ver 
wechfelt. Allein fie fprechen lediglich blos vom.dem, was die VII 
Landes-D. Gültkauf nennt, und berufen ſich dabei auf die Yandes:D., 
deren Beſtimmungen fie, jedoch mit einigen im Terte bemerkten Beſchrän— 
fungen, von Neuem einfhärfen wollen. Gülttauf und Aufnahme eines 
verzinslichen Capitals gegen gerichtliche Hypothef war längft vor dieſen 
Gejegen, und fon zur Zeit der VII. L.O. gleichbedeutend. Ebenſo be- 
zeichnet die Kanzlei⸗O v. 1660 den Gültfauf durch Eapitalaufnahme, 
und ſelbſt ſchon die VI. L.O. und das Gef. v. 1564. Brgl. au oben 
©. 530 Note 45. 

15) Diefe Beſchränkung wurde fpäter gewöhnlich überfehen. Bon einer 
anderen Einſchränkung der früheren Borfchriften geht frhon die Comm.O. 
©. 99 aus, daß nämlih ſtabsamtl. Erlaubnig bei Capitalien von 10 
Gulden und weniger nicht nöthig. fey. Ueberhaupt fpricdt fie ©. 51 
etwas ſchwankend von dieſer abminiftrat. Erlaubniß. 
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im Uebrigen dabei die Beftimmungen der Landesordnung 
Tit. 44. genau zu beobachten haben ®,. Hiernach blieb beim 
gemeinen Mann eine Erlaubniß zur Capitalaufnahme 
nöthig, jo wenig es auch zum ganzen. übrigen Syftem paßte, 
aber nur eine Erlaubniß feines Gerichts und des Stabes 
beamten, und nur wenn er für verzinsliche Anlehen eine 
gerichtlihe Hypothek beftellen wollte 6. Gelbft noch fpätere 
Geſetze (ſ. $ 74. Note 77, 79) wiederhohlen dieſes in der 
Weile, daß die Erlaubniß des über die Verpfändung erfens 
nenden Gerichts nicht hinreiche, jondern ftets die Erlaubniß 
des Stabsbeamten, alfo wenn ein Dorfbewohner verpfäns 
den will, des Amtmanns, unter dem das Dorf fteht, in 
der Regel des DBorftandes des Stadtgerichts 17, nöthig fey. 
Welche Wirkung aber hatte es, wenn diefe Erlaubniß des 
Stabsbeamten (und früher beziehungsweije der Kanzlei), und 
wenn das gerichtliche Erfenntniß beim f. g. Gültkaufe fehlte? 
Darüber waren die Anfichten fehr getheilt. Die älteren Schrifts 
fteller nahmen an, das ganze Gefchäft fey in einem foldhen 
Falle nichtig, möge blos das gerichtliche Erfenntniß oder möge 
blos die Erlaubniß des Stabsbeamten zur Capitalaufnahme 
fehlen, und wollten dann die Forderung in die leßte Claſſe 
loeiren 8, Allein dagegen war aufs Entjchiedenfte die fpätere 
Praris, fowopl die der Zuriitenfacultät, als die des Hofge— 
rihts und des Negierungscollegiums, und die Doctrin 9, Gie 
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15a) Communen ſollen die Erlaubniß bei der Landrechnungsdeputation, 
pia corpora beim Kirchenrath, aber tarfrei, einhohlen. 

16) Es war daher feine Borfchrift, die ſich auf gerichtliche Hypotheken 
überhaupt bezog. 

17) Nicht aber auch, wie nach der Landes-O., des Stabdtgerichtes 
ſelbſt; fhon die Commun-D. erwähnt nicht mehr der Erlaubniß des 
Stadtgerichts. 

18) Besold D. ad P. II. J. P. W. $ 24. 54., welchem wörtlich 
nachſchreiben Lindenspür Comm. ad Ord. Polit. W- p. 68, From- 
mann in der Note 21 angef. Diss. th. 16, Harpprecht D. de pig 
nore publ. (oben ©. 583 Note 81) $. XX. Diefe Anficht ging jedenfalls 
zu weit. 

19) ©. bef. Eberh.‘Chph. Canz D. de emt. vend. annuor. redituum 
etiam sine consensu magistrat: vel principis jure Wirt. valida; ad Ord. 
Prov. W,tit. 13.14, Tub. 1764. 4. p. 18-36. — Seine Gründe, liefen 
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behandelte jene adminijtrative Erlaubnig als etwas für die 
Gültigkeit und Natur des Geſchäftes ganz Indifferentes — 
ob mit Recht, war freilich fehr die Frage B — und wollte bei 
ihrer Umgehung höchftens eine Fiscalftrafe erkennen. Fehlte 
alfo bei der gerichtlichen Verpfändung für verzinsliche Anle— 
ben die amtliche oder herrfchaftliche Erlaubniß: jo behandelten 
fie doch das Pfandrecht durchaus als ein Öffentliches oder ge 
richtliches 20. Fehlte das gerichtliche Erkenntniß, wollten aber 
die Parthieen doch einen Gültfauf fchließen, d. h. ein ver: 
zinsliches Anlehen gegen Hypothek contrahiren: fo behandelte 
man das Gefchäft als gültige Beitellung eines Privatpfandes. 

So ergibt fi das Nefultat, daß jene adminiftrative Er: 
laubniß für die Natur und Gültigkeit des Gejchäftes durch 
Doctrin und Praris ganz bedeutungslos wurde; der Gülts 
fauf aber, als ein von der Aufnahme eines mit Hypothek 
verficherten Capitals verfchiedenes Inſtitut, war längft aus 
unfrem Rechte verfchwunden. Auffallend ift dabei, daß unire 
Schriftiteller ?! immer noch vom Kaufe jährliher ablößlicher 





fih übrigens wohl widerlegen. ©. F. Harpprecht fagt, wie Cana 
anführt, in einem Gutachten v. 3. 1713 in Beziehung auf Die nöthige 
Erlaubnig, daß „fo viel ih in meiner Prari objervirt, über derjelben 
Difpofition nicht fo genau gehalten zu werden pflegt.“ | 

19a) Die Gefete fhreiben vor, daß in den genannten Fällen zur 
Aufnahme verzinstiher Darlehen mittelft gerichtlicher Berpfändung eine 
Erlaubnig nöthig fey. Hier kann man fireng genommen nicht anders, 
als annehmen, daß ohne die Erlaubniß wenigftens die gerichtliche Ber: 
pfändung als folche nicht gelten kann. 

20) Daß diefer Anficht auch Gmelin und die fpäteren Schriftfteller 
find, wurde ſchon oben S. 589 Note 82 bemerkt. Allein ihre Gründe 
dafür ſcheinen theilweiſe einen Cirkel zu enthalten, vrgl. z. B. Gmelin 
Ordnung d. Gläub. ©. 284 mit ©. 433; Bolley Lehre v. d. öffentl. 
Unterpf. S. 221 Nr. 2. mit S. 222. 

21) Gar weit ging bier Jo. Andr. Frommann D. de negotii annuor. 
redituum et usurarum mutui foeneratiti . . . natura per different. prin- 
eipes. Tub. 1687. 4., eine Schrift, welche fcheinbar gelehrt, aber wahrhaft 
feiht if. Selbft beim f. g. census mere personalis, d. h. wenn eine 
Perfon für fih und ihre Erben fih um das empfangne Capital zur Zah 
lung eines Zinfes blos perfönlich verpflichtet ohne Rückſicht auf den 
Beſitz eines Guts (oben ©. 496 Note 8), nimmt er p. 25 an, daß der 
Räufer jus aliquod, servitutibus simile, ejusque quasi posse* 


Prozeß. Fünfte Hofgerichtsorbnung. $ 76. 647 


Gülten, als einem befonderen, von einem mit Hypothek 
verficherten verzinslichen Darlehen verfchiedenen, Gefchäfte im 
praftijchen Rechte ſprechen *. 


VL Prozeß, Gerichtsverfaffung und nichtftreitige Gerichtds 
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$ 76. Die beiden wichtigften Prozeßgeſetze, welche in 
dieſen Zeitraum fallen, find der erite Theil des dritten Land» 
rechts und eine neue Revifion der Hofgerichteordnung, welde 
theilweiſe durch das dritte Landrecht nöthig wurde. Allein 
Beide jchließen fich beinahe durchaus an das früher Beftandene 
an. Zwar enthält das Landreht auch hier einzelne nicht 


sionem erwerbe, welches, von einer bloßen Obligatio verfchieden, durch 
quasi traditio, wie ein jus reale erworben werde u. f. w.; Doch ziweis 
felt er, ob man wegen eines ſolchen census personalis ein — Abjonde» 
rungsredht babe! Auf eine eigene Weife äußert fih Hochstetter 
Annotatt. ad J. P. W. 11. $ 38. Er behandelt den Gültfauf nah W. 
R. als ein eigenthümliches Gefhäft, fagt aber, wenn der Käufer auf- 
fündigen könnte: fo würde das Gefhäft ganz die Natur des Kaufs ver 
liehren und in Darlehen übergehen, und dann fügt er zum Schluffe bei, das 
Württ. R. aber räume dem Käufer das Aufkündigungsrecht ein, 

22) 3. B. Bolley a. a. O. ©. 231, 22, 178, Gmelin a. a. O. 
Griefinger Comm. 8. 1. ©. 530 u. 417 Note h. B. UI. ©. 628, 
MWeispaar Handb. 1 u. 2e A. $ 453-491, Reyſcher Württ. Privatr, 
$ 256 bei Note 4 (bis zum J. 1817; ohne aber die Frage über die ads 
miniftrative Erlaubniß zu berühren). Der Letztere ſagt a. a. O. $ 255 bei 
und in Note 8 blos noch, das erfte und zweite Landrecht und das Gef. 
v. 1564 ſcheinen von der Anfiht ausgegangen zu feyn, daß dem Gült« 
käufer zur Sicherheit feiner Forderung ein ſtillſchweigendes Pfandrecht 
an der Sache zukommen folle. Auch feheint Derfelbe dem Gültkäufer ſo⸗ 
gar ein Abfonderungsrecht felbft wegen der rüdftändigen Zinfe einzuräus 
men, a. a. O. ©. 451 Note 6—8, vrgl. mit ©. 454. — Nur Rein- 
hardt Das Landr. B. J. ©, 123, 178 nimmt den Gültkauf für ein 
bloßes Darlehen, und fagt, ohne fi aber näher auf die Sache einzus 
lafien, „da das Anlehen (er glaubt der Gültkauf fey blos zur Umgehung 
ber Zinsverbote eingeführt worden) wieder in feine alten Rechte eingefept 
wurde, kam der Gültkauf wieder ab, und jeßt fönnen wir ihn ohnehin 
ganz als Alterthum betrachten”. Aehnlich jagt nın auch Weishaar in 
ver 3n U. f. Handb. $ 553: „der Gültkauf fey mit dem Vorurtheil, dem 
er feine Entſtehung verdankte, abgekommen“, führt aber dabei blos 
Frommann und Canz an, von denen namentlich ber Erfiere gan 
anderer Meinung war. 
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unwichtige Abweichungen von Dem, was in den zwei erften 
Landrechten feftgefest war !; fein Hauptzweck war aber aus 
bier, zu verdeutlichen und zu ergänzen, und in diejem Ginne 
fam im prozeffualifchen Theile jehr viel Neues in das IIL 
Landrecht ?. Ebenſo fchließt fich die fünfte und neuefte Hof: 
gerihtsordnung vom 29. Mai 1654 3 beinahe durchaus 
an die vierte (S. 285) an, und ftimmt in Beziehung auf 
Anordnung, Eintheilung ® und uhalt, wenige Aenderungen 
und Zufäge abgerechnet, mit der vierten wörtlich überein. 


1) Die abweichenden Stellen find oben ©. 350 Note 11, 12 angegeben. 

2) Die neuen Stellen im I. Th. des I. ER. find oben ©. 350 Rote 
13 und ©. 351 theils im Terte theils in Note 14 bezeichnet. 

3) Sie erfohien unter dem Titel: Dep Herzogthbumbe Würtem- 
berg bievor außgangene vnd jego widerumb von newen 
revidirte Hoffgerihts- Ordnung Wie es. fünftiglid in 
denen Händeln, fo daran erwachſen, gehalten werden folle. 
Stuttgart. Anno M. DC. LIV. (121 ©.) Fol. Am Schluß der Bor 
rede und ber ganzen Ordnung fteht das Datum den 29. Mart. 54. Sie 
{ft auch abgedrudt in den fünf älteren Ausgaben der allerhand Ordnun— 
gen, und fehlt blos in der neueften vom J. 1763; f. oben ©. 277 Note 
9,10 und ©. 278 Note 11. Der neuefte Abdruck vderfelben ift der von 
Niede in f. Sammlg. d. Gerichtögeff. Th. III. ©. 460—547 beforgte, 
welhem in den Noten die Abweichungen der IV. Hof-G.O. beigefügt find. 
Ueber ven Realinder der Hof-G.O. von Mofer f. ©. 383. 

4) Nur die 88 5—8 des Th. II. Tit. 3 der V. Hof-G.O. ftehen bei 
der IV. Hof-G.O. am Ende des erften Titels des II. Tpeiles, Auch 
find die $$ der einzelnen Titel in ver V. Hof-G.O. mit Zahlen veriehen. 

5) Neu find namentlih im erfien Theil: Tit. 2 $ 4 (über Bemlau— 
bung der Affefforen); Tit. 3 $ 3 (daß die gelehrten Affefforen des Hof-®. 
bei Stadt- und Dorfgerichten nicht advociren follen); Tit. 4 einige 66 
(über das Amt des Secretaires) und Tit. 5 einige $$ (über das Boten- 
amt); Tit.8 5 A—11 (Legitimat. der Procuratoren) ; im zweiten Theile: 
Tit. 1 $ 4 (Rechtsmittel der Revifion, aus dem III. Landr. aufgenom: 
men); Tit. 8 $ 3 (Eitationen); im dritten Theile: Tit. 1$7,9 
(Regitimation); Tit. 4 $ 3, 4 (Gemeinfchaftlichkeit der Appellation); 
zit.,5, außer einigen anderen Zufäßen die $$ 7 u. 9 (Behandlung der 
Appellation); Tit. 11 $ 4,5 _(Beweisartt.) ; Zit. 16 $ 3 (Koften der 
Zeugenverhöre); Tit. 19 $ 10° (Eröffnung des Zeugenverhörs) ; Tit. 3 
$ 4 (Appellat. von einer Snterloe.); Zit. 24 $ 10 (Einfendung der Ent 
ſcheidungsgrande); Tit. 27 $ 5 (Reif. der Advocatenkoſten). In Eini- 
gem geändert umd zum Theile mit einzelnen Zufäßen vermehrt find 
deſonders im erſten Theile Tit. 5 (über Ergänzung des Gerichte); 
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Im Uebrigen wurde von der Gejebgebung in dem ganzen 
langen Zeitraume im Civilprozeffe wenig gethban®. Ihr Haupt: 
beftreben ging hier dahin, das Beſtehende feftzuhalten, ‚über 
der Beobachtung deffelben zu wachen, Mißbräuchen, über 
welche ſtets geflagt wurde, entgegenzuwirfen und auf mög: 
lichfte Befchleunigung der gerichtlihen Entiheidungen hinzu: 
wirken. Daß die Erreichung diefer Zwecke nicht recht gelingen 
wollte, beweifen die fteten Klagen, welche die Geſetze jelbit 
von Zeit zu Zeit wiederhohlen 7. 

Auch in der Berfaffung und Zufammenjeßung der Gerichte 
wurde in dieſer Periode, wenn wir vorerft von den lebten 
Monaten derfelben abfehen, nur fehr Weniges geändert. Die: 
felben Gerichte und diefelben Einrichtungen bei den Gerichten, wie 
fie am Ende der Grafenzeit beitanden und fih im XVI. Jahr— 
hundert erhielten, blieben auch in dem dritten Zeitraume über 
zweihundert Jahre lang im Weſentlichen feit und unverändert 


Til, Pl Erpöpung der Adv.Taren); Tit. 8 (über Procuratoren); im 
weiten Theile Tit. 2 $ 5 (Cappellable Summe); Tit 3—6 (Appell. 
Formalien) ; im dritten Theile Tit. 1 (Legitimat. der Parth.); Zit. 10 
Coon Pofitionen); Tit. 11 (Aufnahme des Beweifes); Tit. 12 (Zeugen- 
verbör de plano); Tit. 14 (Zeugenverhör); Tit. 16 (Erhöhung ver 
Zaren); Tit. 20 $ 3 (Ebenfo); Tit. 25 $ 7, 8 (Strafe bei Raufhän- 
deln); Zit. 27 $ 6 (Erhöhung der Summe). 

6) Außer den im Folgenden anzuführenden Geſehen gehören hicher blos: 
G.Refer. v. 21. Jul. 1703 (f. oben ©. 364 Note 4); G.Refer. v. 9. Aug. 
1718 (f. 0b. 365 Note 4 u. unt. S. 665, bef. über Competenz bei Nichtigkeite- 
Hagen und über Bollmacten der Gemeinden, Lesteres auch wieder ein- 
geihärft ine. G.NRefer. v. 28. Jun. 1748 bei Riede a. a. O. ©. 489); 
G.Reſer. v. 28. Mai 1727 bei Riedea.a. O. ©. 338 f. (Abkürzung 
der Beweisfriften ; die Hof-G.O. wird hier „aus landesfürfliher Macht 
und Bollfommenheit” abgeändert); G.Refer. v. 23. Aug. 1728 bei 
Riede ©. 345 (Erhöhung der in UR. J. 12. feftgefegten Ingehorfams- 
ftrafen); G.Refer. v. 30. San. 1740 bei Riede ©. 449 (Bollmadten 
beim Hof-G., und PVorfchrift, daß die Advocaten ihre Ausführung über 
das Factum vor der Verhandlung einfenden follen) ; G.Refer. v. 6. 
Sun. 1741 bei Riede ©. 462 f. (über denf. Gegenftand und über die 
Art der Einfendung der Ationsacten); G.Reſer. v. 15. Apr. 1760 bei 
Kiede ©. 570 (Auslöfung und Einfendung der Ationgacten bei mehre- 
ren Appellanten) ; G.Reſer. 9. 14. Apr, 17851 $ 11 bei Riede ©. 631f. 
(über Erecution). 5 

DS. unten Note 46 f. 
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Dorfgerihte hatten die wichtigiten Sachen ihrer Inſaſſen 
zu entjcheiden 6. Nur Gantprozeile machten eine Ausnahme; 
diefe Fonnten nicht von den Dorf= jondern blos von den Stadt: 
gerichten verhandelt und entfchieden werden, und auf Einlei: 
tung des Gantprozeffies erkennen Fonnten nicht einmal 
die Stadtgerichte, es mußte zu diefem Zwede an die „Kanzlei“ 
berichtet, und von dem Kanzleigerichte das Erfenntniß ein: 
gehohlt werden 7. Sn den Städten erhielt fih das alte 
„Rleingeriht“; nur verlohr fi) der Name und die Com: 
petenz erhöhte ſich. Sachen von 45, nach anderen Stellen von 
20 Pfund Heller 3 oder weniger follte in den Städten der 
Stabsbeamte mit vier von ihm und dem ganzen Gerichte 
gewählten Nichtern fo entjcheiden, daß dann die Appellatioa 


— — 


16) Manche, namentlich auch Fetzeer Theor. d. altwürt. Juſtiz- und Ger. 
Vfaſſg.ꝛc. ©. 57, behaupten das Gegentheil. Allein Feger mißverſtand eine 
Landrechtöftelle (L.R. I. 8. $ 8.), welche blos fagt, daß in Dörfern fein 
Kleingericht beftehen folle. Dagegen fagt allerdings L.R. 1.8. $ 9, daß 
Sachen über 15 Pfund Heller blos von Amtmann und Gericht (Stadt« 
gericht) entfchieden werden follen. Allein diefe Stelle läßt fih auch anders 
erflären, und nach L.R. J. 5. 9. $ 2, 3 ift ganz entfchieden auch in folchen 
Sachen das Dorfgericht competent. ine Antinomie fand hierin Die 
Facultät in ihrem Berichte von 1735 (oben ©. 366). Wenn man aber 
auch zweifelte: fo mußte man doch die ganz entfchieden und klar ſprechen— 
den $$ 2 und 3 dem jedenfalls minder entichievenen $ 9 vorziehen. 

17T) G.Refer. v. 25. Nov. 1650 bei Gerſtlacher Sammlg.ıe. 3.1. 
©. 42; G.Refer. v. 29. Mai 1714 bei Riecke Gerichtögeff. Th. ME. 
©. 266; G.Refer. v. 14. Apr. 1781. $ 12 f., bei Riecke a. a. O. S. 
633 f. — Die Schuldenverweifung machte gewöhnlich blos der Stadt- 
frhreiber ohne fie nachher im Gerichte auch nur vorzulegen. Dieß wird 
durch ein G.Refer. v. 13. Mai 1796 (Riede ©. 709) gerügt, und der 
Bortrag im Gericht befohlen. 

18) Ein Pfund Helfer betrug im XVII. Jahrh. 43 Kreußer. Die 
Württ. Schriftfteller befchränften gewöhntich das Kleingericht auf Saden, 
welche 15 Pfund nicht überfleigen, Fetzer a. a. DO. ©. 57, Ca. F. 
Scheurlen Der teutfeh. gem. u. württ, Civilproꝛ. B. I. ©. 137; auf 
fagt dieß L.R. 1.8. $ 7,9. Allein im UR. T. 59. $ 1 fcheint die Com— 
petenz des Kleingerichts auf 20 Pfund gefegt zu fepn. Dafür ſpricht 
auch, daß fonft bei einer Summe von mehr als 15 bis zu 20 Pfund gar 
feine Appellation möglich gewefen wäre. Sedenfalls waren hier die Re 
bastoren bes ER, fehr nachläßig. 
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andas volle Stadtgericht ging 3°. An der Stelle diefes Klein- 
gerichts aber machte im XVIII. Jahrhundert gewöhnlich der 
Dberamtmann mit zwei Scabinen die Sahe ab SP, Wichti⸗ 
gere Sachen — und in Dörfern alle Sachen — gehörten vor 
das ganze Gericht ?. Bon diefem fonnten 1—3 Mitglieder 
fehlen; fehlten mehr: fo mußte eine Ergänzung des Gerichts 
aus dem Rathe 2° oder, wenn diefer nicht reicht, aus andern 
benachbarten Gerichten eintreten ?!. Dag Gericht der Amts: 
jtadt. war das nächſte Appellationsgericht für die Dorfgerichte 
des Amts, und zwar bei Sachen, welche 20 Pfund Heller nicht 
überftiegen, unbedingt und ausſchließlich, bei Sachen zwifchen 
20 Pfund und 50 Gulden wahlweife mit dem Oberhof der Amtes 
ftadt 2, bei noch wichtigeren Sahen wahlmweife mit dem Hof— 
gericht 3. Das Berfahren in den geringeren Sachen bis zu 15 
Pfund Heller, nad einer jpäteren Verfügung das in allen 
Sachen unter 50 Gulden follte mündlid und möglichſt ſum— 
mariſch feyn, und in den Dorfgerichten follte überhaupt ein 
fchriftlihes Verfahren fo viel immer möglich nicht zuge: 
laſſen werden , 

Auch die alten Untergangsgerihte beflanden im 
MWefentlihen unverändert fort. Sie wurden gewöhnlich mit " 
3—4 Perſonen befett, welche das Gericht in den Städten 
meiftens aus dem Rath und der Gemeinde, in Dörfern 


— — — — — 
PER u — — 








13a) L.R. J. 59. 8 1. 

186 Diefes, freilich geſetzwidrige, Verfahren bezeugt z. B. God. Dan. 
Hoffmann Jurisdictio Wirt. civil. ordinar. Tub. 1775 (34 pp.) 4. 
$ vl. 

19) ©. die in Note 17 u. 18 angef. Stellen. 

20) Dieß war eine Neuerung des III. Landrechts. 

21) ER. 1.5. $ 1,2. In den Stadtgerihten, melde gewöhnlich aus 
12 Richtern ohne den Borftand beitanden, waren alfo 9 Richter neben 
dem Borftande und Actuar nöthig. Doc wendete man auch hier gewöhn- 
[ich die Beftimmung der Hof-G.O. an, nach welder zu einem Hauptur⸗ 
theil 8, zu einem Bei» oder Borurtheil 6 Richter nöthig waren. 

22) LR.1.59.$ 2 vrgl. mit 83 ebendaſ. Scheurlen a. a. D. ©. 136. 

23) ©. Note 32. Ueber die Befugniß der Cameralbeamten, Gefälle 
erecutivifch beizutreiben f. G.Nefer. v. 16. Apr. 1639. 

24) ER. 1.8. $ 7,8.3.1. $ un. 1. 17.9 4.1.19. $ 1. G.Refer. v. 
31. Der. 1781 Nr. 9, bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. II. ©. 660. 
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gewöhnlich aus dem Gericht und der Gemeinde wählte; Bor: , 
ftand war ein. Bürgermeifter oder das älteſte aus dem Gerichte 
oder Rathe genommene Mitglied. Die Berufung von den Er: 
fenntniffen des Untergangs ging in zweiter Inſtanz an das 
volle Dorf- und Stadtgericht %. Neben dem Untergange 
beitanden als von ihm ganz verfchiedene polizeiliche Inſtitute 
die Feldfteußler und die Baujhau?”., 

II. Oberhöfe, auch „Stadtobergerichte* genannt, 
Sie waren blos noch in Sachen, welche zwiſchen 20 Pfund 
Heller und 50 Gulden betrugen, Appellationsgericht. In 
folhen Sachen konnte von den Stadtgerichten blos an fie, von 
den Dorfgerichten aber nad der Wahl des Appellirenden an 
fie oder an das Ötadtgericht Des Amtes appellirt werden ®, 
In Untergangsfachen aber Eonnte man an fie nicht appelliren. 
Es gab zwar einen „Oberuntergang“ Allein diefer Unter: 
gang der Oberhöfe Stuttgart und Tübingen, an welhen nad 
früherem Rechte appellirt werden Eonnte‘, hörte durch das III. 
Landreht auf, Appellationsinftanz zu feyn 9. Er trat daher 


25) L.R. J. 8. 5 3. 

26) Vrgl. Note 30. 

27) Ueber die Feldſteußler ſ. oben S. 109, auch die Commun-O. S. 
50 $ 12. Die Bau- und Feuerſchau hatte die öffentlichen polizeilichen 
Beziehungen bei Gebäuden, bei den Feuerftellen u. drgl. zu wahren. Sie 
fonnte aus denfelben Perfonen beftehen, wie der Untergang, hatte aber 
meift andre Mitglieder. ©. bef. den ©. 366 angef. Bericht Fol. 117. 

23) 3.9. Landr. I. 57. $ 1. Diefelbe Stelle fihreibt vor, daß fie des 
Sahrs wenigftens zweimal „Appellationsgericht” halten follen. 

29) &.R. J. 59. 8 2,3. 

30) ER. 1. 59. $4. Einige Drudfehler, welde in allen Ausgaben 
des Yandrechts von der von 1626 an bis zu der von 1743 ſtehen (oben 
©. 345 Note 1), machten häufig, glauben, daß noch das. alte S. 20, 
234 Note 11 angeführte Recht gelte, indem Biele diefe fpäteren Ausga— 
ben nicht mit der vor 1610 verglichen, oder, wie nun auch Riede 
Gerichtsgeſſ. Th. II. ©. 136 Note 73, den Drudfepler nicht für einen 
folden, fondern für eine abfichtlihe Aenderung hielten. Allein ſchon 
Andere 3. B. Joh. Dan. Hoffmann D. de judicio Aedilitio etc. p. 
48 sq. und die dort Angeführten und God. Dan. Hoffmann Jurisd. 
W. civ. $XXX. nahmen die Abweichung für einen Drudfepler, und daß 
diefe Anfiht richtig ift und die Abweichung in den genannten Ausgaben, 
fo mie auch die bedeutende im $ 3 eod. (Note 32) ganz unabſichtlich 
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nurnod in erjter Inſtanz dann für den Untergang eines an: 
deren Ortes ein, wenn diefer recufirt wurde 31; doch Eonnten in 
einem jolchen Falle die Parthieen, wenn fie die größeren Koften 
des Dberunterganges fcheuten, auch um Remiffton der Sache 
an einen anderen benachbarten Untergang bei der Kanzlei 
bitten (j. g. Remiflionsuntergang). 

II. Das Hofgericht. Diefes war, wie früher, ledig: 
lich) Appellationsgericht, und zwar in dritter Inſtanz für Uns” 
tergangsjadhen, in zweiter Inſtanz für alle Sachen, welche 
50 Gulden überftiegen oder „Ehre, Dienftbarkeiten, Grund: 
Boden: Urbar= Lehen : oder ſonſten ohnablöfige Zinß, item Loſun— 
gen und dergleichen Gerechtfamin“ 3a betrafen. Wurden jedoch 
folche Sachen von einem Dorfgerichte entfchieden: fo hatte die 
Parthie die Wahl, ob fie an das Hofgeriht oder an das 
Gericht ihrer Amtsftadt 3? appelliren wollte, und wählte fie 
das Letztere: jo Fonnte von dem Erfenntniffe des Stadt— 
gerichts auch noch an das Hofgericht gegangen werden #*, 
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war, beweiſen die im J. 1722 gepflogenen Verhandlungen bei Belegen: 
heit einer projectirten neuen Ausgabe des Landrechts (Urkunden auf d. 
Staatsardh.). Es werden hier die Stellen als verborben bemerft, und 
das Hof-G. berichtet (29. Apr. 1722), daß es „diefe Differenzen jeder 
zeit für einen Drudfehler gehalten, und fi in judicando ftets an die 
Ausg. von 1608 gehalten habe.” Die gleiche Anficht ſprach die Juriſten— 
facultät in iprem Berichte von 1735 (oden ©. 366) aus. — Auffallend 
it aber, daß in der II. Bau-D. ©. 21 der Grundfag des alten Rechts 
ftepen blieb, und fie eine Berufung an das Hofgericht ganz zu unter» 
fagen ſcheint. Brgl. Schoepff Processus appellat. etc. Ed. 2. p. 57. 
Hoffmann Jurisdiet. eiv. w. $ XXXl. sq. Die V. Hof-G.O. II, 2. 
$ 8 verweist lediglich auf das Landredt. 

31) U. Bau⸗O. ©. 11. Joh. D. Hoffmann D. de judic. Aedil. 
p- 9. 
31a) Ob es auch bier bei Immobilien auf den Werth ankomme, wurde 
bejabend entfchieden in dem ©. 368 Note 1 angef. G.Refer. v. 1740. 

32) Nicht an den Oberhof. L.R. T. 59. $3. Auch hier haben die Aus- 
gaben des L.R. von der v. 1626 an bis zu der von 1743 einen Drud- 
fepfer, nach welchem auch von den Dorfgerichten bios an das Hof-G. 
appellirt werben fünnte, und der zu manden Berfiößen und Zweifeln 
Anlaß gab. Bon ihm gilt ganz das in Note 30 Geſagte. 

32a) L.R. a. a. O. verb. oder gleid. ©. auch G. D. Hoffmann 
Jurisd. W. civ. $ IX. 
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Die Einrichtung, Zufammenfegung und das Derfahren des 
Hofgerichts blieb im Wefentlichen durchaus diefelbe, wie in 
der verfloffenen Periode. 

IV. Das Kanzleigericht. Der Oberrath oder, wie 
er jpäter genannt wurde, das Regierungscollegium (©. 351) 
war nicht blos DBerwaltungsbehörde, fondern, wie dieß jchon in 
der Örafenzeit mit der Kanzlei der Fall war, ftets und aud die 
fen ganzen Zeitraum hindurch, eben jo ſehr auch Juſtiz— 
behörde°; er war für die Eremten durchaus Daffelbe, 
was die Stadt = und Dorfgerichte für die Michteremten. Da: 
bei hatte er die Aufficht über die Gerichte des Landes; an 
ihn mußten die Prozeßtabellen eingefendet werden #* u.f.w., 
und überhaupt, was oben ©. 52 von der Kanzlei der |, 
Grafen gefagt ist, hatte fich immer unverändert forterhalten, 
und galt bis zum J. 1806 vom Oberrathe oder dem Negies 
rungscollegium 9. Was feine richterlichen Functionen be 
trifft: fo hatte diefes Kanzleigeriht alle Eheſachen für das 
ganze Land (oben ©. 419) und die Wechſelſachen 36 zu ent: 
fheiden, und in anderen Civilprozeßſachen, wie früher, in 
erjter Inſtanz bei allen eremten Beklagten zu Iprechen. 
Es verhandelte und entfchied dieſe letzteren Sachen häufig 
durch eine Deputation; meijt aber wurde von ihm zur Der: 
handlung und Entjheidung der Sache ein Stadtgeriht be 
auftragtz; oft verwies auch der Derzog die Sache an das 
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33) Ueber die Functionen der Regierung als Gericht erſter Inſtanz 
ſchweigen gewöhnlich unfre Schriftſteller ganz. Gutſcher Die Pflicht. 
und Rechte des W. Bürgers ꝛc. $ 169 nennt die Regierung mit Recht ein 
„Landesjuftizcollegium“ , ohne aber über ihre Eompetenz Etwas zu fagen. 

34) G.Refer. v. 411. Det. 1758, 6. Nov. 1772, 2. Jan. 1775 und 
6. Sept. 1795 bei Riede Gerichtsgefi. Th. II. ©. 526, 618, 704. — 
Ueber Beſchwerden gegen die Gerichte f. ER. I. 81. $ 2, 3. Landes-⸗O. 
zit. 10 $ 2, 

35) Nur erhielt über ihm der Geheimerath die höchſte Aufficht über die 
Rechtspflege; ©. 330. Dem Anfehen des Hofgerichts that dieſe Stellung 
des Oberraths nicht felten Eintrag. Man fehe 3. B. das G.Reier. v. 
1. Nov. 1699 bei Riecke a. a. D. ©. 206— 208. 

36) Das Wechſelgericht (S. 515) war im Grunde nichts anderes, 
als eine befondere Abtheilung des .Ranzleigerichts, 
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Hofgericht, um in erjter Inſtanz ein Urtheil zu geben %a, Wer 
zu den Eremten gehörte, war nie ganz feft beftimmt. Jeden— 
falls zählte man zu denfelben die Kammern, das herzogliche 
Haus, Eorporationen, geiftliche und weltliche Oberbeamte, wie 
Prälaten, Decane, Forftmeifter, Stabsbeamte, Keller, und 
andere unmittelbar dem Hofe und der Kanzlei untergeordnete 
Diener und den von feinen Renten lebenden Adel”, Doc 
ſchwankte die Praris nicht ſelten ). —  Zugleih war das Kanz- 
leigeriht oder Negierungscollegium jchon in Folge einer Be: 
jtimmung der Kanzleiordnung vom 25. Mai 4597 39, welche 


jpäter in das III. Yandrecht aufgenommen wurde 20, die Re— 
vifionsinftanz für die vom Hofgerichte entichiedenen Sachen, 
jofern ihr Werth wenigftens 200 Gulden betrug. 

Ueber Evocationen an fremde Gerichte dauerten lange 
Zeit noch diefelben Klagen und Uebelftände fort, wie fie oben 
S. 285 angeführt wurden, Die Appellationen an das 
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36a) Vrgl. auch Kanzlei-O. v. 1660. P. III. Tit. 2. Hof-G.O. II. 1. 
6 3. 11.2.9 3.111. 23. 8 1, 2.; auch oben ©. 433 Note 27. 

37) Vrgl. def. Wechſel-O. Kap. V. $ 5, 7; auch G.Refe. v. 12. Febr. 
1661, 11. Sept. 1730 und v. 22. Dec. 1736 bei Riede a. a. D. ©. 22, 
362 u. 423. G.Refer. v. 2. Jun. 1783, bei Riede ©. 674: Tutularr,D. 
v. 1781 Art. 7. und Refolut. v. 27. März 1799, bei Riede ©. 641. 

33) In einem (ungedr.) Berihte vom 9. Mai 1806 fagt das Ober- 
Snftizceollegium IF. Senats, daß über die Perſonen, welche früher cinen 
privilegirten Gerichtsftand genoffen, nirgends ein richtiges und vollftändi- 
ges Verzeichnis vorhanden, und überhaupt in diefer Materie bisher noch 
Manches unbeftimmt geweſen fey. Auf den befreiten Gerichtsftand der . 
erimirten Perfonen geringeren Standes z. B. der niederen. Hofdienerfhaft, 
des zur Kanzlei gehörigen niederen Perfonals fey gewöhnlich in der Pra- 
ris feine Rüdfiht genommen, und dergleichen Perfonen ohne befondre 
Remiffion vor dem Stadtgericht belangt worden. 

39) Zuerſt machte hierauf aufmerffam Riecke Gerichtsgefl. Th. I. 
©. 164, 165, wo auch die betreffende Stelle ber Kanzlei-D. abge» 
druckt if. 

40) L. R. I. 78. Hof-G.O. U. 1. 8 4 

4) Vrgl. das ©. 85 Note 13 angef. G.Refer. v. 1613 (auch als 
Nov. VIN. Hinter ver L.O.); ferner das Priv. de non evoc. v. 5. Sept. 
1629 (bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. II. ©. 404); G.Refer. v. 28. Jan, 
1723 (bei Riede Th. III. ©. 343). In Diefem wird die 2. DO. Tit. 10 
$ 3 dahin ausgelegt, daß dadurch für den Württemberger, der einen 

Wächter, Württemd. Brivatr, I. 42 
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Reihsfammergerichk fuchte man, wie auch fchon oben 
©. 287 bemerkt wurde, im Anfange des XVIII. Jahrhunderts 
ganz abzufchneiden 2, Allein erft am Schluffe diefer Period: 
erwirfte fih der Churfürſt ein unbefchränftes Privilegium 
de non appellando (©. 666). 

Bejonders wichtig war die ſ. g. willführliche oder nicht: 
ftreitige Gerichtsbarkeit bei der großen Ausdehnung, in 
welcher jo viele Privatrechtsacte vor die Gerichte gebracht werden 
mußten oder ſonſt die Gerichte auf fie einzumwirfen hatten. 
Hauptſächlich waren e8 die oben ausgeführten Berhältniffe bei 
Obſignationen, Inventuren, Xheilungen, Bormundfcaften, 
bei gerichtlichen Erfenntniffen über Beräußerungen des Eigen 
thums und eine Menge andere Berträge und über Berpfän: 
dungen, in welchen die Theilnahme der Gerichte von befonderer 
Bedeutung war. Wie fchon oben bei den einzelnen Lehren 
genauer ausgeführt wurde, bejorgten dieſe Functionen immer 
fort, wie früher, die Stadt: und Dorfgerichte und in man 
hen Fällen ein Ausihuß derjelben, das Waifengeridt, 
bei eremten Perfonen® des Negierungscollegium und der 
Tutelarrath“. Bei den Stadt- und Dorfgerichten behielt in 
diejer Dinficht, fo wie in allen anderen oben ©. 298 heraus: 


Mituntertpanen vor ein ausländifches Gericht ziehe, die in den Privs, 
feftgefeßte Strafe nicht aufgehoben fey, und ſchärft für eine ſolche Hand» 
Yung die Strafe von 50 Marl Gold (7200 Gulden!) wieder ein. 

42) G.Nefer. v. 8. Febr. 1730, bei Riecke a. a. D. ©. 350. Das 
II. Landrecht 1. 60 8 2, und die V. Hof-G.O. 111, 2. $ 2—4 wieder 
hohlten die oben ©. 287 angef. Beftimmung des früheren Rechts über 
die Befugniß, bei Prozeſſen zwifchen Ausländern und MWürttembergern an 
das Reichsfammergericht zu appelliren. Das G.Refer. v. 1730 aber hebt 
„per modum authenticae interpretationis (!) et hinc dimanantis consti- 
tutionis novae legis, perpetuo in posterum valiturae“ diefe Befugnis auf 
den Grund angeblicher privilegia de non appellando illimitata auf; ſ. 
S. 237 Note 19 und unten Note 63. 

43) Betraf das Geſchäft eine Verfügung über eine Sache, bei wel— 
her das Gericht der gelegenen Sache zu concurriren hatte, wie Erfennen 
über einen Kauf, über eine Servitut, Verpfändung ꝛc.: fo hatten hierbei 
die eremten Perſonen als folche keine Befreiung von den Ortsgerichten 
anzusprechen. Eine folche trat hier nur ein, wenn die Sache eremt war, 
wie bie Liegenfchaften der Univerfitätsbürger in Tübingen. 

44) Oben ©. 444 f., 450 f. | 
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gehobenen Beziehungen, der Stadt: und Amtsſchreiber 
feine alte Wichtigkeit. Allein auch die Klagen über die Stadt: 
und Amtsjchreiber, über die großen Koſten, die fie gegen die 
Geſetze den Parthieen machen, über die vielen Fehler, deren 
fie fih bei Behandlung der Gefchäfte zu Schulden fommen 
laſſen, über die Eigenmächtigkeit, mit der file verfahren, 
über das Unzureichende der Aufficht und Eontrole, welche die 
Stabsbeamten in diefen Hinfichten zu führen hatten, und die 
Läßigkeit, mit der fie fie führten 9, Diefe Klagen waren in 
diejer Periode jo häufig und fo laut wie früher. Die Geſetz— 
geber jelbit erfannten in einer Reihe von Derfügungen die Ge: 
rechtigkeit diejer Klagen an. Sie fuchten ihnen abzupelfen 
durch Einfchärfung der beftehenden Gefehe, durch Strafdros 
hungen und durch Erneuerung fefter Taren und dergleichen; 
allein an der wahren Wurzel griffen fie den Uebelitany nicht 
an, und fo dauerte er auch diefen ganzen Zeitraum unver: 
ändert fort Zwar wollte im vorlegten Jahrzehent des 
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45) Außer einigen ber in Note 46 angef. Reſcripte rügt dieß ein G. Reſer. 
2. 25. Oct. 1781 (bei Niede Gerichtsgefl, Th. II. ©. 655), weldes 
auch den Stabsbeamten einfchärfen mußte, für die Revifion der Arbeiten 
der Stadtfchreiber den Parthieen feine Anrechnung zu machen. Die Eon 
trole des Stabsbeamten wurde häufig auch gelähmt durch Berwandtichaft 
oder Schwägerfchaft mit dem Stadtfchreiber. Diefem fuchten entgegen- 
zumirken die G. Reſec. v. 25. Zul. 1786 u. v. 19. März 1792, bei Riede 
a. a. D. ©. 668 u. 686. 

46) Die Lifte der betreffenden Berfügungen if groß; namentlich gehd- 
ren hierher: Landr. I. 6. $ 130 f., $ 163 f. G.Reſer. v. 3. Sept. 1642 
(oben ©. 443 Note 135 Klagen über zu hohe Anrechnungen, und über 
nicht gehörige Ausführung der Gefete); G.Refer. v. 29. Dec. 1643 (bei 
Riecke Gerichtsgefl. Th. II. ©, 4315 gleiche Klagen; Androhung bedeu- 
tender Strafen gegen die Stadtfchreiber); die gleichen Klagen wiederhop- 
Ien die oben ©. 443 Note 18 angeführten G.Refcec. v. 5. Apr. 1645, 
v. 31. Zul. 1645, 29. Sept. 1648, v. 8. Apr. 1656 und vom 12. San. 
und 12. Febr. 1661; ferner G.Refer. v. 14. Jun. 1652 (bei Riede a. 
a. D. ©. 451; Hagt, daß der arme Landmann „wider die chriftliche Liebe 
und Billigkeit ganz unverhältnißmäßig gefleigert” werde, und feßt für die 
Stadtfihreiber theilweife neue Zaren fe); ferner ein G.Refer. v. 18. 
Det. 16615 G.Reſer. v. 4. Mai 1663 (bei Riede a. a. O. Tp. I. 
©. 29; die alten Klagen; Einfhärfung früherer und nähere Beftimmung 
einiger Zaren); G.V.O v. 27. März 1702 (oben ©. a Wiederhobluns 


660 Rey. 6. Dririe Periode. Friedrich J. bie Fricdrich U. 1593-13. 


XVIL Jahrhunderts Herzog Carl, beipnders auch durd die 
große Zahl der Schreiber und anderer Dienttaipiranten auf 
das ganze Derhältnig von Neuem aufmerftam gemacht, gründ: 
lidy helfen, und er verlangte im 5%. 1786 von der Regierung 
über die Sache Gutachten. Es wurden auch ausführlice 
Gutachten eritattet; allein Feines derielben ſcheint die Sache 
vom rechten Punfte aus aufgefaßt zu haben, und das Reſul— 
tat der Berathung war bios ein Reicript rom 50. ‘un. 1789, 
welches an minder Tüchtige Ermahnungen zur Ermählung eines 
anderen Berufes, und itrengere Cramina für die Schreiber 
vorſchreibt , ohne aber in der Art ihres Bildungslaufes das 
Geringfte zu ändern. Bei deu Klagen über Den Schreiber: 
ftand, welche in jenen Zeiten in den verfchiedeniten Formen 
auch in mehreren Schriften vorgebraht wurden, und mande 
Bertheidigungsihriften und Borfchläge zu Berbeiferungen 


ber alten Klagen, auch über die Connivenz der Stabsbeamten; nähere 
Beftimmung einzelner Zaren und theilweife Erhöhung derfelben „wegen 
veränderter Zeit und erhöhter Freie”); G.Refer. v. 6. Jun. 174 
(bei Riede 111. ©. 463; Klagen über abfihtlihe Weitläuftigkeit bei 
manchen Gefchäften, um die Koften zu vermehren). Die Commun-O. 
v. 1758 fließt fih ©. 14 an dieſe Rügen an, und feste ©. 61 f. bei- 
nahe durchgängig neue Taren für die Stadiſchreibersgeſchäfte fe. Allein 
die alten Klagen ernenerten fih bald wieder, und ein G.Refer. v. 27. Nor. 
1784 (Riede ©. 665 f.) rügt, „daß die Schreibereigeſchäfte aus. eigen. 
nüßigen Abfichten immer mehr ausgedehnt und vervielfältigt werden.“ 
Allein was diefes Refceript über Annahme der Sneipienten und Subſtitu— 
ten und die Salarirung der Legteren beftimmt, konnte nichts beifen. 

46a) Eines davon ift das in der Note 49 angeführte; eim anderes if 
abgedruckt in 50h. Geo. Bauerlen Taſchenb. für W. Schreiber. Stuttg. 
1794. ©. 1-3. 

AT) Es ift abgedrudt in den in der folg. Note angef. Bemerkungen 
und Vorſchläge ıc. ©. 63—67. — Auf den Dörfern beforgten aud in 
diefem Zeitraume häufig noch Schufmeifter die Dienfte der Gerichtsſchrci⸗ 
ber, namentlid auch Inventuren, ZTheilungen, Zeftamentserrichtungen 
u. dergl. Dieß verbietet wieder ein G.Refer. vom 16. Oct. 1705 (bei 
Riecke Gerichtsgeſſ. Th. IL. ©. 228), weil ſolche Dorfgerichtsicreiber 
„zu ſolchen Berrichtungen die Capacität nicht haben, große Fehler fchießen 
und fchlechte Arbeit machen“, überträgt die wichtigeren Gefchäfte allgemein 
den Amtsfcpreibern, und beichränft die gemeinen Dorfgerichtsfchreiber auf 
minder Wichtiges, wohin es aber au die Kaufs- und Iinterpfand# 
protocolle zählt, Die Commun-O. ©. 19 $ 19 wiederhoplt es. 


* 
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bervorriefen 2, ging man jedoch in Manchem zu weit und über: 
trieb die Sache VB. Man überfah die tüchtigen Dienfte, welche 
viele rechtfchaffene und erfahrene Schreiber leifteten, und wie 
viele Prozeffe in Folge der, wenn gleih zu weit gehenden, 
Fürforge der Geſetze von gewandten Öchreibern im Keime 
erftickt wurden. Allerdings aber lagen in dem ganzen Inſti— 
tute zwei Grundfehler, welche ftets eine Quelle gerechter 
Klagen bleiben mußten (©. 301, 502), und an deren Hebung 
dachte man in diefem Zeitraume nicht °°, 

Fur viele Nechtsacte waren auch noch die Eaiferlichen 
Notare (S. 297 Note 1) von Wichtigkeit, z. B. für Teftaments: 
errichtungen, Verpfändungen (S. 578), Einlegung von Appella— 
tionen a, Wechſelproteſteꝰ, Beglaubigung von Vollmachten und 
überhaupt für Öffentliche Beglaubigung wichtiger Acte, und aud) 
das Landrecht berührt fie häufig ?. Allein mit der Ernennung 


43) Zu diefen gehören namentlich: Bemerkungen und Vorſchläge üb. d. 
Schreibereimwefen im Wirtembergifchen. 1792 (120 SS.) 8. Apologie des 
W. Screiberftandes nebft einem Borfchlag zu f. Bervolllommnung. Tüb. 
1792 (150 SS.) 8.; ferner einige Abhandlungen in Bäuerlens Tafchenb. 
für W. Schreiber. Jahrg. 1793. S. 80-85, ©. 97-102. Yahrg. 1794. 
©. 24—36, ©. 113—128. 

49) Sp namentlich der Regierungspräfivent v. Gemmingen in einem 
Gutachten, das er im 3. 1786 gegeben hatte (es ift abgedr. in d. angef. 
Bemerkk. und Vorſchlägen ıc, ©. 97-108), und welches vieles Auf- 
fehen machte. 

50) In Beziehung auf den einen Grundfehler war die Commun-⸗O. 
auf dem rechten Wege, indem fie S. 14 vorſchrieb, daß über einen Tpeil 
ihrer Gefchäfte (den, welcher Stadt - und Amtsangelegenheiten betreffe) mit 
den Stadt- und Amtsfchreibern ein firer Gehalt vertragt werben fode; 
aber fie dehnte es auf die fo vielen anderen, für die Privaten empfind« 
liheren, Gefchäfte nicht aus. In Hinficht des zweiten Grundfehlers war 
die Zuriftenfacultät auf dem rechten Wege. Sie fihlug in dem oben 
©. 366 angef. Berichte von 1735 vor, wer Stabdtfchreiber werden wolle, 
folle fludieren, wenigftens ein Collegium über Inftitutionen und Landrecht 
hören müßen. Allein ihr Borfchlag fand keinen Anklang. Ueber den oben 
S. 301 f. befchriebenen Bildungsgang der Schreiber f. auch III. Lanpr. 
1, 6 $ 5-13 und befonders Commun-O ©, 16 f. 

50a) H0f-8,9.1.3. $ 1, 10. Prozeßſchriften durften fie nicht machen. 
Note 54, 

51) Wechſel⸗O. Kap. IV. $ 37. 

5) ER, 1. 16..$ 3 (Beglaubigung von Vollmachten) j 1.3. 92 


« 
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folder Notare murde großer Mißbrauch getrieben. Denn 
jeder Faiferlihe f. g. Mofpfalzgraf, welcher das Eleine Co: 
mitiv hatte, konnte auch Notare ernennen. Golde Co: 
mitive aber erhielten nicht nur viele Corporationen, fondern 
auch viele Privatperfonen und fo auch mande Württembergifche 
Beamte, und diefe Pfalzgrafen waren fehr freigebig mit der 
Ertheilung der Notarswürde. Diele-Schreiber, Advocaten und 
Andere ließen fih auf dieſe Weife zu Motaren machen, 
und mancher Unwürdige erhielt dadurd die Notarsbefugniß. 
Deßhalb beftimmte ein G.Refer. vom 2. Dec, 1795 mit Redt, 
daß niht nur die Hofpfalzgrafen im Lande fich über ihre 
‚ Eomitive gehörig auszumeifen haben, fondern auch alle von 
ihnen gemachte Notare nicht eher Notariatsgefchäfte ausüben 
dürfen, als bis fie dazu landesherrlidye Erlaubniß erhalten 
haben ® „. 

An die Klagen über die Schreiber reihten fich in diejem 
Zeitraume auch viele Klagen über Advocaten 5%, und über die 
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(Beglaub. von Geſtändniſſen); J. 34. 53 (Beglaub. von Urkunden überh.); 
III. 1. 5 2, II. 3. $ 10, MI. 4. $ 1 (CLetzte Willen). Dieſelben Rechte, 
wie den Notarien, legt das Landrecht den Stadt- und Amtsſchreibern 
bei, und bindet auch die Notarien an die Stadtfchreiberstare. UR. 1. 6. 
$ 130, 172. 

53) ©. hierüber Danz Handb. d. Deutfh. Privatr. B. III. ©. 47 f. 

53a) Das Nefer. ift abgedr. bei Riecke Gerichtsgeff. Th. III. ©. 706. 

54) In Beziehung auf Advocaten Ändert das IL. Landrecht weientlic 
die Befimmungen bes früheren Rechts. Jeder darf zwar vor den Stadt 
und Dorfgerichten- feine Sache felbft führen, aber auch eines Advocaten 
fih bedienen. Aus dem Gerichtsring darf fein Fürfprecher mehr beftellt 
werden. Jedes Gericht fol vielmehr „aus der Bürgerfchaft jederzeit 
fromme, friedfertige, vwerftändige nud ausrichtige Männer als Advocaten 
beftellen” ; in wichtigen Sachen aber follen vor ven Stadtgerichten auf 
rechtsgelehrte Advocaten gebraucht werden können. L.R. J. 17. $1-4. 
Allein die aus der Bürgerfchaft gewählten ungelehrten „gemeinen“ Für 
fprecher kamen bald meift außer Gebrauch, und ihre Stellen nahmen theils 
Pfuſcher (ſ. g. Entenmaier L.R. J. 17. $5), theils rechtsgelehrte Advocaten 
ein, welche Letere am Ende überall zugelaffen wurden (nur follen fie bei 
Saden unter 50 fl. zu mündlichen Vorträgen angehalten werden, G.Retr. 
9.31. Dee. 1781, Riedea.a.D. 6.660, u. G.Refer. v. 25. Dec, 179, 
Riecke S. 707). Beider Kanzlei fonnten nur die von ihr geprüften und be- 
eidigten Advoraten Kanzleiadvocaten), und beim Hofgericht num die 
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Berwaltung der ftreitigen Rechtspflege. Beiden Stadt- 
und Dorfgerichten blieb es bei den alten Einrichtungen, welche, 
wie fchon früher gezeigt wurde, zu manchen Nachtheilen und 
Beſchwerden führen mußten. Die Unmöglichkeit für folche 
Richter, wie fie in unfren Stadt- und Dorfgerichten faßen, 
fich mit dem Civilrechte vertraut zu machen, und die Verbin— 
dung der Juſtiz mit der Adminiftration fowohl in der Kanzlei 
als in den Gemeindegerichten mußte zu großen Mängeln führen. 
Die Juſtiz wurde nur zu häufig als Nebenfache betrachtet, die 
Prozeſſe wurden jchleppend behandelt und, wie mehrere Gefege 
jagen, unfterblih gemacht; wollten die Gerichte mit der Ents 
jcheidung eines Falles ſich nicht befaffen oder Eonnten fie es 
nicht: fo wurde er eben an die Juriſtenfacultät nad Tübingen 
oder an einen einzeinen Doctor oder Advocaten, und nicht felten 
an einen recht fchlechten, zur Entjcheidung geſchickt. Won der 
anderen Seite verwechjelten die Stabsbeamten nur gar zu häufig 
ihre Gtellung als VBerwaltungsbeamte mit der Stellung des 
Gerichtsvorftandes, griffen bei Prozeffen oft auf eine tumules 
tuariiche, die Nechte-der Parthieen aufs Empfindlichite krän— 
kende, Weije gegen alles Geſetz durch, und während man fich 
bald über Yangjamfeit zu befchweren hatte, hörte man an 
anderen Orten über zu rajches Derfahren Elagen. Und die 
Gefeggebung? Gie fuchte durch Abkürzung von Friften und 
dergleichen, Beftimmungen über Ungehorfamsftrafen gegen die 
Parthieen, durch Verweiſen der Gerichte an den Rath bewährs 
ter Suriften 5, durch Ermahnungen an die Richter und durch 





von ihm geprüften und beeidigten (Hofgerichtsadvocaten) Saden 
führen. Ein Advocat konnte aber wohl zugleich Beides feyn. Bei den 
-Untergerichten durften ſchrifthiche Prozeffe nur von Hofgerichts » oder 
Kanzleiadvocaten geführt werben; f. die angeff. G.Refer. 

55) Das Nathfuchen bei Zuriften d. h. ſich von denfelben die Urtheile 
machen laffen, wurde häufig den Gerichten bei jeder Sache, die irgend 
fhwierig oder zweifelhaft ſcheine, empfohlen, 3.8. nach dem G.Reier. ©. 
418. Febr. 1632 (bei Riede Gerichtsgefi. Th. II. ©. 410) follen die Ger 
richte in der Regel bei Rechtsgeleprten Eonfilia einhohlen, nach d. G.Refer. 
v. 29. Mat 1714 (oben Note 17) foll bei Coneursprozefien, welde nur 
irgend „ein wenig etwas importiren“ bei Rechtsgeleprten confulirt werben, 
Allein dieß führte zu Verzögerung und großen Koften. Deßhalb wi das 
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Drohungen zu helfen %, und hatte dabei auch öfters den Plan, den 
Prozeß gründlich zu reformiren. Allein zur Ausführung eines 
ſolchen Planes Fam es nicht (©. 372 f.), und in der Einrich— 
tung der Gerichte jelbft fand fie nicht die Urfache der Mängel. 
Merkwürdig find die Darftellungen, die fie felbit von den 
ſchlimmen Zuftänden häufig gibt. Die meiften hieher gehöri- 
gen Gefege klagen über langwierige Prozeffe 53; manche aber 
auch über das Gegentheil. Ein bejonders trauriges Bild gibt 
ein G.Refer. vom 4. Nov..1699. Es fagt unter Anderem *: 


daß die Beamten oft die ungerechteiten Mittel gebraugen, 


um die Untertanen wegen Streitigkeiten zur Ruhe zu bringen; 
daß fie fih von den Parthieen oft an Eidesitatt verjprechen 
laffen, von den Urtheilen nicht zu appelliyen (!), oder wenn 
die Parthie zu appelliren fich gelüften lafje, der Appellation 
nicht. deferiren, oder den Appellanten in den Thurm ſtecken 
oder um Geld ftrafen; — daß ſie bei Sachen, welche im 
ordentlihen Prozeffe zu verhandeln jeyen, die wejentlichen 
Prozepftüce, die in communi omnium gentium foro und 
felbit in jedem fummarijchen Prozeffe au he an hint: 








G.Refer, v. 14. Apr. 1781 Nr. 14. (oben ©. 322 Note n bei — 
daß nur die dunkeln und ſchwer zu entſcheidenden entweder ganz oder blos 
in Rückſicht auf einzelne zweifelhafte Fälle verſendet werden ſollen. Andere 
Reſeripte klagen darüber, daß ſo oft an junge, unerfahrene Juriſten 
Acten verſendet werden. 

56) Es gehören hierher die G.Reſce. v. 18. Febr. 1632 (bei Riecke 
Gerichtsgeſſ. Th. II. ©. 410), v. 4. März 1644 und 22. Zul. (auch unt. 
d. Dat.9. Sept.) 1644 (Riede a. a.O. ©. 434, 436); v. 30 (oder 137) 
Apr. 1645 (Riecke ©. 438); v. 21. Jan. 1664 (Riede a. a. O. Th. I. 
©. 43); v. 16. Mai 1739 (Niede a. a. DO. ©. 436; Klagen über die 
Unfterblichkeit der Prozeffe); v. 11. Oct. 1758 (oben Note 36); v. 14. 
Aug. 1770 (NRiede S. 591 — 595) und vom 31. Dec. 1781 (Ricde 
©. 657—661). 

56a) Vrgl. oben s 373 Note 16. 

57) Abgedr. bei Riecke Gerichtsgeſſ. Th. IT. S. 205—209; f. aud 
oben ©. 379 Note 13. Auch über Geſchenkannahme und Beftechlic- 
feit der Beamten wird viel geklagt. Vrgl. G.Refer. v. 5. März 1715 
u.v. 31. Dai 1773 (bei Riede ©. 270 u. 600). Ein G.Reſcr. v. 21. Det. 
1776 (Riede S. 617) machte aber durch feine Beitimmungen die Umge— 
dung der Gejege gegen Geſchenkannahme fehr leicht und öffnete den Ge— 
fhenlen wieder Thüre und Thor, 
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anjegen, und absque figura ullius judieii gleich zur Urthel 
Fchreiten; daß fie die Gerichtsperfonen nicht frei votiren laffen, 
Daß fie die Prozeffe an junge, ungeübte, in Prari fchlecht be: 
tchaffene Yeute zur Faſſung des Urtheiles verjenden, ja, wenn 
Das Hofgericht rechtskräftig entjchieden habe, oft noch die 
Sache an den Oberrath ſchicken und anfragen, ob fie jolchen 
rebus judicatis pariren follen!“ Dabei klagt noch das Refeript 
über die Stadt= und Amtsfchreiber, daß fie das, was fie bei 
Prozeffen zu verſehen haben, gar fchlecht und unordentlich 
verjehen, zählt auch hier ein langes Sündenregifter auf, und 
ſchließt mit Ermahnungen und Drohungen. Allein viel ges 
fruchtet fcheint dieſes Nefeript nicht zu haben; denn im G.Refer. 
vom 9. Aug. 1718 (Note 6) wurde es wieder eingefchärft, 
weil es „einiger Orten wieder in Bergeffenheit geftellt“ worden. 

Aber nicht blos über die Untergerichte, auch über das 
Hofgericht fehlte es nicht an Bejchwerden. Auch hier Elagen 
die Gejege mitunter über „unverantwortliches Dinausfpielen“ 
der Prozeſſe ®, Die Dauptgründe der Gebrechen beim Hofge— 
richte jah man übrigens wohl ein. Gie wurden von’ den Stän— 
den dfters dringend zur Sprache gebracht, und die Negierung 
ſchien mehrmals die Abficht zu haben, ihnen abzuhelfen. Die 
Gründe waren bier der häufige Wechfel der Beifiger, über den 
man fchon in den früheren Zeiten fehr Flagte, und der bloß 
periodifche, und noch dazu zu feltene, Zufammentritt derfelben. 
Mach dem Landrecht und der Hofgerichtsordnung follte vier: 
mal im Jahre Hofgericht gehalten werden ®, Allein dieß 
wurde vom IH. Pandrecht an beinahe niemals befolgt; gewühn: 
lih fam das Gericht blos einmal im Jahre zufammen‘, und 
als Befchwerden darüber laut wurden, verfprach der Herzog 
in einem G.Nefer. vom J. 1699, es Fünftig hin zweimal 
halten zu laffen. Allein felbft diefes Verſprechen wurde gar 
nicht gehalten 60, obgleich man es fpäter wiederhohlte, als die 


53) ©. das in Note 56 angef. G.Refer. v. 1632; ferner G.Reſer. v. 
31. Oct. 1739, bei Riecke a. a. O. ©. 442-445. 

59) 2.R. 1. 57. $ 2. 906,0. 1.7. $ 1. 

60) Es it das bei Note 57 angeführte. 

60a) Gleich im folgenden Japre, an welchen die Ausführung. des Ver⸗ 
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Stände über die feltenen Hofgerichte und über die Beſetzung 
derjelben von Neuem klagten und die Errichtung eines be- 
ftändigen Hofgerihts in Antrag brachten. Den legteren 
Antrag lehnte man vorerft ab, und verjprach blog, die Sache 
feiner Zeit weiter überlegen zu wollen ©. Indeſſen Fam es 
„zur Ausführung eines folhen Planes in der Zeit des Herzog: 
thums nicht, und erft im legten Jahre unfres Zeitraumes trat 
in diefer Hinftcht eine bedeutende Aenderung in der Gerichte: 
verfaffung ein. 

Mit der Churwürde erhielt Friedrich I. ein unbefchränftes 
privilegium de non appellando, vermöge defjen von den 
Erfenntniffen der Württ. Gerichte nie mehr an das Reiche: 
fammergericht oder an ein anderes Faiferliches Gericht jollte 
appellirt werden können &, In diefem Privilegium wurde 
ihm zur Pflicht gemacht, „ein beftändiges Oberappellationg- 
gericht oder ein judicium revisorium, wohin als Gurrogat des 
Neichshofraths und Kammergerichts die Parthieen fich berufen 
mögen, anzuordnen“, und um diejer Pflicht nachzukommen, 
erklärte Churfürft Friedrich durd) ein G.Refer. vom 30. März 
4805 das „Oberhof: ‚und Appellationsgericht (jo wurde das 
Hpfgericht auch früher oft bezeichnet) zu einem permanenten 
Tribunal“, und verordnete, daß Daffelbe vom A. Zul. 1805 
an in Stuttgart feinen beftändigen Gig haben und dag in 
den Fällen, weiche nach den Vorfchriften des Landrehts nnd 
‘der Hofgerichtsordnung an die höchften Neichsgerichte appella= 
bel gewejen (Mote 42), in Zukunft die Appellation vom Ober: 
bofgericht an die Ehurfürftlihe Negierung (oben ©. 656) 
gebracht werden folte 8, 


— — — —— — — —— — — 





ſprechens der Zuſage zu Folge ihren Anfang nehmen ſollte, hielt man es 
nicht, und vom J. 1700 an kam das Hofgericht, wie früher, mit nur 
ſehr wenigen Ausnahmen, blos einmal jährlich (immer in Tübingen) 
und zwar gewöhnlich nur auf 6 Wochen zuſammen. 
61) Landtagsabſch. v. 1739: in Reyfchers Sammlung der Staats— 
grundgefl. Th. U. ©. 535, 536. 
- 62) Das Priv. ift v. 24. Aug. 1803, und wurde durch ein befonderes 
G.Refer. v. 1. Febr. 4805 den Beamten zur weiteren Befanntmadung 
mitgetpeilt. Einen Abdrud gibt Riede Gerichtegefl. Th. 11. ©. 782 f. 
63) Sowohl Hieraus, als überhaupt aus dem ganzen Inpalt dieſes 
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Vu. Einfluß der Wiffenfchaft, der Gerichte und des Gewohn: 
bheitsrechts auf Fortbildung des Mechts. Literatur diefes 
Zeitraumes. 

$ 77. Die Gefchichte unfres Nechts in den zwei Jahrhun— 
Derten von 4593 an bis 4805 zeigt, welch ein wichtiges Mo: 
ment für die Ausbildung deffelben in diefem Zeitraume die 
Thätigkeit der Bearbeiter der Wiſſenſchaft und die Gerichts: 
praris und das Gewohnheitsreht waren. Bon der Bedeutung 
dieſes Einfluffes und der Art und Weile, wie er oft auch 
gegen die Gejege wirkte, geben die einzelnen oben entwickelten 
Lehren ein hinlängliches, durch viele Beiſpiele belegtes, Bild; 
namentlich zeigen die Kehren von den Rechtsverhältniffen der Ju— 
den, von den Inventuren und Theilungen, von den Interceſ— 
fionen der Frauensperfonen, dem Zinfenrecht, den wucherlichen 
Berträgen, den Lojungen und dem Pfand» und Prioritätsrecht 
die große Wirkjamfeit der Praris und des Gewohnheitsrechts. 
Bon befonderer Wichtigkeit war hier unverkennbar der Einfluß 
der Doctrin, wie überhaupt diefer Einfluß, fobald einmal das 
wiftenfchaftlihe Element fi zu regen beginnt, bei der Aus: 
bildung eines jeden Nechts ftets von großer Bedeutung ſeyn 
wird. Durch die Lehrer und Bearbeiter der Wiſſenſchaft be: 
kommen die fünftigen Praftifer und Diejenigen, welche auf 
den Gang der Gejeßgebung einzumwirken feiner Zeit berufen 
werden, ihre erfte juriftifche Biidung, und bei dem viel und 
oft nur zu viel beichäftigten Gejchäftsmanne ift es ebenfo 
natürlich, als es erjprießlich ift, in zweifelhaften Punkten an 
tüchtige wiffenfchaftliche Auctoritäten fich anzufchließen, die ja 
hauptfächlich für ihn zu arbeiten fuchen. Auf diefe Weife 
geht die Richtung und Bewegung in der Doctrin und Das, 
was unter den DBearbeitern der Willenichaft zu Anjehen und 
Geltung gelangt, größtentheils allmählig und unter dem 
Prüffteine der Anwendung und des durd Erfahrung ges 
fchärften praftifchen Blickes auch in die Gerichte über; und 


— — — — — — — — 








Reſeripts und ebenſo aus dem in der Note 62 angef. Privilegium geht 
ar hervor, daß man von der Annahme ausging, Württemberg habe bis 
dapin Fein uneingefchränftes priv. de non appellando gehabt. Vrgl. oben 
©. 237. Das Refer. ift bei Riede a; a. O. ©. 809 abgedrudt, 
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was die Gefegebung betrifft: jo ift dieſe in den meiſten Fäl: 
len ein Refultat der in ihrer Zeit zur Geltung gelangten 
wiffenfchaftlichen Anfichten und Beitrebungen. Go finden 
wir auch in diefem Zeitraume bei uns fowohl in der Geſetz— 
gebung als in der Praris den größten Einfluß der Bearbeiter 
der Wiffenfchaft, und die Mängel, die wir an jener auszu— 
jegen haben, fchreiben fich größtentheils von den Abwegen ber, 
auf welchen dieſe ſich befanden. 

Einen bejonders bedeutenden Einfluß mußten aber in 
dDiefem Zeitraume Die Rechtslehrer in Tübingen, von 
welchen auch die Bearbeitung der Wiflenfchaft in diefer Pe: 
riode bis gegen das Ende derfelben größtentheils ausging, 
dadurch erhalten, dag fie wegen ganz befonderer Umſtände 
auf die Praris in mehrfachen Beziehungen unmittelbar einzu: 
wirfen berufen waren, Die erfte Stimme beim Hofgericht 
führte in diefem ganzen Zeitraume, wenige Jahre abgerechnet, 
ein Mitglied der Zuriftenfacultät ', und auch außerdem wur: 
den noch andre Mitglieder der Facultät vielfach zum Hofge— 
richte gezogen. Die Gemeindegerichte aber ließen gewöhnlich 
in allen etwas wichtigen und fchwierigen Fällen durch Juri— 
ften fich die Urtheile machen, und natürlich war es, daß fie 
fich zu diefem Zwecke großentheils an einzelne Rechtslehrer in 
Tübingen oder an die ganze Facultät wendeten. Die von 
diejen erjtatteten Gutachten (Consilia oder Responsa) beka— 
men aber noch einen erhöhten Einfluß durch folgenden Umftand. 
Die Untergerichte hatten bei ihren Urtheilen den Parthieen feine 
Entjcheidungsgründe zu geben; nur wenn die Acten an Rechte: 
gelehrte zur Einhohlung des Erfenntniffes verfendet wurden, 
mußten Diefe dem Urtheile Entjcheidungsgründe beifügen, und 
dann Eonnten auch die Parthieen diefe Gründe, die fie ohne: 
bin theuer genug bezahlen mußten, mitgetheilt verlangen ?. 


— .— — nn ——— — — — — —— —— — — — — — — — 


1) S. 283. Nur bei ſolchen Sachen, welche ausnahmsweiſe ſchriftlich 
verhandelt wurden, beſtellte der Hofrichter auch aus den übrigen Mit— 
glieder der Gelehrtenbank Referenten; über die anderen referirte in der 
Regel der erſte Votant, dem deßhalb immer die Appellationsacten vorher 
mitgetheilt wurden. Schoepff Process. appellat. Ed. 2. p. 399—401. 

2)ER. 153.9 41,2. Wurde in einer Sache appellirt, im welder 
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Das Hofgeriht gab zu jeinen Urtheilen gar Feine Entjdyei- 
Dungsgründe. Sa, es nahm es fogar übel auf, wenn man fich 
nur auf feine Präjudizien berufen wollte’, Es wurden daher 
nur jene von den Nechtsgelehrten Ten Gerichten an die Hand 
gegebenen Urtheile mit ihren Gründen befannt, und die 
Tübinger Zuriftenfacultät und ihre einzelnen Mitglieder ſorg— 
ten für eine noch ausgebreitetere Befanntwerdung ihrer Con: 
filien dadurch, daß fie Sammlungen derjelben drucken ließen. 
Diefe Sammlungen waren fomit beinahe das Einzige, was 
man über den Gang der Praris und über die Gründe der 
Entfcheidungen in genauerer Ausführung erfuhr und worauf 
Richter, Urtheilsverfaffer und jpätere Bearbeiter der Willen: 
fchaft in diefer Hinfiht recurriren fonnten. Durch diefen 
Umſtand mußte der Einfluß, welchen jchon an fich ſolche 
Sammlungen haben, und den ihnen das Anjehen, in welchem 








das Gericht felbft das Urtheil gemacht hatte: fo hatte es die Entfchei- 
dungsgründe verfhloffen an das Hofgericht einzufenden. Hof-G.O. 11 
24. $ 10. | 

3) Ein Deeret des Hofgerichts v. 24. Sept. 1664 (bei Gerſtlacher 
Sammlung. B. 1. ©. 101) verbietet den Hofgerichts-Advocaten, in 
ihren Borträgen auf Präiudizien, die vom Hofgericht ergangen feyn follen, 
fih zu berufen, „da Soldes um abfonderliher erheblicher Urfachen willen 
an keinem hohen Gerichte geftattet werden folle”. Sie „unterfangen fi 
dadurd, meinte das Hofgeriht, Hofrigtern, Räthen und Affefforen 
gleihfam vorzugreifen“. — Eine Sammlung von Urtheilen des Hofge- 
richts gibt Geo. Heinr. Häberlin (Hof-Gerichtsſecret.) Rerum in 
supremo Ducatus Wurtt. appellationum, quod Tub. esı, tribunali per 
XLVI. annos judicatar. ... . continua recensio. Oder: Urtheile, Be- 
fheide, Arbitramenten und Vergleiche, So von d. . . W. Hofgericht 3. 
Züb. von Ann. 1672 bie 1718 eröffnet und beftättiget worden ıc. Stuttg. 
1720 (762 SS. u. 120 SS. Anhg.) 4. Es werden aber bier blos Urtheile, 
ohne Entfcheidungsgründe, und fogar ohne nähere Angabe des Factums, 
auf welche fie fih beziehen (!), gegeben, fo daß das Buch felbft auf 
feinem Titel feinen Zmwed blos darein feßt: „Hochgedachten Gerichts 
Stylum, und wie ein Urtheil, Beicheid oder Bergleih zierlih vnd deutlich 
abzufafien fey, zu erfehen.” Bon Intereffe find die Numm. XXXI—-XXXI 
des Anhangs (der im Uebrigen einige G.Refec. und Hof-®.Decrete ent- 
hält), welche eine genaue Befchreibung eines Hofgerichtsprogeffes und ven 
Abdruck des Protocolls zweier Hofgerichtsprogeffe und ber bei denfelben 
gehaltenen Borträge geben. 


x 
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in jenen Zeiten ihre Verfaſſer ftanden, gab, ſich noch befonders 
erhöhen, und fo erhielten jene Arbeiten in der Theorie und 
in der Praris das größte Gewicht und bilden ein ganz wejent: 
lihes Moment in der Gefchichte und in dem Bildungsgange 
unjres Rechts. Nicht nur in diefer Dinficht, fondern auch 
weil fie vielfach die Quellen jest noch beftehenden Gerichts: 
gebrauches und Gewohnheitsrechtes find und einzelne tüchtige 
Ausführungen über unfer Particularrecht enthalten, find fie auch 
noch für unfre Zeit unmittelbar wichtig und von Intereſſe. 
Uebrigens tragen fie im Ganzen die großen Mängel und 
Schattenfeiten an fi), an welchen unſre Wiffenichaft im XVII 
und XVII. Sahrhundert überhaupt litt, und auch im Aeußeren 
ift ihre Form abftoßend, indem die Ausführungen in einer 
Reihe von rationes dubitandi — die oft wunderlich erjonnen 
find? — und rationes decidendi halb in Lateinifcher, halb in 
Deutjcher Sprache fich durchſchleppen. Die erfte dieſer Samm— 
lungen * — wenn man die von Erih Mauritius nidt 
rechnet — gab meines Wiffens Chriftopb Befold (geb. 
zu Tübingen 4577, Profeſſor der Rechte in Tübingen 4,610—1635, 
nach jeinem Uebertritt zur Fatholifchen Kirche? Furze Zeit 
Geheimerrath 6, dann Profeffor zu Ingolftadt, wo er 1638 
jtarb) ein gelehrter, fleißiger, aber bei feinem Bielfchreiben 
meist jehr flüchtiger und compilirender Schriftjteller 7, im den 


4) Die Angaben, welche fih über diefe Sammlungen bei unfren Schrift 
ftellern finden, find fehr ungenau. Mofer in f. Württ. Bibliothek und 
Weispaar übergehen fie ganz. — Außer den im Folgenden angeführt 
ten Sammlungen gab noch ein Holfteiner, Erid Mauritius, wel: 
der von den 3%. 1660-1665 Prof. in Zübingen war und von da nad 
Liel berufen wurde, im Anhange zu f. Consilior. Chiloniens. specimen 
5. responsa de jureetc. Chilon. 1669. 4. ein Dußend Tübinger fa 
eultätsconfilien, die er referirt hatte, heraus. Allein fie find mehr für 
die Gefchichte des Strafrechts von Sntereffe, und nur eines berührt Württ, 
Privatrecht. 

5) Er trat fohon im J. 1630 über, verſchwieg es aber und blieb gegen 
feinen Eid noch 4 Zahre im atad. Senate. Ueber ihn f. bei. v. Spitt- 
ler Sämmtl. Werke ꝛc. B. XII. ©. 233— 311. | 

6) Bei der Deiterreichifch-Württ, Regierung, welche während des 30iäp 
rigen Krieges einige Zeit herrſchte. 

T) Man vrgl. Die große Zahl von Schriften, befonders auch viele Diss. 


4 
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Sahren 1629—1634 in ſechs Zolianten heraus, von welchen 
der Erjte Arbeiten älterer Nechtsiehrer aus dem XVI. Sahr: 
hundert ®, die fünf Uebrigen größtentheils Arbeiten, welde 
Beſold theild in eigenem Namen, theild als Referent 
der Facultät gefertigt hatte, enthalten °. Dann folgte 
eine zweite Sammlung von Ferd. Chriftophb Harp 
precht — Urenfel von Johann Harpprecht (S. 337), geb. 
zu Tübingen 1650, Rath 1677, ord. Profeffor 1678, fpäter 
erſter HofGAſſeſſor, jtarb 41714, an Fleiß und Belefenheit 
Befold gleih, an Gründlichfeit und Scharfblict ihm über: 
legen 0 — ebenfalls in 6 Folianten '', welchen Derfelbe noch 
eine dritte, wieder in fechs minder jlarfen Folianten ?, und 
eine vierte im zwei dicken XTheilen *? folgen ließ. Nach 


über das Röm. Necht, welhe Jugler Beitr. zur juriſt. Biographie B.1. 
©. 85—124 von ihm anführt. 
+8) Bon Grempp, Molinäus (ob. ©. 236) u. 4. 

9) Ich kenne folg. Ausgaben: Consultationum de insigniorib.. 
aliquot, tam publ. quam privati juris quaestionib. Voll. VI. Quor.. pri- 
mum cont. responsa .. J.Ctor. jam olim conscripta,.ex eor. Mess. 
eruta, rel. vero quinque ea, quae nom. jurid. Facultatis Tub., ac etiam 
per se dedit Christph. Besoldus. Intermixta non raro sunt Decisio- 
nes’ Jo. Ge. Besoldi aliorunque. Tub. 1634 fol. Dieß ift ein zulegt 
gegebener Generaltitel; Vol. I. u. 11. haben die Jahreszahl 1629, Vol. IM. 
(mit d. Tit. Responsorum de insign. utriusg. jur. controvv. etc.) 1630, 
Vol. IV. 1632, Vol. V. 1633, Vol. VI. 1634. — Zweite Ausgabe :-Ch. 
Besoldi Consilior. Tubingens. s. illustrium jur. Responsor. et Con- 
sultatt. de insiga. jur. tam publ. qm. priv. Civ. Canon. ac Municipalis 
Wurt. Quaest. etc. Voll. VI. Tub. 1661 fol. Auch dieß ift ein zulegt bei» 
gegebener Generaltit. Vol. 3. I. u. III. Haben die Jahrsz. 1661, aber 
Vol. IV. u. V. 1659, Vol. VI. 1660. 

10) S. auch unten Note 34. 

11) Consiliorum Tubingens. s. disceptation. de insigniorib quibusd. 
jur. tam publ. qm. privati. Civ. Can. ac Provinc. Wurt. quaestionib., 
Vol. I. quod nomine ampl. in Eberhardina facult. jur. conscrips. Ferd. 
Chph. Harpprecht. Tub. 1695. fol. Voll. I— VI. ib. 1695— 1699. Vol. 
Ill hat den Tit. Consultationum Tubingens. de insign. etc. 

12) F. Ch. Harpprechti Responsa jur. criminalia et civilia, prae- 
eipuam part. nomine Facult. jur. conscript. Tub. 1:01—1708. VI. 
Voll. fol. 

13) F. Ch. Harpprecht Consultationum crim. et civil., potiss. 
part. nom. Facult. jur. conscriptar. Volumen Novum. Tub. 1710. 
1712, U. Partt, fol, 
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ihm gab Wolfg. Adam Shöpff — geb. zu Schwein: 
furt 1679, Württ. Rath 1705, HofGAſſ. 1715, av. Profeflor 
4716, ordent. Prof. 1727, eriter DBotant beim HofG. 41744, 
ftarb 1770 — eine ähnlihe Sammlung in zwei Quartbänden 
heraus %, Die Reihe fchloß eine große Sammlung, deren 
Herausgabe von der Facultät jelbft in den Jahren 41731—1750 
veranlaßt und theilweie von der Negierung ermuntert wurde. 
Diefe Sammlung wird gewöhnlid) vorzugsweiſe durch „»Cou- 
silia Tubingensia“ bezeichnet, und enthält in neun Fo— 
lianten hauptfächlich Arbeiten von Gabr. Schweder (geb. 
zu Cöslin in Pommern 1648, HrfGAf. 1677, ord. Profeſſor 
4681, ftarb 1735), Wolfg. Adam Lauterbad (©. 674), 
Michael Graß (geb. zu Wolgajt in Pommern 1657, Prof. 
am Eollegium illuftre 1687, ord. Prof. a, d. Univ. 
41692, fpäter erfter HofGAſſ., ftarb 4754), Georg Friedr. 
Harppreht — einem Sohne von Ferd. Chriſtoph, geb. 1676, 
Rath und HofGAff. 1704, ord. Prof. 4722 6, ftarb 1754 — 
und von Wolfgang Adam Shöpff". 








14) Wolfg. Adam Schoepff Seleciae Decisiones et Resolutt. Tu- 
bingens ex jur. publ., feudali, canon., crim., civ. et statutar., nom. Fa- 
cult. jurid. conseript. Tub. 1726. 1730. 1. Partt. 4. 

15) Das Collegium illuftre ift von ber Univerfitäts-Corporation 
wohl zu unterfcheiden. Herzog Chriſtoph wollte für Solche, vie ſich 
dem Staatsdienfte zu widmen im Sinne hatten, eine ähnliche Anſtalt 
gründen, wie es das Seminar für künftige Kirchendiener war; Herzog 
Ludwig führte dieſes weiter aus und errichtete das dazu nöthige Ge— 
bäude. Durch die Ordinationen Herzog Friedrichs J. aber wurde die 
Anſtalt eine f. g. Ritteracademie oder Fürſtenſchule für Prinzen 
‚Grafen, Freiherrn ꝛc. Sie war von ber Iniverfität getrennt, fand 
unter einer befonderen Superattendenz, wergn Mitglieder aber aud zum 
Theile Univ. Lehrer waren, und einem Obe, vofmeiſter, hatte ihre eigene 
Gerichtsbarfeit, bejondere ordentliche Profefforen (gewöhnlich einen für 
Inſtitutionen, einen für Lehen⸗, Criminale und Prozeßrecht, und einen 
für Staatsrecht und Geſchichte) und Lectoren 2c. und wurde aus dem 
Kirchengute erhalten. Vrgl. Zeller Merkwrdgkten der Univ. u. Stdt. 
Tüb. ©. 142 f. Bed Gef. d. Univ. zu Tüb. ©. 64 f. 296 f. 

16) Ein ſehr beliebter Lehrer, der aber bald vom Lehramt ſich zurüd- 
305, und feinen Studien und praftifchen Arbeiten Ichte. 

17) Der Generaftitel der Sammlung ift: Inclytae Facultatis 
jurid, Tubing:nsis, quofquot a €entum et pluribus annis hucusque 
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Diefe Eonfilien — von denen aber viele auch ausläns 
difhen Gerichten und ausländifhen Privaten geftellt und 
daher häufig nach fremdem SParticularrechte oder lediglich 
nad) gemeinem Nechte gegeben find, was bei ihrer Benügung 
für unfer Reht von Manchem fehon überfehen wurde — 
bilden die Hauptarbeiten unjrer vaterländifchen Rechtelehrer 
über unfer Particularrecht in diefem Zeitraume, wie überhaupt 
die Richtung der Facultät und ihre TIhätigkeit eine vorherrs 
ihend praftiihe war. Im Uebrigen war die Bearbeitung 
unfres Privatrechts bis gegen das Ende dieſes Zeitraumes 
ſehr mager und ftiefmütterlih. Bis in dag dritte Jahrzehent 
des XVII. Jahrhunderts wurde in Tübingen Feine bejondere 
Dorlefung über Württ. Privatrecht gehalten (vb. ©. 78.). 
Man berührte blos in den Borlefungen über gemeines Recht, 
namentlich über die Pandecten, nebenbei auch einzelne Bes 
fimmungen des Württ. Rechts, und fo erklärt es fih, daß 
in den meiften Syſtemen, Commentarien und Differtationen 
über das gemeine Necht immer aud das Württ. Necht berück— 
fihtigt wurde 8, Matürlich aber war diefe Berückfichtigung dürf— 
tig, lückenHaft und ungenügend; blog in einzelnen Hauptpunften 
conscripta colligi potuere, Consilia et Responsa praecipua, non- 
dum alias imprissa . 2.222020. omnes fire . . juris sacri, pro“ani, 
rubl., priv., crim,, feudal etc. materias illustrantia, additis etiiam Facult, 
Dn. professorum . . . Consiliis et Responsis jrivatis ac seleciis..... 
Tub. Frcof. et Giessae. 1731. fol. Jeder einzelne Band hat noch den 
befond. Titel: Collectionis novae Consilior. juridicor. Tubingens, 
Vol. I. in quo continentur . . G. Schwederi Conss. max. civilia 1731. 
Vol. 1]. et Ill. in quo cont... W. A. Lauterbachii Conss. max. 
civilia. 1731, 1732. Vol. IV. in quo c. Lauterbachii Conss. max. 
eriminal. 1733. Vol. V.inr «i M. Grassi Conss. partim civ., part, 
erim. 1733. Vol. VI, contus«. Schwederi Conss. ad omne jur. genus 
spect. 1735. Vol. VII. cont. G. F. Harpprechti Conss. civ. 1737. 
Vol VIII. et IX. cont. W. A. Schoepfii Conss. sel. ex jur. sacro, 
prof, publ. et priv., crim. etc. 1741. 1750. - Ein ausführliches Regifter 
enthält über die ſechs erfien Bände der fechste, und über die drei legten 
Bände der neunte Band. 

18) Brol. unt. Note 33 f., und oben $ 48 Note 14. Namentlich thun 
dieß auch Harpprecht in f. dort angef. Inftitut. Commentar, ferner 
Mich. Grass in f. Collationes jur. civ. Rom. cum recessib. imperii etc. 
Tub. 1723, Lauterbad in fein. Eollegienp. über Pandecten, Rote 21, u. A. 
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berührte man auf die genannte Weile das W. Recht; von 
einer felbftitändigen, conjequenten, in jeinem wahren Geifte 
fortgeführten wiflenfchaftlihen Ausbildung unfres Particu— 
larrechtes konnte dabei nicht die Rede feyn. Diefe Richtung 
zeigte fich auch in den wenigen Werken, welche lediglich der Dars 
ftellung des Württ. Rechts gewidmet waren. Bon folchen Wer: 
fen gab es hauptfächlich drei Claſſen; Erörterungen des Unter: 
fchieds des gemeinen und Württ, Nechts, Commentarien über 
die Quellen, und Differtationen über einzelne Lehren und Fragen. 

Man glaubte, etwas Nechtes geleiitet zu haben, wenn 
man eine Reihe von Abweichungen des Württ. Rechts vom 
gemeinen aufzählen Fonnte, und gefiel fich darin, ſolche Diffe- 
rentias aufzufinden 9 und zufammenzuftellen, Zufammenitel- 
lungen aber, die fehr mager ausfielen und wenig willen: 
fhaftlihen Werth hatten. Die Reihe diefer Differentienfchrifts: 
fteller eröffnete Wolfgang Adam Lauterbad — gebohren 
in Schleig 1618, ord. Prof. in Tübingen 1648, Derz. Rath und 
HofGAſſ. 1658, fpäter erſter Votant beim HofG.; Mitglied 
des Geh. Regimentsraths und Eonfift. Director in Gtuttg. 
4677, geftorben 4678 — einer der angejehenften und belieb: 
teften Lehrer der Univerfität Tübingen und einer ihrer berühm— 
teften Schriftfteller, deffen nad) feinem Tode erſchienenes Col- 
legium Pandeetarum in der Süddeutſchen Praris überhaupt 
eine fehr große Auctorität erhielt 9%, Allein feine Differentiae *%, 





19) Selbt Griefinger legte in feinem Commentar noch zu großen 
Werth hierauf, umd verkündet ed laut, wenn er einen neuen Unterſchied, 
der aber öfters nur ein vermeintlicher war, aufgefunden zu haben glaubte. 

20) Collegium theoretico-pract. ad L. Pandectarum libros. Tub, 
1690-1711. IH. Tom. 4. Neuefte Ausg. ib. 1784. UI. T. 4. Es ift 
eigentlich Lauterbachs Eollegienheft, welches fein Sohn, ReichsKamm.G. 
Aſſeſſ. Mrihd Thomas L., auf den Wunſch des Herzogs Aominifirators 
Friedrich Earl herausgab. 

21) Sie erfhienen in drei Disputationen mit fortlaufenden Seiten» 
zahlen: Disputatio ad Part. Primam' jur. prov. Wirtemb., exhibens 
ejusdem et communis juris Differentias prineipes; ... Praeside 
Wolfg. Ad. Lauterbach. Tub. 1661. 4. Disp. ad Part. Secund ete. 
Tub. 1661. 4. Disp. ad Part 1II et IV. jur, prov. W. etc. Tab. 1661. 
4. (159 SS.) Eine zweite Auflage mit Lauterbachs Diff, j. comm. et 
W, in caus, eriminal, und mit einer zweiten Ausg. von Befolds 
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obwohl früher jehr gerühmt, find mager und geben nur eine ge= 
ringe Ausbeute für Auslegung unfres Rechts. Seinem Beifpiele 
folgte Ferd. Chriftopp Harpprecht (©.671), deflen Arbeit ? 
in Manchem gelungener ift, als die Lauterbachs; und fpäter gab 
noch Joh. Fried. Mögling (gebof. 1690, HofGAdvoc. 1714, 
Prof. in Sieh. 1731, W. Nath und ord. Prof. in Tüb. 41734, 
geitorben 1765) in einer höchit Dürftigen Disputation vierzehn 3, 





Diff. (Note 38) erfhten fhon 1662 mit dem Generaltitel: Disputationes 
jurid. jus prov. Wirt, enucleantes, praecipuasque differentias inter id 
et jus commune continentes, cum obseryatt. criminal. in foro Wirt. 
usitatis. Tub. 1662. 4. Die drei Dispp. haben dann noch den befondern 
Zitel: Juris communis et prov. Wirt. Differentiae principes, publici 
exerc. grat. in illustris Colleg. auditor, trinis dispp. exhib. Tub. 1662. 
Gewöhnlich wird diefe zweite Auflage von 1662 für die erfte gehalten 
(Reyſcher führt die erfte von 1663 an); nur Mofer in f. Wirt. Bib- 
liothek führt die erfte richtig an, Überficht aber die Aufl. v. 1662. Dann 
wird noch gewöhnlich, z. B. von Mofer, Weishaar, Reyſcher eine neue 
Ausgabe von 1692 angeführt. Allein dieß ift die alte Nusgabe von 16625 
nur daß der Buchhändler ihr und der zweiten Ausgabe der Befoldfchen 
Disputationen den neuen Titel vorfeßte: Jur. comm, et prov. Würt, 
per omnes 4 partes, ut et in caus. crim... Diflferentiae principes .. ante 
triginta ann. IV. Dispp. sub. praes. Dn. Wolfg. A. Lauterbach... 
exhib. Quib. accesser, D. Christoph. Besoldi Disp. jur. V. ad idem 
j. prov. . nec non aliquot ordinationes Würt. directae etc. Tub. 1692, 
— Neu gedrudt find fie blos in der Note 33 angef. Sammlg. der Raus 
terbachſchen Diss, acad. Vol. 1. 1728. 4, p. 1092—1228. v. Ludewig 
in f. Schrift de praerogativa ducat. Wirt, fol! no‘ Joh. Gerlach Varen- 
büler de Hemingen als einen berühmten. Commentator des W. Landrechts 
anführen. Allein er fah nicht genau nad, v. Barenbüler war blos Res 
fpondent bei der erften Yauterb. Disputation. 

22) Disp. de Differentiis jur. comm. et Würt. Praes. Ferd. Chph. 
Harpprecht Tub. 1691. 4. und Disp. Differentiarum jur. comm, et | 
Wurt. Continnatio. Tub. 1705. 45 zweiter Aborud in f. Note 34 angeff. 
Diss. acad. Vol. II. 1738. p. 1797—1846. 

23) Joh. Frid. Moegling D. (Praes. Mich. Grass) exhibens Dif- 
ferentias nonnullas inter jus comm, et provinc. Wurt... Tub. 
41715. (12. pp.). 4. Mit Unrecht wird diefe D. gewöhnlich dem Präfes 
Grass zugefchrieben. Mögling ſchrieb auch noch Differentiar. jur. 
commun. et Wurt. in causis matrimonialibus Sect, I. et II. Tub. 
1736 u, 1747 (18 et 14 pp.) 4. 

45 # 
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und nah ihm auch noh Schöpff ein paar Dugend Unter: 
fchiede heraus %, 

Ebenfo wurde in den Gommentarien über die Quellen 
unfer Particularrecht mehr dem gemeinen Rechte nachgeichleppt, 
und aud) fie verfielen- großentheils in das fterile Differentien: 
ſyſtem; fie find meift fehr dürftig, begnügen fich in der Regel 
blos mit einer kurzen Anführung des Inhalts der Quellen, 
und vergebens fucht man in ihnen unjre Quellen aus ihrer 
Gefchichte, ihrem Zufammenhange und ihrem wahren Geiite 
fo ausgelegt, wie es ſeyn follte. Der äÄltefte hierher gehörige 
Commentar über das Yandrecht ift von Joh. Zar. Plebſt 
— geb. 1576, Prof. des Lehenrehts am Eolleg. illuftre 1603, 
geftorben 4615 — welcher in vier Differtationen einen Com: 
mentar über das zweite Landrecht im %. 41604 heraufgege: 
ben hatte 3, und ihn dann nach Erjcheinen des dritten Land— 
rechts Dieſem accommodirte 26, freilich auf ei eine ſo flüchtige 








29 Decas thesium et differentiarım juris communis et Wirtemb.. 
Praes. W. A. Schoepffio. Tub. 1719. (3 pp.) 4. 

Dodecas thesium et differentiar. inter jus comm, et Wurt. . . Praes. 
W. A. Schoepffio. Tub. 1729 (23 pp.) 4. 

Specimen acad. sistens Döodecadem thesium et differentiar. inter jus 
comm, et Würt,, „ Praes, W. A. Schoepffio etc. Tub. 1733. 
(27 pp.) 4. 

25) Ich kenne blos die über den 1. u. 2. Theil des Landrechts: Jo. 
Ja. Plebst Potiores resolutiones BREUER judiciarii sec. seriem et 
connex. titulor. juris municipal. Wurtemb. context. Tub. 1604. 4. und 
Altera pars juris topici ducatus Wirtemb. de contractib., pact. dotal. et 
servitutt., in prositiones resoluta, ac legib. jur. communis, quantum ſieri 
potuit, firmata. Tub. 1604 (61 pp.) 4 Moſer in f. Wirt. Bibl. (ob, 
S. 20), dem die beiden erfteren Dispp. nicht befannt waren, führt die 
Titel der 3ten und Aten aus Autopofie an: Disp. 111, e jure topico 
Wirt. et jure comm, depromta, de testamentis etc. Tub. 1604. 4. — 
Quarta et ultima Disp. Quartam partem jur. top, W. ... complect, 
Tub. 1605. 4. 

26) Daraus erklärt fih der wunderliche Titel der Ueberarbeitung. Er 
it: Novantiquae Disputatt. post revisum, renovatum et auctum jus 
Würt. secunda cura, quoque revisae etc. Autore Jo. Jac. Plebst. 
Tub. 1614. (478 pp.) 4. Cine neue Ausgabe führen Mofer, Weis 
haar u. A an unt. d. Zit.: Jo. Jac. Plebstii Disputatt. in jus Wirt, 
revisae et auctae. Tub. 1727. Es ift dieß aber lediglich die alte Ausgabe 
mit einem neuen Titelblatt und einem Umdruck des erften Bogens. 
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Weiſe, daß die Accommodation gar nicht gehörig durchgeführt 
wurde 7, Ueberhaupt hat fein Gommentar mehr die Form eines 
rricht gut gerathenen lüctenhaften Compendiums des gemeinen und 
Württembergiſchen Rechts. Ebenfo ließ der zweite Commentar, 
Die flüchtigen vier Differtationen zum Landrecht von Chriſtoph 
Bejold (8.670), viel zu wünjchen übrig 3, und das Gleiche 
ift der Fall bei den Anmerkungen deffelben zur Landes: und 
zur NHofgerichtsordnung (Mote 28) und dem ziemlich Dicken, 
aber ungründlichen und mit Dingen, die nicht zur Sache ges 
Hören, gefüllten Commentar über die Pandesordnung, als 
deſſen, Verfaſſer gewöhnlich, aber mit Unrecht, Lindenjpür 
angeführt wird 9%, Den dritten Commentar über das Yands 





27) Namentlih find die Citate aus dem zweiten Landrecht beinahe 
durchaus ftepen geblieben und häufig find ihnen nicht einmal die aus dem 
dritten beigefügt ; auch if öfters da, wo dag dritte L.R. Aenderungen traf, 
lediglich der Inhalt des zweiten L.R. unverändert angeführt; 5.8. Part, 
IV. $ 25. 

23) Disp. jurid., ad partem primam jur. prov. Wirt. directa etc. 
Praes. Chph. Besoldo. Tub. 1629. (60 pp.) 4. — Disp. jurid., ad 
part. secund. statutorum provincialium Württ. etc. Tub. 1623 (sic.) (54 
pp.) 4. — Disp. jurid , ad part. tert. statutor. prov. Wirt. etc. Tub. 
1623 (45 pp) 4. — Disp. jurid., ad part. quartam juris municipalis 
Wirt. etc. Tub. 1629 (22 pp.) 4. Die Jahrszaplen werden von Manchen 
3. B. von Reyicher unrichtig (1618, 1619) angeführt. Diefen vier eins 
zein erfchienenen Diff. und einer Disp. jurid. ad aliquot incluti Ducatus 
Wurt. Ordinationes . . Praes. Chph. Besoldo. Tub 1629 (15 pp. über 
einige Titel der LandesD. und über drei Stellen der H0f®.D.) 4. wurbe 
dann der Gene’alrirel voraefegt: Fasciculus Disputationum juridicarum, 
quibus jus Provinciale, aliaeque Ordinationes incluti ducatus Wurt., ut- 
cunque explicantur. Easque desumsit ex adversariis Joh. Ge. Besoldi, 
ac nuper publici exereitii grat. propos... hph. Besoldus. Tub. 1629. 
— Eine ;weite Auflage eriwien unter dem Titel: Disputatt. jurid. ad 
jus prov. Würt. directae sub praesid. Chph. Besoldi etc. Tub. 1662. 
mit den in Note 21 angef. Yauterbachichen Diss. und unter dem dort an— 
gef.-Generaltitel. Cine britte Ausgabe foll, wie gewöhnlich 3. B. von 
Weishbaar, Reyſcher ıc. angefünrt wird, im J. 1692 erfchienen ſeyn. 
Alleın der Buchhändler ließ bloß einen neuen Titel zur alten Ausgabe 
unter dem genannten Jahre druden ſ. Note 21. 

29) Ad ordinationes politicas, incluti ducatus Würt. (über die Fürſtl. 
W. Lande-Orbnung) Commentarius succinctus ... . Ex adversariis et 
notationibus Christophori ac Joh. Georgii Besoldorum delibatus, 
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recht gab ein Praktiker, Joh. Heinr. Hochftetter (geb. zu Knitt: 
lingen 1679, Doctor und Gecret. der Rentfammer 1703, Seere⸗ 
taire bei der Regierung 1742 und beim HofG. 41755 und beim 
Ehegericht 1745, titul. Neg.Rath 1748, geftorb. 1757 f. auch oben 
S. 379 f.) anonym heraus. Geine Arbeitift aber beinahe ledig: 
lih Compilation aus den Schriften feiner Vorgänger und Dem, 
was fonjt vor ihm über das Württ. Necht gefchrieben war, und 
zeugt zwar vom Fleiße des Derfaffers, aber nicht von feinem 
Berufe zum Eommentator unfres Rechts 9. Nach feinem Tode 
wurde ein zweiter Commentar, den er jchon völlig zum Drucke 
ausgearbeitet hatte, herausgegeben, welcher aus Deutjchen Fragen 
und Antworten nach der Ordnung des Landredhts mit einge: 
ftreuten Lateinifchen Anmerkungen bejteht 31, ein, Buch ohne 
alten wiffenfchaftiihen Werth. Das Gleiche ift der Fa bei 
dem eriten ganz Deutſch gefchriebenen Commentar eines Un: 
genannten, der aber fehr mit Recht unvollendet blieb W. 
Mehr, als durch folche Arbeiten, wurde in einzelnen 


privataeque disputationis loco, sub praesidio praedict. Christ. Besoldi 
semel atque iterum propos. a Ge. Lindenspür. Tub. 1732 (494 pp.) 
4. Eine 2te N. ſoll Ulm 1732 erfchienen feyn. Das Ganze ift nit 
Lindenfpürs (eines Schülers von Beſold) fondern Befolds Arbeit, der 
fie auch öfters z. B. in feinem thesaur. practicus als feine Arbeit an- 
führt, und deßhalb wird der Comm. mit Recht häufig unter Beſolds 
Namen eitirt. Namentlich ift auch die in Note 28 angef. Disp. Befolds 
zur L.O. wörtlich ihm einverleibt. Beſold benüßte dabei, wie bei fei« 
nen Arbeiten über das Landrecht, die Papiere feines Bruder Joh. Ge- 
org, welcher 1625 farb, und längere Zeit Advocat und von 1621 an 
Prof. am Coll. illuftre war. 

30) Annotationes ad jus provinciale Wurt., ex priacipiis jur. Ro- 
mano-Germ., scriptis jure consultorum in ‘isto ducatu maxime approba- 
torum- desumtae etc. Stuttg. 1735 (344 pp.) 8. — Ed. nova, auct. et 
emend. ib. 1748. 8. (mit breitem Rand). Der Berfafler wird häufig 
unter der Bezeichnung Annotator angeführt. Griefinger nennt ihn 
Comment. B. VI. ©. 444 in feiner fräftigen Ausprudsweife „den bes 
fannten alten Sünder.” 

31) Einleitung in das Herz. Würt. Landrecht mit vielen zur Erläu- 
terung dienenden Anmerff. Stuttg. 1760 (574 SS.) 8. — Das Bud 
beginnt: Wie viel Theile hat das Fürftl. Landrecht? Resp. Bier Tpeile 
u. ſ. w. Hochſtetters Name ift auf dem Titel nicht genannt. 

32) Erläuterungen über das würtemb. Landrecht ıc. ir Ih. (ohne 
Drudort) 1791. 8 Das Buch geht blos über den 1, Theil des Lande 
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Differtationen über das Wuͤrtt. Recht geleiitet. Bon folchen 
Differtationen haben wir eine ziemliche Zahl über einzelne 
Fragen und Lehren unfres Privatrehts, befonders von Lau— 
terbah®, Ferd. Chriſtoph Harpprecht ä, ‚Burf: 
Hard Bardili (geb. zu Tübingen 1629, ao. Prof. der 
Mechte 1653, ord. Prof. 1655, herz. Rath und HofGAſſ. 1660, 
erfter Botant beim H.G. 1678, geftorb. 1692) $, Joh. Andr. 
Frommann (geb. zu Coburg 4626, ord. Prof. zu Tübingen 
4660, gefterb.1690)#, Gabriel Shweder und Shöpff®. 





rechts, und it nichts andres als eine magere Paraphraſe deffelben mit 
wenigen furzen und höchſt unbedeutenden Anmerkungen. 

33) Bon feinen Diff. über Württ. und über gemeines Recht, in welchen 
Lesteren (bei weitem der Mehrzahl) er auch vielfach das W. Recht bes 
rückſichtigte, erfhienen mehrere Sammlungen. Die dritte und vollftän- 
digſte, welche 158 Diff. von 2. enthält, it: B. Dn [beati Dom.] w. A. 
Lauterbachs . . Dissertatt. academicae, de selectis nobilissimisque 
jur. priv., tam commun. quam statutarii, argumentis, primum seorsim 
conscriptae, ac postea ab ipso auctore.... juxta ord. alphabet .. 
collectae, noviterque ... . recusae. Access. celeb. polyhist. b. D. Lan- 
sii Diss. select. Tub. 1728. IV. Voll. 4., und ein dider Index rer. et 
verbor. in Diss. Lauterb. et Lans. occurrent. Tub. 1729. d. — Die 
erfte Sammlung, welde Lauterbach felbit veranftaltet hatte, kenne ich 
nicht. Die zweite, kurz nad feinem Tode erfhienene, ſcheint nichts 
andres, als eine Bereinigung urfprüngliher Eremplare der Leſchen 
Differtationen unter einem Titel, der beinabe wörtlich fo lautet, wie der 
Titel der dritten Sammlung. 

34) B. Da. Ferd. Chph. Harpprechti Dissertstionum academi- 
car. Vol. I. et li. Tub. 1737, 4 Die Sammlung enthält 84 Diff. 

35) Bardili fihrieb eine Reihe von Diff. über einzelne Lehren des W. 
Rechts. Gefammelt wurden fie aber, fo viel ih weiß, nicht. 

36) Brgl. ob. ©. 5183. Einzelne urfprünglide Eremplare von 25 
feiner Disp. find gefammelt unt. d. Titel: Disputation. jurid. Tubingens. 
Volumen. Habitar. sub praesid. Dn. J. A. Frommann. Tub. 1682. 4. 

37) Gabr. Schwederi Disputationum Tom I. et il. Essling. 1731. 
4. Die Sammlung enthält 46 Dispp., deren größerer Theil aber öffent- 
liches Recht betrifft. 

38) Brgl. 3. B. oben $ 73 Note Ab, 12, 19a, 64, 86a. Befonders 
verdient machte ſich Schöpff dur fein tüchtiges Buch Über den Hofge- 
rihtsprogeß: Tract. theoret. pract. de processu summi appellat. trib. 
Ducatus Würt. quod Tubingae est etc. Stuttg. 1720. 4; 2te Ausgabe: Pro. 
cessus appellationis, nullitat., restitut. in int., revisionis et remissionis, 
eumprimis Ducat, Wurt., denuo revisus etc. Stutg. 1748. (644 pp.) & 
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Allein auch die meiſten diefer Differtationen trugen die 
Mängel, welche oben gerügt wurden, an fih. Ueberhaupt 
wurde das vaterlindiiche Recht dadurch, daß man es gleich: 
fam am Schlepptau dem Römiſchen Rechte nachführte, ſehr 
verkümmert, eine gehörige Ausbildung deſſelben gehemmt 
und ſeinem Geiſte nicht volle Geltung gegeben. Man ging 
gewöhnlich von dem wunderlichen, das wahre Verhältniß des 
einheimijchen Nechts zu dem blos fubjidiären fremden 
Rechte völlig verfennenden, Grundjage 9 aus, daß das Parti: 
eularreht aus dem gemeinen Rechte, und in Eollifion mit 
demjelben ftets einjchräntend ausgelegt werden müfle. Go 
feste man den Geiſt des Particularrechts durchaus dem ges 
meinen Nechte hintan, und nicht jelten mußte auch der Flare 
Buchitabe des einheimifchen Rechts dem Nömifchen weichen, 
wie die bei den früher entwickelten Lehren durch mande 
Beijpiele belegt wurde. Dabei verfannte man ganz, daß für 
ein Necht, welches nur allmählig und unter den verfchiedenften 
Einflüffen fich bildete, die Gefhichte und der Zujammen: 
bang mit feinen mittelbaren und unmittelbaren Quellen ein 
Hauptauslegungsmittel it. An gründliche hiſtoriſche For: 
fhungen über unjer Recht war nicht zu denfen. Auf die vor: 
landrechtlihen Statute zurüczugehen fiel ohnehin nicht ein. 
Man bhielc fie felbit-in den Fragen, über welhe das Land: 
recht ſchwieg, durch das Landrecht für völlig aufgehoben, und 
obwohl dieß gegen die Beitimmung des Landrechts war 0; 
fo waren hierin doch Schriftfteller, Gerichte und Regie: 
rung einverftanden #9, Aber ebenſowenig forjchte man aud) 





— — 


39) Grieſinger Comm. B. VI. ©. 180 nennt den Satz „häpßlich, 
nichtswürdig, aller Vernunft hohnſprechend.“ 

40) Denn auch das deitte L.R. erflärte, wie bag erfte (ob. ©. 242), 
blos die dem Landrechte widerwärtigen Localrechte für ungültig, und 
verpflichtet den Richter, in den im L.R. nicht begriffenen Fällen nach „fon= 
derbaren, erbaren Statuten und Gewohnpeiten“ zu richten. S. III. UN. 
Beihluß ©. 535 und 1. 2. $ 2. 

41) Vrgl. aud oben S. 317 Note 26, 27. Manche Statute, 3. B. 
das Uracher und Tübinger Stadtrecht enthielten Beftimmungen über 
Sragen und Lehren, welche das Landrecht ganz übergangen hatte, und 
doch ſah man fie durch das Landrecht unbedingt für aufgehoben an, und 
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nad den Quellen des Landrechts, noch benügte man zu feiner 
Auslegung die vorliegenden reichen Hülfsmittel %%, und ſelbſt 
Die angejeheneren Juriſten machten oft die wunderlichften 
Verſtöße bei der Gefchichte unjres Nechts #3, 

Einen befferen Sinn regte in dieſer Beziehung im Anfange 
des XVIU. Sahrbunderts Chriftophb Friedrihb Harp— 
precht an, ein Enkel Ferdinand Chriſtophs. Im J. 1727 
wurde eine außerordentliche Profeflur des vaterländiichen Rechts 
geftiftet, welhe man Harpprecht übertrug, und nun wurde 
zum eritenmale ein bejonderes "Collegium über das Württ. 
Necht in Tübingen gelefen, und diefe Borlefung — in welcher 
fpäter auf Darpprecht zwei um die Univerfität fehr verdiente 
Lehrer, Sirt. Jacob (v.)Kapff? und nach diefem Julius 
Friedrich (v.) Malblank * folgten — wie auch eine Bor: 
lefung über Deutſches Recht durch die erneuerten Statuten 


— 


fie blieben von nun an unberückſichtigt ım Staube der Regiſtraturen 
liegen. So fagt auch Herzog Friedrich 1. in einem Mandate v. 1. Jul. 
1601 über einen Punkt, in welchem die Univ. Privilegien auf das „Stadt: 
reht zu Tübingen“ verweilen, daß „ichiger Zeit ohnedieß Unſer 
Stadt Tübingen Recht nichts anders ift, ald was in Unſren Landrechten, 
Lands» und andern Ordnungen begriffen” if. 

42) Es dachte z.B. faum Jemand daran, Haugs und Eifengreing 
Arbeiten zu .benügen. Nur bei Lauterbah findet man einige dürftige 
Spuren davon, das er fie benüßte. Consil. Tubingens. T. 11. c. 164. 
nr. 35 und Griefinger Comm. B. IX. Vorr. ©. V. Wie fepr dieß 
oft zu irrigen Auslegungen des Landrechts führte, wurde ſchon oben mehr: 
fach gezeigt. 

43) So meint Ferd. Chph. Harpprecht in der ©. 588 Note 81 
angef. Diss. $ VII. XVill, XX, eine neue Revifion des Landrechts fey 
von Herzog Chriſtoph im Jahre 1591 publicirt worden, und nennt 
diefen, unter Ludwig gemachten, Abdruck des zweiten Landrechts ein 
jus antiquum, a duce.Christophoro a. 1591 in luculentiorem con- 
sonantiam crectum. 

44) Geb. zu Plievderhaufen 1735, ao. Prof. 1761, HofGaſſ. 1765, ord. 
Prof. am Coll. illuſtr. 1766 ,.ord. Prof. an d. Univ. u. Herz. Rat 1767, 
erfier Botant beim Hof. 1780, Director des Obertribunals von 1806 
bis 1817, Staatserath 1811, geftorben 1821. Außer einigen Diss. fchrich 
Derf. nichts über Württ. Recht. 

45) Geb. zu Weinsberg 1752, ord. Prof. in Altdorf 1779, ord. Prof. 
in Tüb. 1793 und zugleih von 1813—1817 Mitglied des D.Tribunale, 
Als Schriftfteller. war er im Face des W. Privatrechts nicht thätig. 
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von 41752 unter die Zahl der ordentlihen Vorleſungen an der 
Univerfitär aufgenommen #% Auch war Harpprecht — geb. 
zu Tüb. 4700, ao, Prof. 1727, Rath und HofGAſſ. 1729, ori. 
Prof. 1731, geftorb. 1774 — ein ausgezeichneter, wilfenfchaftlid 
gebildeter, gewandter Lehrer, und in feinen Studien hHerricte 
die biftoriiche Richtung vor. Er war eigentlich der erfte, 
welcher für die Geichichte unſres Rechts Einiges, freilich aber 
noch nicht ſehr Bedeutendes, leitete, und den Ginn für 
diefelbe in tüchtigen Schülern, zu denen z. B. Gerftlacer 
(ob. ©. 23) gehörte, anzuregen wußte. Nur hätte er nod 
viel mehr leijten fünnen, wenn er nicht zu läßig gewelen 
wäre #7, und das Meifte von den guten Planen, die er fid 
für wilfenfchaftlihe Arbeiten vorgefegt hatte, blieb unausge 
führt 8, Dabei wirkte auch die ganze unwiffenjchaftliche Ric: 
tung, welde längft fhon die Yurisprudenz überhaupt und 
namentlidy die Behandlung des Nömijchen Rechts genommen 
hatte, der Mangel an gründlicher, quellenmäßiger Behand: 
lung nachtheilig ein. 

Eine neue Epoche begann in diefer Hinficht für Tübin— 


46) Diefe Statuten beftimmen Cap. IX, daß die Yuriftenfacultät aus 
ſechs ordentlihen Profefioren beſtehen, und diefe über Inititutionen , Vans 
decten, Canoniſches Recht, Staats-, Leben», Criminal-, Kirchen» und 
Militärrecht, Deutſches Recht, Landrecht, Reichs- und Redt# 
geſchichte und Practicum ſo leſen ſollen, daß in drei Jahren der ganze 
Curs abſolvirt werden könne. Die einzelnen Penſen ſollen in einem Tri— 
meſter oder in einem Semeſter, bie Pandecten in einem Jahre (täglid 
zwei Stunden), gelefen werden. Vrgl. ob. ©. 78 Note 8. 

47) Er wurde fogar im J. 1772 „wegen Saumfeligteit in Facultäts— 
gefhäften, wie fhon im J. 1753 auf einige Zeit gefhehen war, von ber 
Zuriftenfacultät, wie auch in Folge deffen von dem acad. Senat ausge 
fhloffen, jedoch ihn das munus docendi gelaſſen.“ Cloſſius an dem 
oben ©. 23 angef. D. ©. 231. 

43) Bon feinen Planen fpricht er in einem Programme, welches bie: 
felben fhon auf dem Titel angibt: Chph. Frid. Harpprechti De. 
Colligendo corpore juris Würt. Il. Scribendis institutionibus jur. W. 
privati omnis, All. Edenda bibliotheca juridico — hist. jurium, queis 
speciales in Imp. Rom. Germ. resp. utuntur, IV. Adornarda commenia 
tione syis numeris absoluta ad leges privatas tam universales, quam 
particulares Ducatus Wurt. Consultatio. Tub. 1727. (31 pp.) 4. Ketnen 
einzigen von diefen Planen brachte er zur Ausführung. 
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gen befonders durch Carl Chriſtoph Hofacker — geb. in 
Böringsweiler 1749, Privatdocent in Göttingent774, ord. Pro: 
feſſor in Tübingen 17753, geitorb. 1795 — welcher durch die Werke 
der befferen Eiviliften des XVI. Jahrhundert gebildet, mit 
einer trefflichen Methode und ſchönem Vortrage den tüchtigften 
wiffenichaftlihen Sinn verband, und an die Gtelle von Eber— 
hard Chriftoph Ganz * nad Tübingen berufen, eine Reihe 
ausgezeichneter Schüler bildete, und der befiere Ginn, der 
nun überhaupt in der Nechtswilfenfchaft ſich zu regen und fie 
zu regeneriren begann, fing auch für unfer Particularredht 
tüchtige Früchte zu fragen an. Bon diefer Richtung zeugten 
namentlidy mehrere fchr gelungene Abhandlungen über einzelne 
Lehren des W. Rechts aus dem Ende diejes Zeitraums und 
dem Anfange des folgenden. Beſonders gehören hierher einige 
Arbeiten von Earl (v.) Pfizer (geb. 1767), eine Mono: 
graphie von Öriefinger!* und von Weishaardlund zwei 
Werfevon Heinrich Ernjt Ferdinand (v.) Bolley (geb. 
41770), welcher, ein ausgezeichneter Schüler Hofackers, wie Pfizer 
die Theorie mit der Praris (lange Zeit als Amtsfchreiber, 
©. 299 Note 5) auf eine ausgezeichnete Weife verband, und 
mit Griefinger einer der Erften war, welder die Ges 
fchichte des vaterländifchen Nechts zur Gewinnung praftifcher 
Refultate auf eine gründlichere Weife anzuwenden anfing 52, 
Bon dem gleichen, die frühere Zeit weit überragenden, Geifte 
endlich zeugen die zwei unfer Privatreht im Ganzen umfaflen- 
den Werke, mit welchen diefer Zeitraum fchloß, und in welchen 

49) Canz — geb, zu Nürtingen 1720, ao. Prof. in Tübingen 1745, Rath 
1755, ord. Prof. 1759, geftorb. 1773 — gehörte zwar noch der alten Schule 
an, war aber ein fiharffinniger und geiftreicher Gelehrter und fehr bes 
liebter Lehrer der Pandecten. Ein paar Differtationen, die er über Fra— 
gen des W. Nechts ſchrieb, zeichnen fih in Beziehung auf wiſſenſchaftlichen 
Sinn vortheilhaft vor den meiften älteren Differtationen der W. Gelehrten aus. 

50) Heber den Voraus des überlebenden Eheg. Stuttg. 1802 und Ueber 
die Eollation der Defe. Stuttg. 1807. 

51) Ueber Konkurs und Präcurs. Heilb. u. Rottb. a. d. T. 1802. 

51a) Bon d. Berbindlichkeit d. Verträge nah allg. Grundſſ. u. bef, 
nah d. wirt. R. Tüb. 1793. 8. 

52) Bolley Betrachtungen üb. verſch. Rechtsmatt. Sttg. 1800; und 
beſonders ſeine oben S. 562 angef. Lehre von öffentl. Unterpfändern. 1802. 
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unfer Recht in zwei verfhiedenen für die Wiſſenſchaft und 
Anwendung wichtigen $ Dauptrichtungen bearbeitet wurde, Das 
eine ift ein Commentar über das Pandrecht, welchen Ludwig 
Friedrich Grieſinger (Advokat, geb.1767) in 10 Bänden ber: 
ausgab #, von welchen acht noch in diefem Zeitraume, Die zwei 
legten zwar erjt im folgenden erjchienen, jedoch der eine längft 
Ihon im dieſem gedruct war $, Dieſe Werfe, deſſen Ber: 
faſſer nur in der Aufitellung neuer Anfichten nicht jelten etwas 
zu raſch, in der Polemik und überhaupt in der Ausdruck: 
weije zu formlos und in dem Herausheben feiner wirklich be: 
deutenden Derdienjte zu offen ift, gibt ung mit reicher Ge 
lehrſamkeit, gewandtem Schatffinne und unverdroffenem Fleiße 
eine gründliche und großenthels fehr gelungene Exegeſe der 
drei legten Theile, des Landrechts und eine ausführliche Er: 
drterung der Anfichten unver vaterländiichen Schriftſteller 
und der Bearbeiter des Römiſchen Rechts, ſoweit dag Veßtere 
bei ung eingreift. Auch beachtete Griefinger das hiſtoriſche 
Material und die Quellen des Landrechts, wenn er gleich in 
diejer Beziehung mehr zu wünjchen übrig ließ 8. 

od) fehlte e8 aber ganz an einer fpftematifchen Dar: 
ftellung unjres Privatrehts. In dieſe Lücke trat Jacob 
Friedrich (v.) Weishaar (geb. zu Korb 1775, Advocat 
41797, Abgeordneter 4813, und Präfttent der Kammer der Aby. 
v. 4819-1851, Minifter des Innern 1832, geftorb. 1834) durd 
fein Handbuch des Würt. Privatrechts ein, deffen zwei erite Bände 


—— 


53) Wenn Neyfher Württ. Privatr. 8.1. ©.87 der einen derfelben, 
der eregetifhen Methode, vorwirft, daß fie „blos Worte und feine In— 
ftitute erkläre” : fo wird in dieſem Urtheile jener Methode eine viel be 
fpränftere Beziehung und Bedeutung gegeben, als fie in der That hat. 

54) Commentar über dag Herzoglihd Wirt. Landredt. Th. IV. 
Frankf. u. Reipy. 1793—1799. Th. IX. u. X. 1808. 

55) Die erſten 16 Bogen des IX. Bandes wurden ſchon im 3. 1800, 
die übrigen zwei im J. 1804 gedrudt. 

56) Griefinger war der GErfte, welder Eifengreing Arbeiten 
gründlicher benigte. Nur fcheint er Eifengreins Relation über den 
111, Theil des Landrechts erft bekommen zu haben, als er fchon bei der 
Lehre von der Transmiſſion war (Comm. B. X. Borr. ©. X. vrgl. ob. 
S. 337 Note 12 a. E.). Haugs Arbeiten find von ihm nur wenig benüßt, 
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noch in diefen Zeitraum fallen 5”, Nur wollte Weishaar 
fein volljtändiges. Syitem des bei ung geltenden Privat: 
rechts geben, fondern bearbeitete blos die Theile des Privat: 
rechts, über welche die einheimischen Rechtsquellen nähere Be: 
ftimmungen enthalten. Was er aber ung gibt, zeichnet ſich 
durch Geift, richtigen Blick, trefflihe Darftellung, Präciſion 
und wiflenjchaftlihen Sinn in hohem Grade aus, und fein 
Werk nimmt eine der erften Stellen unter den Bearbeitungen 
Deuticher Particularrechte ein, was wohl felten ift bei einer 
ganz neuen Bearbeitungsform einer Willenfchaft, die über: 
haupt erft jeit Fürzerer Zeit auf eine tüchtigere Weife zu bear— 
beiten begonnen ‚wurde. Die Aufgabe, welhe Weishaar 
fich ftellte, war weit fchwieriger, als die, welche Grieſin— 
ger löste; der Fortjchritt, den durh Weishaars Arbeit 
unfre Wiffenfhaft machte, war auch von einer Bedeutung, 
iwie fein früherer, und wir müffen dankbar anerkennen, daß 
MWeishaar für unfer Privatreht das war, was einer der 
ausgezeichnetften und von Zeitgenoffen und Nachkommen ges 
achtetften Römifchen Gelehrten und Practiker für das Römiſche 
Hecht einft war S. 


Nenmwürttemberg. 

6 78. Die bedeutenden, ©. 327 bezeichneten, im Jahre 
1802 gemachten Gebietserwerbungen ließ Churfürft Friedrich, 
wie fchon oben berührt wurde, feinem Stammlande nicht ein: 
verleiben. Gie bildeten unter tem Namen Neuwürttem: 
berg ein in Berfaffung, Berwaltung, Rechtspflege und 
Gefeggebung vom alten Lande völlig getrenntes Gebiet, welches 


57) Handbuch des Würtemb. Privatrehts Th. I. Stuttg. 1804. Th. LI. 
1805. Th. 111. 1808. 8. — Zweiter, unveränderter Abprud. Stuttg. 1817. 
— Dritte umgearbeitete Ausg. Tp.I. Stuttg. 1831. Th. U. u. 111. 1833. 
8. Zu bedauern ift, daß Weishaar diefer dritten Ausgabe die Fort: 
ſchritte, welche die Rechtswiſſenſchaft in den legten 25 Jahren gemadt 
hatte, weniger zumendete, und fih mehr darauf befchränfte, die Geſetz— 
gebung der fünften Periode mit manchen geiftreichen Blicken einzufügen, 
und im Hiftorifhen Einiges zu ergänzen. 

58) Brgl. D. 1. 2. (de orig. jur.) 1. 2. $ 4. u. Zimmern Geld. 
des Rom. Privatr. B. 1. $ 76. 
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gegenüber von diefem in allen Beziehungen ald Ausland be 
handelt wurde . Das Staatsbürgerrecht in dem einen Gebiete 
gab nicht das in dem anderen; im Erwerbe von Liegenichaften 
in Altwürttemberg war der Neuwürttemberger allen oben 
©. 520 f. angeführten Befchränfungen des Ausländers unter: 
worfen?; jogar bei Ganten behandelte man Neumwürttemberg 
längere Zeit ald Ausland, indem 3. B. über Vermögen, das 
ein neuwürttembergifcher Gantmann in Altwürttemberg hatte, 
ein Partieularconcurs eröffnet und durchgeführt wurde 3, 
Was die Verwaltung und Gefehgebung des neuen Landes 
betrifft: fo widerftrebte Friedrichs Sinn jeder Einmijchung 
einer dritten Gewalt in den Gang feiner Regierung, ebenfo 
aber auch jeder gefeglichen Bevorzugung einzelner Claffen der 
Unterthanen vor anderen und jeder Intoleranz in religiöſen 
Angelegenheiten. Das neue Land, großentheils aus ehemahli: 
gen ftädtifchen Republiken beitehend, erhielt Feine ftändijche 
Verfaffung. Friedrich regierte es als unumfchränfter Herr: 
fcher und Gefeßgeber, foweit ihn nicht fein Verhältniß zum 
Deutfchen Reihe band. Alle Unterthanen in demfelben follten 
aber in gleicher Weife zur Tragung der Ötaatslaften zuge: 
zogen werden, und alle zu der Ausübung der Nechte, welche 
er feinen Untertanen überhaupt geitattete, gleihmäßig befugt 
feyn. Das erfte feiner Gejege, welches er in diefem Ginne 
für Neuwürttemberg erließ (1. San. 41803), war ein 
Religionsedict (von den Einwohnern Neumwürttembergs 
befannten ſich die Meiften zur Fatholifchen Religion, welchen 


1) Bon den Gefegen und Verordnungen, welde für Nenw. gegeben 
wurden, fenne ich keine vollfländige Sammlung. Manche finden fi in 
dem „allgemeinen Intelligenzblatt für Neuw.“. Ellwang. 1804. 1805. 1306. 
4., Einige im dritten Band der Riecke'ſchen Sammlung der Gerichts— 
gefege, und die Firchlichen theild in dem zweiten Bande der Eiſen— 
lohr’fhen Sammlung der Kir. Gefeße, theils in Lange Sammlung 
der Kathol. Kirchengefete (oben ©. 24). 

2) Blog für die Bewohner des Eflinger Gebietes wurde eine Aus— 
nahme gemadt dur ein G.Refer. v. 3. Det. 1803; abgedr, bei Riede 
a. a. O. ©. 791. | 

3) Dieſes wurde erft durch ein G.Refe. v. 22. Aug. 1804 aufgehoben: 
abgedr. bei Riede a.a. DO. ©. 802. 

J 
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eben dadurch Altwürttemberg beinahe ganz verfchloffen war), 
in weldhem den neuen Landen ihre bisherige Religionsübung 
nnd überhaupt jedem Mitgliede einer der drei im Deutjchen 
Reiche geſetzlich aufgenommenen hriftlichen Religionsparthiren 
freie Ausübung des Gottesdienftes und Aufnahme in die neuen 
Lande, und auh die Zulaffung zum vollen Ortsbürgerrechte ® 
zugelagt wird. Dabei aber wachte er fireng über den Rech: 
ten des Landesherrn gegen mögliche Uebergriffe der Kirchen. 

Das neue Gebiet erhielt gleich im Anfange des Jahres 
4803 eine durchgreifende Organifation 6. Es wurde in 3 Lands 
vogteien — Ellwangen, Heilbronn, Rottweil — eins 
getheilt, welche in DOberämter und Stabsämter zerfielen. Die 
höchſten verwaltenden Behörden waren eine Dberlandesregie: 
rung, eine Hofkammer und ein Forftdepartement, welche ihren 
Gig in Ellwangen hatten. 

Rechtspflege und Adminiftration wurde, wie in Altwürt: 
temberg, nicht getrennt. Die Stadtgerihte, im Wefent: 
lichen organifirt wie in Altwürttemberg ’, entjchieden unter 
dem Borfige des DOberamtmanns oder Stabsamtmanns alle 
Prozeffe, und zwar folche, deren Gegenftand fih bis auf 
50 Gulden belief, ohne Zuläßigfeit einer Appellation. In 
höheren Sachen ging die Berufung an das Landvogteiges 
richt des Sprengels, welches blos aus dem Landvogte und 


4) Beigefügt it: „mit alleinigem Ausfchluffe der Municipalämter” d. h. 
in Orten, in welcden eine andere Confeſſion die herrichende ift. 

5) Das Ediet ift abgedrudt bei Eifenlopr Kirch. Geſſ. TH. I. 
&.3f. 

6) Manifeft, betr. die politifhe und kirchliche Organifat. der neumwürtt. 
Lande. Gedr. Fol. Einen zweiten Abdruck kenne ich blos bei Joh. Frid. 
Miller Hiftorifch-ftatift. Nachrichten von den dem Haufe Wirt. zugetheilten 
Entfhädigungs-Ländern. Stuttg. 1803. ©. 201— 222. 

7) In den Stabtgerichten follten die zwei Bürgermeifter in der Regel, 
und wo möglich zwei Gerichtsverwandte Juriften feyn. Beamtenftaat v. 
1803. Art. 10. Nefe. der O. Land. Reg. v. 29. Aug. 1804 (im angef. In— 
telligz. Bl. ©. 290). Der Stadt- und Amtsfhreiber war Actuar des 
Stadtgerichts, und Hatte auch im Uebrigen meift diefelben Functionen, 
wie in Altw. Nur follte ihm eine fire Befoldung ausgefegt, und feine 
Sporteln in öffentlihe Rechnung gebracht werben, was aber nicht durch- 
geführt worden zu feyn fiheint. 
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2 Affefforen zufammengefegt war. Dieſe Randvogteigerichte 
hatten zugleih in allen Wechfeljachen mit Zuziehung eines 
Handlungsvorfteherse und über die Exemten Gerichtsbarkeit 
in erfter Snjtanz, und waren die Mittelbehörde in Vormund— 
ſchaftsſachen. Ueber ihm ftand die ODberlandesregierung 
in Ellwangen (ein „dirigirender Staatsminifter“ als Präfident, 
ein Vicepräftdent und 8 Räthe). Dem erften Senat derjelben 
(Präftdent und 4 Räthe) waren die eigentlichen Verwaltungs— 
angelegenheiten und die Otrafrechtspflege übertragen; zugleich 
bildete er den Lehenhef; der zweite Senat (Bicepräftdent und 
4 Raͤthe) beforgte Die obervormundfchaftlichen Angelegenheiten, 
und war das Appellationggericht für die von den Landvogtei— 
gerichten entjichiedenen Sachen, wenn fie 200 Gulden überfties 
gen oder das ganze Bermdgen der Parthie betrugen. Eine 
Revifion fonnte blos unmittelbar beim Ehurfürften nachgeſucht 
werden, und nur, wenn die Sache 1500 Gulden überftieg, 
oder das ganze Vermögen einer Parthie betraf; zur Enticei: 
dung wurde dann die Sache an die vereinigten Senate der Ober: 
kandesregierung gewiefen; das Urtheil dieſes „Dberappellations: 
tribunals“ mußte aber, wenn nicht der Fiscus Parthie war, 
vor feiner Derfürdigung dem Ehurfürjten vorgelegt werden ®, 

Das dem Ehurfürsten zuftehende Kirchenregiment in der 
evangelischen Kirche, „die geiftliche Gerichtsbarkeit, Kirchen: 
oberaufjicht und Kirchenpolizei“, wurde einem Dberconfiftorium 
in Heilbronn? übertragen. Allein feine geiftlihe Gerichts: 
barkeit bejchränfte ſich blos auf disciplinarifche Rügen gegen 
Kirchen- und Schuldiener. Ehe: und Verlöbnißſachen wur: 
den an die weltlichen Gerichte gewiefen, ebenfo alle Prozeffe, 
auch liquide Schuldflagen, gegen Geiftlihe. Nur erhielten die 
Leöteren (Decane, Pfarrer und geprüfte Candidaten) einen 
privilegirten Gerichtsſtand vor den Landvogteigerichten © Die 





8) Das privileg. de de non appellando, welches Friedrich für alle 
feine Sande erbielt ($ 76 a. E.), wurde aub in Neumürtt. befonders 
publicirt. G.NRefer. v. 1. Febr. 1805; im angef. Intelligz. Bl. ©. 8. | 

9) Es beftand aus dem Landvogt, einem Landvogtei-G.Affeffor, einem 
weltlihen und einem geiftliden Confiftorialrathe. 

10) Das ob. angef, Manifeft, und bef. die Inftruct. für das O. Confiſtor. 
in Heilb. v. 25. Jun. 1804 $ 3, 45 bei Eiſenlohr a. a. O. S. 26f. 
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katholiſche Kirche blieb in ihren Firchlihen Verhältniffen im 
MWefentlihen unverändert. Die verjchiedenen Theile der nen: 
württembergiichen Eatholiihen Kirche ftanden deßhalb unter 
fünf verfchiedenen auswärtigen Ordinariaten, denen von 
Würzburg, Worms, Speyer, Augsburg und Con— 
ftanz!!. Das Kirhengut und die Stiftungen wurden unter 
Die DOberaufficht der weltlihen Behörden geftellt, und Die 
Ueberfchüffe jollten vorzüglich zum Behufe ftaatspolizeilicher 
Anordnungen verwendet werden ?. Auch bei den Katholiken 
wurde die geiftliche Gerichtsbarkeit im Wefentlihen auf die 
gleiche Weife befchränft, wie bei der evangelifchen Kirche 3, Bei 
Ehehinderniffen hatte zunächit die weltliche Behörde (die Ober: 
landesregierung) nach den bürgerlichen Gefegen zu entfcheiden, 
und dann erft konnte, wenn die Oberlandesregierung dazu beſon— 
ders Erlaubniß gegeben hatte, die Sache zur Erledigung der 
firchlichen Hinderniffe an die geijtliche Behörde gebracht werden, 
und auch bei Scheidungen von Tiſch und Bett mußte vorher 
mit der weltlichen Behörde Communication gepflogen werden 1, 
In Beziehung auf Derfaffung und Verwaltung der Ges 
meinden wurde die altwürttembergiihe Communordnung 
„proviforifch recipirt“ 5 Die Stelle der Landredhnungsdepus 
tation 6 verfah für jeden Landvogteibezirk ein befonderes Deco 
no miecollegium, welches aus dem Landvogte, einem Lande 
10) Lang Einltg. in d. Kath. Kirhengeff. (od. ©. 29) $ 4 f. 

12) Lang a. a. O. $ 11 f. Eifenlopr  Einltg. in d. evangel, K. 
Geſſ. ©. 217. 

13) Vrgl. Tanga. a. O. $6, 1%. ©. auch die im der Note 21 
angeff. G.Refer. v. 3. Aug. und 28. Sept. 1204. — Kirchencon— 
vente wurden fhon im 3. 1303 für ganz Neumwürttemberg eingeführt, 
aber ſo, daß fie durchaus feine Strafbefugniß haben follten. Snftruct. 
für dv. K.Convente der neuw. Lande v. 11. Oct. 1803 (bei Eifenlopr 
K.Geſſ. Th. U. ©. 6 f.), und Deer. die Einführung der K. Conv. in D. 
Gath. Gemeinden betr. v. 23. Febr. 1804, bei Lang Kath. K.Geſſ. 
S. 68f. In diefer Beziehung (vrgl. ob. S. 390) wie in anderen wurde 
in Neuwürttemberg der Einfluß der Geiftlichkeit noch mehr befchränft, als 
er es in Altwürttemberg war. 

14) ©. das Note 1 angef. Manifeft; ferner Refer. v. 3. Zul. 1803 
und v. 26. Zul. 1804, Xestere bei Lang a. a. D. ©. 45, 7%. 

15) Vrgl. Refer. ver O.L. Reg. 9.29. Ang. 1804, im angef. Intell. Bl. ©.290. 


16) Vrgl. oben ©. 402, 408. 
Wächter, Württemb. Privatr. J. 44 
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vogteigerichtsaffeffor, einem Oberftenereinnehmer und einem 
Steuerrath beftand, und bei wichtigen Fällen in höherer Sr: 
ftanz die DOberlandesregierung. 

Die äußere Trennung von Alt: und Neuwürttemberg mar 
wohl der einzige Grund, aus welchem Churfürft Friedrid 
vorerft in der Privatrehtsgefesgebung Meumürttem 
bergs nur wenige Aenderungen traf, und das Mecht beider 
Länder nicht ausglih. Zwar wurden einzelne altwürttember: 
giſche Gefege auf Neuwürttemberg übergetragen;' allein « 
waren nur wenige, namentlich die Communordnung, die Wed; 
felordnung "7, die ©, 457 angeführten Beftimmungen über 
den Eintritt der Volljährigkeit und über Difpenfationen der 
Minderjährigen zum Zwece der Ehe und der Dermögens: 
verwaltung 8 und das ©. 426 angeführte Gefeß vom 9. Mai 
1804 "7; auch wurden alle in Altwürttemberg gültige gefehlice 
Lofungsrechte eingeführt 7%, und in adminiftrativer Beziehung 
und bei den Privatrechtsgefeßen, welche rechtspolizeiliche Be: 
ziehungen hatten, geihah in diefer Hinfiht fact iſch no 
mehr, aber auf eine Weife, die zu großer Verwirrung führen 
mußte. Allein im Uebrigen wurde jedem Orte das Redt 
gelaffen, das er früher hatte, fo daß die verfcieden: 
iten Rechte in den verfchiedenen Orten des neuen Lands galten, 
Die einzelnen Orte und Gebiete hatten theils einzelne Gefck, 
theils größere Statute aus früherer Zeit, theils über einzelne 
Berhältniffe, namentlich über Erbreht und. eheliches Güter: 
recht mehr oder minder ausgebildete Gewohnheitsrechte. Bei 
Lücken diefer Quellen trat dann das gemeine Römiſch-Deutſche 
Necht ein. Das gemeinfame Neht aller neumirrttember: 
gifchen Orte beftand daher blos aus dem fubfidiären gemei— 
nen Rechte, aus den angeführten vom alten Lande herüber: 


17) Vrgl. BD. über die Wechfelfähigkeit ver Handwerker und Bauern 
v. 30. März 1805, im angef. Intelligz.Bl. ©. 109. 

18) Deer. v. 3. Jan. 1803, Eirc.Refer. v. 3. März 1803 und ®. 
27. Aug. 1804. (Lang Rath. Kirch. Gef. ©. 1 u. 15, und das angel. 
Intelligz. Bl. v. 1804 ©. 297 f.) 

19) Es wurde für Neumürttemberg unter dem 10. Mai 1805 publicit; 
das angef. Intelligz. Bl. ©. 159 f. 

20) B.D. v. 10. Aug. 1805, im angef. Intelligz.Bl. ©. 261. 
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genommenen Gefegen, und aus den Gefegen, weldhe für 
Neuwürttemberg bejonders gegeben wurden, Der Lebteren 
waren es aber nur wenige ?!, fo daß in den meiften Punks 
ten die höchſt verjchiedenen Localgewohnheiten und Localftas 
futen zur Anwendung kamen, von welchen Lebteren manche 
ſehr ausführlid waren. Go hatte namentlih Heilbronn 
ein ausführliches gedrucktes Statutenbuch von 1541 2, welchem 
fpäter noch eine Reihe einzelner Gefege (ſ. g. Rathsdeclara— 


21) Außer dem fhon Angeführten fenne ich blos folgende: Reſer. 
2.26. Febr. 1303 (bei fang a. a. ©. ©. 15), nah weldhem dem Ehe 
brecher unter feinen Umftänden die Heirath mit der Ehebrecherin geftattet 
werben fol; G.Refer. v. 3. Aug. 1804 (bei Riede Gerichtsgeſſ. Th. I. 
-&. 802 und bei Tanga. a. DO. ©. 79), durch welches die den fathol. 
Geiftlihen bei Errichtung ihrer letzten Willen etwa zugeftandenen 
Privilegien, ferner die an einigen Orten üblich gewefene biſchöfliche Be— 
ftätigung ver legten Willen der Geiftlichen,. und endlich die an manden 
Drten üblih gemwefene Form der Grridtung der Teftamente vor dem 
Pfarrer und zwei Zeugen aufgehoben werben; G.Reſer. v. 28. Sept. 
1804 (bei Riede ©. 8506 und bei Lang mit dem Datum 25. Sept. 
S. 108 f.), nah weldem beim Tode eines kathol. Geiftlihen die 
Gerichtebarteit über das Teftaments - und Berlaffenfchaftsweien, Obfig- 
nation, Inventur, Theilungen lediglich der weltlichen Behörde (Yand-» 
vogteigericht) zugemwiefen, und nur in Beziehung auf Kirchen- und Pfründ— 
verhältniffe eine Concurrenz der geiftlihen Oberbehörde zugelaffen wird. 
Hatte der Erblaffer einen Teftamentserecutor ernannt: fo wird dieſem 
nad der Inventur die weitere Erledigung der Erbfchaft überlaflen; er 
muß aber darüber an das Land-V. G. einen vollftändigen Bericht erftatten. 
Diefelbe BO. wurde im MWefentlichen jhon am 9. Mai 1804 in Bezies 
hung auf fäkularifirte Mönche erlaffen; Lang a. a. DO. ©. 73. ferner 
Brandverfiherungs-D. v. 21. Aug. 1805, im angef. Intelligz.Bl. v. 1805 
©. 333 f. (orgl. Intelligz. Bl. v. 1804 ©. 393 f.).— Die Berordnungen 
mußten in Neuwürttemberg meift noch vom Geiftlihen von der Kanzel 
verfündigt werben. Vrgl. Lang a. a. D. ©. 59. 

22) Statuten, Satung, Reformation vnd Ordnung Burgerlicher Poli« 
cey des Heyligen Reichs Stat Haylpronn. (69 Blätter) Fol. Am 
Schluſſe it das Datum 3. Mai 1541. Das Statut beftept in 10 Theilen; 
Th. 1 handelt vom Prozeß, Th. 2 von Bormundfchaften, Th. 3 hauptf. 
von Güter» und Erbrecht der Ehegatten, Th.4 von Schenkungen, Th. 5 
von letzten Willen, Tho6 vom Inteftaterbreht, Th. 7 hauptf. vom Kaufe, 
Th. 8 hauptf. von Pfand = und Prioritätsrecht, Th. 9 enthält eine Batı- 
ordnung und Th. 10 Strafrechtliches. Sichtbar ift das Statut zum Theile 
aus bdenfelben Quellen unmittelbar gefchöpft, welche bei unfrem erften 
Landrechte benügt wurden, 
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tionen) folgte; Hall hatte ausführliche Statute, namentlic 
über Erbrecht und eheliches Güterreht 3, Eherecht, Bauver: 
hältniffe und Prozeß ?, ebenjo Eßlingen, namentlid ein 
Erbrecht vom 23. Aug. 41712 *, Reutlingen ein gefchriebenes 
Statutenbuch 5, von deffen Inhalt für das Privatrecht befons 
ders wichtig war das Snteftaterhrecht von 1500 77, Rotweil 
ein im J. 1546 revidirtes Rechtsbuch *», auch Weilderftadt 
und Giengen hatten für das Privatreht wichtige Stadt: 
rechte ?, Gmünd einzelne umfaflende Gefege, namentlich) eine 





23) Beſchreibung deß Heyl. Röm. Reihe Stadt Schw. Hall wohl— 
hergebradt und geübten Stadtrechten ꝛc. Eolligirt 1711. Hodſchr. Fol. Vrgl. 
Jac. Dav. Moegling Collatio jur. civ. Rom. cum statutario Suevo- 
Halensi, circa mater. emphyteuseos in salinis et successionis conjugum. 
Tub. 1716. 4. und Joh. Jac. Helferich D. de secund. nuptiis ad sta- 
tuta civitat. Suevo-Hallens. Tub. 1745. 4. 

24) Die Lebteren find gedrudt: Grneuerte Ehe-D. des Hey. Röm. 
Reihe Stadt Schw. Hall 1763 (vom 11. Zul. 1763). 30 SS. kl. 8. € 
neuerte Polizey-D. des ıc. 1703. 10858. kl. 8. Sie enthält S. 4-1 
eine ausführlihe Bau: DO. Erneuerte Prozeß-O. des ꝛc. 1706 (9, 16. Ihr. 
1706 : die vorangegangene war von 1651). 112 SS. Hl. 8. 

25) Des Heil. Röm. Reihe Stadt Eßlingen Berbeffertes Erb-Redt. 
Est. 1712. (97 ©.) Mi. 8. Es iſt eine Revifion eines Erbrechts v. 162. 
Privatrechtliches enthielt auch die Revidirte Zucht-Ordnung v. 3, ehr. 
1722. (40 ©.) kl. 8., und die Pfleg - und Pupillenorpnnung v. 9. Der. 
1721; gedr. El. 1722 (15 SS.) fi. 8. 

26) Gemainer Statt Reuttlingen Statuten, Sat und Orbnungen ıt. 
(Hdfchr.); eine Sammlung von Urkunden, Verordnungen und Gebräugen 
vom XIVen bis in das XVII Jahrhundert. 

27) Es wurde von Kaifer Marimilian den Reutlingern auf ihre 
Bitte unter Aufhebung ihres früheren Erbrechts gegeben. 

38) Das f. g. rothe Buch, das aber durch einzelne fpätere Geſetze 
vielfach modificirt wurde. Heinr. Rudgaber Geſch. der Frei- und Reichs— 
ftadt Rottweil. B. I. Rottw. 1835. ©. 128f. Interreffant ift namentlich 
das Loſungsrecht; Neihsft. Rotweilifhe Kauf-, Tauſch- und Zugrechts— 
(Lofungsrehts) Ordnung de Ann. 1793 38 SS. Fol. 

29) Das Statat von Giengen konnte in der neueren Zeit, ald nad 
ihm gefucht wurde (1819), nicht mehr gefunden werben. Einen Auszug 
enthalten: Gemeiner Stadt Artikel, welche jährlich bei der Hufbigung 
abgelefen werden; in R. 5. H. Magenau Bſchrbg. d. Stadt Giengenit. 
Stuttg. 1830. 8. ©. 113—132. Aalen foheint feine gefchriebene Statute 
gehabt zu haben; das eheliche Güterverhältnig beftimmte fich, wie au in 
Gmünd nah Gemwohnpeitsrecht (allgemeine Gütergemeinfchaft). 
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Privritätsordnung , und ebenfo beftanden in einem der be— 
deutendften Theile Neumwürttembergs, im Fürſtenthum Ell—⸗ 
wangen, eine Reihe wichtiger Particulargefege ®t, 

Auf diefe Weile war der Privatrehtszuftand Neuwürt— 
tembergs dem Zuftande fehr ähnlich, wie er in Altwürttemberg 
vor dem erjten Yandrechte war, und Diejelben Uebelftände, 
wie in jener Zeit, machten fi) auch hier fühlbar. Zu ihrer 
Dermehrung trug noch der Umftand bei, daß die höheren 
Richter mit den verfchiedenen, in ihren Sprengeln geltenden, 
Rechten nicht immer vertraut waren; und als allmählig alt: 
württembergijhe Schreiber in Neumürttemberg angeitellt 
wurden, flieg die Verwirrung noch mehr. Denn häufig wens 
deten dieſe bei allen Derhältniffen, die fie zu bearbeiten und 
zu beforgen hatten, namentlich bei Erbtheilungen, eben das 
altwürttembergifche Recht an, in das fie fich allein eingeübt 
hatten, obwohl es gerade bei dem Erb= und ehelichen Güter: 
recht von jenen Localrechten meift wejentlich verfchieden war, 
indem dieſen größtentheils allgemeine Gütergemeinfchaft der 
Ehegatten unter verjchiedenen Modificationen zu Grunde lag. 

Bald aber, mit dem Anfange des folgenden Zeitraumes, 
follte in dieſer Beziehung eine große Aenderung eintreten. 
Die ganze Privatrehts: und Prozeßgefehgebung 
Altwürttembergs follte auf Neumwürttemberg erſtreckt, dagegen 
Das ftaatsrechtlihe Berhältnig Neuwürttembergs und die 
unumfhränfte Herrſchaft, unter welcher es ftand, auf 
Altwürttemberg übergetragen, und durch eine folhe Aus: 
gleihung die Vereinigung beider Länder und neuer hinzuges . 
fommener Erwerbungen in einen Staat bewerkitelligt werden. 

30) Ganth und Priorität Ordnung Difer deß Heil. Röm. Reichs Stadt 
Schwäb. Gemündt (vom 17. Apr. 1753) 3 Blätter ‚ Bol, 

31) Hieher gehören u. 4. Verordnung, Wie e8.. im Hochfürſtl. 
Stift Ellwangen bei Veränderung der Fal- und Erb-Güthern ſowohl 
mit der Abſchätzung als Anrechnung derer herrfchaftl. Gefällen gehalten 
werden folle. Ellw. 1733 (42 ©.) 4. (mit einer erläuternden V.O. v. 
19. Zun. 1762, Hoſch.). Fürfl. Ellwangifhe Außlöfungs- Ordnung. 
Elm. 1736).10 ©.) 4, ein vom Württembergifchen fehr verfchiedenes 
Loſungsrecht. — Hochfürſtl. Elm. Ganth-Ordnung v. 2. Mai 1737 
( Odſchr.). — Fürfl. Ellw. Iinter-Gerichts Ordnung, Ellw. 1737 (20 SS.) 4. 

— 90— 


Nachträge. 


Zu S. 107 Note 9. Eine neue Ausgabe erſchien Tübing. 1585, als 
Anhang einer Ausgabe des zweiten Landrechts. Auch führt Weiſ— 
fer noch eine Ausgabe von 1576 an, die ich nicht kenne. 

Zu ©. 132—134 ift nun auch zu vergleihen Wilh. Piſtorius Beiträge 
zur Gefchichte des Schäfereiwefensg in Württ. Tüb. 1838 (42 ©.) 8. 
Aus diefer Schrift ift noch die Schaaforbnung Herzogs Ulrich vom 
12. Aug. 1539 nachzutragen. Ihr ging voran eine Schaaforbnung 
Ulrichs, welde zwifchen 1534 u. 1538 gegeben wurde, und welde 
großentheils in jene zweite Ordnung Ulrichs überging. Beide Ordnun— 
gen finden fih in der ©. 382 Note 18 angef. Hartmann'ſchen 
Sammlung. 

3u ©. 320 Fin. 22. Einige Berichte famen auch wirflih ein, 3. B. von 


Schorndorf (f. ©. 316 Note 23) und von Stuttgart, Letzterer 


wenige Tage nach Ludwigs Top, am 12. Aug. 1593. 

3u ©. 343. Haug erhielt den Auftrag, über die vielen Aenderungen, 
welche Enzlin auch im I. und U. Theile des Landrechts getroffen 
hatte, zu berichten. Er erftattete diefen Bericht unter dem 4. Apr. 
1608; ſ. darüber Griefinger Commentar:c. B. II. ©. 403, welder 
biefen Bericht mehrfach benüßte. Allein leider konnte ich benfelben 
alles Nachforfchens ungeachtet auf den Archiven nicht mehr finden. 

Zu ©. 471 Note 30 ift befonders zu vergleichen Bolley Bermifchte jurift. 
Auffäge ꝛc. Stuttg. 1831. ©. 406—415. 

Zu ©. 472 Note 32. Gegen die Anfiht von v. Reinhardt erklärte 
fih auch das D.Tribunal in einem Erfenntniffe vom 9. 1823; f. Bol⸗ 
ley a. a. O. ©. 394 f. 

Zu S.579 Note 62 Nr. 2. 3. ift befonders auch zu vergleihen U. v. Sar- 
wey (DA. Richter) Ueb. Liquidation und Location der Forderungen der 
Gemeinden im Concurſe ac. Stuttg. 1831. ©. 8—13. 

Zu ©. 626 Note 155. Zu weit geht wohl Sarwey a. a. O. ©. 27 f., 
wenn Derfelbe diefe Grundfäße nah dem bis zum J. 1825 beftandenen 
Rechte allgemein auf folhe Bermögensübergaben analog anwenden will, 
melde eine Uebertragung des gefammten Activ - und Paſſivermögens 
bezwedten. Brol: Mühlenbruch Pandectenr. $ 443. 
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Druckfehler und Berbefferungen. 


Mote 4 Linie 2 ftatt Difinition zu fegen: Definition, 
8. 20 von oben flatt Gleihgültigkfeit zu fegen: Gültig keit. 
L. 12 v. 0. it Deutſche zu flreichen. 
L. 14 v. o. fl. wiffentlichen zu fegen: wiffenfchaftlidhen, 
N. 8 ift fl. vierte und fünfte zu fegen: britte, 
2, 80. unt. (in d. Note) ift Beilftein zu ftreichen. 
. 2 bed Textes v. u. ift nah Grafen hineinzufegen: Ian ge Zeit. 
. 5 bed Textes v. u. fl. mußten lied: mußte, 
12,4 ft. 4374 [.: 1364, 
> 4 ift nach folgenden hineinzufegen: unb britten. 
.50.0,fl. oder vielmehr zu fegen: und theilmweife. 
. 18 u. S. 60 8.6 v. o. ft. Stifter l.: Stifte. 
28, 1 it nah V. O. beizuſetzen: vom 7. Apr. 1477. 
Br v. o. ft. Enbafften [.: Eebhafften. 
+10 0. ift vor Fremde Rechte zu fegen: 3. 
. 11 v. 0, ift vor Staatdverfaffung zu fegen: V. 
.8v. o. ift 1, zu ftreichen, 
..8b. Text. v. m. ift nad) 1501 beizufegen: (1. Januar), 
8, 4d. Zert.v. u. ift ft. ihrer Verwalter zu lefen: an ihre 
Verwalter, 
8. 10.0. ft. IV. zu fegen: VI. 
8, 12 v. o. fl. Einmeffen l.: Ermeffen, 
» 16 » » » Diefen l.: Diefer. 
N. 10 Teste 8. ft. Mf. L.: Daſelbſt. 
L. 2 v, 2. fl. 1377 1.: 1577. 
8.55. Text. v. u. fl. 5 55 1.2 5 35, 
N, 18% 11: Hirſau. 
N. 57a 2. 2 I: Niftelgerabe, 
8, 12 v. u. ft. 1355 I: 1555, 
N. 152. 1ſt. S. L:$ 
“20 0. fl. verfaufe L,: veräußere 
L. 1v, o. find die Worte: mehr ald 50 zu ftreichen. 


RE 


N. 22 8, > v. u. ſt. nad l.: noch vor, 
N. 3 8. 5 1.: Falcidia. 
N. 12 8, 9 fl. Teſtamentsformeln l.: Xeftamentöformen. 


e. 
2 
L. 4 der Noten v. o. iſt Tit. 8. $ 5 zum ſtreichen. 
L. 2 d. Textes v. u. ft. Graͤfen l.: Gräfin, 

8, 10 v. o. ſt. Publicatin l.: Publication. 

2, 4 v. o. ft. Üüberg egangene L.: Übergangene, 

L. 4 v. o. fl. Ruellen l.: Quellen, 
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Seite 384 8. 7 v. 0. fl. Saon L.: Schon. ' 
»„ 412 N. 38 ft. Nov, IX. 1.: Nov. X. 
„ 414 8 1v, o. fl. umfaffenen l.: umfaſſenden. 
»„ 417 8, 10, 0. ift nad) erfchien Keizufegen : (50. Aprif). 
„ 427 28. 5v 0. ift der Gatten und Kinder zu fireihen. 
„ 444 8, 1d. Text. v. u. fl. Titularrathsdeputatiou l.; Tutelar 
ratbhsbeputation, 
» 449 N. 34 8. 3 ft. 927 I.: 928. 
„ 450 8, 8v o. fi. Vormundſchaftsrecht I. Vormundſchaftsweſen. 
„ 454 8%. 1v. o. ift nad Ordnung beizufegen: vom 25. Sept. 1781, 
„ 472 8. 11 v. 0. fl. 34 1.: 349. 
» 474 N. 6. Die 4 letzten Zeilen biefer Note gehören nicht hierher, 
fondern an den Schluß ber Note 11 bes 5 75. 
„ 523 N. 20 gehören die Worte: ober wie Griefinger bid an bad 
Enbe ber Note in bie folgende Note 21. 
645 N. 18 ift zu Tefen: Besold in feiner D. ad.... 54 und in 
Lindenspür Comm. ad Ord. Poli. W. p. 68 curgl. $ 77 
Note 29), welchem wörtlich nachfihreiten Frommann u. f. w. 
Außerdem find einige Citate fpäterer 55 des Bandes unrichtig, nämlid): 
S. 112 Lin.9 v.0.: 5 42 ftatt 44; ©. 113 Note 21 2. 73 9 28 a. E. ſt. 
30 N 5; S. 114 N. 21 5: 558 N. 171.555 N..18;5 ©. 128 
N. 23 Teste Zeile: 5 69 fl. $S 67; ©. 132 NM. 37 8, 8: 5 69 N. 27 fl. 
667 M. 26; S. 150 8,9 v. 0.:555 ft. 54 nah N. 35 ©. 165 M. 31a; 
568.666; S.168 NM. 36 8 1: $ 38 1.5 33; S, 346 in db. Not, 
8, 1: 670 ſt. 5 735 S. 359 N.68, 7:9 591. 35a fl.$ 59 N, 28; 
©. 364 8, 17 v. 0. $ 69. 71 ft. 673. 745 ©. 367 NR. 10 8, 6: 569 fl. 
$ 745 ©. 368 8, 3 der Noten v. o.: 5 71 fl. $ 745 ©. 369 N. 8a ft. I: 
569 fl, 5745 S. 370 N. 9a: $ 70 fl. $ 72; ©. 394 N, 39: 9 76 fi. 7%. 
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